Google 



This is a digital copy of a book that was prcscrvod for gcncrations on library shclvcs bcforc it was carcfully scannod by Google as pari of a projcct 

to make the world's books discoverablc online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 

to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 

are our gateways to the past, representing a wealth of history, cultuie and knowledge that's often difficult to discover. 

Marks, notations and other maiginalia present in the original volume will appear in this flle - a reminder of this book's long journcy from the 

publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prcvcnt abuse by commercial parties, including placing lechnical restrictions on automated querying. 
We also ask that you: 

+ Make non-commercial use ofthefiles We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain fivm automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machinc 
translation, optical character recognition or other areas where access to a laige amount of text is helpful, please contact us. We encouragc the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attributionTht GoogXt "watermark" you see on each flle is essential for informingpcoplcabout this projcct and hclping them lind 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are lesponsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can'l offer guidance on whether any speciflc use of 
any speciflc book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search mcans it can bc used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liabili^ can be quite severe. 

Äbout Google Book Search 

Google's mission is to organizc the world's Information and to make it univcrsally accessible and uscful. Google Book Search hclps rcadcrs 
discover the world's books while hclping authors and publishers rcach ncw audicnccs. You can search through the füll icxi of ihis book on the web 

at |http: //books. google .com/l 



Google 



IJber dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Realen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfugbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 
Das Buch hat das Uiheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nu tzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in Partnerschaft lieber Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nie htsdesto trotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu veihindem. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 
Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche Tür Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials fürdieseZwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google-MarkenelementenDas "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser We lt zu entdecken, und unterstützt Au toren und Verleger dabei, neue Zielgruppcn zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter |http: //books . google .coiril durchsuchen. 



■^.s 



ff 



e 



INTERNATIONALES 

EISENBAHN-FRACHTßECHT 



AUF GRUND DES INTERNATIONALEN ÜBEREINKOMMENS 

ÜBER DEN EISENBAHN-FRACHTVERKEHR 

VOM 14. OKTOBER 1890 UND DER KONFERENZBESGHLÜSSE 

VOM JUNI UND SEPTEMBER 1893 



DASGESTELLT 



TOB 



EDUARD ROSENTHAL, 

A. 0. PB0FX8S0B DBB BBCBTB AB DBB UBITBBSITiT JBBA. 



JENA, 

VERLAG VON GUSTAV FISCHER. 

1894. 



Das Recht der Uebersetzung wird vorbehalten. 

MAY 1 H 1916 



Vorwort 



„Die Welt am Ende des 19. Jahrhunderts steht unter dem Zeichen 
des Verkehrs ; er durchbricht die Schranken, welche die VOlker trennen, 
und knüpft zwischen den Nationen neue Beziehungen an/* Dieses Kaiser- 
wort kennzeichnet treffend die hervorragende Bedeutung des großen 
internationalen Yertragswerks, dessen Erörterung dieses Buch gewidmet 
ist Daß es gelungen ist, fOr die europäischen Kulturstaaten ein einheit- 
liches Eisenbahnfrachtrecht zu schaffen und so den Handel und Verkehr 
zwischen Ural und Apenninen in einem seiner wichtigsten Zweige ein- 
heitlichen Bechtssatzungen zu unterwerfen, und das in einer Zeit, in 
der die Völker begannen, sich immer mehr durch Zollschranken abzu- 
schließen, ist eine wunderbare Erscheinung. 

Vom Standpunkte des internationalen Bechts aus muß dieses inter- 
nationale Uebereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr als ein 
außerordentlicher Fortschritt betrachtet werden. Während der inter- 
nationale Weltpostvertrag und der internationale Telegraphenvertrag 
zumeist einheitliche tarifarische und technische Bestimmungen und nur 
wenige Bechtsnormen enthalten, ist hier der große Wurf gelungen, unter 
Ausgleichung aller nationalen Gegensätze, in Anlehnung an bewährte 
Vorbilder yerschiedener Staaten und unter Berücksichtigung der Bedürf- 
nisse des modernen Verkehrs ein europäisches Eisenbahngesetzbuch zu 
schaffen, das die Keime weiterer, triebkräftiger, räumlicher und sach- 
licher Ausgestaltung in sich birgt. Dänemark ist soeben im Begriffe 
sich dem I.U. anzuschließen. Der Beitritt Dänemarks wird dann wohl 
den Schwedens und Norwegens nach zieh ziehen. Eine sachliche Aus- 
dehnung des I.Ü. durch Schaffung einheitlicher Normen für Personen- 
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transport und Reisegepäck düifte nicht allzu lange auf sich warten 
lassen. 

Wenn diese Rechtsnormen vorderhand auch nur Geltung bean- 
spruchen fOr einen großen Teil Europas — etwa zwei Drittel aller 
europäischen Eisenbahnen sind dem I.U. unterstellt — für ein Gebiet, 
das allerdings ungefähr 260 Millionen Einwohner umfaßt, so haben wir 
in ihnen doch verheißungsvolle Anfänge eines künftigen Weltprivat- und 
Weltprozeßrechts zu begrüßen. Schreiten die Eulturstaaten , wie zu 
erwarten ist, weiter auf dieser Bahn, so wird dieses Berner Ueber- 
einkommen als ein weithin sichtbarer Markstein in der Geschichte des 
Völkerrechts erscheinen. Es wird dann nicht nur dem internationalen 
Verkehre die feste Grundlage der Rechtssicherheit und damit dem 
Welthandel eine mächtige, starke Förderung verliehen, sondern es 
wird auch die neu erzeugte Rechtseinheit, die nun die Völker Europas 
enger umschließt, dem Weltfrieden eine kräftige Stütze geboten haben. 

Mit dem Inkrafttreten des btemationalen Uebereinkommens am 
1. Januar 1893 sollte auch dieses Buch erscheinen. Die Fertigstellung 
hatte sich um einige Monate verzögert, und als im Frülyahr der Druck 
beginnen sollte, erschien es mir im Einverständnisse mit dem Herrn 
Verleger zweckmäßig, das Ergebnis der zur Abänderung des inter- 
nationalen Uebereinkommens für den Juni 1893 nach Bern berufenen 
Konferenzen abzuwarten, um dieses noch in die Darstellung bezw. in den 
Anhang aufnehmen zu können. Diese Verzögerung bot dann außerdem 
auch für die bereits druckfertigen Abschnitte noch die Möglichkeit einer 
eingehenden Berücksichtigung der inzwischen erschienenen Litteratur, 
namentlich der Werke von Eger und Gerstner (vortragender Rat 
im Reichs-Eisenbahnamt), der als deutscher Delegierter an allen Vor- 
arbeiten des I.Ü. beteiligt war und sich um dessen Zustandekommen 
rühmlich verdient gemacht hat. Es konnten dann so auch noch die Ent- 
scheidungen des Centralamtes und andere im ersten und zweiten Jahrgang 
der von diesem herausgegebenen Zeitschrift für internationalen Eisenbahn- 
transport veröffentlichten wichtige Materialien Verwertung finden. 

So darf ich wohl hoffen, daß die Verzögerung des Erscheinens die 
praktische Brauchbarkeit dieses Buches erhöht hat. 

Trotz ausgiebiger Benutzung der Vorarbeiten, insbesondere der 
Protokolle der Bemer Konferenzen, der Eisenbahngesetzgebung und der 
frachtrechtlichen Litteratur der wichtigsten Vertragsstaaten, insbesondere 
Deutschlands und Oesterreichs , dessen Frachtrecht vorzugsweise als 



— V — 

Vorbild diente, war ich bemüht, die Darstellung so kurz, als es der 
umfangreiche Stoff gestattete, zu gestalten. Mein Streben ging dahin, 
gleichzeitig wissenschaftlichen Anforderungen und den Bedürfiiissen der 
Praxis zu dienen, so daß das Buch auch für die Zwecke der nicht- 
juristischen Interessenten aus den Kreisen der Eisenbahnverwaltung, 
des Handels und der Industrie bestimmt ist 

Zur Erleichterung dieser Benutzung bringe ich im Anhange zum 
Abdrucke: eine Zusammenstellung der in den einzelnen Staaten vom 
Bahntransporte ausgeschlossenen Gegenstände, den deutschen und fran- 
zosichen Wortlaut des I.U. und eine vergleichende Zusammenstellung 
der den einzelnen Artikeln des I.U. entsprechenden in den Vertrags- 
staaten geltenden Frachtrechtsnormen. 

Zu warmem Dank bin ich verpflichtet dem schweizerischen Eisen- 
bahndepartement für die Ueberlassung der Protokolle der Bemer Kon- 
ferenzen, dem Gentralamte zu Bern für wiederholte freundliche Auskunfts- 
erteQung, Herrn Präsidenten de Seigneux in Genf, der Direktion der 
Saaleisenbahn zu Jena und allen Bibliotheken, die meine Arbeit durch 
Ueberlassung von Fachlitteratur unterstützten. 

Jena, Februar 1894. 
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B. Bezahlung der Fracht S. 106. 

L In Frankatur oder Anweisung 106, Unsulässigkeit der Teilfrankatur 

106. IL NichtVorausbezahlung der Fracht bewirkt deren stillschweigende 
Anweisung auf den Empfänger 107. III. Yorausbezahlung der Riicht 
kann gefordert werden ftr schnellverderbliche und geringwertige Güter 

107. lY. Frankaturvorschuß 108. Y. Unschädlichkeit der unrichtigen 
Tarifiemwendung oder Bechnungsfehler 108, Berichtigungsansprüche 109. 

§ 14. Die Nachnahme (Art 18, Ausf.-Best §§ 6, 11). S. 111. 

I. Begriff der Nachnahme 111, Barvorschuß und Nachnahme nach Ein- 
gang 112. n. Absender allein ist zur Nachnahmebelastung berechtigt 
112, Höchstbetrag derselben 112, Ueberschreitung bei Uebereinstim- 
mung aller beteiligten Bahnen, in. Provision 118 (N). lY. Nur „Nach- 
nahme nach Eingang*" ist für die Bahn obligatorisch 114. Y. Nach- 
nahmebetrag ist an Absender auszuzahlen 114. YI. Hafkpfdcht der Bahn 
bei Ablieferung des Guts ohne Einziehung der Nachnahme 115. 
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Transport» beschränkt 181. Y. Fflr die Haftung gegenüber Absender 
oder Empf&nger ist es gleichgaltig, ob Schädigung durch Organe der 
einen oder anderen Iransportbahn verursacht wurde 181. 

§ 28. Hauptgrundsätze über die Haftpflicht der Bahn für 
Verlust, Minderung und Beschädigung des Gutes (Art 30, 
88, 86). S. 181. 

I. Uebereinstimmung des deutschen und französischen Rechts in Bezug 
auf Yoraussetzungen, Yerschiedenheit in Bezug auf Um&ng der Haft- 
pflicht, schweizer., deutsche Entwurf 182. IL Das moderne Schaden- 
ersatzrecht 188. III. Uebemahme des Haftungsprinzips des römischen 
receptum in das I.U. 184. IV. Dauer der Haftung 185. V. Haftungs- 
ursachen : 1) Verlust, a) Begriff, b) Präsumtion 186, c) Wiederaufflnden 
des Gutes 187. 2) Minderung 189. 8) Beschädigung 190. 

§ 24. Haftausschließungsgründe (Art. 80, 32, 43). S. 190. 
I. Verschulden des Elageberechtigten 190, Anweisung desselben 191. 

n. Natürliche Beschaffenheit des Gutes, 1) innerer Verderb, Schwinden» 
Leccage 192. 2) Haftausschlieiung für sog. Galo 193, Beweisfreiheit 
der Bahn, Gegenbeweis 194. 

ni. Höhere Gewalt 195, Begriffsmerkmale 197 (N zu S. 198), Beispiele 200. 

IV. Vierter Haftausschließungsgrund: Verbotswidrige Aufgabe von vom Trans- 
porte ausgeschlossener oder bedingungsweise zugelassener Güter unter 
bischer Deklaration oder unter Nichterfüllung der Bedingungen 200; 
schlieit auch Haftung wegen verspäteter Lieferung aus 201. 

§ 25. Haftausschlieiung für besondere Gefahren (Art 31). 
S. 202. 

I. Wegen der in offenen Wagen beförderten 202, n. wegen der nicht 
oder mangelhaft verpackten 204, III. wegen der vom Absender oder 
Empfänger selbst zu verladenden Güter 205, IV. wegen der besonderen, 
durch die eigentümliche Beschaffenheit gewisser Güter bedingten Ge&hrea 
206 (N), V. besonders bezüglich des Transports lebender Tiere 208, 
VI. wegen der bestimmungswidrig ohne Begleitung beförderten Güter 
208. Vn. Bechtsvermutung der wirklichen Entstehung des Schadens^ 
aus einer solchen Gefahr bei der Möglichkeit dieser Entstehung 209, 
die Umkehrung der Beweislast ist Hauptvorteil der Bahn 211, Gegen- 
beweis 211. 

§ 26. Der normale Schadenersatz für Verlust, Minderung^ 
und Beschädigung (Art 34, 37). S. 212. 

I. Verschiedenheit des französ. und deutschen Schadenersatzreohts 212. 
II. Verhandlungen über dessen Begelung im I.U. 214. III. Grundlage^ 
des regelmäßigen Schadenersatzes bildet der gemeine Handelswert bezw. 
Wert des Gutes 216. 1) Dieser erscheint als Maximum 217. 2) Be- 
weispflicht des Klägers über die Höhe des Werts 218. 3) Wert am 
Versandtort 218. 4) Erstattung der Zölle, Kosten etc. 219. IV. Er- 
satz wegen Beschädigung 220, bei Spezialtarif 222, bei Deklaration 
des Interesses 223, Unzulässigkeit des Abandonsystems 223. 

27. Beschränkung des normalen Schadenersatzes auf 
Grund von Spezialtarif en (Art. 35, Schlußprotokoll HI). S. 223 (N). 
Minderung des Schadensbetrages bei Anwendung von Spezialtarifen 223. 
I. Bedingungen derselben 224 (N). 11. Gewöhnliche Tarife, Spezial-(Au8- 
nahme-)T^rife 225. m. Preisermäßigung gegenüber ersteren 226 (N). 
IV. Wirkung der Spezialtarife : Ersatz des Maximalbetrags 226. V. Ver- 
langen der Anwendung der Spezialtarife 227 (N). 
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§ 28. Der Schadenersatz bei Deklaration des Interesses an 
der Lieferung (Art 88, Ausf-^Besi § 9). S. 228. 
L Diese Deklaration erscheint als YersichernngSTertrag 229. ü. Yer- 
schiedenheit gegenüber der bisherigen deatschen Wert- nnd Interessen- 
Deklaration 229. IIL Yoraussetiongen der Ersatzpflicht auf Grund 
der Deklaration 230. IV. Wirkung: Ersatz des den gemeinen Handels- 
wert oder Wert des yerlorenen oder den Minderwert des besch&digten 
Gutes abersteigenden Schadens 230. V. Beweispflicht 231. VI. Die 
Deklaration bei Anwendung 7on Spezialtarifen ausgeschlossen 232. 
Vn. Fraohtsuschlag ihr Deklaration 232 (N). 
§ 29. Haftpflicht wegen Yers&umung der Lieferfrist (Art. 39, 
40). S. 232. 

A. Voraussetzungen der Haftpflicht S. 233. 

I. Yerhandlung der Konferenzen 233. IL Yoraussetzungen der Ent- 
schftdignngspflicht der Bahn: 1) Yers&umung der Lieferfrist 235, 
2) Schaden 236. in. Befreiung der Bahn von jeder Haftpflicht durch 
den Nachweis der Yerursachung der Yersp&tung durch ein von ihr 
weder herbeigefbhrtes noch abwendbares Ereignis 236. 

B. Umfang des Schadenersatzes bei yersp&teter Abliefe- 
rung. S. 238. 

I. Franzis, und deutsches System 238. 11. Festsetzung des Ersatzes im 
Yerhältnis zur Dauer der Lieferfristüberschreitung 239. III. Schadens- 
nachweis 240. lY. Erhöhung des Schadenersatzes infolge Deklaration 
des Interesses 240. Y. Diese bewirkt Yerdoppelung der Yergtttung 
gegenflber den Normalsfttzen 240. YI. Die Höhe dieser Yergtttung 
hängt auch vom Nachweise des Schadens ab 241. YII. Zusammen- 
treffen von Beschädigung und Ueberschreitung der Lieferfrist 243. 
YIII. Die Yergtttung ist Gesamtersatz, die auch den normalen Ersatz 
in sich schließt, Beschwerden ttber Höhe des Frachtzuschlags 243. 
§ 30. Schadenersatz bei Arglist und grober Fahrlässigkeit 
(Art 41). S. 244. 

I. Yoraussetzungen der Yerpflichtung zum Tollen Schadenersatz 244, Arg- 
list oder grobe Fahrlässigkeit 245. n. Begriff des vollen Schadens 246. 
§ 31. Die Yerzinsung der Entschädigungssumme (Art 42). 
S. 246. 
I. Zinsfuß yon 6^1^ 247. n. Beginn der Zinspflicht 247. 

Sechster Abschnitt 
BrlftsehcM der Aaspridie gegea die Eiseibaki. 

§ 32. Erlöschen der Ansprttche gegen die Eisenbahn durch 
Annahme des Gutes und Zahlung der Fracht (Art 44, 46, 
12 A. 4). S. 248. 

L 1) Zahlung der Fracht 248, 2) Annahme des Gutes 249. 11. Bechts- 
yermutung der ordnungsmäßigen ErfttUung des Frachtvertrags 250. 
III. Ausnahmen von der Begel. Es erlöschen trotz Annahme und 
Zahlung nicht: 1) die durch Arglist und grobe Fahrlässigkeit herbei- 
geftthrten Entschädigungsansprttche 250, 2) für die wegen Yerspätung 
unter gewissen Yoraussetzungen 251, 3) fttr die wegen nach Art 25 
festzustellender Mängel, fftlls Feststellung unterblieben ist 251, 4) fOr 
Entschädigungsansprttche wegen äußerlich nicht erkennbarer Mängel 
252, 5) fSr Berichtigungsansprttche wegen unrichtiger Tariflinwendung 
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oder Beohnungsfehler 254. IV. Empfibiger kann Annahme des Gates 
verweigern, solange die von ihm beantragte Feststellung der Mängel 
nicht erfolgt ist 254, Y. nnd einzelne fehlende StQcke in der Empfangs- 
beseheinignng ansschließen 254. YL Schriftliohkeit der Entschftdigongs- 
ansprflohe 255. YII. Unznlfissigkeit der Geltendmachung der er- 
loschenen Ansprüche doreh Widerklage oder Einrede 255. 
§ 38. Erloschen der Ansprüche gegen die Eisenbahn durch 
Yerj&hrnng (Art 45, 46). S. 255. 

I. Der kurzen Yeijährungsfrist unterliegen nur Ansprüche gegen Bahn 
256. IL 1- bezw. 8-Jährige Yeijährungsfrist 256. III. Beginn der- 
selben für Ansprüche 1) wegen Beschädigung 257, 2) wegen Yerlustes 
oder Verspätung 257, lY. wegen Nachzahlung oder Zurückerstattung 
von Frachtbeträgen 258. Y. Für Unterbrechung der Verjährung sind 
Gesetze des Elageortes maßgebend 259 (N). 

Siebenter Abschnitt. 

■ie rechtlichei Betiehuge« der lahiei iitereiiiaiider, Itsbes^idere das Eiek- 

griftreckt. 

§ 84. Die Frachtforderungen der Transportgemeinschaft 
(Art. 23 A. 1—3). S. 260. 

I. Pflicht der Annahme- und Ablieferungsbahn zur Herauszahlung der 
Frachtanteile an die übrigen Transportbahnen, Verpflichtung der letz- 
teren zum Schadenersatz bei Verletzung der Frachteinziehungspflicht 261. 
n. Eontokorrentbelastung der Transportbahnen 262. III. Kontokorrent- 
verkehr unter den Transportbahnen 262. IV. Die Eontokorrentbelastung 
ist eine provisorische 263. Y. Sie erfolgt auch bei Frankosendungen 264. 
§ 35. Das materielle Bückgriffsreoht (Art. 47, 48, 49, 54). 
S. 264. 

I. Prinzip des Bückgriffsrechts, Verhandlungen hierüber 264. IL Dis- 
positive Natur der Bestimmungen des lU. über Bückgriif 266. III. 
Begriff und Voraussetzungen des Bückgriffsrechts 266. IV. Das Schuld- 
moment bildet prinzipielle Grundlage für die Verteilung der Ersatz- 
leistung unter den Bahnen 267. Y. Bückgriff im Fall der Versäu- 
mung der Lieferfrist 268. 
§ 36. Das Bückgriffsverfahren (Art. 50—54). S. 270. 

I. Unzulässigkeit der Verbindung des Bückgriffs- mit dem Entschädigungs- 
verfahren 270. IL Die Entscheidung im Entschädigungsprozeß ist 
maßgebend fdr den Bückgriffsanspruch 270, Voraussetzungen der prä- 
judiziellen Natur 270. ni. Prinzip der notwendigen Einheitlichkeit 
des Bückgriffsverfahrens 272. IV. Prinzip des einheitlichen Gerichts- 
stands 273. 

Achter Abschnitt 
Presefsreckt. 

§ 87. Die Aktivlegitimation (Art 26). S. 275. 

I. Aktivlegitimation des Verfügungsberechtigten 275, IL also 1) des Ab- 
senders 275 oder 2) des Empföngers 276. III. Abgrenzung der Be- 
rechtigung dieser beiden 276. IV. Diese Bestimmung bezieht sich nur 
auf die aus einem Internat Frachtvertrag entspringenden Ansprüche 277. 
§ 88. Passivlegitimation und Gerichtsstand (Art 27, 28). 
S. 277. 
A. Passivlegitimation. S. 277. 



— XV — 

I. Solidarische Haftung der am Transporte beteiligten Bahnen 277. 
n. Die Solidarhaft wird durch die Verteilung der Beklagtenrolle nicht 
berührt 278. ni. Passivlegitimiert ist die Annahmebahn oder die 
Bahn, die das Out zuletzt Qbemommen hat, oder diejenige, auf deren 
Betriebsstrecke sich der Schaden ereignet hat 280. IV. Durch Wider-^ 
klage oder Einrede können Ansprache aus dem intemai Frachtverträge 
auch gegen eine andere Bahn erhoben werden 282. 

B. Gerichtsstand. S. 282. 

V. Prinzip der Zuständigkeit des Oerichts des Staates, in welchem die 
beklagte Bahn ihren Wohnsitz hat 288. 

§ 89. Das Hauptprinzip des Prozeireohts (Art 55). S. 284. 
I. Das Gesetz des Prozeßgerichts ist fOr das Verfahren maßgebend 284, 
n. aber nur subsidiär, wenn das LIT. keine Bestimmung getroffen hat 
Prozessuale Vorschriften des I.U. 285. 

§ 40. Vollstreckbarkeit ausländischer Urteile (Art 56). 
S. 286. 

I. Prinzip der Vollstreckbarkeit der auf Grund des I.U. erlassenen Ur- 
teile in sämtlichen Vertragsstaaten, Voraussetzungen der Anwendungen 
dieses Prinzips 287. II. PrOfungsrerfiahren zur Feststellung des Vor- 
handenseins dieser Voraussetzungen 289. III. Nichtanwendbarkeit des 
Prinzips der Vollstreckbarkeit auf die sog. Succumbenzgelder 290. 
IV. Soweit die Vollstreckbarkeit reicht, ist auch die Einrede der ab- 
geurteilten Sache bezüglich ausländischer Urteile begründet 291, eben- 
so die Einrede der Bechtshängigkeit 291. 

§ 41. Verbot der Sicherstellung für Prozefikosten (Art. 56 
A. 2). S. 292. 
Dieses Verbot bezieht sich auf alle auf Grund des I.U. erhobenen Klagen 292. 

§ 42. Beschränkung der Pfändung und Beschlagnahme von 
Forderungen und rollendem Material (Art 28 A. 4, 5). S. 293. 
I. Voraussetzungen dieses beschränkten Verbots der Pfändung und Arrest- 
legung, Ausnahme von diesem 294. IL Der durch dieses Verbot er- 
teilte Rechtsschutz ist nur gegenüber der Entscheidung eines auslän- 
dischen Bichters gegeben 295. 

Neunter Abschnitt 
Hs Ceitralaat 

§ 43. Die Organisation des Centralamts (Art 57, Beglement betr. 
Errichtung eines Centralamts). S. 296. 

L Verhandlungen auf den Konferenzen 296. IL Organisation des CentraJ- 
amts durch den schweizer. Bundesrat 297. III. BegeluDg des schieds- 
gerichtlichen Verfahrens des Centralamts 298. 

§ 44. Die Aufgaben des Centralamts (Art 57, 58, Beglement). 
S. 300. 

I. Das Centralamt als Vermittlungs- und Sammelstelle 800, Zeitschr. f. 
intern. Eisenb. 301. 11. Die Aufgaben des Centralamts in Bezug auf 
die Fortbildung des I.U. 303. III. Das Centralamt als Schiedsgericht 
304, IV. als Vermittlungsstelle fdr die Begulierung der finanziellen 
Beziehungen der Vertragsbahnen 306. V. Die Aufgaben des Central- 
amtes in Bezug auf FQhrung der Liste der Vertragsbahnen 309. 
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Anhang L 

Znsammenstellung der bei dem Gentralamt eingegangenen 
Mitteilungen betreffend die Gegenstände, auf deren Be- 
förderung gemäß Art. 2 des I.U. die Bestimmungen des- 
selben keine Anwendung finden. S. 310 

1. Gegenstände, welche auch nur in einem der am Transporte beteiligten 
Gebiete dem Postzwange unterworfen sind 810. 

2. Gegenstände, welche wegen ihres Umfanges, ihres Gewichtes oder ihrer 
sonstigen Beschaffenheit, nach der Anlage und dem Betriebe auch nur 
einer der Bahnen, welche an der Ausfllhrung des Transportes teilzu- 
nehmen haben, sich zur Beförderung nicht eignen 813. 

8. Gegenstände, deren Beförderung auch nur auf einem der am Transporte 
beteiligten Gebiete aus Gründen der Öffentlichen Ordnung verboten 
ist 317. 

Auszug der intern. Phylloxera-Uebereinkunft vom 8. XI. 1881 in Bezog 
auf Gegenstände, deren Beförderung aus Gründen der öffentlichen Ord- 
nung verboten ist 821. 

Anhang ü. 

Deutscher und französischer Text des I.U. aber den Eisen- 
bahnfrachtverkehr vom 14.x. 1890. S. 828. 
Zusatzartikel z. I.U. S. 849. 
Liste der Eisenbahnstrecken, auf welche das I.U. keine 

Anwendung findet. S. 851. 
Beglement betreffend Errichtung eines Gentralamtes. 

S. 858. 
Ausfflhrungs-Bestimmungen zum I.Ü. S. 865. (Abänderung 

des § 1 durch Beschluß der Konferenz vom 18. VI. 1898.) 
(Anlage l'*^: Vorschriften Ober bedingungsweise zur Beförderung zugelassene 

Gegenstände. (Internationale Vereinbarung erleichternder Vorschriften 

vom 18. VI. 1898.) S. 862. 
(Anlage 2): Frachtbriefformular. 
(Anlage 8): Formular (Erklärung bezüglich der Aufgabe unverpackter oder 

mangelhaft verpackter Guter). S. 881. 
(Anlage 4): Formular (Nachträgliche Anweisung). S. 882. 
(Schluß-)ProtokolL S. 888. 

Anhang m. 

Zusammenstellung der Bestimmungen des LU. mit den ent- 
sprechenden in den einzelnen Vertragsstaaten geltenden 
landesrechtlichen Vorschriften. S. 384. 
Nachtrag. S. 888. 
Sachregister. S. 392. 
Berichtigungen. S. 898. 
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Einleitung. 

§1. 

Ber bisherige Reehtszastand. 

Die Ausdehnung des Eisenbahnschienennetzes bis in die entferntesten 
Gegenden unseres Erdteils, welches die die Völker trennenden Schranken 
niederriß, hat eine ungeheuere Umwälzung der socialen und wirtschaft- 
lichen Verhaltnisse, eine Umgestaltung des gesamten Kulturlebens Europas 
hervorgerufen. 

Der ungeahnte Aufschwung des Personen- und Güterverkehrs hatte 
eine zahllose Menge von rechtlichen Beziehungen zwischen Angehörigen 
verschiedener Nationen erzeugt« Noch aber hatte der Weltverkehr nicht 
sein Weltverkehrsrecbt gefunden, und die Verschiedenheit der Gesetz- 
gebung in Bezug auf das Eisenbahnfrachtrecht hatte eine dem inter- 
nationalen Handel höchst nachteilige Unsicherheit im Gefolge, indem 
hinsichtlich der in den einzelnen Ländern durchlaufenen Strecken ein 
sehr verschiedenes Recht ^) zur Anwendung zu kommen hatte. 

So konnten beispielsweise bei einem Transport von Dorpat nach 
Mailand Gesetze und Reglements von vier Staaten in Betracht kommen. 
Es konnten hier Reklamationen gegen eine Bahn erhoben werden, ohne 
daß diese in der Lage war ihrerseits Ersatz von der Vorbahn zu erlangen. 
Welche Fülle von Kontroversen erheben sich hier, ob der Absender oder 
Empfänger, ob er gegen die Annahme- oder Ablieferungsbahn zu klagen 
hat, über den Umfang des Rückgrifirechts u. s. w. ^). Welche Menge von 
Verwicklungen^), für deren Lösung es bei der Kollision der Gesetze 
an einem klaren, allgemein anerkannten Rechtsprinzipe fehlte, war hier 
möglich. Große Kosten erwuchsen femer dadurch, daß oft eine Mehr- 



1) Vgl. ▼. Bftr, L«hrbnch, S. 181. 

2) Vgl. über die Uebelstftnde des früheren Bechtssustandes de Seignenx und Christ, 
Denkschrift (abgedruckt bei Eger, Einf. S. 11). 

8) Vgl. die Beispiele bei Asser S. 7 if.; TgL auch Poinsard p. 41. 
Rosenthal, Inteniat. EiaenbahnlBrachtrecht 1 
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zahl von Bahnverwaltungen als Prozeßparteien beteiligt war^). Hier 
kamen in der That oft Zustände zur Erscheinung, von denen man 
mit Fug behaupten konnte, daß sie unserer Zeit und der Solidarität 
der Kulturvölker unwürdig seien ^). Das Bedürfnis nach Abhülfe wurde 
allgemein empfunden, und das Verlangen nach einem einheitlichen inter- 
nationalen Frachtrechte machte sich in den verschiedensten Kreisen 
der Interessenten vernehmlich geltend. 

Um die ganze Bedeutung dieser lange vergeblich erstrebten Rechts- 
einheit, an deren Herstellung man nahezu zwei Dezennien zu arbeiten 
hatte, bis alle Schwierigkeiten überwunden waren, ihrer ganzen Be- 
deutung nach würdigen zu können, wollen wir einen kurzen Blick auf 
den früheren Rechtszustand werfen. 

Zwei große Rechtssysteme beherrschten hauptsächlich das Fracht- 
recht der Bahnen*), das deutsche und das französische. 

Das deutsche Recht. In Deutschland und Oesterreich- Ungarn 
ist es das H.G.B., welches in seinem 5. Titel (Art. 390—431) das 
Frachtgeschäft regelt, der 2. Abschnitt (Art. 422—431) handelt von 
dem Frachtgeschäft der Eisenbahnen insbesondere^). Hierzu kommt 
das Betriebs-Reglement ^) (B.R.) vom 11. Mai 1874 mit verschiedenen 
Nachträgen, welches nicht den Betrieb regelt, sondern die Transport- 
bedingungen festsetzt (mit Ausnahme der Tarife*)), die in Deutschland, 
soweit sie eine Abänderung zwingender Vorschriften des H.G.B. enthalten, 
weil einseitig vom Bundesrat erlassen, ungültig sind ^). 

Die Sätze dieses B.R. haben nicht die Bedeutung von Rechtsnormen, 
sondern nur die von Yertragssatzungen ^). Sie bilden einen Bestandteil des 
zwischen der Bahn und dem Einzelnen abgeschlossenen Frachtvertrags*). 

Dieses B.R., welches auch in Bayern eingeführt wurde, ist auch 
in Oesterreich-Ungam und im ganzen Gebiete des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaltungen die Grundlage der rechtlichen Ordnung des 
Eisenbahnfrachtverkehrs. 



1) Vgl. den Ton dem holl&ndischen AdTokaten Hotj (Revue de dr. L, IXp. 880 e.) 
yeröffentUchten, diesen MilUtend grell beleuchtenden RechUfAll. 

2) VgL Hoyy, p. 888. 

8) Ueber die HauptgrundsäUe des Rechts der einseinen Staaten geben AufochluA 
de Seigneux und Christ, Denkschrift (Eger, Einf., 8. 9 t); Tgl. jetit auch 
Gerstner, 8. 7 ff. 

4) Nahezu flbereinstimmend das ungar. H.G.B. Art. 898—488. 

5) Ueber die jurbtische Bedeutung desselben ygl. Lab and, Staatsrecht, II 8. 185; 
O. Meyer, Verwaltungsrecht, I 8. 498 f. 

8) Vgl. Laban d, a. a. O. 8. 124$ E. Löning, Verwaltungsrecht, 8. 25. 

7) Vgl. ThOl, III 8. 90; ThSl, Handelsrechtliche Erörterungen ; Ooldschmidt, 
Z. XXVI 8. 608 ff., XXVm 8. 441 ff.; Drilling, Nochmals die angeblichen üngfilüg- 
keiten des B.R., Wttrsburg 1885 (Dissertation). 

8) Labend, a. a. O. 8. 126; R.O.H.O. XIX 8. 184. 

9) O. Meyer, Verwaltungsrecht, I 8. 499. 
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Das französische Recht. Die allgemeinen für den Fracht- 
vertrag aufgestellten R^eln des Code civil a. 1382 ss. und des Code de 
conunerce a. 96 — 108 finden, obwohl vor Erfindung der Eisenbahnen 
abgefaßt (1807), entsprechende Anwendung auf den Frachtvertrag der 
Bidmen. Spezielle Bestimmungen fQr diesen enthalten sodann die den 
Eonzessionsurkunden beigegebenen Cahiers des charges'), Ministerial* 
Verordnungen u. s. w. ') Gegenüber dieser mangelhaften gesetzlichen 
Grundlage hat die Praxis der französischen Gerichte das Eisenbahnrecht 
aufs erfolgreichste entwickelt, wie auch eine reiche Speziallitteratur hier 
die Ausbildung dieses Rechtszweiges nachhaltig gefördert hat^). 

Einen vermittelnden Standpunkt zwischen dem deutschen und fran- 
zösischen Recht nimmt das schweizer. Transport-G. v. 20. in. 
1875 ein, jetzt ersetzt durch das Tr.G. v. 29. lU. 1893. 

Belgien hatte mit dem französischen Ciode de commerce auch 
dessen Frachtrecht recipiert Jetzt ist an die Stelle des von den Fracht- 
verträgen handelnden Titel Vllb des belgischen Code de commerce unter 
Aufhebung von Art. 96—108 sowie des EgL Erlasses v. 24 XL 1829 
das Gesetz v. 25. VIII. 1891^) getreten, welches das Eisenbahnrecht 
unter starker Anlehnung an das I.U. regelte. 

In Italien, wo auch die Grunds&tze des französischen Rechts 
das Frachtrecht beherrschten, hat schon der neue Godice di commercio 
von 1883, titulo Xm a. 388—416 sich vielfach von diesem Vorbilde 
emandpiert und Ideen des deutschen, schweizerischen und englischen 
Rechts ^) für die Ordnung seines Frachtrechts aufgenommen. Die „Tariffe 
e Condizioni pei trasporti sulle strade ferrate delle reti Adriatica, Medi- 
terranea e Sicula vom 27. IV. 1885'^ decken sich inhaltlich in einer 
Reihe von Artikeln mit Bestimmungen des LU. 

Ebenso hat auch das neue Eisenbahngesetz Rußlands vom 12. VI. 
1885^) bereits vielfach die Grundsätze des LU. angenommen. 

1) Code de eommeree ». 105 n. 108 wordeD doreh Qee. t. 11. IV. 1888 agbeindert 
(abgedinekt im ArehiT f. Eiienb., 1888 8. il5; Goldsehmidt, Z. XZXVU S. 166). 

i) Dieses ist, abgesehen tod unbedeatenden Abweiehangen, gleichförmig für alle 
Bahnen d'int^rfit g^n^ral, nnd ebenso ist fUr die Bahnen d'int^rdt local ein anderer Typos 
gebrSaehlicb. Vgl. Ljon-Gaen et Benaalt, III n. 720. 

8) Diese Gesetse, d^erets, ordonnances, arrlt^ minlsteriels sind anfgefShrt bti Sarrnt, 
p. 608 SS. 

4) Ein Vergleich swisehen diesen beiden Hanptsystemen findet sich in de Seignenz 
o. Christ, Denkschrift (bei Eger, Einf., S. 11). 

5) AoBerdem gilt hier noch das Transportreglement der sehweiser. Elsenbahnen 
T. 9. VL 1876, dessen 1. Nachtrag Yom 8. XII. 1898 das Lü. wörtlich anfgenommen hat 
Vgl. Christ, I.U., S. 847. Ueber das neue schwell. Tr.G. Tgl. S. 7 Anm. 4. 

6) Abgedruckt in dentscher üebersetsang in E.V.Z., 1891 No. 98, nnd Zeit sehr, 
f. int. Eisenb., I 8. 186 ff. 

7) Vgl. LeTi, Contratto, p. 6. 

8) Abgedmckt in deutscher üebersetsung im Arohlr f. Eisenb., 1886 S. 648 ff., 
und im^Aussuge in Goldschmidt, Z. XXXIII 8. 876 ff. 
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In den Niederlanden wird das Eisenbahnfrachtrecht beherrscht 
durch das H.6.B. (Wetboek van Eoophandel) t. 1838, Tit. V Abschnitt 3 
(„Von Fuhrleuten^')) ^^^ das mit dem deutschen B.R. übereinstimmende 
Eäsenbahnreglement vom 9. 1. 1876. 

In Luxemburg^), wo der französ. Code de co. und Code civil 
formell gilt, wird das Eisenbahnfrachtrecht durch das Vereins-B.R. be- 
herrscht'). 

Mit der Ausdehnung des Verkehrs wuchs das Bedürfnis nach Aus- 
dehnung des direkten Dienstes auch über die Grenzen eines Staates 
hinaus. Zunächst bildeten sich in Deutschland engere Verbände be- 
nachbarter Bahnen, welche neben einer Verständigung über Tarife 
Unterhaltung eines direkten Verkehrs mit gegenseitiger Wagenbenutzung 
bezweckten ^). Aus solchen ging der 1847 begründete „Verein deutscher 
Eisenbahnverwaltungen" ^) hervor, der 59 deutsche, 38 (österreichisch- 
ungarische, 6 niederländische und luxemburgische, 3 belgische, 1 ru- 
mänische und 1 russische Eisenbahnverwaltung umfaßt *) und die recht- 
lichen Beziehungen der Bahnen zum Publikum und der Bahnen unter 
einander auf Grund freiwilliger Vereinbarungen gleichmäßig geregelt 
haben ^). Diese Ordnung fand ihren Ausdruck in dem zum B.R. des 
„Vereins*^ erhobenen deutschen B.R., welchem nur einige Zusätze hinzu- 
gefügt worden waren. 

War nun so durch das im Gebiete des „Vereins" geltende B.R. 
außer für Deutschland und Oesterreich-Ungam noch für andere Gebiete 



1) Vgl. Gerstner, S. 18 f. 

2) Durch Uebereinknnft y. 11. VI. 1872 (§ 7) wegen Uebernahme der Verweltoiig 
der T^nihelm-Luzembarg- Eisenbahnen durch die Kaiserl. Generaldirektion su StraBborg 
wurde beatimmt, da8 die B.Beglement8 und Tarife auf den Bahnen im Grofihersogtum 
Luxemburg fortdauernd mit den jeweilig auf den Eisenbahnen in ElsaB-Lothringen in Geltung 
stehenden in Uebereinstimmnng gehalten werden sollen. (Deutsches B.Ges.Blatt, 1872 S. 882 f.) 

8) Vgl. Endemann, Eisenbahnrecht, 8. 98. 

4) Vgl. fiber dessen Verfassung Koch, II 8. 8 f., 448 ff. 

5) Neben dem „Vereine** bildeten sich y^EisenbahnverbKnde**, welche u. A. die Ver- 
einbarung gemeinsamer TarifgrundsStze bezweckten. Der norddeutsche Tarif^erband er- 
weiterte sich 1877 SU einem Tarifverbande aller deutsehen Bahnverwaltungen, welchem 
das heute geltende Tarif schema von 1877 mit seinen spftteren Aenderungen su danken ist. 
Vgl. H S n e 1 , I S. 642. Auch in anderen Staaten bildeten sich internationale TarifverbXnde 
mit Bahnen benachbarter Staaten, welche eine direkte Expedition von Gütern von und nach 
allen Stationen der Verbandsbahnen unter Festsetsung gemeinsamer Tarife und Bedingungen 
für diesen direkten Verkehr vereinbarten. Ein Verseichnis der seit 1. 1. 1898 in Kraft 
getretenen internationalen Tarife und Tarifnachtrflge wird seitens des Bemer Centralamtes 
in der Zeit sehr. f. int. Eisenb. (vgl. I S. 202 ff., 234 ff. u. s.w.) veröffentlicht und 
fortwfthrend ergftnst werden. 

6) Denkschrift des Vereins, S. 1. Schon das Beglement von 1849 hatte 
direkte Güterabfertigung im gansen Vereinsgebiete angeordnet. Diese Bestimmungen „bilden 
den Ausgangspunkt einer von den Grenzen des Bahneigentums und der Staatsgebiete unab- 
hXngigen Gestaltung des Eisenbahngüterverkehrs und haben zu einer weitgehenden Ein- 
heitlichkeit in den Bau- und Betriebseinrichtungen geführt** (a. a. O. S. 2). * 
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Mitteleuropas eine einheitliche Rechtsgrundlage geschaffen, so war doch 
das Bedürfiiis nadi einem einheitlichen Transportrechte nicht befriedigt, 
da die wichtigen Ebmdelsverkehrsgebiete Frankreich, Italien, Schweiz 
und auch Rußland (mit geringer Ausnahme), Teile von Belgien sich 
dem „Vereine^' nicht angeschlossen hatten. 

Außer der Erweiterung des Geltungsgebietes des B.R. liegt aber 
noch ein anderer bedeutender Fortschritt in der Richtung vor, daß 
nun an die Stelle des wechselnden Mehrheitsbeschlüssen des „Vereins^^ 
preisgegebenen Inhalts des B.R. das I.Ü. als ein völkerrechtlicher Vertrag 
getreten ist, der in allen Yertragsstaaten Gesetzeskraft erlangt hat. 



§2. 

Entstehungsgeschichte des internationalen Uebereinkommens 

flher den Elsenhahn-Frachtrerkehr 0. 

Wenn auch die Idee eines Welthandelsrechts, die gelegentlich der 
Weltausstellungen immer wieder auftauchte, als ideale Schwärmerei 
betrachtet wurde, so war doch schon von verschiedenen Seiten die ein- 
heitliche Regelung einzehier Zweige des Handelsrechts, wie besonders 
des Transportrechts (neben dem Wechsel- und Seerecht), für ausführbar ') 
erkl&rt worden. Es handelte sich aber hierbei stets nur um program- 
matische Kundgebungen, deren Durchführung auch nicht einmal ver- 
sndit worden war. 

Zwei schweizerischen Advokaten, den Herren G. de Seigneux 
zu Genf (jetzt Präsident des Eassationshofs des Kantons Genf) und 
Dr. Christ in Basel, gebührt das unvergängliche Verdienst der erfolg- 
reichen Anregung einer der großartigsten internationalen Gesetzgebungs- 
werke. 

Am 11. Juni 1874, während der Beratung des Schweiz. Tr.G. (vom 
11. März 1875X richteten sie eine Petition ') an die Bundesversammlung 
in Bern, in welcher sie baten, der Bundesrat möchte noch vor der 
Beratung dieses Gesetzentwurfs den Zusammentritt einer internationalen 
Konferenz zur Vereinbarung einer einheitlichen internationalen Eisen- 



1) Eine awftthrKehe Darttellang dieMr Entstohnngtgsscbichte giebt E g • r , Das inter- 
ottdonale Debertukommeii fiber den BiMDbahnfrachtverkehr, in Laband u. St5rk, ArchiF 
für dffentlicbea Becbt, III S. 868 ff., Jetat erweitert bei Eger, I.U., S. XV ff., and ▼. d. Leyen, 
in Goldacbmidt, Z. XXXIX S. 2 ff., and bis cor 9. Konferenz, ▼. d. Leyen, Ver- 
haDdlongen, in Ooldschmidt, Z. XXV S. 240 ff.; Oerstner, S. 16 ff. 

2) In diesem Sinne sprach sich eine ron Napoleon IIL berufene Staatsratskommission, 
das Institat für internationales Beeht and belfiische Minister bei der Vorbereitnog der 
Antwerpener Weltaasstellang aas. Vgl. Cohn, Og., Vorträge, S. 88 ff. 

8) Die Petition ond die spXter ron de Seigneax a. Christ aasgearbeitete Denk- 
schrift sind abgedruckt bei Eger, Einf., S. 7 ff. 
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bahntransport-ßesetzgebung veranlassen. Eindringlich schilderten sie die 
aus der Verschiedenartigkeit der Gesetze und Reglements für alle 
Transportinteressenten bisher erwachsenen üebelstände. Die Antrag- 
steller wünschten, daß die internationale Vereinbarung nur Folgendes 
festsetzen sollte: 

1) Den Gerichtsstand für Reklamation wegen Havarie und Ver- 
spätung. 

2) Gewisse einheitliche Formalitäten für Konstatierung innerlicher 
wie äußerlicher Beschädigungen. 

3) Die Annahme des allgemeinen Satzes, daß der letzte Fracht- 
führer für den Fehler der vorangehenden Frachtführer haftet, unter 
Vorbehalt seines Rückgriffs auf dieselben; femer das für diesen Rück- 
griff geltende Verfahren. 

4) Die Grenzen der Haftbarkeit des Frachtführers, des ursprüng- 
lichen Spediteurs und der Zwischenspediteure. 

Der Bundesrat der Eidgenossenschaft veranlaßte nun auf Grund 
dieser Anregung die Regierungen zu Berlin, Paris, Rom und Wien zu 
einer Aeußerung über dieses Projekt und fand bei allen Geneigtheit, 
demselben näher zu treten. 

Auf Wunsch der deutschen und österr.-ungar. Regierung ließ der 
schweizer Bundesrat einen Gesetzentwurf („Vorläufiger Entwurf für eine 
Vereinbarung über den internationalen Eisenbahnfrachtverkehr") ^) von 
38 Artikeln nebst Motiven ausarbeiten^) und im Juni 1876 den Re- 
gierungen von Deutschland, Oesterreich, Frankreich, Italien, Belgien, 
der Niederlande, Luxemburg, Dänemark, Spanien, Portugal und Rußland 
zustellen mit der Anfrage, ob man ihn als geeignete Grundlage für die 
Beratung einer internationalen Konferenz erachte und ob man eine 
solche beschicken wolle '). Als im Frühjahr 1878 der schweizer Bundes- 
rat an diese Regierungen Einladungen zu einer solchen Konferenz nach 
Bern hat ergehen lassen, nahmen diese alle Regierungen mit Ausnahme 
derjenigen Dänemarks, Spaniens und Portugals an. 

Schon vor dem Zusammentritte der 1. Konferenz hatte sich die 
Kritik mit dem schweizer. Entwürfe beschäftigt. Vor allem hatte die 
bereits erwähnte Schrift Eger's, Die Einführung eines internationalen 
Eisenbahnfrachtrechts, 1877^), allgemeine Aufmerksamkeit erregt Eger 
hatte sich nicht damit begnügt, an dem schweizer. Entwürfe Kritik zu 
üben, die man auch da, wo man ihr nicht zustimmen wird, doch für 
höchst beachtenswert wird halten müssen, sondern arbeitete einen selb- 



1) Abgedruckt bei Eger, Einf., 8. 21 ff., und Prot. I S. VII ff. 

2) Dieser Entwurf mit MotiTen wurde aoBfi^arbeitet tod Prof. Fick in Zürich. Vgl. 
M e i 1 i , Int. Eisenbabnvertrige, S. 88. 

8) Vgl. V. d. L e 7 e n , Verhandlangen, S. 242. 

4) Vgl. über diese aoeb ins Franaösiscbe übersetste Schrift Laban d, Kritik, S. 590 ff. 
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ständigen Gegenentwurf in starker Anlehnung an das deutsche Recht 
aus, dem er eine eingehende, sehr verdienstvolle Begründung beigab. 

Prinzipiell bekämpft Eger^) den Standpunkt des schweizer. Ent-' 
wur&, welche nur die internationalen Transporte einheitlich regeln will, 
daneben für interne Transporte das Landesrecht fortbestehen läßt. Daß 
dieser Dualismus, der zu den bisherigen Transportrechten ein neues 
internationales hinzufügt, als ein schwerer Uebelstand betrachtet werden 
müßte'), soll nicht in Abrede gestellt werden, aber auch hier ist das 
Bessere des Guten Feind. Es wäre einfach nicht möglich gewesen, eine 
Vereinbarung in diesem Sinne, welcher alle Staaten als einem Eingriffe 
in ihre Souveränität widerstrebten, durchzusetzen. Und wahrlich man 
hätte doch das große internationale Werk nicht hieran scheitern lassen 
sollen. Die innere Notwendigkeit drängte zu einer Beseitigung des 
Mißstandes und führte auf einem Umwege eine, wenn auch nicht voll- 
ständige Ausgleichung^) des internationalen und internen Eisenbahn- 
frachtrechts herbei^), indem Rußland (Russisches E.G. 1885), Italien 
(Tariffe 1885) <^) und Belgien (Belg. Eis.G. 1891) ihr Landesrecht in 
vielfacher Beziehung schon früher mit den Prinzipien des Bemer Ueber- 
einkommens in Uebereinstimmung gebracht hatten, während Frankreich 
und die Schweiz ^) bei Einführung des I.U. am 1. 1. 1893 noch damit 
beschäftigt waren, diese Uebereinstimmung ihres internen Eisenbahn- 
frachtrechts mit dem I.U. herzustellen. So wird in Bälde ein einheit- 
liches Recht die internen und internationalen Eisenbahnfrachtverträge in 
Mitteleuropa regeln, nachdem auch in der Schweiz das neue Transport-G. 
V. 29. III. 1893 in Kraft getreten ist und auch in den Niederlanden und 
Luxemburg das mit dem I.U. übereinstimmenden B.R. des „Vereins*^ gilt. 

Deutschland und Oesterreich-Ungam hatten inzwischen gleichfalls 
eine Revision des B.R. vorgenommen und auch für den innerstaatlichen 



1) An und für sich war auch die Ton Eger geforderte Aasdebnnng der einheitlichen 
Keehtsnormieniog auf den Personen- und Oepftckverkehr berechtigt. War diese Aosdehnong 
aach jetst nnerreiehbar, das Bedürfnis des Verkehrs wird im Laafe der Zeit sicher au einer 
solchen Erweiterung des Vertragswerks hindringen. 

9) Eger, Einf., S. 48 ff. flbertreibt aber die Nachteile dieses Daalismas. Vgl. aach 
Laban d, Kritik, S. 593. 

8) Eine Kollision des internen and internationalen Prachtreehts ist bei der scharfen 
Abgrenanng der beiderseitigen Anwendnngsgebiete nicht an befarohten. Vgl. Zeitsohr. 
f. int. Eisen., I 8. 146 ff. 

4) Vgl. ▼. d. Leyen, S. 90 ff. 

5) In Italien haben nan anch die Verwaltangen der Mittelmeerbahn und der 
Adriatischen Eisenbahn sich bereit erkl&rt, sftmtliche den Frachttransport betreffende Be- 
stimmungen des LU. auch für den internen Verkehr anaunehmen (Zelts ehr. f. int 
Eisenb.» I 8. 146). 

6) Inswischen hat auch die Schweis ihr Transport-Ges. (selbst in der Reihenfolge der 
Art.) in sum gr5Bten Teile wörtliche Uebereinstimmung mit dem lÜ. gebracht und als 
Schweiaer. Bundes-Ges. betr. den Transport auf Eisenbahnen und Dampfschiflbn y. 99. III. 
1898 veröffentUeht (Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 216 ff.). 
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Güterverkehr zumeist die BestimmuDgen des I.U. angeDommen. Dieses 
fast wörtlich gleichlautende B.R. wurde in Oesterreich-Ungam am 27. X» 
1892 unter der alten Bezeichnung Betriebs -Beg^^nent') und im 
Deutschen Beiche als ,,Yerkehr8-0rdnung filr die Eisenbahnen Deutsch- 
lands vom 15. KI. 1892'' publiziert '). 

Ebenso hatte der „Verein'" eine Revision seines B.R. in der Weise 
vorgenommen, daß er die Bestimmungen des alten B.R. Aber den Gtlter- 
verkehr durch den seinem Wortlaute nach unverkürzt wiedergegebenen 
Inhalt des I.Ü. nebst Ausf.-Best. und Anlagen ersetzte (auch die Nu- 
merierung der Art. ist dieselbe wie im I.U.) und nur noch einige not* 
wendige Vorschriften in der Form besonderer, äußerlich als solcher 
gekennzeichneter Zusatzbestimmungen hinzufügte ^). Dieses neue „Vereins- 
Betriebs-Reglement" (Ver.B.R) ist ebenso wie die Verkehrs-Ordnung (V.O.) 
in Deutschland und Oesterreich-Ungam gleichzeitig mit dem I.U. am 
1. Januar 1893 in Kraft getreten. 

Nachdem durch eine Schienenverbindung des orientalischen und 
mitteleuropäischen Eisenbahnnetzes seit einigen Jahren der europäisch- 
orientalische Güterverkehr einen mächtigen Aufschwung genommen hatte, 
machte sich auch hier das Bedürfnis nach gemeinsamen Rechtsnormen 
geltend. Nach mehrjährigen Verhandlungen nahmen die Balkanbahnen 
— einige rumänische Bahnen gehörten schon dem „Vereine" an — das. 
(alte) Ver.B.R. mit einigen Modifikationen an, und es kam so das seit 
1. Mai 1891 gültige „Betriebs - Reglement für den direkten Verkehr 
zwischen Oesterreich - Ungarn , Serbien, Bulgarien und der Türkei'^ 
(Oest.-or. B.R.) zu Stande. Eine Revision, die wohl in wesentlichen 
Punkten zu einer Annahme der Grundsätze des I.U. führen wird, dürfte 
nicht ausbleiben, und es würde so, wenn ein Beitritt dieser Staaten zum 
I.Ü. nicht erreichbar ist, wenigstens eine wichtige gemeinsame, vertrags- 
mäßige Rechtsgrundlage für den mitteleuropäisch-orientalischen Eisen- 
bahnfrachtverkehr geschaffen. 

Uebrigens gestattet Rumänien, wenn es auch dem I.Ü. nicht bei- 
getreten ist, doch seinen Bahnen, im Verkehr mit den übrigen Bahnen 
des Vereins deutscher Eisenbahnen die Anerkennung des I.U. für die 
gemeinschaftlichen Transporte zu vereinbaren ^). 



1) Du Ssterr.-aogar. Betriebs-Reglement ist noch in engvre Uebereioatimmaiig mit dem 
LU. als die deatsche V.O. gebracht, da auf Grand des Ges. v. 87. X. 1892 die Regierong^ 
in einer Abftndemng des H.G.B. auf dem Verordnnngswege ermächtigt wnrde (Wiener Zeitung^ 
1899 Ko. 855), wfthrend man in Deutschland solche Aendemngen einer künftigen Bevision 
des H.G.B. Torbebalten hat. 

8) Bs wird wie die deatsche Verkehrs-Ordnnng nur „V.O." citiert, Abweichangen von 
der deatschen V.O. jedoch besonders hervorgehoben werden. 

8) Deutsches B-Oesets-BIatt 1898 No. 41. Aach in Bayern doich die KgL Begierang 
eingeführt. (Vgl. Bati, S. 81.) 

4) Ueber Entetehang and Anordnang dieses Vereins-B.B. vgl. E.y.Z., 1898 S. 941 f. 

5) Vgl. Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 809, 818. Neuerdings soU Belgien als 
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Der schweizer Entwurf^) war seitens der deutschen Regierung einer 
eingehenden PrQfong unterzogen worden, die zur Ausarbeitung eines 
GegenentwurfiB führte 'X d^i^ ') liehst einer Denkschrift dem schweizer 
Bundesrat fkberreicht word^ war und neben dem schweizer Entwurf 
als f^twurf eines Vertrages Ober den internationalen Eisenbahn-Fracht- 
yerkehr, aufgestellt von deutschen Eommissarien^^ ^), zur Grundlage der 
Verhandlungen der 1. Konferenz diente. Diesem Entwürfe, welcher die 
dauernden, wesentlichen, zumeist der Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften bedürfenden Rechtssatze enthielt, war dann noch bei- 
gegeben ein „Entwurf von Ausf&hrungs-Bestimmungen^S welcher die den 
wechselnden Bedürfhissen des Verkehrs anzupassenden, reglementären 
Bestimmungen zusammenfaßte ^). Diese dem schweizer Entwürfe fremde, 
sehr zweckmäßige Trennung wurde auch im I.U. beibehalten. 

Der schweizer Entwurf, der sich an das Schweiz. Tr.6. von 1875 
anlehnte^), hatte nur einige Hauptpunkte des Eisenbahnfrachtrechts 
einer Regelung unterzc^en und die Materie in keiner Weise erschöpfend 
normiert Vielfach war auf das Recht des Absende- oder Bestimmungs- 
ortes verwiesen, wo das Bedürfnis nach einheitlichen materiellen Trans- 
portrechtsnormen gegeben war. 

Demgegenüber war der deutsche Entwurf von dem Streben nach 
größerer Vollständigkeit erfüllt und schränkte die Verweisung auf das 
Landesrecht namentlich auf die das Wesen des Frachtvertrags nicht 
berührenden Punkte und solche ein, welche mit lokalen Einrichtungen 
oder Formen des Verfahrens oder tarifarischen Bestimmungen untrennbar 
zusammenhingen. Diese Beschränkung erschien geboten, da sonst der 
Inhalt des Vertrags zu sehr dem wechselnden Belieben der Vertrags- 
staaten ausgesetzt worden wäre ^). 

der hierbei meistinteressierte FestlendssUat sieh bemühen, aaf dem Verbandswege mit den 
englischen Bahnen einen thatsichlichen AnschloA der englisehen Bahnen an das I.U. herbei- 
safthreu. Vgl. Christ, I.U., 8. 849. 

1) Das Reichsoberhandelsgericht hat über diesen ein Gatachten erstattet. 

2) An dieser Vorberatang nahmen Teil Kommissaren des B.Eisenbahnamts, des B.JiutiB* 
amts, des preoS. Ministeriums d. öffentl. Arbeiten und der bayer. StaatseisenbahnFcrwaltnng 
(Tgl. ▼. d. Leyen, S. 21). 

8) Er war yertranlich mit 5sterr.-iuigar. Vertretern Torberaten worden (B n t ■ , S. 6). 

4) Dieser, wir werden ihn knrsweg als den deutschen Entwarf beseichnen, ist nebst 
der Denkschrift abgedmckt in Prot. I S. VII ff. 

5) An den Entwarf der Ausf.-Best. reihten sich 8 Anlagen an (Entwarf eines Ver- 
seichnisses nar bedingungsweise sagelassener OegenstAnde, FraehtbriefTormalar, Erkllning 
über Anfgabe von nicht oder mangelhaft verpackten Gegenständen). Prot I S. XXXV ff. 

6) Ceber die Uebereinstimmang einxelner Artikel des Entwurfs and des Tr G. 1875 
▼gl. ▼. d. Leyen, S. 17 f. 

7) Die Schwierigkeit der Aofstellang gemeinsamer Grandsltse sei, so wurde aos- 
geführtf auch nicht su groA, da eine Vergleichung der hauptsftchlichsten europäischen Gesets- 
gebangen seige, „da8 die obersten Grundsfttse des Transportrechts in den meisten wesent- 
lichen Punkten schon jetst sehr ähnlich sind, was eine Vereinigung auf vollständig 
gleiehfSrmige Normen hoffen läßt« (Prot I S. L). 
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Im Gegensätze zum schweizer Entwurf schloß sich der deutsche 
an das deutsche Frachtrecht an, welches nicht nur in Oesterreich-Ungam 
galt, sondern auch als Reglement des „Vereins deutscher Eisenbahnver- 
waltungen^' schon jetzt das gemeinsame Frachtrecht eines großen Teiles 
Mitteleuropas bildete 0- ^^^^ langjährige Erfahrung empfahl diese 
Grundsätze gegenüber den neuen, noch nicht hinreichend erprobten 
Sätzen des schweizer Frachtrechts, zumal im voraus auf die Aufnahme 
solcher Grundsätze, deren Annahme in den Ländern des französ. Rechts 



1) Schon darum entbehren die Ton einer Übel angebrachten nationalen Empfindlichkeit 
getragenen Aasstellungen Thaller's jeglicher Begrfindung. T h a 1 1 e r selbst mnfi die 
Ueberlegenheit des deutschen Bahnfrachtrechts gegenttber dem fransSsischen sugestehen« 
Der Code de commerce, vor Einfllhrang der Eisenbahnen yerfaBt, konnte doch selbstredend 
nicht die Berücksichtigung beanspruchen, welche dem den Eisenbahnfrachtvertrag aus- 
drücklich regelnden H.G.B. von 1861 und B.B. von 1874 sukam, sumal letzteres als 
Verein8-B.B. außer in Deutschland und Oesterreich-Ungam auch in den Niederlanden, 
Luxemburg, Belgien und Rußland cur Anerkennung gelangt war. Das Alles giebt Thal 1er 
p. 88 zu. Er betont selbst, dafi man in Frankreich par indolence versäumt habe, ein Eisen- 
bahngeseta ausiuarbeiten. Von einem Juristen dürfte man doch den Grad von Objektivität 
erwarten, daB er einsieht, dafi es für Jeden, der in einen Rechtsstreit auf Grund eines 
Frachtvertrags verwickelt wird, gleichgültig ist, ob die der Entscheidung su Grunde liegende 
Rechtsnorm französischen, deutschen oder russischen Ursprungs ist, sofern sie nur den An- 
forderungen der Gerechtigkeit und Zweckmäfiigkeit entspricht. Nur die Bedürfnisse des 
internationalen Transportverkehrs muBten für die Gestaltung des internationalen Transport- 
rechts ausschlaggebend ins Gewicht fallen. Andere Ansichten dürften dagegen gar nicht in 
Betracht kommen. (Vgl. auch die Bemerkungen Delboy's, Congr^s k Paris, p. 148; 
Meili, Unionen, 8. 84.) Ausdrücke wie die „on s'est presque exdusivement impregn4 
des id^es allemandes", „tonte rupture d'6qnilibre dans un acte international susdte la 
d^fiance envers eeux qui se sont fait la part du lion** (p. 88) und ähnliche (s. B. p. 141) 
machen es jedem Unbefangenen schwer, seiner Versicherung Glauben zu schenken, dafi er 
es bedauern würde, wenn seine Abhandlung inspiriert erscheine „par une animosit^ nationale 
contre le travail de Beme**. Thal 1er erklärt, sich sogar mit diesem Werk freuen in 
wollen unter der Bedingung „de ne pas y voir un pr6cödent qui enträinerait ^ bref d^lai 
dans Torbite germanique toutes les parties du droit commercial'^ Sollte Thal 1er sich 
wirklich am Schlüsse seiner Abhandlung der gewichtigen Gründe, die mit Notwendigkeit 
auf eine Bevorzugung des deutschen Eisenbahn frachtrechts hindrängten, nicht erinnert haben ? 
Merkwürdig erscheint auch die Behauptung Thaller's p. 818, dafi man in 12 Artikeln 
die KoDflikte der verschiedenen Gesetze auf diesem Gebiete hätte lösen können, eine Be- 
hauptung, die Meili, Unionen, 8. 88 f., gebührend kennzeichnet. 

Mit wohlthuender Wärme verteidigt dagegen der Belgier Lanckman (l'oeuvre p. 87 s.) 
den Entwurf gegen Befürchtungen, die auf einen Ausschluß Frankreichs ans dem euro- 
päischen Concert hindeuteten (Congr^s k Paris, p. 148), mit Nachdruck auf das Zu- 
geständnis, welches der deutsche Entwurf sofort an Prankreich machte, durch Preisgabe 
des Prinzips der beschränkten Haftung hinweisend. Vgl. auch die objektive, die Sachlage 
richtig würdigende Darstellung von de Seigneuz (Congr&s k Paris, p. 154) und die aneh 
von anderer schweizerischer (Meili, Internat Eisenbahnverträge, S. 58) und italienischer 
(Monzilli, p. 16) Seite ausgesprochene Anerkennung, dafi gerade den Zugeständnissen 
der deutschen Delegierten das günstige Ergebnis der Berner Konferenzen zum großen Teile 
zu danken ist. Objektiv würdigt zwar die durch die Entstehungszeit bedingten Vorzüge 
des deutschen Frachtrechts P o i n s a r d (p. 48, 55), bedauert aber doch dessen restringierende 
Einwirkung auf das I U. 
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auf große Sch¥aerigkeiteD gestoßen wäre, deutscherseits verzichtet 
worden war^). 

Der deutsche Entwurf schlägt sodann eine Reihe von Aenderungen 
der Bestimmungen des schweizer. Entwurfs vor und regt organische 
Einrichtungen für den Ausbau des internationalen Rechtes an, wie die 
Bildung eines intemat. Gerichtshofs für Rttckgriffsstreitigkeiten unter 
den Eisenbahnen und Einsetzung einer intemat. Kommission zur Fort- 
bildung des intemat. Frachtrechts in einer den Anforderungen des 
Verkehrs entsprechenden Weise, sowie Vereinbarung über eine geeignete 
Art der Veröffentlichung der erlassenen und noch zu erlassenden Be- 
stimmungen über intemat. Frachtrecht. 

Die deutschen Vorschläge fanden im Wesentlichen, wenn auch im 
Einzelnen starke Abänderungen beliebt wurden, den Beifall der 1. Kon- 
ferenz und bildeten so die Hauptgrandlage des I.U. 

Daß bei der intemationalen Regelung ') eines so tief in das praktische 
Leben einschneidenden Rechtszweiges jeder Staat nicht gerne auf die 
praktisch bewährten einheimischen Rechtssätze verzichten würde, leuchtet 
ein. Nur durch Kompromisse, durch wechselseitige Konzessionen ließ 
sich der großartige Bau eines mitteleuropäischen Eisenbahnfrachtrechts 
unter Dach bringen. Die Verhandlungen auf dieser und den folgenden 
Konferenzen bieten das erfreuliche Bild der Mäßigung, des nur auf die 
Erreichung des Zieles gerichteten sachkundigen Eifers der Staatenver- 
treter, denen dieses internationale Denkmal gelang, unter dessen Schutz 
die Staaten Europas im friedlichen Wettkampfe ihren Handels- und 
Industrieverkehr mächtig entfalten werden '). 

Am 13. Mai 1878 trat zu Bern diese von 9 Staaten^) beschickte 



1) Prot. I s. L f. 

2) Die Privatbahnen bestritten den Staaten das Recht, ihnen durch das I.U. die Ueber- 
nähme grSfierer Lasten ^Erweiterung der Entschidigungspflicht) gegenflber den Konsessions- 
vrkunden aufaubflrden. Aber mit Unrecht, denn die Souverftnitit des Staates duldet keinerlei 
Einsehrinkung in Beang auf seine Gesetsgebnngsgewalt. Vgl. Strand, S. 68. 

3} Lanckman, Toeuvre p. VI. 

4) Delegierte Deutschlands waren die Geh. Begiernngsrftte Dr. Gerstner und Dr. von 
der Leyen vom Beichseisenbahnamt, Gth. Oberregierungsrat Dr. Meyer vom Beiohsjustia- 
amt und Fiscal B u t s von der Generaldirektion der bayerisehen Verkehrsanstalten. Auf 
der S. und 9. Konferens Heyer, Gerstner und Buts. 

Die Vertreter der Übrigen Staaten auf den 8 Konferensen (die eingeklammerten Namen 
aind die deijenigen Vertreter, welche nur auf der 9. bezw. 8. Konferens sugegen waren, 
die gesperrt gedruckten waren auf allen 8 Konferensen anwesend) waren : 

Oesterreieh-Ungarn: v. Pollanets, Steinbach, Kileny, Herich, Alexi 
(Lange v. Burgenkron ; v. Pollanets, Zehetner). 

Belgien: Lejeune, Hongenast. 

Frankreich: V. Savigny, Ifarbean (George, Baum, Durbach auf 8. und 8. Konfereni). 

Italien: Villa, Gola, Paria (Valensiani, Lassi, Ottolenghi, Monsilli, Pemoca, 
Oelmi, Ponini). 

Luxemburg: Leibfried, Mersch. 
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inteniat EoDferenz unter dem Vorsitz des schweizer. Bundesrats Heer 
zusammen, und es gelang ihr, eine Einigung über das große inter- 
nationale Werk zu erzielen 0- 

Das befriedigende Ergebnis der 1. intemat Konferenz von 1878 
wurde in Gestalt von 3 Entwürfen (des Hauptvertrags, der Ausführungs- 
bestimmungen und des Vertrags betreffend Einsetzung einer intemat 
Kommission) den beteiligten Regierungen zur weiteren Bdiandlung mit- 
geteilt Diese ließen die Entwürfe einer Prüfung unterziehen*) und 
übermittelten ihre Abänderungsvorschläge der einzelnen Bestimmungen 
der schweizer Regierung. Da inzwischen auch seitens fachmännischer 
Organe, so namentlich seitens des Vereins deutscher Eisenbahnver- 
waltungen'), der italienischen Bahnen^) und des intemat Transport- 
versicherangsverbandes ^), eine kritische Beurteilung der Entwürfe oder 
einzelner Teile derselben erfolgt war^), lag ein reiches Material für 
die Fortsetzung der Verhandlungen vor. 

Eine 2. intemat. Konferenz^) trat wieder auf Einladung des 
schweizer Bundesrats zu Bem am 21. September 1881 zusammen, welche 
unter Vorsitz des Bundesrats Bavier bis 10. Oktober tagte und den 
von der 1. Konferenz festgestellten Entwurf einer sehr sorgfältigen 
Revision unterz(^, bei welcher die bisher gemachten Abänderungs- 
vorschläge erwogen und teilweise eventuell berücksichtigt wurden. So 
wurde, wenn auch die 1878 gewonnenen Hauptgmndlagen unbenihrt 
blieben, eine Reihe von Aenderangen im Einzelnen vorgenommen, während 
doch nur 3 wesentliche Punkte eine neue Regelung erfuhren. Um die 



Niederlande: Pynappel (Asaer, Tan Biemsdyk aaf 8. and 8. Konferens). 

Bafiland: Perl, Laioff (Kolessow, Peters ; Laskine, Peters). 

Seh weis: Heer, Fick, de Seignenx, Christ (Bayier, Vischer; Welti, Famer, 
Fick, Vischer). 

1) Ueber die wichtigsten Beschlüsse der 1. Konferens yerbreiten sich y. d. Leyen, 
S. 86 ff, Eger im Arch. f. 5ff. B., III S. 380 ff. Da, wo es sun besseren Verstftndnissa 
der Reehtssitse dienlich erscheint, soU auf die yerschiedenen Stadien der Konferens- 
beratnngen Rücksicht genommen werden. Deshalb kann yon einer eingehenden DarsteUnng 
der Beschlösse jeder der S Konferensen an dieser SteUe abgesehen werden. 

8) Vgl. y. d. Leyen, 8. 84 f. 

8) Denkschrift d. Vereins. 

4) Memoria riassontiya delle tre principali amministraaioni delle strade ferrate italiane 
intomo al progetto d' nna conyenaione internaaionale, Firenae 1880. 

6) (Ulrich) Kritik. 

6) Auch internationale joristische und indnstrielle Vereinigungen hatten das Prcjekt 
und diese Entwürfe im ganaen mit Wohlwollen begrtlAt So das Institat de droit inter- 
national (1877) (Reyue d. dr. L, IX p. 819 8., 884 s.; XIU p. 681 s.; Bnlmerineq, 
1. c X p. 88 SS.), die Association for the Reform and Codification of the law of naüons 
(y. d. L e 7 e n , Verhandlongen , S. 874) , Congr^s Internat, ponr le d4yeloppement et 
r am41ioration des moyens de transport (Congris k Paris, p. 184 ss.). Nach der 
8. Konferens: Congris intemat. d' Amsterdam (Garotti, Congr^). 

7) Ueber diese ygl. Eger im Arch. f. 6ff. R., lU S. 886 ff., y. d. Leyen, S. 88 ff. 
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Sekimdftrbahiien von der Herrschaft des I.U. anszuschliefien, hat man 
dessen Geltung nnr auf die Bahnen erstreckt, welche zu diesem Zwecke 
Yon jedem der Staaten als zur Ausfflhrung intemat. Transporte ge- 
eignet bezeichnet wtirden (Art. 1, 58). Erst die 3. Konferenz hat die 
Eintragung derselben in eine Liste gefordert^). 

Femer hat man die internationale Kommission in ein Gentralamt 
umgewandelt, dessen Zuständigkeit nun auch eine Aenderung erfuhr. 

Endlich wurde das YerfÖgungsrecht Aber das rollende Gut von dem 
Besitze eines Frachtbriefduplikates abhängig gemacht (Art 16). 

Das Gesamtergebnis lag wieder in 3 Entwürfen') vor^). Diese 
wurden nebst den Protokollen den beteiligten Regierungen zugestellt, deren 
Antworten wohl im ganzen dem Zustandekommen des Vertrags günstig 
lauteten ^). Die gemachten Abänderungsvorschläge ließen aber erneute 
Verhandlungen notwendig erscheinen. Fünf Jahre verstrichen, bis diese 
auf einer 3. Konferenz ^) statthatten, welche unter dem Vorsitze des 
Bundesrats Welti vom 5.— 17. Juli 1886 in Bern tagte. Die Aufgabe 
konnte rasch erledigt werden, da man die Diskussion auf diejenigen 
Artikel der Entwürfe von 1881 beschränkte, zu welchen Abänderungs- 
anträge gestellt waren. 

Ueber eine Beihe von Aenderungen der Entwürfe der 2. Konferenz 
kam eine Einigung zu Stande. Als die wichtigsten hebe ich die von 
Deutschland beantragten hervor, daß die Liste der Bahnen, auf welche 
das I.U. Anwendung finde, einen Bestandteil desselben zu bilden habe 
(Art. 1), damit jeder Staat schon beim Abschlüsse des intemat. Ver- 
trags dessen Tragweite übersehen könne. Ebenso wurden die Voraus- 
setzungen für die Au&ahme und Streichung von Bahnen in der Liste 
festgestellt '). 

Nach Feststellung der Entwürfe wurde in einem von den Dele^erten 
am 17. Juli 1886 unterzeichneten Schlußprotokolle ^) an den schweizer. 
Bundesrat die Bitte gerichtet, die beteiligten Begierungen zu einer neuen 
Konferenz nach Bern einzuladen, „um die festgesteUten Entwürfe, ohne 
irgend welche Aenderungen an denselben vorzunehmen, in ein definitives 



1) VgL ▼. d. Leyan, S. 37 f. 

8) Den AnaAhniiis^sbdstiBiinangen sind 4 Anlagen beigegabani wovon nan die Be- 
stimnmngen fiber bedingiingaweifa lar Beförderung sngelMsene Gegenstünde nnd das 
FormnUr fttr die Aufgebe nachtrSglicher Anweisungen. 

8) Sehr gfinstig beurteilt das Ergebnis Garotti, Le congr^, p. 83 ss. 

4) Vgl. Mein, Int. EisenbahnTertrftge, 8. 86 f. 

5) Vgl. über diese Eger im Arch. f. 5ff. B., III 8. 888 ff.; t. d. Leyen, 8. 48 ff. 
8) Dagegen konnte Deutschland mit seinem Antrag, das Verbot des Art. 11 (Verbot 

Ton PrlTatflbereinkommen, wodurch einzelnen Versendern PreisermäBigungen gegenfiber den 
Tarifen gew8brt würden) auch auf den internen Verkehr auszudehnen, nicht durchdringen. 
Deutschland mufite sich schlieSllch mit einer besflglichen Erklärung im SchluAprotokoUe 
begnügen. 

7) Die deutschen Delegierten unterzeichneten erst im Noyember 1886. 
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Uebereinkommen umzugestalten'S Mehr denn 4 Jahre verstrichen, bis 
diese Bitte in Erfüllung ging. Erst am 14. Oktober 1890 vollzogen die 
Delegierten der Vertragsstaaten — der Delegierte des Kaisers von Oester- 
reich zugleich in Vertretung des Fürstentums Liechtenstein, so daß auch 
dieses zu dem Vertragsgebiet gehört — die einzelnen Teile des LU. 
Dieses zerfiel auf Grund der Beschlüsse der 3. Konferenz in folgende 
Stücke : 

I. Entwurf eines I.U. über den Eisenbahnfrachtverkehr (60 Art.). 
II Reglement betreffend die Errichtung eines Gentralamtes. 

III. Ausführimgsbestimmungen zum Uebereinkommen über den inter- 
nationalen Eisenbahnfrachtverkehr nebst 4 Anlagen: 

1) Vorschriften über bedingungsweise zur Beförderung zuge- 
lassene Gegenstände. 

2) Formular des Frachtbriefes und Frachtbriefisduplikates. 

3) Formular einer Erklärung des Absenders wegen fehlender 
oder mangelhafter Verpackung aufgegebener Güter. 

4) Formular für nachträgliche Anweisungen des Absenders. 

IV. Schlußprotokoll ^). 

Alle diese einzelnen Teile werden, wie im Protokoll Z. IV ausdrück- 
lich anerkannt ward, als ein einheitliches Vertragswerk, also die Teile II 
bis rv als integrierende Bestandteile des Hauptvertrags, des I.U. (I) 
betrachtet und haben dieselbe Kraft und Dauer wie dieses. 

Durch diese Vollziehung war das erste Stadium des Abschlusses 
dieses völkerrechtlichen Vertrages beendigt. Zu seiner Perfektion 
bedurfte er noch der Ratifikation. Nachdem in den einzelnen Vertrags- 
staaten die verfassungsmäßig erforderliche Zustimmung*) der Volks- 
vertretungen erholt worden war, fand der Austausch der Ratifikations- 
urkunden am 30. September 1892 zu Bern durch die in Bern beglaubigten 
diplomatischen Vertreter der Vertragsstaaten statt. Da nach Art. 60 
des I.U. dessen Wirksamkeit drei Monate nach erfolgtem Austausche 
der Ratifikationsurkunden beginnt, so trat das I.U. am 1. Januar 1893 
im ganzen Umfange der Vertragsstaaten in Kraft 

Zusatz. Auf Anregung des Gentralamts trat am 5. Juni 1893 in 
Bern eine (fachmännische) Konferenz der Vertreter der Vertragsstaaten, 



1) Das „Schloflprotokoll** von 1886 wurde nun in ein „ProtokoU** verwandelt 
S) Nicht für alle Teile des Uebereinkommene ist diese Zustimmung notwendig. So 
hat der deutsche Reichskanzler in seinem Schreiben vom IS. II. 1891, durch das er das 
I.U. dem Beiehstage fibermittelte, Uebereinkommen nebst Eisenbahnliste, Reglement und 
ProtokoU inr verfassungsmiBigen Beschluflnahme, die AusfQhrungsbestim< 
mungen nebst Anlagen zur Kenntnisnahme vorgelegt (Drucksachen des Reichstags 
No. 881) 8. Legislaturperiode, 1. Session 1880/91). Mit Recht hebt v. d. Leyen S. 66 
hervor, daB man zweckmtBiger auch das Reglement der leichteren Abänderungsm5glichkeit 
wegen den Ausf.-Best gleich behandelt hfttte. 
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mit Aasnahme von Italien und Rußland^), zusammen behufe Abänderung 
der Au8f.-Best. § 1 und Anlage 1 '). 

Auf Grund der einmütig gefaßten Beschlüsse der Konferenz wird 
nun eine größere Anzahl von Kunstgegenständen und Kostbarkeiten neu 
zum intemat. Transport zugelassen, ebenso Leichen. Dem Verzeichnisse 
der bedingungsweise zur Beförderung zugelassenen Gegenstände sind 
20 neue Artikel hinzugefügt worden ^). 

Binnen 3 Monaten soll eine neue Konferenz in Bern die Entwürfe 
in eine definitive Vereinbarung^) umwandeln^). Dieser dürfte dann 
auch die gleiche Angabe bezüglich der von der am 17. Juni 1893 in 
Bern zusammengetretenen diplomatischen Konferenz wegen des Beitritts 
des Fürstentums Monaco zum I.U. gefaßten Beschlüsse zufallen ^). 



ERSTER ABSCHNITT. 
Die Hanptipnmdsfttze des intemationalen UebereinkoinmenB. 

§3. 
Bm GeltimgsgeMet des Intematlonaleii Deberelnkommens ^). 

Das Gebiet^), innerhalb dessen das Güterfrachtrecht der Eisen- 
bahnen durch die Normen des I.U. ^) beherrscht wird, wird gebildet von 

1) Italien und BoBland, welche aus verschiedenen Gründen an der Teilnahme yer* 
hindert waren, hatten sich das Protokoll erbeten. 

2) Ueber die Znsammensetanng dieser fachmftnnischen Konferens, die unter Vorsiti 
des schweiser. Bandesrats Zemp tagte und an der fBr das Centralamt Direktor Dros 
nnd Vise-DIrektor Farn er teilnahmen, berichtet Zeit sehr. f. int Eisen b., IS. 850 f. 

8) Vgl. E.V.Z. 1898 S. 400. 

4) Die Aendemngen werden beim Abdruck des LU. nebst Ansf.-Best. (Anhang I) 
berficksichtigt werden. 

6) Zeitseh r. t inl. Eisen b., 8. 208, woselbst aaeh die Namen der einseinen 
Tertreter mitgeteilt sind. 

6) Diesem Weltvertrage fiber das intemat. EisenbahnpriTatrecht war eine seit 1. April 
1887) Deatsches B. Ges. -Blatt 1887 8, 111) in Kraft getretene intemat Vereinbaning 
über die technische Einheit im Eisenbahnwesen vorangegangen. Dieser orsprfinglich swischen 
Dentschlandy Frankreich, Italien, Oesterreich - Ungarn und der Schwels abgeschlossenen 
Vereinbaning sind später noch beigetreten: die Niederlande, Bomlnien, Belgien, Serbien, 
Griechenland. 

An dieser besonders die Spurweite der Bahngeleise nnd die Bauart des BoUmaterials 
der Bahnen im Interesse eines ungehemmten Verkehrs einheitlich regelnden Vereinbarung 
aehlofi sich eine Vereinbarung Aber ZoUyerschluA der Gftterwagen an. Ueber die TÖlker- 
r«chtUehe Bedeutung dieser Vereinbarungen Tgl. Meili, Int Eisenbahnvertrfige S. 89 ft 

7) Art 1 u. 68. 

8) Die LIhge der dem I.U. unterstellten Eisenbahnen betmg ungeOhr Ende Mai 1898 
168136 Eilometer, etwa MO/o aller europiischen Eisenbahnen (Tgl. Zeitseh r* f. Int 
Elsenb., I 8. 800). 

9) Bei einfacher Artikeldtientng ist stets I.U. in ergftnsen. 
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den Staaten Belgien, Deutsches Reich, Frankreich^), Italien, Loxem- 
burg, Niederlande, Oesterrdch-Ungam (mit Liechtenstein), Rußland und 
Schweiz. 

Die Anwendung innerhalb dieses großen europäischen Eonventions- 
gebietes erleidet eine zweifache Beschränkung. Sie findet nur statt in 
Bezug auf die intematioualen, nicht in Bezug auf die internen Güter- 
transporte und zwar nur auf solche, welche auf bestimmten (in einer 
Liste verzeichneten) Eisenbahnstrecken befördert werden (Vertrags- 
bahnen). Hauptbedingung ist aber, daß die Beförderung erfolge auf 
Grund eines durchgehenden (direkten) Frachtbriefs. 

Diese für die Tragweite des internationalen Vertragswerkes grund- 
legenden Prinzipien spricht aus Art 1 des LU. mit den Worten: „Das 
gegenwärtige LU. findet Anwendung auf alle Sendungen von Gütern, 
welche auf Grund eines durchgehenden Frachtbriefs aus dem Gebiete 
eines der vertragschließenden Staaten in das Gebiet eines anderen 
vertragschließenden Staates auf denjenigen Eisenbahnstrecken befördert 
werden, welche zu diesem Zwecke in der anliegenden Lisle, vorbehaltlich* 
der in Art. 58 vorgesehenen Aenderungen, bezeichnet sind." 

L Die internationale Gütersendung. 

Nachdem man das Prinzip angenommen hatte, die internen Transporte, 
die innerhalb eines Staatsgebietes beförderten Gütersendungen der Herr- 
schaft des LU. nicht zu unterwerfen, mußte man den Begriff des inter- 
nationalen Transports, welcher allein den Bestimmungen des LU. unter- 
stellt ist, scharf umgrenzen. Dies thut Art. 1 in der Weise, daß er 
nur die aus einem Vertragsstaate in einen anderen ') auf einer Vertrags- 
bahn auf Grund eines durchgehenden Frachtbriefs beförderte Güter- 
sendung als Internat. Transport auffaßte. 

Zur Entstehung eines solchen rechtlich internal Transports bedarf 
es also folgender Voraussetzungen: 

1) Beförderung auf Grund eines durchgehenden Frachtbriefs ; 

2) Gütersendung aus einem Vertragsstaate in einen anderen Vertrags- 
staat ; 

3) Beförderung auf Vertragsbahnen. 

Der faktisch internat. Transport ist daher nicht immer ein solcher 



1) Die Begiernng dei Pflntontiims Monaco hat die Aufnahme des in ihrem Gebiete 
liegenden Teilstückes der Paris-Ljon-Mittelmeerbahn in die Liste der Vertragsbahnen beim 
Centralamt verlangt. Auf dessen Antrag wurde die oben erwfthnte diplomatische Konferem 
nach Bern einberufen. Das Ergebnis steht noch ans (siehe Zusfttse und Aenderungen am 
Ende des Buches). • 

2) Oesterreich-Ungarn bt hier als Ein Staat su betrachten, so daA Sendungen ana 
Oesterreioh nach Ungarn und umgekehrt als interne Transporte lu betrachten und nicht 
dem LU. unterworfen sind (vgL Schwab, S. 16 f.). 
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im Rechtssinne, d. h. hier im Sinne des I.U. ' ), beide Begriffe decken sich 
durchaus nicht. 

ad 1. Der rechtlich intemat Transport unterscheidet sich von dem 
internen und von dem faktisch intemat auch in formeller Beziehung, 
indem ersterer an die Form des durchgehenden Frachtbriefs gebunden 
ist, d. h. eines die Sendung die ganze Transportstrecke hindurch von 
der Versandt^ bis zur Bestimmungsstation begleitenden Frachtbriefs. 
Diese sofort erkennbare äußere Form sollte die Eingehung eines inter- 
nat. Transports zweifellos*) konstatieren. Ein Transport, welcher 
die Grenzen mehrerer (Vertrags-)Staaten überschreitet, aber innerhalb 
eines jeden Staates unter Zuhilfenahme von Vermittelungsadressen von 
Grenze zu Grenze weiter befördert wird '), zerfällt in eine Reihe von 
internen Transporten. Dem Absender ist es nämlich freigestellt, auch 
solche Sendungen, welche aus einem Vertragsstaate in einen anderen 
befördert werden, der Herrschaft des I.U. zu entziehen. Er stellt dann 
keinen durchgehenden Frachtbrief aus, sondern läßt die Sendung im ge- 
brochenen Verkehre befördern und hat dieselbe mit einem bis zur Grenze 
des Staates reichenden Frachtbriefe zu versehen. An dieser wird durch 
den Adressaten, einer Mittelsperson (z. B. Spediteur), ein neuer, bis zur 
Grenze des nächsten Staates gültiger Frachtbrief ausgestellt u. s. f. In 
diesem Falle kommt dann das interne Recht eines jeden Staates zur 
Anwendung*). Solche Transporte gehören nicht zur Kategorie der 
internat. Transporte. 

ad 2. Eine zweite Voraussetzung für die Anwendung des I.U. ist 
die Beförderung „aus dem Gebiete eines der vertragschließenden Staaten 
in das Gebiet eines anderen vertragschließenden Staates'^ (Art 1)^ 
Aufgabe- und Bestimmungsstation und die ganze Eisenbahntransport- 
strecke ^) muß im Gebiete von Vertragsstaaten liegen, wenn der Transport 



1) Hnr Sn dietam Sinne wird hier, wenn nichts anderes bemerkt wird, der Ausdruck 
„Internat. Transport** gebrancht 

8) Vgl. Denkschrift a. deatschen Entw. (Prot. I S. XLIX). 

3) Nach Machtrag I t. 1. I. 1898 zvm schweiser. Transportreglement wird eine 
intemat Sendnng nur dann ohne Intemat. Frachtbrief angenommen, wenn Ihr vom Ver- 
sender ein an eine Mittelsperson auf der schweiser. Grenzstation lavtender interner Fracht- 
brief beigegeben wird (Zeit sehr. f. Int. Eisenb., I S. 89). 

4) Prot, n B. 74. 

5) Der Internat Transport Tollsieht sieh nur anf Eisenbahnen. Der Antrag Lejenne- 
Belgien, aoeh bei daswischentretendem Seetransport das I.U. in Anwendung la bringen, fand 
keine Billigung, ebensowenig die Anregung der oberitalienischen Bahnen, auch bei BerÜhrang 
▼on Binnenseen nnd Flftssen den Transport der Herrschalt des I.U. tn unterwerfen (Prot. I 
& 6$ Gasca, HI p. 28). 

Ital. Instr. §« erklärt noch ausdrücklich, daß das I.U. anf den Transit sur See 
•wischen Beggio in Calabrien and Hessina nnd auf den Transitverkehr auf dem Comersee 
keine Anwendung findet 

Nach einer dem Centralamt Übermittelten Erklärung der Direktion der schweiser. 
Kordostbafan haben die vereinigten DampfsehiffverwaHungen für den Bodensee und Bhein 
Rotentlial, Internat. Eifentehiifrachtracht 2 



— 18 — 

dem I.U. unterstehen soll. Es würde daher nicht als ein internat 
Transport zu erachten sein z. B. eine Sendung aus Deutschland nach 
Dänemark oder aus Italien nach England ^). Für solche dem I.U. nicht 
unterstellten internat Transporte fehlt es nach wie vor an einem ge- 
meinsamen gesetzlichen Rechtsboden. Da, wo Dicht spezielle Verträge 
(Verbandsreglements, -tarife) vereinbart sind, wird jede Sendung be- 
herrscht von dem Rechte der Aufgabestation, des Ortes, an welchem der 
Frachtvertrag geschlossen wurde*). Es bleibt somit der jetzige Rechts- 
zustand mit den aus ihm hervorgehenden Unzuträglichkeiten weiterhin be- 
stehen, indem bei Transporten, an welchen verschiedene Bahnen beteiligt 
sind, für die verschiedenen Strecken ein verschiedenes Recht gelten kann ^). 
Will der Absender einer das Gebiet von zwei oder mehr Vertrags- 
staaten durchlaufenden Sendung, deren Aufgabe- oder Bestimmungs- 
station aber außerhalb des Vertragsgebietes liegt, diese der Herrschaft 
des I.ü. unterwerfen (z. B. bei einem Transport von Brüssel über Deutsch- 
land, Oesterreich-Üngam nach Belgrad, so ist dies nur für die im Ver- 
tragsgebiet belegene Strecke möglich^), da sie nur innerhalb desselben 
mit einem Internat. Frachtbriefe (nach Art. 6) befördert werden kann^). 
Der Absender muß dafür sorgen, daß beim Eintritt oder Austritt aus 
dem Vertragsgebiet die Sendung mit einem neuen Frachtbriefe*) ver- 
sehen wird ^). Wenn es sich um eine Internat Sendung handelt, deren 



beschlossen, diejenigen Bodenseeroaten, welche Bestandteile internat. Eisenbahnroaten. bilden 
nnd der Vermittelang des durchgehenden Verkehrs dienen, hinsichtlich des letzteren dem 
LU. za unterstellen. — Diese Unterstellung ist aber, wie das Centralamt (Zeitschr. f. 
int. Eisenb., I S. 232) zutreffend ausführt, nicht vom Belieben dieser Verwaltungen ab- 
hängig, da die Trajektanstalten solchen Eisenbahnverwaltungen zugeboren, auf welche das 
I.U. Anwendung findet. Die Auffassung, daB die Bodenseerouten nicht an und für sich dem 
I.U. unterstellt wären, ist aber nicht zutreffend, denn der deutsche Entwurf Art la, der zur 
Annahme gelangte, hat in Abänderung des schweizer. Entwurfs von dem Erfordernisse des 
Zusammenhanges der betreffenden Bahnen durch ununterbrochene Schienenverbindung ab- 
gesehen, um nicht Bahnen mit abweichender Spurweite und Beförderung mittelst 
Trajektanstalten auszuschließen (Deutsche Denkschrift, Prot I S. LI). 

1) DaB eine solche dem I.U. nicht unterstellt ist, erscheint so selbstverständlich, daB 
man nicht begreifen kann, wie dieser Punkt zum Gegenstand einer Anfrage beim Central- 
amt gemacht werden konnte (Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 87). 

2) Vgl. V. Bar, Theorie, II S. 142. 

3) Vgl. V. Bar, Theorie, H S. 144 f. 

4) ^9\- Jo^' Auch den Aufsatz: „Das I.U. mit Bezug auf den Güterverkehr mit den 
Nichtvertrags-Staaten" (Zeitschr. f. int Eisenb., I S. 208 ff.). 

5) Vgl. Denkschrift s. deutschen Entwurf (Prot. I S. LI). 

6) Nur bei Transporten aus einem YertragsBtaate nach Bumänien kann das Gut mit 
dem internat. Frachtbrief die ganze Transportstrecke durchlaufen. Vgl. § 2 S. 8. 

7) Vorderhand, bis sich die für den internat. Transport noch wichtigen Staaten dem 
I.U. angeschlossen haben werden, muB auf dem Wege der Vereinbarung dahin gewirkt 
werden, daB die Bahnen der Gesamttransportstrecke, welche nicht Vertragsstaaten angehören, 
sich den Bestimmungen des I.U., welche nicht mit ihrem Landesrechte in Widerspruch 
stehen, etwa durch ihre Tarifbedingungen freiwillig unterwerfen und auch für ihre Strecke 
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Versandt- oder Bestimmungsstation an einer dem I.U. nicht unterstellten 
Nebenbahn liegt, so ist die Station, an welcher die Sendung in den 
intemat. Transport übergeht bezw. auf die Nebenbahn übergeben wird, 
als Versandt- bezw. Bestimmungsstation für den intemat. Transport zu 
betrachten. Von dieser aus ist die Sendung vom oder bis zum Domizil 
des Absenders oder Empfängers gemäß Art. 19 zu behandeln^). 

Transporte von einem Vertragsstaat in einen anderen*), welche 
das Gebiet eines Nichtvertragsstaates im Transitverkehr berühren >), 
fallen auch nicht unter das LU., da Art 1 sich nur auf den unmittel- 
baren Verkehr zwischen Vertragsstaaten bezieht*) und schon das Er- 
fordernis der Vertragsbahn, welches Art. 1 aufstellt, höchstens dann 
vorhanden wäre, wenn der Vertragsstaat im fremden Staatsgebiet eine 
Bahn in Verwaltung und Betrieb hätte. 

Angeregt durch einen Antrag Deutschlands ^), wurde in das Schluß- 
protokoll folgende, mit dem Charakter einer authentischen Interpretation 
bekleidete (Prot lU S. 24) Erklärung, welche Sendungen, die das 
Ausland nur auf einer von derselben Verwaltiing betriebenen Transit- 
strecke berühren, der Herrschaft des I.U. entzieht, aufgenommen: 

„I. In Betreff des Art. 1 besteht darüber allseitiges Einverständnis, 
daß Sendungen, deren Abgangs- und Endstation in dem Gebiete des- 
selben Staates liegen, nicht als intemat. Transporte zu betrachten sind, 
wenn dieselben auf einer Linie, deren Betrieb einer Verwaltung dieses 
Staates angehört, das Gebiet eines fremden Staates nur transitieren.^' 

Diese Erklämng ist überflüssig, da, wie oben ausgeführt wurde, nach 
Art. 1 nur dann ein intemat Transport vorUegt, wenn Anfangs- und 
Endstationen zwei verschiedenen Vertragsstaaten, nicht aber, wenn sie 
nur einem angehören. Der Staatszugehörigkeit der Bahnverwaltung ist 
im I.U. keine Bedeutung beigemessen worden. Das ist ein ganz neues 
Moment 



die WeiterbeforderuDg mit dem einen Internat. Frachtbrief, ohne Umezpedierong ermög- 
liehen, wie das Bamftnien gethan (Gerstner, E.V.Z. 1891 S. 741; Tgl. auch den S. 18 
Anm. 4 angeführten Aufsatz). 

1) So entschieden auf Anfrage eines Staates vom Centralamt (Z e i t s c h r. f. int. 
Eisenb., I S. 87). — Der intemat. Frachtbrief darf, falls keine entgegengesetste landes- 
rechtliche Vorschrift besteht, den Begleitpapieren auf der dem Lü. nicht unterstellten Strecke 
beigegeben werden. 

2) Der französ. Text des Art 1 besagt „da territoire de l'nn des Etats contractans 
k destination da territoire d'an autre Etat contractant**. 

3) Solche Transporte werden nach der geographischen Lage der Vertragsstaaten sehr 
selten sein, kdnnen immerhin vorkommen, z. B. von RoBland Aber den Balkan nach Oester- 
reich-Ungam (Tgl. Schwab, S. 19). 

4) Der Antrag Deutschlands ging weiter, er wollte den Charakter des internat. 
Transports aasschliefien in den Fällen, wo ein Transport das Ausland nur dadurch berilhre, 
daß der Betrieb der Transportbahn im Auslände mflnde. In dieser Ausdehnung, welche 
das Geltungsgebiet des LU. wesentlich eingeschrSnkt hXtte, fand der Antrag keine Billigung 
(Prot, m 8. 21). 

2* 
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Ferner hat man sich im Schlußprotokoll noch unter Z. I über 
folgende Ausnahme von der Begel des Art 1 verständigt: 

„Im Weiteren ist man darüber einverstanden, daß die Bestimmungen 
dieses üebereinkommens keine Anwendung finden, wenn eine Sendung 
von irgend einer Station eines Staatsgebietes entweder nach dem Grenz- 
bahnhofe des Nachbarstaates, in welchem die Zollbehandlung erfolgt, 
oder nach einer Station stattfindet, welche zwischen diesem Bahnhof 
und der Grenze liegt; es sei denn, daß der Absender für eine solche 
Sendung die Anwendung des gegenwärtigen Üebereinkommens verlangt 
Diese Bestimmung gilt auch für Transporte von dem genannten Grenz- 
bahnhof oder einer der genannten Zwischenstationen nach Stationen 
des anderen Staates/^ 

Aus praktischen Rücksichten hat man hier einen faktisch Internat 
Transport nicht der Herrschaft des I.U. unterworfen, um nicht allzu 
tief in den bisherigen Zustand einzugreifen. Man wollte so trotz kleiner 
Grenzüberschreitung den gebrochenen Verkehr von Grenze zu Grenze 
ermöglichen, da dieser je nach den Bestimmungen der Tarife unter Um- 
ständen für das Publikum vorteilhafter sein könnte als der erwähnte 0. 
Da die Zollstation gewöhnlich jenseits der geographischen Grenze liegt, 
so handelt es sich um kleine Bahnstrecken bis zur Zollstation (z. B. bei 
Sendungen aus Frankreich bis zur Zollstation Deutsch-Avricourt), und 
es werden dann bis zur Grenzstation die Tarife und Reglements fiir den 
internen Verkehr angewendet ^). In Rücksicht auf einen in der Schweiz ^) 
vorkommenden Fall hat man den Sendungen nach dem Grenzbahnhofe, 
wo die Zollbehandlung stattfindet, gleichgestellt Sendungen nach einer 
zwischen der Grenze und dem Zollbahnhof gelegenen Station. 

Die Anwendung des I.Ü. auf diese Fälle wurde aber nicht absolut aus- 
geschlossen, sondern dem Absender ein Wahlrecht gegeben, ob er einen 
derartigen Transport als internen oder internationalen behandelt wissen 
wolle. Wird das Letztere, die Geltung des I.Ü. nicht ausdrücklich ver- 
langt, so wird der Transport nach internem Rechte beurteilt 

n. Die Vertragsbahnen. 

ad 3. Eine dritte Voraussetzung der Anwendung des I.U. bildet die 
Beförderung auf einer Vertragsbahn, auf bestimmten Bahnstrecken der 
Vertragsstaaten. Man dachte anfiüiglich^) daran, das I.Ü. nicht zu 



1) Oerstner, E.y.Z. 1898 S. 278, der dmranf hinweist, daS dadaroh der ZoUver- 
waltang, Ton deren Entecheidnng es im weaentlichen abhAnge, auf welchem Orenabahnhofe 
die ZoUabfertigang stattsofinden habe, ein weitgehender Einflafi auf die Anwendbarkeit des 
I.Ü. gewährt werde. 

8) Prot. III S. 81 f. (Kommissionsbericht). 

8} Antrag des schweiier Vertreters (Prot. III S. 88). 

4) üeber die Behandlung dieser Frage ygl. Meili, Int Eisenbahnyerträge, S. 48. 
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beziehen auf Lokalbahnen und Bahnen von untergeordneter Bedeutung. 
Diese grundsätzliche Ausschließung wurde deutscherseits 1881 bekämpft 
mit der Begründung, daß auch manche Sekundärbahnen dem großen 
Verkehre dienten. Auf der 2. Konferenz wurde es jedem Staate über- 
lassen, die zur Ausführung Internat. Transporte geeigneten Eisenbahn- 
strecken für sein Oebiet zu bezeichnen. Diese Fassung wurde deutscher- 
seits als zu elastisch verworfen ^), und erst auf der 3. Konferenz gelang 
auf Grund eines deutschen Antrags die befriedigende Lösung — „auf 
denjenigen Eisenbahnstrecken — , welche zu diesem Zwecke in der an- 
liegenden Liste, vorbehaltlich der im Art. 58 vorgesehenen Aenderungen, 
bezeichnet sind'^ (Art 1). 

Die Vertragsstaaten haben in diese Liste ') mit wenigen Ausnahmen 
alle auf ihrem Gebiete belegenen '), für den allgemeinen Verkehr irgend 
in Betracht kommenden Bahnen ^) aufgenommen. Die Schweiz hat zur 
Erleichterung der Uebersicht eine Eisenbahnkarte angefertigt, in welcher 
die dem I.U. unterworfenen Bahnen mit grüner, die von ihm ausge- 
schlossenen mit roter Farbe angelegt sind. 

Diese Liste der Bahnen (nicht aber die Karte) war zu einem wesent- 
lichen Bestandteile des I.U. geworden, was sie nach dem Entwürfe von 
1881 noch nicht war^). Jetzt mußte jeder Staat vor Abschluß des 
LU. diese Liste kennen, deren Inhalt die Ausnahme oder Verwerfung 
desselben beeinflussen konnte®). Diese Liste ist aber keine unver- 
änderliche, kann es auch nicht sein, da eine ständige Veränderung der 
Bahnlinien, insbesondere der Bau neuer ^) im Interesse des Verkehrs 
baldige Berücksichtigung erheischt Die Hinzufügung oder Streichung 
von Bahnen in den Listen ist Sache eines jeden Vertragsstaates für die 
auf seinem Gebiete befindlichen Bahnlinien, die auch gegen ihren Willen 
aufgenommen und gestrichen werden können^). Ueber die bei Ver- 



1) Prot, n S. 7, 74, UO. G e r 1 1 n e r - Deatachland «rklirte diese Fusang für eine 
▼iel in sehwankende nnd elastisehe Grundlage des I.U., w&rde aber iiutimmen, wenn man 
es Jedem Staate Überlassen wfirde, Bahnen Yon rein lokaler Bedeutung, insbesondere 
solche mit schmaler Sparweite, als an der Konrention nicht teilnehmend so beieichnen. 

f) Diese Liste ist steU mit dem I.U. abgedmekt, s. B. R.Ges..Blatt 1892 S. 886 ff. ; 
Zeitsehr. f. int Eisenb., I S. 17 ff. Die Aenderangen dieser Liste werden stets in dieser 
ZeitBchrift nnd im B.Ge8.-Blatt rerOffentlicht. 

8) Im Anhang sind nach den Anmerkungen su dieser VerÖffentlichnng die in die 
Liste nicht aufgenommenen Bahnen abgedruckt nach der Zusammenstellung in E.V.Z. 1890 
No. 101. 

4) Vgl. ▼. d. Leyen (Goldschmidt, Z. XXXIX) S. 85. 

5) Nach diesem (Art 60 A. 8) war Jeder Staat rerpflichtet, spfttestens sugleich mit 
der Batifikation des I.U. das Verseichnis der betreffenden Bahnstrecken mitsuteilen. 

6) Prot II S. 20. 

7) Vgl. T. d. Leyen, S. 58, S. 21 Anm. 8. 

8) StrauB, 8. 62, betont zu sehr das Moment der Pflichten und Lasten, welche 
durch Anfeahme unter die Vertragsbahnen diesen erwachsen, während doch auch groie 
Vorteile fSr sie durch Beteiligung am Internat. Trsnsportverkehre entstehen. 
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änderung der Liste zu beobachtenden Modalitäten und deren Wirkungen 
giebt Art. 58 Maß. Jeder Vertragsstaat ^ ) bat dem Gentralamt die Hinzu- 
fügung oder Streichung einer Bahn in der Liste zu melden, welches 
diese in einem Schreiben zur Kenntnis der anderen Vertragsstaaten, 
die Streichung aber zur Kenntnis der übrigen Vertragsbahnverwaltungen 
(Art. 58 A. 4) bringt Erst einen Monat nach dem Datum dieses Schreibens 
erfolgt der wirkliche Eintritt einer bisher ausgeschlossenen oder neu 
erbauten Bahn ^) in den internat. Transportdienst, also erst von diesem 
Zeitpunkte an können Internat. Transporte im Sinne des I.U. auf dieser 
Bahn befördert werden '). Die Streichung einer Bahn erfolgt durch das 
Gentralamt auf Grund einer Anzeige des Vertragsstaates. „Die Streichung 
einer Eisenbahn^^ sagt Art. 58 A. 3, „wird von dem Gentralamte voll- 
zogen, sobald es von einem der Vertragsstaaten davon in Kenntnis ge- 
setzt wird, daß dieser festgestellt hat, daß eine ihm angehörige und in 
der von ihm aufgestellten Liste verzeichnete Eisenbahn aus finanziellen 
Gründen oder infolge einer thatsächlichen Behinderung nicht mehr in 
der Lage ist den Verpflichtungen zu entsprechen, welche den Eisen- 
bahnen durch das gegenwärtige Uebereinkommen auferlegt werden.'^ 
Während es für die Aufnahme einer Bahn . in die Liste keiner Angabe 
von Gründen bedarf, ist die Streichung an die Mitteilung von der Fest- 
stellung des Vorhandenseins einer der angegebenen Gründe gebunden. 
Das Gentralamt ist auf die formelle Beurkundung der Veränderung 
und deren Mitteilung an die anderen Vertragsstaaten beschränkt, ohne 
daß ihm eine Prüfung der der Veränderung zu Grunde liegenden Ver- 
hältnisse zustände, wie es auch nicht die Erbringung von Beweisen für 
die für die Streichung geltend gemachten Gründe verlangen könnte. 
Ebensowenig ist es aber befugt, von Amts wegen ohne Antrag oder Zu- 
stimmung eines Vertragsstaates irgend eine Aenderung der Liste vor- 
zunehmen. 



1) Seitens des Deutschen Reiches erfolgt die Benachrichtigung des Centralamts durch 
das Beichseisenbahnamt , welchem die Regierungen der einielnen deutschen Staaten die 
bezüglich der in ihren Gebieten gelegenen Bahnen notwendigen Aenderungen oder Er* 
gänsungen der Liste anseigen. 

8) Wenn eine Strecke einer bereits in die Liste aufgenommenen Bahn neu gebaut 
wird, so gehört sie mit ihrer Eröffnung zu den Vertragsbahnen, z. B. eine neue Strecke 
der Egl. preufiischen oder Kgl. bayer. Staatsbahnen. Da diese schon in der Liste stehen, 
bedarf es keiner Anmeldung. 

8) Aenderungen des Eigentums oder Betriebs von bereits in der Liste stehenden 
Bahnen sind dem Gentralamt mitzuteilen und von diesem zu veröffentlichen (z. B. der 
Uebergang des Betriebs der Strecke der niederiftndischen Rheineisenbahngesellschaft an 
die niederländischen Staatseisenbahnen, in Zeit sehr. f. int. Eisenb., IS. 61). Da 
die Bahn aber nicht neu in den Internat. Transportdienst eintritt, sondern demselben, wenn 
auch unter anderem Namen, schon angehörte, findet auch die Bestimmung, dafi dieser Ein- 
tritt erst nach einem Monat vom Datum des Schreibens des Centralamtes stattfindet, hier 
keine Anwendung. 



— 23 — 

Nur in einem Falle ist das Amt zur Anregung einer Streichung 
bei der Regierung des betreffenden Yertragsstaates, dem aber auch hier 
die Entscheidung zusteht, berufen. Nach Art. III des Reglements Be- 
treffend die Errichtung eines Centralamtes hat dessen Leiter, ^enn 
eine Bahn einer zweimaligen Aufforderung des Amtes zur Zahlung 
einer aus einem internat. Transporte herrührenden Forderung binnen 
10 Tagen nach der zweiten Aufforderung nicht entspricht, „von Amts 
wegen an den Staat, welchem die betreffende Eisenbahn angehört, eine 
motivierte Mitteilung und zugleich das Ersuchen zu richten, die ge- 
eigneten Maßregeln in Erwägung zu ziehen und namentlich zu prüfen, 
ob die schuldnerische Eisenbahn noch femer in dem von ihm mitge- 
teilten Verzeichnisse zu belassen sei" (Art. III A. 6). In der Nicht- 
beantwortung dieser Mitteilung innerhalb einer 6-wöchentlichen Frist 
wird ebenso wie in der Erklärung des Staates, daß er ungeachtet der 
nicht erfolgten Zahlung die Bahn nicht aus der Liste zu streichen 
beabsichtige, die üebemahme einer Garantie ^) des Staates erblickt für 
die Zahlungsfähigkeit der Bahn bezüglich der aus internat. Transporten 
herrührenden Forderungen (Art. III A. 7). 

Das Prinzip, daß die Aufnahme einer Bahn in den internat. Fracht- 
verkehr nur auf der Entscheidung des Staates beruhe^), daß weder 
den übrigen Staaten, noch dem Gentralamt eine materielle Einwirkung 
auf die Au&ahme oder Streichung einer Bahn, auch keinerlei Eontroll- 
recht zustände, war in einer von Deutschland vorgeschlagenen Fassung 
von Art. 58 noch schärfer zum Ausdruck gebracht als in der ange- 
nommenen. 

Während über die Neuaufnahme einer Bahn jeder Staat ganz nach 
freiem Ermessen entscheiden kann, ist bei der Entscheidung über 
Streichung einer Bahn die Willkür des Staates doch aasgeschlossen. 
Das Ausscheiden einer Bahn könnte auch von verhängnisvollen Folgen 
für die Rechtsverhältnisse der Yertragsbahnen werden, unter Umständen 
sogar die Streichung eines großen Bahnkomplexes den Bestand des 
ganzen LU. gefährden^). Ein Staat ist deshalb nur dann zur Be- 
antragung der Streichung einer Bahn berechtigt, wenn die Unmöglich? 
keit der Erfüllung der aus dem I.U. hervorgehenden Verpflichtungen 



1) Aof eine Anfrage der bayer. RegieriiDg, ob das Deutsche Reich oder der betreffende 
Bundesstaat die Garantie zu fibemehmen habe, warde Einverständnis darfiber konstatiert, daß 
die Garantie dem Beiehe aafaUe, daB aber dem Reiche gegenüber deijenige Bandesstaat, 
welcher angeachtet der von Seiten des Reiches ihm angegangenen bezfiglichen Benach- 
richtignng unterlassen habe, die Streichung der betreffenden, ihm angebörigen Bahn ans 
der Liste rechtzeitig su beantragen, die Garantie selbst zu übernehmen habe (MÜnehener 
Neuste Nachrichten, 1801 No. 69). 

2) Prot III S. 57 f. („Die nachträgliche Aufnahme erfolgt durch EnUchließung 
des betreffenden Staates".) 

Z) Vgl. y. d. Leyen, a. a. O. S. 59. 
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aus finanziellen Gründen oder infolge thatsächlicher Behinderung fest- 
gestellt ist In welcher Weise die Existenz dieser Voraussetzungen 
(Zahlungsunfähigkeit, faktische Außerbetriebsetzung der Bahn, technische 
Ungeeignetheit für intemat. Transporte, Deklassifikation zur Lokal- 
bahn, Mangel der hierzu erforderlichen Transportmittel u. s. w.) durch 
den Staat festzustellen ist, wird im LU. nicht gesagt. Jedenfalls hat 
der Staat aber allein über das Vorhandensein dieser Gründe zu ent- 
scheiden 0* Bei der großen moralischen Verantwortlichkeit, die der 
Staat durch eine derartige Streichung übernimmt, ist nicht zu befürchten, 
daß er es mit einer solchen Feststellung leicht nehmen wird, auch wenn 
sie nicht einer Nachprüfung durch das Gentralamt unterstellt ist. Uebrigens 
würde die Bahn gegen den Staat, welcher ungerechtfertigter Weise ihre 
Streichung von der Liste beantragen würde, wegen einer sie so tief 
schädigenden Maßnahme einen Ersatzanspruch im Givilrechtswege geltend 
machen können, nur müßte sie dann das Nichtvorhandensein der im 
Art. 58 A. S geforderten Voraussetzungen zu beweisen in der Lage sein. 

Die Streichung bewirkt das Ausscheiden der gestrichenen Bahn aus 
der Transportgemeinschaft der Vertragsbahnen. Von dem Augenblicke 
an, wo eine Eisenbahnverwaltung seitens des Centralamtes von der er- 
folgten Streichung benachrichtigt ist, darf sie keinen (juristisch) Internat. 
Frachtvertrag eingehen, wenn die Sendung auf der gestrichenen Eisen- 
bahnstrecke befördert werden müßte. Sie ist fortan berechtigt, „mit der 
betreffenden Eisenbahn alle aus dem Internat. Transporte sich ergebenden 
Beziehungen abzubrechen^' (Art. 58 A. 4). Die gestrichene Bahn hat 
keinen Anspruch auf Fortgewährung der aus der intemat. Transport- 
gemeinschaft hervorgehenden Rechte. So braucht z. B. eine Vorbahn 
bei Uebergabe des Gutes an die folgende Bahn, wenn diese gestrichen 
wurde, den Betrag der bisher aufgelaufenen Fracht und sonstigen 
Forderungen nicht mehr zu kreditieren. Die Vorbahn kann aber auch 
nach der Streichung der Nachbahn weiter kreditieren, da sie zum Ab- 
bruch der Beziehungen nicht verpflichtet ist. Bricht sie die Beziehungen 
ab, so „sind die bereits in der Ausffihrung begriffenen Transporte auch 
in diesem Falle vollständig auszuführen'^ (Art. 68 A. 4). Die dem 
Absender gegenüber übernommene Verpflichtung zur Ausführung des 
Transports ist vollständig zu erfüllen. Jede der Vertragsbahnen hat 
zu ihrem Teile an der Erfüllung dieser Transportpflicht mitzuwirken^ 
eventuell hat die Gemeinschaft der an dem konkreten intemat. Transporte 
beteiligten Bahnen einen etwa aus der Ausführung erwachsenen Schaden 
zu tragen. 



1) Vgl. Prot. III S. 59. 
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§4. 

Bie Tom intematloiialen Transport aiugesclilosseiieii und 1>edl]ist 

zugelaMenen Oegenstlnde ^). 

Das I.U. findet AnwenduDg auf die Beförderung von „Gütern" *) oder 
^Waren" ^) (marchandises), d. s. alle Mobilien und lebende Tiere. Aus- 
geschlossen Yon der Anwendung ist die Beförderung von Personen und 
Beisegepäck *), welches nicht mit einem Frachtbrief als Frachtgut, 
sondern gegen Gepäckschein befördert wird^). 

Aber auch sonst findet das LU. nicht auf alle Güter Anwendung, 
sondern gewisse Kategorien von Gütern können nicht Gegenstand eines 
internal Transports sein. In dieser Beziehung besagt: 

I. Art. 2: „Die Bestimmungen des gegenwärtigen Uebereinkommens 
finden keine Anwendung auf die Beförderung folgender Gegenstände: 

1) derjenigen Gegenstände, welche auch nur in einem der am 
Transporte beteiligten Gebiete dem Postzwange unterworfen 
sind; 

2) derjenigen Gegenstände, welche wegen ihres Umfanges, ihres 
Gewichtes oder ihrer sonstigen Beschaffenheit, nach der Anlage 
und dem Betriebe auch nur einer der Bahnen, welche an der 
Ausführung des Transportes teilzunehmen haben, sich zur Be- 
förderung nicht eignen ; 

3) deijenigen Gegenstände, deren Beförderung auch nur auf einem 
der am Transporte beteiligten Grebiete aus Gründen der öffent- 
lichen Ordnung verboten ist." 

In Art 2 wird somit der Boden des durch das I.U. geschaffenen 
einheitlichen Transportrechts verlassen und das Landesrecht der Staaten, 
die von dem konkreten Transporte berührt werden, zu einem Bestand- 
teil des LU. gemacht. Hier tritt wie in den vielen anderen Verweisungen 
auf Landesrecht des LU. an die Stelle der Einheitlichkeit des Rechts, 
wenigstens Bestimmtheit desselben. 



1) Art S o. 3, Aiuf.-Bett. § 1 n«btt Anlage 1 (Za8.-Be8t. i. Vor.B.B. §§ 40, 41 ; 
H.e.B. Art. 488 ; V.O. §§ 6, 50). Vorbild war B.B. alt § 48. 

8) Ffir den Begriff der „G1lfter'< Ut hier die wirtsehaftUehe Seite bedeatnngtlos. Es 
kommt nieht darauf ao, ob eioer Sache ein objekttrer Yemiögenawert Innewohnt Der 
Ausdruck ist hier namentlich im Oegensatie sn Personen gebraucht Vgl. Entsch. d. Ober- 
landesger. Hamburg (Goldschmidt» Z. XXXVI S. 871). 

8) Diese Ansdrflcke (aaeh „Fraohtgat**) werden identisch mit Transportobjekten ge- 
bnaeht (Prot. I 8. 98). 

4) Vgl. Denkschrift s. deutschen Entw. (Prot I S. LI). 

6) Ueber Beisegepick ygl. V.O. §g 80 ff. Auch fttr dieses sind nun die Haftnngs- 
gnmdsfttse des I.U. angenommen. 
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Es ist aber nicht nur Verschiedenheit des partikulären Rechts, 
sondern auch Verschiedenheit lokaler Einrichtungen > ) , also außer 
juristischen (Transportverboten) sind es auch technische Momente, 
welche für die intemat. Transportunfähigkeit eines Gutes ins Gewicht 
fallen «). 

Man ging bezüglich des Verhältnisses zwischen Art. 2 und 3 von 
dem Grundsatze aus, „daß, sofern das allgemeine Staatsinteresse in 
Frage kommt, insbesondere bezüglich sanitärischer und sonstiger staats- 
polizeilicher Maßnahmen, bezüglich Aus- und Einfuhrverbote, national- 
ökonomischer oder finanzieller Maßnahmen, das freie Verfügungsrecht 
der einzelnen Vertragsstaaten gewahrt bleiben soll; während sich die- 
selben bezüglich der im Art. 3 aufgeführten Gesichtspunkte, insbesondere 
soweit die Ordnung und Sicherheit des Eisenbahnbetriebes in Frage 
kommt, insofern binden, als sie für den Internat. Verkehr gemeinsame 
Vorschriften vereinbaren, welche von den in den einzelnen Ländern 
geltenden Bestimmungen unabhängig sind^' '). 

Es können so nicht Gegenstand eines intemat. Eisenbahnfracht- 
vertrags bilden: 

1) Die auch nur in einem der am Transporte beteiligten Gebiete 
dem Postzwang unterworfenen Gegenstände. Das Postmonopol stellt 
sich dar als ein Zwang auf die Privaten, sich für gewisse Transport- 
geschäfte (zumeist für Beförderung von Briefen und Zeitungen) der Post 
zu bedienen ^). Soweit dieser Postzwang reicht, kann eine andere Be- 
förderungsart nicht stattfinden, und die dem Postzwange unterworfenen 
Gegenstände können daher nicht als Fracht- oder Eilgut auf den Bahnen 
befördert werden ^). 

2) Femer sind vom intemat. Bahntransporte ausgeschlossen die 
Gegenstände, deren Beförderung auch nur in einem der am Transporte 
beteiligten Staaten aus Gründen der öffentlichen Ordnung verboten ist 

Es kommt ebenso wie sub 1 nicht darauf an, daß das Verbot für 
irgend einen der Vertragsstaaten besteht. Das würde den Abschluß 
eines intemat. Bahnfrachtvertrags nicht ausschließen, dieser ist nur 
unmöglich, wenn in einem der von dem konkreten Transporte berührten 
Staaten ein derartiges Verbot gilt. 

Daß für solche aus Gründen der öffentlichen Ordnung im polizei- 



1) Ueber internationale Vereiobarangen behnfs Herstellang einselner einheitlicher 
technischer Einrichtungen im Eisenbahnwesen wnrde schon oben S. 15 Anm. 6 berichtet, 

2) Vgl. Gerstner 8. 57. 

8) Kommissionsbericht in Prot. II S. 76. 

4) Vgl. 0. Meyer, Verwaltungsrecht, I S. 642. 

5) Der vorgeschlagene Zosats, welcher anch ,,die auf Grand von Postyertrligen be- 
förderten Gegenst&nde** Yom Eisenbahnfrachtrecht ausnahm, worunter man die auf der Bahn 
durch die Postyerwaltung beförderten Sendungen verstand, wurde, weil diese ohne Fracht- 
brief befordert würden, als unnötig gestrichen (Prot. II S. 10, 76). 
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liehen oder volkswirtschaftlichen >) Interesse zu erlassenden Transport- 
yerbote kein Staat im voraus seine Bewegungsfreiheit aufgeben und in 
Fragen des inneren Staatsrechts sich zu einer Selbstbeschränkung seiner 
Souveränität herbeilassen wollte, begreift sich leicht. 

Die Gründe der öffentlichen Ordnung, auf welchen das Transport- 
verbot beruht, bewegen sich in den verschiedenen Sphären des staat- 
lichen Lebens. Sie können ebensowohl auf dem Gebiete der auswärtigen 
Politik, wie auf dem der Sicherheits- und Gesundheitspolizei und auf 
dem der Wirtschaftspolitik liegen ^). 

3) Wie bei den eben erörterten zwei Transportverboten die Rechts- 
grundlage in den Vorschriften der Landesgesetze gegeben war, so werden 
endlich fQr eine andere Kategorie von G^enständen die technischen 
Einrichtungen der am konkreten Transporte beteiligten Bahnen zur 
Grundlage der Entscheidung über die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit 
des Abschlusses eines Internat. Frachtvertrags gemacht 

Es können nämlich nicht Objekt eines Internat. Frachtvertrags 
sein solche Gegenstände, welche nach ihrer ganzen Beschaffenheit, wegen 
ihres Umfangs oder Gewichts ') nicht transportfähig sind. Die Transport- 
unfähigkeit braucht nur eine relative zu sein. Der Internat. Transport- 
vertrag darf nicht abgeschlossen werden, wenn diese Gegenstände un- 
geeignet sind zur Beförderung auch nur auf einer der Bahnen, welche 
den Transport auszuführen haben*). Die Ungeeignetheit muß ihren 

1) KeiD Staat kann sieb in Besag auf darartige tod wechselnden individuellen staat- 
lichen VerhAltnissen abhängige Verbote im yorans die Hftnde binden. Es können hier 
plStslich anftauchende Erscheinungen des politischen, wirtschaftlichen und socialen Lebens 
eine rasche Unterdrückung durch ein derartiges Verbot fordern. Auch infolge unvorher- 
gesehener Wirkungen der Fortschritte der Naturwissenschaften und der Industrie können 
solche Vorsichtsmafiregeln sich als notwendig erweisen. Für solche manchmal nur lokal 
bedingte Erscheinungen ist bei der oft gebotenen Saschheit der Durchführung eine inter- 
nationale VerstftndigaDg schwer in ersielen. Es können aber auch FUle eintreten, wo 
infolge Internat Verwicklungen, man denke nur an einen durch Ein- und Ausfuhrverbote 
gefBhrten Zollkrieg, der Weg Internat. Vereinbarung geradeiu ausgeschlossen ist, da der 
Staat, der an diesem Mittel greift, dessen Zul&ssigkeit nicht von der Entscheidung eines 
anderen (sn bekämpfenden) Staates abhängig machen kann. 

8) s. B. Pferdeausfuhrverbot bei Kriegsgefahr, Einfuhrverbote behufs Abwehr von 
Epidemien nnd Viehseuchen, von Giften, selbstentafindlichen und Explosivstoffen, von Kar- 
toffeln und Weintrauben (gegen Einschleppung oder Ausbreitung des Coloradokäfers und 
der Beblaus gerichtet), Einfuhrverbote von Getreide und bestimmten Industrieartikeln, 
von Gegenständen eines Stiatsmonopols, s. B. Salz, Tabak', Zündhölschen. 

Nnr beim Vorhandensein eines Trsnsportverbots schlechthin ist das I.U. nicht an- 
wendbar ; liegt nur eine Transportbeschränkung , z. B. Erfordernis einer behördlichen 
Transportbewilligung, vor (vgl. s. B. die bei Ruck des che 1 S. 89, 41 f. angeführten, in 
Bayern und Oesterreich geltenden Vorschriften), so hindert das nicht den Abschlufi eines 
Internat. Frachtvertrags. 

8) 1. B. eine Kolossalstatue, ein BiesenfestungsgeschÜts. 

4) Nicht von den individuellen nnd konkreten Verhältnissen der annehmenden Bahn, 
wie Eger, I.U. S. 88 meint, sondern von denen irgend einer am konkreten Transport 
teilnehmenden Bahnen ist die Zulässigkeit des Internat Transports abhäogig. 
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Grund haben in der besonderen Beschaffenheit der Bahn, in deren 
Anlage ^), z. B. in der Höhe einzelner Tunnels, in der Konstruktion 
einzelner Brücken u. dgl. oder in deren Betrieb ^). 

Der Annahmeexpedition ist damit eine große Verantwortlichkeit 
aufgeladen. Um ihr diese zu erleichtem, hat das Reglement betreffend 
die Errichtung eines Centralamts (Art. n A. 3) angeordnet, daß das 
Centralamt von jedem der Yertragsstaaten die erforderlichen Angaben 
erholen und dieselben den anderen Staaten mitteilen wird. Durch 
diese Angaben wird die Aufgabe der Annahmestelle, sich über die 
Zulässigkeit der begehrten Transporte zu entscheiden, wesentlich er- 
leichtert. Femer hat dieses Reglement (Art. II A. 2) auch den Re- 
gierungen die Verpflichtung auferlegt, ein Verzeichnis der infolge des 
Postzwanges oder aus Gründen der öffentlichen Ordnung in ihrem 
(Vertrag8-)Staate vom Transporte ausgeschlossenen Gegenstände, sowie 
alle späteren Abändemngen desselben zur Kenntnis des Centralamts 
zu bringen, welches dieselben sofort allen übrigen Vertragsstaaten mit- 
zuteilen hat. Das Centralamt hat eine Zusammenstellung der von den 
Vertragsstaaten bei ihm eingegangenen Mitteilungen betreffend die Gegen- 
stände, auf welche das I.U. gemäß Art. 2 keine Anwendung findet 
(Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 190 ff., 260 ff.) veröffentlicht. 

Ein Abdruck dieser Zusammenstellung findet sich am Schlüsse 
dieses Buches. 

II. Während Art. 2 die Ausschließung einzelner Kategorien von 
Gütern vom intemat. Transport landesrechtlicher Bestimmung unter- 
wirft oder von lokalen Bahneinrichtungen abhängig macht, hat Art. 3 
wieder andere Kategorien von Gegenständen durch Verweisung auf die 
Ausf.-Best. einheitlich für den ganzen Umfang des Vertragsgebietes vom 
Internat. Transport absolut ausgeschlossen >) bezw. nur bedingsungsweise 
zugelassen. 

Es handelt sich hierbei um solche Güter, bei denen nicht individuelle 
Verhältnisse eines Staates oder einer Bahn in Frage kommen, sondern 
bei denen die Eigenart des Gutes oder die Ordnung und Sicherheit des 
Eisenbahnbetriebs keine Verschiedenheiten in den einzelnen Vertrags- 



1) ZiiB.-Be8t. § 40 Vereins-B.B. : i^GegenstKüde, deren Ein- und Ausladen besondere 
Vorrichtongen nötig macht, ist die Eisenbalin nur auf und nach solchen Stationen ansu- 
nehmen yerpflichtet, wo derartige Vorrichtungen bestehen.** 

8) Der deutsche Entwurf hatte in Art Ib im Anschlüsse an H.G.B. Art. 428 Z. 1 
„nach den Einrichtungen und der Benutsungsweise". Man hat statt dessen 1878 lediglich 
aus redaktionellen Gründen gesetst „nach der Anlage und dem Betriebe** (Prot I 8. VIH). 
Es wUrde so s. B., wenn bei der Errichtung des Betriebs nur der Transport von Kohlen 
ins Auge gefaflt worden wäre (vgl. y. Hahn II 8. 701 f.)i die Beförderung aller anderen 
Waren abgelehnt werden können. 

8) In analoger Weise hat auch der Weltpostvertrag v. 4. VII. 1891 im Art. 16 ge- 
wisse Gegenstände von der Internat. Postbeförderung ausgeschlossen. 
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Staaten aufweisen: Gütertransporte, die, wie sie bisher schon in vielen 
Gebieten gleichmäßig geordnet waren, auch künftig eine einheitliche 
Regelung für den ganzen Umfang des Vertragsgebiets gestatteten und 
wünschenswert erscheinen ließen. 

Dieses Verzeichnis kann durch Vereinbarung der Regierungen der 
Vertragsstaaten unter Beobachtung der im Art. 3 aufgestellten prin- 
zipiellen Direktiven abgeändert werden, ohne daß in der Regel für eine 
solche Hinzufügung neuer Güter oder Streichung von Gütern die Zu- 
stimmung der gesetzgebenden Körperschaften erforderlich wäre. 

Drei Gruppen von Gütern sind es, welche Art. 3 unter Verweisung 
auf die Auflf.-Best. vom Internat Transport ganz oder nur bedingt aus- 
schließt. 

Art. 3: „Die Ausführungs-Bestimmungen werden diejenigen Güter 
bezeichnen, welche wegen ihres großen Wertes, wegen ihrer besonderen 
Beschaffenheit oder wegen der Gefahren, welche sie für die Ordnung 
und Sicherheit des Eisenbahnbetriebes bieten, vom internat. Transporte 
nach Maßgabe dieses Uebereinkommens ausgeschlossen oder zu diesem 
Transporte nur bedingungsweise zugelassen sind.^^ 

Ausf.-Best. § 1 führt 1) und 2) die Hauptgattungen der Wert- und 
Kunstgegenstände ^), 3) die Leichen, femer unter 4) als zu der dritten 
Gruppe der für die Ordnung und Sicherheit des Betriebes gefährlichen 
Güter gehörig sowohl die der Selbstentzündung oder Explosion unter- 
worfenen ') als die ekelerregenden oder übelriechenden Erzeugnisse auf, 
sofern diese in Ausf.-Best § 1 Z. 4 bezeichneten Güter nicht unter den 
bedingungsweise zugelassenen ausdrücklich aufgezählt sind. 

Die nur bedingungsweise zum Internat. Transporte zugelassenen 
Güter sind in einer besonderen Anlage 1*) verzeichnet w^en der häufigen 
Aenderungen, die gerade dieses umfangreiche Verzeichnis notwendig 
machen wird. 

Es handelt sich bei den in dieses Verzeichnis aufgenommenen Gegen- 
ständen um solche, deren Beförderung Gefahren für Ordnung und Sicher- 
heit des Eisenbahnbetriebs bieten (Art. 3) ; Gefahren, die herabgemindert 
oder ausgeschlossen werden sollen durch bestimmte, durch Wissenschaft 
und Technik erprobte Vorsichtsmaßregeln, besonders durch zweckmäßige 
Art der Verpackung, Art der Verladung, deren Beobachtung Bedingung 
der Annahme zur Beförderung sind. Schon im ersten Jahre der Geltung 



1) Vgl. ftbtf diese unten 8. 88. 

%) Z. 4 ; „SchieipiÜTery SehieftbaomwoUe, geladene Gewehre, Knallqaeeksüber, KneU- 
gold, FenerwerkskSrper, Pyropepier, Nitroglycerin, pikrineaore Salie, Natronkokes, Dynamit, 
«owle alle anderen der Selbetentafindung oder Explosion unterworfenen Gegenstände, femer 
die ekelerregenden oder fibelriechenden Ersengniase, insofern die in dieser Nummer aufge- 
Afarten Gegenstinde nieht unter den bedingungsweise sugelassenen ausdrfieklich anfge- 
sShlt sind.*< 

8) Das Verseiehnls ist im weeentliehen der Anlage D des alten B.R. nachgebildet. 
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des I.U. machte sich die Notwendigkeit einer Revision geltend, und wird 
weiter unten ^ über das Ergebnis derselben berichtet werden. 

Man hat bei der Aufstellung dieses Verzeichnisses den Grundsatz 
befolgt, keinen Gegenstand in dasselbe aufzunehmen, gegen dessen Auf- 
nahme auch nur seitens Eines Staates Einwendungen gemacht wurden ^). 

„Die in Anlage 1^) verzeichneten Gegenstände werden nur unter 
den daselbst aufgeführten Bedingungen zur Beförderung zugelassen. 
Die Beförderung ist an die Erfüllung der formellen Bedingung geknüpft, 
daß ihnen ein besonderer, andere Gegenstände nicht umfassender Fracht- 
brief beigegeben wird" (Ausf.-Best. § 1 A. 2). 

Da unter den vom Internat. Transport ausgeschlossenen oder be- 
dingt zugelassenen Gütern lebende Tiere ^) nicht aufgeführt sind, so 
können diese Gegenstand eines Internat. Frachtvertrags bilden, und selbst 
wilde Tiere können vom Transporte*^) nicht ausgeschlossen werden, 
außer wo aus Gründen der öffentlichen Ordnung (z. B. aus veterinär- 
polizeilichen Gründen gewisse kranke und seuchenverdächtige Tiere) 
der Transport landesgesetzlich verboten oder erschwert wird *). Jeden- 
falls kann aber die Bahn gemäß Art. 9 gehörige Verpackung (Käfige etc.) 
und gemäß Art. 31 Z. 6 Begleitung der Tiere fordern ^). 

Während die Bahn beim Fehlen entsprechender Verpackung den 
Transport verweigern kann, ist sie hierzu beim Fehlen der tarifarisch 
vorgeschriebenen oder vereinbarten Begleitung nicht berechtigt; dieses 
Fehlen hat nur eine Beschränkung der Haftpflicht zur Folge. 

Diese Vorschriften konnten bei dem raschen Wechsel technischer 
Erfindungen und den Fortschritten der Wissenschaft nicht auf die Dauer 
berechnet sein. Die frachtrechtlichen Normen mußten, wenn sie den 
Anforderungen des Handels gerecht werden wollten, leicht beweglich 



1) Siehe S. 81 ff. 

2) Vgl. die Verhandlangen über dieses Verzeichnis Prot. II S. 158 ff., Prot. III 
S. 37 ff. 

3) Anlage B der V.O. stimmt im wesentlichen mit Anlage 1 des I.U. überein. Die 
Abweichungen sind in der Veröffentlichung im R.Ge8.-BIatt (1892 S. 969 ff.) durch den 
Druck besonders kenntlich gemacht. 

4) Die Beförderung lebender Tiere regeln V.O. §§ 44—48. 

5) Nach § 40 des alten B.B. waren die Bahnen zum Transport wilder Tiere nicht 
verpflichtet, nunmehr hat aber V.O. § 44 Z. 3 diese Verpflichtung auch anerkannt, aber 
nur bei Beachtung der von der Bahn im Interesse der Sicherheit vorzuschreibenden Be- 
dingungen. 

6) V.O. § 44 Z. 2. — Der Satz: „Die Beförderung kranker Tiere kann abgelehnt 
werden*' ist in dieser Allgemeinheit für den Internat. Transport nicht anwendbar, wie 
V. B u s c h m a n S. 80 anzunehmen scheint. 

7) V.O. § 44 Z. 4. — Nach Z. 5 hat der Absender das Einladen sowie die sichere 
Befestigung, der Empfftnger das Ausladen zu besorgen. Nur die deutsche V.O. § 44 Z. 6 
erm&chtigt zur Forderung der Vorausbezahlung des Transportpreises. Nach § 46 kann die 
Beförderung auf Grund von seitens der Bahn auszustellenden Beförderungsscheinen oder 
auf Ornnd von Frachtbriefen erfolgen. — Von An- und Abnahme handelt V.O. § 46. 
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gestaltet werden und mußten eine leichte, nicht durch formale Schranken 
beengte Entwicklungsfähigkeit zulassen. 

Deshalb war auch nötig, jene Bestimmung (Ausf.-Best. § 1 A. 3), 
wonach zwei oder mehreren Staaten in ihrem gegenseitigen Verkehre 
gestattet ist, zu vereinbaren, Gegenstände, welche vom intemat. Transport 
ausgeschlossen sind, bedingungsweise zuzulassen oder für die bedingungs- 
weise zugelassenen die Bedingungen der Zulassung gegenüber den in 
den Ausf.-Best des LU. aufgestellten zu erleichtern. 

Eine solche Vereinbarung kann aber nicht zwischen einzelnen 
Bahnen erfolgen, sondern nur durch einen internationalen, zwischen 
zwei oder mehr Vertragsstaaten abgeschlossenen Vertrag. Verein- 
barungen erleichternder Vorschriften waren für den wechselseitigen 
Verkehr zwischen Deutschland * ) und Oesterreich - Ungarn *) , sowie 
zwischen Deutschland und Luxemburg') abgeschlossen. 

Ebenso hatten auch die Niederlande eine derartige sich an das 
deutsch-österr. Vorbild anschließende Spezialvereinbarung mit Deutsch- 
land und eine solche mit Oesterreich-Ungarn am 30. XL 1892 abge- 
schlössen. Am 20. L 1893 schlössen sie in Paris mit Belgien, Frank- 
reich und Luxemburg eine sich nur teilweise an das deutsch-österr. 
üeberdnkommen anschließende Vereinbarung ab. Mit der Schweiz und 
Italien wurden weitere Verhandlungen eingeleitet. Femer hatte die 
Schweiz die Initiative ergriffen, um mit ihren Nachbarstaaten ähnliche 
Uebereinkommen abzuschließen ^). 

III. Die Revision des LU. durch die Konferenz 

vom 5. Juni 1893. 

Die Häufung derartiger, doch immer mehr oder minder von einander 
abweichender Sonderübereinkommen würde eine verwirrende Mannig- 
faltigkeit auf einem Gebiete erzeugt haben, auf welchem die Interessen 
des europäischen Handels einheitliche Normen verlangten. 

Das Centralamt ^), seines hohen Berufes als Hort der Einheitlichkeit 



1) Vereinbarnog und Nachtrag t. 15. XI. 189S (Zeitsohr. f. int. Eisenb., I 
S. 60 ff., 128, 254). 

2) Aneb dieses SonderflbereinlKommen erwies sich bald als uogenfigend, und eine am 
15.V. 1893 in Breslau abgehaltene Eiaenbahnkonferens bat die Grundlage fUr eine weiter- 
gehende und eine grofle Anzahl von Gegenständen umfassende Revision geliefert (a. a. O. 
S. 265). 

3) Vereinbarung t. 29. V. 1895 (a. a. O. I S. 218 ff.). 

4) Vgl. hierüber und fiber das Folgende den vom Centralamt yerOffentlichten Bericht 
„Die fachmännische Konferens in Bern" (Z e i t s c h r. f. i n t. E i s e n b., I 8. 268 ff.), welcher 
der DarsteUung im Texte su Grunde gelegt wurde, da dieser Bericht in seiner Bedeutung 
als Interpretationsmaterial den „Protokollen** der früheren Konferenien gleichkommt. 

6) Schon 1890, also noch vor Ratifikation des I.U., wurde seitens Deutschlands bei 
dem seh weiser. Bundesrat eine Konfereni behufs Durchsicht der Au8f.-Best. % X und der 
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des wichtigsten Zweiges des Verkehrsrechts eingedenk, schlug, um der 
drohenden Verwirrung Einhalt zu thun, den Yertragsstaaten ^ ) den Zu- 
sammentritt einer fachmännischen Konferenz vor zur Prüfung der Frage 
der Ausdehnung des deutsch * österreichischen Uebereinkommens vom 
16. XII. 1892 im Ganzen oder teilweise auf alle Vertragsstaaten. Auf 
Einladung des schweizer Bundesrats traten die Vertreter der Vertrags- 
staaten zu einer Konferenz am 5. VI. 1893 ^) in Bern zusammen ^). 
Italien und Bußland ^), die nicht yertreten waren, hatten grundsätzlich 
einer Bevision des § 1 und der Anlage 1 zugestimmt und die Mitteilung 
der Protokolle verlangt. 

Wie übereinstimmend die Notwendigkeit der vorgeschlagenen Be- 
vision als im gemeinsamen Interesse aller Vertragsstaaten gelegen 
empfunden wurde, erkennt man daraus, daß in den Kommissionen an 
einem Tage alle Fragen mit Stimmeneinhelligkeit erledigt wurden und 
daß auch in pleno alle Beschlüsse einstimmig gefaßt wurden. Da man 
an einer Zustimmung der beiden nicht vertretenen Staaten zu den Be- 
schlüssen der Konferenz nicht zweifelte, hat man diese in der Gestalt 
einer Bevision des I.ü. ^) ausgearbeitet 

Das am 12. August unterzeichnete Schlußprotokoll enthielt so: 
1) einen Vorschlag zur Aenderung der Anlage 1 des I.U. (Vor- 
schriften hinsichtlich der bedingungsweise zur Beförderung zugelassenen 
Gegenstände) ; 



Anlage 1 angeregt. Dieser, eine Verzögerung der Ratifikation befürchtend, hielt eine Ver- 
schiebang der Revision für ratsam (a. a. O. 8. 264). 

1) Durch Kreisschreiben rom 18. II. 1898, in welchem es gleichseitig dem Gedanken 
Ausdruck gab, daß es nütslich wäre, ein summarisches Verfahren für zukünftige Revisionen 
festzusetzen (a. a. O. S. 866). 

8) Siehe S. 14. 

8) Grundlage der Verhandlungen bildete die vom Centralamte ausgearbeitete Zu- 
sammenstellung. 

4) Das russische Ifinisterium der Verkehrsanstalten hatte in einer Note an das 
Oentralamt ausgeführt, dafi die bedingungsweise zum Internat Transporte iugeU>8«nen Gegen- 
stände nach, aber selten aus RuBland befördert würden, so dafi voraussichtlich bei dieser 
Sachlage die Vertreter Rußlands nur den Beschlüssen der Konferenz zu folgen hätten. 

Die italienische Regierung hatte Anberaumung eines späteren Termins für den 
Zusammentritt der Konferenz gewünscht, um das Ergebnis der gerade zwischen den itallen. 
Bahnen schwebenden Verhandlungen verwerten an können. Bei der Dringlichkeit der Be- 
friedigung erheischenden Interessen der Industrie, des Handels und der Bahnen glaubte 
der schweizer. Bundesrat diesem Wunsche nicht entsprechen zu köonen. Vgl. über die 
Oründe im Einzelnen a. a. O. 8. 866. Vgl. daselbst auch die Verbalnote der Italien. Ge- 
sandtschaft an den schweizer. Bundesrat (6. VI. 1893), welche den Wunsch ausdrückte, die 
Beschlüsse der Konferenz möchten die Annahme der eventueU später von Italien zu machen- 
den Vorschläge nicht austchliefien. 

5) Für den Fall, dafi man sich in dieser Erwartung täuschte, sollten die Entwürfe 
als ein Sonderübereinkommen, das die auf der Konferenz vertretenen resp. aUe zustimmenden 
Staaten im Sinne des letzten Absatzes des § 1 der Ansf.-Best. unter sich schliefien würden, 
in Vollzug gesetzt werden. 
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2) einen Entwurf zu einer Anlage 1 a zu diesem I.U. (Vorschriften 
hinsichtlich der Beförderung von Wert- und Kunstgegenständen, sowie 
Yon Leichen). 

Die am 20. und 21. September in Bern versammelte diplomatische 
Konferenz hat nun diese materiell festgestellten beiden Entwürfe in ein 
definitives Uebereinkommen umgestaltet, das zur endgültigen Genehmigung 
den Vertragsstaaten noch vorgelegt werden solP). 

Es steht dann noch die Ratifikation der Vertragsstaaten aus, die 
voraussichtlich bis Ende 1893 erfolgt sein wird, so daß mit dem 1. 1. 
1894 auch diese Zusätze zum I.U. im ganzen Vertragsgebiet Gesetzes- 
kraft erlangt haben werden. 

Das Prinzip der absoluten Ausschließung der Wert- und Kunst- 
gegenstände sowie der Leichen vom Internat. Transporte, welches § 1 
der Ausf.-Best. aufgestellt hatte, war nur ein Notbehelf. Es stand in 
so grellem Widerspruche mit den Bedürfnissen des Verkehrs, daß man 
es überhaupt nur unter Zulassung aufhebender Sonderübereinkommen 
einzelner Vertragsstaaten aufstellen konnte, und dann darum, weil eine 
Beförderung derartiger Gegenstände im gebrochenen Verkehre möglich 
war, vorausgesetzt daß nach den internen oder Verbandstarifen der am 
Transporte beteiligten Bahnen eine Beförderung solcher Güter zuzulassen 
war. Sach^ des Absenders blieb es dann, für die Weiterbeförderung von 
der Grenze ab Sorge zu tragen^). 

Durch die Konferenz vom 5. VL 1893 wurde nun die absolute 
intemat. Transportunfähigkeit in eine relative verwandelt, d. h. die zu 
diesen drei Gruppen gehörigen Gegenstände werden bei Erfüllung der 
vorgeschriebenen Bedingungen zum Internat. Transporte zugelassen. 

A. No. I der Anlage 1 a bestimmt nämlich : 

„L Gold- *) und Silberbarren, Piatina, Geld, geldwerte Münzen und 
Papiere^), Dokumente, Edelsteine, echte Perlen, Pretiosen und andere 
Kostbarkeiten, femer Kunstgegenstände, wie Gemälde, Gegenstände aus 
Erzguß, Antiquitäten, werden im intemat. Verkehr auf Grund des im 
LU. vorgesehenen intemat Frachtbriefes, und zwar entweder nach Maß- 
gabe von Vereinbarungen zwischen den Regiemngen der beteiligten 
Staaten, oder von Tarifbestimmungen, welche von den dazu ermächtigten 
Bahnverwaltungen aufgestellt und von allen zuständigen Aufsichtsbe- 
hörden genehmigt sind, zugelassen. 



1) Zeit sehr. f. int. Eieenb., I S. 841. 

2) Ansfiibrlich bandeln bierTon Ital. Instr. (§ 6 n. 67. 

8) Vgl. über die einseinen hier anfgefilbrten Gegenstiode Eger, I.U. S. 51 ff. 

4) Als geldwerte Papiere (« Wertpapiere) sind nach V.O. g 60B Z. 2 nicht anza- 
sehen : „gestempelte Postkarten, Postanwelsnngsformnlare, Briefamscblüge und Streifbänder, 
Postfreünarken, Stempelbogen nnd Stempelmarken, sowie fthnliohe amtliche Wertselchen.*^ 
Roteathal, Internat. Eiaenbahnfrachtredit 3 
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Zu den Kostbarkeiten sind beispielsweise auch besonders wertvolle 
Spitzen ^) und besonders wertvolle Stickereien zu rechnen/^ 

Aus der Fassung „und andere Kostbarkeiten^', „Kunstgegenstända 
wie'' und im Abs. 2 „beispielsweise" ergiebt sich, daß hier keine 
erschöpfende Aufzählung aller wertvollen Gegenstände gegeben werden 
sollte. Es werden nur die am häufigsten vorkommenden Güter von 
großem Werte exemplifikativ aufgezählt, um einen Anhaltspunkt für 
die etwaige Einreihung eines Gutes in diese Kategorie zu geben. 

In Bezug auf die für die Zulassung derartiger Güter zum Internat. 
Transporte aufzustellenden Bedingungen boten sich der Konferenz zwei 
Wege dar. Man konnte entweder, wie dies das Pariser Uebereinkommen 
V. 20. 1. 1893 *) gethan, die Bedingungen einheitlich normieren oder, 
dem deutsch-österreichischen Uebereinkommen folgend, deren Feststellung 
der Vereinbarung einzelner Regierungen oder den Tarifen überlassen. 
Man nahm das letztere System an. 

Es können somit die unter I aufgezählten Gegenstände als Internat. 
Transporte (auf Grund eines durchgehenden Internat. Frachtbriefs) be- 
fördert werden, und zwar unter den besonderen Bedingungen, welche 
für die Zulassung derselben aufgestellt sind: 

1) durch Vereinbarungen zwischen den Regierungen der beteiligten 
Staaten, oder 

2) durch die von den hierzu ermächtigten Bahnverwaltungen er- 
lassenen und von allen zuständigen Aufsichtsbehörden genehmigten Tarif- 
bestimmungen. 

Die Rechtsgültigkeit solcher Tarifbestimmungen hat also zur Voraus- 
setzung die Genehmigung der Aufsichtsbehörden aller derjenigen Staaten, 
welchen die Bahnen angehören, für welche der gemeinschaftliche Tarif 
gelten soll. Fehlt die Genehmigung auch nur der Aufsichtsbehörde 



1) Die Anfnabme der SpitBen und Stickereien anter die Zahl der in Aasf.-Best. § 1 
nicht benannten Kostbarkeiten erfolgte anf Antrag der am Pariser UebereinlKommen y. 20 I. 
1898 beteiligten Staaten. Die Vertreter der Schweis, Dentschlands und Oesterreiche ließen 
ihre wegen des sehr großen Preisunterschiedes dieser Artikel erhobenen Bedenken fallen 
unter der Bedingung, daß die Worte „besonders wertvoll'' beigefügt und ausdrücklich auch 
auf Spitien belogen würden, was im francös. Text aus der Weglassung des Artikels tot 
dem Wort „broderies" heryorgeht, während im deutschen ,|besonders wertvolle" sowohl 
vor ,,8pitien'* als vor „Stickereien" wiederholt ist (a. a. O. S. 270). 

2) Das Pariser Uebereinkommen vom 20. I. 1893 setst „eine Reihe von Bedingungen 
hinsichtlich der Verpackung von WertgegenstSnden und der Haftung bei Verlust, Minderung 
oder Beschädigung fest; es schließt für diese Gegenstände, deren voller Wert fibrigens im 
Frachtbrief angegeben werden kann, die Deklaration des Interesses an der Lieferung aus. 
Für die Knnstgegenstände ist dagegen weder die Werts- noch Interessen- Deklaration an 
der Lieferung lugelassen, und im Falle des Verlustes oder der Beschädigung ist die Ent- 
schädigung in maximo auf 1,60 Fr. per Kilogramm festgesetzt, vorbehaltlich einer ausge- 
dehnteren Haftpflioht, welche die Eisenbahnen auf Orund genehmigter Gemeinschaftstarife 
flbernehmen können" (a. a. O. S. 269). 
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eines einzigen der beteiligten Staaten, so können diese Tarifbestimmungen 
auch nicht in Kraft treten. 

B. Auch der internationale Transport von Leichen ist nunmehr im 
Yertragsgebiete bedingt zul&ssig und darf nicht mehr abgelehnt werden. 
Die Bedingungen sind^) nach Z. n Anlage la folgende: 

1) ,,Die Beförderung erfolgt als Eilgut.^^ (Die Annahme zur Be- 
förderung erfolgt nur mit einem Eilgutfrachtbrief.) 

2) „Die Transportgebühren sind bei der Aufgabe zu entrichten.^^ 
(Ein Leichentransport unter Anweisung der Frachtgelder auf den Em- 
p&nger findet daher nicht statt.) 

3) „Die Leiche muß während der Beförderung von einer dazu 
beauftragten Person begleitet sein.'^ 

Während diese drei Bedingungen einheitlich im ganzen Vertrags- 
gebiete zur Anwendung kommen, sind außerdem in jedem der vom 
Leichentransporte berührten Staaten die für solche für Annahme, Transit 
und Ablieferung in polizeilicher Beziehung geltenden Gesetze und Ver- 
ordnungen ') zu beobachten, soweit nicht unter den beteiligten Staaten 
besondere Abmachungen getroffen sind (II Z. 4). Auf Grund solcher 
polizeilicher Vorschriften •) kann z. B. der Transport von Leichen zur 
Zeit einer Epidemie oder der an ansteckenden Krankheiten Verstorbener 
untersagt werden. Gefordert wird in der RegeM) ein amtlicher^) 
Leichenpaß*) nach bestimmtem Formular^). 

Durch den hier dargestellten Inhalt von Anlage la ist § 1 der 



1) Es worden die im Pariser Ueberetnkommen y. 80. I. 1893 aufgestellten ange- 
nommen. 

2) Nicht darauf kommt es aOi von welchen staatlichen Organen, ob von einer Bahn- 
oder Polizeibehörde die betreffenden Anordnungen erlassen sind. Den Vorschriften mttssen 
nur poliseiliche Gesichtspunkte au Grunde liegen, d. h. sie mfissen die Beseitigung der aus 
Leichentransporten drohenden Gefahren beswecken (vgl. G. Meyer, Verwaltungsrecht, I 
8. 69). 

3) VgL über die Eigentfimlichkeiten der Leichenbefdrderung nach deutschem Bechi 
noch Endemann, Eisenbahnrecht, S. 663 f. 

4) Beförderungsbedingungen fOr Leichentransporte stellt auf V.O. § 42. (Abweichend 
vom öster.-ungar. B.R. sind A. 2 u. 8, welches sich mit einer Verpackung ohne Xußerlich 
erkennbare Mängel begnfigt, während in Deutschland verlangt wird, da£ die Leiche in 
dnem hinlänglich widerstandsfähigen Metallsarge luftdicht eingeschlossen und dieser von 
flioer hölzernen, die Verschiebung des Sarges verhindernden Umhüllung umgeben sein muß.) 

5) Vgl. über die Leichenpässe in Deutschland E. Löning, Verwaltungsrecht, 8. 819. 

6) Die Uebereinknnft zwischen Oesterreioh und Deutsehland v. 12. III. 1890 über 
die wechselseitige Anerkennung von Leichenpässen (abgedruckt bei v. Buschman, S. 77 f.) 
regelt u. a. die Voraussetzungen der Ausstellung (enthält die den Metallsarg fordernde 
Vorsehriffc der deutschen V.O. § 42 A. 2, schreibt gewisse desinfizierende MaSnahmen vor 
und gestattet die Ausstellung des Leichenpasses erst 1 Jahr nach dem Tode, wenn dieser 
im Verlaufe der unter Z. 4 benannten ansteckenden Krankheiten eingetreten ist). 

7) Mit den Leichentransportbedingungen der V.O. § 42 stimmt im V^esentlichen 
überein das S. 31 erwähnte Uebereinkommen zwischen Deutschland und Luxemburg vom 
29. V. 1893. 

3* 
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Ausf.-Best. materiell außer Wirksamkeit gesetzt, und man wird ihn auf 
einer der nächsten Konferenzen wohl auch formell durch den Inhalt 
von Anlage 1 a ersetzen ^). 

G. Anlage 1 des I.U. wurde beträchtlich vermehrt und zwar im 
Wesentlichen ') im Einklänge mit den Bestimmungen des deutsch-österr. 
Uebereinkommens vom 15. XI. 1892. 

Die neue Anlage 1 zählt jetzt LIII Nummern, die sich auf ungefähr 
200 Gegenstände erstrecken. 

D. Ungeachtet der gründlichen Umgestaltung des § 1 der Ausf.-Best. 
mußte natürlich im Interesse der Befriedigung der ferner durch die 
Fortschritte der Wissenschaft und Technik hervorgerufenen Verkehrs- 
bedür&isse die im letzten Absatz dieses § 1 gewährte Befugnis zum 
Abschlüsse von Sonderübereinkommen zwischen einzelnen Vertrags- 
staaten weiter aufrecht erhalten werden. Man suchte aber den Ab- 
schluß solcher die Beförderung der vom Transport ausgeschlossenen 
Güter oder die Bewilligung leichterer Bedingungen anerkennenden Ver- 
einbarungen im Einklänge mit den in Anlage 1 a angenommenen Grund- 
sätzen zu erleichtem, indem die Schlußbestimmung der Anlage 1 aus- 
sprach, daß solche Zulassungen bezw. Erleichterungen erfolgen konnten : 

1) durch Vereinbarung der beteiligten Regierungen '), oder 

2) durch gemeinschaftliche Tarife. 

Letzteres aber nur unter der doppelten Voraussetzung der Zulässig- 
keit der Beförderung oder der erleichterten Bedingungen nach den 
internen Reglements (welche für alle beteiligten Bahnen Geltung haben) 
und der weiteren Voraussetzung der Genehmigung dieser Tarifbestim- 
mungen seitens (der Aufsichtsbehörden) aller Staaten, welchen die be- 
teiligten Bahnen angehören. 



1) Die Konferens v. 5. VI. 1898 wollte dies bei der üngewiAheit der Zuttimmimg 
aller Staaten nicht than (a. a. O. S. 268, 270). 

2) Nicht aufgenommen wurde: Nr. XXXVI and XLIII wegen des besonders geflttir- 
llchen Charakters der darin behandelten Oegenstftnde, die man den Vorschriften eines jeden 
Staates oder Sonderübereinkommen swischen einaelnen Staaten überlassen sa sollen glaabte ; 
Nr. XLV (Gasförmige Kohlens&nre nnd Ornbengas), weil diese Produkte gegenwftrtig im 
Handel nicht vorkommen, nnd Nr. LII (Gefettete Eisen- und Stahlspftne etc.), die jetit 
bedingungslos befördert werden könnten. Ferner wurden die meisten der von den deutschen 
Bahnen in Breslau aufgestellten AbKnderungen angenommen (a. a. O. S. 270 f.). 

8) Wenn die Konferens hier ihrer Auffassung hat Ausdruck geben wollen, da8 für 
Vereinbarungen dieser besonderen Art die parlamentarische Genehmigung überflüssig sei 
(a. a. 0. S. 269), so hat eine solche Erklärung keine praktisch juristische Bedeutung. Wenn 
auch der theoretische Wert einer derartigen Meinnngsänfleruog der Konferenz nicht bestritten 
werden soll, so ist doch diese Frage für jeden einseinen Vertragsstaat nur nach den Grund- 
sätsen des konkreten Staatsrechts su beurteilen. 
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§5. 
Der obligatorische Charakter und die Geltungsdaner des I.ü. 

I. Der obligatorische GharakterO- 

Das LU. stellt zwingende Rechtsnormen auf. Es verlangt innerhalb 
seines Anwendungsgebietes unbedingte und ausschließliche Geltung. Für 
alle von ihm geregelten Rechtsverhältnisse tritt das LU. an die Stelle 
entgegenstehender landesrechtlicher Normen und vertragsmäßiger Be- 
stimmungen. 

Im Interesse der Einheitlichkeit des intemat. Transportrechts mußte 
die Vertragsfreiheit eingeengt werden. Landesrecbtliche Normen und 
reglementarische und tarifarische Bestimmungen kommen nur insoweit 
zur Anwendung, als das LU. ausdrücklich auf sie verweist % oder zur 
Ergänzung, soweit die betreffende Materie durch das LU. nicht geregelt 
ist Wo dies nicht der Fall, stehen daher internationale Eisenbahn- 
transporte unter der ausschließlichen Herrschaft der Satzungen des LU. 
Den einzelnen Vertragsstaaten steht somit auch nicht die Befugnis 
zu, durch Gesetz, Verordnung oder Reglement, oder auch durch Ver- 
einbarung mit einem oder mehreren anderen Vertragsstaaten *) Bestim- 
mungen des LU. außer Kraft zu setzen oder abzuändern. Man hat 
diesen absoluten Charakter^) des LU., der aus der ganzen Tendenz 
desselben folgt, als selbstverständlich gar nicht ausdrücklich aussprechen 
zu müssen geglaubt 

Dieser absolute Charakter des LU. zeigt sich sodann in der Richtung 
der Ausschließung jeder entgegenstehenden Vereinbarung zwischen Bahn 
und Publikum. 

Nach dem Vorbilde des H.G.B. (Art. 423) ^), welches aber nur die 
Yertragsmäßige Ausschließung oder Beschränkung der Haftpflicht der 



1) Art. 4, SehloAprotokoll s. I.U. III (V.O. Eingangsbestimmaogen Abs. S, 3); Art. 59 
und 60. 

8) Dies geschieht in Artt. 5 A. 8; 6 A. Im, A. 4 u. 6; 7 A. 8; 14 A. 8; 19; 88; 
24 A. 2; 85 A. 3; 45 A. 3; 66. 

8) Ueber die Ansnehme der Aasf.-Best. § 1 vgl. S. 31. 

4) Uebiigens ist dieser aach ans Ziff. II des Sehlnftprotokolls sa folgern, wo die Be- 
▼ollmSchtigten in Betreff des Art. 11 erklären, „de3 sie keine Verpflichtung eingehen 
kCnnen, welche die Freiheit ihrer Staaten in der Begelang ihres internen £isenbahn- 
▼erkehrs beschrinken würde". 

6) Der schweiser Entwarf Art. 28 machte die ZaI&ssigkeit der Beschränkung der 
▼ertragsnolftigen oder reglemeptariscben Haftpflicht der Bahn von dem Rechte des Absende- 
ortes abhängig. Diese bedenkliche StSrang der Bechtseinheit bekämpfte scharf Eger, Ein f., 
S. 119. Der deatsche Entwarf bot dagegen in seinem Art. Ic die Grundlage von Art. 4 
des LU. (Prot. I S. XXVIII, VIH). Die Fassang yon 1878, welche eine Berorsugung 
der Tarife der Eisenbahnverbände TOr denen der einielnen Bahnen erkennen lief, wurde 1881 
im Sinne der jetzigen Fassang abgeändert (Prot II S. 77; vgl. noch Prot. III S. 87). 
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Bahnen untersagte, hat auch Art. 4 deren Yertragsfreiheit beschränkt, 
indem er bestimmt: 

„Die Bedingungen der gemeinsamen Tarife der Eisenbahn- Vereine 
oder -Verbände, sowie die Bedingungen der besonderen Tarife der Eisen- 
bahnen haben, sofern diese Tarife auf den intemat Transport An- 
wendung finden sollen, insoweit Geltung, als sie diesem Ueberein- 
kommen nicht widersprechen, anderenfalls sind sie nichtig^^ ^). 

Hier kommt der absolute, obligatorische Bechtscharakter des I.U. 
zu entschiedenem Ausdruck. 

Der Inhalt des l.U. setzt außer Kraft nicht nur die entgegen- 
stehenden landesrechtlichen Bestimmungen, sondern auch alle entgegen- 
stehenden reglementarischen und tarifarischen Vorschriften. Die in 
den Tarifen*) einzelner Bahnen, Bahnverbände oder -vereine für 
den Internat. Transport aufgestellten Bestimmungen können mithin 
nur praeter legem, als Ergänzung der Vorschriften des LU., zur Aus- 
füllung der Lücken desselben, soweit Rechtsverhältnisse des intemat 
Transportrechts in diesem nicht normiert oder landesrechtlicher Regelung 
überlassen sind, oder als Ausführungsbestimmungen *) der im I.U. auf- 
gestellten Grundsätze Geltung beanspruchen, nicht aber contra legem, 
d. h. soweit sie in Widerspruch stehen mit dem Inhalt des I.U., sind 
sie nichtig. 

Gegenüber dem klaren Wortlaut des Art. 4 läßt sich die Ansicht 
Eger's^) von der Zulässigkeit der Einführung fdr das Publikum 
günstigerer Bedingungen für die betreffende Transportstrecke oder Air 
den Bereich eines Eisenbahnvereins nicht aufrecht erhalten ^). Jede 
Bestimmung eines solchen Tarifs, die inhaltlich mit den Bestimmungen 
des l.U. nicht übereinstimmt, die etwas anderes normiert, sei es eine Er- 
leichterung^) oder eine Erschwerung, widerspricht demselben. Kriterium 
der Gültigkeit ist nur die Uebereinstimmung mit dem I.U. ''). Gerade 
auf die Einleitung zum alten B.R. darf man sich nicht berufen, da 



1) Nach Ssterr. Einf.-Erlafi B 2 soU die EnUcheidang darüber, ob ein solcher Wider- 
sprach vorliegt, dem Handelsministerium anstehen. In einem Proaesse würde aber daa 
Gericht an diese ministerielle Entscheidung nicht gebunden sein, denn der erwähnte mini- 
sterielle Einf.-Erlafi vermag nicht die Auslegung einer gesetzlichen Bestimmung der richter- 
lichen Beurteilung su entaiehen. 

2) Hier ist der Ausdruck „Tarife im weiteren Sinne gebraucht und umfafit auch die in 
den Tarifen angegebenen Transportbedingungen (vgl. Prot I S. 7). 

5) Nach österr. Einf.-Erlafi A 1 ist die General - Inspektion der österr. Eisen- 
bahnen sur Genehmigung solcher Ergftnznngs- oder Ausführungsbestimmungen lustfindig. 

4) Eger, I.Ü., 8. 65 f. 

fi) Richtig Schwab, S. 64; Gerstner, E.V.Z. 1891', S. 741. 

6) Die Denkschrift, mit welcher das I.U. dem deutschen Reichstag vorgelegt wurde, 
spricht es ausdrücklich aus (Drucksachen V S. 108 f.), dafi Abweichungen zum Vorteile 
des Publikums ausgeschlossen sind. 

7) G e r s t n e r , a. a. O. 
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^ese ausdrücklich erklärt, daß Spezialbestimmungen nur Geltung haben, 
¥renn sie mit dem B.R. nicht in Widerspruch stehen, dieselben vielmehr 
nur erg&nzen, oder wenn sie dem Publikum günstigere Bedingungen 
gew&hren. Wollte man diese Auffassung auch in Bezug auf das LU. 
zur Anwendung gebracht wissen, so mußte man dies auch ganz ebenso 
wie im B.B. ausdrücken. Sicher hätten dies die Bedaktoren auch gethan, 
wenn sie von dieser Absicht geleitet gewesen wären — ein Uebersehen 
gegenüber diesem Vorbilde dürfte ausgeschlossen sein. So war aber 
bei der Abfassung des I.U. nur maßgebend die Bücksicht auf die 
Wahrung der Einheitlichkeit ^) des Internat. Transportrechts ^). 

Das im Art. 4 ausgesprochene Prinzip findet auch Anwendung auf 
die besonderen Verträge zwischen Bahn und Absender. Bichtiger wäre 
es wohl gewesen, gemäß dem deutschen Entwürfe^) ausdrücklich im 
Art. 4 auszusprechen, daß auch derartige Privatübereinkommen nur 
insofern, als sie dem LU. nicht widersprechen, zulässig seien. Daß 
dies aber trotz dieser Unterlassung Bechtens, ergiebt sich nicht nur 
aus dem obligatorischen Charakter des I.U., sondern auch aus dessen 
Entstehungsgeschichte, indem im Kommissionsbericht auf der 2. Kon- 
ferenz^) die Streichung mit ihrer Selbstverständlichkeit und mit der 
Absicht der Vermeidung eines Mißverständnisses begründet wurde. 

Alle dem I.U. widersprechenden derartigen tarifarischen Transporte 
bedingungen können auf Internat. Transporte keine Anwendung finden* 
Sie sind nichtig — „elles seront consid6r6es comme nulles et non 
Avenues'^ (Art. 4). 

II. Geltungsdauer des LU. 

Das LU. ist für jeden Vertragsstaat von dem Tage, an welchem 
dasselbe in Wirksamkeit trat, also vom 1. Januar 1893 '^), gemäß Art. 60 
auf 3 Jahre verbindlich. Es gilt als stillschweigend auf weitere 3 Jahre 



1) Vgl. Prot. I 8. LU. 

8) Gegen Eger's Aosicht »pricht aach, dafi Aasf.-Best % 1 A. 8 ansärficklieh 
^erst die Vereinbaruog von Eleichterungen gestatten. Wenn E g e r 8. 66 dies für eine Aus- 
nahmevorschrift erklärt in Betreff der Begel, daB die poliieilichen Bestimmungen des I.U., 
•d. h. die im Interesse der Ordnung und Sicherheit des internst. Bisenbahnbetriebes er- 
lassenen, nicht abgeändert werden dftrfen, so ist das nicht latreffend, denn die Ansschlieinng 
•der wertToUen Guter hat keinen poliieilichen Charakter. 

3) Art 1 c des deutschen Entwurfs hatte neben den besonderen Transportbedingungen 
der Tarife hiniugefttgt: „oder welche swischen den Transportgebem und den Eisenbahnen 
im voraus vereinbart werden*'. Savigny- Frankreich regte an, jeder falschen Auslegung 
durch Aufnahme eines Verbots der Befaktien vorsubengen. Demgegenfll>er betonte Gerstner- 
Dentschland, daß es sich hier nur um Vereinbarangen, welche dem Sinn und Geist des 
Internat. Vertrags entsprechen, handle (Prot. I S. VIII, 6i). 

4) Prot. 11 S. 77. 

6) Am 30. IX. 1892 erfolgte der Umtausch der Ratifikationsurkunden, so da3 8 Monate 
darauf die Wirksamkeit des I.U. nach Art. 60 A. S begann. 
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verlängert, falls von keinem Staate eine Kflndigung erfolgte. Jeden» 
Staat steht ein Rücktrittsrecht zu, aber nur mit der Maßgabe, daß er 
1 Jahr vor Ablauf der 3-jährigen Vertragsperiode die übrigen Vertrags- 
staaten von dem beabsichtigten Bücktritt in Kenntnis setzt ')• Die^ 
Kündigung auch nur seitens eines Staates hat die Aufhebung des LU. 
auch für die übrigen Vertragsstaaten zur Folge, die, falls sie eine Fort- 
dauer desselben wünschten, eine erneute Abschließung und Ratifikation 
des l.U. vornehmen müßten. 

Im Einklänge mit dieser 3-jährigen Vertragsdauer steht auch der 
eine organische Revision des LU. regelnde Art. 59, welcher vorschreibt, 
daß wenigstens alle 3 Jahre eine Konferenz von Delegierten der Ver- 
tragsstaaten zusammentreten soll, um für notwendig erachtete Abände- 
rungen und Verbesserungen vorzuschlagen. Auf Antrag von wenigstens, 
einem Viertel der Vertragsstaaten kann eine solche Konferenz auch vor 
Ablauf der 3-jährigen Dauer zusammentreten (Art. 59 A. 2)^). 



§6. 
Die Transportpflicht »). 

Gegenüber dem wirtschaftlichen Beförderungsmonopol ^) , welches- 
die Macht der Verhältnisse den Bahnen verschaffte, mußte der Staat 
für den Schutz der volkswirtschaftlichen Interessen Sorge tragen. Das 
allgemeine Verkehrsinteresse, dem viele zwingende Normen unseres 
Eisenbahnrechts ihre Entstehung dankten, führte zur Aufstellung des 
Prinzips der Transportpfücht ^) in fast allen Kulturstaaten, welches- 
nahezu als eine Satzung des europäischen^) Bechts^) bezeichnet werden 
kann. Sie bildet auch ein grundlegendes Prinzip des im l.U. ver- 



1) Die Kündigung mfifite also jeweils vor l.I. 1896, vor 1. 1. 1899 n. s. w. erfolgen^ 

2) Von diesem Rechte warde bereits Gebrauch gemacht, indem, wie S. 15, 31 f. erwfihnt 
wurde, Konferenzen zur Vornahme von Aendernngen des l.U. am 5. und 17. Juni in Berib 
zusammentraten. 

8) Art. 6 (Zu8.-Best. z. Ver.B.R. § 48; H.O.B. Art 482 ; V.O. § 65, 56). 

4) Vgl. über dieses faktische Monopol der Bahneo v. Stein S. 28. 

5) Schott bei E n d e m an n III S. 477 fsBt den Transports wang als „die staatliche- 
Verkehrspflicht in civiler Form** auf. Diese Charakterisierung ist nicht zutreffend, denn- 
es handelt sich hier nicht um eine Verkehrspflicht des Staates, sondern um eine Verkehrs^ 
pflieht der Eisenbahnverwaltung. 

6) Vgl. Olivier p. 31. 

7) In England besteht kein allgemeiner Transportzwang, nur das Verbot der Be> 
vorzngung irgend eines Transportinteressenten. Vgl. Gohn Gust, II S. 77 f. 

In der nordamerikanischen Union ist auch das Prinzip des Transportiwanges- 
nicht anerkannt, doch werden dessen Wirkungen erzielt. So hat ein Urteil des hSehstea 
Gerichtshofs des Staates New York eine Bahn zum Ersatz des Schadens verurteilt, der 
durch grundlose Verweigerung der Annahme des Guts zur Bef5rderung der Partei erwachseni 
ist Vgl. V. d. L e y e n , Nordamerikan. Eisenb., S. 378. 
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körperten internat. Eisenbahnrechts, das den Bahnen als eine Er- 
weiterung der Transportpflicht auch eine direkte Verkehrspflicht unter 
einander auflegt^). 

Dieser den Eisenbahnen im Gegensatze zu anderen Frachtführern 
auferlegte Rechtszwang, zum Abschlüsse von Frachtverträgen wurde 
zum ersten Male in voller Schärfe anerkannt durch das deutsche H.G.B. 
(Art. 422), welches auch in dieser Frage vorbildlich wirkte*). An 
dieses Vorbild schloß sich auch an der deutsche Entwurf, nachdem 
der schweizer. Entwurf nicht gewagt hatte eine einheitliche Regelung 
dieser Transportpflicht für das ganze Vertragsgebiet vorzuschlagen^). 
Dieser dem Art. 422 H.G.B. im Wesentlichen folgende, allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen entsprechende Vorschlag (Art. Id)^) fand als Art. 5 
mit geringfügigen Aenderungen auch Aufnahme in das I.U. ^). 

L Art. 5 stellt aber, wie sein Vorbild, den Grundsatz der Transport- 
pflicht nicht schlechthin, sondern nur unter gewissen Voraussetzungen 
auf. Durch die Transportpflicht wird gleichzeitig auch eine obligatorische 
Transportgemeinschaft der an dem konkreten Transporte beteiligten 
Bahnen geschaffen. 

„Jede nach Maßgabe des Art. 1 bezeichnete Eisenbahn ist ver- 
pflichtet, nach den Festsetzungen und und unter den Bedingungen dieses 
ITebereinkommei^s, die Beförderung von Gütern im internat Verkehr 
zu übernehmen" (Art. 5 A. 1). 

Jede der auf der im Art. 1 bezeichneten Liste verzeichneten Bahnen 
{Vertragsbahn) ist verpflichtet, jeden ihr angebotenen internat Eisen- 



1) Meili, iDt. EiseobabDvertritge, S. 43. 

8) Während H.Q.B. Art. 422 die Traosportpflicht der Bahn nur für ihre eigene 
Strecke auferlegte, war dnreh die Beichsverf. Art. 42 a. 44 and durch das alte B.R. g 4^ 
dies« auf das ganae Reichsgebiet erstreckt worden. Sie ward durch das alte Ver.B.R. 
(Art. 9 zu § 46) auf das ganse Yereinsgebiet ausgedehnt. — Das Schweiz. Tr.Q. (1875) 
Art. 1 legte den Schweiz. Bahnen diese Transportpflicht auf fttr alle in- und di^enigen 
ansiindischen Bahnen, mit welchen die Annahmebahn im Verkehre steht 

8) Der schweizer. Entwurf Art 1 hatte die Transportpflicht von dem internen Rechte 
der einzelnen Staaten abhängig gemacht, so dafi ein internat. Transport unter denselben 
Voraussetzungen wie ein interner abgelehnt werden durfte, diese Lösung aber selbst ai» 
«ine unroUkommene betrachtet (Vgl. Kritik bei Eger, EInf., S. 69 f.) 

4) Prot I 8. Vra, LIL 

5) Dem Art 5 entsprechen V O. § 6, 49, 55, 56; H.G.B. Art. 422; Ungarn § 425; 
Schweiz. Tr.O. (1893) Art 5; Belg. £is.Ges. a. 11, 28, 29, 32; Russisches EG. 
a. 1, 8, 51; Nioderländ. B.R. a. 42, 54, 55; Tgl. auch Codice di co. a. 894 
(Tariffe a. 2, 95, Vidari n. 72 ss.); Ital. Instruktion § 20. 

In Frankreich hatte sowohl eine Ordonnance ▼. 15. XI. 1846 als a. 49 des Gabler 
des charges („la compagnie sera tenue d'effectuer constamment avec soin — le transport des 
▼ojageurs, bestiaux, denr^es, marchandises et objets quelconques qui lui seront confi^s") 
das Prinzip der Transportpflicht ausgesprochen (ausgenommen sind namentlich Güter von 
««far groBer Länge und sehr grofiem Gewichte und die mit Nachnahme belasteten). Vgl. 
Sarrut n. 868 ss. 
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bahnfrachtvertrag abzuschließen. Ihre Ergänzung findet diese Bestim- 
mung durch Art. 27, welcher die Annahmebahn für die Au^hrung des 
Transports auf allen Bahnen der Beförderungsstrecke haftbar macht 
und jede folgende Bahn zur Ausführung des Transports verpflichtet. 
Die Grenze dieses Kontrahierungszwanges liegt in dem Inhalt des Lü. 
Es ist selbstverständlich, daß ein solcher Vertrag nur unter Beobachtung 
aller Bestimmungen des I.U. abgeschlossen und ausgeführt werden kann 
und muß, daß mithin andere ^als die hier aufgestellten Transport- 
bedingungen weder vom Absender beansprucht werden können, noch 
von der Bahn zugestanden werden dürfen ^). 

II. Eine Ablehnung des Transports kann nur stattfinden beim 
Nichtvorhandensein einer der drei Voraussetzungen, an welche die 
Transportpflicht geknüpft ist. 

1) Die 1. Voraussetzung ist die, daß der Absender sich den Be- 
stimmungen des J.U. unterwerfe, nicht nur den ausdrücklich im I.U. 
selbst enthaltenen Ausf.-Best, sondern auch den gemäß Art. 4 von den 
einzelnen Bahnen und Bahnverbänden aufgestellten, dem Inhalt des I.U. 
nicht widersprechenden tarifarischen und reglementarischen Transport- 
bedingungen. Diese Unterwerfung erfolgt durch die Unterschrift des 
Absenders in dem vorgeschriebenen Frachtbriefformular'), welches auf 
diese Anordnungen Bezug nimmt'). 



1) Atts der Transportpflicht der Bahn folgt nicht, dafi die Bahn in jedem Aagenblicke 
FrachtvertrSge abschlieBen mllsse. Es ist selbstverständlich, dafi die Annahme der Güter 
nur in den reglementarisch festgesetiten Dienststanden erfolgen mufi. So wird s. B. nach 
Zas-Best. %. Ver.B.B. § 43 Z. 8 (V.O. § 66 A. 3) an Sonn- und Festtagen gewöhnliches 
Frachtgut nicht und auch Eilgut an solchen nur su bestimmten Stunden angenommen und 
ausgeliefert (a. a. O. Z. 4 über Bereitstellung der Wagen). Schweiser. Tr.O. 1898 
Art. 5 A. 6 bestimmt, dafi, abgesehen von den im Transport- Reglement festaustellenden 
Ausnahmen die Annahme der Sendungen und die Bereitstellung der Wagen oder die Ab- 
lieferung an den Sonntagen und hohen Festtagen nicht zu erfolgen brauche. 

2) Diese Stelle im Frachtbriefformular lautet: „Sie empfanden die nachstehend ver- 
zeichneten Güter auf Grund der in dem I.U. über den Eisenbabnfrachtverkehr, sowie in 
den Beglementen und Tarifen der betreffenden Bahnen bezw. Verkehre enthaltenen Fest- 
setzungen, welche für diese Sendung in Anwendung kommen.** 

8) Wenn Gerstner S. lOS meint, dafi man noch einen Schritt weiter gehen und 
im Sinne des I.U. vom Absender werde verlangen müssen, dafi er sich auch den sonstigen 
allgemein geltenden Anordnungen der Bahnverwaltung unterwerfe, so kann dieser Auffassung 
in dieser Allgemeinheit nicht beigepflichtet werden. Solche Anordnungen sind nur inner- 
halb der Grenzen des I.ü. sul&ssig (z. B. Expeditionsstunden, Beschränkung der Güter- 
annahme an Sonntagen etc.). So halte ich nicht für gültig die von Gerstner angeführte 
Zusatz bestimmung des dentsch-französ. und deutsch.-ital. Tarifverbandes zu Art. 5 des I.U. : 
„Für solche Gegenstände, deren Verladung oder Transport nach dem Ermessen der über- 
r nehmenden Verwaltung besondere Schwierigkeiten verursacht, kann die Vereinbarung von 

jedesmal zu vereinbarenden besonderen Bedingungen abh&ngig gemacht werden ** Andere 
Beschrilnkungen seines Anspruchs auf Transport als die in Art 6 aufgestellten braucht sieh 
der Absender nicht gefallen zu lassen. Die Bahn, welche, falls der Absender die besonder» 
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2) Die 2. VoraussetzuDg der Transportpflicht besteht darin, „daß 
die Beförderung mit den regehn&ßigen Transportnutteln möglich ist''. 
0er Ausdruck „regelmäßige ' ) Transportmittel'' steht zwar an Präzision 
der Fassung des schweizer. Tr.6. (1875) ') nach, dürfte aber doch nicht 
zu ernstlichen Bedenken Anlaß geben. 

Nur die zur Bewältigung des regelmäßigen Verkehrs erforderlichen 
Transportmittel ') müssen seitens der Bahnverwaltungen angeschafft und 
an der Bedarfsstation verfügbar sein^); sie ist aber nicht verpflichtet, 
z. B. einen Reservewagenpark ^) für Ausnahmefälle zu haben ^). Die 
Bahnverwaltungen müssen nicht nur die auf Grund der Erfahrungen, 
der sorgsamen Beachtung der Statistik der Güterbewegung für den 
durchschnittlichen Jahresverkehr, sondern auch für den in regelmäßigen 
Zeitabschnitten (z. B. nach der Ernte) wiederkehrenden, also vorher- 
sehbaren gesteigerten Verkehr*) erforderUchen Transportmittel zur 
Verfügung haben. 

Hat die Bahnverwaltung die zur Bewältigung des regelmäßigen 
Verkehrs erforderlichen Transportmittel nicht und muß sie aus diesem 
Grunde den Abschluß von Frachtverträgen ablehnen, so wird sie dem 
Absender schadensersatzpflichtig ^). 

Bedingung sich nicht auferlegen U8t, die BefSrderang Yenreigert, yerletat ihre Transport* 
pflicht nnd wird ersatspflichtig. Der Bichter bat in jedem strittigen Falle (nach Art 4) 
mn entscheiden, ob die tarifarische oder reglementarische Bestimmung dem I.U. widerspricht 
oder nicht 

1) Man hat, um den legislatorischen Gedanken schärfer tum Ausdruck au briogen, im 
frans5s. Texte ,,mojrens de transport reguliere** (Entwurf 1878) in „moyens ordinaires 
de transport*' (Entwurf 1881) verändert. Vgl. de Seignenz p. 17. 

Die Italien. Tariffe a. 8 sagen: „coi meiti eorrispondenti ai bisogni ordinariamenta 
prevedibili**. 

5) Art. 1 Z. 8: „dai die Transportmittel nicht infolge einer durch auBerordentliche 
Umstände yeranlaflten GeschäftsÜberhäufung unsureicbend sind". 

3) Unter Transportmittel ist alles, was sur Ausführung des Transports dient, zu ver^ 
stehen, sowohl Personal wie Material, nicht nur Lokomotiven und Wagen, sondern auch 
die Bum Transport erforderlichen Einrichtungen (Geräte zum Wiegen, Verladen etc.) und 
Betriebsmaterialien (Kohlen, Wasser). Vgl. Eger III S. 189; t. Hahn II S. 708. 

4) Die Beglements vor Erlassung des H.G.B. hatten „vorhandene'*, was durch „regel- 
mäßige^' Betriebsmittel ersetzt wurde. Dieser Ausdruck ging auch ins I.U. über. Die 
Bahn wird daher der Transportpfiicht nicht ledig, wenn infolge mangelhafter Wagenverteilung 
die Wagen nicht am bestimmten Orte vorhanden sind. Vgl. Ruckdeschel S. 18. 

6) Vgl. Waruschon- Jarociewicz S. 85. 

6) Die Bahn kann daher den Transport ablehnen, wenn sie diesen nur mit für Aus- 
nahmefälle bestimmten Transportmitteln, s. B. mit dem für Mobilmachung bestimmten 
Wagenpark, mit den zum Ersätze schadhafter und zur Aufrechtbaltung eines geregelten 
Betriebs vorhandenen Beservemaschinen ausführen könnte (Eger bei B a s s o w XXXV 
8. 478). 

7) Puchelt II S. 666 hält nur ein Einschreiten der Administrativbehörden für zu- 
lässig, aber mit Unrecht, denn die Bahn hat die Verpflichtung dem Absender gegenüber, 
ffkr das Vorhandensein der regelmäßigen Transportmittel zu sorgen. Art. 6 A. 4, welcher 
dem Absender einen klagbaren Anspruch gewährt, hat dies zur Voraussetzong. Mit Puchelt 
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3) Die 3. Voraussetzung der Transportpfiicht ist das Nichtvorhanden- 
sein „höherer Gewalt" — „sofern nicht Umstände, welche als höhere 
Gewalt zu betrachten sind, die Beförderung yerhindem^' (Art. 5 Z. 3). 
Solche Umstände müssen in dem Augenblicke des Vertragsanerbietens» 
in welchem durch Annahme der Güter dieses zu einem Vertrage werden 
würde, vorhanden sein und die Wirkung einer Verhinderung des 
Transports haben. Nur dann kann die Bahn den Vertragsabschluß 
ablehnen. Von der nach diesem, aber vor Antritt der Reise eintretenden 
„höheren Gewalt" handelt Art. 18. Von diesem BegriflFe wird weiter 
unten ^) gesprochen werden*). 

III. Besteht nur im Augenblick des Frachtvertragsanerbietens ein 
Ablehnungsgrund für die Bahn, so kann sie die Annahme verweigern, 
denn sie ist zur Annahme der Güter nur verpflichtet, „soweit die Be- 
förderung derselben sofort erfolgen kann" (Art. 5 A. 2), d. h. die An- 
nahmepflicht besteht nicht, solange eine der drei angeführten Voraus- 
setzungen der Transportpfiicht nicht vorhanden ist. Die Bahn ist an 
und für sich nur zum Abschlüsse von Frachtverträgen, nicht aber zu 
dem von Verwahrungsverträgen verpflichtet, wenn auch die Verwahrung 
von Gütern, deren Transport nicht sofort erfolgen kann, immerhin in 
einem Zusammenhang mit dem Frachtverkehr steht. Die Verpflichtung 
zum Abschlüsse von solchen Verwahrungsverträgen bedarf einer be- 
sonderen partikulären Rechtsgrundlage. Art. 5 A. 2 macht das Bestehen 
der Verwahrungspflicht abhängig von den für die Versandtstation gelten- 
den Vorschriften. Nicht nur für alle Versandtstationen Deutschlands» 
sondern für die des ganzen Gebiets des „Vereins" ist den Bahnen die 
Pflicht*) zur vorläufigen Verwahrung der ihr zugeführten Güter, deren 



Btimmt fiberein Gerstner S. 104, der dem Richter die Entscheidang fiber diete Frage 
des Verwaltangurechta nicht yindicieren will, aber das richterliche Ermessen kann in Bezag* 
auf die Auslegung der gesetalichen Begriffe nicht eingeschrftnkt werden. Richtig auch 
Eger, I.Ü., S. 81. 

1) Siehe § 20. 

2) Die H.G.B. Art. 422 Z. 1, welche als erste Voraussetzung der Transportpfiicht 
aufstellt, dafi die Gflter an sich oder vermöge ihrer Verpackung sich sum Transporte eignen^ 
ist nicht ausdrficklich ins I.U. herübergenommen worden, findet aber nichtsdestoweniger 
auch ffir dessen Geltungsgebiet Anwendung, denn die „an sich** nicht geeigneten GQter sind 
die nach Art. 2 u. 8 ausgeschlossenen, und die Bestimmungen des Art. 9 sind ffir jeden 
Absender wie alle anderen Vorschriften des I.U. bindend. Vgl. Schwab S. 69. 

3) Eger bei Rassow XXXV S. 481 meint, dafi die ffir den internen oder Verbands- 
Terkehr bestehenden Vorschriften nicht ohne weiteres auf den Internat Transport Anwendung 
finden. Ich vermag dieser Auffassung nicht beiautreten, denn die „besonderen Vorschriften^',, 
von denen Art. 6 A. 2 spricht, sind nicht besondere Vorschriften für internst Transport, 
sondern solche fiber yorlfinfige Verwahrung, die auch auf Internat Transporte Anwendung^ 
finden, da wo diese nicht ausgeschlossen sind. Dafi die einschlftgigen Bestimmungen der V.O. 
auf den internst. Verkehr anwendbar sind, sagt V.O. § 1. Nicht auf Internat. Transporte an- 
wendbar ist dagegen, weil bedingte Annahme mit Ausdehnung der Lieferfrist in Wider- 
spruch mit dem I.U. steht, V.O. § 65 A. 8: „Mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist 
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Beförderung nicht sofort erfolgen ka^n, auferlegt, aber nur soweit die 
Baumlichkeiten es gestatten, lieber die Annahme der Güter zur vor- 
läufigen Verwahrung stellt die Bahn dem Deponenten (Absender) eine 
Empfangsbescheinigung aus. Sie schließt im Gebiete des „Vereins'^ den 
Verwahrungsvertrag ^) nur unter der Bedingung, daß der Absender im 
Frachtbriefe sein Einverständnis damit erkläre, daß die Annahme zur 
Beförderung und die Aufdrückung des Abfertigungsstempels auf den 
Frachtbrief erst dann erfolge, wenn die Beförderung möglich ist (so 
Zus.-Best. z. Ver.B.R. § 43 und V.O. § 65 A. 2). 

Die Haftung der Bahn für die ihr zur einstweiligen Verwahrung 
übergebenen Güter ist nur die des Verwahrers *), nicht die des Fracht- 
führers. 

Wie in Deutschland und im Gebiete des „Vereins^^ sind auch in 
anderen Vertragsstaaten die Bahnen zum Abschlüsse von Verwahrungs- 
verträgen ermächtigt'). 

Erst mit Eintritt der Bef5rderungsmöglichkeit , dann aber auch 



die Eisenbafan berechtigt, im Falle sie WegenUdnngsgUter, deren sofortige Beförderang 
nicht möglich ist, gleichwohl zam Transporte annimmt, mit dem Absender an yereinbaren, 
dafi fSr die Sendung die Lieferfrist Ton dem Tage an so rechnen ist, an welchem die Ab- 
sendong thatsichlich erfolgt. Der Absender hat sein Einyerst&ndnis anf dem Frachtbrief 
zu erklären uid auf dem Frachtbriefdnplikate su wiederholen. Die Eisenbahn ist Ter- 
pfiichtet, den Zeitpunkt der Absendung auf dem Frachtbriefe darch Aafdrttckung eines 
besonderen Stempels ersichtlich la machen nnd diesen Zeitpunkt dem Absender ohne Vering 
mitsnteilen." 

1) Ffir die yorlftnfige Verwahrung wird in der Begel eine tarifmiftige Lagergebfihr 
erhoben. 

S) Die am yersandt-(Verwahrung8-)orte geltenden landesrechtlichen Grundsitie über 
Hinterlegung kommen hier zur Anwendung. — In Oesterreich haben die Bahnen vereinbart, 
bis auf Widerruf „die Frachtführerhaftung des LU. auch anf Feuerschftden (mit AusschluB 
der Tis migor) an jenen Parteigfltem anzuwenden, welche Tor Abschlufi des Frachtvertrags 
oder nach dessen ErfQllung durch eine Bahnverwaltung auf einer ihrer Stationen oder anf 
zugehörigen Lagerplfttzen entgeltlich verwahrt werden** (HandelsministEntschl. v. 5. XI. 
1891 bei v. Buschman 8. 186). 

S) So ermächtigt die i t al. Instruktion g SO die Stationen, Güter, deren Transport 
nicht sofort ausgeführt werden kann, in einstweilige Verwahrung au nehmen, soweit letztere 
thunlich ist. Die für den internen Verkehr geltenden Bestimmungen bleiben maßgebend. 
f^ diesem FaUe erhält der Aufgeber den Duplikatfirachtbrief, der eine Quittung Über den Em- 
pfang der Ware bildet, nicht ausgeliefert, sondern eine provisorische Empfangsbescheinigung 
über die Niederlage des Gutes, während der Duplikatfrachtbrief mit dem Originalfrachtbrief 
anfbewahrt wird. Das abgestempelte Duplikat wird gegen Bückgabe der provisorischen 
JEmpfangsbescheinigung erst ausgeliefert, sobald der Versandt des Gutes zur Ausführung 
koaimt*^ 

Hach Schweiz. Tr.G. (189S) Art 6 sind die Eisenbahnen verpflichtet, die Güter, 
welche nicht rechtzeitig verladen oder ans Gründen des Betriebs nicht unmittelbar befördert 
werden können, unentgeltlich in ihren Schuppen oder, wenn die Natur des Gutes es erlaubt, 
auf den Lagerplätzen zu lagern. 

In Frankreich (Pioard IV p. 691) besteht eine solche Verpflichtung der Bahn 
aar vorläufigen Verwahrung der Frachtgüter nicht. 
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sofort verwandelt sich der Verwahrungsvertrag in einen Frachtvertrags 
dessen formeller Abschluß gemäß Art. 8 A. 1 darch Aufdrückung des 
Datumstempels auf den Frachtbrief bewirkt wird. Von diesem Zeit- 
punkt an, der fQr den Anfang der Lieferfrist maßgebend ist, hat die 
Bahn dann auch die Verantwortung für Verlust und Beschädigung nach 
den Grundsätzen des Art. 29 ff. zu tragen. 

IV. Die Transportpflicht schließt in sich noch eine weitere Be- 
schränkung der Bahnverwaltung durch Aufstellung des Grundsatzes der 
Priorität für die Reihenfolge der Beförderung, des Verbots der Be- 
günstigung eines Absenders vor einem anderen betreffs der Zeit der 
Beförderung. 

Art. 5 A. 3*) verordnet: „Die Beförderung der Güter findet in der 
Beihenfolge statt, in welcher sie zum Transport angenommen worden 
sind" «). 

Von diesem Prinzipe sind zwei Ausnahmen zugelassen worden. Es 
darf nämlich die Bahn bei der Beförderung von der Reihenfolge der 
Auflieferung abgehen: 

1) Aus zwingenden Gründen des Eisenbahnbetriebs. Die Technik, 
die Einrichtungen des Eisenbahnbetriebs müssen also mit Notwendigkeit 
ein solches Abweichen von dem Grundsatz der Priorität fordern, es 
dürfen nicht nur Bequemlichkeitsrücksichten der Abfertigungsstelle 
dieses wünschenswert erscheinen lassen ^). 

Solche Gründe liegen vor z. B. in der Bevorzugung der Eilgüter 
gegenüber den Frachtgütern, der Züge für gewisse Arten von Gütern 
(Kohlen, Getreide, Bier, Petroleum) gegenüber den Zügen für andere 
Waren, ganzer Wagenladungen gegenüber Stückgütern, kleinerer Collis, 
welche noch beigepackt werden können, gegenüber größeren ^). 

Derartige aus objektiven Gründen entspringende Bevorzugungen 
sind auch, wenn sie einzelnen Klassen von Absendern oder einzelne 



1) Dem Art. 488 A. 8 H.O.B. naehgebildet. — Man hat lediglich rar Sanktioniemng 
dieses Gnuidsatses das Prinsip der Transportpflicht ins H.G.B. aufgenommen, nachdem 
gerade auf diesen Punkt seitens des Handelsstandes das allergrößte Gewicht gelegt worden 
war (Prot. s. H.G.B. S. 508S). 

2) Nach Zas.-Best. i. Ver.B.B. § 48 Z. 7 (V.O. § 56 A. 6) haben die Bahnen Ein- 
richtungen in treffen, durch welche die Reihenfolge der Güterabfertigung festgestellt werden kann. 

In Oesterreich werden mittelst des Pansierverfahrens Kopien der Frachtkarten und 
Verladescheine in diesem Zwecke hergestellt (▼. Busch man S. 189). 

Auch in Frankreich sind die Güter nach der Beihenfolge der Auflieferung in 
ein Begister einiutragen (Picard IV p. 678). 

Nach belg. Eis.G. Art. 88 wird, wenn Verladung nicht sofort erfolgen kann, der 
Antrag auf Beförderung durch Einschreibung in ein besonderes Begister und aufierdem auf 
Verlangen des Absenders durch eine Bescheinigung festgestellt, in der Tag und Stunde der 
Uebergabe an die Verwaltung beieichnet ist 

3) Vgl. Eger bei Bassow XXXV S. 488. 

4) Vgl. ▼. Hahn U S. 718; Eger IH S. 174 f. 
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Interessenten immer wieder zu gute kommen, doch zulässig. Es sind 
keine Begünstigungen Einzelner aus subjektiven Rücksichten. Diese 
genießen nur die Reflexwirkungen von Anordnungen der Bahnver- 
waltungen. Ob diese in concreto stets durch zwingende Gründe des 
Eisenbahnbetriebs veranlaßt sind, muß dann eventuell durch Richter- 
spruch ^) entschieden werden. 

2) Eine zweite Ausnahme bilden Gründe des öffentlichen Interesses. 
Dies geht über das rein staatliche Interesse hinaus. Die Ausnahme 
kann eintreten, wo Rücksichten auf das Gemeinwohl in Frage kommen, 
mithin nicht nur z. B. bei Truppentransporten im Falle eines Krieges, 
sondern auch bei Notständen, die durch Mißernte, Ueberschwemmung, 
Brand verursacht worden sind '). 

Das öffentliche Interesse findet keine Schranke an den staatlichen 
Grenzen, sondern bei dem durch die modernen Verkehrsbeziehungen 
hochgesteigerten innigen Zusammenhang der internationalen politischen, 
socialen und wirtschaftlichen Interessen könnte selbst bei einem in einem 
Nichtvertragsstaate ausgebrochener Notstand, ganz abgesehen von einer 
möglichen Rückwirkung auf die Zustände des Staates, dem die Ver- 
sandtstation angehört, das öffentliche Interesse im Sinne des Art. 5 als 
Ausnahme von dem Prioritätsprinzip geltend gemacht werden. 

y. „Jede Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen dieses Artikels 
(5) begründet den Anspruch auf Ersatz des dadurch entstandenen 
Schadens^^ (Art. 5 A. 4). Mit der Anerkennung dieses Grundsatzes hat 
man die öffentlich-rechtliche Transportpflicht der Bahnen auch zu einer 
dvilrechtlich - geschützten gemacht, so daß man dem durch eine Ver- 
letzung dieser Transportpflicht Geschädigten neben der Möglichkeit im 
Beschwerdeweg bei der Bahnaufsichtsinstanz einen gerichtlich verfolg- 
baren Schadensersatzanspruch gewährte. Dieser kann gegen die Bahn- 
yerwaltung nicht nur erhoben werden wegen ungerechtfertigter Ver- 
weigerung des Transports ^) (und wegen Ablehnung der landesrechtlich 
oder reglementarisch vorgeschriebenen Annahme zur vorläufigen Ver- 
vrahrung), sondern auch wegen unzulässiger Begünstigung Einzelner 
durch Nichtbeachtung des Prioritätsprinzips. 



1) Die Znstohaog yon Smchyentftndigen (Bahnbeamte, Industrien«) kann in diesem 
Faile notwendig werden. 

2) Es ist aweifellos im öffentlichen Interesse gelegen, bei einer fibermiBigen Ver- 
tcnemng der Lebensmittel, der Kalamitftt in gewissen Gegenden darch rasche Eisenbahn- 
mnftabren absnhelfen oder yorsnbengen. Anch wenn infolge eines Bergarbeiterstrikes der 
Koblenmangel für einselne Indastriebesirke Einstellang des Fabrikbetriebs und Arbeits- 
losigkeit yernrsachte, kann eine BeTOrsognng der Kohlentransporte ans anderen Gegenden 
gegenftber früher snm Transport angenommenen Gfitern unter dem Gesichtspunkte des 
MTentlichen Interesses eintreten. 

8) Ffir eine solche Klage auf Abschlieftnng eines Frachtyertrags würde in Deotsch- 
land § 774 der B.Ciy.Pros.0. maßgebend sein. 
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Der Geschädigte hat nicht nur dieses Fundament der Klage, die 
Verletzung der Transportpflicht, sondern auch die Höhe des Schadens 
und den ursächlichen Zusammenhang zwischen dieser Verletzung der 
Transportpfiicht im weiteren Sinne und den erlittenen Schaden zu be- 
weisen. 

Die Beweispflicht des Geschädigten erstreckt sich nur auf die That- 
sache der Nichtannahme des angebotenen Frachtvertragsanerbietens 
seitens der Bahn. Diese hat dann einredeweise das Vorhandensein eines 
ihre Transportpflicht aufhebenden Umstandes zu beweisen ^). 

Der Ersatzanspruch ist selbst dann begründet, wenn das Gut noch 
innerhalb der Lieferfrist angekommen ist*), sofern eben nur ein Schaden 
durch die Verletzung des Art. 5 hervorgerufen worden ist 

Der Schadensersatzanspruch *) umfaßt den wirklichen Schaden und 
den entgangenen Gewinn^). 



§7. 
Die obligatorische Transporiigemeinschaft '^). 

Das Prinzip der Transportpflicht der Bahn erweitert sich zu einem 
direkten Verkehrszwange, indem die für jede Bahn des Vertragsgebiets 
durch Art. 5 begründete Pflicht zur Uebemahme der Beförderung von 
Gütern auch die zur direkten Weiterbeförderung über die eigene Bahn- 
strecke hinaus bis zur Ablieferungsstation umfaßt ^), d. h. alle der An- 
nahmebahn folgenden Bahnen sind ihrerseits zur Uebemahme der Sendung 
und zum Beitritt zum intemat. Frachtvertrage verpflichtet (Art 27 A. 2). 
Diese Anschlußbahnen können die Uebemahme der Sendung, falls der 
Frachtvertrag den Bestimmungen des LU. gemäß abgeschlossen ist, nicht 
verweigern. Auf Gmnd eines einheitlichen, von der Annahmebahn mit 



1) Vom KIftger den Nachweis des Nichtvorhandenseios höherer Gewalt oder der 
Möglichkeit der Beförderung mit den regelmäfiigen Transportmitteln verlangen, heiBt oft 
ihn rechtlos machen, weil ihm die zur FQhrnng eines derartigen Beweises erforderlichen 
Materialien nicht lu Gebote stehen. Richtig verweist Gerstner S. 110 anf die Analogie 
mit Art. 6 A. 8, wo die Beweislast der Bahn ausdrücklich anerkannt ist. 

2) Vgl. V. Hahn II S. 714. 

8) Ueber die verschiedenen SchadensflKlle vgl. Schott bei Endemann, Handb., 
Ul S. 488. 

4) Der Nachweis der Schadenshöhe liegt dem Kläger ob. Dieser ist unter Umständen 
schwierig, z. B. wenn die Begünstigung eines Konkurrenten stattgefunden hat, so dafi bei 
einem Wechsel der Koigunktur die Waren nicht abgesetzt oder der früher eriielbare Gewinn 
nicht erlangt werden konnte. Die Reihenfolge der Güterabfertigung wird durch die vor- 
geschriebenen Einrichtungen konstatiert (S. 46 Anm. 2). 

6) Art. 6, 20 (21) 28, 27 A. 1 u. 2, 47 ff., 57 A. 5. 

6) Ein solcher direkter Verkehrszwang zwischen den Bahnen zweier oder mehrerer 
Staaten konnte bisher nur auf dem Wege der Vereinbarung hergestellt werden. So z. B. 
für den „Verein'* durch B.R. (alt) § 46 (vgl. noch Uebereinkommen zum B.R. Art. 9 ff.). 
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dem Absender abgeschlossenen Frachtvertrags vollzieht sich der intemat. 
Transport eines mit einem durchgehenden Frachtbriefe aulgegebenen 
Gutes auf der ganzen Transportstrecke als ein einheitliches Bechtsgesch&ft. 

Diese Bahnen bilden in Bezug auf den konkreten Transport eine 
Sodetät^), eine obligatorische (gesetzliche) Transportgemeinschaft*). 
Das Bemer Vertragswerk hat ein überaus wichtiges Prinzip aufgestellt, 
indem es die in der Liste verzeichneten Bahngesellschaften oder Bahn- 
fisci, soweit Staatsbahnen in Betracht kommen, zwingt bei Beteiligung 
an einem intemat Transporte eine Transportgemeinschaft zu bilden, 
so daß die an einem konkreten intemat. Transporte beteiligten Bahnen 
als eine wirtschaftliche und juristische Einheit erscheinen *). Als gesetz- 
licher Vertreter (institor) dieser Transportgemeinschaft hat die Annahme- 
bahn den Frachtvertrag mit dem Absender abgeschlossen, und die folgen- 
den Bahnen treten diesem ursprÜDglichen Vertrage successive und still- 
schweigend (per facta concludentia) ^) durch Annahme des Gutes mit 
dem Frachtbriefe bei. 

Dieses Prinzip der Transportgemeinschaft, welches als eine gesetz- 
liche Verpflichtung unabhängig vom Willen der einzelnen Bahnen im 
Interesse der Förderang des intemat. Verkehrs eingeführt wurde, ist 
eines der Fundamente des I.U. Diese die in- und ausländischen Bahnen 
in gleicher Weise beherrschende Gemeinsamkeit beeinflußt die finanziellen 
Interessen der Vertragsbahnen in tief eingreifender Weise ^). Deshalb 
war es so schwierig, in diesem Punkte eine Einigung zu erzielen, da 
die Staaten es ablehnten, eine unbedingte Garantie fOr die in ihrem 
Gebiete betriebenen Bahnen zu übernehmen. Die Staaten haben nun 
die verantwortungsvolle Aufgabe, bei der Aufnahme der Bahnen ihres 
Gebiets in die Liste (Art 1), welche diese zu kreditwürdigen stempelt, 
mit größter Gewissenhaftigkeit zu ver&hren. 

Als die bedeutsamste Konsequenz ®) der Transportgemeinschaft er- 
giebt sich die Solidarhaftung aller an einem Transporte beteiligten 
Bahnen für die frachtbriefin&ßige AusfÜhrang des Transports (Art 27), 
neben welcher namentlich noch der Zwang zur Ereditgewährang f&r 
Fracht und aus dem Frachtvertrage sich ergebende Frachtfordemngen 
hervorzuheben ist Diese Pflicht zur g^enseitigen Ereditgebung in 
Bezug auf diese Forderungen im Eontokorrentverkehr, so daß nicht die 
einzelnen Rechnungsposten ausgeglichen werden, sondern der Saldo des 



1) Vgl. Koeh U S. 84. Eger in Auudtii 189S, 8. 795, d«r dl« flbrigra Kon- 
sCmktionsTenaehe anffOhrt. 

5) Dieter Ansdniek dürfte den Vonng Terdienen vor dem „ZwengBganeinMbaft«. 
8) Meili, Int. EisenbahnTertrige, 8. 45. 

4) Schott bei Endemann, Handb., III 8. 488. 

6) Auf diese Konseqaenien maclit anfinerkeam die Denksebrift dei Vereins, 8.4. 
8) VgL ftber die AosflOsse der Transportgemeinsebaft Gerstner in E.y.Z. 1898, 

8. 779 t 

RoseDthsl, lattnat EtMnbahnftMhtreeht 4 
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Credit bezw. der des Debet nach Ablauf der BechnuDgsperiode heraus- 
bezahlt oder gefordert werden kann, statuiert Art 23 A. 3. 

Um die Bahnen gegen Rechtsnachteile zu sichern, welche ihnen aus 
ihrer Beteiligung an der Transportgemeinschaft erwachsen könnten, 
schützt Art. 23 A. 4 und 6 sie in gewissem Umfange gegen Arrest* 
anlegung und Pfändung der gegenseitigen Forderungen und ihres rollen- 
den Materials. 

Der Gedanke der (jemeinschaft kommt femer darin zum Ausdruck, 
daß die (jesamtfracht und die übrigen Forderungen als ein Ganzes ent- 
weder von der Annahmebahn (bei frankierten Sendungen) oder von 
der Ablieferungsbahn als dem Geschäftsführer der übrigen Bahnen (socii) 
unter eigener Verantwortung einzuziehen und diesen die ihnen zukommen- 
den Frachtanteile auszuzahlen und erforderlichenfalls das Pfandrecht für 
die Gemeinschaft auszuüben ist (Artt 20, 21 und 23 A. 1). 

Die Erleichterung der Abwicklung der aus dieser Ereditgebungs- 
pflicht entstandenen finanziellen Beziehungen zwischen den beteiligten 
Bahnen gehört zu den Aufgaben des Centralamts, welches namentlich 
auch die Einziehung rückständiger Forderungen zu erleichtern und in 
dieser Hinsicht die Sicherheit des Verhältnisses der Bahnen unter 
einander zu fördern hat (Art. 57 A. 5) ^). 

Wenn auch die Solidarhaftung jeder der am Transporte beteiligten 
Bahnen anerkannt ist, so versteht sich doch diese Haftungsverbindlich- 
keit nur vorbehaltlich des Bückgriffs der Bahn, welche eine Entschädigung 
geleistet hat, gegenüber den Bahnen, welche den Schaden verursacht 
haben. Dieses Recht des Rückgriffe ist materiell und formell im Einzelnen 
geregelt in Art. 47 ff. Hiervon sowie von den anderen Rechtswirkungen 
der Transportgemeinschaft wird unten noch eingehender zu reden sein. 

Schließlich kommt die Transportgemeinschaft auch in Bezug auf 
die Lieferfrist zur Erscheinung, indem eine einheitliche Gesamtliefer- 
frist für die ganze Transportstrecke berechnet und nur deren Ueber- 
schreitung dem Publikum gegenüber vertreten wird*) (Art. 14, Ausf.- 
Best. § 6). 



1) Die Transportgemeinschafty welche den Transport einheitUch gestalten und m^lichst 
nngebindert durchflUiren soll, kann diesen Zweck oft nur erfUUen, die Lieferfristen nur 
einhalten doreh Ueberleitnng der Wagen ohne ümladang (vgl. Gerstner, E.V.Z. 1801, 
S. 779). Damit dies aber ungehemmt und gefkhrlos geschehen konnte, mnBten die Mobilien 
der Bahn im fremden Staate, ebenso wie die Forderungen der Bahnen aus Internat Transporten, 
gegen Arrestanlegung und PfKndnng im Auslande gesichert werden. Diese Sicherung ge- 
währt Art 88 A. 4 und 5. 

8) Vgl. hierftber § 15. 
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ZWEITER ABSCHNITT. 

Absehlufo und Inhalt des internationalen Eisenbahn- 

Frachtvertrags. 

§8. 

Wesen und Absehliiilb des Internationalen Eisenbahn- 

Fraehtrertrags. 

I. Wesen des internationalen Eisenbahn-Frachtvertrags. 

Ein intemat. Eisenbahn-Frachtvertrag ist ein zwischen dem Ab- 
sender und einer Vertragsbahn abgeschlossener Vertrag, welcher diese 
verpflichtet, das ihr mit einem durchgehenden Frachtbrief Qbergebene 
Gut an die in einem anderen Vertragsstaate li^ende Bestimmungsstation 
zu befördern und an den im Frachtbriefe bezeichneten Empf&nger gegen 
Bezahlung der Fracht u. s. w. und gegen Bescheinigung abzuliefern. 

Der intemat. Frachtvertrag ist ein auf Grundlage der Werkver- 
dingung (locatio conductio operis) aufgebauter eigenartiger^) Vertrag. 

Am Frachtvertrage sind beteiligt: 

1) Der Absender') (exp^teur), diejenige Person, welche den 
Frachtvertrag im eigenen Namen mit der Bahn abschließt oder durch 
einen Anderen abschließen läßt'). 

2) Die Bahn*), welche den Transport des ihr übergebenen Gutes 
auszuführen übernimmt, den Frachtvertrag mit dem Absender ab- 
schließt (als Vertreter aller Transportbahnen). 



1) Durch die Grandiätse des receptam modUiiiert. Vgl. EgerlS. 14 and die daselbst 
Citierten betreffii des deaaeh-rechtUohen Fraehtrertrags} Hei 11, Beeht d. Verkehrs-Anst, 
8. 44. Für eine locatio eondaetio operis erklärt ihnThölIIIS. 11; CosackS. 87S. 
Code dT. a. 1779 beieichnet ihn als esptee de lonage d'onrrage et d' Industrie, wihrend 
ihB aach die franiSs. Doktrin als contrat mixte anfifaBt. So DuTerdyn. 1; Sarrat 
n. S; ebenso die italienische, Levi, Contratto, p. 14; flkr das schweiaer. Beeht Tgl. 
Vogel S. 16. 

S) Vom Absender geht der Antrag som Alischlasse ron FraohtvertrSgen aas, den die 
Bahn annimmt In den Betriebsreglements and Tarifen stcUen die Bahnverwaltangen nnr 
die Transportbedingangen aof, anter denen sie Fraohtyertrige abschließen, konkrete Ver- 
tragsanerbieten der Absender annehmen. Vgl. Goldsehmidt, Z. XXVI S. 610 ; B e g e 1 s • 
berger bei Endemann II S. 488; Laband II S. 1S6. 

8) Statt Tom j^bsender** wird aach Tom „Aafgeber*' oder „Versender" gesprochen. 
Als Versender beieichnet man namentlich den Kommittenten, der den Speditear (Absender) 
xam Abechlasse Ton Fraohtrertrlgen für seinci des Kommittenten Bechnnng beaaftragt. 

4) Die den Vertrag abschlieBende Bahn h«8t „Versandtbahn<* (chemin de fer ex- 
p4ditenr), die Bahn dagegen, welche das Gat nach Beendigang des Transports abaaliefern 
hmtf „Empfangsbahn**, „Abliefernngsbahn'* (chemin de fer destinataire oder chemin de fer 
demier transportenr). 

4* 



— 52 — 

3) Der Empfänger (Destinatar, Adressat, destinataire), 
diejenige Person, an welche nach dem Frachtbriefe (oder auf Grund 
nachträglicher Verfügung, Art 15) das Gut abgeliefert werden soll. 

Der Eisenbahn-Frachtvertrag ist Bealkontrakt^) und zugleich For- 
malkontrakt. Bealkontrakt, indem er zu Stande kommt nur durch 
Hingabe und Annahme des Gutes ; Formalkontrakt, indem seine Gültig- 
keit bedingt ist durch die bestimmte Form, Ausstellung und Uebergabe 
des Frachtbriefs ; dieser ist ein Essentiale des Vertrags. Erst die Ueber- 
gabe des Gutes und der Vollzug der bestimmt gebotenen Förmlichkeit 
(Schriftlichkeit — Frachtbrief) begründet die obligatorische Wirkung; 
vorher ist keinerlei Verpflichtung für die Bahn entstanden'). 

Geht die Anweisung des Empfängers auf Weiterbeförderung des 
Gutes an den Dritten an eine andere (als die Be8timmungs-)Station, 
so handelt es sich um Abschließung eines neuen internen oder Internat. 
Frachtvertrags, in welchem der ursprüngliche Empfänger (Adressat) als 
Absender, der Dritte aber als Empfänger erscheint Ersterer haftet 
auch für alle aus dem ursprünglichen Frachtvertrage hervorgehenden 
Verpflichtungen »). 

II. Abschluß des internationalen Frachtvertrags^). 

Der Abschluß des intemat Frachtvertrags erfolgt nicht formlos, 
sondern er verlangt zu seiner rechtsgültigen Entstehung zwei Akte: 

a) Uebergabe und Annahme des Gutes zur Beförderung ; außerdem 

b) Annahme des vom Absender ausgestellten intemat (durchgehen- 
den) Frachtbriefs seitens der Versandtstation. 

Es besagt Art. 8 A. 1 : 

„Der Frachtvertrag ist abgeschlossen, sobald das Gut mit dem 
Frachtbriefe von der Versandtstation zur Beförderung angenommen ist 



1) Nicht richtig Bger, I.U., 8. 146, der ihn als Konfcnsaalyertrag beseichnet. 

8) Vgl. de Seignenx p. 88. 

8) So wird auch richtig in einem Erkenntnisse des B.O.Handelsger. entschieden ; Ein 
Aber eine Sendung Mehl in Orel ausgestellter Frachtbrief lautete an X In Berlin. Nach 
Ankunft der Sendung in Berlin hat X den Frachtbrief nach Zahlung der bis dahin ent- 
standenen Fracht eingelöst und darauf Weiterbeförderung an T in Braunschweig yerfligt. 
SpXter stellte sich heraus, daA fflr die Strecke Orel-Berlin lu wenig Fracht besahlt war, 
auf deren Kachsahlung X verklagt wurde, welcher den Einwand mangelnder PassiT- 
legitimatlon erhob, da nicht er, sondern Y in Braunschweig der eigentliche Empf&nger sei. 
Das B.O.Handelsger. verwarf diese Einrede mit der Begrfindung: „den Frachtbrief in Berlin 
angenommen su haben, giebt Verklagte lu. Das Frachtgut hat sie swar in Berlin der 
Bahn nicht abgenommen, aber der VerfBgUDg, das im Gewahrsam der Bahn gebliebene 
Frachtgut nach Braunschweig weiter su befördern, ist gleiche Wirkung beiiumessen, wie 
wenn Verklagte das Frachtgut angenommen und aur Weiterbeförderung aufgegeben hStte« 
Es bt daher dem AppeUaÜonsrichter darin beiintreten, dafi eine derartige Disposition eine 
Annahme des Outes und der Frachtbriefe in sich schliefit" (E.y.Z. 1877, S. 1118). 

4) Art 8 (H.G.B. Art. 891 ; V.O. % 54). 
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Als Zeichen der Annahme wird dem Frachtbriefe der Datumstempel 
der Versandt-Expedition aofgedrQckt^* 

Oat und Frachtbrief werden vom Absender der Bahn zur Beförde- 
rung angeboten und müssen, falls beide den Vorschriften des I.U. ent- 
sprechen, wenn kein Ablehnungsgrund besteht (Art. 5), von dieser ange- 
nommen werden. 

Perfekt ist daher der Frachtvertrag in dem Augenblicke, in welchem 
die Versandtstation Gut und Frachtbrief zur Beförderung (nicht nur 
zur vorläufigen Verwahrung) annimmt. Der Abschluß, die rechtsgültige 
Entstehung des Internat. Frachtvertrags wird durch die Aufdrückung 
des Tagesstempels auf dem Frachtbriefe seitens der Versandtexpedition 
bekundet. Der Annahmewille der Bahn, die Willensübereinstimmung 
der Kontrahenten kommt in dieser Abstempelung zum Ausdruck (,4a 
gare expMitrice constate T acceptation^^ besagt der französ. Text) 
und wird durch sie, wenn auch nicht ausschließlich durch sie^), be- 
wiesen •). 

Die Abstempelung hat Zug um Zug, d. h. unverzüglich nach voll- 
ständiger Auflieferung des in dem Frachtbriefe verzeichneten Gutes zu 
erfolgen. Es ist somit nicht in das Belieben der Annahmeexpedition 
gestellt, wann sie diese Abstempelung vornehmen will, sondern der Ab- 
sender hat einen Anspruch darauf, daß dies sofort nach vollständiger 
Auflieferung, also bei Wagenladungstransporten, sobald das letzte Stück 
der im Frachtbrief verzeichneten, successive angefahrenen Güter auf- 
geliefert und von der Bahnexpedition zur Beförderung angenommen ist, 
geschehe. Diese Abstempelung muß auf Verlangen des Absenders in 
dessen Gegenwart (Art. 8 A. 2) vorgenommen werden ^). 

Das Erfordernis der Abstempelung erscheint gerechtfertigt in Hin- 
blick auf die große Wichtigkeit, welche diesem Datumstempel zukommt. 
Die Abstempelung ist nicht wesentlich, sie ist nicht notwendig zur Per- 
iektion ^) des Frachtvertrags ^), aber sie beweist in der Regel den Zeit- 

1) Bs kMin in einem Einseifalle der Beweis eines frftheren (yor der Abstempelang) 
AlMchlnsses des Fraehtrertrmgs in anderer Weise geführt werden (B.O. II S. 58). 

8) Die Abstempelung erfolgt durch einen Beamten der Gfiterezpedition der Versandt- 
•tation, xukd die Vermntiing spricht dafttr, daB der Stempel Ton dem daia befogten Beamten 
aniisedrllekt worden ist, weil nach dem regelmlAigen GeschKftsgange nur dieser Beamte 
aber den Stempel Ternigen kann (B.O.H.O. IX 8. 440). 

g) Wird durch einen solchen Antrag eine Transportrersögernng herb^geffihrt, so hat 
sieh dies der Absender selbst snsoschreiben, denn die Bahn ist nicht yerpfliehtet, ihn snr 
Abetampeluig zu sieben, wenn er es nicht Tcrlangt. 

4) Vgl. auch Bnts 8. S5. 

5) Nach dem lehweiser Entwurf würde die Abstempelung ein Essentiale gebildet haben 
— auch die Fassung des § 49 B.B. (alt) liefie diese Deutung su. Deshalb schlug der 
deutaebe Entwurf die jetaige Fassung Tor. Sonst würde die aus Verseben unterbliebene 
Abstempelnag seitens der Bahn, ein hKullg Torkommender Fall, die Wirkung gehabt haben, 
daS der nach einem Internat. Frachtbriefe befl^rderte Transport nicht nach internationalem, 
sondern nach internem Bechte hfttte beurteilt werden müssen (Prot I S. ZI, LII). 
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punkt des Vertragsschlusses, welcher für den Beginn der Haftpflicht 
und die Berechnung der Lieferfrist und der Frachtsätze^) maßgebend 
ist, in einer äußerlich scharf hervortretenden Form '). 

„Der mit dem Stempel versehene Frachtbrief dient als Beweis über 
den Frachtvertrag^^ besagt Art. 8 Abs. 3, welcher erst in der 2. Kon- 
ferenz aufgenommen wurde. Diese Bestimmung bietet einige Schwierig- 
keit, da der gesetzgeberische Gedanke nicht in voller Klarheit hervor- 
tritt. Soll nur der abgestempelte, nicht aber der ungestempelte Fracht- 
brief Beweisurkunde sein ^) ? 

Es handelt sich, wie die Kommission in der Begründung ihres 
Vorschlags ausführt^), um Aufnahme einer dem Art 391 H.G.B. und 
den Normen anderer Gesetze'^) entsprechenden Bestimmung, also um 
Aufstellung des Prinzips, daß der Frachtbrief als Beweis über den 
Frachtvertrag diene. Der Zusatz: „der mit dem Stempel versehene^^ 
Frachtbrief hat eben nur den Normalfall der vorschriftsgemäßen Ab- 
stempelung im Auge. 

Da der Frachtbrief aber nicht nur Beweis-, sondern auch dispo- 
sitive- ^), Vertragsurkunde ist, so kommt schon darum auch dem unge- 
stempelten Frachtbrief Beweiskraft über den Vertragsschluß zu. Ebenso 
wie Art. 391 H.G.B., auf welchen sich die Kommission berief, nur den 
Satz feststeUen will, daß der Frachtbrief, obwohl er einseitige Skriptur 
sei, Beweiskraft habe^) und nicht nur Beweis mache gegen den Aus- 
steller, welcher ihn unterschrieben habe, sondern auch gegen den Fracht- 



1) Die die AbstompeloDg yersKamende Verwaltung haftet den im Tr&nsport folgenden 
eventaeU für die daraus erwachsenden Nachteile (vgl. Art. 47). 

2) Vgl. B.G. n S. 67 f. 

8) Eger (Kohler u. Bing, Archiv, VI S. 187) nntersoheidet dahin, dafi der ge- 
stempelte Frachtbrief als eine von beiden Parteien gezeichnete Urkunde den vollstindigen 
Beweis, welchen nach Landesrecht eine von beiden Teilen voUsogene Vertragsnrkunde 
mache, der nicht gestempelte (aber angenommene) Prachtbrief, welcher an sich iwar gleich- 
faUs den AbschlnA des Frachtvertrags beweise, nnr den Beweis liefere, welchen nach Landes- 
recht eine nur von einer Seite volliogene, von der anderen Seite nur durch stillschweigende 
Annahme agnossierte Urkunde liefere. Diese Interpretation deutet meines Erachtens mehr 
in den Sati hinein, als in diesem ausgedrückt ist. 

4) „In Abs. 8 glaubt die Kommission die Aufnahme einer Bestimmung Torechlagen 
■u soUen, welche in Uebereinstimmnng mit dem 1. Abs. des Art. 891 des deutschen H.O.B. 
und den Bestimmungen anderer Gesetsgebungen festsetst, daB der von der Eisenbahn an- 
genommene Frachtbrief als Beweis über den Frachtvertrag dient" (Prot. II 8. 84). 

5) Code de com. a. 101 : la lettre de voitnre forme un centrat (forme ist jnxistisch 
ungenau, sollte richtiger constate helBen — Dnverdy n. 9). 

Codice di com. a. 888; niederlftnd. H.Q. Art. 90; schweiser Tr.G. (1875) 
Art. 8. 

6) Der Frachtbrief ist fUr die Entstehung des in ihm verbrieften Bechts notwendig, 
dient sur Perfektion desselben, ist daher auch dispositive Urkunde (vgl. Brunn er b«i 
Endemann, Handb., II S. 144 f.). Das übersieht Gerstuer S. 168. 

7) Prot. z. H.G.B. 8. 1828. 
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führer und Empfftnger, welche ihn nicht unterschrieben haben ^), soll 
dies auch f&r den Internat. Frachtbrief gelten, und die irrtümlich unter- 
lassene Abstempelung ') hat nur die Wirkung, daß die Annahme von 
Frachtbrief und Gut und der Zeitpunkt derselben, welcher in der Begel 
durch den Stempel bewiesen wird („Zeichen der Annahme^')) ^^^^ be- 
stritten, durch andere Beweismittel zu erweisen ist 

Die Beweiskraft des Frachtbriefs erstreckt sich auf den gesamten 
Inhalt des Frachtvertrags, nicht nur auf die gegenseitigen Bechte und 
Pflichten des Absenders und der Bahn, sondern er bildet auch die 
Grundlage fflr die rechtlichen Beziehungen des Empfängers zur Bahn. 
Der Frachtbrief ist aber nicht ausschließliches Beweismittel, er erzeugt 
nur eine Bechtsvermutung ffir die Bichtigkeit der in ihm bekundeten 
Thatsachen dafür, daß, wie Thöl (UI 8. 19) sagt, „dem Inhalt des 
Frachtvertrags der des Frachtbriefs entspreche^S bis zum Beweise des 
Gegenteils^). Jeder der Beteiligten kann durch andere Beweismittel^) 
die Unrichtigkeit derselben darthun, z. B. die Thatsache der verspäteten 
Abstempelung, der Nichtannahme des Gutes durch die Versandtstation 
trotz erfolgter Abstempelung. 

Eine Ausnahme von der Regel der Beweiskraft des Frachtbriefe 
besteht aber nach Art. 8 A. 4 bezüglich der Angaben über Gewicht 
und Stückzahl der Güter, deren Aufladen vom Absender^) selbst besoigt 
wird. Die Voraussetzungen der Zulässigkeit einer solchen Selbstauf- 
ladung werden durch allgemeine (Tarife) oder spezielle Vereinbarung 
der Bahnen mit dem Publikum, soweit eine solche landesgesetzlich zu- 
lässig ist, bestimmt. 

Liegen diese Voraussetzungen vor, was nur bei Wagenladungs- 
gütem ®) der Fall ist, so liefern die Gewichts- und Stückzahlangaben 
des Frachtbriefe keinen Beweis gegen die Bahn. Nur dann bleiben 
diese Angaben auch bei Selbstverladung gegen die Bahn beweiskräftig, 
wenn die Bahn dieselben kontrolliert, d. h. eine Nachwiegung bezw. Nach- 
zählung vorgenommen und dies auf dem Frachtbriefe (durch Aufdrückung 
des Wiegestempels'') oder sonstwie) beurkundet hat, also unter der 
doppelten Voraussetzung der Nachprüfung und der Bescheinigung. . 

1) So richtig Eger I S. 48. 

i) Die Bahn iit fllr den infolge der Unteriassnng der Stempelang durch die Abgangs- 
station enteUndenen Schaden Terantwortlich. Vgl. Ital. Instr. § 11. 
S) Vgl. Prot B. H.G.B. 8. 782. 

4) ■. B. durch Zeugen, durch die die Beihenfolge der Gfiterabfertigung bekundenden 
Register, durch Becherchen der Bahnyerwaltuug. Vgl. Buckdeschel S. 61; flbr Belgien 
I^anekman n. 851. 

5) In der nrspr&nglichen Faesnng war entsprechend dem Art. 81 Z. 8 auch „das 
Abladen durch den EmpAnger" hiningefQgt, doch wurde dies auf Betreibung des fraa- 
a5rischea Vertreters gestrichen. Vgl. über die Gründe Prot. III S. 16, 83. 

6) da nach allen Speiialreglemeots und Tarifen bei Stückg&tem eine Selbstyerladnug 
nicht gestattet ist (Eger in Kohler-Bing, Archiv, VI 8. 142). 

7) Vgl. Zus.-Best. z. Ver.B.B. § 45 Z. 4; V.O. § 58 A. 5. 
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Da das I.U. der Bahn nicht allgemein die Verpflichtung zur Kon- 
trolle auferlegt, Recht ^) und Pflicht der Bahn zur Ermittelung und 
Kontrolle des Gewichts und der Stflckzahl des Gutes nur durch Gesetz 
und Reglement des betrefienden Staates bestimmt werden (Art. 7 A. 3), 
so ist in denjenigen Staaten, in welchen eine solche Kontrollpflicht der 
Bahn nicht besteht, das Publikum der Willkür der Bahn preisgegeben ^). 
Diese hat es ganz in der Hand, den bezeichneten Frachtbrie£angaben 
jede Beweiskraft zu entziehen, indem sie dem Antrage des Absenders 
auf Nachwägung (Nachzählung) und Beurkundung keine Folge leistet. 
Es war ein berechtigter Wunsch des Handelsstandes ^), daß, ähnlich 
der Vorschrift von B.R. alt § 50 Z. 2 ^), auch im I.U. die Pflicht der 
Bahn zur Nachzählung gegen Gebühr ausgesprochen werde. 

Die in der Konferenz gegen die Erfüllung dieses Wunsches Yor- 
gebrachten Gründe sind nicht stichhaltig^). Die Erklärung der Kom- 
mission, daß die Annahme einer derartigen Bestimmung in einzelnen 
Verkehrsverbänden nicht als mit der Konvention in Widerspruch stehend 
angesehen werden könne, ist doch kein ausreichender Ersatz für diese 
Lücke des I.U. 

Schließlich sei hier noch der Vorschrift gedacht, daß den vom Ab- 
sender bezw. Empfänger auf- und abzuladenden Gütern besondere, 
andere Gegenstände nicht umfassende Frachtbriefe beizugeben sind 
(Aust-Best. § 2 A. 5). 



1) Nach Zus.-Best. s. Ver.B.B. $ 46 Z. 2 und V.O. § 53 A. 8 steht der Bahn 
das Becht hierin jedenelt la. Sie ist Yerpflicbtet, dM Oewieht der Stflckgfiter bei der 
Aufgabe festrasteUen. 

S) Sohwab S. IIB berlehtet allerdings ans der Praxis, daB das nach dem alten B.R. 
inlässige Begehren nm bahnamtliehe Kontrolle wegen der Gtobflhr kein so groBes sei. 

8) In der Konfereni 1881 stellte Vis eher »Sohweis, einer Anregung des schweiier. 
Handels- nnd IndostrioTereins folgend, einen dahin gehenden Antrag, der, obwohl er sich 
nur anf Naehifthlong der Colli, nicht anf Nachwlgnng besog, abgelehnt wurde, ebenso 
wie der auch letitere mit nmfassende Antrag Biemsdyk- Niederlande (Prot. II S. 18 f.). 

4) Den AntrKgen anf bahnseitige Feststellong der Stfieksahl oder des Gewichts der 
Güter gegen Gebühr mnfi die Bahn nor nachkommen, sofern die Güter vermöge ihrer Be- 
schaffenheit eine derartige FeststeUnng ohne erheblichen Anfenthalt ermöglichen, besw. sofern 
die anf dem Bahnhofe Yorhandenen Wägevorrichtnngen dain ausreichen (Zns.-Best s. Ver.B.R. 
I 48 Z. 8; V.O. § Ö8 A. 8). 

5) Wenn in einielnen Lindem eine solche Nachi8hlung der Gfiter die Anwendung 
des allgemeinen Tarifs statt des ermäfiigten WagenladungstariCs inr Folge hat, so mu8 sieh 
der Absender eben diese Folge sanes Antrags gefallen lassen. SchlieBlich dürfte diese 
Tarifbestimmung doch auch keine unabänderliche sein. Auch hätte man die die Bahnen 
hinreichend sichernden Einschränkungen des B.B. alt § 60 Z. 8 aufhehmen können, am 
die Yom praktischen Eisenbahndienste erhobenen Bedenken lu beseitigen. In Frankreich 
ist die Wägung der Güter obligatorisch und muA ron den Bahnen unentgeltlich yoUiogen 
werden (Prot. U S. 86). 
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Der Fnehtbrlef 0- 

Seit etwa 200 Jahren besteht die Uebung, einem Transportgut ein 
BegleitBchreiben in Form eines offenen Briefes des Absenders an den 
Empfänger mitzugeben, welcher diesem den Inhalt des Frachtvertrags 
mitteflt >). 

Während nach vielen Gresetzen die Ausstellung eines Frachtbriefs 
fakultativ ist^), hat das I.U. im Anschlüsse an B.R. alt § 49 und 
Schweiz. Tr.6. (1875) Art 8 dessen obligatorische ^) Natur festgestellt : 
,,Jede intemat. Sendung (Art. 1) muß von einem Frachtbriefe begleitet 
sein, welcher folgende Angaben enthält" (Art 6). 

Eine intemat. Sendung im Sinne des LU. ist nur mOglich durch 
die Beigabe eines den Vorschriften desselben entsprechenden durch- 
gehenden Frachtbriefe (nach dem dem I.D. beigefügten Frachtbrief- 
formular) ^). Die Bahn ist daher verpflichtet, eine intemat. Sendung 
ohne diesen Frachtbrief abzulehnen. 



1) Art 6 $ Aiuf..Beftt. % % (Ziu.-Bett. s. Vor.B.R. § 44 ; H.Q.B. Art 39S ; V.O. 

§§ 51, 61). 

f) Das älteste tob Goldsehmidt, Hmndb., I S. 786 mitgeteilte deatoche Frecbt- 

brieffonnuUr stumnt ans dem Jahre 1698, das ftiteste firaniösische ist Ton 1674. 

8) So nach H.O.B. Art. 891 (Ungarn 894), Niederlande Art 90. In Frank- 
reich wird ein Fraehtbrief (lettre de voitnre) nnr anf Verlangen des Absenders aosgestellt, 
sonst ist die Verwaltong snr Aosstellnng eines rte^pisse yerpfliehtet (Cahier des charges 
a. 49). Dieses bat wegen des billigeren Stempels den Frachtbrief yoUstindig Terdrftogt 
(Sarrnt n. 888 s., 676). In Italien bat Codiee di com. a. 889 die AnssteUnng 
eines Frachtbriefs (lettera di rettara) fakoltativ gemacht, dagegen bt er (fDr Eilgut nota 
di spedisione, für Fraehtgot lettera di porto genannt) obligatorisch nach Tariffe a. 98. 
Obligatorisch ist er ferner nach russischem Eis.G. Art 61. 

Nach belg. Eis.O. Art 88 ist der Frachtbrief nnr für gewisse, darch Reglement 
beseichnete Waren obligatorisch« Die Bahnverwaltang trftgt Im ttbrigeUf falls ein Fraehtbrief 
nicht Terlangt wird, die m&ndlichen Erkllmngen des Aufgebers in ein Register ein (Art 88). 

Nach seh weis. Tr.O. (1898) Art 6 Abs. 4 kann durch Reglement fflr den Lokal- 
▼erkehr die Aufgabe Ton Giltem ohne Frachtbrief angelassen werden. 

4) V.O. § 51 macht auch den Frachtbrief obligatorisch. Abweichungen rom Fracht- 
briefformular sind für bestimmte Transportorte nach § 58 A. 8 sulttssig. 

5) Eine Verwaltung teilte dem Centralamt mit, da8 fftr den rheinisch -westlUisch- 
bdgischen und deutsch-belgisch-englischen Verkehr (auch f8r italienisch-englischen Verkehr) 
die Anwendung des bisherigen Vereinsfrachtbriefs, welcher dem im I.U. festgesteiften 
Fraehtbriefformular nicht entspreche^ In Aussicht genommen sei. Dieses erwiderte, daß 
nach seiner Ansicht dies dem LU. widerspreche (Zelts ehr. f. Int. Eisen b., I S. 801). 
Diese Entscheidung Ist sweifellos richtig in Besug auf den erstgenannten Verkehr, aber 
nicht für den 8. und 8., deren Bestimmungsstationen nicht einem Vertragsstaate angehören. 
I>lese Transporte sind dem LU. nicht unterworfen und Art 4 kann daher auf sie keine An- 
wendung finden. Es kann aber fflr diese Transporte, soweit sie das Vertragsgebiet berfibren, 
der durch das LU. Torgeschrlebene Frachtbrief aar Anwendung kommen. Von der Grense 
des snietat vom Transport berührten Vertragsstaates an muß fflr den Rest der Transport- 
sftreeke, falls dieser Frachtbrief nicht, wie dies beim Verkehr nach Rumlnlen der Fall bt, su- 
gelaesen wird, ein neuer Fraehtbrief ausgestellt werden. Vgl. hierflber die Ausfflhrung S. 17 f. 
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Erst durch diesen werden Rechte und Pflichten der Bahnen unter 
sich und gegen Absender und Empfänger begründet ^). Dieser durch- 
gehende Frachtbrief unterscheidet jede juristisch (im Sinne des I.U.) 
intemat. Sendung von jeder internen und faktisch internationalen. 

I. Der Inhalt des Frachtbriefs^). 

Die Bahn *) kann verlangen, daß jeder Frachtbrief die im Art. 6 
vorgeschriebenen Angaben enthalt, und beim Fehlen solcher Angaben 
die Annahme eines unvollständigen Frachtbriefs zurückweisen. Der 
Rechtscharakter ^) als Frachtbrief wird durch das Fehlen einer oder 
mehrerer Angaben^) nicht beseitigt^). 

Folgende Angaben soll der Frachtbrief enthalten (Art 6) : 

a) „Ort und Tag der Ausstellung." 

Diese müssen mit Ort und Tag der Auflieferung nicht zusammen- 
fallen, sind daher für Ort und Zeit des Yertragsschlusses nicht beweis- 
kräftig. Letztere wird durch die Aufdiilckung des Datumstempels 
(Art. 8 A. 1) seitens der Versandtstation konstatiert. Erfolgt die Aus- 
stellung in Rußland, so genügt eine Datierung nach russischem Ka- 
lender ^). 

b) „Bezeichnung der Versandtstation und der Versandtbahn"®). 
Letzteres erscheint geboten, da an vielen Orten sich Stationen 

verschiedener Bahnverwaltungen befinden, um so die (vertragschließende) 
Versandtstation zweifellos kenntlich zu machen. 

c) „Bezeichnung der Bestimmungsstation*), Namen und Wohnort 
des Empfängers." 



1) Vgl. Oasoa, III p. 68. 

5) Art 6 (V.O. § 61). 

8) Im wesentlichen herrBcht über den Frachtbrieflnbalt Uebereinstimmung in den 
Frachtrechten Europas. 

4) Art. 6 stellt wie H.G.B. Art. 898 nur eine Instruktion, nicht obligatorische Vor- 
schriften auf (Tgl. Pnohelt II S. 458). 

6) Von den Angaben sind nur die sub a, b, c, d, g, h nnd m In Jedem Frachtbrief 
notwendig; die sub e, f, i, k ond 1 können nar je nach den konkreten VerhKItnissen des 
Frachtvertrags rorkommen. 

6) Vgl. Bntsobeidnng des Ssterr. Verw.Ger.H. bei Eger, Entsch., IV S. 189. 

7) Dieser fand im I.U. keine Berückslchtignng. Vgl. hierilber Schwab 8. 86. 

8) Angabe b fehlt im H.Q.B. nnd alten B.B. Die Angabe der Versandtbahn hatte 
Eger, Einf., 8. 68 und sodann deutscher Entw. § 8b Torgeschlagen. Die Beieiohnung 
der Versandtstation ist eigentlich in RQcksicht auf den Expeditionsstempel ÜberflQssIg. Ein 
Raum ffir diese Angabe ist Im Formular nicht Torgesehen. Sie bt unter der Rubrik ,tVer- 
sandtbahn*' (rechts oben) einiutragen. Vgl. Ital. Instr. § 8b. 

9) Im Formular steht „Empfangsstation**. Darfiber befindet sich eine Rubrik „Em- 
pfangsbahn", deren Angabe Art 6 allerdings nicht vorschreibt In RQcksicht auf Ausf^Best. 
§ 8 und das Frachtbriefformular ist aber, wie das Centralamt auf Anfrage eines Staates 
(Zeltschr. f. Int Eisenb., I 8. 801) erkUrt hat, die Bahn berechtigt, vom Absender 
diese Angabe zu verlangen. Das Centralamt fügte aber bei, dafi die Verwaltungen, die oft 
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Da diese beiden Orte nicht immer zusammenfallen, muß die Be- 
stimmungsstation als der f&r die Bahn wichtige Ablieferungsort (&Us 
nicht auf Grund partikularer Vorschrift [Art. 19] die Pflicht der Bahn 
zur Zuführung an den nicht an der Bestimmungsstation wohnhaften 
Empfänger besteht) besonders angeführt werden *). Die Adresse, Name 
und Wohnort des Empfängers bezeichnet der Bahn genau die (phys. 
oder Jurist. Person, Firma) Person, an welche sie das Gut abzu- 
liefern hat. 

Diese 3 sub c geforderten Angaben sind fQr die Adresse notwendig. 
Fehlt eine derselben, so kann die Bahn die Annahme des Frachtbriefs 
verweigern *). 



eher Id der Lage Mieo, den Namen der BestimmaDgfbahn an kennen, ala der Abtender, 
ohne Zweifel an weit gehende Anfordemngen an diesen nicht steUen werden. Sowohl 
dnrch Y.O. § öle, wie Zag. -Best. a. yer.B.B. | 44 Z. S ist aber Torgesohrieben die 
Angabe der Bestimmongsbahn und des Vermerks „bahnlagernd**, ferner ist bei Transporten 
an nieht an der Bahn gelegene Orte oder an nicht fllr den Oüterrerkehr ungerichtete 
Bahnstationen vom Absender die Bahnstation sa beseichnen, bis lu welcher das Gnt be- 
fördert werden soU; der Empfftnger hat den Weitertransport sa besorgen, sofern nieht fllr 
diesen von der Bahn Einriehtnngen getroffen sind (§ 67 Ziis.-Best. Z. 4). Aehnlich aneh 
(mit Ansnahme des lotsten Saties) Ital. Instr. $ 8d. 

1) Der in Anlehnong an den schweiaer Entw. vom deatsehen aafjg^esteUte Znsats 
y^wie den etwaigen Vermerk, ob das Gut bahnhoflagemd gestellt werden solP* wurde 
auf Antrag Deatschlands gestrichen, nm die Auslegung aassoschlieAen, dafi die Eisenbahn 
beim Fehlen dieses Vermerks aar Abliefemng am Domiail des EmpfKngers yerpflichtet wSre. 
Diese Anslegang würde aber der Vorschrift (Art 19) widersprechen, daB das Verfahren bei 
Ablieferung der Güter sich nach den für die abliefernde Bahn geltenden gesetslichen und 
reglementarischen Bestimmungen richte (Prot. III 8. 28). 

2) Bei Sendungen nach Frankreich und Italien, wo eine Verpflichtung der Eisenbahn 
zur Abliefemng am Domiail nicht besteht, ist auf den Frachtbriefen (nach der in dem 
Formular beigefügten Anmerkung) bei der Adresse des Empfingers anaugeben, ob sie auf 
den Bahnhof (lirrable en gare, forma di stasione) oder ins Haus {jk domicile, a domidlio) 
zu tiefem sind, bei Sendungen nach den anderen Staaten dagegen ist nur ein Vennerk 
notwendig, wenn das Gut bahnhoflagernd gehalten werden soll (vgl. Anmerkung 1 auf dem 
Praehtbriefformular und Ital. Instr. § 8a). Zus.-Best (§ 6 des Begl.) des neuen deutsch- 
französischen Verbandstarifs besagt: „Bei Sendungen nach fransGs. Stationen, welche für 
den Camionagedienst (amtliche Bollfuhr) eingerichtet sind, muB, wenn der Versender sich 
der Torgedachten Einrichtung nicht bedienen will, die Vorschrift „bahnlagernd" erteilt 
werden** (Gers tn er 8. 118). — lieber das Ablieferungsverfahren überhaupt Tgl. § 19. 

8) Anm. 1 unter dem für die Adresse freigelassenen Frachtbriefformular lautet awar: 
„Name und Adresse des Empfingers (Stadt, Station, StraBe und Hausnummer, Land)**. Die 
Unterlassung der Angaben Ton Btrafie und Hausnummer berechtigt die Bahnen aber nicht 
zur Ablehnung des Transports, sondern macht den Absender nur für die Folgen der un- 
genügenden oder ungenauen Adressierung nach Art. 7 A. 1 Terantwortlich. In diesem 
Sinne erklärte (nach einer Bekanntmachung der Eisenbahndirektion Bromberg in National- 
zeitung 1893, No. 461) das russische Eisenbahn-Departement das Verfahren russischer An- 
sehluBbahnen für unsullssig, welche die Uebemahme Ton Gütern verweigerten, deren Adresse 
Strafie und Hausnummer nicht angaben, so dafi die betreffenden Güter so lange auf den 
Uebergangsstationen zurückbehalten wurden, bis die rerlangte VerTolIstXndigung der Fracht- 
briefadresse erfolgt war. 
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d) „Die Bezeichnung der Sendung nach ihrem Inhalte, die Angabe 
des Gewichtes oder statt dessen eine den besonderen Vorschriften der 
Versandtbahn entsprechende Angabe; femer bei Stückgut die Anzahl, 
Art der Verpackung, Zeichen und Nummer der Frachtstücke." 

Diese das Gut individualisierende Angabe (nature de la marchandise) 
entspricht ganz B.B. alt § 60 Z. 3 A. 1. Es wird eine spezielle An- 
gabe der Warengattung gefordert Ueber den Umfang der Speziali- 
sierung geben Beglements ^) und Tarife Maß *). Kollektiv- oder generelle 
Bezeidmung genügt nicht, z. B. Effekten, chemische Produkte, Kurz- 
waren, sondern es ist die Bezeichnung zu wählen, welche das Gut 
von gleichartigen unterscheidet^). Die genaue Benennung der Waren- 
gattungen ist sowohl in Rücksicht auf die Frachtpreissätze des Tarife als 
auf die Verzollung etc. von Wichtigkeit *). Ueber die Rechtsfolgen 
der Unrichtigkeit dieser und anderer Frachtbriefangaben wird weiter 
unten gehandelt werden. Die Angabe des Gewichts hat nur in Kilo- 
grammen zu erfolgen. Zwar fehlt eine dahin lautende Bestimmung, 
aber im Frachtbriefformular ist den Gewichtsrubriken „Kilogramm" vor- 
gedruckt, und auch in Ausf.-Best § 3 und Anlage 1 ist nur von Kilo- 
grammen die Rede ^). Eine Ersetzung der Gewichtsangabe durch andere 
Angaben, z. B. des Längen- oder Raummaßes, nach Gebinden ^), findet 
statt da, wo besondere Vorschriften der Versandtstation dies erfordern. 

Nur für Stückgüter verlangt Art 6d^) Angabe der Zahl, Ver- 
packungsart (Kiste, Ballen, Faß u. s. w.) sowie Zeichen und Nummer 
der auf einem Frachtbriefe verzeichneten Güter. Diese Signierung ist 
im Interesse des Bahndienstes erforderlich, um jedes Stückgut von der 



1) Vgl. die bei Qerstner S. 117 angeftthrten. 

2) Nach Zus.-Beat i. Ver.B.B. ( 44 Z. 3 (V.O. § 51 d) tind die in Anlage 1 (B) 
aofgefilhrten Gegenstände anter der daMlbit gebraucliten Beieichnnng in den Frachtbrief 
anfkanehmen. 

8) Ital. Instr. g 8e fordert noch epesiellere Angaben, wenn fBr die Klassifikation 
die Verpackung (s. B. Wein in Fässern und in Flaschen), oder der Grad der Rein- 
heit (gereinigte und gewöhnliche Pottasche), oder der Grad der Bearbeitnng (Seide, 
rohe, gefärbte, gesponnene), oder auch noch andere Eigenschaften (gewöhnliche und par- 
fümierte Seife) maBgebend sind. Fehlt die Angabe dieser Eigenschaften, so moA der f&r 
Waren gleicher Gattung höchste Tarifsats angewendet werden. Ans diesem Grande dürfte 
anch in anderen Staaten eine Rücksichtnahme auf die Tarife bei der Beaeichnung der Waren- 
gattongen angeseigt sein. 

4) Sarrut n. 8SS. 

6) Vgl. Schwab S. 87, der betont, dafi BnBland der einsige Vertragsstaat sei, dessen 
Gewichtseinheit (Pud) nicht das Kilogramm bilde. 

6) Eger, I.U., S. 100. 

7) V.O. g 51 d gestattet aber den Bahnen diese Angaben auch bei Gütern in Wagen- 
ladongen zu Terlangen, sofern diese Güter derartige Beseichnnngen anlassen (V.O. § 68 A. 4). 
„Bei Aufgabe von Gütern, welche der Absender au yerladen hat, sind nach Zus.-Best. s. 
Ver.B.B. §44 Z. 4 von diesem anch die Nnmmer ond die Eigentomsmerkmale des Wagens 
an der vorgeschriebenen Stelle des Frachtbriefes einantragen.** 
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Menge gleichartiger gleichzeitig mitbeftrderter rasch zu unterschei- 
den*). 

e) „Das Verlangen des Absenders, Spezialtarife ') unter den in 
Art 14 und 35 f&r zul&ssig erklärten Bedingungen zur Anwendung zu 
bringen^'. Fehlt ') eine solche Angabe, so wird das Out nach dem all- 
gemeinen Tarife behandelt 

f) „Die Angabe des deklarierten Interesses an der Lieferung"^ 
(Art. 38 u. 40) ^). Die Summe, zu welcher das Interesse an der Lieferung 
deklariert wird, muß in Buchstaben und zwar an der daf&r im Fracht- 
briefe vorgesehenen (schraffierten) Stelle eingetragen werden (Ausf.-Best 
§ 9 A. 1). 

g) „Die Angabe, ob das Gut in Eilfracht oder in gewöhnlicher 
Fracht zu befördern sei" *). 

Diese gelangt schon durch die Farbe des Frachtbriefformulars 
zum Ausdruck ^), indem diese für gewöhnliche Fracht auf weißes, fbr 
Eilfracht auf dunkelrosa Papier gedruckt sein müssen ''). 

h) „Das genaue Verzeichnis der für die zoll- oder steueramtliche 
Behandlung oder polizeiliche Prüfung nötigen Begleitpapiere'\ 

Zu diesen gehören namentlich die für die Wareneinfuhr in allen 
Staaten erforderlichen Zolldeklarationen^) in der vorgeschriebenen An- 
zahl, Ursprungszeugnisse, Oeleitschein (acquit k caution) u. s. w. 

1) Der deotsehe VoraeUftg auf Beseichnong der Stflckgflter mit dem Namen der Be- 
stimmoDgietadoD wnrde abgelehnt, da man die Anfatellnng eines eolehen ErfordernisMs 
den Tarifvonehriften der eioselnen Bahnen überlassen in kffnnen glanbte (Prot. II 8. 88). 

5) Unter den Spesialtarlfen sind die in den Tarifen als solche beieichnete Ansnahme- 
tarife an Terstehen (Zns.-Best s. Ver.B.B. % 44 Z. 6). 

8) Die Formel „tarif sp«ciai*S »«tarif rMoit« oder „tarif le plus rMnit« wird nach 
eloer Yerfftgang des franalto. Ministers der dffentl. Arbeiten als Verlangen der Anwendong 
des billigsten Tarifs ohne Bficksieht aaf die an befahrende Bonte betrachtet (Zeitschr. 
f. Int. Eisenb., 18. SOS). Diese Anffassong ist richtig. Die Anwendung der Speaial- 
tarlfe begreift in sich nnr die Gewfthrang der in diesen anfgesteUten blUigeren Frachtaitae 
gegen die in denselben normierten Transportbedingungen. 

4) Angaben e und f sind nen aufgenommen; Ton ihnen wird welter unten gehandelt 
werden. 

6) In Italien ist auch eine BefSrdemng als „beschleunigtes Frachtgut" sulXssIg. Der 
Italien. Abaender hat dann im Frachtbriefe Torauschreiben „Bef5rdemng als beschleunigtes 
Fraehtgot auf der Italien. Strecke*' und den Frachtbrief Ar Eil- oder Frachtgut in Ter- 
wenden, je nachdem das Gut im Ausland als Ell- oder Frachtgut befördert werden soll 
(Ital. Instr. % 7). 

6) Ansf.'Best. 8 8. Im Formular steht dann oben „Gewöhnliche Fracht" oder „Eil- 
fraeht". 

7) V.O. 8 68 schreibt Tor, da8 die Frachtbriefformulare auch aaf welBes Papier, fBr 
Ellfraeht dagegen nicht auf dunkelrosa, sondern auch auf weiBes Papier, Jedoch mit einem 
auf der Vorder- und Bflckselte, oben und unten am Bande ansubringenden karminroten 
Streifen gedruckt sein m8ssen. Diese sind natftrlich nur fBr den internen Transport rer- 
wendbar. 

8) Vgl. filr Deutschland (genereUe und speiiolle Zolldeklaration; Anmeldung Ar 
statistische Gebflhr) G. Meyer, Verwaltungsrecht, U 8. 888 f., 888. 
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In dieser Rubrik des Frachtbriefe ist auch eventuell der Bevoll- 
mächtigte des VerfQguDgsberechtigten namhaft zu machen, der nach 
Art. 10 A. 4 der Zollbehandlung beiwohnen soll. 

i) „Den Frankaturvermerk im Falle der Vorausbezahlung der Fracht 
oder der Hinterlegung eines Frankaturvorschusses" (Art. 2 Abs. 3). 

k) „Die auf dem Gute haftenden Nachnahmen, und zwar sowohl die 
erst nach Eingang auszuzahlenden, als auch die von der Eisenbahn ge- 
leisteten Baarvorschüsse" (Art. 13). 

1) „Die Angabe des einzuhaltenden Transportweges, unter Be- 
zeichnung der Stationen, wo die Zollabfertigung stattfinden soll.'^ 

Hier wird grundsätzlich dem Absender sowohl das Recht, nicht die 
Pflicht, der Bezeichnung des Transportwegs als die der Zollabfertigungs- 
station zuerkannt ^). 

Diese Routenvorschrift des Absenders ist aber für die Bahn nicht 
absolut bindend. Während sie an die Bezeichnung der Zollabfertigungs- 
station unter allen Umständen gebunden ist, da vielleicht der vom Ab- 
sender für die ZoUbehandhlung bestellte Bevollmächtigte dort wohnt *), 
kann die Bahn fQr die Beförderung der Sendung einen anderen als den 
vom Absender vorgezeichneten Weg benutzen '). Zu einer solchen Ab- 
änderung des vorgeschriebenen Transportwegs ist die Bahn aber nur 
berechtigt, wenn hierdurch keine Erhöhung der Fracht und keine Ver- 
längerung der Lieferfrist eintritt (Art. 61). So bleiben die Interessen 
des Absenders hinreichend gewahrt, und die Bahn behält doch die ihr 
in Rücksicht auf den Betrieb oft wünschenswerte Freiheit der Instra- 
dierung. Inwiefern diese Befugnis der Bahn mit dem durch Art. 15 
dem Absender gewährten Rechte, das :6ut unterwegs anzuhalten, 
kollidieren könnte, wird unten bei Erörterung des Art. 16 ^) besprochen 
werden. 

Hat der Absender eine Routenvorschrift nicht erteilt, so wählt die 
Bahn depjenigen Weg, welcher ihr für den Absender am zweckmäßigsten 

1) v.o. § 61, 1 steUt das nmgekehrte Priniip auf and ttberlKfit die Wahl des Transport- 
weges ausschliefiUch dem Ermessen der Bahn ; ^^letstere ist Jedoch yerpflichtet, das Gat auf 
dengenigen Wege au befSrdem, welcher nach den yer5ffentlichten Tarifen den billigsten 
Fraohtsati und die günstigsten Transportbedingungen darbietet''. (Das österr.-nngar. B.R. 
weicht hier von V.O. ab und stimmt mit I.Ü. fiberein.) Die Bezeichnung der Zollabfertigongs- 
Station flberlftßt V.O. wie I.U. dem Absender. — Ueber die Instradierung Internat. Transporte 
giebt nähere AnsfUhrungsrorschriften Ital. Instr. % 27. 

8) Prot. III S. 30. 

8) So schreibt a. B. Ital. Instr. § 87 vor: ,|Wenn der Absender die Instradiernng 
auf Wege fordert, fQr welche nicht der biUigste Frachtsats bereohnet wird, oder eine nn- 
riehtige ümkartierungsstation angiebt, so ist die Sendung nichtsdestoweniger auf der von 
der Instradierungstabelle vorgeschriebenen Boute au befördern. Eine Vorschrift von ans- 
llndischen Routen wird seitens der Italien. Bahnen nicht nachgeprüft. Wenn die Anwendung 
bestimmter direkter Tarife vorgeschrieben ist, so mufi der Gfenzpunkt, fiber welchen die 
Ware transitieren soll, dem in den fraglichen Tarifen angegebenen entsprechen". 

4) Vgl. § 16. 



— 63 — 

scheint Fflr diese Wahl dflrften hauptsächlich die Billigkeit des Fracht- 
satzes und die günstigsten Transportbedingungen, besonders Kürze der 
Lieferungsfristen ins Gewicht zu fallen haben. Für die Bahn ist aber 
nicht, wie dies nach V.O. ') der Fall, die Berücksichtigung dieser Mo- 
mente unbedingt maßgebend. Sie hat nur nach bestem Wissen den 
Transportweg zu wfthlen, von dem sie glaubt, daß er f&r den Absender 
der zweckmäßigste ist. „Für die Folgen dieser Wahl haftet die Eisenbahn 
nur, wenn ihr hierbei ein grobes Verschulden zur Last f&Ut" (Art. 61)'). 

Endlich ist noch in den Frachtbrief aufzunehmen: 

m) „Die Unterschrift des Absenders mit seinem Namen oder seiner 
Firma, sowie die Angabe seiner Wohnung^'*). Ein Ersatz der eigen- 
händigen Unterschrift des Absenders durch eine gedruckte oder ge- 
stempelte Zeichnung desselben ist nur . zulässig, wenn Gesetze oder 
Reglements des Versand torts ^) einen solchen gestatten. Dies ist der 
Fall im Gebiete des Vereins (Zus.-Best. z. Ver.B.B. § 44 Z. 6), in 
der Schweiz (Tr.G. 1893 Art. 6m)«) und in Rußland (E.G. Art. 67). 

Weitere Erklärungen als die hier angeführten dürfen in den Fracht- 
brief nicht aufgenommen werden, sofern sie nicht durch das LU. für 
statthaft erklärt sind«) (Art 6 A. 3). 

Zulässig sind somit z. B. Erklärungen über Fehlen oder Mängel 
der Verpackung (Art. 9), Angabe der Baarauslagen (Art. 11 A. 3), bei 

1) Vgl. 8. 6S Anm. 1. 

9) DaA der Antrtg auf Streiehnng dM Wortes „grobes^* Tor „Verscholden** abgelehnt 
wurde (Prot. I S. 65)> ist bed*iierlleh, denn es wflrde der Billigkeit eatspreohen, wenn 
man die Bahn nicht nnr fOr culpa lata, sondern für einfiMhe culpa haftbar erklftrte. Freilich 
Terdient die Fassung des I.U. den Vorsng yor der des alten B.B. % 60 Z. 8, nach welcher 
die Bahn den Weg »,aaf Gefahr des Absenders" wählte. VgL Asser p. 129. 

8) Das Erfordernis der Wohnnngsangabe ist neu. 

4) IMese Verweisung anf das Landesrecht stellt das Ergebnis eines Kompromisses dar. 
In der Bemer Konferens erhob sieh ebensoi wie seinerseit bei Beratung des H.G.B. (Prot, 
m. H.O.B. S. 4674 f.), Widersprach gegen die ZnlXssigkeit der Vertretung der Unterschrift 
durch gedruckte oder gestempelte Zeichnung. In Bern waren es die Vertreter Hollands» 
Frankreichs und Italiens, welche die Unterschrift des Absenders, als eines der Kontrahenten, 
dir notwendig erachteten, um dem Frachtbrief den Charakter einer beweiskriftigen Urkunde 
SB wahren. Demgegenüber betonte der Vertreter Deutschlands, yon denen der anderen Staaten 
unterstütst, daA die Interessen des Verkehrs, welche den groBen Kaufleoten und Industriellen, 
die tiglieh eine ungeheure Menge von Otttem Tcrschickten, die Notwendigkeit einer Unter- 
Schrift SU einer peinlichen Bellstigung machen würden. Sie konnten sich auch auf die bis- 
herige Erfiüirung berufen, welche die Grundlosigkeit der dagegen erhobenen Bedenken dar- 
thne. Durch Stichentscheid des PrXsidenten wurde dann der Gesetsgebung der einseinen 
Staaten die Zulassung der gedruckten oder gestempelten Zeichnung der Unterschrift Über- 
lassen (Prot. II 8. 14 f.). 

6) Ein Ersati der Unterschrift durch Abdruck oder Stempel des Absenders ist dagegen 
nnnllssig in Italien (Ital. Instr. § 8 n), Frankreich (DuTcrdy n. 18) und 
Belgien (Beig. Eis.G. Art 1). 

6) Zulässig sind auch die indirekt durch das I.U. gestatteten Erkllrungen, d. s. die 
ImndesrechtUch geforderten da, wo I.U. auf Landesrecht yerweist, s. B. bei yorlinflger Ver- 
wahrung des Gutes (Art. 6). 
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Zuschlagsfristen Abstempeluog und Angabe der Ursache und Dauer der 
Lieferfristüberschreitung (Ausf.-Best. § 6 A. 4) u. s. w. 

Alle anderen Erklärungen sind verboten, haben keinerlei Rechts- 
Wirkung, und die Bahnen können Frachtbriefe mit solchen unzulässigen 
Erklärungen zurückweisen^). 

n. Form des Frachtbriefs. 

1) Zur Ausstellung des Internat Frachtbriefs müssen die für gewöhn- 
liche Fracht auf weißes, für Eilfracht auf dunkelrosa Papier gedruckten 
Formulare nach Maßgabe der Anlage 2 zum I.ü. verwendet werden. 
Andere als die diesem Musterformulare entsprechenden Frachtbriefe 
dürfen nicht angenommen werden. Der Vorbehalt der Vertreter Frank- 
reichs, für die von und nach Frankreich gehenden Sendungen ein 
kleineres Frachtbriefformat zur Vermeidung einer höheren Stempelge- 
bühr ^) verwenden zu dürfen, ist, da er im I.U. oder Ausf.-Best nicht 
aufgenommen wurde, nicht als rechtsverbindlich zu erachten. 

Die zur Verwendung kommenden Internat Frachtbriefe müssen 
(Ausf.-Best. § 2 A. 1) zur Fesstellung der Uebereinstimmung mit dem 
vorgeschriebenen Formular den Kontrollstempel einer Bahn oder eines 
Bahnkomplexes (Verbandes) tragen*). Dadurch wird die Annahme- 
expedition der Mühe einer speziellen Prüfung des Frachtbriefs in dieser 
Beziehung enthoben, indem sie sich nur von dem Vorhandensein dieses 
Eontrollstempels zu überzeugen braucht, beim Fehlen desselben^) die 
Annahme verweigert. 

1) Das C«Dtral«mt bat dsmgemäB fftr unialäfsig erklirt: Avfdraek des Namens, der 
Adresse ond des GeschäftsBrreiges des Absenders, Beifligiiiig des Namens des Versenders, 
aofier der Unterschrift des Spediteurs als Absender (Z e i t s e h r. f. int. B i s e n b., IS. 148). 

9) Der Stempel wird in Frankreich nach dem Umfange der Urkunde bemessen. Der 
intemat. Frachtbrief wflrde den Stempel von 0,70 Fr. ftbersteigen und für die aus Frank- 
reich abgebenden Sendungen kflnftig doppelt, vom Frachtbrief und vom Frachtbriefduplikat 
entrichtet werden müssen. Ein fhiniös. Delegierter erklXrte schlieBiich, seiner Regierung die 
Befreiung der Internat. Frachtbriefe von der Stempelgebflhr au empfehlen (Prot. III S. 6S). 
Nach fransSs. Qes. 27. XII. 1892 unterliegen in Frankreich auch die intemat. Fraohtbriefis 
einer Stempelgebühr yon 70 und die Aufgabe- und Ablieferungsscheine einer solchen von 
85 CU. (Zeitschr. f. int Eisenb., I S. 91). 

8) Es handelt sich darum, sagt ein Erk. des preuA. Obertribnnals 1878, su ver- 
hindern, dail nicht durch Abweichung von den Formularen dem B.S. zuwiderlaufende Be- 
dingnngfen und Verabredungen in den swischen der Eisenbahngeeellschaft und den Ab- 
sendern SU Stande kommenden Vertrag aufgenommen werden (E.V.Z. 1878, 8. 1155). 

4) Für die Beifügung des Kontrollstempels, welche nach V.O. § 52 A. 8 bei den 
nicht für Bechnung der Bahn gedruckten Frachtbriefen verweigert werden kann, sofern 
nicht gleichseitig mindestens 100 Frachtbriefe vorgelegt werden, wird in der Regel eint 
Gebühr erhoben, und swar von 100 Stück in Deutschland 10 Pf., in Oesterreich 10 Kr., 
in der Seh weis 25 Cent., in Holland 20 Cts. (im Minimum 0,50 fl.). Keine besondert 
Gebühr wird erhoben in Frankreich, Belgien, Italien (Preis des gestempelten Frachtbriefii 
10 Cts.), Rußland und Ungarn, wo die Fracbtbriefformulare von den Bahnen hergestellt 
werden (Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 144 f., 186). 
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2) Ein Teil des Frachtbriefinhalts ist seiner Bestimmung gemäß 
yom Absender, ein andefer von der Eisenbahn zu schreiben. Auch 
äußerlich tritt dies hervor, indem fQr letztere nur die stark umrahmten 
Teile des Formulars bestimmt sind, welche von der Eisenbahn, während 
die übrigen vom Aussteller auszufüllen sind (Ausf.-Best. § 2 A. 4). 

Die Ausfüllung muß nicht notwendig eine handschriftliche sein und 
kann auch durch Eindruck oder sonst auf mechanischem Wege herge- 
stellt werden. Diese dem Verkehrsbedürfnisse großer Geschäftshäuser 
entsprechende Praxis steht nicht in Widerspruch mit Ausf.-Best. § 2 
A. 4»). 

Auf Anfrage einer Eisenbahn hat auch das schweizer. Eisenbahn- 
departement und ebenso auch das österr. Handelsministerium entschieden, 
daß einzelne Teile des Frachtbriefs durch Eindruck ausgefüllt werden 
können •). 

3) Einige Schwierigkeit verursachte die Lösung der praktisch außer- 
ordentlich wichtigen Frage, in welcher Sprache die Ausstellung eines 
internat. Frachtbriefs zu erfolgen habe. 

Man suchte die Lösung in der Aufstellung des Prinzips (Ausf.-Best. 
§ 2 A. 2): 

„Der Frachtbrief — und zwar sowohl der Vordruck als die ge- 
schriebene Ausfüllung — soll entweder in deutscher oder in französi- 
scher Sprache ausgestellt werden/^ 

Natürlich war diese Lösung für diejenigen Vertragsstaaten, in 
welchen keine dieser beiden Sprachen die herrschende ist, ganz unzu- 
reichend '), denn z. B. bei einem Transporte von Monza nach Kiew 
würde man in der Regel weder bei den Beamten der Versandt- und 
Bestimmungsstation noch bei Absender und Empfänger die Kenntnis einer 
dieser Hauptsprachen voraussetzen dürfen. Deshalb hat man einen 
Ausweg gesucht durch Ausf.-Best. § 2 A. 3, welcher besagt : „Im Falle, 

1) Wenn Schwab S 92 aoch mit Rücksicht aaf Art 6m meint, daß die AttsfüllaDg 
stets hAodschriftlieh sein soU, so kann ich gerade diesem Argument kein Gewicht beimessen. 
Dafi die Znlfissigkeit der gedmckten oder gestempelten Zeichnung des Absenders ansdrttck- 
lieh ausgesprochen wird, hftngt mit der Bedeutung der Unterschritt des einen Kontrahenten 
ffir den Yertragsabschlnfi susammen. Ausf.-Best. § 2 A. 4 sagen nur „sind aussaf&llen^S 
sprechen sich aber Aber die Art der Ausf&Ilung nicht aus. Wenn es nun auch in Ausf.-Best. 
§ 2 A. 2 heiBt ,,Vordruck als die geschriebene Ausfüllung" (,ftant pour la partie imprim^e 
quo pour la partie ^crite k la main''), so hatte man hier, wo die Sprachenfrage geregelt wird, 
nur den NormalfaU im Ange, ohne dafi man hier nebenbei die schriftliche Ausfftllnng der 
Frachtbriefmbriken anordnen wollte. Wollte man diese Vorschrift wörtlich auffassen, so 
wSren auch Wiege- und andere Stempel der Bahnen UDSulftssig. 

2) Z e i t s ch r. f. int. E i s e n b , I S. 90, 145, woselbst die Instruktion der schweiser. 
Bahnen fiber diesen Punkt abgedruckt sind. Nach dieser ist für diese Eindrücke eine yon 
den Übrigen Schrifttypen des Frachtbriefs abweichende Schrift zu wählen. Durchstreichungen 
eingedruckter Angaben sind nnterschriftlich ansnerkennen. Beklameartige Zusfttie, %. B. über 
Art und Ausdehnung des Geschäftes des Absenders, sind unzulässig. 

d) Vgl. Schwab S. 9S. 
Rosenthal, Intenut Eiteabahnfrachtrecht 5 
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daß die amtliche Geschäftssprache des Lande» der Versandtstation eine 
andere ist, kann der Frachtbrief in dieser amtlichen Geschäftssprache 
ausgestellt werden, muß aber alsdann eine genaue Uebersetzung der 
geschriebenen Worte*) in deutscher oder französischer Sprache ent- 
halten." Man war bestrebt, hier den Bedürfnissen des Verkehrs ent- 
gegenzukommen, indem man in denjenigen Staaten, in welchen weder 
Französisch noch Deutsch die amtliche Geschäftssprache des Landes 
ist, eine Ausstellung des Frachtbriefs in dieser Geschäftssprache 
(italienisch, russisch, holländisch, ungarisch) zuließ. 

Es kann natürlich auch in diesen Staaten der Frachtbrief in deut- 
scher oder französischer Sprache und nicht in der Landessprache aus- 
gestellt werden. Jedenfalls muß aber auch dem Absender das Recht 
zuerkannt werden, von der im Lü. gewährten Möglichkeit der Aus- 
stellung in der Landessprache Gebrauch zu machen. Denn die in der 
Konferenz *) von einem Vertreter abgegebene Erklärung, daß man durch 
die Ersetzung des Wortes devra durch pourra (6tre r6digee) im französ. 
Texte § 2 nur den Staaten und Eisenbahnverwaltungen, nicht aber dem 
Absender das Recht habe einräumen wollen, den Frachtbrief auch in 
der Landessprache zu redigieren (Vordruck), kann gegenüber dem 
Wortlaute des Textes keine Bedeutung beanspruchen. Hier heißt es: 
„der Frachtbrief — kann ausgestellt werden"; somit hat auf Grund 
dieser Bestimmung derjenige, welchem die Ausstellung des Frachtbriefs 
obliegt, also der Absender, einen Anspruch darauf, daß der von ihm in 
der Landessprache ausgestellte Frachtbrief, weil den Vorschriften des 
I.U. entsprechend, welches die Grundlage für die Rechten und Pflichten 
aller am Frachtvertrag Beteiligten bildet, angenommen wird. 

Diese Verkehrserleichterung der Ausstellung des Frachtbriefs in 
der Landessprache wird aber wieder aufgewogen durch die Anordnung 
einer Uebersetzungspflicht , welche demjenigen obliegt, welcher die 



1) Hier zeigt der französische Text eine Abweichang Tom deutschen, indem im fran- 
zösischen der Ausdruck „der geschriebenen Worte" ausgelassen ist („k Charge de contenir 
une traductioD ex acte en allemand ou en fran9ais*'). Ein der Erörterung dieser Differenz 
gewidmeter gründlicher Aufsatz („Der Internat. Frachtbrief* in Zeitschr. f. int. Eisenb., 
I S. 121 ff.) legt aus der Entstehungsgeschichte überzeugcDd dar, dafi man diese zu Gunsten 
des deutschen Textes entscheiden müsse, der dem Sinn und Geist des I.U. und den 
Intentionen der Redaktoren am nfichsten komme. Nur die geschriebenen Worte, d. h. die 
Ausfüllung der Rubriken, nicht aber der „Vordruck** mufi in die deutsche oder französ. 
Sprache übersetzt werden, falls der Frachtbrief in einer anderen amtlichen Qeschäftssprache 
des Landes ausgestellt ist, denn auf Grund des internat. Frachtbriefformulars ist die Be- 
deutung des Vordrucks allgemein bekannt und durch den Eontrollstempel die Richtigkeit 
der Uebersetzung gewährleistet. Uebrigens enthalten die belgischen Frachtbriefe den Vor- 
druck in französ. und vlfimischer, die luxemburgischen in deutscher und französ., die 
schweizer, in deutscher, französ. und Italien. Sprache (a. a. O. S. 123 f.). In diesen drei 
Sprachen ist auch der Vordruck auf den Italien. Frachtbriefen gemacht (ItaL Instr. § 8). 

2) Prot, m S. 62. 
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Ausstellung bezw. die betrefifende Eintragung in den Frachtbrief vorzu- 
nehmen hat, also in der Regel dem Absender, nur für wenige Ein- 
tragungen der Bahn. 

Durch diese Uebersetzungspflicht hat man aber nur scheinbar die 
vorhandenen Schwierigkeiten behoben, denn daß das italienische, rus- 
sische oder holländische Publikum, welches Internat. Transportverträge 
zu schließen hat, der deutschen oder französischen Sprache mächtig 
sei, wäre doch eine gar zu willkürliche Fiktion. Vom praktischen 
Standpunkte aus ist deshalb diese Bestimmung ein Rückschritt gegen- 
über der Fassung des Kommissionsentwurfs '), der die Uebersetzungs- 
pflicht der Uebergangsstation an der Grenze auferlegte, welche die 
Uebersetzung vor Ablieferung der Ware an die nachfolgende Bahn an- 
bringen sollte '). Denn da diese Uebergangsstationen in der Regel 
zugleich auch Zollabfertigungsstellen sind, so pflegt hier genügendes, 
auch mit Sprachkenntnissen versehenes Bahnpersonal vorhanden zu sein. 
Man konnte vielleip^t eine besondere Gebühr für diese Mühewaltung 
verlangen, durfte aber bahnseits diese Uebersetzung, die doch auch im 
Interesse der Bahn gelegen, nicht einfach den Absendern überbürden, 
die oft nur unter den größten Schwierigkeiten diese Uebersetzungspflicht 
werden erfüllen können. Allerdings ist die Bahn damit auch von jeder 
Haftung für Irrtümer bei der Uebersetzung befreit. Denn jetzt hat bei 
Nichtübereinstimmung der Angaben in der Landessprache mit dem Ueber- 
setzten die Folgen der aus dieser sich ergebenden ^hädigung derjenige, 
welcher die mangelhafte oder falsche Uebersetzung verursacht, zu tragen, 
also in der Regel der Absender, welcher nach Art. 7 alle aus un- 
richtigen, ungenauen oder ungenügenden Erklärungen entspringenden 
Folgen trägt, und der auch zur genauen Uebersetzung verpflichtet ist. 
Zudem ergiebt sich aus dem mit Einführung der Uebersetzungspflicht ver- 
folgten Zweck, den am Internat. Transport beteiligten Personen die Kennt- 
nis der Angaben zu ermöglichen, daß man die Angaben in der Landes- 
sprache und Uebersetzung als gleichwertig behandeln wollte. Weder die 
erstere noch die letztere bildeten die ausschließliche Grundlage, sondern 
an jede kann sich die Bahn halten, und der Stand der Sprachkennt- 
nisse der beteiligten Organe wird für sie in der Regel bestimmend sein. 

4) Im Interesse einer zweckmäßigen Gestaltung des Abfertigungs- 
dienstes der Bahnen erscheint die Verladung der mit demselben Fracht- 
briefe beförderten Güter in einem Wagen wünschenswert ^). Es wurde 
deshalb in Uebereinstimmung mit § 50 Z. 1 des alten B.R. der Grund- 



1) Prot. U 8. 144. 

2) Nach ital. Instr. §§ 8, 62 kÖDoen die Frachtbriefaogaben vom Absender nur 
in Italien. Sprache gemacht werden and es soll der Orensstation fiberlassen werden, die 
Uebersetsnng an besorgen. 

8) VgL Rnckdeschel 8. 59. 

6* 
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satz aDerkannt, daß Güter, welche eine ZusammeDladung nicht gestatten, 
auch nicht in einen Frachtbrief aufgenommen werden dürfen. 

Besondere, andere Güter nicht umfassende Frachtbriefe sind daher 
notwendig für solche Güter (Ausf.-Best. § 2 A. 5, 6), 

a) deren Zusammenladung nach ihrer Beschafienheit nicht ohne 
Nachteil erfolgen kann; 

b) deren Zusammenladung Zoll-, Steuer- oder Polizeivorschriften 
entgegenstehen ; 

c) die reglementarisch vom Absender bezw. Empfänger selbst auf- 
oder abzuladen sind; 

d) die nur bedingungsweise zur Beförderung zugelassen sind (Ausf.- 
Best § 1 A. 2). 

Während für die angeführten Transporte die Beförderung mit ge- 
sonderten Frachtbriefen obligatorisch ist, ist dieselbe nur fakultativ für 
Wagenladungen, d. h. der Versandtstation ist anheimgegeben, für jeden 
Wagen einen besonderen Frachtbrief zu fordern ^) (Aust-Best. § 2 A. 7). 

III. Da der Internat Frachtbrief wesentliches Erfordernis des 
Internat. Transports ist, so kann er selbstverständlich nicht durch irgend 
eine andere Urkunde (Ladeschein, interner Frachtbrief u. s. w.) ersetzt 
werden, was noch besonders durch Art 6 A. 3 ausgesprochen ist. 

IV. Andere als die durch das I.U. zugelassenen Schriftstücke dürfen 
als Beilagen der Frachtbriefe nicht angenommen werden (Art 6 A. 3) *). 
Als Beilagen des Frachtbriefs sind daher nur zulässig: 

1) Erklärung des Absenders über das Fehlen oder die Mängel der 
Verpackung (Art 9 A. 2; Formular Anlage 3, Aust-Best § 4). 

2) Die zur Erfüllung der Zoll-, Steuer- und Polizeivorschriften er- 
forderlichen Begleitpapiere (Art. 10). 

3) Beweisstücke für Auslagen der Bahn (Art 11 A. 3). 

V. Die Rücksicht auf das Recht und die Geschäftspraxis Frank- 
reichs und Italiens veranlaßte die Aufnahme der zwei Schluübe- 
stimmungen des Art 6. Auf der 2. Konferenz beantragte George-Frank- 
reich, das in Frankreich übliche Certifikat, welches in den Händen der 
Bahnen zurückbleibe und denselben im Fall von Reklamationen zu dienen 
habe, neben dem Frachtbrief obligatorisch zu machen ^). 



1) In Deutschland wird für jeden Wagen in der Regel ein besonderer Frachtbrief 
gefordert Aasgenommen sind anteilbare Sendungen, z. B. Langholz. (Allg. Ezped.-Vorachr. 
1886 § 46 bei Eger I S. 100.) 

2) B.R. alt § 60 Z. 2 A. 4 verbot nar als Beilagen sog. Crsprungsfraehtbriefe, d. s. solche, 
mit welchen das Gat yor der Aufgabe zur Eisenbahn durch andere Frachtführer (zu Land 
oder zu Wasser) befördert worden. Man wollte es vermeiden, daß ans dem Inhalte der- 
selben irgend welche rechtliche Konseqnenzen etwa zur Ergänzung des Ebenbahnfracbt- 
briefs gezogen werden könnten, und ebenso jede Erschwerung der Expedition durch Häufung 
der Begleitpapiere verhindern (Eger I S. 106). 

8) Prot II 8. 16, 80. 
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Man hat nun diesem Antrage nicht in vollem Umfange entsprochen, 
nicht f&r das ganze Vertragsgebiet dies obligatorisch gemacht, aber 
doch den einzelnen Staaten vorbehalten, eine solche Urkunde zu ver- 
langen. 

Art 6 A. 4 bestimmte so: „Die Eisenbahn kann indes, wenn es 
die Gesetze oder Reglements des Versandtortes vorschreiben, vom Ab- 
sender außer dem Frachtbrief die Ausstellung einer Urkunde verlangen, 
welche dazu bestimmt ist, in den Händen der Verwaltung zu bleiben, 
um ihr als Beweis Ober den Frachtvertrag zu dienen/' 

Es wird demzufolge die in Frankreich eingeführte note oder bulletin 
d' exp^dition ^), in welcher der Absender die Bahn mit der Beförderung 
eines bestimmten Gutes beauftragt, beibehalten. Es tritt zu dem Fracht- 
brief und Frachtbriefduplikat als dritte Frachturkunde fOr Internat. 
Sendungen hinzu. Während der Frachtbrief das Gut begleitet, behält 
die Bahn diese Urkunde als ein Beweismittel über den Frachtvertrag, 
das sie nicht aus Händen giebt*) 

In Italien wird außer dem Frachtbrief, der das Gut begleitet, und 
dem Frachtbriefduplikat, welches dem Absender als Quittung über den 
Empfang des Gutes belassen wird, noch ein drittes Exemplar des Fracht- 
briefs gefordert, welches in den Händen der Bahn bleibt^). 

Ebenso gestattet Art. 6 A. 5 die fakultative Beibehaltung des in 
Frankreich üblichen Stammheftes (souche), von welchem Frachtbrief und 
Frachtbriefduplikat losgetrennt werden, so daß also in jedem Vertrags- 
staate die Biüinen derartige Stammhefte f&r den inneren Dienst zu er- 
stellen berechtigt sind^), vorausgesetzt daß durch Landesrecht oder 
Reglement eine derartige Einrichtung für zulässig erklärt wird. 

VI. Dem Frachtbriefe, welcher bis zur Ablieferung das Gut be- 
gleitet, sohin stets in den Händen der Bahnverwaltung bleibt, entspricht 
eine von der Bahn für den Absender ausgestellte Empfangsbescheini- 
gung ^) über das Frachtgut Das deutsche (B.R alt § 50 Z. 5) und das 
schweizer. Recht (Transp.Ges. 1875 Art. 11) bediente sich für diese 



1) Vgl. Aber diese Dnverdy n. 278; Sarrat n. 811. 

t) Vgl. de Seigneuz p. 19, der aaf Terschiedene MiBbr&ache dee französischen 
Systems hinweist. 

8) Ital. Instr. ( 7 A. 4. 

4) Dementsprechend hat ein fransös. Gee. y. S7. XII. 1892 angeordnet, daB dem 
internal. Frachtbriefe ein Abschnitt beisufügen ist, welcher von der Versandtbahn lor Ver- 
legung an die Stempelbeamten aufbewahrt wird (Archiv f. Eisenb., I S. 890). 

5) In Frankreich war das den Frachtbrief verdrftngende rMphsi in Uebnng, da es 
wegen des biUigeren Stempels derart bevorzngt wird, daB ein Frachtbrief fast nie ausge- 
stellt wurde (TgL Lyon-Caen et Benanlt III n. 775; Sarrnt n. 676). Durch Oes. 
▼. 27. XII. 1892 ist der Stempel für den Internat. Frachtbrief dem für das r4c^piss4 ror- 
geschriebenen gleiehgestellt. 
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BescheiniguDg eines Frachtbriefduplikats. Während dieses aber hier 
nur auf Verlangen des Absenders ausgestellt wird, geht das I.ü. einen 
Schritt weiter und macht dessen Ausstellung obligatorisch^). Art. 8 
A. 5 schreibt vor: „Die Eisenbahn ist verpflichtet, den Empfang des 
Frachtgutes, unter Angabe des Datums der Annahme zur Beförderung, 
auf einem ihr mit dem Frachtbriefe vorzulegenden Duplikate desselben 
zu bescheinigen"*). 

Der Absender hat daher den Frachtbrief in zweifacher, gleich- 
lautender Ausfertigung *) der Bahn vor Abschluß des Frachtvertrags 
vorzulegen und erhält das eine Exemplar nach Abschluß des Vertrags, 
nach Uebergabe des Frachtgutes an die Bahn zur Beförderung, mit der 
Empfangsbescheinigung der Bahn versehen, zurück. Diese ist an keine 
bestimmte Form gebunden, muß aber wenigstens ein Erfordernis er- 
füllen, nämlich das Datum der Annahme des Gutes zur Beförderung 
angeben ^). Die juristische Natur dieses Frachtbriefduplikats wurde wie 
im B.R. alt § 50 Z. 5 im Art. 8 A. 6 wenigstens negativ dahin be- 
stimmt, daß es weder die Bedeutung des Original-Frachtbriefs noch 
diejenige eines Konnossements (Ladescheins) habe^). Diese negative 
Charakterisierung sollte namentlich gegenüber den Bestrebungen, welche 
den Frachtbrief zu einem übertragbaren Wertpapier machen wollten, 
Bestrebungen, von welchen unten (§ 16) gehandelt werden wird, Klar- 
heit über die Bedeutung des Frachtbriefduplikats schafien. 



1) UrsprÜDglich hieB es den Entwürfen entsprechend „aaf Verlangen des Absenders*^, 
doch wurden diese Worte, nachdem die Kommission das Frachtbriefduplikat für den FaU 
einer VerfQgung wfthrend des Transports ffir obligatorisch erklärt hatte, gestrichen (Prot. II 
8. 99). 

2) Die Ausstellung des Fracbtbriefdnplikats ist nach der V.O. § 64 A. 5 ftir den 
internen Transport auch heute noch fakultativ. (Der Antrag auf Ausstellung erfolgt im 
Frachtbrief.) An Stelle des Frachtbriefduplikats kann mit den Wirkungen eines solchen 
ein „Aufiaahmeschein" ausgestellt werden, sofern es sich nicht um ganze Wagenladungen 
handelt. Eine Empfangsbescheinigung kann auch durch Eintragung in ein Quittungsbuch 
u. s. w. auf Antrag des Absenders erfolgen, doch hat eine derartige Bescheinigung weder 
die Bedeutung eines Frachtbrief duplikats, noch die eines Aufnahmescheines (V.O. § 54 
A. 7, 8). In der Schweiz (Tr.O. 189S, Art. 8) kann für den inneren Transport das 
Duplikat durch einen Annahmeschein (r^c^piss^) ersetzt werden, welcher dieselbe rechtliche 
Bedeutung wie das Duplikat hat. Ausstellung eines Duplikats und eines Aonahmescheines 
für dieselbe Sendung ist unzulässig. Auch in Belgien (Belg. Eis. 6. Art. 24) muB die 
Bahn dem Absender auf Verlangen eine Annahmebescheinigung mit bestimmtem Inhalt ein- 
händigen. 

3) Das Duplikat unterscheidet sich nur darin yom Original, daß es die Ueberschrift 
„Frachtbrief-Duplikat" trägt und keinen Vordruck „Note" für Berechnung der Frachtsätze 
u. s. w. enthält. 

4) Schwab S. 119 empfiehlt als praktisch auch da, wo bisher keine Stammhefte 
(Art. 6 A. 5) eingeführt sind, eine gleichmäßige Numerierung der Frachtbriefe und Fracht- 
briefdnplikate vorzusehen. 

5) Dies war um so mehr gerechtfertigt, als im Handelsstande eine starke Strömung 
für Schaffung eines negoziablen Transportpapiers vorhanden war. Vgl. § 16. 
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In all den Fällen, wo das I.U. von Besitz oder Uebergabe des 
Frachtbriefs gewisse Rechtswirknngen abhängig macht (Art. 15 A. 4, 
16, 17, 27), ist Besitz oder Uebergabe des Originalfrachtbriefs gemeint. 
Besitz oder Uebergabe des Duplikatfrachtbriefs ^) erzeugen keineswegs 
diese Rechtswirkungen *). Auch der Charakter eines Ladescheins ^) (Kon- 
nossements), einer Urkunde *), in welcher der Frachtführer den Empfang 
des Gutes bescheinigt und zugleich sich verpflichtet, an den zur Empfang- 
nahme des Gutes legitimierten Inhaber derselben abzuliefern (Art. 413, 
417 H.G.B.), kommt dem Frachtbriefduplikat nicht zu. Der Ladeschein 
verfolgt zwar mit diesem den gleichen Zweck, Sicherstellung des 
Empfängers ^) gegen Verfügungen des Absenders ^), vermag aber nie als 
Order- oder Inhaberpapier ^) zu fungieren und kann auch nicht die dem 
Ladeschein eigentümlichen Rechtswirkungen ^) erzeugen. Würde so das 
Frachtbriefduplikat an Order ausgestellt, so würde dessen Begebung 
(Indossament) keinerlei rechtliche Bedeutung haben und der Inhaber 
(Indossator) würde nicht zum Empfange des Gutes legitimiert sein. 

Das Frachtbriefduplikat ist aber nicht nur Empfangsbescheinigung, 
die in den Händen des Absenders bleibende Beweisurkunde über die 
Aufgabe des Gutes, sondern auch Legitimationsurkunde, deren Besitz 
allein zur Wahrnehmung gewisser Rechtsakte berechtigt. 

So darf der Absender Verfügungen über das rollende Gut nach 
Art. 15 nur bei Vorweisung des Duplikats treffen, und bei Verhinderung 
des Anfangs oder der Fortsetzung des Transports darf nur der im Be- 
sitze des Frachtbriefduplikats befindliche Absender solche Anweisungen 
im Sinne des Art. 18, welche die Person des Empfängers und den Be- 
stimmungsort abändern, erteilen. Endlich ist die gerichtliche Geltend- 



1) Vgl. Eger bei Kohler-Bing, Archiv, VI S. 145. 

8) V^enn der Inhalt des Frachtbriefdnplikats nicht mit dem des Originalfrachtbriefs 
fibereinstimmen sollte, so ist nur der letstere beweiskräftig. Vgl. noch Gasoa III p. 109. 

3) Der Ladeschein (für den Landtransport) ist dem Konnossement des Seetransports 
nachgebildet. VgL flber diesen besonders H.G.B. Art 418 ff., Code de com. art. 286 ff. und 
die AnsfÜhrungen bei Goldschmidt, Handboch, I 8. 767 ff., 764 ff.; Goldscbmidt, 
Z. XXIX 8. 22 ff. und Schmidt-Scharf f 8. 2 ff., 61. Pflr das Eisenbahnfrachtgeschäft 
bat sich der Ladeschein nicht eingebfirgert. 

4)i Er gehört zu den Wertpapieren, und swar an den Traditionspapieren. Vgl. 
Brunner bei Endemann II 8. 147, 160. 

6) Deshalb hat Art. 16 A. 2 auch das Verffignngsrecht des Absenders über das 
rollende Gut von der Vorweisung des Frachtbriefduplikats abhängig gemacht. 

6) Vgl. Goldschmidt, System, 8. 227. 

7) Der italienische Text übersetst die Worte des Art. 8 A. 6: Dieses Duplikat hat 
Dicht die Bedeutung eines Konnossements (Ladescheins) mit „nb di un titolo al portatore**. 

8) So wird nicht die einseitige Verbindlichkeit des Ladescheins, keine Skriptur- 
obligation erzeugt. Ferner ist die Verpflichtung aus dem Ladeschein allein ffir das Ver- 
hältnis des Frachtführers sum EmpfKnger entscheidend und er ist fibertragbar, so dafi der 
als Empfänger Beieichnete bezw. der Indossatar (oder Inhaber) zum Empfang des Fracht- 
gates leptimiert ist. Vgl. Schmidt-Schar ff 8. 18 ff. 
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machung der aus dem internat. Frachtverträge gegenüber der Bahn 
entspringenden Rechte für den Absender, der das Frachtbriefdaplikat 
nicht vorzuzeigen vermag, nur mit Zustimmung des Empfängers 
möglich ^). 



§ 10. 

Haftung des Absenders fUr die Richtigkeit der Fraelitbrlef- 

angaben ^). 

I. Aus der Verpflichtung des Absenders zur Ausstellung des Fracht- 
briefs folgt nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen seine Verantwortlich- 
keit für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Genauigkeit der (ihm ob- 
liegenden) Frachtbriefangaben. Art. 7 A. 1 *) hat nach dem Vorbilde 
des alten B.R. § 50 Z. 4 dieses Prinzip ausdrücklich ausgesprochen. 

Dem Absender steht kein Ersatzanspruch gegen die Bahn zu für 
den ihm selbst aus seinen unrichtigen Erklärungen erwachsenen Scha- 
den, dagegen hat er für jeden einem Dritten aus diesen erwachsenen 
Schaden aufzukommen und ist der Bahn gegenüber regreßpflichtig^). 
Ein solcher Schaden könnte beispielsweise entstehen durch nicht als 
solche deklarierte explodierbare Stofie an den in demselben Wagen mit 
verladenen Gütern ^). 

IL Die Pflicht des Absenders zur richtigen Deklarierung hat natur- 
gemäß zur Folge das Recht der Bahn zur Prüfung der Richtigkeit der- 
selben. Während aber der Bahn das Recht zur Prüfung des Inhalts der 
Sendung schlechthin eingeräumt wird (Art. 7 A. 2), ist für das Recht zur 
Prüfung des Gewichts und der Stückzahl das Partikularrecht des Ortes, 
an welchem diese stattfinden soll, maßgebend (Art. 7 A. 3). In Bezug 
auf jene Prüfung bestimmt Art. 7 A. 2 : „Die Eisenbahn ist jederzeit 
berechtigt, die Uebereinstimmung des Inhalts der Sendungen mit den 
Angaben des Frachtbriefes zu prüfen.^' 

Diese Inhaltsprüfung, zu deren Vornahme die Bahn wohl berechtigt, 
aber nicht verpflichtet ist, kann zu jeder Zeit, also nicht nur auf der 



1) Vgl. Art 26. 

2) Art. 7; Aasf.-Best. §§ 8, 11 (Zn8.-Be8t. i. Ver.B.R. § 46; V.O. § 58). 

8) »fDer Absender haftet für die Richtigkeit der in den Frachtbrief aofgenommenen 
Angaben nnd Erklftrangen und trftgt alle Folgen, welche aus unrichtigen, nngenanen oder 
ungenügenden Erklftrangen eotspringen.*' 

4) Der Absender haftet auch für die durch ungenaue Bezeichnung des Empfingers 
bedingten Folgen, ■. B. Fehl Speditionen, Lieferfristüberschreitung, Verwechslung u. s. w. 
(Buckdeschel S. 64). 

5) Vgl. Entscheidung des Ob.L.Ger. Karlsruhe (Eger, Entsch., III S. 289). Hier 
war durch Entzündung einer Salpetersfture und Kollodium enthaltenden, als „photographische 
Artikel'* deklarierten Sendung die übrige Ladung des Wagens erheblich beschfidigt worden. 
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Versandt- und Ankunftsstation, sondern auch auf jeder Station, welche 
der Transport berührt, erfolgen ^). Bei der weitgehenden Machtbefugnis, 
welche man mit diesem Kontrollrecht in die Hände der Bahnen legte, 
mußte man darauf bedacht sein, dasselbe mit solchen Garantieen *) zu 
umgeben, welche das Publikum vor jeder schädigenden Willkür bei Aus- 
übung desselben bewahrten. Da man sich über diese Garantieen nicht 
zu einigen yermochte, so untei^tellte man die Regelung des Feststellungs- 
Verfahrens den am Orte der Prüfung für dieselbe geltenden gesetzlichen 
oder reglementmäßigen Bestimmungen '). 

Nur ein Erfordernis ist durch seine Aufnahme in Art. 7 A. 2 ein- 
heitlich, ganz unabhängig von der partikularrechtlichen Regelung des 
Prüfungsverfahrens, für das ganze Vertragsgebiet aufgestellt. Es soll 
nämlich der Berechtigte^), d. i. der Absender oder der Empfänger^), 
gehörig*) eingeladen werden, bei der Prüfung zugegen zu sein. (Im 
Gebiete des Vereins sind, wenn der Berechtigte nicht erscheint, zwei 
Zeugen zur Prüfung beizuziehen)''). Der Berechtigte kann sich auch 
durch seinen Bevollmächtigten vertreten lassen. Diese Pflicht zur Ein- 



1) Die Berechtignng in diaser lobalukontrolle kannt« d«r schweiser Entw. noch nicht, 
sie wurde nach dem Vorbilde des alten B.R. § 60 A. 2 schon Ton Eger, Elnf, S. 68, 
186 vorgeschlagen und in den deatschen Entwurf anfgenommen, in der Konfereni yon 
den Schweizern als sa weitgehend bekiüDpft (Prot. I 8. XI a. 8, 8. 10). 

8) In der sehr dehnbaren, die Willkür der Bahn nicht aossehlSeBenden Passung des 
Entw. Ton 1878, „wo m5glich unter Zuziehung des Absenders**, konnte man eine genttgende 
Garantie nicht erblicken. Man ersetzte sie darum 1881 durch die Worte „in Gegenwart 
oder nach gehöriger Einladung des Absenders** und setzte 1886 an die SteUe „des Ab- 
senders** „des Berechtigten**, um, wenn das Gut schon am Bestimmungsort angelangt wftre, 
den Empftnger zuziehen zu kSnnen (Prot II 8. 81, III S. 81). 

8) Diese Verifizierung wird usancemftftig auf dem Frachtbriefe selbst oder mittelst 
besonderer Protokolle vorgenommen (Schwab 8. 104). 

4) Vorweisung des Frachtbriefduplikata wird in diesem FaUe nicht gefordert Vgl. 
Gerstner 8. 140. 

6) Nach Uebergabe des FrachtbriefB an ihn oder Klagestellung nach Ankunft des 
Gutes am Bestimmungsort (Art. 16 A. 4). 

6) Ob die Einladung eine „gehörige** ist, unterliegt richterlicher Beurteilung. Sie 
kann brieflich, telegraphisch, telephonisch (vgl. de Seigneuz p. 11), mni aber Jedenfalls 
so zeitig erfolgen, daB dem Eingeladenen das Erscheinen bei der Prüfung möglich ist. 

7) Zus.-Best z. Ver.B.B. § 45 Z. 1; V.O. § 68 A. 2. Ebenso in Italien (Instr. 
§ 58). 

In der Schweiz (Tr.G. 1898, Art 8 A. 8) ist ein von einem Bahnbeamten und 
dem Absender resp. dessen Stellvertreter zu unterzeichnendes ProtokoU fiber das Ergebnis 
der Prüfung aufzunehmen. Zwei Zeugen sind zuzuziehen, wenn der Absender nicht er- 
scheint oder die Unterzeichnung verweigert 

Das belgische Eis.G. Art 87 spricht die Voraussetzung besonders aus, die in der 
Regel für jede Bahnverwaltnng erst den AnlaB zur Inhaltsprftfung geben wird („Wenn die 
Verwaltung begründete Ursache hat, eine falsche Inhaltsangabe oder das Vorhandensein 
nicht angegebener schidlicher oder gefUrlicher, oder von der Beförderung ausgeschlossener 
Gegenstinde zu vermuten, so** etc.). Fehlt der Aufgeber, so bt die Mitwirkung eines 
Polizeibeamten bei der Oeffiiung der Frachtstücke erforderlich. 
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ladang des Berechtigten cessiert, wenn die Prüfung durch polizeiliche 
Maßnahmen gefordert wird. Es wird hier also unterschieden zwischen 
der Inhaltsprüfung, die im Interesse der Bahn, z. B. wegen Tarifierung '), 
und jener, die im öffentlichen Interesse stattfindet — „auf Grund polizei- 
licher Maßregeln, die der Staat im Interesse der öffentlichen Sicherheit 
oder der öffentlichen Ordnung zu ergreifen berechtigt ist^^ (Art. 7 A. 2). 
Voraussetzungen, Inhalt und Umfang dieses Rechts werden für jeden 
Staat kraft seiner Souveränität festgestellt. Es ist mithin für die 
Zulässigkeit einer solchen polizeilichen Prüfung entscheidend lediglich 
das Staatsrecht des Landes, in welchem die Prüfung vorgenommen 
wird. 

III. Recht und Pflicht der Bahn zur Ermittelung und Kontrolle 
des Gewichts oder der Stückzahl des Gutes wird durch I.U. nicht be- 
rührt, sondern hierfür bleibt einzelstaatliche (gesetzliche oder regle- 
men tarische) Regelung maßgebend (Art. 7 A. 3). Obligatorisch ist 
die Feststellung des Gewichts im Gebiete des Vereins nur für Stück- 
güter •). 

Die Frachtbriefangaben über Gewicht und Stückzahl der selbst- 



1) Bai Prfifungen, die aaf Grand bahnpoliieilicher Vonchriften erfolgen, ist der Be- 
rechtigte einzuladen, denn es soll gerade darch diese Anordnung eine tu grofie Machtvoll- 
kommenbeit der Bahn verhindert werden (Prot III S. 81). Nur wo eine sicherheits- oder 
ordnungspoliieiliche Vorschrift, gleichviel ob allgemeiner oder speaieller Natur (i. B. Transport- 
verbot anarchistischer etc. Schriften oder gewisser Oflterarten gelegentlich einer Cholera- 
epidemie), der Prüfung in Grande liegt, kann von der Einladung des Berechtigten Umgang 
genommen werden. Die PrUfang muA nicht notwendig von einer PoHieibehdrde vorge- 
nommen werden, sondern es kann auch die Bahnverwaltung sn deren Vornahme delegiert 
sein (A.M. Eger bei Grünhut, Zeitschr., XIX 8. 62S f.)- Gerade die auch von E g e r 
betonte Wichtigkeit des Zweckes und die sur Abwendung von Gefahren notwendige Be- 
schleunigung der Prüfung rechtfertigt dies nach dem Wortlaut und der ratio legis. Im 
administrativen Beschwerdeverfahren oder im Prosefiwege müBte die Bahn eventuell das 
Dasein der Voraussetsungen nachweisen. 

2) Zus.-Be8t. B. Ver.B.B. § 46 Z. 8^4; V.O. § 58 A. 8—5. Nach diesen ist die 
Bahn auch aaf Antrag des Absenders aar Feststellung der Stficksahl oder des Gewichts 
der Wagenladungsgüter gegen tarifm&Bige Gebühr verpflichtet, sofern die Güter vermöge 
ihrer Beschaffenheit eine derartige Feststellung ohne erheblichen Aufenthslt gestatten und 
die vorhandenen Wigevorrichtungen ausreichen. (Die Versandtstation hat die Feststellung 
des Gewichts durch den Wiegestempel auf dem Frachtbriefe an bescheinigen.) Der Ab- 
sender kann bei dieser FeststeUnng zugegen sein. Wird sie, nachdem sie bereits erfolgte, 
in seiner Gegenwart wiederholt, so kann die Bahn auch hierfür eine Gebühr beanspruchen. 

Das schweizer. Tr.G. 1893 (Art. 7 A. 4) gewfthrt dem Absender gleichfalls das 
Recht auf diese Feststellung gegen Gebühr. Ist diese infolge fehlender oder ungenügender 
Einrichtungen auf der Abgangsstation nicht möglich, so erfolgt sie auf einer anderen Station 
(des Transportwegs). 

Dies bt auch der Fall in Italien (Instr. § 28), wo die Nachwiegung obligatorisch ist. 

In Frankreich ist die Nachwiegung ebenfalls obligatorisch und unentgeltlich, 
Gebühr ist nur su erheben, wenn Absender eine nochmalige Verwiegung verlangt (P i c a r d 
JV p. 676). 
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yerladenen Güter entbehren ohne die bescheinigte bahnamtliche Nach- 
wiegung (Nachzählung) der Beweiskraft (Art. 8 A. 4). 

IV. Nachdem A. 1 des Art. 7 die Pflicht richtiger Frachtbrief- 
angaben aufgestellt hat, setzt A. 4 die Rechtsfolgen der Uebertretung 
dieser Verpflichtung fest, aber nur bezüglich der unrichtigen Inhalts- 
angabe und dann für den Fall der Ueberlastung eines dem Absender 
zur Selbstyerladung gestellten Wagens, sofern er die Verwiegung nicht 
verlangt hat. Diese Rechtsfolgen sind: 

1) Nachzahlung einer etwaigen Frachtdi£ferenz ; 

2) Ersatz des entstandenen Schadens; 

3) strafgesetzliche ^) oder polizeiliche Strafen, falls solche durch 
das betreffende LandesrcMdit *) vorgesehen sind, und endlich 

4) „Frachtzuschlag*'»). 

Dieser hat einen rein privatrechtlichen Charakter. Die Aehnlichkeit 
mit der deutschrechtlichen Buße^) (besonders im R.Straf-6.B. und in 
den Reichsgesetzen zum Schutze des litterarischen, künstlerischen und 
industriellen Urheberrechts) liegt auf der Hand, doch sind auch wieder 
die Abweichungen zu große, als daß man sie in diese Kategorie der 
Buße einreihen könnte^). 

Der Frachtzuschlag stellt sich dar als eine obligatio ex lege, als 
ein auf Gesetz *) beruhender Anspruch der Bahn gegen den Absender 
(bezw. Empfänger). Dieser knüpft sich unmittelbar an den Thatbe- 



1) üeb«r die Frage, ob eine falsche FnclitbriefaDgAbe den ThatbesUnd des Betrages 
erschöpfe (VermSgeosbesehldigaDg ?), Tgl. Erk. d. preoi. Ob.Tribimals bei Ruckdescbel 
8. 64 t und des B.Gerichto bei Eger, Entsch., III 8. IST f. 

S) Nach scbweiser. Tr.G. 1898, Art. 7 A. 6, 6, welches Becbtsfolgen 1 und 2 schlechthin 
und 3 bei Vorhandensein des Thatbestandes eines Delikts anerkennt, kann im Wiederholungs- 
fälle eine PoliseibuJe im iwei- bis lehnfachen Betrage der verkflrsten Fracht ausgesprochen 
werden. 

8) Dieser ist dem alten B.B. § 60 Z. 4 A. 8 nachgebildet An die Stelle von „Kon- 
rentionalstrafe** des Vorbildes hatte der deutsche Entwurf (Art 8) ,|Oeldbu8e*S weleher 
Ansdmck 1878 in „Geldbetrag** und 1881 in „Frachtsaschlag** geändert wurde. Hierdurch 
wurde gegenüber der von einer Seite vertretenen strafrechtlichen Auffassung des Instituts 
(Prot. I 8. 10) dessen dvilrechtliehe Natur in voller Schärfe betont 

4) So besteht nach der Denkschrift snm deutschen Entwürfe (Prot. I S. LII) der 
Zweck des „Frachtsuschlsgs" (wie der BuBe) darin, „die Eisenbahnen gegen derartige MiA- 
briaehe sichersustellen, oline ihnen den ofk schwierigen Beweis eines erlittenen Schadens 
aufsuerlegen*'. 

5) Bei der wenig klaren Natur des Instituts der „Buße" wflrde das auch keinen 
konstruktiven Wert haben. 

6) So Gerstner 8. 148, der deshalb mit Recht dem Fraehtsuschlag den Charakter 
der Konventionalstrafe (im Gegensatse sum alten B.B.) abspricht. In der That fehlt auch 
hier der Bechtsgrund der Konventionalstrafe („der eigene WiUe des lu Bestrafenden*', vgl. 
Wen dt 8. 198). Gegen die Auffassung als Konventionalstrafe spricht sich auch aus 
8 1 r a u B 8. 74, doch ist mit seiner Charakterisierung des Frachtsuschlags als einer „privat- 
rechtlichen GeldbuBe** das Wesen des Instituts wenig erhellt. 
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stand der falschen Deklaration oder Ueberlastung. Diese Rechtsfolge 
tritt ein ohne Rücksicht darauf, ob eine schuldhafte Willensrichtung 
(dolus oder culpa) des Absenders vorliegt oder nicht, ohne Rücksicht 
darauf, ob durch sie der Bahn ein Schaden zugefügt wurde 0. Der 
Anspruch der Bahn auf Frachtzuschlag entsteht also nur 

a) „bei unrichtiger Angabe des Inhalts einer Sendung^^ ^), nicht aber 
bei unrichtiger Angabe des Gewichtes und der Stückzahl; 

b) „sowie im Falle der Ueberlastung eines dem Absender zur 
Selbstverladung gestellten Wagens, sofern er die Verwiegung 
nicht verlangt hat" (Art 7 A. 4). 

Nur der die Ueberlastung verschuldende Absender soll zur Ent- 
richtung des Frachtzuschlags verpflichtet sein. Ein Verschulden des 
Absenders ist aber nicht gegeben, wenn nicht er, sondern die Bahn die 
Verladung besorgt, sowie dann, wenn er zwar selbst die Verladung be- 
sorgt, aber Verwiegung ' ) durch die Bahn beantragt hat Da ein Ver- 
wiegen der Wagen für den Absender oft unmöglich ist, jedenfalls große 
Schwierigkeiten bietet, so wäre es unbillig ihn für die Folgen der Ueber- 
lastung haftbar zu machen, sofern er seine bona fides dargethan hat. 
Dies geschieht durch das Verlangen bahnseitiger Verwiegung^). 

Während nach dem alten B.R. die Konventionalstrafe der entdecken- 
den Verwaltung zufiel, und durch diese die Aufmerksamkeit der Bahn- 
beamten anspornende Prämie deren Eifer zur Aufdeckung solcher die 
Einkünfte der Bahnen schmälernder unrichtiger Angaben angeregt wurde, 
gewährt das I.U. dieselbe allen am Transport beteiligten Bahnen. Diesen 
steht ein Anspruch auf eine verhältnismäßige Quote des „Frachtzu- 
schlags" zu, der also pro rata ihres Anteils am Gesamtfrachtbetrage 
unter sie geteilt wird. Eine Niederschlagung oder Herabsetzung des 
Frachtzuschlags kann nur unter Zustimmung aller am Transport be- 



1) Sehon durch Irrtam oder UnterltMUDg rfloksichtlich der DeklAraÜon wird der An- 
sprach aaf Frachtsnschlag begrflndet, selbst gegen den Spediteur, der die ihm yon seinem 
Kommittenten gemachten Angaben wiederholt (Erk. des osterr. ob. Ger. bei E g e r , Entsch., 
IV 8. 96). Der Oeschftftsherr wird auch durch die falschen Angaben seines Gesehifts- 
gehülfen nicht yon der Zahlong des Frachtgeldiuscblags befreit (Entsch. d. B.Ger. bei 
Eger, Entsch., I S. S46). 

8) Auf der S. Eonfereni wurde die „an niedrige Angabe des Gewichts*' gestrichen, 
da sie für die Länder, in welcher die obligatorische Abwigang aller Gflter yorgeschrieben, 
überflüssig und da sie fQr solche Güter wie Langhols, Kalk, Steinkohlen, bei denen für 
den Absender eine genaue Gewichtsangabe unmöglich, unbillig wäre (Prot. II S. 81 f.) — 
Aach V.O. § 63 A. 7 hat im Gegensats aum alten B.R. § 60 Z. 4 die Gewichtsangabe 
gestrichen. 

3) Obwohl Art. 7 A. 8 eine Pflicht der Bahn snr Nachwiegung nur, soweit sie par- 
tikularrechtlich festgesetzt ist, anerkennt, wird hier der Absender eines Landes, in welchem 
diese Pflicht nicht besteht, gegen die Folgen der in einem anderen Lande ermittelten 
Wagenüberlastnng geschütst (Schwab 8. 106). 

4) VgL Eger bei GrÜnhut, Zeitschr., XIZ S. 634. 
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teiligten Bahnen durch Tollständügen oder teilweisen Verzicht auf ihren 
Anteil erfolgen^). 

Die Frage, wer zur Zahlung des Frachtzuschlags verpflichtet sei, 
wird im (deutschen Text) I.U. nicht beantwortet, nur im französischen 
Texte (Fexp^iteur — sera passible d'une surtaxe) wird der Absender 
als der hierzu Verpflichtete bezeichnet. Diese prinzipielle Lösung ent- 
sprach auch der Auffassung der Konferenz ^ ). Sie ergiebt sich aus der 
Haftung des Absenders für die Richtigkeit der Frachtbriefangaben 
(Art 7), denn die Zahlung des Frachtzuschlags ist eine der aus un- 
richtiger Frachtbrieferklftrung entspringenden Folgen. Diese Verpflich- 
tung geht aber auf den Empfänger über mit seinem Eintritt in den 
Frachtyertrag. Ist der Frachtzuschlag im Frachtbrief ersichtlich ge- 
macht, so ist der Empfänger durch Annahme von Gut und Frachtbrief 
auch zu dessen Zahlung verpflichtet (Art. 17). Der Frachtzuschlag ge- 
hört unstreitig auch zu den pfandrechtlich ^) gesicherten Forderungen 
der Bahn (Art. 20, 21), so daß diese nur gegen Zahlung derselben das 
Gut aushändigen darf. 

Die Höhe des Frachtzuschlags setzt Art. 3 Ausf.-Best fest. Die 
hier festgesetzten Beträge sind Maximalsätze. Sie bilden dem Publikum 
gegenüber eine Grenze nach oben, die keine Erhöhung zuläßt. 
I>agegen würde eine Herabsetzung dieser Sätze nicht gegen Art. 4 ver- 
stoßen^). Eine solche könnte aber nur mit Zustimmung aller am 
Transporte beteiligten Bahnen erfolgen, denen ihr Anspruch auf die 
ihnen zukommende Quote des Frachtzuschlages nicht gegen ihren 
Willen verkürzt oder entzogen werden darf. 

1) Der Frachtzuschlag beträgt für unrichtige Inhaltsangabe in der 
Regel das Doppelte der (vom Abgangs- bis zum Bestimmungsorte zu 
zahlenden) Gesamtfracht ^) (Ausf.-Best. § 3 A. 2). Eine Ausnahme be- 
steht bezüglich der unrichtigen oder ungenauen Deklaration solcher 
Güter, bei welcher eine besondere Gefahr des Eisenbahnbetriebs zu be- 
fürchten ist. 

Es sind das die in Ausf.-Best § 1 Z. 4*) und in Anlage I 
(des I.U.) No. I— XXXIV aufgeführten Gegenstände. Der Frachtzu- 



1) So hftt das neoe VereiDs-UebereinkommeD (Art. 11) den Frachtziuchlag bei an- 
richtiger Inhaltsangabe der entdeckenden Verwaltang xaerkannt Vgl. 6 er st n er S. 148. 
Ebenso ital. Instr. § ÖS, letater A. 

2) Vgl. Prot. I 8. 57 f. 

3) Anf der 1. Konferens wurde protokollarisch vorgemerkt, daB „es solSssig sei, die 
Waren mit den Terwirkten Geldbnfien an belasten and sie mit der Fracht aaf gleichen 
FuB zu stellen** (Prot I 8. 58). 

4) Vgl. Eger bei Orünhat, Zeitschr., XIX S. 638 f. 

5) Nach V.O. § 53 A. 9 ist die Festsetsang der H5he des Frachtzoschlags den Tarifen 
überlassen. Kar droht § 42 A. 7 für Aafgabe ron Leichen anter falscher Deklaration 
einen Fraehtzoschlag im vierfachen Betrage der Fracht an. 

6) Im Texte heifit es irrtflmlich „§ 1 Absatz 4*S der aber fehlt. 
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schlag ^) beträgt hier ebenso wie für die AußerachdassuDg der in Anlage 1 
zu No. I — XXXV gegebenen Sicherheitsvorschriften bei der Aufgabe der- 
artiger Güter 15 Franken^) fOr jedes Brutto-Kilogramm (Ausf.-Best. 
§ 3 A. 1), also einschließlich der Verpackung. Der Frachtzuschlag 
dürfte nicht nach dem Gesamtgewicht des Gutes, sondern nur nach dem 
Gewichte des verbotswidrig aufg^ebenen Teiles der Sendung zu be- 
rechnen sein'). 

Gemäß Ausf.-Best. § 11 sind die hier und sonst in den Ausf.-Best. 
in Franken ausgedrückten Summen in den Vertragsstaaten, in welchen 
die Frankenwährung nicht besteht, d. i. Deutschland, Oesterreich-Ungarn, 
Niederlande und Rußland, durch in der Landeswährung ausgedrückte 
Beträge zu ersetzen. 

2) In Bezug auf den Frachtzuschlag wegen Ueberlastung besagt 
Ausf.-Best. § 3 A. 3: 

„Falls die Ueberlastung eines vom Absender beladenen Wagens 
seine Tragfähigkeit um mehr als 5 Proz. übersteigt, so beträgt die Ge- 
samtgeldbuße das Zehnfache der Frachtdifferenz." 

Eine den oben erwähnten Voraussetzungen * ) entsprechende Ueber- 
lastung erzeugt mithin nur dann die Verpflichtung zur Zahlung eines 
Frachtzuschlags, wenn sie die (außen an jedem Güterwagen ange- 
schriebene) Tragfähigkeit um mehr als 5 Proz. übersteigt, weil erst 
dann eine Gefährdung der Betriebssicherheit zu befürchten ist. Ist 
daher diese Tragfähigkeit überschritten und es beträgt dieser Ueber- 
stieg 5 Proz. oder bleibt darunter, so verpflichtet dieser Ueberstieg 
wohl zur Nachzahlung des Frachtunterschieds, der überhaupt bei jeder 
Ueberlastung auch neben dem Frachtzuschlag zu bezahlen, ist, nicht 
aber zur Entrichtung eines Frachtzuschlags. 

Die „Gesamtgeldbuße'^ ^) ist nichts anderes wie der Frachtzuschlag, 
der bei unzulässiger Ueberlastung das Zehnfache der Frachtdifferenz, 
des Frachtbetrags, der für das die Tragfähigkeit übersteigende Gewicht 
tarifmäßig zu berechnen ist, beträgt. 

Ueber den Ausdruck „Tragfähigkeit" ist noch zu bemerken, 
daß derselbe jetzt auf den deutschen und ebenso auf den österreichi- 
schen und ungarischen Wagen ^) eine andere Bedeutung hat als zur Zeit 
der Abfassung des LU. (1886). Inzwischen wurden die Aufschriften 



1) Die Aasdrücke ,,TaxsiuchUg** and ,,6esamtgeldba0e" (Ausf.-Best. § 8 A. 1, 2 
UDd 3) sind mit ,,FracbtBQschlag<* identisch. Der leicht mifiveratändliche Ausdruck „Gesamt- 
geldbuße** blieb aus Versehen stehen, was sich aus der Entstehungsgeschichte von AusC-Best. 
§ 8 A. 8 ergiebt Ueber diese Tgl. Schwab S. 111. 

2) c= 18 Mark « 6 fl. ö. W. (V.O. § 58 A. 8 ; Zus.-Best. i. Ver.B.B. § 45 Z. 6). 
8) Vgl. hierfiber Eger bei Orünhut, ZeiUchr., XIX 8. 640 f. 

4) Siehe 8. 76. 

5) Vgl. Anm. 1. 

6) VgL T. Basehman 8. 118. 
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an diesen Wagen in der Weise geändert, daß an Stelle des Ausdrucks 
„Tragfähigkeit" die Bezeichnung „Ladegewicht^^ getreten ist, wäh- 
rend die außerdem noch beigefügte Aufschrift „Tragfähigkeit^^ aber noch 
die allenfalls noch zulässige Erhöhung des „Ladegewichts^^ ent- 
hält. Es ist daher auch die geringste Ueberschreitung dieser „Trag- 
fähigkeit'^ unzulässig. 

An deutschen Wagen ist daher die Aufschrift „Ladegewicht^^ 
gleichbedeutend mit dem Ausdrucke „Tragfähigkeit^^ der Ausf.-Best. 

§ 3 A. 3 '). 

Eine dies aussprechende Erklärung ^) verlas der deutsche Gesandte 
y. BQlow auf der diplomatischen Konferenz in Bern für den Abschluß 
des LU. am 13. X. 1890, welche dem Protokolle *) dieser Konferenz 
einverleibt und auf Beschluß derselben dem Centralamt zur weiteren 
Behandlung zugewiesen wurde. Dieses beschränkte sich darauf, diese 
Erklärung noch speziell durch Kreisschreiben zur Kenntnis der Vertrags- 
staaten zu bringen^). 



§ 11. 
Die Yerpackiing^). 

L Objekt eines Internat. Frachtvertrags bildet bei der Bedeutung, 
welche der Verpackung eines Gutes in Rücksicht auf Transportfähig- 
keit und Schutz gegen Beschädigung zukommt, das ordnungsmäßig 
verpackte Gut, d. h. die Transportpflicht der Bahn erstreckt sich nicht 
auf unverpackte Güter, wenn eine Verpackung notwendig erscheint, oder 
auf nur mangelhaft verpackte Güter, deren Beförderung von jeder Bahn 
abgelehnt werden kann. 

In Uebereinstimmung mit dem deutschen Frachtrecht ^) spricht 
Art. 9 A. 2 nur aus, daß das Fehlen oder gewisse Mängel der Ver- 
packung die Bahn zur Verweigerung der Annahme des betrefifenden 



1) Vgl. AQcb Zas.-Best. i. Ver.B.R. § 45 Z. 6 A. 2. A. 3 fordert den Absender 
»nf, die Möglichkeit za berflcksicbtigen, dafi infolge von Witterungsein Bussen während der 
Beförderung die Belastung aber die Grenze der um 6 0/^ erhöhten Tragfähigkeit (d. i. Lade- 
gewicht) hinausgeht — Nach V.O. § 68 A. 6 darf, wo nebst dem Ladegewicht auch die 
Tragflbigkeit an den Wagen angeschrieben ist, der Wagen bis sn dieser Tragfähigkeit 
beladen werden. 

8) Sie schloi mit dem Satze: „Hiemach erscheint es geboten, im § 3 A. 8 der 
Ausf.-Best., soweit deutsche Wagen in Frage kommen, den Ausdruck (Tragfähigkeit* durch 
Ladegewicht zu ersetzen." 

8) Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 49. 

4) Das. 8. 88. 

5) Art. 9; Zus.-Best. § 4 und Anlage 8 (Zus.>Best. z. Ver.B.R. § 47; V.O. § 67 
und 58). 

6) Art. 9 A. 1 und S stimmte ttberein mit B.R. (alt) § 47 A. 1. 
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Gutes zur Beförderung berechtigt, denn es ist Pflicht des Absenders, 
das Gut in genügender Verpackung der Bahn einzuliefern. „Soweit", 
sagt Art. 9 A. 1, „die Natur des Frachtgutes zum Schutze gegen Ver- 
lust oder Beschädigung auf dem Transporte eine Verpackung nötig 
macht, liegt die gehörige Besorgung derselben dem Absender ob" *). 

Eine ganze Reihe von Warengattungen ") pflegen ohne jede Ver- 
packung befördert zu werden *), weil durch den Mangel derselben er- 
fahrungsgemäß Beschädigungen der Waren nicht entstehen und weil das 
Risiko kleiner Transportschäden bei billigen Massengütern nicht in Be- 
tracht kommt gegenüber den Verpackungskosten. 

Ueber die Notwendigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Verpackung 
entscheidet, wenn reglementarische Bestimmungen hierüber fehlen, das 
Ermessen der Annahmeabfertigungsstelle, für welche die Handelsübung ^), 
wenn auch nicht allein, ausschlaggebend ins Gewicht fallen wird. Nur 
betrefls der Verpackung der bedingungsweise zur Beförderung zuge- 
lassenen Gegenstände hat das I.U. in Anlage 1 der Ausf.-Best. zwingende 
Vorschriften erlassen, so daß deren Beobachtung Bedingung der An- 
nahme solcher Güter zur Beförderung ist und das Ermessen der An- 
nahmeabfertigungsstelle über die Verpackung solcher Güter ausge- 
schlossen bleibt. Die Bahn ist unter keinen Umständen befugt, ein 
solches Gut, welches den in Anlage 1 vorgeschriebenen Verpackungs- 
bedingungen nicht entspricht, zur Beförderung anzunehmen. 

Im Beschwerdeweg kann der ablehnender Bescheid des Beamten 
der Annahmeexpedition bei dem vorgesetzten Beamten (Behörde) ange- 
fochten werden. Die endgültige Entscheidung der Frage, ob die Zurück- 
weisung oder Beanstandung des Gutes gerechtfertigt sei oder nicht, 
kann aber der Absender der richterlichen ^) Beurteilung unterbreiten ^). 



1) ,,Die Yerpackang mnß so beschafifen sein, daA sie unter Yoranssetsang ordnungs- 
müßiger Behandlang geeignet erscheint, die Ware vor Beschädigung oder Verlast sa sichern** 
(▼. Hahn U S. 695). 

2) Diese Pflicht des Absenders, für die erforderliche Verpackung za sorgen, ist in 
fast allen Staaten anerkannt. 

8) Siehe S. 81 Anm. 2. 

4) Einzelne Tarife bezeichnen speziell diejenigen Güter, die ohne Verpackung bef5rdert 
werden, z. B. Tariffe a. 95 (alla rinfusa), franzSs. tarifs g^n^raux (en vrac, Tgl. 
Sarrnt n. 870) lassen gewisse Oüter ohne Verpackung nur als Wagenladungen zu. 

5) De Seigneux's Antrag zu sagen: „die Handelsübung entscheidet über die 
Notwendigkeit und Beschaffenheit der Verpackung; im Streite entscheidet der Richter der 
Abgangsstation über diese Fragen** (Prot. I S. 12, 66) warde nicht angenommen. Der 
letzte Punkt ist selbstverstHndlich und die Handelsübnng bildet in der Begel nur einen der 
Faktoren der Beurteilung. Da, wo in den für die Annahmestelle geltenden Reglements auf 
die Handelsübung bezüglich der Verpackung Terwiesen wird, z. B. französ. tarifs g4- 
n6raux, Tariffe a. 95, sind diese für die Annahme oder Zurückweisung maßgebend. 

6) Vgl. Ende mann, Eisenbahnrecht, S. 538; Gasca III p. 112. 

7) Im früheren 5sterr.-ungar. und Vereins-B.R. waren die Worte eingeschaltet : „nacb 
dem Ermessen der Eisenbahn yorbehaltlieh der richterlichen Entscheidung*'. Sie blieben 
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U. Eine solche Zurückweisung würde aber unter Umst&nden allzu 
rigoros und wenig zweckmäßig sein. Man hat deshalb ein Mittel gefunden^ 
welches bezweckt, die Interessen des Absenders mit denen der Bahn, 
welche für den aus der fehlenden oder mangelhaften Verpackung ent- 
standenen Schaden aufzukommen hätte, in Einklang zu bringen ^). 

Die Bahn ist nämlich berechtigt (aber keineswegs verpflichtet), auch 
gar nicht oder nicht ordnungsmäßig verpackte Güter zur Beförderung 
zu übernehmen '), darf dann aber, wenn sie dies thut, ein doppeltes 
Anerkenntnis des Fehlens oder der Mängel der Verpackung unter deren 
spezieller Bezeichnung verlangen (Art 9 A. 2). Diese Anerkennung 
hat in bestimmter Form zu erfolgen, und zwar erstens durch einen Ver- 
merk im Frachtbrief und außerdem zweitens durch eine besondere Er- 
klärung ^), für welche das Formular ^) in Anlage 3 zu gebrauchen ist 
(Art. 9 A. 2 ; Ausf.-Best. § 4). Die Erklärung im Frachtbrief ») ist vor- 
geschrieben, damit der Mangel ausdrücklich und formell konstatiert werde 
und Empfänger und Empfangsbahn sofort Kenntnis davon erhalten, in 
welcher Beschaffenheit die Ware zur Aufgabe gelangte, und so unbe- 
gründete Reklamationen vermieden werden ^). Die besondere Erklärung, 
der Revers O« bezweckt, nachdem der Frachtbrief das Gut begleitet und 
die Transportbahnen und den Empfänger von dem Vorhandensein der Ver- 



im B.S. TOD 1874 weg, aaf VerADlaasoDg des B.EisenbahDftmts, ohn« daA durch diese 
StreichttDg eine Aendening in den thatsichlichen Verhältnissen eintreten sollte (vg. B n c k - 
deschel 8. 24 f.). 

1) Vgl. Lanckman, Tarifs, p. 810. 

2) Man hat diese Einrichtung im Interesse des Handels getroffen. „Eine Mehrsahl 
bfldeatender Handelsartikel ist (nämlich) entweder nur gans unrerpaekt, oder nur mit 
mangelhafter Verpackung mit Vorteil in den groBen Verkehr su bringen. — Gerade seit 
die Eisenbahnen bestehen, kommen anäer den Bohprodnkten viele Metallfabrikate, Meubles, 
Häute, Leder, Zuckerbrote ohne Verpackung in den Handel. Sobald man Verpackung 
fordert, sind bestimmte Absatzwege rerschlossen, welche die dadurch Teranlaßten Kosten 
iii«ht tragen. Knochenkohle, Bohineker, welcher einige Transporte erduldet hat, und Beis 
liaben regelmääig so schlechte Fustage, daä selten aUes Streuen rermieden wird, die Artikel 
▼ertragen aber keine Erneuerung der Fustage" (Denkschrift der Kommission deutscher 
EisenbahnTcrwaltungen 1869, abgedruckt bei ▼. Hahn II 8. 727 f.). 

3) Eine die Bahn Ton ihrer gesetslichen Haftpflicht befreiende formelle Erklärung 
wird auch in den einzelnen Vertragsstaaten für den inneren Verkehr gefordert (i. B. [auBer 
V.O. § 68] billet, bnlletin de garantie in Belgien und Frankreich» boUettino dl garanzia 
in Italien; ygL Sarrut n. 748 bis; Lanckman n. 381; Vidari n. 74). 

4) Dieses ist dem Formular Anlage A zu § 47 B.B. (alt) nachgebildet, mit welchem 
ee fiaat ganz ftbereinstimmt 

6) Nur diese eine Erklärung im Frachtbriefe fordert H.O.B. Art 424 A. 2; schweizer. 
Tr.G. (1876) Art 14. 

6) Vgl. Prot z. H.G.B. S. 4796 f. 

7) Die in Deutschland Üblichen sog. GeneralrcTerse bei häufiger Versendung gleich- 
artiger Güter durch denselben Absender (vgl. über diese E ger lU S. 220) sind fflr interaat. 
Transporte nicht anwendbar, da das I.U. nur die fUr jede Binielsendung auszustellenden 
formularmäBigen Beverse kennt (A. A. Eger, I.U. 8. 166). 

Rof enthal, Internst Ejjenbahwfiriflhtrecht 6 
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packungsmäDgel in Kenntnis setzt, der Versandtstation ,,die besondere 
Erkl&rung'^ als Beweisdokument ihrer Haftbefreiong, ttber das sie zu 
jeder Zeit yerfügen kann, zu überliefern. 

Die Frage, welcher Einfluß Mängeln der Bescheinigung zukommt, 
dürfte dahin zu beantworten sein, daß diese Formvorschriften nicht 
solche sind, deren Nichtbeobachtung Nichtigkeit zur Folge hat. Als 
wesentliche Erfordernisse der Bescheinigung kommen in Betracht die 
Schriftlichkeit und die spezielle Bezeichnung der Mängel. Sind diese 
Erfordernisse vorhanden, dann bewirken sie ungeachtet anderweitiger 
Mängel die Haftpflicht des Absenders nach Art. 9 A. 3 ^). 

Während aber Art. 9 A. 3 die doppelte Bescheinigung des Mangels 
(auf dem Frachtbrief und auf dem Formular) zur Voraussetzung der 
Haftpflicht des Absenders macht, spricht der ergänzende, die Haftungs- 
befreiung der Bahn festsetzende Art. 31 Z. 2 nur von der frachtbrief- 
mäßigen Bescheinigung. Der Hauptnachdruck wird eben gelegt auf die 
Erklärung auf dem Frachtbrief, als der für alle Rechtsverhältnisse des 
Frachtvertrags maßgebenden Urkunde. Fehlt daher aus irgend einem 
Grunde die besondere formularmäßige Erklärung, so bewirkt die fracht- 
briefmäßige allein (gemäß Art. 31 Z. 2) die Haftbefreiung der Bahn 
und die Haftpflicht des Absenders. 

Wenn aber allein die Erklärung auf dem Formular ^), nicht aber 
die auf dem Frachtbrief vorliegt, tritt die Wirkung des Art 31 Z. 2 
nicht ein, die Bahn kann daher auf Grund der einen nicht frachtbrief- 
mäßigen Bescheinigung ihre Haftbefreiung nicht geltend machen, sich nicht 
auf die Präsumtion des Art. 31 A. 2 stützen, daß der Schaden, welcher 
ans der fehlenden oder mangelhaften Verpackung entstehen konnte, 
auch wirklich aus dieser entstanden ist. Dagegen wird die Bahn nicht 
haftpflichtig, sondern sie muß, während ihr sonst diese Präsumtion zu 
gute käme, nun erst den Nachweis führen, daß der Schaden durch die 
fehlende oder mangelhafte Verpackung verursacht worden sei^). Das 
Fehlen und die Mängel der Verpackung sind aber schon durch die eine 
Bescheinigung (auf dem Formular), die der Absender gegen sich gelten 
lassen muß ^), anerkannt, und die Haftungsverbindlichkeit des Absenders 
erscheint damit begründet. 

III. Die Wirkung dieser Bescheinigung der Verpackungsmängel 
äußert sich als Befreiungsgrund von der Haftpflicht für die Bahn (Art. 31), 



1) Schwab S. 124. 

2) Diese soll (nach der Denkschrift des deutschen Entwurfs bei figer, Einf., S. LIII) 
sum Gebranche der Bahnen ausgestellt werden. 

8) So schon fOr das frühere deutsche Recht Snckdesehel S. 210; vgl. auch 
Gerstner S. 165. 

4) Dagegen mtlBte üin der EmpfXnger nicht gegen sich gelten lassen. Vgl. Schwab 
S. 262. 
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Yon welcher weiter unten gehandelt werden wird, und als Rechtsgrund 
der Haftpflicht des Absenders. 

In Bezug auf diese erklärt Art. 9 A. 3*): ,,Für derartig be- 
scheinigte sowie fBr solche Mängel der Verpackung, welche äußerlich 
nicht erkennbar sind, hat der Absender zu haften') und jeden daraus 
entstehenden Schaden zu tragen bezw. der Bahnyerwaltung zu er- 
setzen.** 

Den durch Frachtbrief und Revers bescheinigten Mängeln werden 
hier die äußerlich nicht erkennbaren gleichgestellt, und fBr beide 
Gattungen von Mängeln der Verpackung haftet der Absender in vollem 
Umfange. (Ebenso haftet er aber drittens auch für die äußerlich er- 
kennbaren Verpackungsmängel, wenn ihm ein arglistiges Verfahren zur 
Last fällt, worüber gleich* zu sprechen sein wird.) Der Absender hat 
nicht nur selbst den Schaden zu tragen, der infolge des Fehlens oder 
der Mangelhaftigkeit der Verpackung das von ihm aufgegebene Gut 
trifft, denn durch die Bescheinigung befreit er die Bahn von der Ver- 
antwortlichkeit für den durch die mangelhafte Verpackung verursachten 
Schaden. Er muß auch außerdem noch der Bahn den Schaden ersetzen, 
den sie unmittelbar oder mittelbar erleidet, sei es daß ihr Fahrmaterial 
oder Güter Dritter beschädigt werden. Voraussetzung der Ersatzpflicht 
bleibt immer ein ursächlicher Zusammenhang zwischen den Verpackungs- 
noängeln und dem eingetretenen Schaden. Die Unterscheidung zwischen 
den äußerlich erkennbaren und den äußerlich nicht erkennbaren Mängeln, 
für welch letztere der Absender, auch wenn sie nicht bescheinigt sind, 
verantwortlich ist, entspricht durchaus der Billigkeit. 

Bei Annahme des Gutes ist die Bahn zu einer PrtLfung der Ver- 
packung verpflichtet. Aeußerlich*) d. h. mit dem Sinne (Gesicht, Ge- 
hör, Geruch, Gefühl) ^) sofort erkennbare Mängel der Verpackung müssen 
bei dieser Untersuchung wahrgenommen werden. Ist dies nicht der 
Fall, so war sie nicht mit der nötigen Sorgfalt vorgenommen. In diesem 
Falle hat dann die Bahn, nicht aber der Absender die Folgen dieser 
Nachlässigkeit zu tragen. Hat die Bahn trotz Wahrnehmung der 
Mängel der Verpackung das Gut vorbehaltlos angenommen, so liegt in 
dieser Annahme die stillschweigende Erklärung, über die Mängel hinw%- 
sehen und dafür aufkommen zu wollen ®). 



1) Siehe § S8. 

2) Derartige Bestimmangen über die Haftpflicht des Absenders waren dem früheren 
dentsehen Frachtreeht fremd. 

8) Aehnlich auch seh weil er. Tr.O. (1875) Art. 14 („Für die Folgen Ton Mängeln 
der Verpackung, welche schon bei der Absendnng hätten bemerkt werden können . . .**). 

4) ,,1fängel der Verpackung, welche schon bei der Absendong hätten bemerkt werden 
können" (schweiier. Tr.G. t. 1876 Art. 14 A. S). 

6) Vgl. Schott bei Endemann, Handb., lU S. 830. 

6) Eger I 8. 286. 

6* 
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IV. Nur in eiDem Falle haftet, wie erwähnt, der Absender und nicht 
die Bahn für äußerlich erkennbare Mängel der Verpackung, auch wenn 
sie nicht bescheinigt sind, nämlich dann, wenn ihm ein arglistiges Ver- 
fahren zur Last fällt (Art 9 A. 3 Schlußsatz). Selbstverständlich er- 
scheint hier der dolus des Absenders gegenüber der culpa der Bahn 
als der höhere Grad der Verschuldung, weshalb nur die Ersatzverbind- 
lichkeit des Absenders begründet wird ^ ). Das Vorhandensein des dolus 
hat die Bahn zu beweisen *), doch dürfte der Beweis in den meisten 
Fällen sehr schwer zu erbringen sein. Die Frage, ob in diesem 
Falle des dolus des Absenders auch der Schadensersatzanspruch des 
Empfängers gegen die Bahn beseitigt sei'), muß bejaht werden, denn 
wenn ihn Art. 16 auch zur Geltendmachung der durch den Frachtver- 
trag begründeten Rechte gegen die Bahn berechtigt, so sind hier eben 
nur solche Rechte gemeint, denen Verpflichtungen der Bahn entsprechen. 
In diesem Falle besteht aber keine Ersatzpflicht der Bahn, sondern 
nur eine solche des Absenders. Gegen diesen muß daher auch der 
Emp&nger seinen Schadensanspruch richten. 

V. Wenn auch in der Bemer Konferenz der deutsche Antrag ab- 
gelehnt wurde, welcher der Aufgabestation die Berechtigung zugestehen 
wollte, zu verlangen ^), daß der Absender Stückgüter mit der Bezeich- 
nung der Bestimmungsstation in dauerhafter Weise zu versehen habe, 
so ist doch eine dahin gehende reglementarische Bestimmung wie die 
des § 47 Z. 2 der Zus.-Best. z. Ver.B.R. (= V.O. § 58 A. 5) *) ebenso 
gültig wie die über die Signierung^) des Gutes. 



1) Gasca (III p. 114) bestreitet die Möglichkeit des dolus bei äoBerlich erkennbaren 
Mängeln, aber mit Unrecht. Denn auch solche können bei einer nngenfigenden Unter- 
snchnng der Bahn übersehen werden. Und darauf dürfte sumelst der dolus hinzielen. Der 
Absender verpackt absichtlich die Ware nicht oder schlecht in der Hoffnung, die Bahn 
würde diese Mängel übersehen und so haftpflichtig werden. 

2) Vgl. Asser p. 169. 
8) Vgl. Asser p. 169 f. 

4) P r o t. II S. 20, 88. Für die Ablehnung wurde u. a. geltend gemacht, daB eine 
solche Bestimmung besser den Tarifvorschriften der Bahnen überlassen werde. 

5) mit dem Zusatse: „sofern deren (d. i. Stückgüter) Beschaflisnheit dies ohne be- 
sondere Schwierigkeit gestattet". 

6) Das I.U. Art. 6 lit. d fordert nur Angabe von Zeichen und Nummer der Fracht- 
stücke im Frachtbriefe, die natürlich mit denen auf dem Gute Übereinstimmen müssen, ent- 
hält aber keine weiteren Vorschriften hierüber. V.O. § 58 A. 4 bestimmt, dafi die Stück- 
güter in haltbarer, deutlicher und Verwechselungen ausschließender Weise, genau überein- 
stimmend mit den Angaben im Frachtbriefe äuderlich su beseichnen (signieren) seien. 
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§ 12. 
ErfBllang der Zoll-, Steuer- und PollzeiTor8chrlfteii>). 

I. Zu den namentlich in Deutschland und Oesterreich am meisten 
bekämpften Normen des I.U. zählt die Vorschrift des Art 10 A. 3 : „Die 
Zoll-, Steuer- und Polizeivorschriften werden, solange das Gut sich 
auf dem Wege befindet, von der Eisenbahn *) erfüllt/^ 

Der deutsche Antrag, neben den Polizeivorschriften auch die im 
Interesse der Statistik erlassenen Vorschriften hier aufzunehmen, wurde 
abgelehnt >). Die Frage, ob diese vom Absender, Empfänger oder von 
der Bahn zu erfüllen sind, entscheidet sich nach dem Rechte eines 
jeden vom Transporte berührten Staates^). 

Das alte 6.R. § 51 A. 2 stand auf dem entgegengesetzten Stand- 
punkt und überwies grundsätzlich die Besorgung der zoll- und steuer- 
amtlichen Behandlung der Güter dem Absender. Nur auf dessen aus- 
drücklichen Antrag konnte die Bahn diese Behandlung freiwillig ver- 
mitteln, lehnt aber, wenn sie diese übernommen hat, jede Verantwort- 
lichkeit ab. 

Das I.U. hingegen läßt sich von dem Gesichtspunkte leiten, daß es 
zu den aus dem Frachtvertrage folgenden Verpflichtungen der Bahn 
gehöre, in Vertretung der Beteiligten für die zollamtliche u. s. w. Be- 
handlung zu sorgen ^). Diese Auffassung dürfte auch als die grund- 
sätzlich berechtigte erscheinen. 



1) Art. 10 (Zot.-BMt s. Ver.B.B. § 48; H.G.B. Art 898; V.O. % 69). 

2) Wirtsehaftfl-, sanitftto-, anch BicherheitspoliMiliohe Vorschriften kommen hier 
▼ormngsweiee in Betracht, wie die Beibringung von Ursprungsseagniesen, Identitätsnach- 
weisen, Beblaosattesten, Wildseheine Aber rechtmäßigen Erwerb der erlegten Tiere, amtliche 
Besehcinlgang der üntersnchang und des Gatbelündes amerikanischen Schweinefleisches 
(Kaiserl. deutsche Verord. 8. IX. 1891), tierärstliche Üntersnchang Ton Pferden, Wieder- 
käoem and Schweinen vor Einlassang fiber die preußische Grense, urkundliche Genehmigung 
für die Einfuhr von Sprengstoffen u. s. w. — „Le prescrisioni in materia dl dogana, daiio, 
Minitk, polizia, cacda, pesca e simili'* (Tariffe a. 8). 

8) Prot. II S. 91. 

4) Vgl. osterr. B.R. § 09 A. 7 : „Inwiefern einer Sendung Statist. Begleitpapiere bei- 
sogeben sind, bestimmen die einschlägigen Gesetse und Verordnungen**« Vgl. Aber die ein- 
schläi^gen Ssterr. Vorschriften t. Busch man S. 139 ff. Verschieden hiervon verweist (die 
deatsche) V.O. § 59 A. 7 bezttglich der ftber die Grensen des deutschen Zollgebietes ein-, 
ans- oder durchgeführten G&ter auf das B.Ges. betr. Statistik des Warenverkehrs v. 80. VIL 
1879 und AnsfÜhrungsvorschriften. Die Beschaffung der erforderlichen Anmeldescheine Hegt 
dem Absender bezw. dem Empfänger ob. Sofern solche eisenbahnseitig bewirkt wird, kommen 
dafür die tarifmäßigen Gebühren, ebenso für die noch erforderliche Abstempelung derselben sur 
Erhebung. — Die Pflicht sur Anmeldung aller Aber die Grenien des deutschen Zollgebietes 
^n-y aus- und durchgeführten Waren liegt der Bahn ob. Die Pflicht sur Zahlung der von 
diesen an erhebenden Statist Gebühr liegt dem ob, der lur Zeit, wo die Anmeldung statt- 
snfinden hat, Inhaber (natürlicher Besitzer) der Ware ist (B Ges. 80. VII. 1879; vgl. 
6. He 7 er. Verwaltungsrecht, II 8. 888 f.). 

5) Diese Auffassung vertreten auch die Motive s. R.Eis.G. § 88 (S. 75). 
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Vor allem ist zu beachten, daß die Zollverwaltung es thatsächlich 
zunächst nicht mit dem Absender und Empfänger, sondern mit der 
Eisenbahn zu thun hat, die das Gut an und Aber die Grenze befördert 0. 
Sodann übernimmt die Bahn mit der Eingehung des Frachtvertrags die 
Verpflichtung der Beförderung und Ablieferung des Gutes am Be- 
stimmungsort, mithin liegt ihr nicht nur die technische Fortbewegung 
des Gutes vom Abgangs- zum Bestimmungsort, sondern auch die Er- 
füllung jener juristischen (finanz- oder verwaltungsrechtlichen) Formali- 
täten ob, welche die Voraussetzung der Durchführung des Transports 
bilden. Da ohne Beobachtung dieser Zoll- und Polizeivorschriften die 
Beförderung des Guts an den Bestimmungsort nicht möglich ist, die 
Eisenbahn ihre vertragsmäßige Verpflichtung, Ausführung des Trans- 
ports und Aushändigung des Gutes an den EmpfiLnger nicht zu erfüllen 
vermag, so kann man diese als Bestandteil des Frachtvertrags im weiteren 
Sinne betrachten^). Sie gehört zu jener Kette von Verrichtungen, aus 
welchen sich das Frachtgeschäft zusammensetzt und die in ihrer Ge- 
samtheit die Transportausführung, als die von der Bahn als Frachtführer 
geschuldete Leistung (opus) ausmacht. Von der Uebergabe des Gutes 
an die Bahn bis zur Ablieferung durch diese ist der Absender von 
jeder Sorge um das Gut und von jeder die Ausführung des Fracht- 
vertrags erforderlichen Thätigkeit zu entbinden, sonst würden sich 
Schwierigkeiten wegen der Abgrenzung der Haftung der Bahn ergeben 
für die Zwischenzeit, in welcher das Gut behufs Erledigung der Zoll- 
vorschriften in den Besitz der vom Absender hierfür bezeichneten Mittels- 
person übergeht. In der That könnte durch die von dieser voi^enom- 
menen Manipulationen derartige Beschädigung des Gutes hervorgerufen 
werden^), welche geradezu den Abschluß eines neuen Frachtvertrags 



1) Gerstner, E.V.Z. 1892 S. 272. 

2) CoDtrA Eger, Einf., S. 66, der hier aber einseitig die Interesien der Bahnen 
vertritt, jedoeh selbst sagesteht, daS der Transport des Ontes den wesentlichen 
(also uioht den ansscblieftlichen) Inhalt des Frachtvertrags bilde nnd dafi sie sich an sieh 
mit Nebengeschftften, sa welchen anch die zoll- und steueramtliche Behandlung der Ottter 
gehöre, nicht su befassen hfttten, da dies aufierhalb ihres eigentlichen Geschftftskreises 
als FrachtfUirer liege. E g e r geht sn weit mit der Behauptung, dafi mit demselben Beefate 
den Bahnen die Verpflichtung sur Verpackung und anr Weiterspedition von der Bestimmungs- 
station aus gegen eine Gebühr auferlegt werden könne. Denn der Abschlufi des Fracht- 
vertrags verpflichtet die Bahn doch nur sur Beförderung des ihr im transportffthigen Zustand 
flbergebenen, also genfigend verpackten Gutes, und sur AushSndigung am Bestimmungsort. 
Diese und die Annahme des Gutes bilden die beiden Grenipunkte des FrachtgeschSfts. Was 
sich Bwischen diesen bewegt, kann man au den Verbindlichkeiten des Frachtführers rechnen, 
nicht aber, was vor diesem Anfangs- und nach jenem Endpunkte des Frachtvertrags liegt. 
V. d. L e 7 e n (S. 75) dagegen ist zusugeben, dafi eine Notwendigkeit für diese Ausdehnung 
des Monopols der Bahnen nicht nachgewiesen ist. 

3) Vgl. Gasca III p. 125. 
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auf Grund eines neuen Frachtbriefe nötig machen würde, was mit dem 
Zwecke des I.U. in Widerspruch stünde^). 

Die Verpflichtung der Bahnen zur ErfQllung der Zoll- etc. -Formali- 
täten hatte namentlich das schweizer. Tr.6. 1875 § 13*) anerkannt 
Diesem folgte der schweizer. Entwurf, während der deutsche Entwurf 
den Standpunkt des alten B.R. einnahm. 

Auf den Konferenzen entspann sich eine eingehende Diskussion 
über diese gegensätzlichen Anschauungen*). Lebhaft wurde die Zu- 
lassung einer Mittelsperson bekämpft, da durch diese die Verantwort- 
lichkeit der Bahnen unnötig erschwert werde ^), während sich auf fast 
allen Qrenzstationen für Zollbehandlung eingerichtete Bureaux der Bahn- 
verwaltungen befänden, deren Angestellte sich gut als Mittelspersonen 
eignen und diese billiger als die vom Versender bezeichneten Vertreter 
besorgen könnten. Der deutsche, 1878 nahezu unverändert angenommene 
Standpunkt unterlag 1881, die Mittelsperson fiel, und die Bahn wurde 
ausschließlich mit der Erfüllung der Zoll- etc. -Vorschriften betraut*). 

Während im deutschen*) und österreichischen') Parlament diese 
Lösung angefochten wurde, betrachtete der Kommissionsbericht des 



1) Vgl. Kommissionsbericht (Prot II 8. 89), der auf die eat der Unterbreebiing 
der VeraotworÜichkeit der Bahn wUurend der eioer Hittelsperson fibertragenen Zollbehandlnng 
Bifeh ergebendeo schweren Kaebteile, aaoh auf die dem Absender blerdoreh Temrsachten 
gWSAeren Kosten liinweist. 

t) Auch ital. Beglements und Tarife liatten das schon frflher geüian. VgL Mon- 
silli p. 69; siehe anch 8. 85 Anm. 6. 

8) Prot I S. 19, 66i U 8. 90 f., 89 f. 

4) Die Denkschrift der i tauen. Bahnen begründete den Widersprach gegen die Zu- 
lassung der Mittelspersonen mit den vielen Streitigkeiten, die nach frAheren Erfahrungen 
durch solche herrorgerufen würden, mit der Schwierigkeit, sieb mit ilinen, die oft ein 
eigenes, mit dem ihrer Auftraggeber sich nicht deckendes Interesse Tsrtrftten, su einigen 
(Monsilli p. 59). 

5) Bei den Verbandlungen Aber das I.U. im deutschen Beichstage war diese Bestim- 
mung eine der wenigen, welche erörtert wurden. Abg. Hammacher gab der Hoihmng 
Ausdruck, dai die Vertreter der Begieruogen Jede Gelegenheit benutsen werden, um Oester- 
reich und BuSland su einem die Vermittlnog der Spediteure bei der Zollabfertigung an- 
lassenden Abkommen lu veranlassen (Reichstagsverhandl. IV 8. 9689). 

8) In den dem deutschen Beichstage lugegangenen Petitionen der Handelskammern von 
Breslau und Thom wurde unter Hinweis auf die nfttaliche und erfolgreiohe ThiUigkeit der 
Orenxepediteure an der russischen Orense herroigehoben, daß die Bahnbeamten das Interesse 
der Absender bei der Zollabfertigung nicht in gleicher Weise wahren würden. Wenn man 
auch eine Qestattung der Zollabfertigung durch eigene BoTollmlcbtigte der Lösung des 
Art. 10 Torgeaogen bitte, so woUte der Beichstag doch an diesem Punkte das I.Ü. nicht 
ftcheltem lassen, um so weniger als im Verkehr mit BuBland eine Verschlechterung duieh 
das LU. nicht eintrete, da BuBland schon Jetst die Zollabfertigung durch Bahnbeamte 
obligatorisch gemacht habe (Betchstagsver handl. IV 8. 9888). 

7) Dies fordert auch das flsterr. Abgeordnetenhaus in einer Resolution vom Handels- 
ministerium, welches seinerseit die Gutachten der Handelkammem über diesen Punkt erholen 
soUte. Vgl. T. Busch man 8. 186. 
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französischen Senats sie als eine Wohlthat fQr das Pablikmn^). Erst 
die Er&hrung ^ird lehren, ob die Befürchtungen des Einen oder die 
Hoffnungen der Anderen begründet sind, und es wird dann Sache der 
in mindestens dre^ährigen Z?dschenräumen zum Vorschlage von Ver- 
besserungen und Abänderungen zusammentretenden Konferenzen sein 
(Art. 59), gerade diesem Punkte ihre besondere Aufmerksamkeit zu 
schenken und die bis dahin gemachten Erfahrungen zu verwerten. 

II. Die Bahn hat die Verpflichtung dieser Zoll- ') etc. -Besorgung *) 
nur, solange sich das Gut unterwegs befindet, vom Augenblicke der 
Annahme zur Beförderung (nicht zur Aufbewahrung) an bis zur An- 
kunft am Bestimmungsort. Diese Pflicht ist aber auch ihr Recht Sie 
braucht und darf in dieser Zeit diese Zoll- etc. -Behandlung weder 
durch den Absender, noch durch irgend eine andere Person (außer den 
von ihr bestellten Kommissionär) vornehmen lassen. Diese Verpflichtung 
und ausschließliche Berechtigung der Bahn erlischt mit der Ankunft 
des Gutes am Bestimmungsort. 

Von diesem Zeitpunkte an steht dem Empfänger ^) das Becht zu, 
die zoll- und steueramtliche Behandlung^) zu übernehmen, fieills nicht 
im Frachtbriefe etwas anderes festgesetzt ist (Art. 10 A. 5). Sollte 
nun der Absender im Frachtbriefe die Bahn hiermit betraut haben, so 
braucht sie diesen Auftrag nicht anzunehmen. 

in. Unterwegs muß die Bahn die zoll-, steuerliche und polizeiliche 

1) Vgl. Gerstner, B.V.Z. 1892 8. 872. 

2) Die aoUamtliche Behandlang des Wareneingangs aaf der Bisenbehn regelt Vereins- 
BoU-Ges. 1869 §§ 61 ff. and das Yom Bandesrat erlassene Eisenbahniollregalativ 5. VII. 1888. 
Vgl. ▼. AafseB, Die Zölle and Steuern des Dentschen Keiobes (Hirth and Seydel, 
Annalen des Deutseben Reiebes, 1893 S. 928 f.). 

8) Darcb die Handels- and Zollyerträge der mittelearopftiscben Staaten ist tbanllcbste 
Erleiebterung der Zollabfertigang im wecbselseitigen Verkebr sogesiebert. So in den ZoU- 
vertrXgen Deatscblaods mit Oesterreicb-Ungarn, Belgien and Scbweis 6. n. 10. XII. 1891. 
Im Verkebre mit Frankreicb ist sodann nacb dem Frankfurter Friedensvertrag 1871 aach 
besOglicb der ZoUförmlicbkeiten das Prinsip der Meistbegfinstigang anerkannt. Vgl. 
Gerstner, Zollvertrftge (E.V.Z. 1892 No. 16). Eine Erleicbterang des ZolWerkebrs 
bezweckte ancb die Internat. Vereinbarang Aber Zollverscbloß der Güterwagen. Siebe S. 15 
Anm. 6. üeber das fr am 5 s. Zollrecbt vgl. PIcard IV p. 872 ss. 

4) Der Empfänger bat dies Becbt unbedingt, aueb wenn die Babn reglementarisch 
lur ZofÜbrung der Güter sam Hause des EmpOngers verpfliebtet ist (ancb wenn der Fracbt- 
brief keinen Vermerk im Sinne des Art. 10 A. 5 trügt, und aucb dann, wenn die Zufnbr 
auf dem Frachtbriefe aasdrficklicb verlangt wurde). Die Zufuhr kann dann erst nach der 
durch den EmpfSuger besorgten Zollbehandlung erfolgen. Das Becbt auf diese gebt ffir 
den Empfftnger nur verloren durch ausdrflcklicbe Festsetaung im Frachtbrief. So entschieden 
auf Anfrage eines Staates vom Centralamt (Zeit sehr. f. int. Eise ob., I S. 148 f.). 

5) Von der Erfüllung der Poliseivorschriften ist hier nicht die Bede. Es fehlt also 
ein hieran Verpflichteter, and es ist dem Ermessen der Bahn überlassen, ob sie sich dieser 
Aufgabe untersleben will. Sie wird wohl in der Praxis hieran bereit sein. Vermutlich 
wollte man die Aufstellung einer solchen Verpflichtung der landesgesetalichen Begelong 
überlassen. 
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Behandlung nicht selbst besorgen, sondern ist berechtigt, dieselbe einem 
Kommission&r ^) zu übertragen (Art 10 A. 3), aber nur unter ihrer 
eignen Verantwortung. Da man dem Absender das Recht zur Be- 
stellung einer Mittelsperson entzogen hatte, so war es billig, der Bahn 
die YoUe Haftbarkeit f&r die Geschäftsführung des von ihr bestellten 
Eommisson&r aufzuladen ') und dieselbe nicht nur auf culpa in eligendo 
zu beschränken. 

IV. In jedem FaU, mag die Bahn selbst die Erfüllung übernehmen, 
oder mit derselben einen Kommissionär betrauen ^), stets hat sie die 
Pflichten eines Kommissionärs. Für diese ist maßgebend das Recht des 
Landes, in welchem die die Verzollung besorgende Bahn oder der yon 
ihr bestellte Kommissionär seinen Wohnsitz hat ^). 

In der Regel wird daher das Recht des Landes, in welchem die 
Verzollung erfolgt, zur Anwendung kommen. Ist die Rechtsstellung 
des Kommissionärs ^) in den einzelnen Ländern auch nicht einheitlich ge* 
regelt, so bestehen doch keine tiefgreifenden Verschiedenheiten. Ueberall 
wird der Kommissionsvertrag als ein Abschließen von Handelsgeschäften 
in eignem Namen, aber für fremde Rechnung aufgefaßt. Der der 
Kommission zu Grunde liegende Auftrag des Kommittenten (Absenders 
oder Empfängers) wird hier kraft Rechtssatz fingiert *). 



1) v.o. § 09 A. 8 lutt ,,8p«dit6iir«* lUtt „Kommiwionir**. Der deataehe Entwurf 
dM LU. hfttta ans dem alteo B.B. ( 61 A. 8 beibehalten. Erst Im Entwarf von 1881 ist 
AH SteUe tod „Spediteur** der Ausdruck „Kommissionir** eingesetst worden. Da das 
Bpeditionsgesehill als eine Unterart des Kommissionsgeschftfts betrachtet wird (vgl. Grfin- 
h n t 8. 6S8), so hat diese Aendemng keine grSftere praktische Bedeatang. (Ueber das Ver- 
hUtnis des Kommissionärs som Speditear Tgl. Rosenthal, Handwörterbuch, V S. 806.) 

8) Anf Antrag der Niederlande 1886 angenommen. Vgl. Asser S. 88S. 

8) Oesterreichisehe Handels- and Gewerbekammem stellten den Vermitteiangsantrag, 
das Handelsministeriam möchte im Verordnnngswege die Bahnen anhalten, den im Fracht- 
briefe beseichneten BeyoUmlchtigten als Kommissionir der Bahn snr Zollbehandlang so- 
sttsiehen besw. dem beseichneten österr. Speditear die VersoUang sa fiberlassen. Dieser 
worde aber abgelehnt, da es in Bficksicht aaf die Haftung der Bahnverwaltung nicht an- 
ginge, diese lu Terpflichten, sieh der ron der Partei beseichneten Person aar Versollung lu 
bedienen (v. Busch man 8. 187). Da8 die Bahn aber diesem (Art 10 A. 4) sur An- 
wesenheit behufs Erteilung von Auskunft beseichneten Beyollmiohtigten die Besorgung der 
Yersollung überlassen kann, ist Ja selbstTerstfindlich. Ob sich aber auf diese Weise, wie 
Schwab S. 185 hofft, in der Praxis ein den Interessen der Parteien und der Bahnen 
dieDÜeher Ausweg finden wird, erscheint doch sehr fraglich. 

i) Vgl. Y. Bar, Theorie, II S. 13 f.; Klöppel bei Böhm, Zeitochrift, I S. 197. 

5) Diese regeln H.O.B. Art. 860 ff. (Ungarn Art. 868 ff.); Code de commerce 
m. 91 SS. (Code civil a. 1984, 1991 ss.); belg. Ges. ö. V. 1878 Art. 18 ff.; Codioe 
di eom. a. 880 ff. (849 ff.); hollind. H.G.B. Art. 76 ff. (und Aenderungen derselben 
dnrch Ges. t. 4. VII. 1874); schweiser. Qw, Aber Obligationenrecht (1881) Art. 480 ff. 
(898 ff.)« Hier wie in der Gesetegebung der flbrigen Staaten, mit Ausnahme Deutschlands 
und Oesterreich- Ungarns, wird der Mandatenatur der Kommission enteprechend auf die 
Normen fiber Mandat Besug genommen. 

6) Vgl Gerstner S. 178. 
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Als leitender Gesichtspunkt ist festzuhalten ' ) : Die Bahn hat in ihren 
auf Erfüllung der Zoll- etc. -Vorschriften sich beziehenden Verrichtungen 
die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns anzuwenden *) und als solcher 
das Interesse des Absenders nach jeder Richtung wahrzunehmen. Dieser 
Diligenzmaßstab ist für die Abgrenzung der Haftpflicht maßgebend. 
Diese ist hier also nicht die strenge des Frachtführers, sondern nur 
die des Kommissionärs. Eine Verpflichtung der Bahn zum Schaden- 
ersatz ist nur dann begründet, wenn sie oder der von ihr bestellte 
Kommissionär bei diesem Geschäft nicht da&genige Maß von Sorgfalt 
anwendet, welches man von dem mit dem vollen Maß von Umsicht und 
Kenntnis ausgerüsteten Kommissionär') erwarten kann*). 

Daß die einzelnen Pflichten des Kommissionärs vermöge der Eigen- 
art des von der Bahn zu erledigenden Geschäftes Modifikationen er- 
leiden, ist selbstverständlich. Besteht auch die Pflicht zur auftragge- 
mäßen Ausführung, so bleibt doch auch hier die Bücksicht auf das 
Interesse des Absenders bestimmend für etwaige Abweichungen von 
dessen Instruktion. Demgemäß ist die Vorschrift der Zus.-Best. z. Ver. 
BJl. § 48 Z. 2 und V.O. § 59 A. 4, daß, falls der Absender eine im 
gegebenen Falle unzulässige Art der Abfertigung beantragt hat, die 
Bahn diejenige Abfertigung zu veranlassen hat, welche sie für das 
Interesse des Absenders am vorteilhaftesten erachtet, wovon der Ab- 
sender zu benachrichtigen ist, für das ganze Vertragsgebiet gültig ^). 

Die Bahn hat die Zoll- und Steuerbeträge (auch die von ihr nicht 
verschuldeten Strafgebühren) sowie die durch Erfüllung polizeilicher 
Vorschriften (z. B. Desinfektionsgebühr) erwachsenen Kosten auszulegen 
und im Frachtbriefe ersichtlich zu machen (Art. 11 A. 2 u. 3). Diese 
Auslagen werden mit den übrigen Forderungen der Bahn von der 
Empfangsbahn eingezogen und sind durch gesetzliches Pfandrecht am 
Gut gesichert (Art. 20, 21). 



1) Ueber die Pflichten des Kommissionärs im Einielnen vgl. OrÜnhut S. 104 ff. 

2) Vgl. S. 89 Anm. 6; besonders H.G.B. Art. 361, 867; Code oiyila. 1137; 
Orflnhnt S. 104 f., 216 ff.; Lyon-Gaen et Benaalt III n. 481 (Code dril a. 1187 
hat „bon pbre de fiamille", welcher Begriff sich mit dem des ordentlichen Kaufmanns deckt) ; 
Marchesini II n. 248. — Nach Art 896 des schweiser. Ges. Aber Obligationenrecht 
ist der Kommissionär als Mandatar seinem Mandanten fflr getreue und sorgfältige Ausf&hmng 
des ihm übertragenen Geschäfts haftbar. (Ueber Haftpflicht des Spediteurs vgl. Bosen- 
thal, Hand Wörterbach, V. S. 807.) 

8) Vgl. Begelsberger bei Endemann, Handbuch, II S. 504. 

4) So hat die Bahn gegenüber unbegründeten Ansprüchen der Zollbehörden die 
Interessen des Absenders (auch im ZoUstrafrerfahren) nach jeder Bichtung su wahren bei 
Meidung des Ersaties. Siehe die Entscheidungen bei Picard IV p. 877 s. 

6) Der Pflicht aur sofortigen Anseige und Bechenschaftsablegung (Art. 861 H.G.B.) 
wird genfigt durch YermerlE auf dem Frachtbriefe, auf welchem auch die Auslagen etc. 
aufgeführt werden (unter Beilegung der Zollquittungen). Vgl. Gerstner S. 174. 
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Die Bahn kann für die Besorgung dieser Zollgeschäfte eine 
tarifarisch festzusetzende Gebühr^) beanspruchen'). 

y. Ein letzter Rest der Mittelsperson, deren Beibehaltung Frank- 
reich^) fbr geradezu verderblich fflr den intemat. Verkehr erklärt 
hatte, blieb aber doch bestehen, indem man als A. 4 in Art. 10 folgende 
Bestimmung aufnahm^): „Der Verfügungsberechtigte kann jedoch der 
Zollbehandlung entweder selbst oder durch einen im Frachtbrief be- 
zeichneten Bevollmächtigten beiwohnen, um die nötigen Aufklärungen 
über die Tarifierung des Gutes zu erteilen und seine Bemerkungen bei- 
zufügen. Diese dem Verfügungsberechtigten erteilte Befugnis b^;ründet 
nicht das Recht, das Gut in Besitz zu nehmen, oder die Zollbehandlung 
selbst vorzunehmen.*' Lediglich für die Zollbehandlung, nicht aber für 
die Erfüllung der Steuer- und Polizeivorschriften kommt diese An- 
wesenheit des Verfügungsberechtigten oder dessen Bevollmächtigten in 
Betracht. Recht und Pflicht der Bahn zur Zollbesorgung wird durch 
diese nicht berührt Höchst geringfügig sind in der That die Befug- 
nisse dieses Interventionsberechtigten, denn er darf der Verzollung nur 
beiwohnen, um Aufklärung über Tarifierung des Gutes zu geben und 
Bemerkungen zu machen. Diese Einrichtung bezweckt Wahrung der 
Interessen des Absenders, Beseitigung etwaiger Zweifel über Qualität 
der Ware etc. zur Verhütung einer höheren als der gesetzlichen Zoll- 
belastung, denn nur der Absender oder dessen Bevollmächtigter kennen 
den Inhalt der Sendung so genau, daß sie die Einreihung in die richtige 
Position des Zolltarifs bewirken können, die wegen der erforderlichen 
detaillierten Warenkenntnis oft große Schwierigkeiten verursacht. 

Der Verfügungsberechtigte ist auch berechtigt, die Zollgefälle un- 
mittelbar an das abfertigende Zollamt zu entrichten ^\ da diese ja eine 
Besitznahme des Gutes nicht bedingt. 

Die Bahn muß den Verfügungsberechtigten nicht besonders zuziehen, 
sondern nur zulassen^). Seine Sache ist es, im Augenblick der Ver- 

1) Tgl. Ziu.'Best. 2. Ver.B.R. § 48 Z. 1 ; V.O. ( 59 A. S. Ebeoso auch in den 
ftnder«n VertngisUaten. 

I) Betchwerden wegen dieier ZoIIbebandlnngsgebfihren sind an die Bahnen (gem&fi 
Art S7) und nSebt an die ZoUrerwaltang in richten. Vgl. Zeitich r. f. int. Eisen b., 
I S. ISO. 

8) Hier konnten die Bahnen jede Mittelsperson von der Zollbehandlung ansschlieAen. 
Vgl das urteil bei Lanckman, Tarifs, p. 297. 

4) Auf Antrag von V i 1 1 a - Italien anter Annahme der von de Beigneaz yorge- 
schlagenen Formulienug (Prot. II 8. 90). 

5) So wurde Art. 10 gegenflber entgegengesetzten Ansohannngen einielner Bahn- 
verwaltnngen richtig hiterpretiert dnrch ErlaB des prenB. Ministers der öffentl. Arbeiten 
T. 8. VI. 1898 (E.y.Z. 1898 8. 479). Vgl. auch AenAemng des Centralamts (Zeit sehr, 
f. int. Eisen b., IS. 801). ProTision kann in einem solchen Falle die Bahn nicht be- 
ansprachen, dagegen den nnTerkUnten Betrag der tarifiniBigen ZoUbehandlangsgebtthren. 

8) Nach österr. Einf.-Erla8 II, 8 ist Jedoch dem Verfagangsberechtigten oder Be- 
▼oUmichtigten, der der Zollbehandlnng beiwohnen will, die Mdglichkeit hierin dnrch eine 
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zollimg anwesend zu sein. Eine Verzögerung derselben kann er nicht 
verlangen. 

Warum hier das I.U. den Ausdruck „Verfügungsberechtigter'^ statt 
Absender gewählt hat, ist unerfindlich^), denn yerfügungsberechtigt 
über das auf der Reise befindliche Gut ist nach Art 15 nur der Ab- 
sender, welcher das Frachtbriefduplikat vorweist, und es fehlt an jedem 
zureichenden Grunde, die Verfügungsberechtigung zur Voraussetzung 
der Mitwirkung bei der Verzollung zu machen, da diese nicht das 
Recht zur Besitznahme des Gutes gewährt. 

VI. Für die zoll- oder steueramtliche Behandlung sowie für die 
polizeUiche Prüfung sind in der Regel gewisse Begleitpapiere notwendig. 
Es ist Pflicht des Absenders, diese dem Frachtbriefe, welcher nach 
Art. 6 h ein genaues Verzeichnis derselben enthalten soll, beizugeben 
(Art. 10 A. 1) «). 

Die Bahn braucht also die Güter ohne diese Begleitpapiere nicht 
anzunehmen '), da sie nur durch dieselbe die Zoll-, Steuer- oder Polizei- 
vorschriften erfüllen kann, ohne dieselben mithin den Transport gar 
nicht auszuführen vermag. 

Für jeden Schaden, welcher der Bahn ^) aus dem Mangel, der Un- 
zulänglichkeit oder Unrichtigkeit dieser Papiere erwächst, bleibt ihr 
der Absender haftbar (Art 10 A. 1)^). Diese Haftpflicht ergiebt sich 
als Konsequenz seiner Pflicht zur Beilage der Begleitpapiere. Ob ihn 

entoprechende Anwebaog der betreffend«!! SUtionen sa bieten. Ebenso »nch Italien. 
Instr. § 15. 

1) Vgl. Schwab S. 181 f., der auch auf die Komplikation, die sich beillgUeh des 
Bevollmächtigten ergiebt, hinweist. 

2) Die wichtigste Oattnng dieser Begleitpapiere bilden die Zolldeklarationen. 
Von diesen sind erforderlich bei Transporten ans Deutschland nach Belgien 1 (franiösisch), 
nach Frankreich 2 (französisch ; wenn das Gnt auAer belg. anch niederlftnd. Gebiet 
berührt, d), nach Italien 8 (italienisch and deutsch), nach Luxemburg 2 (fransösisch), 
nach den Niederlanden keine (nur wenn Belgien berührt wird, 1, franadsisch), nach 
BuAland — der 2. Ton den 8 ausaustellenden Frachtbriefen (nicht Duplikat) ist als Zoll- 
dokument su beseichnen, nach der Schweis 1 (deutsch), nach Oesterreich-Ungarn 
2 Warenerkläningen (zu Maschinensendungen sind Zeichnungen besw. Beschreibungen bei- 
zulegen). Vgl. Seiler S. 11, 20 f. Für Waren, welche auf Grund der ZollvertrXge Zoll- 
efm&ftigungen genieBen, sind Ursprungszeugnisse beizulegen. Außerdem kommen 
u. a. ab Begleitpapiere noch in Betracht die S. 85 Anm. 2 bezeichneten. Vgl. die For- 
mulare bei Sei 1er, Anlage E mit M. 

8) Uebereinstimmend mit H.G.B. Art. 888 und B.B. alt § 59 A. 1 ; Codice di com. 
art. 888, niederlftnd. B.R. Art. 50 und verschiedene Internat. Tarife (vgl. Monzilli p. 56). 

4) Umgekehrt haiftet die Bahn für Verlust oder Beschftdigung der ihr Übergebenen 
Begleitpapiere; der Beweis der Uebergabe an die Bahn wird durch die Verzeichnung der- 
selben im Frachtbriefe geliefert 

5) Die Bahn bleibt der Zollverwaltung gegenüber haftbar und nimmt ihren BegreB 
gegen den Absender. Vgl. für Deutschland Vereinszollgesetz v. 1. VII. 1869 §§18, 
28, 26, 134 f., 186 ff.; für das französ. und belg. Recht Lanckman, Tarifs, p. 222 8., 
226 8. 
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em Verschulden trifft bei NichterfOllung dieser seiner Verbindlichkeit 
oder nicht, wenn er z. B. nur aus Unkenntnis der anzuwendenden ein- 
schlftgigen gesetzlichen Vorschriften ein notwendiges Begleitpapier nicht 
beigegeben, hat auf die Entstehung seiner Ersatzverbindlichkeit keinen 
Einfluß. Es muß nur der Schaden aus der Unrichtigkeit oder Unvoll- 
standigkeit der Begleitpapiere folgen, ein ursächlicher Zusammenhang 
zwischen dieser und dem Schaden bestehen. 

Die Haftungsverpflichtung erstreckt sich sowohl auf die civil- wie 
auf die strafrechtlichen Nachteile 0, welche der Bahn aus der Un- 
richtigkeit oder UnVollständigkeit der Begleitpapiere erwachsen sind. 
Die Bahn hat daher einen Regreßanspruch gegen den Absender ebenso 
wegen der von ihr etwa infolge einer nicht vorschriftmäßigen Deklaration 
verschuldeten Strafe oder Konfiskation, wie wegen der hierdurch bewirkten 
Verzögerung und der infolge der Ueberschreitung der Lieferfrist von 
der Bahn zu leistenden Entschädigung. Die Haftpflicht der Bahn cessiert 
nur, wenn diese selbst ein Verschulden trifft. Dieser aus allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen sich ergebende Satz hätte nicht besonders ausge- 
sprochen werden müssen. Ein Verschulden der Bahn liegt schon vor, 
wenn die Bahn ungeachtet ihrer Kenntnis der Mängel der Begleitpapiere ') 
den Absender nicht auf diese aufmerksam machte, sondern die Begleit- 
papiere einfach angenommen oder auf Anfrage des Absenders über 
Zollvorschriften unrichtige Auskunft erteilt hat'). 

Selbstredend ist auch ein Verschulden der Bahn gegeben, wenn sie 
Veränderungen in den Zollvorschriften, Aus- und Einfuhrverbote, die 
ihr nur allein bekannt und zur Publikation an die Absender übermittelt 
sind, mitzuteilen verabsäumt^). 

Die Eisenbahn ist zur Prüfung der Richtigkeit und Vollständig- 
keit der Begleitpapiere nicht verpflichtet (Art. 10 A. 2), es kann ihr 
daher die Unterlassung dieser Prüfung nicht als Schuld angerechnet 
werden. Ein Recht zur Prüfung steht ihr aber zu ^), weshalb sie auch 



1) Nach Vereimioll-Oes. 1869 S ^^^ ^^ ^^^ infolg« eber Kontreband« oder 
Defrandation eintretende Verlnat der Gegenstände Jederieit den Eigentümer, wenn sie nicht 
ohne dessen Teilnahme oder Mitwissen Tom Frachtführer verfibt worden ist. 

2) Endemann, Handelsrecht, S. 7M; W. Koch S. 19. 

8) Die Vorschrift des schweiser. Tr.O. 1898 Art. 10 A. 8 („Sie [die Bahn] hat 
aber die Verpflichtung, dem Absender, sofern er sich bei ihr nach der Notwendigkeit und 
der Einriohtong solcher Papiere erkundigt, die ihr bekannten einschlagenden Bestimmongen 
mitsnteilen nnd Ihn anch nnanfgefordert auf leicht erkennbare Irrtümer in Beaiehnng 
auf die Notwendigkeit nnd die Einrichtung solcher Begleitpapiere aufmerksam su machen'*) 
dürfte, weil treffend die Folgerung aus aUgemeinen Rechtsgrundsfttaen aiehend, allgemeine 
CKUtigkeit beanspruchen. 

4) Eger I S. 168. 

5) Dureh Dienstrorsehriften sind die Annahmeexpeditionen aur Prfifting der Begleit- 
papiere angehalten. So i. B. nach Art 16 des Üebereinkommens sum alten B.B. und nach 
preii8. MinisterialerlaB (Buekdeschel S. 71; Eger I S. 168). 
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beanspruchen kann, da£ ihr dieselben nicht verschlossen, sondern ofien 
fibergeben werden^). 



§ 13. 
Die Fracht^). 

A. Berechnung der Fracht. 

Zum Wesen des Frachtvertrags gehört die Entgeltlichkeit Das 
Entgelt, welches die Bahn für ihre Transportleistung zu beanspruchen 
hat, ist der Transportpreis, die Fracht, neben welcher sie noch eine 
Vergütung für besondere Leistungen und Ersatz ihrer Auslagen zu 
fordern berechtigt ist. 

Bei dem fi^tischen Monopol der Eisenbahnen erschien es zur Er- 
gänzung des Transportzwangs, welcher neben dem Prinzip der gleichen 
Behandlung aller Transportnehmer zu den juristischen Grundprinzipien 
des Eisenbahnverkehrs zählt *), notwendig, die Festsetzung der Fracht- 
sätze der Willkür der Bahnen zu entziehen. Diese hätten es sonst in ihrer 
Macht, durch ihre Tarifpolitik dem Verkehr Fesseln anlegen, ganze In- 
dustriezweige zu vernichten, den Handel einzelner Gegenden zeitweise 
lahmzulegen und nach jeder Richtung verderblich auf die Volkswirtschaft 
einzuwirken ^). Man hat deshalb in aUen Kulturstaaten das Tarifwesen 
der Bahnen der staatlichen Beeinflussung zum Zwecke der Wahrung der 
öffentlichen Interessen und zum Schutze des Publikums unterstellt. 
Dieser Einfluß äußert sich je nach dem Eisenbahnsystem und dem Ver- 
waltungsrecht der einzelnen Staaten verschieden. Entweder steht den 
staatlichen Organen nur die Genehmigung oder gleich die Festsetzung 
der Tarife zu*). 

Das europäische Tarifrecht ruht auf den 3 Prinzipien der staat- 
lichen Festsetzung bezw. Genehmigung (homologation), der Oeffentlich- 
keit (publicit^) und der gleichmäßigen Anwendung der Tarife auf alle 
Interessenten (egalit6) •). 

Auch das LU. hat diese Grundsätze des europäischen Rechts zu 
den seinigen gemacht Einen Schritt weiter zu gehen und eine einheit- 



1) Contra Epstein S. 67. 

5) Art 11, 19} SchlnBprotokoll b. I.U. n und IU; Zas.-Best. s. Ver.B.B. § 49, 60 
(H.O.B. Art. 406; V.O. § 60, 61). 

8) ▼. Neumann, Handwdrterbnch, III S. 200. 

4) Vgl. z. B. ttber die MiAsUnde in Oesterreich-Ungam Oesterr. Enquete S. 24, 
46, 89, 824 f., 881, 840 u. s. w.; in England Cohn Gust II S. 697 ff.; in Nordamerika 
V. d. Leyen, Nordamerik. Eisenb., n. a. S. 167 ff., 889 ff. 

6) Vgl. aber das TariArecht der einielnen Staaten besonders Ulrich S. 178 ff. nnd 
Oerstner S. 181 ff. 

6) Sarrat n. 22. 
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liehe erschöpfende Normierung des Tarifwesens ^) für das ganze Ver- 
tragsgebiet vorzunehmen unter gleichzeitiger Herbeiführung einer Yer- 
biUigung der Frachts&tze, hielt man doch nicht für angezeigt, obwohl 
sowohl der Weltpostverein wie der Internat. Tel^raphenverein in dieser 
Biehtung hätten vorbildlich wirken können und in den Yerbandstarifen ') 
eine passende Grundlage für ein einheitliches Tarifrecht gegeben war. 

Man hielt dieses ideale Ziel für schwer erreichbar, da im Gegen- 
satze zur Post und Telegraphie nur wenige staatliche und sehr viele 
Privatbahnen, denen zum Teil eigentümliche Rechte durch Staatskon- 
zesaionen verbürgt waren, beteiligt sind'). Außerdem wollte man nur 
das Transportrecht, nicht aber die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Bahnen regeln und war bestrebt, die Souveränität der Staaten thunlichst 
zu schonen und deren volle Freiheit zur Festsetzung der Tarife ^) nicht 
zu beschränken ^). 

Unter den von Art. 11 aufgestellten Tari^rinzipien steht an der 
Spitze: 

L „Die Berechnung der Fracht erfolgt nach Maßgabe der zu Recht 
bestehenden, gehörig veröffentlichten Tarife." 

Rechtsbeständigkeit ^) und gehörige Veröffentlichung sind somit die 
notwendigen Voraussetzungen der Gültigkeit der Tarife ^) lieber die 
Vorausetzungen der Rechtsbeständigkeit — l^galement en vigeur — 
und Ordnungsmäßigkeit der Veröffentlichung der Tarife (Bedingungen, 
Organe, Art und Form der staatlichen Genehmigung, Zeit und Form 

1) Ueb«r die yenchiedenen Ofitertariftysteme vgl. Ulrich S. 88 ff.; Ploard IV 

p. 4 BS. 

S) Ueber diese vgl. v. Nenrnsnii, Hsndwörterbueh, III S. 806 f. 
8) Begrftndiing des schweis. Entworfs bei Eger, Einf, S. 84. 

4) Dieser Oesiehtspunkt kam noeh besonders imSchla8protokoll| wie folgt, sam 
Avadraek: „m. Es wird femer aoerkannt, dafi durch das Uebereinkommen das Verhältnis 
der Bisenbahnen ra dem Staate, welchem sie angehSren, in keiner Weise geändert wird und 
daB dieses Verhältnis auch in Zakunft durch die Gesetigebung jedes einzelnen Staates 
geregelt werden wird, sowie dafi insbesondere durch das Uebereinkommen die in jedem 
Staate in Geltung stehenden BestimmuDgen fiber die staatliehe Genehmigung der Tarife 
und Transportbedingungen nicht berührt werden." 

5) Der deutsche und der sehweiser. Entwurf hatten ursprünglich im Anschlüsse an 
S 58 B.B. alt den Satz, daA beim Fehlen direkter Tarife von der Veruindt- nach der 
Empfangsstation die Fracht nach den aus den Yerdffentlichten Tarifen der einzelnen Bahnen 
beiw. Verbände susammensusetsenden Beträgen berechnet werde, welcher Satz auf der Kon- 
ferenz 1881 ebenso wie der Verbesseruogsantrag Perl-RuBland gestrichen wurde (Prot. I 
8. Zni; n S. 92). 

6) Die selbst7erständliohe Voraussetzung, daß die Tarife den gesetzlichen Vorschriften 
Aber Tarifbildung entsprechen müssen (die Worte „zu Becht bestehenden"), wurde auf 
Antrag von 8 a r i g n 7 - Frankreich eingeschaltet, der betonte, dafi es in Frankreich Yor- 
kommen könne, dafi öffentlich angeschlagene Tarife noch nicht yon der Begierung genehmigt 
und also noch nicht anwendbar seien (Prot. I 8. 66). 

7) Bei Internat (Verbands-)Tarifen müssen obige Voraussetzungen in jedem der Staaten, 
in welchen die Tarife in Wirksamkeit treten sollen, gegeben sein. 
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der VeröSentlichung u. s. w.) geben Konzessionen und Landesgesetz- 
gebung ^) Maß. 

Eine gehörige Veröffentlichung hat auch da, wo landesgesetzliche 
Vorschriften über die Art derselben fehlen, zur Voraussetzung, daß 
dieselbe in so umfassender Weise geschehe, daß eine Unkenntnis der 
Bekanntmachung auf Seite der Beteiligten ohne deren Verschulden nicht 
anzunehmen ist^). Die Veröffentlichung der Einführung oder Ab- 
änderung eines Tarifs hat eine bestimmte Frist vor dem Inkrafttreten 
desselben in geeigneten amtlichen oder nichtamtlichen Blättern zu er- 
folgen •). 

1) Vgl. über die öffeDtlich-rechÜiche Elnwirkang auf dieTarifbildaDg B. Eis. Ges. Entw. 
(Bfotive) S. 50 ff., besonders Anlage C (Tarifbedingongen der Konsessionen deutscher Bahnen); 
Kndemann, Eisenbabnrecht, S. 467 ff.; Fleck bei ▼. Stengel IS. 841. Im Deutschen 
Reiche steht die sog. Tarifhoheit, das Recht der Feststellang bezw. Genehmigung der Bahn- 
tarife, den Einselstaaten au (für Bayern vgl. Seydel V S. 587, 548), dem Reiche da- 
gegen steht nach Art. 45 R.Verf. eine Aufsicht und Kontrolle über das Tarifwesen dv 
Einzelstaaten zu. Ueber den Inhalt dieses durch das Reichseisenbahnamt ausgeübten Kon- 
trollrechts vgl. Laband II S. 128 f. und Hänel IS. 652 ff. Eine Vereinbarung der 
deutschen Staats- und Privateisenbahnverwaltungen führte aaf der Berliner Gkneral-Tarif- 
konferena der deutschen Eisenbahnverwaltangen (1877) zu einer Neuordnung und Ver- 
einfachung der einheitlich festgesetzten Gütertarife im Deutschen Reiche. Vgl. Über diese 
V. d. Leyen in Schmoller 's Jahrb. f. QeB.^ 1888 S. 508 f. 

2) R.O.H.G. XXI S. 111. 

8) In Preufien, wo schon das Ges. v. 1888 (§ 26, 82) die Veröffentlichung der Tarife 
angeordnet hatte, müssen die Staatsbahnen — den Privatbahnen wurde es empfohlen — 
Tarif&nderungen im Reichsanzeiger veröffentlichen (die deutschen Mittelstaaten und Oester- 
reich besitzen besondere Eisenbahnverordnungsblfttter). 

In Deutsehland und Oesterreich-Ungarn treten nach V.O. § 7 A. S 
Tariferhöhungen oder sonstige Erschwerungen der Beförderungsbedingungen nicht vor Ablauf 
von 6 Wochen nach ihrer Veröffentlichung in Kraft, sofern nicht der Tarif nur für eine 
bestimmte Zeit in Geltang gesetzt war. Diese Bestimmung stellt, da es bisher an einer 
unzweideutigen, alle Bahnen bindenden Vorschrift fehlte, einen großen Fortschritt dar 
V. d. Leyen, V.O., S. 528). Die Veröffentlichung und Abftnderung der österr. Tarife 
regelt für Oesterreich ausführlich eine Verordnung des Österr. Handelsminist. l.XI. 1880, 
die gleichförmig in Ungarn erging (abgedrackt bei v. Busch man S. 28 ff., die durch 
die neue V.O. erforderlichen Aenderungen sind im Zuge). Tariflhiderungen, die keine Er- 
höhung enthalten, sind 14 Tage vor Inkrafttreten zu veröffentlichen. Die Veröffentlichung 
der Tarife erfolgt durch Anschlag in den Stationen und Kundmach ongen in öffentl. Bl&ttem. 
Eine Ausnahme von der Verpflichtung zur Veröffentlichung eines jeden Tarifnachlasses ist 
nur mit spezieller Genehmigung der Aufsichtsbehörde zulftssig. 

In Frankreich sind durch Anschlag in den Bahnhöfen und Stationen bekannt zu 
machen die genehmigten Tarife und jede dem Minister vorgeschlagene Aenderung. (Die 
Publikation wird voraussichtlich künftig in der Tarifsammlang der Buchhandlung Chaiz 
erfolgen, der der Charakter eines offiziellen Publikationsorgans verliehen werden wird.) 
Eine solche tritt erst 4 Wochen nach dem Datum des Aoschlags in Kraft, falls die 
ministerielle Genehmigung in dieser Frist erfolgt ist. Eine Ausnahme besteht zu Gunsten 
der tarifs de transit et d' ezportation, für Sendungen, welche unter BleiverschluB der ZoU- 
behörde Frankreich von einer Grenze zur anderen berühren, und solche, welche von einer 
französ. Station ins Ausland gehen. Es genügt, wenn sie einige Augenblicke vor dem In- 
krafttreten zur Kenntnis des Pabliknms gebracht werden, ebenso zu Gunsten der tarilb sur 
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Außer in Frankreich sind neuerdings auch in deutschen Staaten, 
in Oesterreich, Bußland und Italien aus Mitgliedern verschiedener wirt- 
schaftlicher Beru&kreise gebildete Eisenbahnbeiräte ^) eingesetzt worden, 
denen eine beratende Mitwirkung bei Aenderung der Tarife eingeräumt 
wurde*). 

n. Welcher Tarifsatz auf einen bestimmten Transport anzuwenden 
ist, das ist bei der Vielheit von Tarifkombinationen, die unter Um- 
ständen zwischen Abgangs- und Bestimmungsstation möglich sind. 



Im e^r^ales. Ein« ErmlBigimg darselboi ist nicht an die Fonnen der Bekumtmaehiiiig 
fbr ermäBigte Tarife gebunden, nnd Ar eine Wledererhdhnng genflgt Bekanntgabe 8 Tage 
Tor der Anwendung. ErmlBigiuig der Tarife tritt erat naeh 1 Jahr in Kraft — Cahier 
dea eharges a. 48 (Kgl. Ordonnana Ton 1846 Art 48, 49). Ein von Pelle tan einge> 
braehter, Ton der Regierung umgearbeiteter Entwurf eines neuen Eisenbahn-Ofltertarifgesetsea 
Begt gegenwärtig den firanaös. Kammern rar Beratung Tor, im allgemeinen eine gesetaliehe 
Festlegung der Verordnung Ton 1848 nnd der Bestimmungen der Cahiers des eharges; er 
sucht an einaelnen SteUen die in der Praxis herrorgetretenen Ui8stlnde su beseitigen. Die 
wichtigsten Artikel teilt mit E. V.Z. 1898 No. 40. Vgl. Aber das franaös. Tarifreoht bssonders 
Sarrut n. 51, 168 ss., 885; Pieard IV p. 85 ss. 

In Belgien (belg. Eis.Ges. 1891 a. 14) kann eine Genehmigung oder Aenderung 
dea Tarife erst 14 Tage naeh ihrer Verdffentlichong im Staatsanaeiger in Wirksamkeit 
treten, eine Erhöhung erst naeh mindestens 8 Monaten, wenn die Konsesaionsurkunden nicht 
dem widersprechen. Fflr internst. Sendungen können beide Fristen auf 84 Standen er- 
mlilgt werden. Die Tarife sind in den Stationen durch Anschlag oder auf andere Welse 
SU Tcroflentlichen. 

Für die Bahnen derSehweia ist eine mindestens 14-tIgige, bei Erhöhungen eine 
mindestens 8-monatliche Veröffentlichnngsfrist TOr ihrem Inkiafttreten Torgeschrieben. Der 
Bundesrat kann diese Fristen Terkflnen flir NeueinfOhrung eines ans Erhöhungen und 
Herahsetaungen gemischten Tarifs (Bundesgeseta 88. ZU. 1878 Art 85 Z. 5). 

In Italien aerfallen die Tarife nach Oes. r. 87. IV. 1885 (Art. 16) in solche, 
welche nur dureh Gesets (Anlage D), nnd solche, welche doroh KgL Verordnang (Anlage E) 
erhöht werden können. Die Tarife sowie jede Aenderung denelben sind rechtseitig su 
TWÖffentlichen. Tariferml8igangen und andere Erleichterungen bedfirfen der Genehmigung 
der Begiening und werden periodisch Tsröffentlicht (Marchesini II n, 58 u.). 

In den Niederlanden bedUrfen Tarife der Genehmigung des Ministers (des Innern). 
Sie sind in einer Ton diesem su bestimmenden Art au yerÖiTentllchen (Ges. v. 9. IV. 1875 
ArL 88). Aenderungen treten 1 Monat nach der VeröifentlichuDg in Kraft Diese Frist 
kann bei der Genehmigang verkilrst werden (Ulrich 8. 488 f.; Gerstner S. 194). 

In Bu81and ordnete die VeröfTentllchung der gesetalich gflltigen Tarife an (russ. 
£.G. Art. 68). 

1) Ueber diese (comit6 consoltatif des chemins de fer, consigllo delle tarüTe) Tgl. 
T. d. Leyen bei t. Stengel IS. 831 f. 

2) In den deutschen Stsaten steht dem betreifenden Minbterinm das Recht der Fest- 
stellung beaw. Genehmigung (fi&r Privatbahnen) der Tarife su. Durch Gesets erfolgt eine 
Erhöhung der Maximalsätae in der Begel in Prenfien; durch das Finansgeseta (Budget) 
findet eine jeweilige Feststellung derselben in Bayern statt (S e y d e 1 V S. 5S7). — Femer 
ist anr Genehmigung snstlndig das betreffende Ministerium in Oesterreich-Ungam, Frank- 
T«ich (ausnahmsweise der Prifekt), Belgien (Erm&8igungen) und den Niederlanden; der 
Bundesrat dagegen in der Schweis. 

Ro8«nthal, Internat Eitenbahnfrachtrecht 7 
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oft schwierig zu entscheiden. Das LU. enthält keine Bestimmung^) 
hierüber. Maßgebend ist der Wille des Absenders '), der diesen durch 
Ausfüllung der Rubrik „Angabe der anzuwendenden Tarife und Routen- 
Yorschrift^^, auch durch Forderung der Anwendung von Spezialtarifen 
(Art. 6 lit. e und 1) im Frachtbriefe erklärt. Das Routenabänderungs- 
recht der Bahn findet seine Schranke an der Frachthöhe der vom Ab- 
sender vorgeschriebenen Route, die durch die Aenderung der Bahn 
nicht überschritten werden darf (Art. 6 A. 3 Z. 2). 

Ist eine solche Erklärung des Absenders nicht erfolgt, so ent- 
scheidet die Annahmebahn nach bestem Ermessen. Indem sie nach 
Art. 6 A. 2 den Weg wählt, welcher ihr für den Absender am zweck- 
mäßigsten erscheint, hat sie damit auch in der Regel die Anwendung 
des Ar diesen Weg vorgeschriebenen Tarifs bestimmt. 

Bieten sich für den gewählten Transportweg verschiedene Tarif- 
kombinationen, so ist die für den Absender vorteilhafteste zu wählen, 
doch ist die Bahn für die Folgen dieser Wahl nach Analogie von 
Art. 6 lit 1 über die Wahl des Transportwegs nur haftbar, wenn ihr 
bei dieser ein grobes Verschulden zur Last fällte ). 

Während die Bedingungen der Tarife nur insoweit anwendbar sind, 
als sie dem I.U. nicht widersprechen (Art. 4), bilden die Tarife für die 
Berechnung der Fracht die ausschließliche und unabänderliche Grund- 
lage^), so daß weder ein höherer noch ein niedrigerer Frachtsatz als 
der tarifmäßige in Anrechnung gebracht werden darf. 

in. Eine Konsequenz dieses Grundsatzes, das Verbot der Be- 
günstigung einzelner Absender durch Privatverträge, glaubte man noch 
ausdrücklich aussprechen zu sollen: 

„Jedes Privatübereinkommen, wodurch einem oder mehreren Ab- 
sendern eine Preisermäßigung gegenüber den Tarifen gewährt werden 
soll, ist verboten und nichtig. Dagegen sind Tarifermäßigungen erlaubt, 
welche gehörig veröffentlicht sind und unter Erfüllung der gleichen Be- 
dingungen Jedermann in gleicher Weise zu Gute kommen'* (Art. HA. 1). 

Dem Streben, den aus dem faktischen Monopol der Bahnen drohen- 



1) Eine solche Tarifvorscbrift enthielt sowohl der schweiser. als der deutsche Entwarf 
Art 7 im Einklänge mit dem alten B.R. § 61 A. 1. Dieselbe hatte auf der 1. KonfereoB 
folgende Fassang erhalten: „Wenn zwischen der Abgangs- and Bestimmungsstation direkte 
Tarife bestehen, so wird in Ermangelung gegenteiliger Yerfügangen des Absenders im 
Frachtbriefe die Fracht nach diesen Tarifen berechnet. Im entgegengesetsten FaHe setst 
sich die Gesamtfracht aus den Tarifen der einseinen Verbinde beiw. Bahnen lasammen.*^ 
Dieser Absats wurde aber, ab zu Kontroversen AnlaB bietend und weil die Frage der 
l^rifanwendung behandelnd, gestrichen (Prot II 8. 91 f.)- 

8) Bichtig Schwab S. 189; Gerstner S. 218; contra Eger, I.U. S. 804, dar 
aber die Ueberschrift in des letzten Bubrik des Frachtbriefformulars nicht beachtet 

8) Vgl. Gerstner S. 214. 

4) Vgl. Schwab S. 187. 
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den Schädigungen Einzelner zu begegnen, entspringt wie das Verbot der 
BegOnstigung Einzelner in Bezug auf die Beförderungszeit (außerhalb 
der Beihenfolge der Ablieferung ^) Art 5 A. 3), auch dieses scharf be- 
kämpfte*) Verbot^). Man hat letzteres, um den Wünschen Frank- 
reichs^) zu entsprechen, ausdrücklich anerkannt. Dieses zum Schutze 
der Freiheit der Konkurrenz aufgestellte Prinzip hat auch in das 
Frachtrecht der meisten Staaten Eingang gefunden^). 

Es darf für keinen intemat. Transport eine Begünstigung eines 
Einzelnen, also eine solche, die nicht allen in derselben Lage befind- 
lichen Absendern zugestanden wird, stattfinden in Bezug auf die An- 
wendung der Tarife aus Rücksicht auf die Person des Absenders oder 
auf die Menge der von ihm aufgegebenen Güter, auf den ürsprungs- 
oder Bestimmungsort oder aus einem ähnlichen Grunde^). Das Ver- 
bot des Art. 11 berührt nur „Privatübereinkommen'S also nur die in 
der priyatrechtlichen Form des Vertrags Privaten gewährten Be- 
günstigungen, nicht aber die in öffentlich-rechtlicher Form (Gesetz, Ver- 
ordnung) bei Unglücksfällen (Brand, Ueberschwemmung, Hungersnot 
TL s. w.) Privaten oder die gleichviel in welcher Form staatlichen Be- 
hörden, z. B. der Post- oder Militärverwaltung ''), zugestandenen Be- 
günstigungen ^). 

1) Vgl. 8. 46 f. 

5) Vgl. Prot n S. 11; Denkschrift d. Vereini 8. 10) Bedeaktti der 
italienlflchen Bahnen (vgl. Uonsilli p. 66, weleher eelbtt aber die Aufliahme dieeee 
gerechten Prinzips empfiehlt). 

8) YgL Aber dieses Verbot der Begflnitignng 1 1 t i e r p. 86 s. : „Ija peroeption 
des taxes doit se faire indistinetement et lans ancnne Ikvenr" (Gabler des charges a. 48). 

4) Diese sog. Equality Clause findet sieh snerst In den englischen Konsessionen (anch 
in Bailway Glaose Cons. Acte 1846) nnd im preoB. Ges. 1888 (§ 88). Vgl. v. Neu- 
mann, Handwörterbuch, III 8. 208. Jetzt auch durch Interstate Commerce Act 4.11. 1887 
ffir die Nordamerikan. Union anerkannt. 

6) WShrend in Preufien die Oewibrung Yon Refaktien, gleichyiel unter welchem 
Namen ufid unter welcher Form, verboten sind (ErlaB v. 19. IX. 1871 ; vgl. Fleck a. a. O.), 
hatte Oesterreich-Üngarn TarifermlBigungen in der Form von BfiekTcrgütungen, 
sowie sonstige Tarifbegünstigungen gestattet« Die Unterlassung der Veröffentlichung, bisher 
ausnahmsweise zugelassen, kann Jetzt nur noch gestattet werden aus öffentlichen Rflck- 
siehten und f&r Wohlthfttigkeitszwecke (ErlaB des Handelsminist. 88. XII. 1898; Zeit sehr. 
f. int Eisenb., I 8. 90). 

Ffir die Bahnen Frankreichs verordnet Art. 48 Cahiers des charges: tout trait^ 
partieulier, qui aurait pour effet d' acoorder k nn ou plusieurs ezpMiteurs une rMnction 
siiT les tarifs approuv^s, demeure formellement interdit (vgl. im Einzelnen Sarrut n. 84 ss.). 

Niederlind. G. 9.1V. 1876 Art. 81. 

Unter dem Einflüsse des Entwurfs des I.U. haben die Grundsitze des Art. 11, teil- 
weise wörtlich, angenommen: die Italien. Tariffe a. 8; russisches E.G. a. 71; 
belg. Eis.Ges. a. 15; Schweiz. Tr.G. 1898 Art. 11. 

6) Sarrut n. 88; Olivier p. 86; Lyon-Caen et Renault IH n. 788. 

7) Vgl. Eger, I.U. 8. 804; Gerstner 8. 808. 

8) T.O. § 7 A. 4 (fehlt im österr. Text) erklilrt Bsgflnstigungen bei Transporten ffir 
milde und ffir öffentl. Zwecke, sowie solche im dienstlichen Interesse der Eisenbahnen mit 

7* 
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Verboten ist jede einem Einzelnen gewährte Frachtennäßigung 
gegenüber den Tarifen, unter welcher der yielfiüitig vorkommenden 
Formen^) eine solche Bevorzugung des einen Verfrachters vor dem 
anderen auch auftreten mag. 

Da nur die zur Zeit des Abschlusses des Frachtvertrags geltenden 
ordnungsmäßig veröffentlichten Tarifsätze der Frachtberechnung zu 
Grunde gelegt werden, diese allein von der Bahn gefordert werden 
dürfen und von dem Zahlungspflichtigen gezahlt werden müssen*), so 
steht diesem ein Rückforderungsrecht des auf Grund des erhöhten 
neuen, aber nicht gehörig veröffentlichten Tarifis (gegenüber dem alten 
noch geltenden) zuviel erhobenen Frachtbetrags ^) zu, denn nur die Be- 
stimmungen der gehörig veröffentlichten, rechtsgültigen Tarife bilden 
für beide Kontrahenten lex contractus. 

Obschon das Verbot der Begünstigung Einzelner Preiser- 
mäßigungen nicht ausschließt, welche unter gleichen Bedingungen 
Allen zustehen, da solche nicht mit dem Erfordernisse der unter- 
schiedslosen Anwendung des Tarifis in Widerspruch stehen, glaubte man 
doch diese Eonsequenz im Art. 11 besonders hervorheben ^) zu sollen^), 
um einer unrichtigen Auslegung des Verbots der Begünstigung vorzu- 
beugen. Während die sog. Befaktien^) untersagt wurden, sind alle 
Tarifvergünstigungen, die Allen, welche sich in gleicher Lage befinden 
zu gute kommen, die also eine gleiche Behandlung Aller unter den- 
selben Voraussetzungen gestatten (sog. Babatttarif), erlaubt, sofern sie 



Genehmigimg der LandesMifsichtsbehörde für saläsaig. Für Oesterreich vgl. noch 
H]*n.yer..28. XU. 1892 S. 99 Anm. 5. 

1) s. B. konniTente Behandlang uninrelchend begründeter oder fingierter Beklamationen. 
Aach die Gewftfarang von Lagerräamen, Nichterhebung oder Zorüekerstattung von Stand- 
und Lagergeld, Berttcksichtigang der besonderen Wünsche der Versender bei Wagen- 
gesteUang, Gewfthrong Ten Freifahrkarten an die haaptsichlichsten Versender wurden ma 
derartigen ansalSssigen Bevorzagongen Einzelner benatzt. (Vgl. Begründang des prenfi. 
Ges. betr. Erwerb mehrerer Privateisenbahnen 89. X. 1879, abgedruckt bei Ulrich S. 86 f.) 

2) Schott bei Endemann, Handbuch, HI S. 875. 

8) Was Druckfehler and andere Unrichtigkeiten in den veröffentlichten Tarifen an- 
langt, so sind diese nicht bindend für die Kontrahenten. Der VertragswiUe der Bahn ist, 
wie ein Urteil des Beichsger. (Eger, Entsch., 11 8. 289) ausführt, nur auf den Fracht- 
satz, wie er formeU festgesteUt (genehmigt) wurde, nicht auf die irrtümliche Abweichung 
in dem publizierten Tarif gerichtet. Der Absender kann daher das auf Grund des letzteren 
zu viel Bezahlte zurückfordern (condictio indebiti), die Bahn das za wenig Erhobene nmch- 
fordem, doch kann in diesem Falle auch von der Bahn der durch die irrtümliche Publi- 
kation verursachte Schaden beansprucht werden. YgL Eger 11 S. 896. 

4) Die Denkschrift des Vereins S. 10, welche primär überhaupt für Streichang 
der Bestimmong Über Tarife als nicht ins Transport r e c h t gehörig eintrat, hielt dies fOr 
dringend geboten, falls sie beibehalten würde. Auch die Italien. Bahnen sprachen sich in 
letzterem Sinne ans (Monzilli p. 63). 

5) Prot. II S. 22, 91 (Gerstner's und Asser's Berieht); Asser S. 80 f. 

6) Unter Befactie im weiteren Sinne versteht man jede an Einzelne bezüglich des 
Eisenbahntransports gewährte Bevorzugung, welche einen Geldwert hat (Ulrich S. 85). 
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nur zu Recht bestehen und gehörig veröffentlicht sind. Hierauf wird 
ein Hauptgewicht gelegt, da namentlich durch die Privatbahnen wirt- 
schaftliche Sonderinteressen durch geheime Refaktien vielfach zum 
Schaden der Gesamtwirtschaft gehegt worden waren und den hierbei ge- 
zeitigten grellen Mißständen gesteuert werden sollte. Es sind somit 
gestattet Vergünstigungen z. B. bei Versendungen von Minimalquanta, 
oder nach Verhältnis des zu entrichtenden Gesamtfrachtbetrags innerhalb 
einer bestinmiten Periode, so daß diese volkswirtschaftlich anfechtbare 
Maßnahme thatsächliche Ungleichheit hervorruft und die großen Spedi- 
teure u. s. w. auf Kosten der kleinen bevorzugt ^), 

Jedes eine derartige unzulässige Tarifbegünstigung enthaltende 
Privatübereinkommen ') „ist verboten und nichtig"' („est formellement 
interdit et nul de plein droit''). Sie kann, wo die Landesgesetzgebung 
diesem Verbot einen strafrechtlichen Schutz gewährt^), durch Strafe 
geahndet werden, hat aber jedenfalls auf Grund des Art 11 die 
civilrechtliche Ungültigkeit des unzulässigen Vertrags zur Folge. Es 
kann nicht nur auf dem Beschwerdeweg bei der Aufsichtsinstanz die 
Außerkraftsetzung begehrt werden, sondern auch gerichtlich eine 
Schadensersatzklage gegen die Bahn geltend gemacht werden. Der 
Ersatzanspruch steht jedem Geschädigten zu, der Dasein und Umfang 
des durch die Begünstigung verursachten Schadens nachzuweisen ver- 
mag, also sowohl jeder konkurrierenden Bahn wie jedem mit dem Be- 
günstigten konkurrierenden Geschäftsmann^). 

Da derartige Begünstigungsverträge rechtsungültig sind, haben sie 
für keinen der Kontrahenten verpflichtende Kraft. Die Bahn kann 
daher im Widerspruch mit einem solchen Uebereinkommen, vorausge- 
setzt daß keine mala fides auf ihrer Seite obwaltet, den vollen Tarif- 
satz beanspruchen^). 

Da das I.U. nur auf Internat. Transporte im Sinne des Art. 1, 
nicht aber auf interne Anwendung finden sollte, so erschien nach An- 
sicht der deutschen Vertreter die wirksame Durchführung dieses inter- 
nationalrechtlichen Prinzips nur gesichert unter der Voraussetzung, daß 
das interne Recht aller beteiligten Staaten denselben Grundsatz ent- 
hielt^). Sie beantragten deshalb auf der Konferenz 1886 (Prot. HI 
S. 61) die Au&ahme einer Zusage ins Schlußprotokoll in dem Sinne, 
daß das Verbot von Preisermäßigungen gegenüber den veröffentlichten 
Tarifen auf den internen Verkehr auszudehnen sei. 



1) De Soigneax p. 86. 

2) Uebtr traift^ pArtieali«n ygL Ollvier p. 86; Lyon^Caen III n. 788. 

8) Ernen solehen g«wlhrt i. B. dM nieder Und. Gea. 9. IV. 1875 Art. 63 (Geld- 
strafen Ton 100—6000 fl.). In Frankreich beitritten (vgl. Pieard IV p. 86). Id 
Dentachland ist ein solcher Strafschnti nicht gegeben. Vgl. t. d. Leyen S. 60. 

4) Vgl. Gerstner S. 204. 

6) Tgl. die franiOs. Entscheidungen bei Sarrut n. 65; Dnverdy n. 197. 

6) ▼. d. Leyen 8. 60. 
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Ohne diese Grewährleistung der Oeffentlichkeit der Tarife auch im 
internen Verkehr ?rürde das Verbot, so führte Gerstner-Dentsch* 
land ^) ans, die Erreichung des Zweckes des Art. 11 nicht genügend 
sichern, könnte yielmehr leicht umgangen und vereitelt werden, und 
müßte unter Umständen die Eonkurrenzfllhigkeit der intemat. Trans- 
porte gegenüber den von Grenze zu Grenze im internen Verkehre zu 
bewirkenden*) schädigen. Gegenüber den wesentlich formellen Be- 
denken, welche die übrigen Staaten dem deutschen Antrage entgegen- 
setzten, wurde mit Recht betont, daß dieser nicht einen Verstoß g^en 
das Grundprinzip des I.Ü., Beschränkung auf den intemat. Verkehr, 
enthalte, sondern nur die thatsächlichen Verhältnisse einer einzelnen 
Bechtsmaterie berücksichtige und nur die Herbeiführung einer vollen 
Uebereinstimmung des inneren und intemat. Rechts in einem Punkte, 
wo sie thatsächlich untrennbar seien, bezwecke. 

Der Antrag Deutschlands wurde abgelehnt '), und man einigte sich 
über folgende Erklärung, welche in das Schlußprotokoll Aufiiahme fand : 

„Z. n. In Betreff des Art. 11 erklären die unterzeichneten Be- 
vollmächtigten, daß sie keine Verpflichtung eingehen können, welche 
die Freiheit ihrer Staaten in der Regelung ihres internen Eisenbahn- 
verkehrs beschränken würde. Sie konstatieren übrigens jeder fOr den 
von ihm vertretenen Staat, daß diese Regelung zur Zeit mit den in 
Art. 11 des Uebereinkommens festgestellten Gmndsätzen sich im Ein- 
klang befinde, und sie betrachten es als wünschenswert, daß dieser Ein- 
klang erhalten bleibe.^^ 

Enthält diese Erklämng auch keine bindende rechtliche Verpflichtung 
der Vertragsstaaten, so wird man doch zu ihrer Loyalität das Zutrauen 
haben dürfen, daß sie auch fQr den inneren Verkehr innerhalb ihres 
Gebiets die Grundsätze des Art. 11 zur Anwendung bringen werden. 
Die Beseitigung einer entgegenstehenden Uebung wurde bereits in die 
Wege geleitet*). 



1) Prot, m s. 66. 

8) Oerstner (B.V.Z. 1892 S. 64) legt in dUaar BeBiehnng latreffend dtf, daß, 
wann in einem Staate für den inneren Verkehr heimliche Tarifbedingongen ingelassen 
würden, die Bahnen dieses Staates in der Lage wftren, im Einverständnisse mit dem Ab- 
sender jede Sendung durch heimliche NachlAsse an ihren yeröifentUchten Tarifen dem 
intemat. Verkehre sa entstehen, wenn die Sendung nicht auf direkten Frachtbrief im 
intemat. Verkehr, sondern Ton Grenae su Grense im Verkehr der am Transport beteiligten 
Staaten befSrdert wfirde. Auf diese Weise wfirde nicht nur der intemat. Transport unter- 
bunden, sondern auch allen Konkurrensrouten, in deren innerem Verkehr derartige Mani- 
pulationen nicht erlaubt seien, die Transporte entzogen« 

8) Die deutsche Delegation nnteraeichnete deshalb das SchluAprotokoU der 8. Kon> 
fsrenz vom 17. VII. 1886 nicht, doch wollte Deutschland das groBe Werk nicht scheltem 
lassen und hat sich der Erkl&rung durch nachtrftgliche Unterseichnung der Delegierten an- 
geschlossen (Ger st n er a. a. O. S. 66). 

4) So hat der dsterr. Handelsminister in der Sitaung des Seiehsrates Tom 15. 1. 1898 
erklSrt, dafi die Verordnung seines AmtSTorgängers v. 12. ni. 1870, welche in den FMlen, 
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Uebrigens ist zwischen Deutschland und Oesterreich-Üngam im 
Handels- und Zollvertrag y. 6. Xn. 1891 ^), der auch wichtige Be- 
stimmungen über das Eisenbahnwesen enth&lt ') die vollständige Gleich* 
Stellung der Bewohner der beiderseitigen Gebiete sowohl hinsichtlich 
der Bef&rderungspreise als der Zeit und Art der Abfertigung verein- 
bart (Art. 15) *). Es mflssen daher die für den inneren Verkehr eines 
jeden dieser Staaten erlassenen Tarif^orschriften (Tarifermfißigungen 
und Begünstigungen), welche fßr Erzeugnisse der eigenen Landesgebiete 
gew&hrt werden, auch auf die aus dem Gebiete des anderen Teiles 
übergehenden oder das letztere transitierenden gleichartigen Transporte 
Anwendung finden, aber, wie das Schlußprotokoll zu Art. 15 erläuternd 
bestimmt, nur bei der Beförderung auf derselben Bahnstrecke und in 
derselben Yerkehrsrichtung ^). Damit ist der Verzicht auf jede Bevor- 
zugung nationaler Provenienz^) vertragsmäßig zugesichert. Gleich- 
zeitig sichern sich die vertragschließenden Teile gegenseitige thunlichste 
Unterstützung auf dem Gebiete des Eisenbahntarifwesens, insbesondere 
auch durch Herstellung direkter Eisenbahnfrachttarife *) zu. 

Das Prinzip der Gleichstellung ist und zwar in wörtlicher üeber- 
einstimmung mit Art. 15 des deutsch-österr. Handelsvertrags auch im 
deutsch-belg. Handelsvertrage vom 6. XH. 1891 (Art. 10) ^) anerkannt 
worden. 

IV. Außer der Fracht als der Gegenleistung für den Transport 
darf die Bahn noch für die von ihr übernommenen gleichfalls im Tarife 



wo die VerSfRBntliehuDg einer Tarifemilftigiiiig oder sonstigen Begünstigung inländische 
Verkebrsanstalten gegenüber aosUndischer Konknrreni beneehteiligen würde, die Anordnung 
gestaltet, daB die VerSflTentlieliung unterbMbe, aiii||;elioben würde. AehnUches yerUutet evs 
Ungmm (E.y.Z. 189S 8. 7i, 48). 

1) Diese Vorsehriften finden sieh der Hauptsache naeh schon in den firüheren Ver- 
irigen. Vgl. über diese Gerstner, Zollvertrige (E.y.Z. 1892 S. 168). 

8) Ifan hat allseitig anerkannt, daB die Wirkung der Z5Ue von einer Regelung und 
Bindung der Frachttarife abhinge, so da0 die frachttarifarischen Sitae der Handelsvertrige 
den solltarilkrisehen an Bedeutung nicht nachstehen. 

8) Art 16: „Auf Eisenbahnen soll sowohl blnslehtlich der BefSrderungspreise, als 
der Zeit und Art der Abfertigung kein Unterschied swischen den Bewohnern der Gebiete 
der TertragschlieBenden Teile gemacht werden. Namentlieh soUen die aus dem Gebiete 
des «inen Teiles in das Gebiet des anderen Teiles Übergehenden oder das letstere tran- 
sitierenden Transporte weder in Besug auf die Abfertigung noch rfioksichtlich der Be- 
fSrdenmgspreise ungflnttiger bebandelt werden als die ans dem Gebiete des betreffenden 
Teiles abgehenden oder darin Terbleibenden Transporte" (Deutsches B.Geseta-Blatt 1898 
No. 2). 

4) Vgl. Gerstner, ZoHTertrlge (E.y.Z. 1899 S. 169). 

5) üeber die wirtsohaftlicben Gründe dieser Einschränkung yerbreitete sich Sektione- 
chef ▼. Wittek Im Zollausschusse des österr. Abgeordnetenhauses (vgL E.V.Z. 1891 
S. 974). 

6) SehluSprotokoll eu Art 15 des Vertrags. 

7) Deutsches B.Gesets-Blatt 1898 S. 246. 
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vorgesehenen besonderen Leistungen Vergfitung beanspruchen ^). Solche 
Nebengebühren') [frais accessoires ou sp^danx')] werden erhoben für 
Miete f&r Wagendecken, Z&hl- und Wiegegeld, Auf- und Abladegebflhren, 
Lager- und Platzgelder, Wagenstandsgelder, Rangiergebühren, Rollgelder 
für An- und Abfuhr zum Bahnhof ^) (Expeditionsgebühr, in Gestenreich 
Manipulationsgebühr genannt, wird in Deutschland nicht besonders er- 
hoben), Frachtzuschlag für Deklaration des Interesses an der Lieferung 
(Art. 38), Zoll- etc. -Behandlungsgebühren (Art. 10), Nachnahmeprovision 
(Art. 13 A. 2), Krahngeld, Gebühr für Besorgung der Steuer- und Zoll- 
abfertigung, für Desinfektion, für Benachrichtigung, für Signierung der 
Frachtstücke, Verkaufspreise für Formulare, Reugeld u. s. w. 

Da solche Nebengebühren überhaupt nur erhoben werden dürfen, 
sofern sie in den Tarifen vorgesehen und bestimmt sind, ist den Bahnen 
die Möglichkeit benommen, willkürlich auf Umwegen durch Berechnung 
unverhältnismäßig hoher Nebengebühren eine Erhöhung der tarifarischen 
Frachtsätze eintreten zu lassen. Selbstverständlich steht der Anspruch 
auf eine solche Nebengebühr der Bahn nur als Vergütung fllr die ent- 
sprechende besondere Leistung zu. 

Außer den tarifimäßigen Gebühren kann nur noch von der Bahn 
gefordert werden 

V. Der Ersatz der Barauslagen. 

Art 11 Abs. 2: „Außer den im Tarife angegebenen Frachtsätzen 
und Vergütungen für besondere im Tarife vorgesehene Leistungen zu 
Gunsten der Eisenbahnen dürfen nur bare Auslagen erhoben werden 
— insbesondere Aus-, Ein- und Durchgangsabgaben, nicht in den Tarif 
aufgenonmiene Kosten für Ueberführung und Auslagen für Reparaturen 
an den Gütern, welche infolge ihrer äußeren oder inneren Bescbafifen- 
heit zu ihrer Erhaltung notwendig werden." 

Diese Aufzählung will keine erschöpfende sein, sondern nur exempli- 
fizieren^). Aus dem Frachtvertrage ergiebt sich, daß die Bahn idles 



1) Art. 11 A. 8 ^ B.R. alt § 62. 
8) Vgl. d«at8cheii Nebengebfihrentuif; Ulrich S. 89 f. 

8) Die frais accassoires zerfaUen in Frankreich in frais d' enregistrement, de mana- 
tention, de pesage, de magasinage (Sarrnt n. 875 es.). 

4) Ziu.-Be8t. 1. Ver.B.B. g 49 (V.O. $ 60 A. 3): „1. Wenn die Eiaenbahn die Güter von 
der Behansnng des Absenders abholen oder ans Schiffen löschen läAt, oder an die Behaosong 
des EmpfBngers oder an einen anderen Ort, i. B. nach Packhdfen, Lagerhiosem, Bevisiona- 
schnppen, in Schiffe n. s. w. bringen UUt, so sind die dorch die Tarife oder durch Aoshang 
an den Abfertigungsstellen bekannt sn machenden Gebflhren hierfür an entrichten. Der 
Rollfnhrmann hat seinen Oebfthrentarif bei sich in tragen und anf Verlangen yorzuseigen." 
Aehnliche Bestimmungen finden sich in Verbandstarifen, s. B. im deutsch - fransösischen 
(Ostbahn), an § 11. 

5) Zu. den Auslagen gehCren vor allem die für verlegte Zoll- und Accise-, statistische 
Gebühr etc., sodann Kosten für Ueberführung (camionnage) des Gutes, soweit dieselben nicht 
in den Tarif aufgenommen sind. (Barauslagen, für welche eine Gebühr im Nebengebührentarife 
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mm Zwecke der Aosf&hruDg des Transports Erforderliche zu besorgen 
hat Ans Art. 11 und 20 läßt sich diese gesetzliche Verpflichtung der 
Bahn folgern, und es bedarf nicht der Annahme einer voUmachtslosen 
Gesch&ftsfQhrung (negotiorum gestio). Nicht nur das zur Erreichung 
des Transportresultats Notwendige, auch das zur Erhaltung des Gutes 
Nützliche hat sie vorzukehren. Ihre Grenzen finden derartige Ver- 
wendungen im Interesse des Absenders bezw. Empfängers. 

Als nothwendig und nützlich sind, wie ein UrteO des R.OJB.G. 
(XX S. 189) ausführt, nur diejenigen Auslagen und Kosten verwendet, 
„welche durch die übliche Art der Versendung und das übliche Maß der 
hierfür erforderlichen Aufwendungen ihre Rechtfertigung finden. Sie 
müssen objektiv aus den Versendungshandlungen hervorgehen resp. in 
denselben ihren rechtm&ßigen Grund haben^S Es muß ein richtiges Ver- 
hältnis zwischen Mittel und Zweck gegeben sein, der Transport muß nicht 
unter allen Umständen und mittelst jeden Opfers durchgeführt werden. 
Das Interesse des Absenders (Empfängers) ist der Leitstern für die 
Zweckmäßigkeit der Aufwendung, und nur billiges Ermessen der Bahn- 
organe entscheidet, unter vernünftiger Erwägung der Sachlage, über 
die Angemessenheit und Nützlichkeit der Aufwendungen, welche die 
Bahn zu beweisen hat^). 

,J)iese Auslagen sind gehörig festzustellen und in dem Frachtbrief 
ersichtlich zu machen, welchem die Beweisstücke beizugeben sind^' 
(Art 11 A. 3). 

Worauf sich eine gehörige Feststellung zu erstrecken hat, ob z. B. 
bei Reparaturen ein Thatbestandsprotokoll aufzunehmen ist, wird am 
besten durch landesgesetzliche Einführungsvorschriften geregelt. In 
Ermangelung einer solchen dürfte eine bahnamtlicbe Beurkundung der 
Thatsache der Verwendung und deren Verursachung hinreichen. Der 
Betrag der Auslagen ist dann auf der Rückseite des Originalfracht- 
briefs, welche überhaupt fQr die Frachtberechnung bestimmt ist, einzu- 
tragen, aber nicht mit dem Frachtsatz vermischt. Die Beweisurkunden, 
welche Art und Umfang der Aufwendung bezeugen, besonders Quittungen, 
gehören zu den Schriftstücken, welche dem Frachtbriefe (gemäß Art 6) 
beizufQgen sind. 



festgBsetst ist, werden dadurch sa Nebenc^bfihreii.) Feroer gehören sn den AnsUgen noch 
notwendige Beparatarkosten, s. B. ümBtechen feucht oder heÜ gewordenen Oetreides, Ver- 
graben Ton Kartoffebi, Rfiben gegen Frost, ümpackang, Umf&Uang gegen Gämng, Dea- 
hifektionikoiten, auf das Gnt geleistete Vorschüsse und Nachnahmen, ATisienmgskosten 
n dgL m. (Eger II S. 404); priz da factage, da camionnage oa de la r^ezp^dition, droits 
d'oetroi, droit da timbre da r^c4pi8s4 ou de la lettre de voitore, le droit de d^charge 
(Sarrat n. 679; Lyon-Caen et Benanlt III n. 766). 
1) Vgl. Endemann, Eisenbahnrecht, 8. 687. 
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B. Bezahlung der Fracht. 

I. Da der Frachtvertrag zwischen der Bahn und dem Absender 
abgeschlossen mrd, so ist dieser auch verpflichtet, die Gegenleistung 
fOr den von ihm in Anspruch genommenen Transport zu entrichten. 
Diese seine Verpflichtung erfüüt der Absender entweder durch Voraus- 
bezahlung der Frachtgelder oder durch Zahlungsanweisung auf den 
Empf&nger. Da eine Zahlung eigentlich erst nach Vollendung der 
Transportleistung gefordert werden kann und bei der Eigenart des 
Frachtvertrags der Empfänger in die Rechtsstellung des Absenders ein- 
tritt, mußte man in Berücksichtigung der thatsächlichen Verhältnisse 
des Verkehrslebens eine Anweisung zulassen, zumal eine Sicherung 
der Frachtforderung der Bahn durch ihr Pfandrecht am Frachtgut er- 
zielt ist. 

„Werden die Frachtgelder nicht bei der Aufgabe des Gutes zur 
Beförderung berichtigt, so gelten sie als auf den EmpfiLnger angewiesene^ 
(Art. 12 A. 1) 1). 

Es ist in das Ermessen des Absenders gestellt, zu wählen zwischen 
der Zahlung „in Frankatur^* und der „in Anweisung^^ Wenn auch 
nur von einer Vorauszahlung der Frachtgelder hier die Rede ist, so ist 
doch auch eine Frankatur der Nebengebühren und Auslagen mOglich. 

Die Einräumung eines Frachtkredits ist dem I.Ü. fremd. Die Bahn, 
die dem Zahlungspflichtigen ein Kreditkonto *) einräumt, thut das auf 
eigene Gefahr und haftet den übrigen am Transport beteiligten Bahnen 
für den. aus einer solchen Einräumung erwachsenen Schaden, da sie 
ohne besondere Vereinbarung im internat. Verkehr zu einer solchen 
nicht befugt ist. Teilfrankatur, die Vorausbezahlung nicht der ganzen, 
sondern nur eines Teils der Fracht, ist nicht zulässig '). Ein ihre Zu- 
lassung bezweckender Antrag wurde abgelehnt, um nicht Komplikationen 
hervorzurufen und um im Interesse einer möglichst leichten und einfachen 
Ausführung des I.ü. die Abrechnung^) der beteiligten Bahnen nicht 
zu erschweren *). 



1) Nach § 03 B.B. alt. 

2) üeber die die Bedingungen des FrachtgebÜhrenkrediU regelnden Erlasse vgL für 
Preußen und Oesterreich Eger II 8. 418; v. Baschman S. 147 ff.; für Bayern Back- 
deschel S. 89. Allgemein wird die hinreichende Kantion nnd Veröffentlichung der für 
die Erlangung derartiger Kredite aufgestellten NormatiTbestimmungen verlangt. 

8) Besonders ausgesprochen in ital. Instr. § 87 und in Verbandstaiifen. 

4) Kommissionsbericht (Prot. S. 140, 14). 

5) Vereinbarungen, welche Teilfrankatnren gestatten, hält mangels einer Bestimmimg 
des I.Ü. für sullssig Schwab S. 148. Gegenüber der das Fehlen einer solchen Be- 
stimmung begründenden WillenserklXrung des Gesetzgebers und dem Wortlaut Ton Art. 12 
A. 1 kann dieser Meinung nicht beigepflichtet werden. Die Annahmebahn kann nicht 
durch eine Vereinbarung mit dem Absender die übrigen am Transport beteiligten Bahnen 
zu einer (prinzipiell abgelehnten) Erschwerung der Gesch&ftsf&hrung zwingen. 
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Im Falle der VorauBbezahlong der Fracht ist der Frankaturver- 
merk ^) im Frachtbriefe vom Absender auszufflUeii (Art. 6 i). 

II. Die NichtvorausbezahluDg *) hat die Wirkung einer still- 
schweigenden Anweisung auf den Empfänger, die dieser zu honorieren 
verplSiichtet ist, mit dem Augenblicke des Eintritts in den Frachtvertrag, 
also mit Annahme des Gutes und des Frachtbriefes (Art. 17). Ver- 
weigert der Empf&nger Annahme und Zahlung, so kann die Bahn sich 
an den Absender als den ursprünglichen Kontrahenten halten*) und 
von diesem Zahlung beanspruchen, falls nicht durch die Realisierung 
des Pfandrechts seine Frachtforderung berichtigt ist. 

ni. Um die Bahn nun auf alle Fälle durch das Pfandrecht für 
den vor der Bezahlung der Fracht zu bewerkstelligenden Transport zu 
sichern, ist sie in den Fällen, wo eine solche Deckung durch den Ver- 
kaufswert des Gutes nicht gegeben ist, berechtigt, Vorausbezahlung der 
Fracht zu verlangen. Dies ist nach Art. 12 A. 2 der Fall bei Gütern, 
die schnellem Verderben unterliegen ^), oder solchen, die wegen ihres 
geringen Werts die Fracht nicht sicher decken. Ob ein solcher Fall 
vorliegt, darüber entscheidet das Ermessen der Annahmeexpedition. 
Gegen den Bescheid der Bahnexpedition kann Beschwerde zur vorge- 
setzten Aufsichtsinstanz erhoben, aber auch gerichtliche Entscheidung 
angerufen werden ^). Wenn aber die Annahme „in üeberweisung^' einen 
Frachtausfall zur Folge hat, so ist die Annahmebahn den übrigen am 



1) Der Begriff „ttti*^ oder „franco** nmfaSt Fneht und Gebfthren» welche die Aaf- 
gabestation zu bereebDen in der Lage ist, dagegen im Zweifel nicht die während dee 
Transporte erwachsenden Aasgaben, i. B. fllr Zoll, Beparatnren. Soll die Frankierung sich 
anch aaf diese erstrecken, so mvi dies im Frankatarrermerk, ebenso wie bei einer Ein- 
sehrinknng auf die Fracht ansschUeAUch, aosdrttoklich hervorgehoben werden, s. B. „franeo 
einschließlich ZoU«. Zas.-Best. s. Yer.B.B. § 60 Z. 1—4 (nach Z. 8 nmfalt „franeo 
Zoll*' sowohl den Zollbetrag als die Behandlnngsgebfihr der Bahn) giebt die herrschende 
AniTaasnng wieder. 

S) Nicht der Frankatnrvermerk aUein, sondern nur die Besahlang selbst beweist die 
Anweisung der Fracht (vgL Schwab 8. 14S)* 

8) Tgl. Dernburg, PreuB. PriTatreoht, II § S04; Duverdy n. 128; Lanck- 
mann n. 489. 

4) Nach Art. 16 des Uebereinkommens su Ver.B.B. unterliegen dem Frankaturswange 
unbedingt Eis, Heefe, Seeschaltiere, frisches Fleisch, Wildpret, geschlachtetes Geiflgel, 
frische Fbche aller Art, frisches Oemilse, lebende Pflanien, sowie fHsches Obst — ietstere 
beiden Artikel wfthrend der Monate Oktober bis einschliefilich April — gebrauchte leere 
Kisten, K5rbe und Bsllons In Körben. In dieser Aufs&hlung, die selbstverstftodlich auch 
die Bahnen des Vereins nicht hindert, ntch ihrem Ermessen auch andere Artikel dem 
Frsnkierungsswange su unterwerfen , ist ein brauchbarer Anhalt für die Auslegung Ton 
Art. 12 A. 2 auch für die nicht sum „Verein** gehSrigen Bahnen gegeben. — Nach V.O. 
§ 44 A. 7, nicht aber nach Ssterr. B.B. kann Vorausbesahlung der Fracht fttr Tiertransporte 
beansprucht werden; femer wird in beiden Gebieten (V.O. g 42 A. 4) Vorausbesahlung 
für Leichentransporte gefordert. 

5) Vgl. Thoi lU S. 127. 



— 108 — 

Transport beteiligten Bahnen haftbar, insofern ihr bei dieser Annahme 
eine Verschuldung zur Last fällt ^). 

Die Entscheidung der Annahmestation ist fQr die Nachbahnen 
bindend, insofern sie nicht berechtigt sind, die Weiterbeförderung der- 
artiger in Ueberweisung angenommener Güter zu verweigern. 

IV. Neu, nicht im B.R. vorgesehen ist die erst auf Antrag des 
Niederländers Pynappel (Art 12 A. 3) aufgenommene Einrichtung 
des Frankaturvorschusses, welche eine Frankierung auch dann ermög- 
licht, wenn der Betrag der Gesamtfracht bei der Aufgabe des Gutes 
nicht genau bestimmt werden kann, da beim Mangel eines direkten 
Tarifs die Versandtexpedition häufig bei den weiten Entfernungen, die 
für internat. Transporte in Betracht kommen, die einzelnen anzu- 
wendenden Tarifsätze nicht kennen dürfte. In diesem Falle kann die 
Bahn die Hinterlegung des ungefähren Frachtbetrags fordern ^), und es 
findet eine endgültige Regelung desselben erst nach Beendigung des 
Transports durch Herauszahlung des zuviel oder durch Nachforderung 
des zu wenig erhobenen Betrags statt oder, falls die hinterlegte Summe 
dem Gesamtbetrag gleich kommt, durch Anerkennung derselben als 
Zahlung. Erst durch die Abrechnung*) verwandelt sich die Hinter- 
legung in Zahlung, welche die Wirkung einer Tilgung der Fracht- 
schuld, einer Befreiung des Absenders von seiner Verbindlichkeit hat. 

Die Abrechnung mit dem Absender wird unter Umständen erst 
nach der unter den Bahnen gemäß Art. 23 vorzunehmenden Verrech- 
nung erfolgen können. 

Ueber die Zulässigkeit von Zahlungsmitteln entscheidet das Recht 
des Landes^), in welchem die Zahlung an die Bahn zu leisten ist. 

V. Der Rechtssatz, daß die Berechnung der Fracht nach Maßgabe 
der bestehenden, gehörig veröffentlichten Tarife zu erfolgen habe, führt 
mit Notwendigkeit zu der sich auch schon aus allgemeinen Rechts- 
grundsätzen ergebenden Folge, daß weder eine unrichtige Anwendung 
der Tarife noch ein Rechnungsfehler bei Festsetzung der Frachtsätze 
und Gebühren irgend einem der Vertragsteile zum Schaden gereichen 
solle. Dieser im B.R. (alt § 53) und im Rechte der meisten Vertrags- 



1) It«l. Instr. § 87 A. 3 nuicht die Annahmebahn schlechthin haftbar. 

S) Vgl. itaL Instr. § 42. 

8) Ueber die Art derselben hat das I.U. keine Bestimmung getroffen, was, irie 
Schwab 8. 148 meint, in der Praxis anangenehme Folgen haben kann, wenn keine 
Vereinbamngen swischen den am Transport beteiligten Bahnen bestehen. Die von Schwah 
Torgeschlagene allgemeine EinAhrung Ton Frankatnmoten dürfte als sehr sweckmiBig Be- 
rfieksichtignng Terdienen. 

4) B.R. alt § 6 verpflichtet rar Annahme anch des auf den Nachbarbahnen gesets- 
liehen Knrs besitsenden Qold- und Silbergeides, liasschlieAlich Scheidemünze, sa dem von 
der Bahn festgesetsten nnd yeröffentlichten Kurse. Vgl. anch dentseh-Ssterr. HandeUvertrag 
1891 Art. 16 A. 2 nnd 8. 
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Staaten festgestellten, auch schon von der bisherigen Rechtsprechung ^) 
gezogenen Konsequenz hat man im I.U. noch präziser Ausdruck ver- 
fiehen, um Streitigkeiten zwischen Publikum und Bahn zu verhüten'), 
indem Art 12 A. 4 vorschreibt: „Wurde der Tarif unrichtig angewendet 
oder sind Bechnungsfehler bei der Festsetzung der Frachtgelder und 
Gebflhren vorgekommen, so ist das zu wenig Geforderte nachzuzahlen, 
das zu viel Erhobene zu erstatten/^ 

Es wird also hier ausdrücklich der Anspruch der Bahn gegen Ab- 
sender bezw. Empfänger auf Nachzahlung des zu wenig geforderten Be- 
trags und ebenso ein Anspruch dieser gegen die Bahn auf Zurücker- 
stattung des zu viel erhobenen Betrags (condictio indebiti) festgesetzt, 
je nachdem der irrtümlich erhobene Betrag über oder unter dem Tarife 
geblieben ist. 

Es ist ganz gleichgültig, ob der Irrtum herbeigefiihrt wurde durch 
einen Rechenfehler, Einreihung des Gutes in eine falsche Güterklasse, 
irrige Anwendung eines Spezialtarifs, oder auf andere Weise. Unab- 
hängig von diesen Berichtigungsansprüchen ^) besteht aber eine Entr 
sch&digungsforderung gegen die Bahn, d. h. sie kann die verlangte 
Nachzahlung verweigern oder das zu viel Bezahlte zurückfordern, wenn 
Absender oder Empfänger, im Vertrauen auf die Richtigkeit der ihnen 
durch die zuständigen Oi^ane der Bahn über die Höhe der Frachtsätze 
erteilten Auskunft, den Preis der von ihnen verkauften Waaren 
zu niedrig angesetzt und so durch Verschulden der Bahn zu Schaden 
gekommen sind^). 

1) Vgl. R.O.H.Q. IX S. 71 f.; XXI 8. 181 f.; Sarrat n. 588. 

t) DiaM im sehwsiier. Entwurf fehlende Bestimmang wurde Mif deutschen Vorsehlag 
aafgenommen (Prot I 8. XIII f., LID). 

S) Auf der 2. Konferens steUte Perl (BoBland) folgenden Antrag: „Ist über das 
Qfüt eine Recepisse ansgestellt oder auf der Empfangsstation ein Avis dem Empfftoger inge- 
sandty so bleibt die Bahn ttr die durch die unrichtigen Frachtberechnnngen entstandenen 
Unkosten verantwortlich." Wenn nun dieser Antrag abgelehnt warde» so geschah es nicht, 
weil man Um materiell für unrichtig hielt, sondern mehr, weil man nur OrandsXtie anf- 
steUen lud nicht ins DetaU gehen woUte, da man diese Verhiltnisse der richterlichen 
BeorteUnng ftberlassen ra dürfen glaubte (Prot. II S. 25). 

4) So auch die Praxis der französ. Handelsgerichte, die allerdings spftter Tom 
Kassationshofe yerlassen wurde (Sarrut n. 588 s.). Richtig auch Eger, I.U. S. 222 f.; 
Schott bei Endemann, Handb., III S. 380. Contra Gerstner S. 228, der betont, 
daE diese Auffiusung su einer Bechtfertigung der Nichtachtung der Tarife ffthre. Die Ein- 
rede stütst sich aber mit Fug auf ein Verschulden der Bahnbediensteten, welches fttr den 
Absender bestimmend gewesen Ist (dieser bitte den Frachtvertrag Überhaupt nicht abge- 
schlossen, den Verkaufspreis der Waren entsprechend erhöht, diese nicht oder nicht Im 
vereinbarten Preise gekauft u. s. w.). Bei der komplisierten Tarifaufstellung ist es selbst 
gebildeten Leuten manchmal nicht mSglich, die Frage der Tarifeinreihung einer Ware au 
bestimmen. Wilrden die Bahnorgane eine Auskunft verweigern (was praktisch gana un- 
durehlührbar ist), so könnten sie sich auf die veröffentlichten Tarife berufen. So haben 
sie aber durch Ihre falsche Auskunft die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers verletit 
und müssen die Konseqaenaen tragen. Man kann auch nicht Sinn und Wortlaut von 
Art 18 A. 4 dem entgegenhalten, denn dem Sinne dfirfte unsere Auffassung nicht wider- 
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Wenn Art. 12 diese Berichtigung von Irrtümern nur bezüglich der 
Frachtgelder und Gebühren regelt, so unterliegt es doch keinem 
Zweifel, daß sich dieselbe auch auf die baren Auslagen erstreckt, 
denn diese dürfen in vollem Umfange, in dem sie seitens der Bahn 
geleistet wurden, von dieser gefordert werden. 

Zur Nachzahlung der zu wenig berechneten Fracht verpflichtet — 
und ebenso zur Rückforderung des zu viel erhobenen Frachtbetrags 
berechtigt^) — ist bei frankierten Sendungen der Absender^), bei un- 
frankierten der Empfänger, sobald er durch Annahme des Gutes und 
Frachtbriefs in den Frachtvertrag eingetreten ist (Art 17). Die Bahn 
kann aber auch im ersten Fall die Frachtdifferenz vom Empfänger be- 
anspruchen und bei Ablehnung der Zahlung*) die Aushändigung des 
Gutes verweigern ^), denn sie braucht nur g^en Bezahlung der iin 
Frachtbrief ersichtlich gemachten Beträge — und die Ablieferungsstation 
wird auch diese Differenz im Frachtbrief verzeichnen — an den 
Empfanger ausliefern. Die Bahn braucht das Gut, das ihr auch für 
die Frachtdifferenz pfandrechtlich haftet, nicht vor deren Zahlung aus 
Händen zu geben *). 

Der Anspruch auf Nachzahlung oder Zurückerstattung verjährt in 
einem Jahre ^) vom Tage der Zahlung an. 

Um Zweifel, welche bisher in der Rechtsprechung hervorgetreten 
waren, zu beseitigen, hebt Art. 12 A. 4 noch besonders hervor, daß 
der Satz (Art. 44 A. 1), daß durch Zahlung und Annahme des Gutes 
alle Ansprüche gegen die Bahn erlöschen, auf den Berichtigungsanspruch 
keine Anwendung finde, wohl aber der Satz, daß die Gesetze des Landes 
der Elageanstellung über die Unterbrechung der Veijährung entscheiden 
(Art 45 A. 3). 

sprechen. An den Wortlaut darf man sich aber nicht klammem, da dies nur zu dem 
weniger sweckmlfiigen Ergebnisse fOhren würde, daB der Absender die geforderte Nach- 
lahlnng leisten mflsse, dann aber eine Schadensersatsklage aof Znrückerstattnng dieses 
naefagesahlten Betrags gegen die betreffende Bahn erheben könnte. Die hier bekimpfte 
Anschauung wfirde au der größten Unbilligkeit führen (vgl. Motive s. B.Eis. Ges. Entw. S. 77). 
Dagegen wUrde es Sache der richterlichen Prüfung des Einselfalls sein, darüber zu wachen, 
dafi nicht etwa auf dem Umwege irriger Tarifauskünfte die durch Art. 11 ▼erbetenen 
heimlichen Tarifbegünstignngen eingeschmuggelt werden. 

1) Die Frage wurde auf der 2. Konferenz erörtert, aber nicht entschieden, sondern 
der Auslegung im einzelnen Fall überlassen (Prot. II 8. 26, 101). 

2) Vgl. auch Entscheidung des Centralamts (Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 185 f.); 
ferner österr. Handelsmin.-Entschl. und Vorschriften der österr.-ungar. Bahnen für Aus- 
zahlung der Parteiguthaben (1889) Z. 5 und 6 bei ▼. Buschman 8. 162 f. und Ueber- 
elnkommen s. yer.B.B. 

8) In diesem Falle liegt ein Ablieferungshindemb vor, und der Absender ist von 
diesem unverzüglich in Kenntnis zu setzen (Art 24). 

4) Falls Anlafi zu derartigen Nachforderungen, die stets mit den betreffenden Fracht- 
briefen zu belegen sind, vorliegt, soll nach Zus.-Best. z. Yer.B.B. ( 60 Z. 5 der Berechtigte 
thunlichst bald benachrichtigt werden. 

6) Diese wichtige Neuerung war dem alten B.R. fremd. 
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§ 14. 
Die Naehnalime 0« 

Auf wesentlich anderer Grundlage als das alte B.R. (§ 54) hat das 
I.D. das Nachnahmeverfahren geregelt*). Während jenes unterscheidet 
Spesen- und Wertnachnahme (Vorschüsse auf den Wert des Gutes), je 
nachdem sie f&r durch den Transport entstandene Forderungen auf das 
Gut gelegt ist oder nicht >), kennt das I.U. nur eine Gattung der 
Nachnahme. 

I. Man versteht unter Nachnahme eine vom Absender auf den 
Empfanger im Frachtbrief zur Zahlung angewiesene Geldforderung, die 
in der Weise auf dem Gute lastet, daß die Bahn dasselbe nur gegen 
Befriedigung der Forderung an den EmpfiLnger bei Vermeidung eigner 
Haftung abliefern darf. Es wird hier mit einem Internat. Frachtvertrag 
als dem Hauptvertrag ein Einkassierungsmandat ^) als Nebenvertrag ^) 
zwischen denselben Kontrahenten in untrennbare Verbindung gebracht, 
so daß beide Verträge gleichzeitig erfüllt werden müssen ^). 

Die Bahn ist verpflichtet, bei Abschluß eines Internat. Frachvertrags 
den ihr vom Absender angebotenen Nachnahmevertrag innerhalb ge- 
wisser Grenzen abzuschließen. Die auf dem Gute haftenden Nach- 
nahmen sind in den zwei getrennten schraffierten Rubriken des Fracht- 
briefformulars ^) für Nachnahme^), von welchen die eine für „Barvor- 

1) Art 18; Aiiflf..B6tt. §§ 5 und 11 (Ziia.-Bo8t. i. Vot.B.B. § 51; V.O. % 68). 

8) Der schweis. Entwurf hatte keine Bestimmung hierüber. Dieser Mangel, Yon 
Eger, Einf., S. 68 gerfigt, wurde dnrch den deutschen Entwurf ausgefüllt, der einige 
aUgemeine GrundsXtse Aber das Recht der Nachnahmebelastung aufstellte. 

8) Vgl. Knittel S. 8. 

4) ErteUnng und Annahme des Einkassierungsmandats. Vgl. Thdl III S. 188; Heck 
im Handwörterbuch HI 8. 688. 

5) Neben diesem Einkassierungsauftrag wird dann dem EmpiXnger Tom nachnehmenden 
Absender stillschweigend ein Zahlungsauftrag erteilt des Inhalts, die Bahn für die bei der 
Ablieferung Ton ihr geltend gemachten Forderungen in befriedigen (ygl. Knittel 8. 6). 

6) In Frankreich besteht keine Verpflichtung rar Uebemahme von Gut mit Wert- 
naehnahme (rembonrsement), wohl aber fUr Spesennachnahme (frais et d^bours). Sarrnt 
n. 846. 

7) Art 6 lit. k: „die auf dem Gute haftenden Nachnahmen, und iwar sowohl die 
erst nach Eingang aussusahlenden, als auch die von der Eisenbahn geleisteten Banror- 
fcbiisse (Art 18)'*. Von „Barrorschttssen" ist aber im Art. 13 gar nicht die Rede, eine 
Uebereinstifflmung mit diesem ausdrfieklich genannten Art. 18 fehlt Der Ausdruck ist, 
wie Schwab S. 146 darlegt, nur ans der Auffassung des alten B.B. zu erklilren, welches 
die Speeennachnahmen als Nachnahmen nach Eingang und die Wertnachnahmen als Bar- 
Torschüsse denkt, welche nach I.U. von der Bahn gemacht werden können, aber nicht 
l^emaeht werden müssen. Die NachnahmebetrKge sind in Buchstaben auf der schrafflerten 
SteUe dee Frachtbriefs einsutragen. 

8) AuAerdem ist im Frachtbriefe noch die Bubrik: Spenfikation obiger Nachnahme 
(Betrag) ausanfUlen. Durch diese wird der Empfänger in die Lage yersetit, die Nachnahme 
m prfifen. 
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schuü", die andere f&r Nachnahme „nach Eingang'^ bestimmt ist, 
einzutragen. Nor dieser Eintrag im Frachtbrief ist für den Inhalt des 
Nachnahmevertrags maßgebend. Durch ihn wird Erteilung und An- 
nahme des Nachnahmezahlungsauftrags beurkundet 0* ^^ abgestempelte 
Frachtbrief und das Frachtbriefduplikat dienen zum Beweise über Auf- 
legung und Höhe der Nachnahme^). 

n. Ein Becht mir Belastung des Gutes mit Nachnahme steht nur dem 
Absender (und seinem Bevollmächtigten), nicht irgend einer anderen am 
Transport beteiligten Person zu, auch nicht einer Bahn für ihre Spesen. 

„Dem Absender'', sagt Art. 13 A. 1, „ist gestattet, das Gut bis 
zur Höhe des Wertes desselben mit Nachnahme zu belasten. Diese 
Nachnahme darf jedoch den in den Ausf.-Best. festgesetzten Höchst- 
betrag nur insoweit übersteigen, als sämtliche am Transport beteiligte 
Bahnen einverstanden sind.'' 

Das Becht der Nachnahmebelastung findet seine Begrenzung in dem 
Wert des Gutes, sowohl zur Beschränkung des Risikos der Bahn, als 
auch um die einzelnen Stationen nicht zur Bereithaltung großer Bar- 
vorräte zu zwingen'). Welcher Wert hier gemeint ist, ob der am 
Absende- oder Bestimmungsort, ist nicht gesagt Da aber die Auf- 
gabeexpedition die Beziehung der Nachnahme zum Werte zu prüfen 
hat, und falls sie den Wert übersteigt, den Fracht- (und Nachnahme-) 
Vertrag in dieser Gestalt nicht abschließen darf, diese aber den 
Wert am Ablieferungsort in der Regel nicht übersehen kann, so ergiebt 
sich der Wert des Aufgabeorts^) als der maßgebende. 

Während so der Wert des Gutes den äußersten Grenzpunkt des 
Nachnahmebetrags bildet, hat man innerhalb dieser absoluten Wert- 
grenze noch eine andere Schranke errichtet, indem man den Höchst- 
betrag der Nachnahme auf 2000 Franken ^) für jeden Frachtbrief fest- 
setzte (Ausf.-Best. § 5), also für die Gesamtheit der auf einem Fracht- 
briefe verzeichneten Güter. Erreicht der Wert des Gutes nicht diesen 
Höchstbetrag, so darf dieser auch nicht zugelassen werden. Man hat 
dieses von verschiedenen Seiten^) bekämpfte Maximalsystem gewählt 
in Rücksicht auf Frankreich, wo eine Verpflichtung, Nachnahmen zuzu- 
lassen, für die Bahnen nicht bestand ^) als eine Vermittelung zwischen 

1) Vgl. Thöl III S. 180. 

2) Ziu.-B«Bt. B. Ver.B.B. § 61 Z. 1 und 2 und V.O. § 62 A. 8 verpflichten die 
Bahnen bot gebfthrenfreien Ausstellung von Nachnahmescheinen aaf Verlangen des Absenders. 

8) Vgl. Eger, I.U. S. 288; Gerstner S. 228. 

4) De lege ferenda empfahl diesen anch Denkschrift des Vereins S. 11; 
▼gl. noch de Seignenz p. 28. 

5) Gemltfi Aosf-Best. § 11 ist dieser Betrag darch einen entsprechenden der Landes- 
w&hmng Bu ersetaen in Ländern, die die FrankenwShning nicht haben. Vgl. S. 78. 

6) Vgl. MonBiUi p. 69. 

7) Obligatorisch war für die frans5sischen Bahnen nur die Belastung mit Nachnahme 
far Kosten und Auslagen (Picard IV p. 672 8.). 



— 113 — 

der Pflicht und der Freiheit der Bahn Naehnahmegat anzunehmen ^). Die 
Bestimmung eines Maximum erscheint nicht gerechtfertigt*) und giebt 
nur Anlaß zu einer Erschwerung des Transports, indem der Absender, 
um eine Ueberschreitung des Maximum zu vermeiden, das Frachtgut in 
eine Reihe von Einzelsendungen mit je einem Frachtbriefe zerlegen muß. 

Dieser Höchstbetrag bildet aber keine absolute Schranke der Nach- 
nahmebelastung. Er kann nftmlich Qberschritten werden, wenn sämt- 
liche am Transport beteiligte Bahnen einverstanden sind (Art. 13 A. 1), 
sei es daß dieses Einverständnis allgemein, durch einen Verbandstarif 
u. s. w. unter bestimmten Voraussetzungen oder speziell für den einzelnen 
Frachtvertrag zustande gekommen ist'). Eine Vereinbarung daraber, 
daß der Höchstbetrag der Nachnahme keiner Beschränkung unterliege, 
ist z. B. unter allen Bahnen des „Vereins" getroffen w(»den (Zus.-Best 
z. Ver.B. § 51 Z. 5) *). 

Von der Nachnahmebehistung sind ausgeschlossen die leichtver- 
derblichen und geringwertigen Gttter ^), für welche nach Art. 12 A. 2 
Frachtvorausbezahlung verlangt werden kann (Art. 13 A. 1). Die Ver- 
weigerung der Annahmebelastung ist obligatorisch, und die Bahn, welche 
eine solche annimmt, wird schadensersatzpflichtig ^). 

ni. Die Bahnen berechnen für die angegebene Nachnahme die 



1) Prot I S. 14. 

S) Dmu di« Bahn fibernimmt in dar Bagal kain Biilko, da aia dan Naehnalmiabatrag 
erat naeli Eingang anssuahlan Tarpfliehtat iat AaSardan hat daa nnbagranata Nanhaahma- 
▼ariUtfan aoch in dan intamal. Varbaaditarifaa biafaar nicht an Klagan Anlai gagaben 
(vgL Monailll p. 69). 

8) Hat nun dia (arsta) Annahmabahn ohna Enialvng alnar VaratäDdigiing mit aUan 
fibrigea Tranaportbahnan daa Gut imtar ainar dan H6ebatbatrag flbarttaigandan Naohnahma- 
balaatnng inr BafSrdamng anganonuMii, lo ist aia Ar dan FaU ainar hiarani anrachiandaa 
SeULdigong arMtapfUchtig. Dia flbrigan Tranaportbahnan find an dan awisehan Abaand«r 
ond Annahmabahn gaaehloMaaan Vartrag aia ainar rM int«r alioa acta nicht gabondan nnd 
nicht yarpflichtaty dan daa Maximum ftbarataigandan Nachnahmabatrag Tom EmpAngcr na 
erhaban. Vgl. Aisar 8. 178. 

4) Fflr Sandnngan ans Italian nach Frankraich und Oactarraich*üngam ist dia Dabar- 
schraitang das fiSohstbatraga (2000 Fra.) snlissig (ItaJ. Instr. % 46). 

5) Vgl. S. 107. 

6) Oalcgantlich ainar Anfraga mainta daa Cantralamt (Zelts ehr. f. Int« Eisanb., 
I 8. SS8), wenn auch nicht ohna Bedenken, daB bei Zoatimmang aller betaiUgtan Balman 
Hachnahmen in diesem Falle anllssig seien. Geganflber dem klaren Wortlant roa Art. 18 
A. 1 (,ydi^enigen Gttter, Ar welche VoransbaBahlang der Fracht Tcrlangt werden kann — 
Art. 18 A. 8 — dttrfen nicht mit Nachnahme belastet werden'*) kann ich in Bflckaicht aaf 
Art. 4 (8. 87 if.) diese AutttMung nicht teilen. Vom Binyarstlndnis aUar Transportbahnan 
spricht aber der 8. Sata Ton Abs. 1 des Art 18 nur in Beang aaf üeberachraitang dea 
HSchstbetrags. Das österr. Handalsminist hat es allerdings Ar nnbedenklieh erklict, 
doreh Zn8.-Best an den Internat. Tarifen die Belastung derartiger Oegenat&nda mit Kach- 
nahma (nach Eingang) ansnlaasen, was nicht gebilligt werden kann. Daa praktische Ba- 
dfirCois dftrfke aber an einer Aenderong disaer allsn rigorosani sachlich nicht gebotenen 
Beachrinknng der Bahnen Ähren. 

Roienthal, Internat Elaenhthnftiftitwcht 3 
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tarifinäßige Provision (Art. 13 A. 2) '), gleichviel ob die Nachnahme 
auch wirklich bezahlt wird oder nicht, sei es daß der Empfänger die 
Zahlung verweigerte oder der Absender den Nachnahmeerhebungsauf- 
trag widerrufen hat. 

IV. Als obligatorisches Institut kennt das I.U. nicht die „Nach- 
nahme im voraus^^ die BarvorschQsse ') (döbours, so nennt Art. 13 A. 3 
auch die vor der Aufjgabe für das Gut gemachten Auslagen), sondern 
nur die „Nachnahme nach Eingang^^ (remboursement), denn nach Art 13 
A. 2, ist die Bahn nicht verpflichtet „dem Absender die Nachnahme eher 
auszuzahlen, als bis der Betrag derselben vom Empfänger bezahlt isf ^ ^). 
Zahlt sie vor Eingang, wozu sie immerhin berechtigt ist, so thut sie 
das auf eigene Grefahr ^). Sie wird daher in diesem Falle neben einer 
sorgsamen Prüfung des Werts des Gutes auch die Zahlungsfähigkeit 
des ihr eventueU regreßpflichtigen Absenders in Rücksicht auf die großen 
Entfernungen, die bei Internat. Transporten in Frage kommen können, 
ins Auge fassen müssen. 

y. Der Nachnahmebetrag ist nur zu zahlen an den Absender als 
denjenigen, der den Zahlungsauftrag erteilt hat, oder dessen Bevoll- 
mächtigten, nicht etwa an jeden Inhaber des Frachtbriefduplikats oder 
eines Nachnahmescheins ^). 

Inwiefern und auf welche Weise die Benachrichtigung^) von der 



1) Die durch Verbandstarif eyentneU Tarif der Aufgabestation bestimmte, die nar 
eiunal für den gansen Transport erhoben wird. 

2) Ebenso Zas.-Best. b. Ver.B.B. § 61 Z. 4 (V.O. § 62 A. 2), wo ProTisionsberechnnng 
aaeh für Barauslagen der Bahn gestattet nnd nur die yon den Bahnen nachgenonunenen 
Frachtgelder nnd tarifmäSigen Nebengebflhren Ar proTisionsfrei erklärt werden. 

8) Nach altem B.B. § 64 A. 2 mußten solche Barrorsehftsse bis snr HShe yon 
M. 800 (160 fl.) yon der Bahn gegeben werden, wenn dieselben nach Ermessen des ab- 
fertigenden Beamten durch den Wert des Gutes sicher gedeckt sind. Nach der neuen V.O. 
§ 62 A. • ist dies unter letiterer Voraussetiung für die Bahn nur fkkultatiy. Infolgedessen 
ist auch das Maximum der Nachnahme hier yerschwunden. 

4) ,|Dies*S so ffthrt A. 8 fort, „findet auch Anwendung auf Auslagen, welche yor der 
Aufgabe fOr das Frachtgut gemacht worden sind'*. Hier wird also, obwohl das I.U. 
nicht zwischen einaelnen Arten der Nachnahme begrifflich unterscheidet, die sog. Spesen- 
nachnahme besonders heryorgehoben, wohl darum, wie Schwab S. 160 yermntet, weil 
diese besonderen Speditionskosten in der Praxis meist als Baryorsch&sse behandelt wurden. 

6) Sie ist fUr etwaigen Schaden nur dann den fibrigen Transportbahnen nicht haftbar, 
wenn sie unter bestimmten, yorliegenden Voraussetsungen sur Zahlung, yor Eingang durch 
reglementarische Verbandsbestimmungen berechtigt war, a. B. Zus.-Best. s. yer.B.R. § 61 
A. 8 und V.O. § 62 A. 6 lassen Baryorschüsse su, falls sie nach dem Ermessen des 
abfertigenden Beamten durch den Wert des Gutes sicher gedeckt sind. 

6) Diese Urkunden kdnnen aber lur Legitimation dienen. Nach Zus.-Best. i. Ver.B.S. 
§ 61 Z. 1 (V.O. § 62 A. 8) dient der abgestempelte Frachtbrief oder das Duplikat als 
Bescheinigung Über die Nachnahmebelastung. Besondere Nachnahmeschexne werden aaf 
Verlangen gebührenfrei erteilt. 

7) Eine Benachrichtigung des Absenders unmittelbar nach Zahlung des EmpOngers 
fordert Zus.-Best. s. Ver.B.B. § 61 Z. 2 (V.O. § 62 Z. 4), das yon dieser Pflicht nur be- 
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erfolgten ZaUuBg des Kachnahmebetrags an die Versandtbahn und Ab- 
sender zu erfolgen hat, wird durch das I.U. nicht vorgesehen ^). Hier- 
fiber geben also, wenn nicht besondere Vereinbarungen unter den Bahn- 
yerwaltungen abgeschlossen werden, die betreJBTenden landesrechtlichen 
Vorschriften Maß. 

VL Wenn die Bahn das Gut ohne Einziehung der Nachnahme ab- 
geliefert hat, so haftet sie, was Art. 13 A. 4 in Uebereinstimmung mit 
der bisherigen Rechtsprechung ausdrücklich ausspricht, für den Schaden 
bis zum Betrage der Nachnahme *). Voraussetzung der Ersatzpflicht 
der Bahn ist ein Schaden des Absenders *), der verursacht ist durch die 
vertragswidrige Ablieferung des Gutes ohne Nachnahmeeinziehung. Die 
Ersatzpflicht ist aber keine unbegrenzte, sondern das Maximum der 
Ersatzsumme bildet der Betrag der Nachnahme. Sollte der Schaden 
diesen Betrag auch übersteigen, so kann ein Ersatz über diese Haftungs- 
grenze hinaus von der Ablieferungsbahn nicht beansprucht werden. 
Bleibt die Schadenshöhe aber unter dem Nachnahmebetrag, so ist nur 
diese kleinere Ersatzsunune zu leisten. Die Bahn hat den liquiden 
Ersatzanspruch des Absenders sofort zu befriedigen, denn sie haftet aus 
dem Nachnahmevertrag (aus dem Mandat), sie darf mithin den ge- 
schädigten Absender weder unmittelbar an den Empfänger verweisen, 
noch die Erfüllung ihrer Ersatzleistung verzögern, bis sie den Nach- 
nahmebetrag nachträglich vom Empfänger erhalten hat^). Ihr Rück- 
griffsrecht gegen den Empfänger wird ihr aber (Art. 13 A. 4) ausdrück- 
lich gewahrt 

abhÜDgig gemacht itt. Die Ton den dtterr. BahnTenraltungen Tereinbarten Grnndsltse Über 
ATiaiening und Anssahlang der Nachnahme tind abgedruckt bei ▼. Base hm an 8. 160. 

1) Die Pflicht der Abliaferungabahn inr Benachrichtigung der Annahmebahn vom 
Eingang der Nachnahme ergiebt eich aai deren Pflicht rar Aussahlung nach Eingang. 
Nach Art SS A. 1 ist die abliefernde Bahn sur sofortigen Uebermittetung dee von ihr 
einkassierten Nachnahmebetrags an die Annahmebahn Terpflichtet Eine scbnldhafte Ver- 
lagerung der Auaiahlnng des Nachnahmebetrags an den Absender, begründet gegen die 
Annahmebahn einen Anspruch auf Zahlung yon VerBUgsiinsen Ton dem Tage, wo bei ge- 
höriger Oebahrung die Naahnahme hüte ausgezahlt werden sollen, bis sum Tage der wirk- 
lichen Aussahlung (Urteil des österr. ob. 0er. bei Epstein, Entscheidungen, S. S44). 

8) Der Entwurf Ton 1878 erstreckte die Haftung nur bis sur Höhe des Wertes, 
jedoch nicht fiber den Betrag der Nachnahme. Dies wurde mit guten Grttnden ron den 
italienischen Bahnen bekimpft (Monsilli p. 70 s.). 1881 hatte sodann die Kommission 
beantragt, das Prinsip der Verantwortlichkeit nur allgemein anssusprechen und im Streit- 
falle dem Bichter die Ausmessung des Bntschidigungsbetrags su überlassen, doch siegte 
die oben mitgeteilte Fassung (Prot U 8. SS, 94), die den Wert des Gutes bei der 
Schadensbereehnung nicht berflcksichtigt. 

8) Dieser allein ist klageberechtigt, die Grundsätse Über Aktiylegitimation (Art. 26) 
finden hier, wo es sich um eine Klage ans dem Nachnshmeyertrag (nicht ans dem Fracht- 
Tcrtrag) handelt, keine Anwendung. Vgl. Gerstner S. 238. 

4) Wenn die Nachnahme vor Ablieferung des Gutes besahlt, dieses aber yerloren 
wurde, so ist die Bahn sur Zurfickerstattnng des (nun indeblte geleisteten) Naehnahme- 
betrags yerpflichtet (Urteil des österr. ob. Ger. bei Epstein, Entscheidungen, S. 168). 

8* 
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Von dem gesetzlichen Pfandrecht der Bahn, das ihr auch für die 
auf dem Gute haftenden Nachnahmen (Art. 20, 21) zusteht, wird weiter 
unten gehandelt werden ^). 



DRITTER ABSCHNITT. 
Die Auaffüirung des intemationalen EisenbahnfrachtvertragB. 

§ 16. 
Die LieferMsten >)• 

Gegenüber dem faktischen Monopol der Bahnen war zur Wahrung 
der Interessen des Verkehrs in Ergänzung des BefÖrdarungszwangs 
außer der Anerkennung der Gleichmäßigkeit der Tarife auch die der 
Lieferfristen erforderlich. Auch in Bezug auf diese ^) durfte keinerlei 
Bevorzugung eines Absenders vor anderen gestattet sein, da eine solche 
bei der Ausbildung des modernen Handelsverkehrs die Konkurrenzver- 
hältnisse wesentlich verschieben könnte. 

I. Die ersten Entwürfe berechneten wie die Fracht so auch die 
Lieferfiisten in Ermangelung gemeinschaftlicher Tarife durch eine Zu- 
sammenziehung der Lieferfristen der einzelnen Bahnen bezw. Verbände^). 
Man ließ jedoch diese Berechnungsart fallen und begnügte sich, im 
Art. 14 A. 1 zu erklären : „Die Ausführungs- Bestimmungen werden die 
allgemeinen Vorschriften betreffend die Maximal-Lieferfristen, die Be- 
rechnung, den Beginn, die Unterbrechung und das Ende der Liefer- 
fristen feststellen." Nur subsidiär, in Ergänzung zu, nicht in Wider- 
spruch mit den Vorschriften des Art 14 und Ausf.-Best. § 6 sind für die 
Lieferfristen die Bestimmungen der im einzelnen Falle zur Anwendung 
kommenden Tarife maßgebend (Art 14 A. 3) ^). Sie können ergänzend 
eintreten in Ausfüllung des durch das I.U. gezogenen Rahmens, z. B. 
kürzere als dessen Maximal-Lieferfristen aufstellen und auch vom I.U. 
nicht geregelte Verhältnisse ordnen. Es können daher durch die Tarife 
weder längere Lieferfristen noch andere (als die unter IV erörterten) 
Grundsätze über die Berechnung der Lieferfristen aufgestellt werden. 

1) Vgl. § 20. 

8) Art. 14; Ansf. Beit. § 6; rg\. noch Art. 89, 40, 48 (ZoL-Best. b. Ver.B.B. § 82; 
V.O. §§ 68, 47, 65 A. 8). 

8) In England nnd Nordamerika sind keine festen Lieferfristen aufgestellt Es ist 
an bef5rdem „in reasonable time". Vgl. ▼. d. Leyen, Nordamerik. Eisenb., S. 286. 

4) Man fiberlieft den einzelnen Bahoeo und Verbänden die Festsetzang der Liefer- 
fristen, schrieb aber eine einheitliche Art der Berecfanang und Maximalfristen vor (Prot I 
Art. 9 S. XIV, LIII). 

5) „Im Uebrigen (d. h. soweit das I.U. keine Bestimmungen Über Lieferfristen ge- 
troffen hat) richten sich die Lieferfristen nach den Bestimmungen der im einseinen Falle 
snr Anwendung kommenden Tarife'* (Art 14 A. 8). 
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sind aber in Berüoksiclitigung des gröBeren Yerkehrsgebiets namentlich 
höher bemessen ^) als die für den internen Verkehr und weniger um- 
fangreiche intemat. Verbände festgesetzten. Die Lieferfrist umMt den 
Zeitraum, innerhalb dessen die Bahn zur AusfOhrung des Transports 
mid zur Ablieferung des Gutes an den Empfänger verpflichtet ist. Sie 
setzt sich zusammen aus der Expeditionsfrist ') und der Transportfrist. 
Jene umfaßt den Zeitraum, der filr die yerschiedenen Verrichtungen, 
die mit dem Gute und den Begleitpapieren bis zum Beginne des Trans- 
ports, während desselben und nach Ankunft an der Bestimmungsstation 
Yorgenommen werden, angesetzt ist'). 

Die Transportfrist dagegen umfaßt den für den Transport selbst 
erforderlichen Zeitraum. 

Im intemat Verkehr beträgt die Expeditionsfrist 1 Tag für 
Eil-, 2 Tage für Frachtgüter, die Transportfrist ebenso 
viel für je auch nur angefangene 250 Kilometer^) (Ausf.- 
Best. § 6 A. 1). Die Berechnung der Transportfrist erfolgt nach der 
Gesamtentfemung zwischen der Aufgabe- und Bestimmungsstation, ohne 
daß die Landesgrenzen oder die Zahl der durchlaufenen Bahnverwaltungs- 
gebiete hierbei irgendwie berücksichtigt würden '^). Ebenso kommt die 
Expeditionsfrist ohne Rücksicht auf letztere nur einmal zur Berechnung 
(Ausf.-Best. § 6 A. 2). 



1) Vgl. Oeritner, E.V.Z. 1892 S. fil9. 

8) In Fnuikreieh nnd Belgien nnteneheidet man: les d^lais d'exp^dition, le 
tempe dans leqnel les marchandisee doivent dtre misee en roate; les d^lais de transport, 
le lempa qa' eUes doivent rester en roate, les dölais de ÜTraison, le tenps dans leqael 
eilee doSvent itre remises an destinataire (Lanckmann n. 586). Za den d^lais de 
transport kommen als Znsehlagsfrist hiniu dölais de transmission beim Uebergang von 
einer Linie an/ eine andere (Sarrnt n. 406 ss.). 

3) Vgl. Wehrmann 8. 149. 

4) Nach V.O. § 68 A. 1 ist die Bxpeditionsfrist die gleiche, die Transportfrist für 
Eilgot 1 Tag für je aaeh nur angefangene 800 km, l&r Frachtgut bei einer Entfernung bis 
Ett 100 km 1 Tag, bei gröSeren Entfernungen für je auch nur angefangene weitere 200 km 
1 Tsg. In Frankreich sind Eilgüter mit dem ersten nach dem BestimmuDgsort fahrenden 
Personensng (mit Wagen aller Klassen) zu befördern, wenn sie 8 Standen ror dessen 
Abfahrt aufgegeben sind. Frachtgut ist am Tag nach der Aufgabe cu befördern. Diese 
ExpeditionsIHst kann auf 2 Tage erstreckt werden. Die Transportfrist (dölai de transport 
proprement dit) betrügt fi&r Frachtgut (fUr Eilgut fehlt eine Bestimmung) 1 Tag für an- 
ISefssgene 126 km (Ar einige Linien 200 km). Daau kommt d^lai de transmission f&r 
Eilgut für den Uebergang des Gutes aaf die Linie einer anderen Verwaltung 8 Standen 
▼on Ankunft des Outes auf der Cebergangsstation (6 bezw. 8 Stunden, wo keine gemein- 
ssmen Bahnhöfe) und für Frachtgut 1 beaw. 2 Tage. Sodann d6Iai de livraison: Eilgut 
muE 2 Stunden nach Ankunft, Frachtgut am Tage nach derselben zur Abholung bereit- 
gesteUt werden, für Lieferung ins EUins geben die Tarife ICafi (Cahier des eharges a. 56; 
Muist-Verord. 1866 und 1878 bei Barrut n. 401 ss.; Picard IV p. 623 ss.). Fiir 
Belgien, Italien, Niederlande und Schweiz ygl. Picard IV p. 661 ss. 

6) Dieser dem alten B.R. $ 67 A. 2 entlehnte Grundsatz Iftfit also auch alle Vertrags- 
staaten in Bezug auf Berechnung der Lieferfristen als ein einheitliches Transportgebiet 
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Diese Ansätze sind Maximalfiristen. Die Bahnen können daher in 
ihren (Verbands')Tarifen eine Verkürzung dieser Lieferfristen, nicht 
aber eine Erweiterung derselben festsetzen. 

n. Eine Ausnahme von diesem Grundsatze stellt Art. 14 A. 2 (für 
den Fall des Art 35) fest : „Wenn nach den Gesetzen und Reglementen 
eines der Yertragsstaaten Spezialtarife zu reduzierten Preisen und ver- 
längerten Lieferfristen gestattet sind^), so können die Eisenbahnen 
dieses Staates diese Tarife mit verlängerten Fristen auch im Internat. 
Verkehr anwenden/^ Man wollte den Bahnen die Möglichkeit gewähren, 
für bestimmte Waren, welche keine rasche Beförderung erheischen, eine 
Verlängerung der Lieferfrist und als Entgelt eine Ermäßigung der 
Frachtsätze eintreten zu lassen'). Einzig an diesem Punkte ist es 
den einzelnen Vertragsstaaten gestattet die einheitlichen Normen des 
I.U. geradezu abzuändern'). Man hätte diese Ausnahme (Fristver- 
längerung und Frachtermäßigung) auf die ganze Transportstrecke aus- 
dehnen sollen, wie dies Art. 35 für die Zulassung der Tarife mit be- 
schränkter Haftung vorschreibt^). 

Voraussetzung der Durchbrechung der einheitlichen Maximal- 
lieferungsfristen im Internat. Verkehre ist die Existenz einer diese er- 
weiternden gesetzlichen oder r^lementarischen einzelstaatlichen Norm 
für den inneren Verkehr. Der Ermäßigung der Preise dieser Spezial- 
tarife gegenüber denen der ordentlichen Tarife kann als Aequivalent 
gegenüberstehen Verlängerung der Lieferfrist. Dag^en ist eine voll- 
ständige Aufhebung derselben nicht gestattet^). 

III. Ergab sich schon in kleineren Verbänden die Notwendigkeit, 
außergewöhnlichen Verkehrsverhältnissen einen Einfluß auf die Be- 
messung der Lieferfristen zu gestatten, so machte sich für den internal 
Verkehr das Bedürfais nach einer Erstreckung der Maximallieferfristen 
noch dringender geltend. Dies führte zur Anerkennung einer zweiten 
Ausnahme. Die Bahnen können nämlich für bestimmte Fälle Zuschlags- 
fristen festsetzen. Ob, in welchem Umfange, unter welchen Bedingungen 
(z. B. ob Veröffentlichung, Genehmigung der Aufsichtsbehörde *) u. s. w. 



erscheinen. Fflr diese sind die Entfemnngsang^ben b« Koch, Handbuch f. Eilg&terverkehr, 
bezüglich Deatsehlands maflgebend. VgL Bnckdeschel S. 107. 

1) Die Genehmignng derselben steht in Oesterreich dem Handelsininisteriiun sa 
(Ssterr. Einf.-Erlafi). 

8) Die Bahnen können dann anch ihr Material, das an gewissen Jahressdten on- 
produktiv bliebe, besser ausnützen (De Seigneux p. 89). 

3) Tgl. Schwab 8. 156. 

4) Vgl. De Seigneax; Schwab a. a.0. 

5) Vgl. Eger, I.U. S. 865. 

6) V.O. § 63 A. 8 und 5 fordert (eventuell nachtrXgliche) Genehmignng der su- 
stSndigen Aufsichtsbehörde und gehörige Veröffentlichung der Zuschlagsfristen ; Zu8.-Best 
z. Ver.B.B. § 58 Z. 1 nur letzteres. 
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erforderlich ist) dies geschehen darf, wird durch Gesetz oder Reglement 
des Staates bestimmt, dessen Aufisicht die Bahn unterstellt ist (Ausl- 
Best § 6 A« 3). Es entscheidet aber nicht das Ermessen eines Ver- 
tragsstaates schlechthin über die Zulässigkeit einer Zuschlagsfrist, die 
znr Maximallieferfrist hinzugerechnet wird, sondern der landesgesetz- 
geberischen Regelung sind hier materielle Grenzen gezogen, indem Zu- 
schlagsfristen f&r den Internat Verkehr nur für eine der in Ausf.-Best 
§ 6 A. 3 bezeichneten 4 Fälle eingef&hrt werden können. In anderen 
als diesen 4 Fällen können landesrechtlich wohl Zuschlagsfristen fOr 
den internen, nicht aber für den Internat. Verkehr angeordnet werden. 
Ob und unter welchen Voraussetzungen aber in den einzelnen Vertrags- 
staaten von dieser Befugnis der Festsetzung von Zuschlagsfristen nach 
Ausf.-Best § 6 A. 3 Gebrauch gemacht werden darf, darüber giebt 
lediglich eine staatliche Rechtsnorm Maß^). 

Solche Zuschlagsfristen dürfen somit festgesetzt werden nur*): 

1) „Für Messen'' (sowohl am Aufgabe- wie am Ablieferungsort) *). 

2) „Für außergewöhnliche Verkehrsverhältnisse'', 
z. B. Güteranhäufung wegen einer Ausstellung, Betriebsstörung infolge 
Beschädigung des Bahnkörpers, infolge Mobilisierung des Heeres, Ma- 
növer u. s. w. 



1) Dies kann aUgemein gctehehen durch AafsteUang d«r ron den Bahnen an er- 
lailenden Bedingungen, a. B. V.O. S <(8 A. S, oder epeaiell von FaU an FaU a. B. wegan 
Trnppentransporte an ManSvem oder fllr bestimmte Bahnen (Beispiele in Zeit sehr. f. 
int Eisenb., I S. 186, S61). 

t) In Deutschland gestattet V.O. § 68 A. 8 den Bahnen mit Genehmigung der Auf- 
siehtabebdrde Znsehlagsfristen festauaetaen : 

1. Ffir solche Gfiter, deren Beförderung von und nach abseits Ton der Bahn gelegenen 
Orten (Ofttemebenstellen) die Bahn fibemommen hat. 

S. (Ffir anBergewöhnlicbe VerkehrsTcrhlltnisse, nur daB es nach V.O. aulissfg ist, 
diese Zuschlagsfiristen ausnahmsweise Torbehaltlich der Genehmigung der Aufsichts- 
behörde festauaetaen.) 

8. Ffir den Uebergang auf Bahnen mit anderer Spurweite. 

Ea werden im internen Verkehr Deutsehlands also keine anderen FUle fllr Zuschlags- 
friaten Geltung haben als die fllr den internst. Verkehr festgesetsten, da Z. 1 sich ans 
Art 19 (und 80 A. S) ergiebt In Deutschland wurden awischen der S. und 8. Konferena 
(Bekanntmachung des Beichskanalers 1888) die ZuschlagsfHsten Ifir Messen, Flufifibergtnge 
und Verbindungsbahnen, die nach dem Vorbilde des alten B.R. § 57 Z. 8-<-4 in das I.U. 
aufgenommen worden waren, beseitigt Daher erklärt sich ihr Fehlen in V.O. (Gerstner 
S. 889 f.). Ffir Oesterreich-Ungam hat B.-B. (§ 68) noch folgende Fälle hlnaugefligt: 

8 a. «B 4 a. der Ausf.-Best | 6. 

4. -■ 8. der Ansf.-Best % 6. 

ft. AuBerdem kann Ittr den Uebergang von einer Bahn auf die andere, oder selbst 
auch ffir den uebergang Ton einer Linie auf eine andere Linie derselben BahnTcrwaltung 
ein Zuschlag an der Ezpeditionsirist von höchstens 6 Stunden bei Eilgütern und von 
höchstens 12 Stunden bei Frachtgfltem ffir jeden Uebergang bewilligt werden. 

8) Mitteilung dieser Zuschlagsfristen an das Centralamt wurde Ton der Kommission 
empfohlen (Prot II 8. 147). 
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3) „Wenn das Gut einen nicht überbrückten Fluß« 
Übergang oder eine Verbindungsbahn zu passieren hat, 
welche zwei am Transport teilnehmende Bahnen ver- 
bindet" 0- 

4 a) ,, Für Bahnen von untergeordneter Bedeutung'), 

sowie 

b) für den Uebergang auf Bahnen mit anderer') 
Spurweite"*). 

Macht eine Bahn yon dieser Zuschlagsfrist Gebrauch, so hat sie 
(ib. A. 4) auf dem Frachtbriefe den Tag der Uebergabe an die nach- 
iolgende Bahn mittelst Abstempelung vorzumerken und die Ursache und 
Dauer der Lieferfrist-Ueber schreitung ') (d. h. der über die Maximalfrist 
hinausgehenden zulässigen Zuschlagsfrist), welche sie in Anspruch ge- 
nommen hat, auf demselben anzugeben. 

Diese zweckmäßige Einrichtung läßt, so oft ein Gut erst nach der 
normalen (Maximal*)LieferungBzeit abgeliefert wird, sofort erkennen, 
ob die Verzögerung der Lieferung als eine zulässige (gemäß den Be- 
stimmungen über Zuschlagsfristen) zu betrachten ist oder nicht. 

IV. Was die Berechnung der Lieferungsfrist anlangt, so bildet den 
An&ngspunkt ihrer Dauer nicht der Augenblick des Vertragsabschlusses, 
sondern die auf diesen (Annahme des Gutes nebst Frachtbrief) folgende 
Mittemacht*), der Tag des Vertragschlusses wird mithin nicht in die 
Lieferfrist einberechnet, sie wird von Kalendertag zu Kalendertag be- 
rechnet, endet daher mit Mitternacht des letzten Tages der festgesetzten 



1) Im ent«n Falle, bei Befördemng mittelst Tn^ektustalten (DampfXShre, Trinkt- 
kShne) nimmt die Verbringniig der Bfthnwagen yon und lu diesen mehr Zelt in Ansprach. 
Ebenso erscheint die Umexpedition, Ans- nnd Einrsngieren im sweiten Falle aeitranbend 
(Bnekdeschel S. 109). 

2) Der Staat, der von dieser faknltatiren BeAignis Gebranch macht, entscheidet sn- 
gleich dartlber, welche Bahnen von nntergeordneter Bedeatong sind ; einen Fingeneig giebt 
der französ. Text, der ligoes secondaires sagt. 

8) Dies gilt sowohl ffir den Uebergang anf Bahnen mit breiterer, als avf sol^e mit 
engerer Sparweite (Prot 11 8. 148). Es handelt sich namentlich nm den Verkehr mit 
BoAland, welches der oben S. 15 erwILhnten, im Art I aach die normale Sparweite fest- 
setsenden Vereinbarang nicht beigetreten ist. 

4) Die Vorschlige, welche Bestimmang einer Zaschlagsflrist beiweckten, wenn beim 
Uebergang eines Wagens in ein anderes Staatsgebiet eine Umladung staatllndet oder wenn 
eine Verwaltung den Uebergang der Wagen anf ein anderes Nets nicht bewilligt und 
dadurch eine Umladung nötig macht, wurden abgelehnt (Prot. II S. 148} III 8. 88 f.). 

5) „r aagmentation du d^lai** — französ. Text 

6) Zu einer Hinausschiebang des Beginns der Lieferfrist ermftchtigt V.O. § 55 A. 33 
für den internen Verkehr die Bahn. Diese darf mit Genehmigung der Aufiiiohtsbehdrda 
Ar Wagenladungsgüter, die nicht sofort befördert werden können, aber gleichwohl sum 
Transport angenommen werden, mit dem Absender yereinbaren, daft die LieferlHst toü 
dem Tage an zu rechnen ist, an welchem die Absendung thatsächlich erfolgt. Der Ab- 
sender mn3 sein Einyerstlndnis auf dem Frachtbrief und -Duplikat erklären. 
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Lieferzeit Sie ist gewahrt d. h. der Transport ist rechtzeitig innerhalb 
der Yorschriftsmäßigen Lieferfrist beendigt ^)9 der intemat. Transport- 
yertrag pünktlich erfOllt, wenn innerhalb derselben das Gut an den 
Empfänger (Adressaten) oder diejenige Person, an welche die Ab- 
Hefenmg gültig geschehen kann, ansgeh&ndigt oder, falls eine solche 
AbUeferang nicht zu geschehen hat, avisiert ist 

Für die Ablieferung und die Art der Konstatierung der Uebergabe 
des Avisbriefes (Ausl-Best § 6 A. 5, 6) sind, da eine einheitliche 
Regelung des AbHeferungsyerfahrens ') im I.U. nicht getroffen wurde, 
lediglich die für die abliefernde Bahn geltenden Bestimmungen maß- 
gebend >). 

y. Der Lauf der Lieferfristen ruht, d. h. in dieselbe wird nicht 
eingerechnet^) diejenige Zeit, innerhalb deren eine Ausführung des 
Transports unmöglich ist aus folgenden Gründen (Ausf.-Best § 6 A. 7) ^) : 

a) Wegen der zoll- oder steueramtlichen oder polizeilichen Ab- 
fertigung; die Zeitdauer, welche durch die Manipulationen in Anspruch 
genommen werden, die durch die Zoll-, Steuer- und polizeilichen^) 
Gresetze der Staaten, deren Gebiet der Transport berührt, vorgeschrieben 
sind, bleibt bei Berechnung der Lieferfrist außer Berechnung^), tritt 
mithin zu derselben noch hinzu. 

b) Wegen jeder ohne Verschulden der Eisenbahn eingetretenen 
Betriebsstörung^), durch die Antritt oder Fortsetzung des Transports 
zeitweilig verhindert wird ^). 

1) Wwm der auf die AnfUefemiig folgende oder der leiste Teg der Lieferfrist ein 
Sonntag ist, so wird Anlang oder Ende derselben um 1 Tag hinansgerfiekt. Vgl. S. 188. 

8) Vgl. Aber dasselbe § 19. 

8) Kach Zm8.-Best. z. Ver.B.B. % 58 Z. 8, 8 (§ 57 Z. 5) nnd V.O. § 68 A. 4, 5 
(§ 68 A. 5) ist das Gut als sogesteUt oder avisiert ansnseben, wenn es an die Behaosnng 
oder an das Cksohlftslokal des Empllngers sniafllhren, oder falls eine solche ZafBhning 
niebt angesagt oder ansdrtteklleh Terbeten ist, wenn innerhalb der gedachten Frist sehriftUehe 
Maehriebt ron der erfolgten Ankunft für den EmpAnger aar Post gegeben oder solche ihm 
auf andere Weise wirklieh sngesteUt ist. Für bahnlagernd gestellte Gfiter, oder wenn 
ATislemng Terbeten ist, genfigt Bereitstellnng snr Abnahme anf der Bestimmungsstation 
iwcrhalb der Liefeneit. 

4) Die Lieferfrist setat sich hier susammen aus der Zeit rom Absehlni des Fracht- 
Tertiags bis sum Beginn des Zeitraums der Transporthinderung und femer der Tom Ende 
derselben bis nur Beendigung des Transports. 

5) Entspricht der V.O. § 68 A. 6. 

6) a. B. Über Orenasperre oder Desinfektion wegen Choleragefahr oder Binderpest. 

7) Zus. -Best. 8. Ver.B.B. % 58 Z. 4 Agt noch hinan: „Der Lauf der Liefer- 
fristen ruht bei der Beförderung Ton Tieren auch fUr die Dauer des durch poliseiiiche 
Bestimmungen TeranhJten Aufenthaltes des Viehes auf den Trinkestationen, sowie Ar die 
Dauer der Irstlkhen Vlehbeeehauang.*< 

8) Von den Folgen einer Betriebsstörung handelt Art. 18. VgL § 17. 

9) Es fehlt hier die sweckmft8ige Vorschrift der Ausf.-Best. g 6 A. 4, durch Ab* 
Stempelung Dauer und Ursache der Unterbrechung des Laufes der Lieferfrist ersichtlich 
SU machen. 
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Durch welche Ereignisse eine solche Betriebsstörung herbeigefOhrt 
wird, ob sie durch eine Behinderung des Personals (Krankheit) oder durch 
Beschädigung oder Zerstörung des Fahrmaterials hervorgerufen wurde, 
ist ganz gleichgültig. Das, worauf es ankommt, ist, daß die Betriebs- 
störung nicht durch irgend ein Verschulden der Bahn verursacht wurde. 

Wenn man auch die Vorschriften über die Sonntagsruhe als wesent- 
lich polizeiliche der Gesetzgebung der einzelnen Staaten ^) überlassen 
wollte, so hielt man es doch für nötig, die Sonntage bei Berechnung 
der Lieferfristen ausfallen zu lassen, um dem Bahnpersonal eine er- 
höhte Sonntagsruhe zu verschaffen. 

In Bezug auf Frachtgut, nicht für Eilgut, schreibt daher Ausf.-Best. 
§ 6 A. 8 — 11 vor*), daß, wenn der auf die Auflieferung des Gutes 
folgende, also der erste zur Berechnung kommende Tag ein Sonntag 
ist, die Lieferfrist erst 24 Stunden später beginnt, und daß, falls der 
letzte Tag derselben ein Sonntag ist, sie erst am folgenden Tage endigt, 
also um 24 Stunden verlängert') wird^). Wahrend diese Bestimmung 
über Verlängerung des Anfangs und Endes der Lieferfristen im ganzen 
Vertragsgebiete absolute Geltung haben, erkennt § 6 A. 11 der Ausf.- 
Best. die durch Gesetze und genehmigte Reglemente eines Staates be- 
treffs des Warentransports an Sonn- und gewissen Feiertagen aufge- 
nommenen Bestimmungen ^) auch für den Internat. Transport an, indem 



1) Prot. I 8. 17. 

8) Ueber die Znlfissigkeit der Gfiteraufnahme und -abliefernng an Sonntagen bestimmt 
I.U. niehtt. Diese Frage bleibt landesgeeetslioher Regelang unterworfen. Nach V.O. § 66 
A. 8 wird gewölmlicbes Frachtgut an Sonn- und Festtagen (nur gesetilich anerkannten — 
vgl. Endemann, Eisenbahnrecht, S. 550) weder angenommen, noch yerabfolgt. Ebenso 
in Belgien (Eis.G. Art 81) and in der Schwell (Tr.G. 1898 Art 5 A. 6), wo dem 
Sonntag gleichgehalten werden Neiyahr, Karfreitag, Himmelfahrts- and Weihnachtstag. 

8) Ebenso V.O. § 68 A. 7 nnd 8. Im dsterr.-ungar. B.R. § 68 A. 9 ist noch angeordnet: 
„Wenn Frachtgut, dessen Lieferfrist am Samstag Mitternacht abUuft, an diesem Tage nach 
6 Uhr abends ankommt, läuft die Lieferfrist erst an dem darauf folgenden Sonntage um 
Mittemacht ab.** Da nach Art. 19 für das Verfahren bei Ablieferung der Güter die für 
die abUefemde Bahn geltenden Bestimmungen, mafigebend sind, so ist es auch für den 
Internat. Verkehr wichtig, dafi s. B. nach V.O. § 69 Z. 8 und 4 auch bei Berechnung der 
Abnahme- und Entladefristen Sonn- und Festtage nicht mitgesihlt werden. 

4) Nur Sonntage, nicht aber Feiertage bewirken im Internat Verkehr eine solche 
Hinausschiebung des Anfangs oder Endes der Lieferfrbt, wShrend die landesrechtlich ein«* 
geführte und für den intemat. Verkehr anerkannte Unterbrechung des Warentransports sowohl 
an Sonntagen wie an gewissen Feiertagen eine VerlSngerung der TransportfHst bewirkt 

6) Solche Bestimmungen enth&lt das schweiier. Ges. t. 87. VI. 1890 betr. die Arbeits- 
zeit beim Betrieb der Eisenbahnen, dessen Art. 6 besagt: „An Sonntagen ist der Güter- 
dienst untersagt Vorbehalten bleibt die Beförderung von GQtem und Vieh in Eilfraeht" 
Vgl. auch die au diesem Gesetse ergangene Vollzugsverordnung t. 6. XI. 1890. Der deutsche 
Beichstag hat in einer einstimmig gefaßten Besolution 19. 11. 1891 den Beichskanaler er- 
sucht, bei den Begiemngen auf eine möglichste Einschränkung des Gfiterverkehrs an Sonn- 
nnd Festtagen hinsuwirken. Die vom B.Eisenbahnamt hierwegen yeranstalteten Erhebungen 
sind noch nicht abgeschlossen (vgl. Gerstner, E.V.Z. 1898 S. 881). 
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die Transport* (nicht die Expeditions-)Fristen im Yerhftltnis verlängert 
werden. Es werden diese Sonn- und Feiertage dann von der Lieferfrist 
in Abzug gebracht und sie bleiben bei Berechnung derselben außer 
Ansatz >). 

Da die Lieferfrist fQr jede Internat Sendung eine einheitliche für 
die gesamte Transportstrecke ist, kommt für das Publikum nur eine 
Ueberschreitung der Gesamtlieferfrist, durch die allein Ersatzansprüche 
begrflndet werden, in Betracht Die Verteilung der Lieferfrist unter 
die einzelnen Transportbahnen ist eine innere Angelegenheit derselben. 
Sie ist im Art 48 ger^elt und wird uns unten beschäftigen. 



§ 16. 
Bas Yerfflgiiiigsreclit ftber das Out irUireiid des Transports *)• 

Ein Problem, das zu den eingehendsten Verhandlungen Anlaß ge- 
boten hatte, war das der Festsetzung des Verfügungsrechts über das 
, eilende Gut^', der Abgrenzung der Rechte des Absenders und 
Empfängers über das Gut während der Dauer des Transports. Der 
Schwierigkeit, welche dieses Problem bei der Verschiedenheit der in 
den einzelnen in Betracht kommenden Rechtsgebieten vorhandenen 
Bechtsauffassungen der Lösung bereitete, kommt gleich die außerordent- 
hche praktische Bedeutsamkeit desselben. 

Die Frage, ob Absender oder Empf&nger und bis zu welchem 
Augenblicke dieser oder jener vom Abschlüsse des Frachtvertrags 
an zu Verfügungen, die eine Aenderung des Bestimmungsorts oder des 
Empfängers oder einen Widerruf des Ablieferungsauftrags enthalten, 
berechtigt sein sollte, ist ganz unabhängig von dem Rechtsverhältnisse, 
welches zwischen Absender und Empfänger in Bezug auf das Frachtgut 
besteht, und von der Frage des Eigentums oder eines dinglichen Rechts 
am Frachtgut Sie ist nur zu beurteilen vom Standpunkte des Fracht- 
vertrags, und nur die an diesem Beteiligten, Bahn, Absender und 
Empfanger, kommen ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse ') in 
Betracht *). 

I. Für die Regelung des Verfügungsrechts über das rollende Gut 
kommen fünf verschiedene Lösungen in Betracht, die in dem Rechts- 



1) Vgl. Erklinmg des CentralAinU (Zeitiohr. f. int EUenb., I 8. 804). 

S) Art 15 ; Aosf.-Bwt § 7 (Anlag« 4) ; (Zns.-Best s. y6r.B.B. § 68 V.O. % 64 ; 
H.O.B. Art. 40t, 406). 

8) Dm den FraobtTertrag yeranlatsende B«chtigesehlft (Kauf, Tausch etc.) bleibt für 
diesen ohne Bedeutung. 

4) So wird s. B. aneh die Vorschrift von H.G.B. Art. 846, nach welcher der KIvfer 
nach Cebergabe der Ware an den Frachtftthrer die Gefahr trägt, yon welcher die Ware 
betroffen wird, auch dnrch die Bestimmungen des I.U. nicht berfibrt 
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zustande verschiedener Staaten oder in der Doktrin ihre Begründung 
&nden ^). 

1) Unabänderlichkeit des im Frachtbriefe enthaltenen Abliefemngs- 
auftrags. 

Dieses, von einigen SchriftsteUem vertretene System^), das aber 
mit Unrecht für das heute in Frankreich geltende erkl&rt wurde, zeichnet 
sich wohl durch eine mechanische Einfachheit aus, ist aber so un- 
praktisch und wird den Bedürfnissen des geschäftlichen Verkehrs so 
wenig gerecht, daß man an seine Annahme gar nicht denken konnte. 

2) Auf einem völlig neuen Grundgedanken ruht das System des 
schweizerischen Tr.Ges. 1875 (Art. 15, 16), indem es die Regelung der 
Dispositionsbefugnis von einer in den Frachtbrief aufzunehmenden 
Formel, also vom Willen des Absenders abhängig macht'). Ist hier 
gesagt, „daß das Gut auf Rechnung und Gefahr des Absenders reise", 
so ist dieser^), wenn dies aber nicht gesagt ist, so ist der Empfänger 
ausschließlich verfügungsberechtigt, selbstverständlich auch bei An- 
wendung der Formel, „daß das Gut auf Rechnung und Gefahr des 
Destinatars reise". 

Der Absender verliert also dann das Recht anderweitiger Disposi- 
tion von dem Abschlüsse des Frachtvertrags an. 

Diesen Grundgedanken nahm der schweizer. Entwurf auf, modificierte 
aber die Klausel, welche sich in der Praxis ') nicht als glücklich ge- 
wählt gezeigt hatte, dahin (Art. 2 d), daß der Frachtbrief die Bemerkung 
enthalten solle, „ob der Absender sich anderweitige Verfügung vor- 



1) Ueber diese Systeme verbreiten sich die Motive sam sehweiier Entw., abgedmekt 
bei Eger, Einf., S. 85 f.; vgl. aach Meili, Int. Eisenbahnvertrige, S. 51 f. 

8) Vgl. hierüber LanelLinann n. 868 s., der diese Rechtsaoffassimg ebensowenig 
teilt wie Dnverdy n. SS nnd Olivier p. 78 f. Es ist daher nieht aatreiÜBnd, wenn 
Wehr mann S. 89 behauptet, daB dieses in Frankreich und Beigien bestehe, da doch 
nor gana vereinselte Stimmen sich dalfir ansgesproehen haben. Vgl. Vogel 8. Sl, 68. 

8) Dieses Priniip wurde auf Anregung der Denluchrift von de Seigneux und 
Christ erst in das schweis. Tr.O. aufgenommen. Ihm lag der Gedanke su OrnndCi dafi 
das Verfligungsrecht über das rollende Gut demjenigen anstehen soll, der Besits oder ding- 
liches Recht an demselben hat. Diese Absicht des Gesetsgebers wurde aber nicht erreicht, 
da eine Uebereinstimmung der dinglichen und obligatorischen Beiiehungen sich eben nicht 
erreichen läBt Vgl. die Motive des schweizer Entw. bei Eger, Einführung S» 87 und 
Vogel S. 61. 

4) Das Recht des Absenders erlischt durch die schriftliche Benachrichtigung des 
Empl&ngers seitens der Bahn, daB das Gut angekommen und zu seiner Verfügung stehe 
(Vogel 8. 59). 

5) Denn es sind, wie die Motive (bei Eger, Einführung, 8. 87) ausführen, wohl 
Fälle denkbar, wo die Ware nach der wahren Wiliensmeinnng des Absenders zwar auf 
Rtehnung und Gefahr des Destinatars reisen, dieser aber gleichwohl bb zur eilektiven 
VoUziehung des Abliefernngsauftrags keinerlei eigene Rechte gegenüber dem FraclitfÜhrer 
erwerben solle, z. B. der Verkäufer schickt das Gut unter Nachnahme des Kaufpreises an 
den Käufer. 
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behalte^'. In diesem Falle, oder wenn er auch als Empfanger bezeichnet 
ist, bleibt der Absender zu jeder Aenderung des Frachtauftrags be- 
rechtigt ; fehlt dagegen die Klausel, so bleibt dieser unabänderlich, und 
die Bahnen dürfen nach Abstempelung des Frachtbriefe nur die Dis- 
positionen des Empf&ngers berücksichtigen. Dieses schweizer. Elausel- 
system wurde von Eger mit Erfolg als zu kompliziert und die Be- 
weglichkeit des Verkehrs hemmend bek&mpft^). 

3) Behandlung des Frachtbriefe als Binnenkonnossement 

Das Bedflrfiiis des Verkehrs yerhingte, daß das Gut auch wahrend 
des Transports nicht dem Güterumlauf entzogen, sondern schon vor 
der Ankunft am Bestimmungsort der Verfügung des Empfängers oder 
dessen Rechtsnachfolger unterstellt werde. Die auf Steigerung des 
Güterumlaufs während des Transports gerichtete Tendenz des Verkehrs 
ließ sidi am besten verwirklichen durch Verknüpfung dinglicher Rechte 
mit der Buchung yon Warenpapieren *). 

Man nahm deshalb in das H.G.B. (Art. 413—419) *) in Nachbildung 
des Konnossements des Seetransports, wenn auch fakultativ, den Lade- 
schein^) oder das Binnenkonnossement aui^ das dem Empfänger schon 
während des Transports gegen Verfügung des Absenders sicherzu- 
stellen bezweckte. Auf diese Weise konnte der Empfänger, der viel- 
fEtch schon Eigentümer des Gutes vor der Absendung war, dies rollende 
Gut veräußern, verpfiüiden und in jeglicher Beziehung über dasselbe 
verfügen, da er schon vor der Auslieferung die Detention (unter Um- 
ständen Jurist. Besitz und Eigentum) an dem Frachtgut erlangte^). 
Das Institut der Ladescheine ist aber im deutschen Bahnverkehr gar 
nicht, in dem Oesterreich - Ungarns nur in beschränktem Umfang in 
Uebung, obwohl das Verbot der Ladescheine („die Ausstellung von Lade- 
scheinen findet nicht statt'') seit 1872 bezw. 1874 aus dem B.R. ge- 
strichen wurde ^). 

(rel^entlich der Verhandlungen über das LU. wiederholte sich der 
alte Kampf, der schon in Hinblick auf eine Revision des deutschen 
Eisenbahnrechts entbrannt war, zwischen dem Handelsstande, der den 
obligatorischen Ladeschein sowohl im internen Verkehr des Reichs als 



1) Di6M8 erforden, wie Eger, Einf., S. 69 ff. richtig aiisf&hrt, germde betreflii der 
OispositionsbefngniMe des Absenders und des Empfkngers Klarheit und Einfachheit, die 
Trennimg beider Beftignisse müsse durch scharfe Kennzeichen nnd formelle Akte genau 
gegeben sein. 

2) Goldsehmidt, Handbuch, I S. 754. 

8) Vgl. Aber die Beratongen und Interpretation dieser Art. Eger III 8. 1 ff. 

4) Siehe fiber diesen S. 71; Aber die Abweichung des Instituts der Ladescheine Ton 
dem der Konnossemente TgL Engelmann, Dispositionsrecht der Absender (Deutsches 
HandeUblatt 1888), S. ISO. 

5) Ooldschmidt, System, S. 887. 

6) Eger I S. 181 f. 
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auch im internat. Verkehre f&r ein Bedflrfiiis des Handels und der 
Indostrie erklärte^), lu^d den Bahnverwaltongen , welche diese Ein- 
richtong als eine zu starke Belastung 'X ^ ^üie Yerschftrfiing ihrer 
Verantwortlichkeit ablehnten. 

Bei dem heftigen Widerstand der Bahnen gegen dieses System 
mußte man von seiner Einfbhrang ins Internat Transportrecht absehen *). 
Man war aber, wie die Aeußerongen mehrerer Delegierter auf der 
Bemer Konferenz ^) darthon, sich darüber Uar, daS die fortschreitende 
Entwickelang der Zukunft auf die Einführung des Konnossements hin- 
dränge. 

4) Ein viertes, dem vorigen verwandtes System ist das des Be- 
cepisse oder Frachtbriefduplikats mit konnossementähnlicher Wirkung. 

In Frankreich ist der Besitz des rte£piss6 und der Zurückgabe 
desselben an die Bahn nach einer nicht unbestrittenen Rechtsauffassung 
Voraussetzung der Dispositionsbefiignis des Absenders ^). Ebenso kann 
auch der im Besitze der r6c6piss^ befindliche Empfanger schon vor 
Ankunft des Gutes ausschließlich über dasselbe verfügen ^). 

Gesetzlich anerkannt ist diese Auffassung nur im ungarischen 
H.G.B., das im Art 404 den dem deutschen Bechte fremden Zusatz 
hat: „Im Falle ein Aufgaberecepisse ausgestellt ist, so steht dieses 
Verfügungsrecht nur dem Besitzer des Aufgaberecepisse zu^^ ^). 

In Italien, wo codice di com. a. 396 im allgemeinen die deutsch- 
rechtlichen Grundsätze angenommen hat, ist nur, wenn der Frachtbrief 
an Order oder auf den Inhaber gestellt ist, in welchem FaUe ihm 
konnossementähnliche Wirkung zukommt, dem legitimierten Besitzer 



1) BMehlilsM det 4. und 18. deutschen HandelaUgs (1868, 1884) bei Sieüer, Zur 
BeTision d. H.G.B. (Ooldschmidt, Z., Beilegeheft su Bd. XXXUI a 86 f.). 

8) Motive I. Entw. d. B.Ei8enbahn-Gee. S. 75. 

8) Wenn Eger, Einf., 8. 71 meint, dt8 dieses System sich im LandTcrkehr nicht 
praktisch bewihrt habe, so ist dem entgegeninhalten, dsB eben die Abneigung der Bahnen 
gegen dieses System es su einer fibeneugenden Erprobung desselben in der Prazb gmr 
nicht kommen liei. Dagegen mnft angegeben werden, daft ein Interesse der Bahnen gegen 
Ehiflihrung von Ladescheinen vorwaltete, die sie unter Umstftnden geiwungen bitte, bei der 
Behandlung derselben als Inhaberpapier von Tag au Tag andere Weisungen über die 
Dirigierung rollender Oüter lu befolgen. Vgl. Engelmann, Dispositionsrecht der Ab- 
sender (Deutsches Handelsblatt 1883) S. 880. 

4) Prot. II 8. 80. 

6) Vgl. Duverdy n. 88 (p. 86); Lyon-Caen et Renault III n. 878 ter und 
die bei Vogel S. 87 f. Ciüerten. 

6) Lanckmann n. 868. Dies ist die in Frankrdch, aber nicht die in Belgien 
herrschende Ansicht (Lanckmann, L*oeuvre, p. 40). 

7) Diese Bestimmung ist aber im Bahnverkehr nicht gebrfiuchlich, da sie nicht in 
das Ungar. B.B. aufgenommen wurde (Prot I S. 88). 
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des vom FrachtfOhrer unterschriebenen Exemplars desselben das Yer- 
fttgongsrecht über das Frachtgut eingeräumt *). 

Auch in Bußland sind Frachtbriefduplikate als Konnossemente in 
üebung »). 

5) Nach dem System des H.6.B. (Art 402, 403, 405) ist der Ab- 
sender zu einseitigen Yerfdgungen über das rollende Gut berechtigt, bis 
der Empfänger den Frachtbrief erhalten oder Klage auf Aushändigung 
desselben oder des Gutes erhoben hat 

Auch in Belgien ist der Absender bis zur Ablieferung des Gutes 
zu derartigen Verfügungen berechtigt^). 

Der deutsche Entwurf (Art. 10) ^), der das schweizer. System ver- 
warf, konnte um so eher das deutsche (VerfQgungsrecht des Absenders 
über das rollende Gut)') empfehlen, als es das einzige war, das sich 
durch langjährige üebung auf einem großen Gebiete bewährt hatte, 
ohne allzu großen Bedenken zu begegnen ^), während gerade gegen das 
schweizer. System seitens des Genfer Handelstandes ^) Einwendungen 
erhoben worden waren. Für das deutsche System konnte auch der 
Umstand geltend gemacht werden, daß dasselbe in das B.B. der nieder- 
ländischen Bahnen von 1876 (§ 58) und in das ital. H.G.B.») mit 
Modificationen übergegangen sei^^). 

Auf der ersten Konferenz entspann sich hierüber eine lebhafte 
Diskussion. Zu Gunsten des deutschen Standpunkts wurde namentlich 
noch betont, daß es ganz gleichgültig sei, wem das Eigentum am 
Frachtgut zustehe, daß die rechtliche Natur des Frachtvertrags durch 
das der Bahn nicht erkennbare Eigentumsverhältnis nicht berfUurt 
werde ^^). Die Mehrheit entschied sich im Sinne der deutschen Vor- 

1) Der Frachtführer braucht Verffigiugen über das Gut nnr gegen Bttekgabe des 
Fraohtbriefdaplikats aassoführeii. 

8) Vgl. noch Tariffe a. 109. 
B) Boss. E.a. Art. 78. 

4) Belg. £is.a. Art. 6. 

5) Vgl. S. 184. 

e) VgL Laband, Kritik, S. Ö96. 

7) Vgl. deutsche Denkschrift (Prot. I S. LIV). 

8) Gutachten der Hemer und Genfer Handels- und Gewerbevereins-Handelskammer. 
Vgl. Vogel B. 96. 

9) Codice di com. a. 396, 407. 

10) Eine Bewegung im dentschen Handelsstand ging aaf eine Erweiterung des Ver- 
lügnngsrechts des Empfllngers, so daß dieser Yor Ankunft des Gutes am Bestimmungsort 
berechtigt sein soll, dieses ohne weiteres an eine dritte, am Bestimmungsorte oder an einem 
dritten Orte wohnhafte Person mit einem neuen Frachtbriefe gehen su lassen. Dahinaielende 
Antrige der Handelskammer Cassel und des Industrierereins Bockenheim waren gestellt 
im Interesse der Transitgesehlfte, d. h. „deijenigen, weiche den direkten Verkehr zwischen 
oft entlegenen Pl&tien und solchen Bestimmungs- und Ankunftsstationen bilden, die nicht 
gleichseitig Wohnsiti des Transithlndlers sind** (Deutsches Handelsblatt 1888 S. 889). 

11) Mit Recht wurde darauf hingewiesen (ron Ueyer, Steinbach in Prot. I 
8. 81), daB der Absender nicht immer Verkftufer, der Empfänger nicht immer Kfinfer der 
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schlage. Der Handelsstand war durch diese LOsung nicht yollstftndig 
befriedigt, und der Wunsch ^) nach EinfOhrnng übertragbarer Transport- 
papiere wurde nach der Konferenz von 1878 wieder energisch rege. 
Neben der Tendenz, dem Frachtbriefduplikat die Natur eines Lade- 
scheines beizulegen, drang die oberbayrische Handels- und Gewerbe- 
kammer'), aufs lebhafteste unterstützt yon 20 namhaften deutschen 
Handelskammern '), auf Aufnahme einer Bestimmung in das I.U., nach 
welcher der Absender nur gegen Vorweisung des Frachtbriefduplikats, 
falls er ein solches genommen, und gegen Bestätigung der Abänderung 
eine den ursprünglichen Frachtvertrag abändernde Disposition treffen 
könne ^). 

Diese Minimalforderungen des Handelsstandes fanden Berück- 
sichtigung, während weitergehende Bestrebungen nicht erfolgreich waren, 
ebensowenig wie die des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen ^), 
welche die Möglichkeit von Anweisungen des Absenders, die ein An- 
halten oder eine Auslieferung des Gutes auf einer Zwischenstation er- 
möglichen, beseitigt wissen wollten in Hinblick auf die durch die Aus- 
führung derartiger Anweisungen erwachsenden Betriebsstörungen. 

n. Der Bechtszustand, welchen Art. 15 des I.ü. schafft, schließt 
sich sowohl an das Prinzip des deutschen Bechts (H.G.B. Art 402) an, 
gestaltet dasselbe aber selbständig unter Berücksichtigung der französi- 
schen Praxis über das r^^piss^ weiter aus. An der Spitze des Art. 15 
(Abs. 1) steht der Grundsatz: 

„Der Absender allein hat das Becht, die Verfügung zu treffen, 
daß die Ware auf der Versandtstation zurückgegeben, unterwegs an- 
gehalten oder an einen anderen als den im Frachtbriefe bezeichneten 
Empfanger am Bestimmungsorte oder einer Zwischenstation abgeliefert 
werde." 

Das ausschließliche Dispositionsrecht des Absenders über das Gut 
während des Transports ist hiermit für den Internat Bahnverkehr zur 
Anerkennung gebracht. Diese Befugnis wird aber nicht schlechthin ge- 



Wara sei, cüJ der EmpfftDger oft als Kommiuionir des Absenders Kommissionsgat er* 
halten soU. 

1) So seitens verschiedener kaufmännischer Korporationen der Schweii. 

2) Eingabe an den Bundesrat vom 80. IX. 1878 bei BieBer (Goldschmidt, Z., 
BeUageheft sa Bd. XXXm S. 100). 

8) So hat sich aach die Stettiner Handelskammer diesen angeschlossen und ffir die 
GewtUuung eines fibertragbaren Dispositionsrechts aasgesprochen, damit sich nicht der 
Handel mit entfernten Gegenden in den Hftnden weniger wohlhabender Kaoflente, die Pfand- 
kredit entbehren können, konxentriere (£.y.Z. 1879 S. 128). 

A) Die Eisenbahndirektion Bromberg war den Interessen des deutsch -rassischen Ge* 
treidehandels schon firflher dadurch entgegengekommen, dafi sie unter gewissen Kautelen 
die Auslieferung Ton Sendungen an den Inhaber des Frachtbriefduplikats zulieft. Tgl. 
SchloBmacher (Deutsches Handelsblatt 1882) S. 297. 

5) Denkschrift d. Vereins S. 12 f. 
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währt, sondern, me wir sehen werden, an gewisse Bedingungen ge- 
knüpft. 

Die Regelung im I.U. bekundet vom Standpunkte der Interessen 
des Handelsstandes aus einen Fortschritt gegenüber dem im Gebiete 
des „Vereins^^ herrschenden Rechtszustande. 

Da der Frachtvertrag nur zwischen Absender und Bahn geschlossen 
ist, dem Empfänger aber erst nach Beendigung des Transports ein 
eigenes Recht entsteht, so erscheint es folgerichtig, auch ersterem das 
Widerrufsrecht einzuräumen, da der Empfänger yor Beendigung des 
Transports gar nicht in das Vertragsverhältnis eintritt. 

Der Inhalt des Dispositionsrechts des Absenders ist ein begrenzter 
und berechtigt ihn nicht zu jeder wiUkflrlichen Abänderung des ursprüng- 
lichen Frachtvertrags, namentlich nicht zu einer solchen, die eine Aus- 
dehnung der von der Bahn vertragsmäßig übernommenen Leistungen 
enthalten würde. Innerhalb der durch Art. 15 gezogenen Schranken 
ist aber der Absender zu einer Aenderung des Frachtvertrags berechtigt, 
und der andere Kontrahent, die Bahn, ist verplSichtet, den so geänderten 
Frachtvertrag auszuführen ^). Das Dispositionsrecht gewährt dem Ab- 
sender nach seinem Ermessen folgende Befugnisse: 

a) Das Recht auf Rückgabe der Ware auf der Versandtstation und 
zwar, solange sie sich auf derselben befindet. Die Rückgabe hat zu 
erfolgen an den von ihm zur Empfnahme Bevollmächtigten. Die Eisen- 
bahn ist, wenn das Gut schon von der Versandtstation abgegangen ist, 
nicht verpflichtet es an diese zurückzutransportieren '). 

b) Das Recht auf Anhalten des Gutes unterwegs, also auf jeder 
(Güter-)Station des ganzen Transportwegs. Zu welchem Zwecke das 
Anhalten erfolgen soll, ist gleichgültig. Mag es sich um eine zeitweilige 
Unterbrechung des Transports oder Rücktritt (Art 18), um Vornahme 
von Sicherheitsmaßregeln (Umpackung, Umladung) oder um Disposition 
über eine andere Route handeln *), stets hat die Bahn die VerfQgung 
des Absenders, das Gut anzuhalten, auszuführen. 

Das Recht, Anhaltung des Gutes unterwegs zu verlangen, scheint 



1) Vgl. Gerstner S. S64. 

2) Ein Anfkrag inm Rficktransport stellt sich all Anerbieten tum Abschlntte eines neuen 
Vertrags dar. Liegt der Ort, an welchen das Gat nach der Verfügung des Absenders lorfick- 
bef5rdert werden soll, im Lande der Bestimmungsstation, so bandelt es sich am Abschlieflong 
eines neuen internen Frachtrertrags, und der Bficktransport (und dasselbe gilt auch (Qr einen 
Weitertransport, der vom Absender Terfttgt Ist) darf nicht auf Grund des Internat. Fracht- 
briefe erfolgen, sondern es ist die Aasstellung eines neuen internen Fraehtbriefs geboten. 
Ebenso ist aber ein neuer Internat Frachtbrief ansausteilen, wenn der Bück- oder Weiter- 
transport aus dem Gebiet eines Vertragsstaats in das eines anderen erfolgen soll, da nicht 
der ursprfingUehe, sondern ein neuer Internat. Vertrag ausiufUhren ist. Vgl. Schwab 
8. 172. 

8) Eger, LU. 8. 875. 
Rosenthsl, Internat El«enbahnfrachtrecht. 9 
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anter Umständen in Widerspruch zu stehen mit dem nach Art. 6^) der 
Bahn zustehenden Recht auf Abänderung des vorgeschriebenen Wegs. 

Die Möglichkeit eines solchen Widerspruchs ist aber nur eine 
scheinbare, denn der Absender kann nur verlangen, daß das Out unter- 
wegs (en cours de route), wo es sich gerade befindet, angehalten werde, 
also an irgend einer Station, welche zwischen der Versandt- und Be- 
stinmiungsstation gelegen ist. Da aber der Bahn auf Grund des Art 6 
eine Aenderung des vorgeschriebenen Transportwegs unter gewissen 
Bedingungen gestattet ist, so ist sein Dispositionsrecht eben von vorne- 
herein durch dieses Becht der Bahn eingeschränkt, er kann nicht be- 
anspruchen, daß das Gut an jeder beliebigen Station, die er im Auge 
hat und von welcher er glaubt, daß sie am Transportwege liegt ^), an- 
gehalten werde, sondern nur an irgend einer Zwischenstation, welche 
das Gut wirklich berührt. Dieser Anspruch des Absenders kann 
wohl auch zumeist befriedigt werden, da seine Verfügungen durch die 
Versandtstation vermittelt werden, diese den eingeschlagenen Beiseweg 
kennt und in der Begel weiß, an welcher Station das Gut angehalten 
werden könnte. 

Schließlich ist noch zu beachten, daß die Bahn nach Art. 15 Abs. 5 
die Ausführung der Anweisungen des Absenders verweigern oder in 
anderer Weise vornehmen kann, wenn durch die Befolgung der regel- 
mäßige Transportverkehr gestört würde. Wenn dies infolge einer ver- 
späteten Anweisung des Absenders der Fall sein würde, so kann die 
Bahn die Ausführung ablehnen'), und auch von diesem Gesichtspunkt 
aus würde sich eine Lösung des scheinbaren Widerspruchs bieten. 

c) Endlich hat der Absender noch das Becht, zu verfQgen, „daß 
die Ware an einen anderen als den im Frachtbriefe bezeichneten 
Empfänger am Bestimmungsorte oder einer Zwischenstation abgeliefert 
werde^^ Es steht hiemach dem Absender die Befugnis zur Abänderung 
der Adresse am Bestimmungsorte zu, bis zur Uebergabe des Fracht- 
brieÜB an dem Empfänger oder der Zustellung der Klage desselben an 
die Bahn gemäß Art. 16. 

Dem Absender steht aber außerdem das Becht zur Abänderung 
der Bestimmungsstation zu, aber nur so, daß von ihm verfügt werden 
darf die Ablieferung statt an der Bestimmungsstation an einer Zwischen- 
station. Die Bahn braucht mithin nur, wenn Ablieferung an einer an 
dem Reiseweg gelegenen Station verfügt wird, diese Verfügung auszu- 
führen ; sie ist aber nicht verpflichtet, der Anweisung, das Gut an einer 



1) Siehe S. 62. 

2) Er kann anch nicht wisaen, ob das Gat die betreffende Zwischenstation nicht 
schon ftberschritten hat. 

8) Vgl. Prot, m S. 80. 
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jenseits des Bestimmungsorts oder an einer an einer Seitenlinie^) ge- 
legenen Station abzuliefern*), Folge zu leisten'). 

Darüber hinausgehende (andere als die a— c angef&hrte) einseitige 
Verfügungen können nur ^) innerhalb der Rechtsgebiete, für die sie durch 
Gesetz oder Reglements ausdrücklich für zulässig erklärt werden, mit 
Yerpflichtender Kraft für die Bahn getroffen werden. Dies ist z. B. der 
Fall für das Gebiet des Vereins nach § 53 Zus.-Best z. Ver.B.R. ^) 
bezüglich nachträglicher Auflage, Erhöhung, Minderung oder Zurück- 
ziehung der Nachnahme*). 

in. Die Ausübung des Dispositionsrechts des Absenders '^) ist 
aber an drei Bedingungen geknüpft. Vor allem 

1) an die Bedingung der Vorzeigung des Duplikats des Fracht- 
briefs^). Dieses Duplikat bildet die Empfangsbescheinigung der Bahn 

1) Vgl. Aom«rknng mm FormnUr Anlage 4. 

2) Erst mnf Anregung der stIndSgen Tarifkommiuion , in weleher die Verkehrt- 
intereseenten hiergegen Widersprach erhoben hatten, wurde eine Erginsang der Zosati- 
Bestimmung I in § 64 der V.O. Tom 1. April 1898 gftltig anfgenommen, doreh welche 
Verfflgongen der Absender fiir Bulissig erklXrt werden, auf Qrand deren das Ont Aber 
die ureprfingliche Bestimmungsstation hinaus oder von einer Unterwegs- 
»tation nach einer seitwftrts gelegenen neuen Bestimmungsstation bef5rdert 
werden solL (Nachtrag 1 sum deutschen Eisenbahngfitertarif, Teil I t. 1. IV. 1898.) 

8) Für unsulissig erklärt solche Anweisungen auch ital. Instr. g 54 A. 9, der 
Torsehreibt, da8 in solchen Füllen der Versender das Gut auf einer Zwischen- oder der 
Bestimmungsstation Ton einem BerollmlehtigUn sur Bef5rderttng nach der abgeänderten 
Bestimmungsstation oder sur BefSrderung in anderer Art hat neu aufgeben au lassen. 

4) Unbegründet ist die entgegengesetste Ansicht Eger's, I.U. S. 874, welcher dem 
Absender auch andere als diese rier Verfügungsbefugnisse lugesteht Hit dem klaren 
Wortlaut des Art. 15 A. 1 ist diese Auffisssung unrereinbar. Nach dieser besteht keine 
Verpflichtung der Bahn, auch andere im A. 1 nicht beieichnete VerfBgungen ausiufflhren. 
Die Bahnen können sieh aber freiwillig hiersu yerstehen, nur dflrfen derartige regle- 
mentariache oder tariCurische Bestimmungen nicht dem Lü. widersprechen (Art. 4). Richtig 
Gerstner 8. 854; Tgl. auch Erkllrung des Centralamts (Zeitsohr. f. int. Eisenb., 
I 8. 144). 

5) ,,Anwei8ungen des Absenders wegen nachtrXglicher Auflage, Erhöhung, Minderung 
oder Zurüekaiehung der Nachnahme, sowie wegen nachtrigUcher Frankierung können nach 
dem Ermessen der Eisenbahn unter der Bedingung angelassen werden, da8 die Verfügung 
auf dem Frachtbriefduplikat rermerkt wird. Die im Art. 15 A. 8 beseichneten Kosten 
nnd im Tarife ein für allemal festzusetsen.'* Uebereinstimmend V.O. § 64 A. 9, nur da8 
hier die Vermerkung auf dem Frachtbriefduplikat (Aufnahmeschein) lediglich für den Fall, da8 
ein solcher ausgestellt ist, rorgeschrieben ist, da dessen Ausstellung hier nur fakultativ ist. 

6) Ital. Instr. § 54 A. 9 erklärt dies ausdrücklich für unaulässig. 

7) Art. 15 Abs. 2. „Dieses Becht steht indes dem Absender nur dann au, wenn er 
das Duplikat des Frachtbriefs Torweist** Der franaös. Text: „Toutefois l'ezpMiteur ne 
peut ezercer ce droit . . ." 

8) Während nach § 59 B.B. alt eine Zurückgabe des Fraehtbriefdnplikats oder des 
Aufnahmeseheins nur auf Erfordern erfolgen muBte, also fskultatiT war, ist die Vorweisung 
für das intemat. Becht nun obligatorisch. In der Konfereni 1878 war TOn Perl-Ru8land 
das in Frankreich und Belgien gebräuchliche Beoepisse empfohlen worden, während Fick- 
SohwMS dagegen beantragte: „Wenn der Absender ein Frachtbriefdnplikat yon der Bahn 

9* 
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über die Aufgabe des Gutes und des Frachtbriefs und hat weder die 
Bedeutung des Originalfrachtbriefs noch die eines Konnossements (Lade- 
scheins) Art. 8 Abs. 5 und 6. 

Waren es, abgesehen von juristischen Erwägungen, Rücksichten auf 
die Anforderungen des Verkehrs, z. B. eine während des Transports 
eintretende Zahlungsunsicherheit des Empfängers, welche zur Aner- 
kennung des nachträglichen Anweisungsrechts des Absenders führten, 
so drängten doch auch wieder andere Handelsinteressen zu einer der- 
artigen Einschränkung dieses Dispositionsrechts. Insbesondere war es, 
wie die erwähnte Eingabe ^ ) der oberbayrischen Handelskammer aus- 
führt, eine Gepflogenheit des Internat. Getreidehandels, daß die Be- 
zahlung der Ware sofort nach Zustellung des Aufgabe-Recepisses erfolgt 
oder daß wenigstens seitens des Kommissionärs oder Bankiers auf Grund 
dieses übergebenen Recepisses Vorschüsse auf die auf dem Transport 
befindliche Ware geleistet wurden. Diese üebung wurzelt, wie die 
Motive dieser Eingabe zutreffend darlegen, auf dem Glauben, daß der 
Bezahlende durch den Besitz des Recepisses gegen nachträglich Dis- 
positionen des Absenders zu Gunsten eines Dritten sichergestellt sei. 

Durch diese Beschränkung des Dispositionsrechts hatte man nun 
jedenfalls ein zweckmäßiges Mittel der Sicherstellung des vorschuß- 
leistenden Empfängers gefunden, denn dieser brauchte sich nur vom 
Absender das Duplikat einhändigen zu lassen, so war er für die vor 
Empfang der Ware geleistete Zahlung gedeckt. 

Auf der anderen Seite ist aber durch die Ausstellung des Fracht- 
briefduplikats das Dispositionsrecht dem Absender nicht entzogen, 
sondern dies ist erst der Fall infolge der üebergabe desselben an den 
Empfänger, also nur infolge einer vom Ermessen des Absenders ab- 
hängigen Handlung. Das Dispositionsrecht geht aber nicht an den Be- 
sitzer des Duplikats über, denn dieses ist nicht wie das Konnossement 
oder Ladeschein Verpflichtungsschein, welcher die Bahn zur Auslieferung 
des Gutes an den Inhaber der Urkunde verpflichtet. Die Entäußerung des 
Besitzes am Duplikatfrachtbrief übt keine rechtsübertragende Wirkung 
aus, wie auch eine Erweiterung des Verfügungsrechts des Empfängers 
nicht im Zwecke dieses Systems liegt ^). Das Dispositionsrecht des Ab- 
senders ruht in diesem Falle, und das des Empfängers kann nicht vor 
Ankunft des Gutes am Bestimmungsort entstehen, mag das Duplikat 



erhalten hat, so ist er zu spftteren Anweisnngexk nur befngt, wenn er das Daplikat snrilck- 
giebt, oder der EmpfSnger die Annahme des Gntes verweigert" (Prot. I 8. 11, 19). 
Dieser Antrag wurde verworfen und erst 1881 der von O e o r g e - Frankreich gesteUte 
Antrag: „Der Versender hat nur dann das Recht, Über die auf dem Tansport befindliche 
Ware lu verfSgen, wenn er im Besitse eines Frachtbriefduplikats ist", der von den deutschem 
Vertretern bekfimpft worden war, angenommen (Prot II S. S9 if., 98). 

1) Siehe S. 128. 

2) Vgl. Buti S. 41. 
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sich in seinen Händen befinden oder nicht. So hat die Uebergabe des 
Duplikats nur die negative Wirkung, daß das Dispositionsrecht des 
Absenders erlischt, ohne auf einen anderen, auch nicht auf den Empfanger 
überzugehen. Auch das in den H&nden eines Dritten befindliche Dupli- 
kat begründet für diesen keinerlei Verfügungsrecht. Sollte der Zweck 
der Vorweisung des Duplikats, Sicherstellung des Empfängers erreicht 
werden, so mußte auch für die Beachtung der Vorschrift seitens der 
Bahn gesoi^ werden. Dies .geschah, indem (Art. 16 A. 2) man die 
Bahn, die Anweisungen des Absenders befolgte, ohne die Vorzeigung 
des Duplikats zu verlangen, für haftbar gegenüber dem Empfänger er- 
klärte. Die Bahn hat diesem den ihm aus der unzulässigen Ausführung 
der Anweisung des Absenders erwachsenen Schaden in vollem Umfange, 
einschließlich des entgangenen Gewinns, zu ersetzen. Nicht jedem 
EmpfiUiger g^nüber ist aber diese Ersatzpfiicht begründet, sondern 
nur gegenüber dem Empfänger, welchem der Absender das Duplikat 
fibergeben hat. Denn nur dieser kann durch diese Nichtbeachtung der 
Vorschrift geschädigt sein, da nur der Besitz des Duplikats ihm die 
Sicherheit zu gewähren vermochte, daß das Gut ihm ausgeliefert und 
daß dem Absender die Möglichkeit, über das rollende Gut zu seinen 
Ungunsten zu verfügen, entzogen war. Er durfte dasselbe vor der An- 
kunft weiter veräußern und seine Rechte an der auf dem Transport 
befindlichen Ware anderen übertragen, er durfte darauf rechnen, daß 
die Bahn andere Anweisungen des Absenders nicht vollziehen würde 0- 
Da Uebergabe des Duplikats (durch den Absender) an den Empfänger, 
nicht Besitz desselben Voraussetzung des Schadensanspruches gegen die 
Bahn ist, so steht dieser dem Empfänger, der sich auf andere Weise 
in den Besitz desselben gesetzt hat, nicht zu *). Zur Geltendmachung 
desselben bedarf es der Vorweisung des Duplikats nicht, also auch im 
Falle des Verlustes wird der Ersatzanspruch nicht ausgeschlossen, so- 
fern er nur beweist: 

a) die Uebergabe des Frachtbriefduplikats und 

b) die NichtVorweisung bei der nachträglichen Verfügung des Ab- 
senders •). 

Die Frage, ob die Bahn außer in diesem Falle (NichtVorzeigung 
des Duplikats) nicht auch schadensersatzpflichtig wird durch jede andere 
Nichtbeachtung oder mangelhafte Ausführung der Verfügung des Ab- 
senders, wird im I.U. nicht ausdrücklich beantwortet, während Art. 15 
A. 4 die Ersatzpflicht bei Nichtbeachtung der Anweisungen des 
Empfbigers besonders festsetzt 

Nichtsdestoweniger dürfte die Frage unbedingt zu bejahen sein. 

Die Ausführung der nach Art. 15 dem Absender zustehenden Ver- 



1) VgL de Seignenx p. 89. 

2) VgL Schwab S. 178. 
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fügungen gehört zu den Rechtspflichten der Bahn. Sie bildet einen 
gesetzlichen Bestandteil des Frachtvertrags und zwar einen unabänder- 
lichen; sie ist anderweitiger Regelung der Parteien entzogen. Jeder 
aus einer Verletzung von Vertragspflichten hervorgehende Schaden ge- 
währt nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen dem Geschädigten einen 
Ersatzanspruch gegen den schädigenden Vertragsteil. Es ist nur einem 
Redaktions versehen ^) zuzuschreiben, daß man diese Ersatzpflicht nicht 
im Art. 15 allgemein ausgesprochen hat. Ein innerer Grund, die Er- 
satzpflicht der Bahn bei Nichtbeachtung der Verfügung des Absenders 
anders zu behandeln, als bei Nichtbefolgung der des Empfängers, ließe 
sich wohl auch schwerlich finden. 

Inwieweit das Dispositionsrecht durch den Verlust des Duplikats 
beeinflußt wird, darüber schweigt das Lü. Diese Lücke ist sehr be- 
dauerlich und unverständlich, da schon bei den ersten Bemer Be- 
ratungen ') auf diese Schwierigkeit hingewiesen wurde. 

In Rücksicht auf den klaren Wortlaut von Art. 15 A. 2 kommen 
wir zu dem Ergebnis, daß durch den Verlust des Frachtbriefduplikats 
die Ausübung des Dispositionsrechts unmöglich wird >), denn diese ist 
nun einmal an das formelle Erfordernis der Vorweisung des Duplikats 
geknüpft. Diese formelle Beschränkung des Dispositionsrechts ist aber 
von einer solchen Bedeutung, daß bei Nichterfüllung der Bedingung eine 
nachträgliche, den Frachtvertrag abändernde Anweisung nicht vollzogen 
werden muß, jedenfalls hat in diesen Fällen der Absender keinen An- 
spruch auf Ausführung derselben gegen die Bahn ^). Darauf beschränkt 



1) Schon im Art. 402 A. 1 H.G.B. fehlt infolge eines Uebersehens eine analoge Be- 
fltimmang (ygl. Eger II S. 181). Diesem wurde aber Art. 15 nachgebildet, ohne daB 
man hierauf aufmerksam wurde. Auf der 8. Berner Konferens 1881 wurde die Bestimmung 
Aber das Frachtbriefduplikat erst neu aufgenonmien (Art. 16 A. 8). So erklärt es sich, 
daß hier die Schadensersatspflicht ausdrücklich hervorgehoben wurde. 

2) Seitens H e y e r - Deutschland , welchem dabei allerdings eine andere Gestaltung 
des Becepisses Torschwebte. Er erachtete ein AmortisationsYerfahren beim Verluste des 
Becepisses für notwendig. 1881 wurde sodann seitens der Kommissionsminderheit betont, 
da£ durch Verlust des Duplikats fast unldsbare Schwierigkeiten geschaffen würden (Prot. I 
S. 21; U S. 98). 

8) Nur in denjenigen Bechtsgebieten, in welchen das Landesrecht eine Amortisation 
derartiger Urkunden mit der Wirkung suliAt, daB das die KrafUoserklämng der Ur- 
kunde aassprechende Ausschlufiurteil diese ersetse, könnte so auch das yerlorene Fracht- 
briefduplikat ersetst werden. Vgl. Eger, I.U. S. 280. Da ein solches Amortisations- 
▼ei fahren stets IXngere Zeit in Anspruch nimmt, dürfte es hier keine grofie praktische 
Bedeutung gewinnen (Prot I S. 21). 

4) Schwab (S. 175) dagegen hUt die Bahn auch bei Verlust des DapUkats lur 
Ausführung der Verfügung für Terpflichtet, wenn der Absender glaubwürdig, eventuell 
gerichtsordnungsmäBig nachweise, daB er das Duplikat Tcrloren beaw. dem Empfinger 
nicht übergeben habe, ein Beweis, der am leichtesten durch die Zustimmung des Empflingers 
erbracht werde. Schwab g^ht so weit, die Bahn, welche in diesem Falle die AusfKbmng 
der Disposition verweigere, nach aUgemeinen Bechtsgmndsfttsen für ersatspflichtig su er- 
klären. Diese Auffassung erscheint nach dem oben Gesagten gegenüber den Berner Be- 
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sich die Bechtswirkung der Nichtvorzeigung des Duplikats. Dagegen 
hat diese nicht die Nichtigkeit der Disposition zur Folge in dem Sinne, 
daß dann die Bahn diese nicht auszuführen berechtigt wäre. Im Gegen- 
teil. Für diesen Fall ist, wie wir gesehen haben, die Rechtsfolge aus- 
drücklich bestimmt, nämlich Schadensersatzpfiicht gegenüber dem 
Empfiüiger, welchem der Absender das Duplikat übergeben hat. Die 
Bahn kann daher auf ihre Gefahr von der Vorzeigung des Duplikats 
Umgang nehmen. Sie kann ohne jegliches Risiko dann bei Verlust des 
Duplikats die Anweisung des Absenders ausführen, falls der Empfänger 
sie von ihrer Haftungsyerbindlichkeit befreit. 

Bezüglich der Befugnis zur gerichtlichen Gelt^dmachung der aus 
dem intemat. Eisenbahnfrachtvertrag g^en die Bahn entspringenden 
Rechte, die Art. 26 demjenigen zuspricht, welchem das Verfügungsrecht 
über das Frachtgut zusteht, ist ausdrücklich anerkannt, daß der Ab- 
sender, welcher das Frachtbriefduplikat nicht vorzuzeigen vermag, seinen 
Anspruch mit Zustimmung des Empfängers geltend machen könne. 
Man kann aber den Ersatz der Vorweisung des Duplikats durch die 
Zustimmung des Empfängers, wie er hier für die Aktivlegitimation an- 
erkannt ist, nicht ohne weiteres auf die nachträglichen Anweisungen 
außerhalb eines gerichtlichen Verfahrens übertragen. Man darf dies um 
so weniger, als bei den Bemer Beratungen ^) einer Anregung, diese Be- 
stimmung aus Art 26 in Art. 15 zu versetzen, keine Folge gegeben 
wurde. 

Eine Ausfüllung dieser Lücke des intemat. Eisenbahnrechts er- 
scheint bei der praktischen Wichtigkeit des Verlustes des Duplikats 
dringend zu wünschen. 

2) Eine 2. Bedingung ist die Vermittelung derartiger Verfügungen 
durch die Versandtstation (Art. 15 A. 3)*). 

Die Bahn ist wohl berechtigt, aber nicht verpflichtet, die ihr un- 

rfttaDgen und dem WorUant Ton Art. 15 A. S nnhaltbar. Schwab 's Ausf&hrungen, daft 
die BesebrlüikiiDg des VerfBgangsrechts nur dem InteresM des Empfingen dienen soU, und 
die bierans gezogenen SeblUsse Terdienen volle Beachtnng, aber nar de lege ferenda. Wenn 
Schwab S. 174 sagt: „Man konnte nnd woUte der Bahn nicht anmuten, sich um das Vor- 
handensein der materiellen Beschrftokungen an kümmern, der formelle Besits des Fracht- 
briefdnpUkats seitens des Absenders berechtigt (muA heiBen: Terpflichtet) die Bahn snr 
AosflUining seiner Verfügung**, so ist hieran anschließend su betonoD, daB man auch der 
Bahn nicht zumuten wollte, sich darum zu kfimmern, ob das Duplikat dem Empfänger über- 
geben worden oder nicht. Darum dürfte man das formelle Erfordemb der Vorweisung des 
Doplikats eingeführt haben, damit der Bahn jede weitere Prüfung, ob Zustimmung des 
EmpfSngers zur Disposition, ob diese in gehöriger Form Torliege, erspart bleibe, während 
man an das Gericht diese Zumutung stellen durfte. Vgl. Eger, LU. S. 288. 

1) Lejeune-Belgien erklärte, er habe Art. 16 angenommen, würde aber gegen den- 
selben stimmen, falls dieser Zosats hiDsutrete (Prot. II S. 109). 

8) Dem § 59 A. 8 des alten B.B. nachgebildet Auch die französische Bechtsprechung 
fordert für nachträgliche Anweisung Vermittelung — de la gare exp^ditrice. Siehe die 
Urteile bei Lanokmann n. 872 (p. 226). 
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mittelbar oder überhaupt von anderer (als der Yersandtstation) Seite 
zukommenden Verfügungen des Absenders auszuführen. 

Da eine Aenderung des vorgeschriebenen Transportwegs seitens 
der Abgangsstation vorgenommen werden kann, diese überhaupt die 
Instradierung nach ihrem Ermessen mangels einer Routenvorschrift vor- 
nimmt, so kann sie auch beurteilen, ob des Gut noch an der gewünschten 
Zwischenstation angehalten werden und ob und wo die Anweisung aus- 
geführt werden kann, um sie dahin weiterzubefördem. Vornehmlich 
war aber für diese Vorsqhrift bestimmend, daß die Beurteilung, ob die 
nachträgliche Anweisung auch wirklich vom Absender herrühre, doch 
am besten von der Versandtstation und nicht an einem dritten Orte 
vorgenommen werden kann. Ohne die Möglichkeit einer solchen erfolg- 
reichen Prüfung der Legitimation würde der Gefahr, daß Schwindler 
solche Anweisungen zu betrügerischen Manipulationen benutzen ^), nicht 
leicht begegnet werden können. 

3) Eine 3. Bedingung der Ausübung des Verfügungsrechts bildet 
eine bestimmte Form der Verfügung. 

In Anbetracht der wichtigen Folgen, welche die Ausführung solcher 
nachträglicher Anweisungen nach sich ziehen kann, hat man es im 
Interesse der Bahnen für zweckmäßig erachtet, die Ausübung dieses 
Rechts an eine bestimmte Form zu binden '). Man hat die Beobachtung 
der Form sogar als Bedingung der Gültigkeit vorgeschrieben. 

Nach Art. 15 Abs. 6 und 7 ^) muß demnach eine Anweisung, um 
rechtsverbindlich zu sein, durch eine nach dem in § 7 der Ausf.-Best. 
(Anlage 4) vorgeschriebenen Formular^) ausgestellte Erklärung erfolgen. 
Dabei werden für diese formularmäßige Verfügung noch zwei Haupt- 
erfordemisse aufgestellt: Schriftlichkeit derselben und Unterschrift des 
Absenders. Es sind somit ausgeschlossen, was sich übrigens schon aus 
der Notwendigkeit des Formulargebrauchs ergiebt, jede mündliche, 
telephonische oder telegraphische Verfügung des Absenders. Die Aus- 
schließung telegraphischer Verfügungen kann in der Praxis des Verkehrs 



1) Vgl. Schlofimacher (Deatsches HandelsbUtt 1882) S. 296. 

S) Prot. II S. 148 (Antrag Batz-Dentocbland). Dieser aaf der Konferenz 1881 
als Art. 7 der Aasf.-Best. angenommene Antrag . wnrde etwas yerändert aaf der Konferenz 
1886 in Art. 16 (Abs. 6 nnd 7) herübergenommen, da die Ansiebt Deatschlands, daß 
Vorschriften bezüglich der Nichtigkeit gewisser Handlangen ihre Stellang geeigneter im 
Uobereinkommen selbst als in den Aasf.-Best. fänden, aUseitlg gebilligt warde (Prot. III 
S. 35). 

8) Art. 15 A. 6 and 7: „Die im 1. Absatz dieses Artikels vorgesehenen Verfftgangen 
müssen mittelst schriftlicher and vom Absender anterzeichneter Erklärang nach dem in 
den AosfÜhrangsbestimmangen vorgeschriebenen Formalar erfolgen. Die Erklftrang ist 
aaf dem Frachtbriefdaplikat aa wiederholen, welches gleichzeitig der Eisenbahn vorzalegen 
and von dieser dem Absender zarücksageben ist. Jede in anderer Form gegebene Ver- 
fügang des Absenders ist nichtig." 

4) Ueber dieses vgL Schwab S. 177. 
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h&ufig als Hemmung oder Anfhebimg des Dispositionsrechts wirken, 
doch muß dies nicht der Fall sein. Nur fflr die Versandtstation ist 
die formularmäßige Verf&gung des Absenders Vorbedingung der Aus- 
führung derselben. Nichts hindert, diese die Vertagung auch auf tele- 
graphischem Wege der zur Ausführung berufenen Bahnstation zu ver- 
mitteln. Diese wird keinen Anstand nehmen, diese telegraphisch 
übermittelte bahnamtliche Anweisung zu vollziehen, da in dieser Ueber- 
mittelung die Bestätigung einer vorschriftsgemäßen Ausstellung der 
AbsenderverfÜgung liegt. Die Versandtstation würde sich regreßpflichtig 
machen durch Anordnung der Ausführung einer ungültigen Verfügung 
— und ,jede in anderer Form gegebene Verfügung des Absenders ist 
nichtig^^ (Art. 15 A. 7). Die Schriftlichkeit der Erklärung erheischt 
nicht, daß dieselbe geschrieben^) sei, sondern jede mechanische Ver- 
vielf&ltigungsart (Lithographie, Hektographie, Druck) ist ausreichend'), 
lieber die Sprache des Formulars und der auszufüllenden Worte ist 
keine Bestimmung getroffen worden. Da das Formular in Anlage 4 
in deutscher und französischer Sprache abgefaßt ist, so ist auch die 
Ausfüllung in einer dieser beiden Sprachen oder in der amtlichen Ge- 
schäftssprache des Landes der Versandtstation, falls diese eine andere 
ist, vorzunehmen, doch ist in diesem Falle eine genaue französische 
oder deutsche Uebersetzung beizufügen. 

Ein weiteres Erfordernis ist die Unterschrift des Absenders („vom 
Absender unterzeichnete Erklärung^^). 

Bei der Bestimmtheit des Ausdrucks und beim Mangel einer dahin- 
zielenden Bestimmung scheint mir eine analoge Anwendung ^) von Art. 6 
lit. m, die einen Ersatz der Unterschrift durch eine gedruckte oder 
gestempelte Zeichnung des Absenders kraft landesgesetzlicher oder 
reglementarischer Anordnung gestattet, nicht zulässig zu sein, zumal 
die Bedeutung einer derartigen nachträglichen Verfügung doch eine 
ungleich eingreifendere ist, als die eines Frachtbriefs. Es ist auch 
zu beachten, daß derartige Verfügungen selten sind und daher die 
Unzukömmlichkeiten, welche die Notwendigkeit eigenhändiger Unter- 
schrift für die Ausstellung von Frachtbriefen mit sich bringt, hier weg- 
fallen. 

Diese Verfügungserklärung des Absenders muß dann ferner auf 
dem Frachtbriefduplikat wiederholt werden. Das vorgewiesene Duplikat 
ist dem Absender zurückzugeben. Daß man diese Vorweisung, die 
doch nach Abs. 2 Bedingung der Ausübung des Dispositionsrechts ist, 
nochmals in Abs. 6 aussprach, war ganz überflüssig, ebenso die Vor- 



1) Der franzdsische Text unterscheidet demsufolge aacb swiechen dcrite k Im mun 
(Auf.-Best. I 8) und <erite (Art 16). 
S) VgL Schwab 8. 177. 
8) So, wenn aaeh iwdfelnd, Schwab S. 178; a. H. Eger, I.Ü. S. S9t. 
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Schrift der Rückgabe ^), da eine Vorweisung des Duplikats keine Ueber- 
gabe ist 

Diese Wiederholung der Erklärung auf dem Frachtbriefduplikat ist 
ebenso wie die formularmäßige VerfQgungserklärung Vorbedingung der 
Bechtsgültigkeit „Jede in anderer Form gegebene Verf&gung des Ab- 
senders ist nichtig'^ besagt Art. 15 A. 7 ^). Die Nichtigkeit ergiebt 
sich daher sowohl als Rechtswirkung des Mangels der einen wie der 
anderen vorgeschriebenen Verfügungserklärung. 

Mag nun diese Wiederholung der Erklärung bezwecken, die Vor- 
weisung des Duplikats zu konstatieren oder dem Absender eine Be- 
scheinigung seiner Verfügung in die Hand zu geben, in welchem 
Falle eine Bestätigung der Bahn hätte vorgeschrieben werden müssen ^), 
auf keinen Fall hätte das Fehlen dieser nur im Interese des Absenders 
vorgeschriebenen Wiederholung die Nichtigkeit der Verfügung nach sich 
ziehen sollen. 

IV. Dem Dispositionsrechte des Absenders, dessen Voraussetzungen 
und Inhalt wir kennen gelernt haben, entspricht die Ausfiihrungspflicht 
der Bahn. Diese ist aber keine absolute und unbegrenzte, sondern 
findet ihre Schranke in den Anforderungen des regelmäßigen Transport- 
verkehrs. 

Denn so sehr man auch bestrebt war, den Interessen des Handels 
durch Zulassung von Verfügungen über das rollende Gut zu dienen, 
so mußte auch den Bahnen entgegengekommen werden, indem man 
ihnen nicht die Ausführung solcher Verfügungen des Absenders zu- 
muten durfte da, wo diese nur durch erhebliche Störung des regel- 
mäßigen Transportverkehrs möglich^) war. Das wäre zugleich auch 
eine Rücksichtslosigkeit gegen alle übrigen am Transportverkehr be- 



1) Diese Rückgabe ist selbstredend notwendig, da der Absender spSter (s. B. bei 
einem Prozesse) noch in die Lage kommen kann, das Duplikat benütaen an müssen (Prot. III 
S. 35). 

2) Gegen Schwab's (S. 179) Ansicht, da£ nur infolge eines Bedaktions^ersehens 
Abs. 7 diese Stellung erhalten habe, vgl. Eger, I.Ü. 8. 894 f. 

8) Schwab S. 181 glanbt, daB die Bahnen dies fireiwllllg thnn werden. 

4) Nicht antreffend ist die AeoAernng der Denkschrift d. Vereins S. 12, welche 
die Zulassung des Bechts auf Anhalten oder Auslieferung auf einer Unterwegsstation be- 
kKmpft, daß den Bahnen durch die Bestimmung des Abs. 5 nicht geholfen würde. „Die 
Absendestation'S sagt die Denkschrift, „kann gar nicht übersehen, welche Einwirkung die 
Ausführung der Verfügung auf einer Tielleicht sehr weit entlegenen, besüglich ihrer Betriebs- 
yerh&ltnisse ihr g&nilich unbekannten Bahn ausüben wird; sie wird also häufig entweder 
lediglich auf Grund der Möglichkeit einer sich ergebenden Betriebsstörung die Anweisung 
zurückweisen müssen, oder sie an die ünterwegsstation auf die Gefahr hin geben, dafi diese 
die Ausführung verweigert." Die Absendestation brancht das gar nicht zu Übersehen, denn 
sie ist an einer Zurückweisung der Anweisung nicht berechtigt, sondern hat diese der 
„ünterwegsstation" zu übermitteln, die je nach Lage der Betriebsverhältnisse die Anweisung 
ausführen oder die Ausführung ablehnen wird. 
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teiligten Kreise (AbseDder und Emp&nger) gewesen. Es wurde des- 
halb widerspruchlos und nur wenig verändert folgende im deutschen 
Entwurf enthaltene Bestimmung als Abs. 5 (Art. 15) aufgenommen: 
„Die Eisenbahn darf die Ausführung der im Abs. 1 vorgesehenen 
Anweisungen nur dann verweigern oder verzögern, oder solche An- 
weisungen in veränderter Weise ausführen, wenn durch die Befolgung 
derselben der regelmäßige Transportverkehr gestört würde.^' 

Die Bahn ist hiemach beim Vorhandensein der letzterwähnten Vor- 
aussetzung von der Ausführungspflicht befreit. Es kann aber auch nur 
eine Modifikation derselben in der Weise eintreten, daß die Ausführung 
der Disposition nicht sofort erfolgt, sondern erst wenn dies ohne Ver- 
kehrsstörung geschehen kann. Femer ist die Bahn auch berechtigt, die 
Disposition abzuändem, z. B. der Absender verlangt Anhaltung des 
Gutes auf einer Zwischenstation A. und Zurücksendung, die Bahn läßt 
es aber erst an der entfemter liegenden Zwischenstation B. anhalten. 

Die Voraussetzung einer Stömng des regelmäßigen Transportver- 
kehrs durch die Befolgung der Anweisung ist zwar sehr allgemein ge- 
Mt, aber nichtsdestoweniger kann man nicht behaupten, daß so das 
Dispositionsrecht, besonders soweit ein Anhalten des Gutes unterwegs 
in Frage kommt, iUusorisch wird, denn schließlich muß die Bahn, 
welche sich auf das Dasein dieser Voraussetzung beraft, in einem Pro- 
zesse auch den Beweis hierfür liefem, wird sich also wohl hüten, ledig- 
lich aus Bequemlichkeit oder Ghikane die Verfügung gar nicht oder ver- 
zögert oder verändert auszuführen. Ob diese Voraussetzung g^eben 
ist, wird sich nur aus den konkreten Umständen ergeben, und es war 
deshalb ganz zweckmäßig, nur den allgemeinen Gesichtspunkt aufzu- 
stellen. Man wird eine „Störung des regelmäßigen Transportverkehrs^^ 
dann anzunehmen haben, wenn durch die Befolgung der Disposition die 
für den gewöhnlichen Güterbeförderungsdienst erlassenen Anordnungen 
nicht strikt beobachtet werden könnten, oder wenn die Durchführang 
des normalen Betriebs eine Aendemng oder Unterbrechung erleiden 
müßte, z. B. wenn die Ausrangiemng eines Wagens beim Anhalten des 
Gutes auf einer Zwischenstation nur durch Ueberschreitung der vor- 
geschriebenen Anhaltezeit des Zugs bewerkstelligt werden könnte ^), 
oder wenn das Aufsuchen und Ausladen des Gutes') so zeitraubend 
sein würde, daß das auf der Station hierfür verfügbare Personal 
infolge dessen den Güterexpeditionsdienst in vorschriftswidriger Weise 
unterbrechen müßte. 

V. Die Bahn kann (Abs. 8) den Ersatz der durch die Ausführung 

1) Es ist nicht notwendig, dafi infolge des yenpKteten Zagabgmnges ein AmchlaB 
▼enftamt wird, denn eine „erbebliche** Störung wird nicht gefordert Die 8. Konferens 
hat die Worte ,,in erheblicher Weise** gestrichen (Prot. II S. 99). 

S) Eine Betriebsstdmng wird in der Segel bei Sendungen, die für sich eine Wagen- 
Udnng bilden, nicht eintreten. Vgl. Schwab, Neaernngen, S. 48. 
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der Verfflgung erwachsenen (Mehr-)Kosten ^) vom Absender verlangen, 
da diese nur in seinem Interesse aufgewendet wurden. 

Es ist daher jedenfalls die Fracht des ganzen zurückgelegten Trans- 
ports zu entrichten, sowohl die bis zur Anhaltestation als von dieser 
zur (neuen) Bestimmungsstation ^). Die Bahn kann aber nur die tarif- 
mäßige Fracht für die wirklich zurückgelegte Transportstrecke bean- 
spruchen ^). Findet eine Abkürzung des Transports statt durch Ver- 
fügung der Ablieferung auf einer Zwischenstation, so ist der Fracht- 
anspruch der Bahn entsprechend der Verminderung der Transportstrecke 
zu ermäßigen^). 

Die Bahn kann die tarifarisch festgesetzten Kosten^), die durch 
Ausführung der nachträglichen Verfügung des Absenders erwachsen 
sind, das sog. Reugeld (so V.O. § 64 A. 8 ; § 53 Zus.-Best z. Ver.B.R.) 
fordern. Der Bahn steht ein Anspruch auf Ersatz der Kosten nicht 
zu, die durch die Verfügung des Absenders erwachsen sind, wenn diese 
durch ihr eigenes Verschulden veranlaßt worden sind, z. B. durch falsche 
Instradierung, durch Ueberschreitung der Lieferfrist. 

VI. Eine Aufgabe, die bei der Regelung das Dispositionsrecht des 
Absenders vornehmlich ins Auge zu fassen war, bildete die scharfe Ab- 
grenzung seiner Dauer. Es mußte in äußerlich erkennbarer Weise der 
Zeitpunkt, in welchem das Dispositionsrecht des Absenders erlischt und 
die Verfügungsberechtigung des Empfängers zur Entstehung kommt. 



1) Es sind diejenigen Kosten der Bahn in ersetzen, welche durch den infolge der 
VerfÜgang abgeänderten Frachtvertrag gegenüber dem ursprünglichen entstanden sind, also 
bes. etwaige Mehrkosten, z. B. ffir Rflcktransport des Gutes. 

9) Vgl. auch Ital. Instr. § 54 A. 8. 

8) So richtig Gerstner S. 864. Die entgegengesetite Ansicht Eger's, I.U. S. 897 
ist nicht haltbar, denn die kontraktliche Lage der Bahn wird nicht verschlechtert. Vertrags- 
miBig ist ihr als Vergütung die Fracht bis zur Bestimmungsstation zugesagt, aber nur 
unter der Voraussetzung, daß sich der Transport bis dahin erstreckt Eine Abftadernng 
des ursprünglichen Frachtvertrags ist aber in den Grenzen des Art. 16 A. 1 gestattet. So 
ist nicht einzusehen, warum die Gegenleistung des Absenders (Fracht) nicht genau der 
Transportleistung der Bahn entsprechend bemessen werden soU. Dies war ausdrücklich 
ausgesprochen im alten B.B. § 60 Z. 1. 

4) Beizupflichten ist der Meinung Schwab 's S. 183, dafl auch die Kosten f&r den 
Transport eines Gutes zu ersetzen sind, das auf einer anderen als der im Frachtbriefe 
vorgeschriebenen Route Iftaft und auf eine an der vorgeschriebenen Route gelegene Station 
zurückbefördert werden muß, weil die Bahn, indem sie von einem ihr zustehenden Rechte 
€kbrauoh macht, kein Verschulden zur Last fUlt 

5) Zu diesen können auch gehören Rangiergebühren, Kosten der Umladung, Nach- 
nahmeprovision (Gerstner 8. 264). Die UnzuIXssigkeit der Berechnung einer doppelten 
Manipulationsgebühr (für Leistungen, welche die Bahn sowohl auf der Versandt- als Be- 
stimmungsstation verrichtet) bei Aenderung des EmpfKngers eines Gutes spricht aas eine 
Entscheidung des österr. Handels-Min. 1876 (v. Buschman S. 176). 
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festgesetzt werden. Dies that in Anlehnung an das deutsche H.O.B. 
Art. 15 A. 4»): 

„Das VerfDgungsrecht des Absenders erlischt, auch wenn er das 
Frachtbriefduplikat besitzt, sobald nach Ankunft des Outes am Be- 
stinunungsorte der Frachtbrief dem Empfänger übergeben oder die von 
dem letzteren nach Maßgabe des Art. 16 erhobene Klage der Eisen- 
bahn zugestellt worden ist.^' 

Das Dispositionsrecht des Absenders, das sich selbstredend auf die 
ganze Dauer des Transports erstreckt, erlischt also nach der Ankunft 
des Guts am Bestimmungsort ') und zwar erst mit der Uebergabe des 
Frachtbriefs') an den EmpfiLnger oder (falls diese verweigert oder 
verzögert wird) mit Zustellung einer Klage des Empfängers gegen 
die Bahn auf Uebergabe des Frachtbriefe und Auslieferung des Guts 
(Art. 16). 

Die Fassung „nach Ankunft des Guts am Bestimmungsorte^^ bringt 
wie die des Vorbildes (Art 402 H.G.B.) den gesetzgeberischen Gedanken 
nicht zu scharfem Ausdruck, denn wenn das Gut nicht oder nicht 
rechtzeitig am Bestimmungsort angekommen ist, soll dem Empfänger 
nach Ablauf der Lieferfrist*) doch, wenn anders der Zweck dieser Be- 
stimmung erreicht werden soll, die Befugnis der Klagestellung zuge- 
standen werden^). 

Uebergabe des Frachtbriefe und KlagezusteUung sind die beiden 
in ihren Wirkungen gleichen formellen Akte, welche den Eintritt des 
Empfängers in den Frachtvertrag darstellen, von welchen jeder für sich 
allein den Grenzpunkt zwischen der Berechtigung des Absenders und 
der des Empfängers büdet. Man betrachtete die Uebergabe des Fracht- 
briefs^) gleichsam als den Anfang der Tradition und glaubte über 



1) H.G.B. Art. 402 (altes B.B. 9 59 A. 1) und H.Q.B. Art. 405. Aus der KUge- 
tnsteUniig wurde im I.U. präsiier eine Klftgerastelliing. 

2) Eine Uebersendong des Prsehtbriefs wfthrend des Transports beendigt das Ver- 
fitgnngsrecht des Absenders nicbt. 

S) An das Centralamt wurde die Anfrage gerichtet, ob eine Bahn berechtigt sei, die 
Auslieferung der Sendungen an den EmpfUnger ron der Vorzeigung des Frachtbriefduplikats 
abhftngig au machen. Die Anfrage muflte natürlich Temeinend ausfallen, da die Empfangs- 
station weder ein Becht noch ein Interesse an diesem habe, da die vom Absender etwa 
ausgegangene nachträgliche VerfBgung rechtaeitlg, d. h. Tor Uebergabe des Fraehtbriefi 
oder vor Klageerhebtng angelangt sein müsse, um für die Empfangsstation eine rerbind- 
liche Folge au haben. Sonst ist sie zur Auslieferung an den Empfänger unter den Voraus- 
telBungen des Art. 16 A. 1 Terpflichtot (Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 118). 

4) Dies ist die herrschende Ansicht in Besug auf H.Q.B. Art 405. Vgl. O o 1 d - 
Schmidt, Handbuch, I 8. 748; y. Hahn II S. 653} Thdl UI S. 65. Für die wdrt- 
liehe Auflassung ist Oerstner S. 861, 867. Innere Gründe für diese rermag ich nicht 
SU erkennen. 

5) Vgl. § 18. 

6) Der ZnsteUnng eines Avisbriefes kommt nicht die Wirkung der uebergabe des 
Frachtbriefs au. Vgl. die OerichtsenUcheidungen bei E ger , Entscb., UI 8. 486 ; IV 8. 415. 
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diesen Zeitpunkt hinaus das Dispositionsrecht des Absenders nicht ver- 
längern zu können, ohne dadurch im Widerstreit mit den Interessen des 
Handelsstandes die VerfBgung des EmpfiLngers über die Güter zu 
hemmen ^). Dieselbe Wirkung wie die üebergabe des Frachtbriefs 
kommt natürlich der Üebergabe des Gutes selbst zu, denn durch diese 
ist der Frachtvertrag erfÜUt ') und damit das Dispositionsrecht des Ab- 
senders beendigt, das mit dem Frachtvertrag steht und fiUlt. Eine 
Aenderung desselben ist nur bis zur Erfüllung möglich. Das Ver- 
f&gungsrecht des Absenders erlischt in diesem Augenblicke endgültig, 
gleichviel ob er das Frachtbriefduplikat besitzt oder nicht. Die Bahn 
darf dann Anweisungen des Absenders nicht mehr ausfuhren. 

Mit dem Augenblicke der durch einen der beiden erwähnten Akte 
fixierten Erlöschung des Verfägungsrechts des Absenders tritt das des 
Empfängers in Kraft'). Die Bahn hat von diesem Zeitpunkte an nur 
die Anweisungen des im Frachtbriefe ursprünglich oder durch nach- 
trägliche Anweisung des Absenders bezeichneten Empfängers zu be- 
achten. Dieses Anweisungsrecht des Empfängers ist seinem Inhalt 
nach wesentlich verschieden von dem in A. 1 Art. 15 genau um- 
schriebenen Dispositionsrecht des Absenders und deshalb auch nicht an 
dessen formelle Schranken gebunden. Die Anweisungen des Empfängers 
müssen sich im Rahmen des Frachtvertrags halten, sie können deshalb 
auch nicht auf Mehrleistungen der Bahn über die ursprünglich über- 
nommenen Verpflichtungen hinaus gehen, nicht auf einen Rücktransport 
oder einen Weitertransport des Gutes, Anweisungen, welche den Ab- 
schluß eines neuen Frachtvertrags erfordern würden. Ein solcher steht 
natürlich dem Empfänger jeder Zeit frei. Die Anweisungen des 
Empfängers werden gewöhnlich die Art der Auslieferung^), besonders 
den Auftrag zur Auslieferung an eine andere als die als Empfänger 
bezeichnete Person zum Gegenstand haben. 

Falls die Bahn ihre Pflicht, nur die Anweisung des Empfängers zu 
beachten, nicht erfüllt, sei es daß sie dieselbe gar nicht oder nicht in 
vollem Umfange ausführt oder daß sie über den bestimmten Grenzpunkt' 
hinaus noch Verfügungen des Absenders vollzieht, so wird sie dem 
Empfänger für das Gut haftbar (Art 15 A. 4). Der Anspruch des 

1) Vgl. Prot. I. H.G.B. 8. 12S8, 4731 ff. 

S) Man hat dies als selbstTerstSndUeh betrachtat and es deshalb bei den Beratungen 
Aber das H.O.B. nicht besonders betonen sa müssen geglaubt, da es aach keinem Zweifel 
nnterliege, „da£ der Fraehtführer die behnfs Erflillang seiner Obliegenheiten flbergebenen 
Güter nicht mehr znrückerlangen könne, eine anderweitige Disposition des Frachtführers 
auch faktisch nicht mehr möglich sei" (Prot i. H.G.B. S. 4788). 

8) Die Grensiiehnng hat keine Bedentnng, wenn Absender und EmpfXnger dieselbe 
Person bt. Vgl. Gareis nnd Fnchsberger S. 884 n. 68. 

4) Es sind hier noch solche Anweisungen ios Auge gefaBt, deren AnsfUhmng der 
Bahn keine besonderen Kosten yerursacht, denn der Kostenersatiansprneh ist der Bahn 
nur für die Ausführung der Verfügungen des Absenders gegeben (Art. 16 A. 8). 
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Empfängers gegen die Bahn geht auf Ersatz des vollen Schadens, der 
ihm durch diese Nichtbeachtung seiner Anweisung seitens der Bahn 
Terursacht wurde, er umfaßt außer dem wirklichen Schaden auch den 
vollen Gewinn und beschränkt sich nicht nur auf den gemeinen Handels- 
wert bezw. den gemeinen Wert, der nach Art. 34 für den Fall des Ver- 
lustes zu ersetzen ist 0* 

§17. 
Bte Transportrerhlnderang *). 

In engem Anschlüsse an das deutsche Frachtrecht (H.6.B. Art. 394 
A. 2 ; altes B.R. § 58 A. 1) hat I.U. Art. 18 die Wirkungen der 
Transportverhinderung geregelt unter Abgrenzung der Rechte und 
Pflichten von Absender und Bahn. 

I. Unter der doppelten Voraussetzung, daß Antritt oder Fort- 
setzung des Eisenbahntransports durch höhere Gewalt oder Zufall ver- 
hindert wird, und daß der Transport auf einem anderen Wege nicht 
stattfinden kann, wird der Bahn die Pflicht auferl^, den Absender um 
anderweitige Disposition über das Gut anzugehen (Art. 18 A. 1), dem 
Absender aber das Recht des Rücktritts vom Vertrage eingeräumt (A. 2). 

Das Transporthindemis, von dem Art 18 handelt, besteht in einer 
Verhinderung des Antritts oder der Fortsetzung des Eisenbahntransports, 
ist also verschieden von der Verhinderung des Frachtvertragabschlusses 
(Art. 2, 3, 5)') und dem Ablieferungshindemisse (Art. 24). Es muß 
eintreten in der Zeit nach den Vertragsschlusse ^) und vor der Ab- 
liefemng, in der Periode bis zur Beendigung des Transports. 

Als Ursache einer derartigen Transportverhinderung kennt Art 18 
nur „höhere Gewalt" *) oder „Zufall". 

Es kann aber nach Art. 18 A. 2 auch ein Verschulden ^) der Bahn 

l) Diese Sehadensberechnung ist nur fAr diesen Fall des Verlostes maßgebend, nicht 
aber ftlr andere SchadensfKUe. So mit Recht aach Eger II S. 181 und Epstein S. 88 
gegen Schott bei Endemann, Handbach, III S. 894. 

8) Art 18 (Za8.-Best s. Ver.B.B. § 56 ; H.G.B. Art 894 A. 8 ; V.O. § 65). 

8) Vgl. besonders S. 44. 

4) Ist das Transporthindemis schon vor dem Abschlasse des Frachtyertrags einge- 
treten bezw. der Versandtstation bekannt, so darf sie entweder nach Art. 5 Z. 3 diesen 
nicht abschUefien, oder falls dies anf einem anderen als dem vom Absender Torgeschriebenen 
Wege möglich ist, nnd die Voraossetiongen des Art 6 lit. 1 (siehe S. 62 f.) gegeben sind, 
das Gnt anf einer Hilfsrome befördern. Anderenfalls wird die Versandtstation den Ab- 
sender anfinerksam macheni die Sendung ttber den offenen, wenn auch weiteren and kost- 
spieligeren Weg leiten zu lassen. 

5) Ueber diesen BegriiT Tgl. § 84. 

6) Da8 die dolos herbeigeführten Transporthindemisse nicht die Wirkungen des Art. 18 
nach sich sieben, ergiebt sich ans allgemeinen Reehtsgrands&tzen. Es kommen daher hier 
nur die doreh Verschnlden mit Ausnahme Ton dolus verursachten in Betracht (vgl. Schwab 
S. 188). 
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ajs mitwirkende Ursache^) hinzutreten*). Ob „höhere Gewalt'^ oder 
„Zufall'' das Bahnpersonal, die Bahnanlagen, die Transportmittel oder 
das Gut *) betreffen, ist gleichgültig ^). 

Die Dauer der Transporthinderung ist ohne Belangt); mag sie 
vorübergehend oder dauernd in ihren Wirkungen sein, so daß die Aus- 
führung des Transports überhaupt unmöglich wird, stets treten die im 
Art. 18 bezeichneten Rechtsfolgen ein. 

II. Was die zweite Voraussetzung, Unmöglichkeit der Transport- 
ausführung auf einem anderen als dem im Frachtbriefe vorgeschriebenen 
oder von der Bahn gewählten Weg, anlangt, so ist offenbar hier nur 
an eine Bahnroute gedacht, da die Bahn ja nur zur Ausführung von 
Bahnfrachtverträgen verpflichtet ist. Aus welchen Gründen eine Be- 
förderung auf einem anderen Wege nicht stattfinden kann, ist belanglos. 

Nur wenn die beiden Voraussetzungen (außer der eben erwähnten 
die Verhinderungsursache) gegeben sind, treten die Rechtsfolgen des 
Art. 18 ein ^), „so hat die Eisenbahn den Absender um anderweitige 
Disposition über das Gut anzugehen". Die Verpflichtung der Bahn 
erstreckt sich mithin auf Verständigung des Absenders von dem Ein- 
tritte des Transporthindemisses, verbunden mit einer Anfrage^), in 
welcher Weise dieser nun über das Gut verfügen wolle. Wenn die 
Bahn diese VerfQgungseinholung unterläßt, wird sie schadensersatz- 
pflichtig ^), und wenn der Absender die von ihm geforderte Verfügung 
nicht trifft, so handelt die Bahn nach bestem Ermessen unter der 
Haftung eines negotiorum gestor. 



1) Sog. casus miztns. Vgl. Eger bsi Bassow XXXVI S. 178. 

5) Die Wirkungen einer Betriebsstorang aus anderen als den im Art. 18 A. 1 be* 
zeichneten Ursachen sind nach dem betreffenden Landesrechte in beurteilen. Vgl. in Besag 
auf den vorbildlichen Art. 894 A. 2 des H.G.B. — B.O.H.a. IV S. 175. 

8) ■. B. Konfiskation aus strafprosessualen oder polizeiliehen Gründen, Beschlag- 
nahme durch die Zollbehörde, Ein-, Aus- und Durchfuhrverbot wegen Choleragefahr. 
4) Eger bei Bassow XXXVI S. 181. 

6) A. M. Qerstner S. 278, der nur zeitweilige Hemmungen als Transporthindemis 
im Sinne des Art. 18 anerkennen will. Das ist aber nicht zutreff'end, nachdem hier im 
Oegensata zum deutschen Becht „zeitweilig** vor verhindert, das noch der Entwurf 
von 1878 hatte, 1881 gestrichen wurde (Prot. II S. 105), so dafi nur von Verhinderung 
schlechthin die Bede ist. Wortlaut und Entstehungsgeschichte der Fassung sprechen so 
für die im Texte vertretene Auffassung. 

6) Ist nur eine Verhinderungsursache, aber die Möglichkeit der Benützung eines 
anderen Transportwegs gegeben, so ist die Bahn gemKB Art 6 lit 1 berechtigt, denjenigen 
Weg zu wfthlen, welcher ihr ^ den Absender am sweckmftfiigsten scheint. 

7) Dieser Ausdruck ist mit „Anweisung'* (Art. 18 A. 8 und 4) und „Verfügung" 
gleichbedeutend. Der französ. Text hat im Art 18 durchweg „Instructions". Vgl. Über 
die Fassung Schwab 8. 189. 

8) Diese Erholung von Anweisungen des Absenders ist auch in Frankreich Bechtena. 
Vgl. Sarrut n. 762. Ebenso in Italien (Vidari n. 82, 102). 

9) Eger a. a. O. S. 184. 
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Da nach A. 2 dem AbseDder, nicht der Bahn das Rttcktrittsrecht 
(gegen Entschädigung) zusteht, so kann die Disposition des Absenders 
namentlich einen solchen Rücktritt vom konkreten Frachtvertrag zum 
Gegenstand haben, doch kann er auch andere Anordnungen treffen, 
z. B. Aenderung des Reisewegs, Aussetzung des Transports bis nach 
Behebung des Hindernisses u. s, w. 

Eine Schranke findet das Verf&gangsrecht des Absenders gemäß 
Art 18 A. 4 uiid in Uebereinsümmung mit Art. 15 A. 1 und 2 in 
dem Besitz des Frachtbriefduplikats als notwendiger Bedingung der 
VerfQgung des Absenders, sofern sie die Person des Empfängers oder 
den Bestimmungsort abändert. Da nun der Rücktritt in der Praxis ge- 
wöhnlich durch die Anweisung, das Gut da, wo es sich befindet, auf 
der Abgangs-, Zwischen- oder Bestimmungsstation, dem Absender oder 
dessen Bevollmächtigten zurückzugeben') erfolgt, so ist auch diese 
Rücktrittsanweisung, die auch die Ablieferung an einen Anderen als 
den Empfänger vorschreiben kann, nur möglich, wenn er sich im Be- 
sitze des Duplikatfrachtbriefs befindet, denn sie ändert Empfänger oder 
Bestimmungsort, in der Regel sogar beide. Diese Vorweisung des 
Frachtbriefduplikats mußte gefordert werden, um die Interessen und 
Rechte des Empfängers, dem etwa ein solches Duplikat übergeben worden 
war, sicher zu stellen '). Ohne Besitz dieses Duplikats kann daher 
der Absender nur Verfügungen treffen, wie die, welche ein Abwarten 
der Behebung des Transporthindemisses ^) u. s. w. bezwecken ^). 

HL Dem Rücktrittsrechte des Absenders, das diesem unter den 
erwähnten zwei Voraussetzungen zusteht, entspricht aber ein Ent- 
schädigungsanspruch der Bahn gegen ihn. Dieser Anspruch cessiert 
nur für den Fall einer Verschuldung der Bahn bei Herbeiführung des 
Transporthindemisses. 

Der Entschädigungsanspruch der Bahn ist aber kein unbegrenzter, 
sondern durch positive Vorschrift (Art. 18 A. 2) eingeschränkt auf 
folgende drei Gattungen: 

a) Kosten zur Vorbereitung des Transports, z. B. Anschaffung und 
Miete von Wagen und Lokomotiven, Engagierung von Personal, Wiege- 
gebühren, Veipackungs- und Verladungskosten, Auslagen fQr geführte 
Korrespondenz u. s. w. ^) ; 

1) Neu anfgenommen naf Antrag S tein b ach *s- Gestenreich (Prot. IIS. lOS, 141). 

5) Vgl. Schwab S. 189. 
8) VgL S. 188. 

4) Vgl. Prot II S. 108. 

0) Art. 18 A. 4 Stent den Besiti des FrachtbriefdopUkats als conditio sine qua non 
auf fita aUe Anweisungen des Absenders, welche die Person des Empfingers oder den 
Bestimmiingsort ablndem, als eine notwendige formelle Vorbedingung fOr derartige An- 
w^snngen des Absenders. Eine Znstimmang des Empfingers zum Efiektritt kann daher 
nicht, wie Schwab 8. 190 meint, als Ersats des Besities dieses Duplikats erachtet werden. 

6) Schott bei Endemann, Handbach, UI S. 389. 
Boienthal, Intanat ElMnbahnfkichtrecht 10 



— 146 — 

b) Kosten der Wiederausladong, z. B. Arbeitslöhne, Mietgelder für 
hierzu erforderliche Geräte, Lagergelder ^) ; 

c) „Ansprüche (der Bahn) in Beziehung auf den etwa bereits zu- 
rückgelegten Transportweges d. h. die Fracht im Verhältnis der zurück- 
gelegten zur ganzen Reise, welche auf Grund der Tarife (Art. 11 A. 1) 
zu berechnen*) ist*). 

Sollte die Bahn auch noch in anderer Weise (ohne Verschulden des 
Absenders) geschädigt sein, so fehlt ihr hierwegen ein Ersatzanspruch, 
der eben absolut auf diese drei Gattungen beschränkt ist. Das hindert 
aber nicht, der Bahn den Anspruch auf Frachtzahlung zuzuerkennen, 
falls der Absender die Bahn zur Bücksendung des Gutes an die Ver- 
sandtstation anweist, denn hier wird nur von den bis zum Augenblicke 
des Rücktritts der Bahn erwachsenen Kosten gehandelt. 

Nun ist das Recht des Rücktritts, welches dem Absender einge- 
räumt ist, nichts anderes als das Recht; die Auflösung des Frachtver- 
trags verlangen zu dürfen. Die Gegenpartei, die Bahn, kann demgemäß 
nicht eine Durchführung des übertragenen und übernommenen Trans- 
ports beanspruchen, sondern muß dem Absender bezw. dessen Bevoll- 
mächtigten in dem Augenblick, in welchem er sein Rücktrittsrecht aus- 
üben zu wollen erklärt, das Gut an dem Ort, an dem es sich gerade 
befindet, zurückgeben, ohne irgend andere Kosten, als solche, welche 
einer dieser drei Kategorien angehören, beanspruchen zu dürfen. Fordert 
aber der Absender kraft des ihm zustehenden Dispositionsrechts noch 
eine besondere, neue Leistung, wie Rücktransport an die Versandtstation, 
so kann die Bahn die entsprechende Gegenleistung, die tarifmäßige 
Fracht beanspruchen, da die Anweisung der Rücksendung sich als Ab- 
schluß eines neuen Frachtvertrags darstellt. 

Trifft die Bahn ein Verschulden, so kann sie den Ersatz dieser 
(drei Gattungen von) Kosten nicht beanspruchen. Sie haftet dann dem 
Absender für den Ersatz des von ihr durch das Hindernis verursachten 
vollen Schadens. 

IV. Während das Rücktrittsrecht dem Absender, wie wir gesehen 
haben, nur für den Fall eingeräumt ist, daß der Transport nicht auf 
einem anderen Wege ausgeführt werden kann (Art 18 A. 1 und 2), 
hielt man es für nötig, den gerade bei Internat. Sendungen wichtigen 
Fall zu regeln, daß wegen Betriebsstörung die Fortsetzung des Trans- 
ports auf dem vom Absender vorgeschriebenen oder von der Bahn ge- 

1) Sehott bei Endemann, Handbach, III S. 889. 

2) Bei Frankofracht hat die Bahn dem Absender die auf die nicht lorückgelegte 
Strecke fallende Quote des Frachtbetrags herausaabezahlen (Tgl. Bnckdeschel S. 114). 

8) Die Höhe dieser Gebfihren (a— c) wird durch die Tarife festgesetzt (Zus. -Best. 
B. Yer.B.B. § 66; V.O. § 66 A. 2). — Nach dem deutschen Tarif für Nebengebfihren G 
No. 8 wird fttr Ladekosten und Lagergelder eine feste GebUhr von 20 Pf. für 100 kg 
erhoben. 
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wählten Wege nicht möglich sei, wohl aber die Möglichkeit vorliege, den 
Transport aof einem anderen, wenn auch l&ngeren Wege zu Ende zu 
ifihren^). 

Man nahm zu diesem Zwecke folgenden im Entwürfe von 1878 nicht 
enthaltenen A. 3 in Art. 18 auf (unter modificierender Anlehnung an 
das alte B.R. § 58 A. 2): 

^Wenn im FaUe einer Betriebsstörung die Fortsetzung des Trans- 
ports auf einem anderen Wege stattfinden kann, ist die Entscheidung 
der Eisenbahn überlassen, ob es dem Interesse des Absenders entspricht, 
den Transport auf einem anderen Wege dem Bestimmungsorte zuzu- 
fahren, oder den Transport anzuhalten und den Absender um ander- 
weitige Anweisung anzugehen'^ ^). 

Dieses Entscheidungsrecht der Bahn ist mithin an das Vorhanden^ 
sein folgender Voraussetzungen gebunden: 

1) Es muß ein Transporthindernis') vorliegen. 

2) Der Transport muß schon begonnen haben ^), die Betriebsstörung 
muß sich erst unmittelbar nach dem Transportanfang oder unterwegs 
eingestellt haben, denn es wird nicht vom „Antritt'S sondern nur von 
der „Fortsetzung^^ des Transports gesprochen. 

3) Die Fortsetzung des (Bahn-)Transports muß auf einem anderen 
Wege möglich sein, so daß die Bahn in der Lage ist, das Gut auf diesem 
anderen Wege an die Bestimmungsstation zu befördern. 

Sind diese drei Voraussetzungen gegeben, so stehen der Bahn zwei 
Möglichkeiten offen. Entweder sie hält den Transport an und geht den 



1) Prot XI S. 35, 102 (Vorschlag Kil^nyi- Ungarn). 

2) Für den internen Verkehr schreibt sehweiser. Tr.G. 1898 Art. 18 A. 8 vor, 
daß, wenn dnrch die Wahl der Hilfsronte Mehrkosten entstehen, die Genehmigung des Ab- 
senders vorerst eingeholt werden mflsse. 

8) Der Aosdrack „Betriebsstörung'' (Art. 18 A. 8) ist mit „Betriebshindemis'' gMch- 
bedeutend gebraocht. (So Schwab S. 191; Oerstner 8. 274; a. M. Eger bei 
Basse w XXXVI S. 191, der diesen Ansdmck im engsten Sinne Terstanden wissen wilL) 
Namentlich der fransSs. Text („Lorsqn'en cas dMnterr aption" A. 8, der Ton dem „Si 
le transport est empdch^** Art 1 nicht abweicht) spricht f&r die oben Tcrtretene Anf- 
fittsnng. Auch gebraochte der Antragsteller Kil^nyi die Ausdrücke Betriebsstörung und 
•hindamis als gleichbedeutend (Prot II 8. 86). In diesem Sinne lautet auch die Fassung 
Ton V.O. g 66 A. 8, welche die Worte „im Falle einer Betriebsstdnmg'* wegließ und so 
besagt: „Wenn die Fortsetsung des Transports auf einem anderen Wege stattfinden kann, 
so ist (unbeschadet der aus Rflcksichten des allgemeinen Verkehres ergehenden Anordnungen 
der Aufsichtsbehörde) der Eisenbahn die Entscheidung überlassen." Diese Anordnungen 
der Aufsichtsbehörde bestimmen auch die betreffenden Bahnstationen in ihren Entscheidungen 
besüglich der Internat. Transporte. 

4) A. M. Schwab S. 191, der glaubt, daß anderenfalls die Frage, was su ge- 
schehen habe, wenn der Antritt des Transports yerhindert werde, aber eine Hilfsroute su 
Gebote stünde, nicht beantwortet würde. In diesem Falle steht aber das Wahlrecht des 
Weges nach Art. 6 lit 1 der Bahn su. Sind die hier aufgestellten Bedingungen nicht su 
erfüllen, so muß die Bahn die Anweisung des Absenders erholen. 

10» 
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Absender um anderweitige Anweisung an, welche aber nicht auf Rück- 
tritt lauten darf. Für diese Anweisung ist die oben erörterte Be- 
stimmung des Art. 18 A. 4 (Besitz des Frachtbriefduplikats etc.) eben- 
falls maßgebend. Oder sie kann den Transport auf einem anderen, 
wenn auch längeren Wege dem Bestimmungsort zuführen ^). 

Gerade bei den weiten Entfernungen, wie sie im intemat. Fracht- 
verkehr vorkommen, schien es angezeigt, die Bahn von der Einholung 
der Wünsche des Absenders zu befreien, welche, da der Absender die 
Wirkung und ungefähre Dauer der Betriebsstörung in der Feme gar 
nicht zu beurteilen in der Lage ist, für den fraglichen Transport großen 
Zeitverlust verursachen müßte '). 

Welche der beiden Alternativen die Bahn im Falle einer Betriebs- 
störung wählen will, bleibt ihrem freien Ermessen überlassen. Sie 
wird Uire Entscheidung in Berücksichtigung der Interessen des Ab- 
senders und der wahrscheinlichen Dauer der Betriebsunterbrechung 3) 
unter vernünftiger Erwägung der in Betracht kommenden Verhältnisse 
zu treffen haben. Beschließt die Bahn die Beförderung auf einer Hülfs- 
route, so hat der Absender die hierdurch erwachsenen Mehrkosten an 
Fracht, Gebühren u. s. w. zu tragen. Die Rücksichtnahme auf das 
Interesse des Absenders erheischt eine Abwägung der Vorteile des 
Mehrkostenbetrags gegenüber dem konkreten Transportzwecke ^). 

Da die Bahn hier auftraglos fremde Geschäfte (eines Abwesenden) ^) 
besorgt, so haftet sie auch nach den Grundsätzen der negotiorum gestio, 
also nicht nur nicht für „grobes Verschulden*^*), sondern für jedes 
Verschulden. Alle Schritte der Bahn als Geschäftsführer sollen von 
der Sorgfalt eines ordentlichen Mannes geleitet sein^). 



1) Die 8. Mdgllchkeit: Abwarten der Beseitigang der StSrosg (ohne Versündigung 
des Absenders) bat man ans § 68 B.B. (alt) nicht in das Lü. herflbergenommen. 

2) Prot n S. 86. 
8) Prot. II S. lOS. 

4) Vgl. Eger a.a.O. S. 198. 

6) Die magna ntilitas absentiom ülpians (L 1 D. De neg. gestis III, 6) hat auch hier 
ihre Bedentnng. 

8) Sichtig betont Schwab S. 19S, da£ die Besehrinkung der Haftung Ar die Wahl 
des Transportwegs anf „grobes Verschalden" (Art 8 lit 1) hier nicht siir analogen An- 
wendung kommt 

7) Vgl. Wen dt S. 862, 649. 
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VIERTER ABSCHNITT. 
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Ke Erftülnng des internationalen EiBenbahnfrachtvertragB. 

§ 18. 
Die fiechtsstellnng des Empftngers ^). 

L Den wesentlichen Inhalt des Frachtvertrags bildet die Ablieferung 
des Outes an den Empfiänger. Diese ist der Erfolg, in dessen Her- 
stellung sich die vertragsmäßige Verbindlichkeit der Bahn erschöpft. 
Diese ist nicht erfüllt schon durch die Verbringung des Gutes an 
die Bestimmungsstation, sondern erst durch Ablieferung an den 
Empfänger. 

Diese liegt ob der Eisenbahn, und zwar hat sie (Art. 16 A. 1) ab- 
zuliefern : 

a) an den im Frachtbriefe oder durch nachträgliche Verfügung 
(Art. 15, A. 1, 2) bezeichneten Empfänger; 

b) am Bestimmungsorte, d. i. die vom Absender bezeichnete (Bahn-) 
Bestinunungsstation *) (Art. 16 A. 3). 

Die strenge Haftpflicht der Bahn auf Grund des I.U. (Art. 29 ff.) 
endet mit der Ablieferung an der Bestimmungsstation, auch wenn ein 
nicht an der Bahn liegender Ort als Ort der Ablieferung bezeichnet 
ist (Art 30 A. 2). 

Wenn auch die Bahn partikularrechtlich zur Zuführung des Gutes 
an einen nicht an der Bestimmungsstation wohnhaften Empfiänger ver- 
pflichtet ist (Art. 19), so sind für den Umfang der Haftpflicht der 
Bahn für den Transport von der Bestimmungsstation bis zum Wohnort 
des Empfängers die für die Ablieferungsbahn geltenden gesetzlichen 
oder reglementarischen Bestimmungen entscheidend. 

Für das Verfahren bei der Ablieferung sind nach Art. 19 die für 
die Ablieferungsbahn geltenden gesetzlichen und reglementarischen Be- 
stimmungen maßgebend'). — Die Ablieferungspflicht der Bahn besteht 
aber nicht schlechthin, sondern ist abhängig von der Erfüllung zweier 
Bedingungen nämlich: 



1) Art. 16 und 17 (Art. 408, 406, 406 H.G.B.; V.O. §§ 66, 67). Im Wesentlichen 
stimmt Art 16 nnd 17 mit den angefahrten Bestimmungen des H.6.B. überein. 

2) In Art. 16 A. 8 („Als Ort ,der Ablieferung gilt die vom Absender bezeichnete 
Bestimmungsstation*') ist infolge eines Redaktionsyersehens „Ort der Ablieferung** aus den 
früheren Entwürfen stehen geblieben. Man übersah, auch hier gleich wie in Abs. 1 und 8 
diesen Ausdruck durch „Bestimmungsort** zu ersetzen. So erscheint Abs. 8 unverstündlich, 
aUein aus dem Zusammenhange mit Art 19 und 80 ergiebt sich der im Texte angenommene 
Sinn mit Notwendigkeit Vgl. Schwab S. 800. 

S) Vgl. § 19. 
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a) von der Bezahlung der im Frachtbriefe ersichtlich gemachten 
Beträge und 

b) von der Bescheinigung des Empfangs durch den Empfänger. 

Wird auch nur eine dieser Bedingungen vom Empfänger nicht er- 
füllt, so ist auch die Bahn ihrer Ablieferungspflicht enthoben, denn sie 
braucht nur abzuliefern Zug um Zug. 

II. Da der Frachtvertrag zwischen Absender und Bahn abgeschlossen 
wird, so verursacht die juristische Konstruktion der dem Empfänger 
(Destinatar) aus demselben erwachsenden Rechte einige Schwierigkeit. 

Der Fall, daß der Absender das Gut an seine eigene Achresse 
schickt, also mit dem Empfänger identisch ist, der keiner Erörterung 
bedarf, bleibt außer Betracht. 

Die verschiedensten Versuche ^ wurden gemacht, um das Problem 
der Entstehung eines selbständigen Rechtsanspruchs für den nicht zu 
den Kontrahenten gehörigen Empfänger zu erklären und das Rechts- 
verhältnis einer passenden Rechtskategorie einzuordnen. Ich glaube, 
daß der Internat. Frachtvertrag, wie er durch die Annahme des deutsch- 
rechtlichen Prinzips im I.U. gestaltet ist, sich ohne weiteres unter die 
Rechtsfigur der Verträge zu Gunsten Dritter einreihen läßt ^), denn die 
Obligation ist von vornherein unter den Vertragschließenden auf eine 
Leistung an eine dritte Person gerichtet, nachdem der eine Kontrahent 
ein Interesse daran hat, infolge der besonderen Art der Leistung diese 
dem Empfänger zuzuweisen^). 

Femer ist der Empfänger in die Rechtslage gebracht, an Stelle des 
Absenders in eigner Person fordernd und klagend auftreten zu können ^), 



1) Eine Aafiählaog derstlben bei Meili, Moderne VerkehrsAniUlten, S. 49, und 
Eger II S. 87, der die yerscbiedenen KonetruktionsTersnche kritisch würdigt, selbst der 
Anffmssong Goldschmidt's (fingierte Gession) beipflichtet. 

8) Goldsehmidt, Handbuch, I § 75 n. 41, Iftftt durch eine fingierte Gession 
die Rechte des Absenders auf den EmpfKnger fibergehen. Gegen diese Auffassung ist aber 
einzuwenden, daS die Voraussetsung der Geltendmachung des Rechts des Empfkngers nur 
die Erfüllung deijenigen Verpflichtungen ist, welche sich ans dem Frachtbriefe ergeben, 
nicht aber aller aus dem Frachtvertrag fELr den Absender (Schott bei Endemann, 
Handbuch, III S. 408) entspringenden. 

8) Vgl. Regelsberger bei Eudemann, Handbuch, II S. 477; R.O.H.G. IV 
S. 859 ff. Auch die von Vogel S. 88 ff. gegen die Fingierung einer Gession erhobenen 
Bedenken verdienen Beachtung. Goldschmidt wendet gegen die Konstruktion als 
Vertrag su Gunsten eines Dritten ein, dafi ja dann der Absender gar nicht berechtigt 
wKre. Das ist aber nicht der Fall, denn das Recht des Empfingers ist der Einwirkung 
des Absenders ausgesetzt. Aus dem Vertrage erwächst ein Recht für den Empf&nger unter 
der Bedingung, dafi der Absender ron seinem Dispositionsrecht keinen Gebrauch gemacht 
hat, der Vertrag ist mithin als ein bedingter abgeschlossen. Vollwirksam wird das Recht 
des Empfilngers erst in dem Augenblick, in welchem das Dispositionsrecht des Absenders 
erloschen ist (mit der üebergabe des Frachtbriefs an den Empfinger oder mit ZusteUnng 
der Klage an die Bahn, Art. 15 Abs. 4). Vgl. S. 141 f. 

4) Wendt S. 502. 
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denn die Absicht der Vertragschließenden geht dahin, daß aus ihrem 
Geschäfte der Dritte ihrer Willensmeiniing entsprechend einen Anspruch 
auf Erfüllung gegen den Leistungsverpflichteten (Bahn) und zwar un- 
mittelbar als ein eignes und selbständiges Recht erwerbe^). Dieses 
Recht kann der Empfänger, wie gleich gezeigt werden wird, nur unter 
gewissen Bedingungen ausüben. Eine Verbindlichkeit wird für ihn nicht 
durch die Abschließung des Frachtvertrags, sondern erst durch seinen 
in der Annahme des Gutes (und Frachtbriefs) hervortretenden Beitritt 
zum Frachtvertrag erzeugt. 

Uebrigens kann auch von denjenigen, welche überhaupt die Kategorie 
der Verträge zu Gunsten Dritter nicht anerkennen, dieses selbständige 
Recht des Empfängers nicht in Zweifel gezogen werden, da dieses hier 
ex lege folgt, indem es durch eine ausdrückliche Bestimmung des Art. 16 
begründet ward '). 

ni. Der Eintritt des Empfängers in den Frachtvertrag ■), der Er- 
werb eines selbständigen eigenen Rechts aus demselben ist nicht mit 
der Entstehung des Frachtvertrags, sondern mit Beendigung des Trans- 
ports begründet. Die Ankunft des Gutes am Bestimmungsort, welcher 
der fruchtlose Ablauf der Lieferzeit, falls das Gut am Bestimmungsort 
nicht ankommt, gleichsteht*), ist der Moment, in welchem der An- 
spruch des Empfängers gegen die Bahn auf Aushändigung des Gutes 
und des Frachtbriefs zur Entstehung gelangt, welchem Rechte des 
Empfangers die Pflicht der Bahn zu dieser Aushändigung entspricht. 
Vor diesem Zeitpunkt steht dem Empfänger keinerlei Anspruch gegen 
die Bahn zu, auch wenn er sich im Besitze des FrachtbriefdupUkats 
befindet, da diesem, wie gezeigt, nur die negative Wirkung zukommt, 
den Absender an nachträglich Verfügungen über das Gut zu hindern ^). 
In diesem Zeitpunkt gelangt nur ein Recht des Empfängers, nicht 
aber eine Verpflichtung gegen die Bahn auf Abnahme des Gutes zur 
Entstehung. Ob er dieses Recht ausüben und in den Frachtvertrag 
eintreten, von der ihm zustehenden Legitimation hierzu Gebrauch 
machen will oder nicht, hängt von seinem Ermessen ab. Die Bahn 
kann den Empfänger nicht durch Klage zum Eintritt in den Fracht- 



DBegelsberger bei EDdemann, Handbaeh, II S. 475, 477; vgl. aueh 
Gar ei 8 8. S69. 

2) Oans in UebereinstimmnDg mit Art. 406 H.G.B. (über dessen Entstebnngsgescbicbte 
sich ein Urteil des B.O.H.G. IV 8. 859 ff. verbreitet). 

8) Dorch diesen Eintritt in den Frachtvertrag erlangt der EmpfXnger nicht die 
Bechtsstellung des nrsprtlnglichen Kontrabenten, des Absenders, denn ans dem Wesen des 
Vertrags sn Gunsten eines Dritten folgt, daB ihm nur die Rechte, welche die Kontrahenten 
nrsprünglieh als ihm anstehend vereinbaren, erwachsen, lieber die Unterschiede der Hechts- 
läge des Empfllngers gegenüber der des Absenders vgl. v. Hahn 11 ö. 650. 

4) Vgl. S. 141. 

5) Vgl. S. 132. 
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vertrag, zur Annahme und zur Bezahlung der im Frachtbriefe ersicht- 
lich gemachten Beträge zwingen^). Diese und die Bescheinigung des 
Empfangs bilden die Bedingungen, durch deren Erfüllung der Empfanger 
erst einen Anspruch gegen die Bahn auf Aushändigung des Gutes und 
des Frachtbriefs gewinnt. 

IV. Der Empfänger muß seinen Willen, in den Frachtvertrag ein- 
zutreten, in klarer und unzweideutiger Weise zum Ausdruck bringen. 
Dies geschieht entweder durch Annahme des ihm übergebenen Fracht- 
briefs und Gutes oder, falls diese Uebei^abe bahnseitig verzögert oder 
verweigert wird, durch Erhebung der Klage gegen die Bahn auf Er- 
fQllung des Frachtvertrags. 

Diese Befugnis des Empfängers auf Geltendmachung der Rechte 
aus dem Frachtvertrage nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsort 
kommt aber nur zur Entstehung, insoweit nicht der im Besitze des 
Frachtbriefduplikats befindliche Absender das ihm nach Art. 15 zu- 
stehende Recht nachträglicher Verfügung über das Gut ausgeübt hat. 
Jede solche Verfügung des Absenders bewirkt den Untergang des 
Rechtes des Empfängers. Eine solche entgegenstehende Verfügung des 
Absenders ist aber nur möglich bis zu dem Augenblick, in welchem 
der Empfänger seinen Willen des Eintritts in den Frachtvertrag durch 
einen der beiden erwähnten Akte (Annahme des Frachtbriefs oder 
Elagezustellung) zum Ausdruck gebracht hat. In diesem Augen- 
blick kommt gemäß Art. 15 A. 4 jede Beschränkung des Rechts des 
Empfängers durch entgegenstehende Verfügungen des Absenders in 
Wegfall. 

V. Das Charakteristische der Rechtsbeziehung der Bahn zum Em- 
pfänger liegt ja, wie oben betont wurde, in der Selbständigkeit des 
Anspruchs des Letzteren gegen die Bahn auf Vertragserfüllung. Nicht 
nur als Vertreter und im Namen des Absenders, nicht kraft einer 
Vollmacht desselben, sondern im eigenen Namen kann er „die durch 
den Frachtvertrag begründeten Rechte gegen die Eisenbahn geltend 
machen, sei es, daß er hierbei im eigenen oder fremden Interesse 
handle" (Art. 16 A. 2). 

Der Umfang der dem Empfänger zustehenden Rechte wird nicht 
durch den Inhalt des Frachtbriefes, sondern durch den Inhalt des Fracht- 
vertrags bestimmt, für welchen der Frachtbrief allerdings als Beweisur- 
kunde in Betracht kommt. Da aber der Frachtvertrag zwischen der Bahn 
und dem Absender abgeschlossen wird, so ist lediglich des Absenders 
Wille zu Gunsten und Nachteil des Empfängers entscheidend*), da dieser 



1) Ob und inwieweit dem Absender ein RegreBansprnch gegen den EmpfXnger sneteht, 
richtet sich nicht nach dem Frachtvertrag, sondern nach dem in Oninde liegenden Bechts- 
geschftft. 

2) R.Q. Xm S. 76. 



~ 153 — 

selbst auf die Gestaltung des ihn berechtigenden und verpflichtenden Ver- 
hältnisses keinen Einfluß besitzt, sondern die durch die ursprünglichen 
Kontrahenten geschaffene Rechtslage für sich gelten lassen muß. Der 
Empfänger kann aber nur diejenigen Rechte aus dem Frachtverträge 
geltend machen, die sich auf die Erfüllung der Frachtobligation in 
seiner P^son beziehen ^), also auf die nach Ort, Zeit, Gegenstand ge- 
behörige Ablieferung bezw. auf Schadensersatz wegen Verlust oder 
Versäum ung der Lieferfrist. 

Da der Absender Erfüllung in der Person des Empfangers ins 
Auge faßt, in dessen Interesse kontrahiert, so richtet sich auch nach 
dessen Interesse die Höhe des Schadensersatzes ^). Nur inwieweit dem 
Empfänger, nicht inwieweit dem Absender ein Schaden durch die nicht 
gehörige Ausführung des Transportes erwachsen ist, kommt in Be- 
tracht bei der Selbständigkeit der in Art. 16 Abs. 2 dem Empfänger 
eingeräumten Befugnis, die ihm ein Recht zur Klage auf Vertrags- 
erfüllung gegen die Bahn und zwar zur Klage im eigenen Namen giebt. 
Darauf, in wessen Interesse, ob er hierbei in eigenem oder in fremdem, 
dem des Absenders oder eines Dritten (z. B. Spediteur) handelt, kommt 
es gar nicht an^). Dieser Frage wird durch die Klageerhebung im 
eigenen Namen nicht präjudiciert. Sie wird nicht durch die Rechte aus 
dem Frachtvertrage berührt, sondern ist zu beurteilen nach den das 
Rechtsverhältnis unter den Beteiligten (Kauf, Tausch, Miete etc.) be- 
herrsch^den Rechtsgrundsätzen ^). 

Ebensowenig üben aber die am Frachtgute zustehenden dinglichen 
Rechte einen Einfluß auf die dem Empfänger zustehenden Rechte aus ; 
der dinglich Berechtigte kann sein Recht geltend machen, mag sich 
das Gut in den Händen des Absenders, der Bahn oder des Empfängers 
befinden. Nur wenn das Recht zu seiner Ausübung Detention oder die 
Möglichkeit der Verfügung über das Gut voraussetzt, z. B. Pfandrecht 
des Kommissionärs oder Spediteurs (Art. 374, 383 H.G.B.), wird das- 
selbe durch das Dispositionsrecht des Absenders bezw. EmpfiU)gers^) aus- 
geschlossen. 

Die Geltendmachung des Rechts kann nicht nur durch Klage, son- 
dern auch auf dem Wege der Einrede (Kompensation mit der Fracht- 
forderung) ^) oder der Widerklage erfolgen. 



1) Th51 m S. 66. 

5) Vgl. R.O.H.O. IV S. 862; Ooldsehmidt Z. XXVI S. 608. 

8) Eigenes IntereMe ist Damentlich dann YOrbaDden, wenn der Frachtvertrag für seine, 
des Empfllngers Bechnnng abgeschlossen ist; auch im anderen Falle kann der EmpfKnger 
ein Interesse an der Erlangung des Gates haben. Eigenes and fremdes Interesse können 
konkurrieren, z. B. beim Kommissionftr, beim Pfandgläabiger (v. Hahn II S. 664). 

4) B.O.H.a XXII 8. 331. 

6) Vgl. Eger U 8. 324. 

6) Vgl. UrteU des Ob.App.Ger. Dresden bei Ooldsehmidt Z. III S. 821. 
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Die Klage geht nicht nur auf Uebergabe des Frachtbriefs und Aus- 
lieferung des Gutes, die nur als Hauptbeispiele ^) angeführt werden, 
sondern sie kann sich auf alle durch den Frachtvertrag begründeten 
Rechte wie Schadensanspruch wegen Verlust des Gutes und Lieferfrist- 
überschreitung erstrecken. 

Als Zeitpunkt der Erhebung der Klage , des Prozeßbeginn's gilt der 
Akt der Zustellung der Klageschrift an den Gegner '). 

Dieses Recht der Klage erlischt, wenn der Absender, von dem ihm 
nach Art. 15 zustehenden Dispositionsrecht Gebrauch machend, Kontre- 
order erteilt hat. 

VI. Eine Verpflichtung des Empfängers zur Zahlung der frachtbrief- 
mäßigen Beträge ^) wird erst begründet durch die Annahme des Gutes und 
des Frachtbriefs (Art. 17). Die Annahme des Gutes ohne den Frachtbrief, 
der ihn erst über den Umfang seiner Verpflichtungen aufklärt, erzeugt 
diese ebensowenig wie die Annahme des Frachtbriefs ohne das Gut. 
Da in dieser Annahme der Wille des Empfängers zum Eintritt in den 
Frachtvertrag als Selbstkontrahent zur Erscheinung kommt, so über- 
nimmt er auch die Verpflichtung zur Leistung des Aequivalents für 
die vertragsmäßige Ausführung des Transports. Nicht auf einer An- 
weisung des Absenders, die der Empfänger acceptiert ^), beruht seine 
Zahlungspflicht, sondern auf dem Frachtvertrage, dessen Inhalt auch 
für den in diesen eintretenden Empfänger maßgebend ist und ihn ver- 
pflichtet zur Zahlung des vereinbarten Betrags, indem er mit den 
Rechten auch die Pflichten aus dem Frachtvertrage übernimmt, wie sie 
im Frachtbriefe festgesetzt sind. Der Empfänger muß diesen in jeg- 
licher Beziehung für und gegen sich wie der ursprüngliche Kontrahent 
gelten lassen, muß alle Bedingungen anerkennen. Er kann nur in den 
Vertrag eintreten oder den Eintritt pure ablehnen, darf aber nicht nur 
bedingungsweise dem Vertrag beitreten. Da die Bahn zur Ablieferung 
des Guts und Frachtbriefs verpflichtet ist, so muß sie diese dem 
Empfänger anbieten^). Nimmt dieser die Offerte ausdrücklich oder 
durch konkludente Handlungen an, so unterwirft er sich damit der 
Zahlungspflicht. Verzögert er die Annahme, so gerät er in Annahme- 
verzug und hat sodann die Rechtsfolgen desselben zu tragen. Eine 
Annahme des Gutes liegt nur vor nach Ablieferung aller die Sendung 
bildenden zusammengehörigen Gegenstände. Bis dahin kann der 
Empfänger die ihm bereits ausgehändigten Stücke wieder zurückliefem 



1) Vgl. Endemann S. 606. 

2) Vgl. deutsche R.Civ.Proz.O. § 280. 

3) Siehe 8. 155. 

4) Vgl. über diese Anweisangstheorie Eger II S. 362 f. 

5) Dieses Anerbieten kann anoh durch konliladente Handlungen, s. B. Zufuhr ans 
Haus oder Geschftftslokal, erfolgen. Vgl. Schott bei Endemann, Handbuch, III S. 407. 
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and so die Entstehung seiner Zahlungsverbindlichkeit verhindern 0- 
Anders, wenn die Sendung aus verschiedenen selbständigen Gütern 
(Stückgütern) besteht, die nicht Bestandteile einer größeren Einheit 
bilden, sondern deren Einheit nur äußerlich durch gemeinschaftliche 
Verzeichnung auf einem Frachtbriefe hergestellt ist. Hier wird der 
Empfänger durch Annahme einzelner Stückgüter nur zur Zahlung der 
auf diese entfallenden Frachtbeträge verpflichtet'). 

VII. Für den Umfang der Zahlungspfiicht des Empfängers ist der 
Frachtbrief maßgebend. Er hat „die im Frachtbrief ersichtlich ge- 
machten Beträge'^ *) der Eisenbahn zu bezahlen (Art 17), oder, wie der 
französische Text schärfer besagt, le montant des ^r^ances r^sultant 
de la lettre de voiture, d. h. alle Beträge der Forderung der Bahn^), 
soweit solche aus dem Frachtbriefe hervorgehen. VTenn auch dieser 
Wortlaut der mißverständlichen Auffassung^) Raum zu bieten scheint, 
als ob die frachtbriefmäßige Höhe der Beträge die unbedingte Grenze 
der Zahlungspflicht des Empfängers bestimme, so würde eine solche 
Auffassung in Hinblick auf Art. 12, der eine Nachzahlung des zu wenig 
Geforderten und eine Rückerstattung des zu viel Erhobenen vorsieht, 
unhaltbar sein. 

Zu den im Frachtbriefe ersichtlich zu machenden von der Bahn 
zu erhebenden Beträgen gehören außer den Frachtsätzen (Frachtzu- 
schlag fOr Interessedeklaration) Nachnahme , Provision '^) , Nebenge- 
bühren, Zollgelder ^), Vergütungen für besondere im Tarife vorgesehene 
Leistungen und andere zum Zwecke der Ausführung des Transports 
gehabte bare Auslagen (Spesen) (Art. 11) und Frachtzuschlag (Art. 7 
Ausf.-Best. § 3). 

Es ist nicht notwendig, daß diese Forderungen im Frachtbriefe 
ziffermäßig bestimmt sind^), sondern es genügt, wenn dieselben nur 
indirekt aus demselben hervorgehen durch Bezugnahme auf allgemeine 
oder spezielle Normen des Reglement (Tarife, Lokalstatuten), welche 
hierdurch zu einem Bestandteil des Frachtvertrags werden, oder auf Be- 
gleitpapiere, Fakturen u. s. w. Bildet in der Regel auch der Inhalt 
des Frachtbriefs die Grenze der Zahlungspflicht des Empfängers, indem 
namentlich für ihn keine Verbindlichkeit entsteht aus den zwischen Ab- 
sender und Bahn getroffenen Vereinbarungen, soweit sich dieselben nicht 



1) VgL Seh Ott bei Endemano, Handbacb, III 8. 411. 

8) Vgl. Eger II 8. 868 f. 

8) Dieser Aoidnick kommt im Ergebnis auf dasselbe hinaus wie Art 406 H.G.B.| 
welcher den EmpfXnger yerpflichtet dem Frachtführer „nach Mafigabe des Prachtbriefs'* 
Zahlung an leisten. 

4] Vgl. Schwab 8. 805. 

5) Siehe BIlelKseite des Frachtbriefformnlars. 

6) Art 80. 

7) Vgl. Endemann, Eisenbahnrecht, S. 687, 635. 
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aus dem Frachtbriefe ergeben so erstreckt sich diese doch auch darüber 
hinaas auf nicht frachtbriefm&ßige FordeningeD, welche der Bahn aus 
Handlungen oder Unterlassungen des Empfangers bei der Ablieferung ^), 
z. B. Verzögerung oder Verweigerung der Annahme, erwachsen sind. 

Da der Empfänger nur die im Frachtbriefe ersichtlich gemachten 
Beträge zu zahlen hat, so cessiert seine Zahlungspfiicht, wenn der 
Frachtbrief einen Frankaturvermerk enthält fftr die vom Absender im 
voraus bezahlten oder als Frankaturvorschuß hinterlegten Beträge. 

Eine verhältnismäßige Minderung des Frachtbetrags kann der 
Empfanger vornehmen, wenn von mehreren auf dem Frachtbriefe ver- 
zeichneten Gegenständen einzelne bei der Ablieferung fehlen. Zwar 
spricht Art. 44 Abs. 4 nur von dem Rechte des Empfängers, die fehlenden 
Gegenstände in der Empfangsbescheinigung speziell auszuschließen, aber 
es wäre irrig ^) hieraus die volle Zahlungspfiicht zu folgern. 

Der Frachtbetrag wird tarifmäßig nach der Quantität bezw. dem 
Gewicht der Transportgüter berechnet. Das Aequivalent der Fracht 
entspricht der Transportleistung, und die Verpflichtung zur Zahlung 
des ganzen frachtmäßigen Betrags ist an die stillschweigende Voraus- 
setzung geknüpft, daß auch das Gut nach Maßgabe des Frachtbriefs 
abgeliefert wird, was gewöhnlich durch die Bezugnahme auf die für die 
Frachtberechnung maßgebenden Normen dargethan wird. 

Der Empfänger, dem bei den der Selbstabholung unterworfenen 
Gütern ') die Verpflichtung zur Einhaltung der bestimmten Entladungs- 
fristen obliegt, hat, wenn er das Gut erst nach Ablauf derselben ab- 
nimmt, das tarifmäßige Lagergeld oder Wagenstandgeld zu entrichten ^). 



§ 19. 
Ablleferongsverfidireii ^) and Abliefernngsliliidemisse ^). 

A. Das Ablieferungsverfahren. 

Der schweizer. Entwurf (Art 12) hatte das gesamte Ablieferungs- 
recht von der einheitlichen Internat. Regelung ausgeschlossen^). Daß 
man nicht so weit ging und die Prinzipien des materiellen Ablieferungs- 
rechts im LU. festsetzte, hat die Darstellung im vorigen § gezeigt. 

Schon der deutsche Entwurf (Art. 12) hatte diese Ausschließung 
prinzipiell nur auf das Ablieferungsverfahren beschränkt, dabei aber 



1) Bndemann, Eisanbahnrecht, S. 687; Eger II S. 380 f. 

8) So Schwab 8. 86. 

8) Siebe über die AbliefemDg der Güter, Fristen a. s. w. S. 158 ff. 

4) V.O. § 69 A. 5. 

5) Art. 19 (Zns.-Best. s. Ver.B.B. § 57 ; V.O. § 46, 68, 69). 

6) Art. 84 (Za8.-Be8t. s. Ver.B.R. § 68; V.O. § 70, 71, 78). 

7) Gegen dieie Einschränkuog spraeb sieb aas Eger, Ein f., S. 75 f. 
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gleichzeitig auch einige das Ablieferangsverfahren betreffende Grund- 
sätze (Pfandrecht, Einziehung der Frachtgelder durch die Empfangsbahn 
— Art 12 a — d) aufgenommen, und dementsprechend bestimmt Art. 19: 
„Das Verfahren bei Ablieferung der Güter, sowie die etwaige Ver- 
pflichtung der Eisenbahn, das Gut einem nicht an der Bestimmungs- 
station wohnhaften Empfänger zuzuführen, richtet sich nach den für 
die abliefernde Bahn geltenden gesetzlichen und reglementarischen Be- 
stimmungen ^y\ 

I. Es kann demnach der nicht an der Bestimmungsstation wohn- 
hafte Empfänger, wie schon erwähnt wurde ^), dann Ablieferung an 
seinem Wohnort von der Bahn beanspruchen, wenn dies durch das 
fQr die abliefernde Bahn geltende Recht (Gesetz oder Reglement) vor- 
geschrieben ist. In diesem Falle finden die für interne Transporte 
geltenden partikulären Vorschriften auch Anwendung auf intemat 
Transporte. 

Nach Zus.-Best z. Ver.B.R. § 57 Z. 3 und V.O. § 68 A. 3 kann 
die Bahn Rollfahruntemehmer zum An- und Abfahren der Güter*) 
innerhalb des Stationsortes oder von und nach seitwärts gelegenen ^) 
Ortschaften^) bestellen^). Während nun die Haftpflicht der Bahn ge- 

1) DiM entspricht der herreehenden Theorie des intemat PriTAtrechts. Vgl. ▼. Bar, 
Theorie, II 8. 14S. 

2) Siehe 8. 149. 

8) Aoch wo eine reglementariache Znfnhr der G&ter inm Hanse des Empflngers statt- 
findet (auch wenn auf dem Frachtbriefe die Zafohr snm Hanse des Empftngers aasdrftcklich 
▼erlangt ist), kann dem Empftnger das ihm nach Art. 10 A. 6 anstehende Becht, bei der 
Anknnft des Ontea am Bestimmungsort die aoU- nnd steneramtliche Behandinng an besorgen, 
faßs nicht etwas Anderes im Frachtbriefe festgesetzt ist, nicht entsogen werden. Nur 
wenn letateres der Fall, geht ihm dies Recht yerloren. Das Verlangen (anf dem Fracht- 
briefe) schlieft nicht ans, daB der EmpfXnger bis nach der durch ihn besorgten ZoU- 
behandlnng anf die Zntahr der Qtlter versichte, doch darf, wenn diese reglementarisch yer- 
sprechen ist, Toransgesetzt werden, daB der EmpfXnger die Bahn rechtieitig von der 
Ansflbnng des Art. 10 A. 6 ihm Torbehaltenen Rechts unterrichte. So entschieden Tom 
Centralamt (Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 148 f.). 

4) Für diese Leistungen sind die durch die Tarife oder durch Aushang an den Ab- 
fartigungssteUen bekannt au machenden Oebflhren au entrichten. Der Rollfuhrmann mu8 
s«nen Gebflhrentarif bei sich tragen und auf Verlangen voraeigen (V. O. § 60 A. 8). 

5) Zus.-Best s. Ver.B.R. § 67 Z. 4 (V.O. § 68 A. 4): „Sind fOr Güter, deren 
Bestimmungsort nicht an der Eisenbahn gelegen oder eine nicht für den Gflterrerkehr ein- 
gerichtete Station ist, seitens der Verwaltung Einrichtungen sum Weitertransport nicht ge- 
troffen, so hat die Eisenbahn, wenn nicht wegen sofortiger Weiterbeförderung Tom Absender 
oder Empfänger Verfügung getroffen ist, entweder den EmpfXnger nach HaBgabe der vor- 
stehenden Bestimmungen su benachrichtigen oder die Güter mittelst eines Spediteurs oder 
«ner anderen Gelegenheit nach dem Bestimmungsorte auf Gefahr und Kosten des Absenders 
weiter befördern au lassen.*' 

6) In Frankreich ist die Zuführung nach dem auBerhalb der Bestimmungsstation 
gelegenen Wohnort nicht obligatorisch. Nur wenn die Bahnen derartige Einrichtungen 
(serrice de r4exp4dition) getroffen haben, sind sie auch snr Zuführung Terpflichtet (Cahier 
des charges a. 62} Sarrnt n. 610, 687 ss.). 
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maß den Haftpflichtsnonnen des I.U. auf den Transport bis zu der im 
Frachtbrief angegebenen Bestimmungsstation beschränkt ist (Art. 30 
A. 2), wird auch auf die Weiterbeförderung, mithin auf den ganzen 
Transport bis zur Ablieferung ausgedehnt, wenn die Bahn solche Ein- 
richtungen fQr die Weiterbeförderung durch Bollfiihruntemehmer ge- 
troffen hat^), da diese auch als „Leute der Eisenbahn^^ (Art. 29) be- 
trachtet werden (V.O. § 68 A. 3 ; § 76 A. 2). Ein Zwang zur Benutzung 
der von der Bahn bestellten Fuhrunternehmer besteht in der Regel nicht 
für den Empfänger^). 

n. Ob das Frachtgut nach Ankunft an der Bestimmungstation 
Bring- oder Holgut ist, richtet sich im Gebiet des „Vereins" nach den 
(Tarif-)Bestimmungen der einzelnen Bahnen'). Die Selbstabholung 
ist hier ausgeschlossen bezüglich derjenigen Güter, welche nach zoll- 
oder steueramtlichen Vorschriften oder aus anderen Gründen nach 
Packhöfen oder Niederlagen der Zoll- oder Steueryerwaltung gefahren 
werden müssen (Zus.-Best. z. Ver.B.R. § 67 Z. 1, 6; V.O. § 68 A. 1, 6). 

Die Bahn hat, um ihrer Auslieferungspflicht zu genügen', die der 
Selbstabholung unterworfenen Güter zur Ablieferung an den Empfänger 
bereit zu stellen und zwar die vom Empfänger auszuladenden auf den 
Entladepiätzen, die übrigen Güter in den Abfertigungsräumen (auf den 
Güterböden) (Zus.-Best. z. Ver.B.R. § 57 Z. 7 ; V.O. § 68 A. 7). 

Diese Bereitstellung erscheint aber nur als Vorbereitung der Ab- 
lieferung. 

Die Ablieferung *) selbst stellt sich dar als ein Akt, durch welchen 
die Bahn nach Beendigung des Transports mit ausdrücklicher oder 
stillschweigender Genehmigung des Empfängers die Gewahrsam des 



1) Ist dies nicht der Fall, so treten für die Weiterbeförderang die Verpflichtungen 
des Spediteurs ein (V.O. § 76 A. 1). 

2) Er kann sich sowohl anderer Fuhrunternehmer bedienen, als das Gat selbst ab- 
holen, sofern er dies vor dessen Ankunft schriftlich der Abfertigungsstelle meldet. Dieses 
Recht kann aber im allgemeinen Verkehrsinteresse mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
beschränkt oder aufgehoben werden (Zus.-Best. i. Ver.B.R. § 57 Z. 5; V.O. § 68 A. 5). 

8) In Frankreich findet Ablieferung am Bahnhof oder Zuführung je nach der 
Angabe des Frachtbriefs statt Fehlt eine solche, so werden die als Eilgut beförderten 
Güter in die Wohnung des Empfängers angerdhrt, die als Frachtgut beförderten sind dagegen 
am Bahnhofe absuholen (Lyon-Caen et Renault III n. 781). 

Auch in Italien bestimmt der Absender im Frachtbrief durch den Vermerk : „in 
stasione'* die Selbstabholung durch den Empfänger. Wo dieser Vermerk fehlt, hat die Bahn 
Recht und Pflicht der Zuführung (Regolamento a. 120; Vidari n. 149). Vgl. auch S. 59. 

In Belgien erfolgt Ablieferung am Bahnhofe oder ZafÜhrung je nach Angabe Ina 
Frachtbriefe besw. nach der Natur des Gutes (Lanckman n. 876). 

Das schweiser. Tr. G. (1893) Art. 19 setit Selbstabholung voraus und verweist 
betreffs der Zufuhr der Güter sum Hanse des Empfängers auf die Tarife. Ebenso das 
russische E.G. Art. 79. 

4) Vgl. über diese v. d. Leyen bei Goldschmidt, Z. XVI S. 89 f. 
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Frachtgutes aufhebt und dieses zur Abnahme durch den Empfänger 
bereit stellt. 

Die Ablieferung besteht also in einem thatsächlichen Verabfolgen 
(Restitution)^) und braucht nicht Tradition im Rechtssinne zu sein. 

Durch diese Restitution muß der Empfänger in die Lage versetzt 
sein, über das Gut zu verfügen, die Gewahrsam über dasselbe auszuüben. 
Deshalb ist auch die vorgeschriebene Ablieferung an die Niederlagen 
der Zoll- und Steuerverwaltung (Zus. -Best. z. Ver.B.R. § 57 Z. 6; 
V.O. § 68 A. 6) als Aushändigung im Sinne des Art 16 zu betrachten, 
wenn dem Empfänger die Ankunft angezeigt und er durch Zustellung 
der erforderlichen Papiere in die Lage versetzt wurde, über das Gut 
zu verfügen und die weitere Sorge für dasselbe zu übernehmen'). Indem 
dem Empfänger die Möglichkeit der Verfügung über das Gut gewährt 
wird, ist an ihn abgeliefert. Daß aber in der Niederlage der Zoll- 
verwaltung das Gut zur Verfügung gestellt wird, hängt nicht vom 
Willen der Bahn ab, sondern ist Folge einer zwingenden zollgesetzlichen 
Vorschrift, der sich die Bahn und der Empfänger zu unterwerfen hat. 

Die Bahn wird von ihrer Pflicht aus dem Frachtvertrag befreit 
nicht nur durch Ablieferung schlechthin, sondern nur durch Ablieferung 
an den im Frachtbrief oder durch nachträgliche Anweisung des Ab- 
senders (Art 15) bezeichneten Empfänger, oder an den von diesem zur 
Empfangnahme bevollmächtigten Vertreter. 

III. Nach den gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen 
der Ablieferungsbahn richten sich insbesondere die Notwendigkeit und 
die Modalitäten der Avisierung, wenn das Gut Holgut ist und nicht 
in die Wohnung des Empfängers zugeführt werden muß. In Bezug 
auf Wahrung der Lieferfrist hat dann die Avisierung die Wirkung der 
Ablieferung (Ausf.-Best § 6 A. 5). 

Ueber diese Avisierung haben die V.O. und die entsprechenden 
Sätze des Vereins-B.R. Folgendes normiert ^) : 

Die schriftliche Benachrichtigung von der Ankunft des Gutes ist 
(Zu8.-Best z. Ver.B.R. § 57 Z. 1 ; V.O. § 68 A. 1) dem Empfänger auf 
seine Kosten spätestens nach Ankunft und Bereitstellung des Gutes ^) 
durch Boten, die Post oder sonstige Gelegenheit mit der Aufiforderung, 



1) So die fibereinstimmenda AnfTassoDg d«r Praxis und Theorie. Vgl. R. O. H. G. II 
S. B62 f. ; VIII 8. 87 f. ; XIV 8. S94 und die Entscheidnogen des Reichtger. und des 
6sterr. ob. Gerichtshofs bei Eger, EntscheidoDgeo, I S. 270; IV S. 164 and 484; 
Sammlung d. Entseh. d. bayer. ob. Ger., II S. 64, 490. Vgl. Endemann, 
Kisenbahnrechty S. 608; Eger II S. 164 f.; Gareis-Fnchsberger 8.836; Lanck- 
man n. 876. 

2) So B.O.aG. VIII 8. 29. 

8) Zas.-Be8t a. Ver.B.B. % 57; V.O. S| 68, 69. 

4) Die Avisiening kann also auch vor Ankunft nnd Bereitstellung des Gutes erfolgen. 
Die Bahn ist aber geml8 § 69 A. 6 V.O. sum Ersätze der zwar rechtzeitig, aber TergebUch 
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das Gut innerhalb tarifmäßiger Frist abzunehmen, zuzusenden ^). Sie 
unterbleibt nur, wenn ausdrücklich vom Empfänger verbeten, sowie bei 
bahnlagernd gestellten Gütern. 

Die Avisierung ist ferner noch obligatorisch in der Schweiz ^), in 
Belgien >) und Rußland ^). Dagegen ist in Frankreich ^) und in Italien ^) 
eine Verpflichtung der Bahn zur Avisierung in der Regel nicht aner- 
kannt. 

IV. Die Absendung des Benachrichtungsschreibens ist im Allge- 
meinen auch der für die Berechnung der Frist, innerhalb welcher die 
Holung und Entladung durch den Empfänger zu bewirken ist, maßgebende 
Anfangstermin^) (V.O. § 69 A. 3; Zus.-Best. z. Ver.B.R. § 57 Z. 9). 



versachten Abholang des Outes Terpflichtet, wenn et aaf Benaehrichtigaog des EmpfXngers 
von der Ankunft nicht spftteeteni innerhalb 1 Stunde naeh dem Eintreffen des Abholen 
lur Entladung oder Abgabe bereitgestellt ist — Eine telephonische Avisierung auf Grund 
der Zustimmung der Parteien ist in österr. Stationen eingeführt (vgl. t. Busohman 
S. 193). In der Regel erfolgt in Oesterreich die Zostellnng der Avise durch die Post 
(v. Buschman S. 186 ff.); in Deutschland nach Wahl der Bahn durch die Post oder 
Boten, wenn nicht der Empfänger Art der Benachrichtigung vorgeschrieben hat (Zus.- 
Best. z. V.O. § 68 Z. I). 

1) Zus.-Best. B. Ver.B.B. § 57 Z. 2 (V.O. § 68 A. 8): „Die Benachrichtigung fiber 
die Ankunft von Eilgut mufi, sofern aufiergewöhnliche Verh&ltnisse nicht eine Iftngere Frist 
unvermeidlich machen, binnen 2 Stunden, die Zufiihrung in die Behausung des EmpflUigers 
binnen 6 Stunden nach Ankunft erfolgen. Diese Fristen ruhen an Sonn- und Festtagen 
von 12 Uhr mittags, an Werktagen von 6 Uhr abends bis sum Anfang der Dienststundea 
des folgenden Tages. Die Festsetaungen über die Lieferfrist (g 63) werden hierdurch nicht 
berührt." 

2) Schweiz Tr.O. (1898) Art. 19. Die schriftliche Anzeige, welcher die ZnsteUnng des 
Frachtbriefs an den Adressaten gleichsteht, hat die Bahn Iftngstens 24 Stunden nach An- 
kunft des Frachtgutes, bei den Eilfrachtgütern längstens 4 Stunden nach erfolgter Ankunft 
(bei den später als 5 Uhr abends ankommenden Gütern längstens bis 9 Uhr morgens) ab- 
zusenden. 

8) Lanokman n. 878. 

4) Russisch. B.O. Art. 80. 

5) In Frankreich ist aber die Absendung eines Avisbriefes auch für die babn- 
hoflagemd adressierten Güter Voraussetzung des Anspruchs der Bahn auf Lagerungsgebflhr, 
droits de magasinage (ebenso in Italien), und der bahnseitigen Zuführung des Gutes in 
die Wohnung des Empfingers, wenn dieser es nicht am Morgen nach Absendung des Avis- 
briefes abgeholt hat (Sarrut n. 808, 542, 627). 

6) Vidari n. 160 (Begolam. a. 117); Harchesini II n. 148. 

7) Erfolgt die Benachrichtigung durch die Post, so beginnen die Fristen frühestens 
3 Stunden nach Aufgabe des Schreibens zur Post (V.O. § 69 A. 2), „soweit nicht darch die f&r 
die abliefernde Bahn bestehenden Bestimmungen etwas anderes festgesetzt ist", fügt Zus.- 
Best. z. Ver.B.B. Z. 10 zu § 57 in Rücksicht auf die bei den niederländischen Bahnen 
bestehenden besonderen Verhältnisse hinzu (dies bt die einzige Abweichung von den sonst 
wörtlich übereinstimmenden §§ 68 und 69 V.O.). Mit der Ankunft des Gutes beginnt 
^9^9gen der Lanf der Frist bei bahnlagernd gestellten Gütern, und wenn der Empfänger 
sich die Benachrichtigung schriftlich verbeten hat (Zus.-Best. s. Ver.B.R. §57 Z. 11; 
V. O. § 69 A. 8). 
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Diese Abholimgs- und EntladuDgsfrist^), die lagerzinsfreie Zeit') 
ist der tarifarischen Festsetzung der einzelnen Bahnen ') überlassen. 
Sonn- und Festtage werden nicht mitgerechnet, ebensowenig die Dauer 
der zoll- oder steueramtlichen Abfertigung, sofern diese nicht durch 
den Absender oder Empfänger ^) verzögert wird. Die Abnahme hat in 
den vorgeschriebenen Geschäitsstunden zu erfolgen. Die Nichtabnahme 
innerhalb der bestimmten Frist verpflichtet den Säumigen zur Zahlung 
des tarifmäßigen Lager- oder Wagenstandsgeldes. Femer kann die 
Bahn die Ausladung auf Gefahr und Kosten des diese verabsäumenden 
Empfängers besorgen*) (Zus.-Best. z. Ver.B.R. § 57 Z. 9; V.O. § 69 
A. 1, 5). 

B. Ablieferungshindernisse. 

Sobald die Eisenbahn nicht imstande ist, den Frachtvertrag am 
Bestimmungsorte durch Ablieferung des Gutes zu erfüllen (Art. 16 A. 1), 



1) Die AnslAdiuig od«r Abtreibung der Tiere, welche nach der ADlcwift (Mg«g«n Bflok- 
gftbe des BefSrdemogsscheins oder** — dieie Worte fehlen in Zn8.-Best. i. Ver. B.B. Z. 10 
ra § 67) nach Aneh&ndigang des Frachtbriefe an den Empfinger gegen dessen Bescheinigung 
ansgeliefert werden, mnfi spätestens S Standen nach der Bereitstellung and dem Ablaufe 
der sar etwaigen soll- and steaeramtlichen Abfertigung erforderlichen Zeit erfolgen. Nach 
AbUaf dieser Frist kann die Bahn die Tiere aaf Gefahr und Kosten des Absenders in 
Verpflegong geben oder ein tarifinlßiges Standgeld erheben (V.O. § 46 A. 8). Die Ab- 
holang Ton Tieren hat in Italien innerhalb 4 Stunden nach deren Ankunft su erfolgen, 
widrigenfalls sie fBr Bechnnng und Gefahr des Eigentümers von der Bahn ingef&hrt werden 
(Tariffe a. 89). In Frankreich werden die bei der Ankunft nicht abgeholten Tiere 
auf Kosten und Gefahr des Berechtigten in einer Stallung verwahrt (Picard IV p. 698). 

2) Sie darf aber nicht weniger als 84 Stunden nach Absendung (beiw. Empfang) der 
Benachrichtigung betragen (V.O. g 69 A. 1). 

In Frankreich sind Eilgfiter innerhalb 48 Stunden, gewShnliche Frachtgüter nnd 
ganse Wagenladungen im Laufe des Tages nach dieser Absendung abzuheben besw. su 
entladen. Nach Ablauf dieser Frist hat der SXumige den festgesetzten Lagenins au sahlen 
(Sarrut n. 893, 894). 

In Italien sind die abzuholenden Güter innerhalb 84 Stunden nach Empfkng des 
Avisbriefes, und wenn dieser durch die Post befSrdert wurde, innerhalb 86 Stunden nach 
der Aufgabe desselben abzuholen (Tariffe a. 117). 

3) Wenn sie nicht für das ganze Gebiet gleichmft8ig durch Tarif festgesetzt ist, mu8 
sie auf jeder Station durch Aushang an der Abfertigungsstelle sowie durch Bekanntmachung 
in einem Lokalblatte zur 9£fentlichen Kenntnis gebracht werden (V.O. § 68 A. 8). 

4) Diese haben die Dauer der Abfertigung nachzuweisen (Zus.-Best z. Ver.B.B. § 67 
Z. 18 ; V.O. g 69 A. 4). 

5) Die Bahn ist bei Gefährdung des geregelten Verkehrs durch groSe Güteranh&ufnngen 
zur ErhShung der Lager- nnd Wagenstandsgelder eventuell auch zur Verkürzung der Lade- 
friaten und zur BeschrSnkung der lagerzinsfreien Zeit für die Daner der Anhäufung der Güter, 
aber nur vorbehaltlich der Genehmigung der Aufsichtsbehdrde berechtigt (Zus.-Best. 
z. Ver.B.B. § 57 Z. 16; V.O. g 69 A. 7). Ebenso kann auch in Italien in solchen 
FUIen eine Beschrinknng der Entladefristen auf ein Drittel der gewöhnlichen Daner für 
esnselne Stationen angeordnet werden (Tariffe n. 117 lit. o). 

Roten thsl, lotoraat EiMnbahnfrftchtrecht. 11 
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liegt ein Ablieferungshindernis ^) vor. Ein solches kann veranlaßt sein 
durch den Absender, z. B. unrichtige Angabe der Adresse, durch den 
Empfänger, z. B. Verweigerung') oder Verzögerung der Annahme, 
Nichtabholung der bahnlagernd gestellten Güter innerhalb der vorge- 
schriebenen Abholungsfrist. Ein solches Ablieferungshindemis kann 
femer bestehen in der Unfindbarkeit des Empfängers, im gänzlichen 
oder teilweisen Verluste des Gutes, in gerichtlicher, zollamtlicher oder 
polizeilicher Beschlagnahme desselben^) u. s. w. 

Während im Allgemeinen das Verfahren beim Eintritt derartiger 
Ablieferungshindemisse wie das ganze Ablieferungsverfahren der parti- 
kularrechtlichen Normierung, den für die Ablieferungsbahn geltenden 
gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen unterstellt ist (Art. 
24 A. 2), hat das I.U. doch folgende Grundsätze aufgestellt, welche 
eine einheitliche Regelung für das ganze Vertragsgebiet enthalten: 

I. Vor allem negativ: 

„Die Ablieferungsstation darf in keinem Falle ohne ausdrückliches 
Einverständnis des Absenders das Gut zurücksenden^^ (Art. 24 A. 1). 
Dies würde unter Umständen große Kosten verursachen. Da sich ein 
solcher Rücktransport als Abschluß eines neuen Frachtvertrages dar- 
stellt , bedarf er an und für sich der Willensübereinstimmung der beiden 
Kontrahenten, des Absenders und der Bahn, zu seiner rechtsgültigen 
Entstehung ^). 

IL Sodann positiv: 

Die Ablieferungsstation hat den Absender von der Ursache eines 
solchen Ablieferungshindemisses unverzüglich in Kenntnis zu setzen 
(Art. 24 A. 1). 

Da der Empfänger nicht in den Frachtvertrag eingetreten ist, so 
hat die Bahn es nur mit ihrem Kontrahenten, dem Absender, zu thun, 
der eventuell für die der Bahn erwachsenen Kosten, für die sie in 
der Regel auch durch das Pfandrecht am Gut gedeckt sein wird, auf- 
zukommen hat Diesem wird es am ersten möglich sein, durch Ver- 
ständigung mit dem Empfänger das Hindernis zu beseitigen oder, wenn 
das nicht angeht, die seinem Interesse am besten entsprechende Ver- 
fügung über das Gut zu treffen. Unverzüglich, unmittelbar nachdem die 
Bahn von dem Eintritt des Hindernisses Kenntnis erhalten, mit thun- 
liebster Beschleunigung hat sie diese Anzeige an den Absender zu 
richten. 



1) Im GegeDSfttse sa dem Transporthindernis (Art. 18), einem nur Antritt oder Fort- 
setzung des Transports, nicht die Ablieferung verhindernden Umstand. Vgl. S. 148. 

8) Aus welchem Grunde die Annahme verweigert wird, ob gerechtfertigt oder unge- 
rechtfertigt, ist gleichgültig. 

8) Vgl. Gasca III p. 195. 

4) Durch die Annahme des ohne sein vorheriges Einverständnis surttckbefSrderten Gutes 
hat der Absender die RfickbefSrderung nachträglich genehmigt. Vgl. Pieard IV p. 746. 
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Die Form der Anzeige (schriftlich, telegraphisch oder telephonisch) 
ist dem Ermessen der anzeigepflichtigen Ablieferongsstation anheim- 
gestellt, nur muß diese Anzeige dem Absender durch Vermittlung der 
Versandtstation zugehen ^). Diese ist ^verpflichtet, die Anzeige an den 
Absender gelangen zu lassen '). 

Ffir die Folgen der nicht oder nicht ordnungsgemäß (nicht unver- 
züglich, nicht durch die Versandtstation) erstatteten Benachrichtigung 
ist die Ablieferungsstation haftbar'). Will der Absender eine andere 
Vertagung Aber das Gut treffen, so kann er, falls es sich um eine der 
in Art 15 A. 1 bezeichneten Verfügungen handelt, dies nur thun unter 
Vorzeigung des Duplikatfrachtbriefs ^) und unter Beobachtung der Vor- 
schriften des Art 15 A (2) 3 und 6. Handelt es sich um eine andere 
VerfOgung (als die des Art 15 A. 1), so kann dies unter den parti- 
knlarrechtlich aufgestellten Voraussetzungen geschehen. 

ni. Im Gebiete des Vereins (Zus.-Best z. VerB.R. § 62 und 
V.O. § 70) bestehen folgende das Verfahren bei Ablieferungshindernissen 
regelnde Vorschriften, welche die wenigen einheitlichen Normen des 
Art 24 ergänzen. 

1) Die Bahn hat solche Güter auf Gefahr und Kosten des Absenders 
auf Lager zu nehmen ^) und fQr dieselben die Sorgfalt eines ordent- 
lichen Kaufmanns anzuwenden; sie haftet in diesem Falle also nicht 



1) Diese kennt am beefcen die Adresse des Absenders und etwüge VerSndemngen 
derselben. Außerdem kann es fftr sie wegen der Necbnabme and sonstiger Berecbnnngen 
▼en Wichtigkeit sein, von der Existens eines Hindernisses Kenntnis in erlangen. VgL 
Eger, I.U. 8. 483. 

2) So hat nach Uebereinkommen s. Ver.B.R. (Art. 21) die Empfangsstation durch 
eingeschriebenen Brief (eyent. durch Telegramm) die Versandtstation zu benachrichtigen, 
die den Absender benachrichtigt und darauf dringt, daB dieser längstens innerhalb 14 Tagen 
eine schriftliche Verfügung erteilt, die der Empfangsstation sofort „eingeschrieben^* au fiber- 
mitteln ist 

9) Vgl. Schwab 8. 220. 

4) Die entgegengesetzte Auffassung Schwab's S. 220 f. wird mit guten Gründen 
bekimpft Ton Bger, I.U. S. 484 f. Sobald der Absender eine der im Art. 16 A. 1 be- 
zeichneten nachtrUglichen Verfügungen über das Gut treffen will (bis zur Uebergabe des 
Frachtbriefs an den EmpfKnger oder bis zur Zustellung der Klage desselben an die Bahn), 
kann er das nur unter den Voraussetzungen des Art. 15 A. 2, 8 und 6, denn hier im 
Art. 15 wird von diesen Verfügungen schlechtweg gehandelt, gleichviel ob sie durch ein 
AbUeferungshindemis oder durch einen anderen Umstand herrorgemfen wurden. Wenn 
Art. 94 A. 2 nun sagt, dafl „im Uebrigen*' das Verfahren bei Ablieferungshindernissen sich 
nach den für die Ablieferungsbahn geltenden partikularrechtliohen Bestimmungen richte, so 
ist das nur dahin zu Tcrstehen, daB diese zur Anwendung kommen, soweit nicht Art. 24 
A. 1 und andere Bestimmungen dieses Verfahren regeln; die bei dem LösungsTersuche 
Schwab's S. 221 sich ergebenden, von ihm henrorgehobenen theoretischen und praktischen 
Schwierigkeiten fallen dann hinweg. SchlieBlich spricht für die im Texte vertretene Auf- 
fassang die Tendenz, die elnheitlicbe Normierung des I.U. als Regel gegenüber den par- 
tikularrechtlicheu Abweichungen als Ausnahmen festzuhalten. Vgl. Eger, I.ü. S. 485. 

5) So auch ital. Instr. § 59. 

11* 



— 164 — 

als Frachtführer nach Art. 29 fi. Ihr erwächst alsdann auch ein An- 
spruch auf tarifmäßiges Lagergeld ^). 

Will die Bahn derartige Güter nicht selbst auf Lager nehmen, so 
kann sie dieselben unter Nachnahme der darauf lastenden Kosten und 
Auslagen einem öffentlichen Lagerhause*) oder einem Spediteur für 
Rechnung und Gefahr dessen, den es angeht, auf Lager übei^eben, 
wovon der Absender sofort zu benachrichtigen ist (V.O. § 70 A. 2; 
Zus.-Best z. Ver.B.R. § 62 Z. 2). 

2) Femer steht der Bahn das Becht des Verkaufs*) derartiger 
nicht ablieferbarer Güter zu. Dieser Verkauf kann stattfinden sofort 
bei Gütern^) welche schnellem Verderben ausgesetzt sind ^) oder welche 
nach örtlichen Verhältnissen weder eingelagert noch einem Spediteur 
übergeben werden können. Frühestens 4 Wochen nach Ablauf der 
lagerzinsfreien Zeit, falls aber deren Wert durch längere Lagerung 
oder durch die daraus entstehenden Kosten unverhältnismäßig ver- 
mindert würde, auch schon früher kann stattfinden der Verkauf der 
Güter, welche weder vom Empfänger abgenommen, noch vom Absender 
zurückgenommen werden. 

Der Verkauf erfolgt ohne weitere Förmlichkeit, die Bahn soll nur 
bestmöglichst verkaufen. Dem Absender, der womöglich von dem be- 
vorstehenden Verkaufe zu benachrichtigen ist, muß der Erlös des Ver- 
kaufs nach Abzug der Kosten zur Verfügung gestellt werden (Zus.-Best 
z. Ver.B.R, § 62 Z. 3; V.O. § 70 A. 3). 

Das französische Becht^) giebt ebenfalls der Bahn das Becht 
das Gut selbst zu verwahren oder in einem öffentlichen Lagerhause zu 



1) Vgl. v.o. % 69 A. 6. 

2) Die Bfthn schliefik hier einen Depositalyertrag mit dem Spediteur oder Lagerhaus 
(diese» qna negotiorum gestor „dessen, den es angeht*^ d. h. des Empfingers beiw. Ab- 
senders) ab. Fflr die Bahn ist durch die Uebergabe des Gutes das FrachtyerhJUtnb ab- 
geschlossen, so daA sie von jeder weiteren Haftung frei wird (vgl. die Entscheidungen bei 
Buckdeschel 8. 166 f.). 

8) Oeffentlichen Verkauf schreibt vor H.G.B. Art. 407 (rgl. Cosack 8. 889; Code 
de com. a. 106; Lanckman n. 424). 

4) Ans diesem Verkaufsrecht kann unter Umstftnden bezfiglich solcher Güter Ar die 
Balin, welche die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns ansuwenden hat, eine Verkaufs- 
pflicht entstehen. Vgl. t. Buschman 8. 201. 

6) Das Verkaufsrecht bei leicht Terderblichen und minderwertigen (d. h. im Ver- 
hältnis SU den Deponierungskosten) Gfitern in Frankreich (Picard IV p. 747); 
Belgien (Lanckman n.407; Conditions rägl4ment. a.25); Italien (Tariffe 
a. 112); Bufiland (E.G. Art. 84); Schwell (Tr.G. 1898 Art 24); solche leiehtrer- 
derbliehe Güter mfissen, und Gfiter, Aber die weder Versender noch Empf&nger innerhalb 
80 Tagen yerfflgt hat, können su Gunsten wessen Rechtens verkauft werden. In beiden 
FMlen sind die Beteiligten, und swar, wenn die Natur des Gutes es gestattet, mindestens 
8 Tage anm voraus, von der Anordnung des Verkaufs lu benachrichtigen. 

6) Vgl. Sarrut n. 567, der die Pflicht durch die Formel ausdrückt: „agir au mieuz 
des int6rdts de 1' exp^diteur*', n. 571 s. 
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deponieren oder zu verkaufen^). Aehnlich in Belgien*), Italien"), 
Schweiz ^) und Rußland ^). 



§20. 

Vie Eliiziehiuig der Fnchtfordemngen und das Pfandrecht 

der Eisenbahn ^). 

A. Einziehung der Fracht etc. durch die Empfangsbahn. 

Die Ablieferung des Gutes und des Frachtbriefes hat, wie gezeigt^), 
nur Zug um Zug, gegen Bezahlung der Frachtforderung durch den 
Empfänger zu erfolgen. Es ist Recht und Pflicht der abliefernden 
(£mpfangs-)Bahn, diese Forderungen einzuziehen. Dieses ergiebt sich 
aas dem Prinzip der Transportgemeinschaft ^). 

Nach dem Vorbilde des Art. 410 H.G.B. schreibt so Art. 20 vor: 
„Die Empfangsbahn hat bei der Ablieferung alle durch den Fracht- 
vertrag begründeten Forderungen, insbesondere Fracht und Neben- 
gebtkhren, ZoUgelder und andere zum Zwecke der Ausführung des 
Transportes gehabten Auslagen ^) , sowie die auf dem Gute haftenden 
Nachnahmen ^^) und sonstigen Beträge ^^) einzuziehen, und zwar sowohl 



1) Die FormaliUUen des a. 106 Code de com. sind nicht obligatorisch. Vgl. 
Lyon-Caen et Benanit III n. 689. 

5) Belg. Eis-Ges. Art 8 ond 88 { Tgl. Code de com. a. 106. 

8) ItaL Instr. § 59 schreibt ror Lagerung der onanbringlichen Gftter aaf Kosten 
und Gefahr des Absenders. Die Torgesetate Behörde entscheidet, wann dieselben; unter 
Geltendmachung der Bechte der Bahn einem öffentlichen Lagerhaas oder Spediteor gegen 
Erlegung der Frachtkosten und Aaslagen, welche auf dem Gate lasten, fibergeben werden 
sollen. Die Station hat den Absender hiervon anTersflglich sa benachrichtigen. 

4) Schweiser. Tr.G. 1898 Art. 24: Der Verkauf wird, fiUls nicht amtliches Ver- 
fiüuren beantragt Ist, auBeramtlich rorgenommen. Der Angestellte der Bahn hat für Zu* 
siehung eines Unbeteiligten und für ortsflbliehe Bekanntmachung (Börsenanschlag, Ausruf 
n. s. w.) sn sorgen. Der Verkauf ist durch ein abschriftlich dem Absender mitsuteilendes 
ProtokoU au konstatieren. Die Bahn hat bei Ausfibung der Befugnisse des Art. 24 die 
Termntliehen Interessen des Eigentflmers bestmöglich su wahren und kann für nachweisbare 
Fahrlässigkeit auf Schadensersati belangt werden. 

6) Buss. E.G. Art. 90 (Verordnung t. 19. X. 1890 betreffend das Verfahren bei 
dem öffentlichen Verkauf nicht abgeforderter Gfiter [Z e i t s c h r. f. i n t. E i s e n b.« IS. 293]). 

6) Art. 20, 21, 22 (H.GB. Art 409—412; V.O. § 68 — Abs. 4 gilt nicht in 
Deutschland). 

7) Siehe S. 150. 

8) Siehe S. 50. 

9) Zu diesen Auslagen gehören die Art. 11 A. 2 angeführten, mit Ausnahme der Zoll- 
betrige. Vgl. S. 104 f. 

10) Art 18. VgL S. 111 ff. 

11) Zu diesen gehören Frachtsuschlftge (Art 7 A. 4), Kosten infolge nachtriglicher 
VerfOgnngen und bei Transporthindernissen (Art 15 A. 8, 18), Kosten fOr Feststellung 
Ton Mingeln bei Verlust- etc. -Flllen (Art. 25), Schadensersatsansprttche infolge Vertrags- 
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für eigene Rechnung als auch für Rechnung der vorhergehenden Eisen- 
bahnen und sonstiger Berechtigter/' 

I. Die Rechtsstellung der Empfangsbahn (chemin de fer demier 
transporteur) ist eine verschiedene. 

a) Sie besorgt ihre eigenen Geschäfte, soweit die Frachtforderungen 
etc. ihr allein zustehen, soweit sie dieselben für eigene Rechnung 
einzieht *). 

b) Sie handelt als Geschäftsführer (Mandatar)^) der Transport- 
gemeinschaft, soweit sie Forderungen der Vorbahnen einzieht. Endlich 
handelt sie 

c) als Mandatar Dritter („sonstiger Berechtiger"), soweit sie 
Forderungen Dritter, die mit dem Frachtvertrag in Verbindung stehen, 
einzieht, z. B. Nachnahmen für den Absender, Reparaturkosten, Gebühren 
und Auslagen des Kommissionärs (Spediteurs) für Zollbehandlung ^). 

n. Gegenstand dieses Einziehungsrechtes und dieser Einziehungs- 
pflicht der Ablieferungsbahn sind „alle durch den Frachtvertrag be- 
gründeten Forderungen" d. s. alle im Frachtbrief ersichtlich gemachten 
Beträge (Art. 17)*). 

Art. 20 will aber keine erschöpfende Aufzählung der Frachtbrief- 
forderungen geben, sondern beispielsweise („insbesondere", „sonstige 
Beträge") die Hauptgattungen aufzählen. 

III. Da Art. 20 diese Einziehung als eine Pflicht der Ablieferungs- 
bahn aufstellt, so ist sie wegen jeder Verletzung dieser Pflicht verant- 
verantwortlich. Sie ist also sowohl den Vorbahnen als Dritten gegen- 
über ersatzpflichtig für den Schaden, der diesen rücksichtlich ihrer 
Frachtforderungen verursacht worden ist dadurch, daß die Empfangs- 
bahn an den Empfänger abgeliefert hat ohne Einziehung der diesen 
zustehenden Forderungen. 

B. Das Pfandrecht. 

IV. Die Notwendigkeit, dem Gläubiger Deckung seiner Forderung 
zu gewähren, welche ihm Befriedigung unabhängig von den häufig 
wechselnden Vermögensverhältnissen des Schuldners sicherte, hatte im 
europäischen Handelsverkehr schon seit Jahrhunderten mancherlei Rechts- 



verletzangen des Absenders nnd EmpfKngers, Prosefikosten n. s. w. Vgl. Eger bei Hirth 
und Seydel, Annalen 1892, S. 316. 

1) Dies ist auch der Fall bezüglich deijenigen Frachtfordemngen der Vorbahnen, die 
sie bereits vor ihrer Einiiehung an diese bezahlt hat 

2) Vgl. S. 60. 

8) Vgl. Eger, I.ü. S. 877. 

4) Die gegenteilige Meinung Eger 's (bei Hirth nnd Sejdel, Annalen 1892, 
S. 811) wird widerlegt durch Uebereinstimmang des franiös. Textes in Art. 17 und 20: 
„la totalitÄ [le montant — a. 17] des er^ances r^oltant de la lettre de voitnre'^ 
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brauche gezeitigt. Dieselben fußten auf dem Gedanken, „daß jeder 
im Geschäftsverkehr in die Hand des Gläubigers gelegte Vermögensteil 
des Schuldners dem Ersteren vollkommen sichere Deckung für alle aus 
dem Handelsverkehr hervoiigegangene Forderungen insbes. im Konkurse 
des Schuldners bieten müsse'* ^). Für das Frachtgut hatte sich so schon 
seit dem Ende des 13. Jahrhunderts *) ein gesetzliches Pfandrecht ent- 
wickelt, das aber in der verschiedenartigsten, nicht immer befriedigen- 
den Gestaltung sich forterhalten hat, bis die Entwickelung im Code de 
com. und im H.G.B. zu einem gewissen Abschlüsse gekommen ist. 
Bei der Verschiedenartigkeit der in den einzelnen Ländern den Fracht- 
führern zur Sicherheit ihrer Forderungen aus dem Frachtvertrage ein- 
geräumten Pfand-, Vorzugs- und Retentionsrechte glaubte sich der 
schweizer. Entwurf auch mit der Aufstellung des Prinzips begnügen zu 
können, daß die Ablieferung der Güter sich nach den Gesetzen und 
ßeglementen des Landes, in welchen sie stattfinden, richte (Art 12), 
und von einer einheitlichen Regelung dieses Gegenstands Umgang zu 
nehmen. 

In der Kritik dieses Entwurfs wurde aber diese Auslassung mit Recht 
von E g e r ^) gerügt, der die Annahme des Systems des H.G.B. empfahl, 
das auch der deutsche Entwurf vertrat, der „im Interesse der Transport- 
nehmer sowie zur Vermeidung von Rechtsunsicherheit und von Konflikten 
der verschiedenen Jurisdiktionen die Schaffung eines gemeinsamen ma- 
teriellen Rechts für unerläßlich*' erklärte ^), zumal dasselbe im Wesent- 
lichen mit dem System des französischen Rechts (Code civil a. 2102 n. 6) 
übereinstimme. Die Vorschläge des deutschen Entwurfs Art. 12 a— d 
(Prot. I S. XVII) nahmen die deutschen Grundsätze vom H.G.B. Art 
409—412 auf. 

Auch der deutsche Entwurf beschränkt die einheitliche Gestaltung 
auf das materielle Recht, überläßt aber die Regelung des Verfahrens 
den Landesgesetzen. 

In der Bemer Konferenz ^) siegte die deutsche Auffassung, man 
glaubte, daß die Einheitlichkeit des Transports die einheitliche Regelung 
des Pfandrechts fordere, dessen Internat. Gegenseitigkeit unerläß- 
lich sei. 

Wenn man nun auch das einfache deutschrechtliche Prinzip annahm, 
so änderte man doch die deutschen Vorschläge in wesentlichen Be- 



1) Goldtchmidt, Handbnch, I S. 998 ff. 

2) Goldsehmidt, UniTertalgeieh. d. Haodelsrecbto (1891), S. SOS. 

3) Eger, Einf., S. 76 f. Er vertrat die NotwendtglLeit einer einheitliehen Geetaltung 
des Pfand- nnd Retentionsrechts mit Entschiedenheit, da gerade die meisten Streitigkeiten 
ans der Verschiedenheit der Einseirechte nnd der mangelnden Kenntnis der Interessenten 
Ton diesen zahllosen Sonderrechten entständen. 

4) Deatsehe Denkschrift (Prot. I S. LV). 

5) Prot. I 8. 27 f. 
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Ziehungen ab ^). Namentlich wurde die Fortdauer des Pfandrechts drei 
Tage nach der Ablieferung, sog. Folgerecht, droit de suite (Art. 409 
H.GB., Art. 12 a des deutschen Entwurfs) verworfen *). Im deutschen 
und ebenso im österreichischen internen Eisenbahnverkehr, nicht aber 
mehr im österreichisch-deutschen, wird dieses Folgerecht nach Maßgabe 
des Art. 409 H.G.B. fortdauernde Geltung bewahren, es wird also hier 
eine tiefgreifende Verschiedenheit zwischen dem internen und internat. 
Transport obwalten '). 

Außerdem wurde der der Bangordnung der Pfandrechte behandelnde 
Art. 12 c, über welchen eine Einigung nicht zu erzielen war, gestrichen ^) 
und so auch diese wichtige Frage landesrechtlicher Begelung (Art 22) 
überlassen. 

V. Art. 21 ^) gewährt die Bahn ein gesetzliches Faustpfandrecht 
(„die Bechte eines Faustpfandgläubigers") am Frachtgut. 

Subjekt dieses Pfandrechts ist jede am Transporte des Gutes be- 
teiligte Bahn und zwar nach dem Begriffe des Faustpfandrechts kann 



1) Vgl. Y. d. Leyen S. 80. 

8) De Seigneaz (Prot I S. S8) regt« die Ablehnung des Folgerechte an, da nach 
firanzösischem Beohte das Blgentam schon mit dem bloßen Konsense and nicht erst mit 
der Tradition übergehe und so beständige Streitigkeiten iwisohen EmpfXnger, Absender 
nnd Bahn entstehen würden (vgl. auch Levi, Gonveniione, p. 89). Gegen diese Be- 
seitigong des Folgerechts sprach sich die Denkschrift d. Vereins 8. 18 ans als gegen 
die Interessen des Pnbliknms verstoBendi da dieses drwtftgige Folgerecht es den unter der 
Herrschaft des H.Q.B. stehenden Eisenbahnen möglich gemacht habe, bei Auslieferung des 
Gutes nnd Einsiehung der Fracht entgegenkommend su yerfahren. In den Niederlanden 
stand der Bahn nach Art 1185 Z. 7 und Art. 1198 des bUrgerl. Ges.B. ein Privilegium 
zu, das auch nach der Ablieferung des Gutes fortdauerte, solange dasselbe im Besitze des 
Empfängers verblieb. Die niederländische Regierung hatte während der Konferenz in einer 
Note ein Privilegium der Bahn während 8 Tage nach der Ablieferung verlangt (Asser 
S. 278), diesen Antrag aber 1881 durch ihren Vertreter Asser sen. zurttcksiehen lassen 
(Prot, n S. 86). — Das sog. Folgerecht war auch nicht anerkannt in der Schweiz (Tr.G. 
1875 Art 40); in Ungarn (H.G.B. Art 411) und in Bo 01 and (Eb.Ges. Art 85). In 
Italien, wo Codice civile a. 1958 n. 9 das Vorzugsrecht (Privileg) der Bahn 8 Tage 
nach der Ablieferung des Gutes andauern ließ, hat Art 412 des Codiee di com. das 
Privileg mit der Uebergabe an den Empfänger beendigt (vgl. Levi, Contratto, p. 168). 
Ob das Privileg, das in Frankreich Code civil a. 2102 dem Frachtführer ein- 
räumt, auch nach der Ablieferung an den Empfänger noch fortdauere, ist in der fran- 
zösischen Doktrin und Praxis bestritten, doch dürfte heute die Ansicht, welche die Aus- 
übung des Privilegs an den Besitz des Frachtgutes knüpft, als die herrschende bezeichnet 
werden. Vgl. de Savigny in Prot I S. 28; Sirey p. 281 n. 204, 205; Duverdy 
p. 176 n. 181 SS.; Lyon-Caen et Benault lU n. 698. 

8) Ebenso in Belgien, wo das Privileg der Bahn noch 24 Stunden nach Ablieferung 
des Gutes an den Empfänger dauert, sofern es in dessen Besitz bleibt (Ges. 16. XII. 1851 
a. 20; Lanckman n. 855). 

4) Prot I S. 70; II S. 86, 104. 

5) Art. 21 : „Die Eisenbahn hat für alle im Art. 20 bezeichneten Forderungen die 
Bechte eines Faustpfandgläubigers an dem Gute. Dieses Pfandrecht besteht, solange das 
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sie dasselbe nur so lange ausüben, als ihr Besitz dauert. In Bezug auf 
die Ausübung des Pfandrechts ist aber die Bahn beschränkt, denn sie 
darf es nicht gegen eine folgende Bahn geltend machen, indem alle 
beteiligten Bahnen als eine Transportgemeinschaft betrachtet werden 
und jede Bahn verpflichtet ist, der folgenden die aus dem Frachtver- 
trag erwachsenen Forderungen zu kreditieren (Art. 23 A. 3). Die Ab- 
lieferungsbahn hat diese für Rechnung der vorhergehenden einzuziehen 
und den Yorbahnen zu zahlen (Art. 20, 23 A. 1). Keine der am Trans- 
port beteiligten Bahnen kann aber vor der Uebergabe an die folgende, 
mit welcher ihr Faustpfandrecht erlischt, Zahlung der Frachtforderungen 
verlangen. 

Wie der Ablieferungsbahn, so steht jeder am Transport beteiligten 
Bahn das Pfandrecht zu, solange sie das Gut in Gewahrsam hat, falls 
z. B. infolge einer anderen Disposition des Absenders — Art. 15 — vor 
Ankunft an der Bestimmungsstation der Transport unterbrochen oder 
beendigt wird. Keine Bahn braucht das Gut an den Empfänger oder 
dessen Bevollmächtigten herauszugeben, bevor alle inzwischen aufge- 
laufenen frachtbriefmä&igen Forderungen (Art 20) getilgt sind. 

Die Ablieferungsbahn wie jede andere Transportbahn, die das 
Pfandrecht ausübt, kann dies thun sowohl für die ihr selbst als die 
den Vorbahnen zustehenden Forderungen^). Sie handelt in diesem 
Falle als Geschäftsführer (Mandatar) der zur Transportgemeinschaft 
vereinigten Transportbahnen. Wie sie zur Einziehung der Forderungen 
der Vorbahnen als einer einheitlichen Gesamtforderung der Transport- 
gemeinschaft verpflichtet ist, so ist ihr zur Sicherung dieser Gesamt- 
forderung die Geltendmachung eines Gesamtpfandrechts kraft gesetz- 
licher Anordnung') eingeräumt 

Den einzelnen am Transport beteiligten Bahnen, welchen die Ab- 
lieferungsbahn den ihnen gebührenden Anteil an den Forderungen etc. 
zu bezahlen hat (Art. 23 A. 1), steht auch ein Anspruch auf den ent- 
sprechenden Anteil am Pfandgegenstand bezw. aus dem Erlöse*) des- 
selben zu^). Diese Transportbahnen sind als Glieder der Transport- 



6at in der Venrabning der Eisenbahn oder eines Dritten sich befindet, welcher es fQr sie 
inne hat." 

1) E[at sie diese befriedigt, dann macht sie ihre eigene Forderung geltend: Die 
nfttaücha Verwendang auf den Transport der Ware bildet dann den Rechtsgmnd für dieses 
Pfandrecht (Laband bei Ooldschmidt, Z. IX Z. 468). 

2) Vgl. Eger in Hirth and Seydel, Annalen 189S, S. 81. Ein gesetiliches und 
prianmtives Mandat der Abliefentngsbahn kennt aaeh das deutsche und fransösische Recht. 
Vgl. Laband a.a.O. 8. 470; Guillemain p. 470. 

8) Ebenso ist aber auch, falls der Verkaufspreis die Höhe der Forderungen nicht 
deckt, das Defizit von den einzelnen Transportbahnen pro rata derselben zu tragen. Vgl. 
den Antrag de Seignenx Prot. I S. 04. 

4) Vgl. G a s c a III p. 180. 
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gemeinschaft gleich, so daß keiner ein Vorzugsrecht vor den anderen 
eingeräumt ist^). 

Da das Pfandrecht der Ablieferungsbahn für alle in Art. 20 be- 
zeichneten Forderungen zusteht, so kann sie es auch als Mandatar 
sonstiger Berechtigter, z. B. des Absenders für Nachnahmeforderungen, 
der Zollverwaltung für Zollgelder, ausüben. 

VI. Objekt des Pfandrechts bildet das der Bahn zum Transport 
übergebene Out in seinem ganzen Umfange (im Frachtbriefe nach Art. 6 
lit d beschrieben). 

Das Pfandobjekt haftet, wie erwähnt, für alle durch den Fracht- 
vertrag begründeten im Art. 20 bezeichneten Forderungen und zwar 
für Fracht und Nebengebühren, Zollgelder und andere zum Zwecke des 
Transports gehabte Auslagen, sowie die auf dem Oute haftenden Nach- 
nahmen und sonstigen Beträge^). Diese Haftung beschränkt sich aber 
auf Forderungen, welche mit dem Frachtvertrage in irgend einem Zu- 
sammenhange stehen'), welche aus dem konkreten Frachtverhältnisse, 
für welches der Frachtbrief die Orundlage bildet, hervorgehen, auf alle 
Forderungen , welche anläßlich des vorliegenden Transports — vor, 
während und nach demselben — im Interesse des Frachtguts oder in 
Ausführung eines der Bahn vom Absender erteilten Auftrags^) — ent- 
standen sind. Es sind das die im Frachtbriefe ersichtlich gemachten 
Forderungsbeträge^). Das Pfandrecht erstreckt sich daher nicht auf 
Forderungen, welche der Bahn gegen den Empfänger aus anderen 
Frachtverträgen zustehen^). Es kann nur ausgeübt werden an dem 
Oute, welches mit der Forderung in irgend einer Beziehung steht Auch 
für das Pfandrecht der Bahn gilt das Prinzip der Spezialität^) der 
Forderung. 

VII. Was die Natur des der Bahn zu gewährenden Sicherungsrechts 
anlangt, so erkannte Art. 21 der Bahn die Rechte eines Faustpfand- 
gläubigers am Oute zu. Damit war das die moderne europäische Gesetz- 
gebung im Oegensatze zum römischen Rechte beherrschende Prinzip, 
daß das Wesen des Mobiliarpfandrechts auf der Detention des Pfand- 
objekts durch den Pfandgläubiger beruhe, zu einer einheitlichen Grand- 
lage des Internat. Eisenbahnfrachtrechts gemacht worden. 

Das Pfandrecht kann bei seiner dinglichen Natur gegen jeden 
Dritten geltend gemacht werden, also gegen jede Person, welche An- 



1) Für die Rangordnung der pfandrechüiohen AniprUcbe früherer Frachtführer aind 
die Geaetse dea Abliefernngaortea maßgebend. Vgl. Prot. I S. 70. 

2) Vgl. S. 104. 

8) Laband bei Ooldschmidt Z. IX 8. i7S. 

4) Lanckman n. 449. 

5) Siehe 8. 166. 

6) Vgl. Fick in Ooldschmidt, Z., BeU. XIX 8.99; Sirey II n. 207 (p. 7dl). 

7) Vgl. das Urteil des frans5s. Kassationshoffl 1849 (Duverdy n. 186). 
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Sprüche auf das Gut erhebt, mag sie am Frachtvertrag (Absender oder 
Empfänger), mag sie am Kaufvertrag über das Gut beteiligt sein 
(Käufer, Verkäufer) oder als Eigentümer oder sonstwie in irgend einer 
rechtlichen Beziehung zum Gute stehen. 

Mit dieser einheitlichen Charakterisierung des Rechts, die nur 
eine negative Abgrenzung gegenüber anderen in Betracht kommenden 
Sicherungsrechten (Vorzugsrecht [Privileg], Generalpfand-, Retentions- 
recht) enthält, begnügte sich das LU. 

VIII. Es beschränkte sich darauf, in Bezug auf den Inhalt des 
Rechts nur dessen Dauer zu fixieren durch den Satz (Art. 21) : „Dieses 
Pfandrecht besteht, solange das Gut in der Verwahrung der Eisenbahn 
oder eines Dritten sich befindet, welcher es für sie inne hat/* 

Das Pfandrecht gelangt zur Entstehung vom Augenblicke der 
Empfangnahme des Gutes zur Beförderung durch die Bahn (Abschluß 
des Frachtvertrags) bis zur Beendigung der Detention. Auch durch 
anfreiwilligen Verlust der Gewahrsam erlischt das Pfandrecht 0* ^^^ 
Detention durch die Bahn steht hier ganz gleich die eines Vertreters, 
der im Namen und für Rechnung der Bahn das Gut detiniert (Spediteur, 
Magazinhalter, Lagerhaus, bahnamtlicher Rollführer u. s. w.)'). 

IX. Dagegen seilt Art. 22 den Grundsatz auf: „Die Wirkungen 
des Pfandrechts bestimmen sich nach dem Rechte des Landes, wo die 
Ablieferung erfolgt^). Das ist aber zu enge, denn nicht nur die 
Wirkungen^), sondern auch andere Rechtsverhältnisse'^) des Pfand- 



1) Vgl. Ooldsehmidt I 8. 10S6. 

8) Eger in Hirth and Seydel, Annalen 1892, S. 8SS. 

8) Wenn Schwab 8. S14 f. den Anedniek ,,Becht des Landes, wo die Ablieferang 
erfolgt'*, als miAglüekt rügt, so kann dem nicht sagestimmt werden, da „Ablieferang'' hier 
im weiteren Sinne la rerstehen ist and, wie auch £ger (Hirth and Seydel, Annalen 
I8989 S. 827) richtig ansführt, • mit dem Begriff des Faustpfandes, das mit dem Aafgeben 
der Gewahrsam des Gates sein Ende erreicht, übereinstimmt. Die V^irkangen des Pfand- 
rechts sind also la beurteilen nach dem Rechte des Landes, in welchem die Gewahrsam 
des Pfimdobjektee faktisch aufgegeben wird, wo das Pfandrecht ausgeübt werden moB. 

4) Die auf der 1. Konferena angenommene, später wieder veränderte Passang des 
Art 22: f^Die in Betreff des Pfandrechts entstehenden Fragen sind nach dem Rechte des 
Landes sa entscheiden, wo die Ablieferang erfolgt", war korrekter (Prot II 8. 86, 104). 
Doreh diese Aenderung der Fassung wollte man keine materielle Aendernng herbeiführen. 

6) Vgl. Gerstner 8. 289. Neben der Natur des Pfandrechts ist nur Umfang und 
Dauer, nicht aber der PfiuidTerkauf und die Bangordnnng (Verhältnis mehrerer Pfand- 
gläubiger) geregelt. In Besag auf diesen Gegenstand hatte der deutsche Entwarf Art. 12 c 
nach dem Vorbilde Art. 411 H.G.B. vorgeschlagen: „Unter mehreren durch die Beförderung 
des Gutes entstandenen Pfandrechten hat das später entstandene vor dem früher entstandenen 
den Vorsug. Diese Pfandrechte haben sämtlich den Vorrang vor anderen Pfandrechten.** 
Die Kommission strich aber diesen Artikel, da man sich über die Materie nicht einigen 
konnte und die Ansichten und Rechte der verschiedenen Länder nicht in Uebereinstimmung 
gebracht werden konnten (Prot I 8. XVII, 70). 
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rechts entbehren einheitlicher Normierung und bleiben so der landes- 
gesetzlichen Regelung überlassen. 

X. Im Anschlüsse an diese Darstellung mögen hier einige kurze 
Bemerkungen ^) über einzelne landesrechtliche Wirkungen des Pfand- 
rechts der Bahn gestattet sein. 

Die Bahn ist als Faustpfandgläubiger verpflichtet zur sorgfältigen 
Aufbewahrung des Pfandobjekts. Sie trägt nicht mehr die strenge Haf- 
tung des Frachtführers, sondern nur die des Depositars. Ein Recht 
auf Nutzung steht ihr nicht zu'). Die Bahn kann bis zur Tilgung 
ihrer Forderungen ein Retentionsrecht ausüben '). 

Die wichtigste aus dem Pfandrechte^) der Bahn folgende Befugnis 
ist die des Pfandverkaufs. Dieser dient nur zur Befriedigung der 
Frachtforderungen ^), zu deren Sicherung das Pfandrecht gegeben ist, 
aus dem Erlöse des Verkaufs, findet daher in der Höhe des Forderungs- 
betrags seine Schranke ^), so daß der diesen übersteigende Betrag des 
Erlöses an den Absender herauszuzahlen ist ^). 

Nach H.6.B. Art. 407 und 409 geschieht der Pfandverkauf öffent- 
lich (im Wege der Versteigerung) auf Anordnung des Gerichts ®) (Amts- 
gericht des Ablieferungsortes) nach Anhörung der am Orte anwesenden 
Gegenpartei. 

Der Pfandverkauf wird nicht nach deutschem*), wohl aber nach 



1) Es ist hier selbstTerständlich keine erschöpfende Darstellung des Gegenstandes 
beabsichtigt. 

2) Vgl. Labend a. a. O. S. 274 f.; seh weil er. Obligationenrecht Art. 220. 

3) Art. 16. Vgl. auch B.O.H.G. XX 8. 877; Godice di com. a. 408. 

4) Das (gesetzliche) Pfandrecht der Bahn besteht auch, wenn der Absender nicht 
Eigentümer des Gutes war, unter Voraussetiuog des guten Glaubens der Bahn. Unter 
dieser Voraussetaung Icönnen auch anderweitige dingliche Rechte zum Nachteil der Bahn 
nicht geltend gemacht werden (H.G.B. Art. 306). So fBr das deutsche und fransos. Recht 
Goldschmidt, Handbuch, I S. 1023. 

ö) Vgl. 8. 170. 

6) H.G.B. Art. 409; Code de com. a. 106. 

7) Im Konkurse des Eigentümers des Frachtgutes steht der pfandberechtigten Bahn 
ein Anspruch auf abgesonderte Befriedigung an dem Pfandobjekte lu. Sie ist anr Anzeige 
über den Besitz der Sache an den Konkursverwalter bei Meldung des Schadensersatzes ver- 
pflichtet (R.Konkurs-Ord. §§ 40, 108, 109). Vgl. auch ungar. H.G.B. Art. 411; Code 
de com. a. 546 s. 

8) Ebenso in Frankreich nach Code de com. a. 106 (übereinstimmend nieder- 
Und. H.G.B. a. 94). Vgl. S. 164 (vgl. Sarrut n. 591 8.). In Italien mufi dem 
öffentl. Verkaufe vorausgehen eine gerichtliche Notifikation des Forderungsbetrags an den 
Empfänger mit der Aufforderung zur Zahlung innerhalb 3 Tagen unter Androhung des 
Verkaufs (diese Frist wird für den auBerhalb Wohnenden nach a. 147 Codice proc civ. 
verlllngert). Erfolgt kein Widerspruch oder wird dieser verworfen, so erfolgt Öffenti. Ver- 
kauf (Codice di com. a. 68, 868). 

In der Schweiz (Obligationenrecht Art. 223) richtet sich der Pfandverkauf nach 
den Gesetze des Ortes, wo sich die Sache befindet. 

9) Vgl. Schott bei Endemann, Handbuch, III S. 886. 
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schweizer.^) Recht durch Deponiening des Forderungsbetrags oder 
durch SicherheitsleistuDg für diesen nicht abgewendet 

Was nun die Rangordnung der auf dem Gute lastenden Pfandrechte 
der früheren, den Bahnen der Transportgemeinschaft vorgehenden Fracht- 
fKhrer (Nichtvertragsbahnen, Fuhrleute, Schiffer) anlangt, so geht nach 
H.6.B. Art. 411 *) (Ungarn Art. 413) unter den durch den Transport 
des Gutes entstandenen das jüngere dem älteren vor "). Diese Pfand- 
rechte (1. Klasse) haben den Vorrang vor denen des Spediteurs für 
Vorschüsse und den Pfandrechten des Kommissionärs für alle Forde- 
rungen (2. Klasse). In dieser 2. Klasse geht das (ältere) früher ent- 
standene Pfandrecht dem (jüngeren) später entstandenen yor^). 



§21. 

IHe Fegtsteilmig Ton Verlust, Kindernng imd BesehSdlgnng 

des Gates ^). 

Es li^ sowohl im Interesse der haftpflichtigen Bahn als der 
ersatzanspruchsberechtigten Frachtinteressenten, möglichst bald eine 
feste Grundlage für die Bemessung des Umfangs der Schadensan- 
sprüche und anderer Rechtsfolgen des Unfalls durch Feststellung des 
Thatbestandes zu gewinnen. 

Eine gerichtliche Feststellung allein, wie sie viele europäische 
Landesgesetze kennen, würde zu kostspielig sein und den gewünschten 



1) Sehweiier. Tr.O. 189S Art. 21 A. 8: ,,01anbt der Empfänger die angeblich 
auf dem Fracbtgnte haftenden Forderungen gani oder teilweise beanstanden lu können, so 
kann ihm die Ablieferang nieht vorenthalten werden, sofern er den streitigen Betrag auf 
Gefahr und Kosten des unrecht habenden Teils amtlich deponiert. Der deponierte Betrag 
tritt in Besiehang auf das Retentions- und Pfandrecht an die Stelle des Frachtgutes. Diese 
Bestimmang besieht sich nicht auf Nachnahmen.** 

2} üebereinstimmend lautete schweizer. Tr.G. 1875 Art 42. 

S) Dieser dentschrechtllche Standpunkt war auch in dem abgelehnten Art 12 c des 
dss deutschen Entwurfs lum Ausdruck gekommen : „Unter mehreren durch die Beförderung 
des Gutes entstandenen Pfandrechten hat das später entstandene vor dem fr&her entstandenen 
den Vorsag. Diese Pfandrechte haben sämtlich den Vorrang vor anderen Pfandrechten am 
Gute.** Der Art wurde auch in der von de Seigneuz und Kil^ny beantragten ver- 
änderten Fassung verworfen (Prot I S, 70). 

4) In Frankreich könnte bei einer Konkurrens von Privilegien am Frachtgut 
dem Pfandrecht der Bahn vorgehen (Code civil a. 2102): 1) das Privileg demjenigen, 
der Aufwendungen fflr die Erhaltung des Frachtgutes gemacht hat (Duverdy n. 188). 
Das Pfandrecht der Bahn geht dem des Kommissionärs und dem des Verkäufers des nicht 
beaahlten Frachtgutes vor (Lyon-Caen et Renault UI n. 698). 

In Italien geht dem Pfandrecht der Bahn nur vor das Privileg fBr Gerichtsspesen 
— „spese di giustisia fatte per atti conservativi o dl esecuiione sui mobili neir Interesse 
eommnne dei ereditori** (Codice civile a. 1966 n. 1; 1959; vgl. Marchesini II 
n. 195). 

5) Art 25 (Zus.-Best z. Ver.B.R. § 68; H.G.B. Art 407; V.O. § 71, 72). 
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Erfolg nicht erzielen, da sie oft zu spät käme, um den Thatbestand 
vollständig herzustellen ^). Entsprechend der jetzt schon bei den 
geordneten Bahnverwaltungen bestehenden üebung hat daher auch 
Art. 25 ein solches außergerichtliches administratives Konstatierungs- 
verfahren aufgenommen, als das einfachste, und das für eine gütliche 
Beilegung etwaiger Differenzen zweckmäßigste Mittel ^), neben welchem 
dann die gerichtliche Feststellung hergeht. 

I. Art. 25 A. 1 legt den Bahnverwaltungen — es kommen hier 
alle am Transporte beteiligten, jede für ihre Strecke in Betracht') — 
die Verpflichtung auf, in allen Verlust-, Minderungs- und Beschädigungs- 
fallen ^) von Amts wegen eine eingehende, den Thatbestand in jeglicher 
Beziehung aufhellende Untersuchung^) vorzunehmen und das Ergebnis 
derselben schriftlich festzustellen. 

Das Prinzip der obligatorischen administrativen Feststellung ist 
hier in Abs. 1 nur im Allgemeinen ausgesprochen, während Abs. 2 
einige spezielle Vorschriften hierüber au&tellt^). 

Diese bahnamtliche Eonstatierung kann aber ihren Zweck nur er- 
reichen, wenn sie sofort erfolgt, also unmittelbar nach dem Eintritt 
eines solchen Falles, oder nachdem dieser entdeckt bezw. vermutet 
wird, und wenn das Ergebnis der Untersuchung namentlich für künftige 
Entschädigungsansprüche schriftlich festgestellt wird. 

Auf Antrag des russischen Delegierten wurde in Art 25 A. 1 
noch vorgeschrieben, daß diese schriftliche Feststellung unter allen Um- 
ständen der Versandtstation ^), den Beteiligten (Absender, Empfänger, 
am Transporte beteiligten Bahnen) ^) aber nur auf ihr Verlangen mit- 
zuteilen ist. 

n. Die allgemeinen Vorschriften des Abs. 1 erhalten im Abs. 2 
eine bestimmtere Umgrenzung, indem gefordert wird, daß unter ge- 



1) Vgl. Prot. II 8. 31. 

2) Vgl. die Denkschrift der oberitalienischen Bahnen bei Monsilli p. 99. 
8) Vgl. Gasca III p. 198. 

' 4) Der deutsche Entwarf hatte noch die ^fVerspStangsffille" hinzugefügt, diese wurden 
aber auf der 2. Konferenz gestrichen, da die amtliche Untersuchungspflicht in Verspfitungs- 
fällen zu weit gebe und schon deshalb entbehrt werden könne, weil der Frachtbrief selbst 
in der Regel die nötigen Daten liefere (Prot. II 8. 108). 

5) Das „eingehende Untersuchung** wird im französ. Texte einfach mit „des recherches" 
wiedergfegeben. 

6) Die Annahme Schwab's S. 228 f., daB im Abs. 1 und 2 zwei nach Wesen und 
Form verschiedene Feststellungen anerkannt seien, entbehrt der Begründung. Vgl. Eger, 
I.U. S. 442 f. 

7) Auf Anregung des russischen Handelsstandes, da man es praktisch fand, wenn in 
jedem Falle die Versandtstation unterrichtet werde, welche fast immer in gewissen direkten 
Beziehungen zum Versender stehe und an welche dieser sich am liebsten wende, wenn er 
sich in irgend einer Richtung zu erkennen habe (Prot. II S. 88). 

8) Vgl. Gerstner S. 805 (und Prot. 11 S. 88). 
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wissen Voraussetzmigeii die schriftliche Feststellung in der Form des 
Protokolls zu erfolgen — il sera imm^diamement dress6 un proc^- 
verbal par le chemin de fer — und sich auf gewisse Punkte zu er- 
strecken habe. 

Dies ist der Fall, sobald eine Minderung oder Beschädigung des 
Gutes von Bahnorganen entdeckt oder vermutet oder seitens des Yer- 
fOgungsberechtigten (Absenders oder Empfängers — Art. 15) behauptet 
wird. 

Diese bahnseitige Entdeckung oder Vermutung erzeugt ebenso wie 
die Behauptung der Partei die Verpflichtung zur unverzüglichen bahn- 
amtlichen protokollarischen Feststellung 0- Diese hat zum Gegenstand: 

a) Den Zustand des Gutes. Hierbei ist Maß und Gewicht sowie 
die Qualität des Gutes (Art der Beschädigung) und der Verpackung *) 
ins Auge zu fassen. 

b) Den Betrag des Schadens, Festsetzung der durch die Beschädi- 
gung herbeigeführten Minderung des gemeinen Handelswerts des Gutes. 

c) Die Ursache der Minderung oder Beschädigung; es sind die 
Umstände, welche diese herbeigeführt, „soweit dies möglich^^, festzu- 
stellen'), da gerade diese für die Entscheidung der Frage der Haf- 
tangsverbindlichkeit von größter Wichtigkeit sein kann, und endlich 

d) auch soweit möglich, den Zeitpunkt der Minderung oder Be- 
schädigung, der zugleich über den Ort Aufschluß giebt und darüber (in 
Verbindung mit c), ob eine und welche der am Transport beteiligten 
Bahnen den Schaden verschuldet und fQr denselben aufzukommen hat 

ni. Auch im Falle des Verlustes hat eine protokollarische Fest- 
stellung stattzufinden (Art. 25 A. 2), die naturgemäß sich nicht auf den 
Znstand des Gutes erstrecken kann. 

„Die Feststellung richtet sich nach den Gesetzen und Reglementen 
des Landes, wo dieselbe stattfindet" (Art. 25 A. 3). Das Konstatierungs- 
verfahren regelt sich somit nach den in Art. 25 A. 1 und 2 aufgestellten 
Begeln, insbes. ist die schriftlich (aktenmäßige) bezw. protokollarische 
Feststellung im ganzen Vertragsgebiet vorzunehmen. Soweit einheitliche 
Nonnen hier nicht aufgestellt sind, kommen die partikularrechtlichen 
Vorschriften zur Anwendung z. B. über Form und Erfordernisse des 
Protokolls. Im Gebiet des Vereins (Zus.-Best. z. Ver.B.ß. § 63; V.O. 
§ 72 A 2) sind zur Feststellung in Minderungs- und Beschädigungs- 
fällen unbeteiligte Zeugen oder, soweit dies die Umstände des Falles 



1) Die NiehterflUloog dieser Pflicht macht die Bahn haftbar fBr den Schaden, der 
ans dieser Unterlassang entsteht, sowie ans der nicht nnrerzüglich, d. h. nicht unmittelbar 
nach der Entdeckung (Vermutung) oder Parteibehauptnng rorgenommenen FeststeUung. 

S) YgL Eger,.LU. S. 457. 

8) Namentlich dflrlte hier die Recherche darauf gehen, das Vorhandensein eines PrX- 
sumtionsfalles gemiB Art. 81 festzustellen. 
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erfordern, Sachverständige^), auch womöglich der Verfügungsberechtigte 
beizuziehen '). 

IV. Auch die rechtlichen Wirkungen der Feststellung z. B. in Bezug 
auf Unterbrechung der Veijährung, Beweiskraft ') fQr und gegen die 
Bahn sind nicht einheitlich geregelt, sondern partikularrechtlicher Nor- 
mierung überlassen. Nur nimmt Art. 44 Z. 3 von dem Prinzip, daß 
durch Zahlung der Fracht und Annahme des Gutes die Ansprüche gegen 
die Bahn erloschen seien , aus die Entschädigungsansprüche wegen 
solcher Mängel, deren Feststellung (nach Art. 25) vor Annahme des 
Gutes erfolgt oder hätte erfolgen sollen, sowie (Art. 44 Z. 4) die Ent- 
schädigungsansprüche wegen äußerlich nicht erkennbarer Mängel, deren 
Feststellung nach der Annahme erfolgt ist, unter den hier bestimmten 
Voraussetzungen. 

V. Neben dieser administrativen Feststellung kann aber auch eine 
gerichtliche platz greifen *). Während erstere aber unter den Voraus- 
setzungen des Art. 25 A. 1 und 2 obligatorisch ist, von Amts wogen 
stattfinden muß, ist letztere nur fakultativ. Nur auf Antrag eines Be- 



1) Der deutsche Entwurf Art. 14 wollte diese Regeln in das I.U. aufnehmen. Auf 
der S. Konfereni wurden diese jedoch auf Anregunfp der fransSsischen Bahngesellschaften 
gestrichen, da deren Hinsnfligung überflüssig und sogar gefUirlich erscheine. Auf der 
8. Konfereni war ein die Streichung besweckender Antrag yon Perl- Rußland nicht an- 
genommen worden (Pro t. II S. 87 f. ; III S. 49 f.). 

2) Schweiser. Tr.G. 1898 Art. 26 gesUttet in aUen Pillen, in welchen über den 
Zustand des Gutes Streit entsteht, sowohl der Bahn als dem EmpfKnger, von der am Ort 
der gelegenen Sache snstAndigen Behörde Saehverstftndige ernennen und durch diese auf 
Kosten des unrecht habenden Teiles den Zustand des Gutes feststellen und begutachten su 
lassen. Diese Behörde kann auf Gesuch eines der beiden Teile Kiederlegung des Gutes in 
einem öffentlichen Lagerhause oder bei einem Dritten auf Gefahr und Kosten des unrecht 
habenden Teiles und gänslichen oder teilweisen Verkauf sur Besahlung der Frachiforderungen 
(Art. 21) anordnen. Dieser kann durch Besahlung bezw. Deposition derselben abgewendet 
werden. 

In Frankreich und Belgien wird der Zustand des Gutes auf Antrag von Sach- 
yerstftndigen, die der Präsident des Handelsgerichts (eyent der Friedensrichter) ernennt, 
festgestellt. Deponierung und Verkauf kann angeordnet werden (Code de com. a. 106; 
belg. Eis.G. Art 8; Tgl. S. 164 f.; Sarrut n. 720 ss.; Lanckman n. 410 ss.). 
Aehnlich niederländ. H.G.B. Art 94. 

In Italien erfolgt die bahnamtliche Feststellung, soweit möglich, in Gegenwart des 
Verfügungsberechtigten, von Zeugen und event. von Sachyei ständigen (Tariffe a. 185). 
Nach Codice di com. a. 402, 71 findet eine gerichtliche FeststeUung durch auf Antrag 
▼om Präsidenten des Handelsgerichts event Ortsrichter von Amtswegen ernannte Sach- 
▼erständige statt. 

Für Bufiland Tgl. russ. E.G. Art. 88 (nach der abgeänderten Fassung t. 7. IV. 
1890). 

8) Vgl. Eger, I.U. 8. 462. 

4) Jeder Beteiligte kann, auch wenn eine administratiTe FeststeUung bereits statt- 
geftmden hat, nichtsdestoweniger noch eine geriehtliche beantragen, welchem Antrage statt- 
gegeben werden mufi. 
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tdligten muß eino solche gerichtliche Feststellung erfolgen. Diese bat 
aber nar den Zustand des Gutes zum Gegenstand. 

Diese gerichtliche Feststellung erscheint als die in den Prozefi- 
ordnungen einzelner Staaten ger^elte Sicherung des Beweises („Beweis 
zum ewigen Gedächtnisse") ^). Aber auch in den Ländern, in welchen 
dieses Prozeßrechtsinstitut nicht anerkannt ist, erscheint sie gemäß Art 
25 A. 4 zulässig. Da, wo nicht besondere landesrechtliche Vorschriften 
das Verfahren bei gerichtlichen Feststellungen regehi '), finden die ein- 
schlägigen processualen Normen über das Beweisverfahren (Gesetze des 
Prozeßrichters Art. 65) Anwendung. 



FÜNFTER ABSCHNITT. 

Die Haftpflicht der Bahn fOr Verlust, Mindeningy Besehädignng 

und verspätete Ablieferung des Gutes. 

§22. 
Haftpflicht der Eisenbahn fflr Ihr Personal ')• 

Die Hauptbedeutung der strengen Haftpflicht ex recepto, welche 
das römische Recht den Schiffern und Wirten aufer?egt, besteht darin, 
daß Veruntreuungen, Schadenstiftungen und Nachlässigkeit der 6e- 



1) Deutsche B.CiY.Proi.O. § 447 ff. 

2) Nach H.O.B. Art 407 (Ungarn 409) findet auf Antrag eines Beteiligten eine Fest- 
steUnng des Znstandes des Gutes durch gerichtlich (durch das Amtsgericht, in dessen 
Bezirk sich das Transportgut befindet, nach Einf.G. i. deutschen B.Ciy.Pros.O. § 18 A. 4) 
ernannte SacbyerstXndlge statt, welche ihr Gutachten schriftlieh oder protokollarisch an 
erstatten haben. Die am Orte anwesende Gegenpartei ist über den Antrag an hSren. 
Diese Feststellung steht auAerhalb des gewöhnlichen Beweisverfahrens. Gegenbeweis, wieder- 
holte Ernennung von Sachverstlndigen und neue Begutachtung kan^i verlangt werden. Vgl. 
Gar eis und Fuchsberger 8. 841. Der Wert des Gutachtens im Prosesse unterliegt 
der freien Beurteilung. Vgl. Endemann, Eisenbahnrecht, 8. 631. 

Schweiz (sehweis. Tr.G. 1898 Art. 26 A. 8: ,Jn allen Fällen, in welchen fiber 
den Znstand des Gutes Streit entsteht, hat sowohl die Bahnverwaltung als der Empfänger 
die Befugnis, von der am Ort der gelegenen Sache zuständigen Behörde Sachverständige 
ernennen und durch diese auf Kosten des unrecht habenden Teiles den Zustand des Gutes 
feststellen und begutachten zu lassen"). 

Bn Aland (B.G. Art 88, in der abgeänderten Fassung y. 7. IV. 1890). 

In Frankreich ist es der Präsident des Handelsgerichts oder in Ermangelung des- 
selben der Friedensrichter, welcher auf Ansuchen Sachverständige ernennt (Code de com. 
a. 106; Sarrut n. 720 ss.). Aehnlich auch in Italien (Godice di com. a. 418, 71); 
Holland (H.GB. a. 94); Belgien (Belg. Eis.G. a. 8). 

8) Art. 29 (H.G.B. Art. 400; V.O. § 9). 
RoteDthsl, Internat ElMnbahnfirachtrecht 12 
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hülfen^) in diesen Gewerben von den Prinzipalen getragen werden 
müssen^). Als man bei Abfassung des deutschen H.G.B. (Art. 400)') 
die Frachtführer dieser strengen Haftpflicht unterwarf, glaubte man 
diese Konsequenz noch besonders zum Ausdruck bringen zu sollen^). 
Auf Antrag Deutschlands wurde denn auch im I.U. an die Spitze des 
Abschnitts der Haftpflicht der Bahn der wörtlich dem H.G.B. ^) Art. 400, 
(B.R. alt § 63), entnommene auch in den übrigen deutschen und außer- 
deutschen europäischen Rechten^) anerkannte Grundsatz gestellt 
(Art. 29): „Die Eisenbahn haftet für ihre Leute und für andere Per- 
sonen, deren sie sich bei Ausführung des von ihr übernommenen Trans- 
ports bedient." 

I. Ihre Rechtfertigung findet diese Verteilung der Schadenspflicht 
zu Ungunsten des Bahnuntemehmers (bei der Gefahr des Bahnbetriebs) in 
der Berechtigung der Bahn zum Bezug des Untemehmergewinns ^). Es 
entspricht der Billigkeit, daß die Bahn, die ohne Gehülfen ihre Aufgabe 
nicht erfüllen kann, wie ihr die von ihren Organen (Personal) ge- 
wonnenen Vorteile zu gute kommen, auch anderseits den von diesen 
angerichteten Schaden als Bestandteil der Unternehmerunkosten zu 
tragen hat ®). 

Die Eisenbahn übernimmt die Verpflichtung der Ausführung des 
Transports. Diese, als Ergebnis der Leistungen der Bahn, hat der Ab- 
sender auf Grund des Frachtvertrags zu beanspruchen. Mit welchen 
Mitteln, durch welche Personen sie diese Verpflichtung erfüllt und das 
übernommene opus leistet, ist ihre Sache. Die Bahn hat aber dann 
auch die Handlungen dieser Leute und Angestellten, jedes Verschulden 
und jede Versäumnis derselben, als ihre eigenen zu vertreten^) und 
zwar unmittelbar, da diese nur als Organe der Bahn in Betracht 



1) Vgl. Goldsohmidt, Baceptam, Z. III S. 98. 

9) Wen dt S. 556 f. 

8) Ueber die EntstehaDgsgeschichte Tgl. Qoldschmidt, Receptum, Z. III S. 874 f. 

4) In Deatschlimd war diese strenge Haftung des Frachtführers für sein Personal 
schon TOr dem H.G.B. als gemeines Gewohnheitsrecht in Theorie nnd Praxis anerkannt 
Vgl. Goldschmidt a. a. O. S. 862 ff., 869; Koch U S. 22, 188 f. 

5) Ffir die Bahnen schon durch das preuB. £is.Ges. von 1888 § 25 ausgesprochen; 
ftber das frfihere Ssterr. Recht TgL Steinbach S. 52 f. 

6) So Code ciyil a. 1884 (1797); Code de com. a. 108 s.; belg. E.G. a. 4, 5; 
Codice di com. a. 108, 898; Tariffe a. 182$ niederUnd. H.G.B. Art. 91 (B.Begl. 
Art. 62); russisches E.G. a. 5; seh weis er. Tr.G. 1898 Art. 29; Ungar. H.G.B. 
§ 402. 

7) Ueber die Entwickeluog dieses Gedankens in der Theorie und Gesetsgebung 
▼gl. Steinbach S. 58 f. 

8) Vgl. übbelohde, Archiv f. prakt. Bechtswissenschaft, VII S. 260. 

9) Die Bahn hat selbst deren Betrugs- und Veruntreunngshandlungen als eigene 
Handlungen su vertreten (B.O.H.G. XII S. 188). Vgl. auch Erk. d. B.Ger. bei Eger, 
Entscheidungen, II S. 854. 
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kommen, der Absender aber nur mit der Bahn, nicht aber mit deren 
Personal in formell obligatorische Beziehung getreten ist^). 

n. Nach dem deutschen Vorbilde*) werden zwei Klassen von Hülfis- 
personen unterschieden, für deren Handlungen die Bahn haftpflichtig 
ist, nämlich: 

1) die Leute der Bahn *), 

2) andere Personen, deren sie sich bei Ausführung des von ihr 
übernommenen Transports bedient 

Diese dem Sprachgebrauche des Lebens entnommene Zweiteilung 
entbehrt scharfer, juristisch faßbarer Kriterien. 

Unter den „Leuten** ^) der Bahn versteht man die in einem 
dauernden Dienstverhältnisse befindlichen, sowohl zu technischen als zu 
Yerwaltungsfunktionen des Bahndienstes verwendeten Angestellten, also 
das gesamte höhere und niedere Beamtenpersonal der Bahn ^X während 
die zweite Kategorie die „anderen Personen*^ die nur vorübergehend 
Angestellten, für eine konkrete Transporthandlung oder eine bestimmte 
Anzahl solcher Beschäftigten, auch wenn sie in gar keinem Dienstver- 
hältnisse stehen, umfaßt Für rechtlich bedeutungslos halte ich diese 
Zweiteilung nicht. Wenn auch Inhalt und Umfang der Haftpflicht der 
Bahn keinerlei Aenderung erfahrt, gleichviel ob die Hülfskräfte zu der 



1) ▼. Halin n 8. 626. 

2) Ob dieae wörtliche Herttbernfthme der Fasinng des H.G.B. richtig war, dttrfte be- 
zweifelt werdeo, denn der Ansdrack „Leate" ist juristisch la nopricis. Schon R.Eis.Ges.Entw. 
§ 48 hatte „Lente, d. h. ihre Angestellten**. Aach für das H.O.B. worde eine schXrfbre 
Formalierong gefordert Ton Bieter in Ooldschmldt's Z., Beilageheft sn ZXXIU 
S. 108. Ein besseres Vorbild hätte schwell er. Tr.G. 1875 Art. 8 („ihrer Angestellten 
nnd Beamten**) geboten. 

3) Der firansös. Text des Art. 29 lantet, nachdem ,,gens** doreh ,,agent8** ersetzt 
wurde, „des agents attach^ k son service et des autres personnes qn'il emploie**. 

i) Bollfähr- Unternehmer, welche die Bahn zum An* nnd Abfahren der Gitter 
innerhalb des Stationsortee oder von und nach seitwärts gelegenen Ortschaften bestellt, 
gelten im Gebiete des „Vereins** nach ansdrflcklicher Bestimmung von Zns.-Best. s. 
Ver.B.B. § 57 Z. 3 (V.O. § 68 Z. 8) als „Leute** der Eisenbahn. Wo die Bahn solche 
Einriehtnngen nicht getroffen hat, haftet die Bahn für die Weiterbeförderung von der lotsten 
Sisenbahnstation an bis zum Bestimmungsort nur als Spediteur (V.O. § 76 Z. 1). Ueber- 
einatimmend schweizer. Tr.G. 1898 Art. SO A. 8. 

5) Eger I 8. 488 will Ton den „Leuten** ausgeschlossen wissen die im Trans- 
portbetrieb im weiteren Sinne (Kassen-, Bechnungswesen, Buchhaltung etc.) Angestellten. 
Diese Beschränkung erscheint mir dem Wortlaute des Art. 89 gegen fiber unzulässig, denn 
Bieht Ton den „Leuten**, sondern nur von den anderen Personen wird Verwendung bei 
Ansfl&hmng des Transports gefordert Auch die weitere Einschränkung (Eger I S. 816, 
488 und die bei diesem Angefllhrten), daB die Bahn nur fttr den Schaden hafte, den ihre 
Ijeate in Ausübung ihrer Dienstfunktionen herbeigefUhrt haben, kann ich nicht fttr begründet 
halten. Wäre dies die Meinung des Gesetzgebers gewesen, so hätte er ihr Ausdruck ver* 
leiheii mftssen. An einer ratio legis fttr die hier vertretene Auffassung fehlt es nicht. Will 
man auch nicht als MotiT fttr den Gesetzgeber bezüglich der Entscheidung der Frage, ob 
die Bahn oder der Absender den Schaden tragen soU, zur culpa in ellgendo der Bahn seine 

12* 
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ersten oder zweiten Kategorie zu rechnen sind, so besteht ein Unter- 
schied, nämlich der, daß für die Angehörigen der zweiten Kategorie die 
Bahn nur haftet, wenn diese in ihrem Auftrage an der Ausführung 
des Transports beteiligt waren, gleichviel ob sie provisorisch angestellt, 
im Tagelohn beschäftigt oder unentgeltlich Aushülfe geleistet haben. 
Es kommt nicht darauf an, daß sie irgend eine zur Durchführung eines 
konkreten Transports erforderliche Handlung vorgenommen haben, son- 
dern darauf, daß ihre dienstlichen Verrichtungen nur überhaupt mit 
dem Transportgewerbe der Bahn in einem, wenn auch nur entfernten, 
Zusammenhang stehen und ihnen Gelegenseit zur (leichteren) Vornahme 
transportschädigender Handlungen bieten '). 

Dagegen ist es, falls einem der ,Jieute^' der Bahn*), also einem 
innerhalb des Transportgewerbebetriebs der Bahn fest Angestellten eine 
schadenstiftende Handlung zur Last fällt, gleichgültig, ob er bei dem 
Transporte auftragsgemäß oder infolge seiner Anstellung beschäftigt 
war oder nicht. Sofern nun die Zugehörigkeit des Schädigenden zur 
Kategorie der „Leute'' feststeht, ist auch die Haftpflicht der Bahn ge- 
geben ^). 

HL Vermöge der eigentümlichen Natur des Eisenbahnbetriebs muß 
dieser durch das Personal bewirkt werden, deren Handlungen die Bahn 
als ihre eigenen zu vertreten hat. 

Da eine Ersatzverbindlichkeit der Bahn begründet ist w^en Ver- 
lust, Minderung oder verspäteter Ablieferung des Gutes, so wird sie 
schadensersatzpflichtig, sobald einer dieser Haftpflichtgründe infolge 
einer Handlung eines Bediensteten eintritt. 

Diese Haftpflicht der Bahn für ihr Personal cessiert nur, wenn die 
Handlung als höhere Gewalt etc. zu betrachten ist, so daß in diesem 



Zoflacbt nehmen, so iXBt sich doch nicht in Abrede stellen, da£ die Thatsache der An- 
stellung seitens der Bahn in der Begel die (sonst fehlende) Gelegenheit snr Vornahme 
schfidigender Handlangen darbieten oder sum mindesten solche Handlangen erleichtem oder 
begünstigen wird. (Vgl. B.Q. VII 8. 128, wenn sich aach hier eine gewisse Unbestimmt- 
heit der Anffassang aeig^) 

1) Vgl. y. Hahn II 8. 627. 

2) Leate der Eisenbahnverwaltang sind nach einem Erk. des B.Ger. (H.Oer. VII 
S. 127) di^enigen Personen, welche innerhalb des auf Transport von Personen und Ofltem 
gerichteten Gewerbebetriebs der Eisenbahn angestellt sind. Zu diesen gehören also nicht 
nnr die Gflterschaffiaer, Gepftckmeister, Lokomotivführer a. s. w., sondern auch Wagen- 
patser, Lampenwftrter, Portiers, Bahnwftrter u. s. w. Ob dieselben mit dem konkreten 
Transporte beauftragt oder bei demselben nnmittelbar beschäftigt sind, ist gleichgültig. Bei 
vielen der den einielnen Bediensteten angewiesenen Geschiftskreise ist eine Beziehimg auf 
einen bestimmten einseinen Transport sogar begrifflich aasgeschlossen. 

S) Die Bahn hat so s. B. für den von einem zam Rangieren der Züge angestellten 
Arbeiter verübten Diebstahl eines Frachtgates einsnstehen, wenn dieser aach mit dem kon- 
kreten Transporte nichts an thon hatte. Sie würde aber nach dem oben (S. 179) Anag»- 
führten auch ftlr die durch einen Bahnkassenbeamten sufiUlig verursachte Beschftdignng 
eines Frachtgutes verantwortlich sein. 
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Falle auch die Yeraiitwortlichkeit des Bahnunternehmers für die eigenen 
Handlungen aufgehoben w&re. 

Voraussetzangen, Umfang nnd Wirkungen der Haftpflicht der Bahn 
sind nach den Normen der Art 29 — 41 zu beurteilen. 

IV. Diese strenge Haftpflicht der Bahn für ihre Leute etc. bezieht 
sich aber nur auf die Auslührung des Transports, beginnt daher mit 
dem Abschluß des Frachtvertrags und endigt mit der Erfüllung desselben« 
mit der Ablieferung. 

Sie findet keine Anwendung bezüglich der zur vorläufigen Ver- 
wahrung angenommenen Güter (Art. 5). Die landrechtlichen Normen 
des Verwahrungsvertrags bestimmen hier Voraussetzungen und Umfang 
der Verantworüichkeit der Bahn ^). 

V. Nur die Haftung der Bahn für ihre Leute gegenüber dem Ab- 
sender bezw. Empfänger will Art. 29 regeln. Da alle Transportbahnen 
eine Transportgemeinschaft bilden, so ist es bei der unter ihnen 
herrschenden Solidarität für die Haftung nach außen gleichgültig, ob 
die Schädigung durch Organe der einen oder der anderen der am 
Transporte beteiligten Bahnen verursacht worden ist. 

Der Ersatzanspruch ist nach Art 27 stets gegen die erste Bahn 
oder gegen diejenige, welche das Gut zuletzt mit dem Frachtbrief über- 
nommen hat, oder gegen diejenige Bahn zu richten, auf deren Strecke 
sich der Schaden ereignet hat Dagegen sind für die Beziehungen der 
Transportbahnen unter einander die allgemeinen Grundsätze über das 
Rückgrifisrecht maßgebend, so daß diejenige Bahn oder diejenigen 
Bahnen, durch deren Personal der Schaden verursacht worden ist, der- 
jenigen Bahn, die auf Grund des Art. 27 Entschädigung geleistet hat, 
also der zum Bückgriff berechtigten ganz oder pro rata haften (Art. 47 
Z. 1 und 2) »). 

§23. 

HanptgrundsStze Aber die Haftpflicht der Bahn fttr Yerlnst, 
Mlndernng und BeschSdlgnng des Ontes'). 

Das wichtigste und schwierigste Problem des Internat Frachtrechts 
bildet die Normierung der Voraussetzungen, des Umfangs und der Be- 



1) Der Vonoblag Ulrieh's 8. 6, fftr diese Zeit der Bahn die Haftung des Kom- 
missionirs aosdrficklieli aufsaerlegen, fand keinen BeifalL 

S) Ob ond anter welchen Voranssetsungen der Bahn das Recht ansteht, wegen der 
Ton Ihr geleisteten Entschftdigong Rückgriff gegen den Bediensteten an nehmen, durch 
dessen Schuld der Schaden berbeigeflihrt wurde, richtet sich nach Landesrecht. Schlechthin 
riimit der Bahn dieses Recht ein s. B. ras s. E.G. Art ö. 

8) Art 80, 88, 86 (Zas.-Best i. yer.B.B. §§ 68, 74 ; H.G.B. Art. 896 ; V.O. g§ 75, 
76, 79, 
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schränkungen der Haftpflicht bei Verlust, BescbädiguDg und Verzögerung 
der Ablieferung der Güter. Die Regelung dieser Frage stieß auf große 
Hindemisse, da es hier galt, nicht nur einen billigen Ausgleich zwischen 
den widerstreitenden Interessen der Bahn und des Publikums zu finden, 
sondern auch eine Versöhnung der gegensätzlichen Prinzipien des 
deutschen und französischen Rechts in Bezug auf die Haftpflicht her- 
beizuführen 0) da die Gesetzgebungen der Vertragsstaaten sich diesen 
beiden Rechtssystemen angeschlossen hatten. 

I. Während in Bezug auf die Voraussetzungen der Haftbarkeit das 
französische (Code de com. a. 103) und das deutsche (H.G.B. Art. 395) 
Recht*), beide der gemeinsamen Wurzel des römischen receptum ent- 
sprossen, übereinstimmen, ergeben die Normen über den Umfang der 
Ersatzverbindlichkeit tiefgreifende Verschiedenheiten. 

Die Anreger der Internat. Vereinbarung, die Herren de Seigneux 
und Christ, begnügen sich in der ihrem Antrage beigelegten Denk- 
schrift ^), auf diesen Dualismus der deutschen und französischen Rechts- 
anschauung hinzuweisen, überlassen es aber der Konferenz, sich für das 
deutsche oder französische System zu entscheiden, betonend, daß, wie 
auch der Beschluß der Konferenz ausfalle, der Durchführung keines der 
beiden Systeme ein Hindernis im Wege stehe. 

ll [Der schweizerische Entwurf, welcher sich im Wesentlichen an das 
schweizer. Tr.G. 1875 anschloß, erklärte es mit Recht für notwendig, 
die Entschädigungspflicht durch ein erschöpfendes System von Normen 
zu regeln, das in allen Vertragsstaaten gleichmäßig zur Anwendung 
kommen müsse. Er wich aber von diesem richtigen selbstgesetzten 
Programm ab, indem er bezüglich der vertragsmäßigen Wegbedingung oder 
Beschränkung der Haftpflicht nur die zwei gemeinsamen Grundsätze auf- 
stellt, daß dieselbe unwirksam sei, wenn im Frachtbriefe nicht ausdrücklich 
auf dieselbe verwiesen, oder wenn der Kläger den Beweis führt, daß der 
Schaden durch Verschulden der Bahn herbeigeführt wurde, im Uebrigen 
aber auf das Recht des Absendungsortes (des Ortes der Vertrags- 
schließung) verweist. Daß diese Regelung, welche zwar den Grundsätzen 
des Internat, Privatrechts *) entspricht, in keiner Weise befriedige *), 

1) Meili (lotern. EisenbahnverirXgei S. 48) betont des meisterbafte Gelingen dieser 
Versöhnung. 

2) Ebenso auch die Oesetzgebongen der meisten Übrigen Vertrigsstsaten, welche sich 
an das Recht FranlLreichs und Deatschlands angeschlossen hatten (Codice di com. a. 400; 
Tariffe a. 129; niederUnd. H.G.B. Art. 91 ; Ungar. H.Q.B. Art. 896 ; schweiser. 
Tr.G. 1875 Art 8, 24, 80, 58; schweiser. Tr.G. 1898 Art. 80; belg. E.G. Art 4, 84; 
russ. E.G. Art. 102. 

8) Abgedruckt bei Eger, Einf., S. 19. 

4) Vgl. y. Bar, Theorie, II S. 148; Guillemain p. 181 s., 140. 

5) E g e r , Einf., S. 57, weist auf die durch diesen Entwurf Ibrterhaltene Terkehrs- 
schidigende Differenz swischen dem fransSsischen und deutschen Rechte hin, so daS in 
Frankreich der Empflbiger deutscher Transporte in seiner Regrefinahme an die deutschen 
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gab die den schweizer. Entwurf begründende Denkschrift ohne weiteres 
zu ^). Unter Hervorhebung dieser Unzutrftglichkeit sucht der deutsche 
Entwurf die Frage der Haftbarkeit durch einhdtlidie, sich an das 
deutsche oder französische Becbt oder an beide sich anlehnende, teil- 
weise mit dem schweizer. Rechte übereinstimmende Grundsätze zu 
regeln und giebt im Interesse der Erzielung eines Einverständnisses 
von vornherein solche Prinzipien des deutschen Hechts, welche vermutlich 
bei anderen Staaten keinen Beifall finden würden, preis oder sucht die- 
selben wenigstens durch Modifikationen auch diesen annehmbar zu 
machen '). Insbesondere verzichtete Deutschland auf sein System der 
Normalsätze (B.R. alt § 68), indem der für die Entschädigung mafi- 
gebende gemeine (Handels-) Wert nicht höher als 60 M. pro 50 kgr. an- 
genommen wurde, sofern ein höherer Wert nicht ausdrücklich deklariert 
ist Die Fortdauer partikulärer Zersplitterung in diesem Hauptpunkte 
würde auch in der That die praktische Bedeutung des I.Ü. ganz außer- 
ordentlich geschmälert haben. Freudig muß es daher begrüßt werden, 
daß in dieser wichtigen Materie nach eingehender Erörterung dank des 
gegenseitigen Entgegenkommens der verschiedenen Staaten die not- 
wendige Ausgleichung der l^slativen Gegensätze erzielt und so die not- 
wendige Bechtseinheit hergestellt wurde. 

U. Die von Jhering für das römische Becht aufgesteUte Begel, daß 
ohne Schuld keine Verpflichtung zum Schadensersatz begründet sei, hat 
für das moderne Becht keine Geltung mehr *). Die germanische Bechts- 
anschauung, welche nicht das subjektive Schuldmoment, sondern mehr den 
objektiven Erfolg berücksichtigt, steht auf dem Standpunkt der Kausali- 
tät, macht also den Schädigenden für jede schadenbringende Handlung 
oder Unterlassung verantwortlich, die durch ihn verursacht ist, ohne 
Bücksicht auf das Vorliegen einer Verschuldung. 

Für das moderne Schadensersatzrecht sind nun neben subjektiven 
Gründen (Verschuldung) auch objektive maßgebend. Insbesondere hat 
man in Anbetracht der Eigenart und Gefährlichkeit gewisser Unter- 
nehmungen ^) die Schadensersatzpflicht in objektiver, von dem Moment 
der Verschuldung absehender Weise geregelt,' wie das bereits das 
römische receptum nautae gethan hat. Auf der Grundlage dieses 
reeeptum baut sich nun die Internat. Haftpflicht der Bahn auf. Man 



Bahnen besehrftnkt bliebe, wXhrend nmi^ebrt in DentiebUnd dem EmpfXnger fnuuöeiseher 
IVaneporte die in ihrem ümfaoge nnbeechrlDlLte Haftpflicht der firansSsisehen Bahnen voUen 
Begrei und Schadeniersats gesichert hätte. 

1) BbensoweDig befriedigend ist der Vomchlag Thaller's p. 806, die Haftpflicht 
SU beurteilen nach den Qesetien and Tarifen der Bahn, aaf deren Linie daa diese be- 
grfiodende Ereignis stattgefunden hat 

2) Prot. I S. LVI. 

3) Vgl. Steinbaeh 8. 4, 19 fll, 28. 

4) Vgl. Steinbaeh 8. 66. 
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hat unter Anlehnung an das deutsche und französische Frachtrecht ^) 
die das Wesen des römischen receptum ausmachende, von Rechts 
wegen eintretende Garantieverpflichtung^) des Untemdimers für die 
Integrität der Ladung auf die Bahnen übertragen. Das „salvum foro 
recipere'^ des prätorischen Edikts '), das Versprechen der unversehrten 
Ablieferung des Gutes ist zu einem Element des modernen intemat 
Eisenbahnfrachtrechts geworden, und als Hauptmotiv kann auch heute 
das von Ulpian^) hervorgehobene verkehrspolitische betrachtet werden, 
die Notwendigkeit größerer Sicherheit wegen des Vertrauens, das man 
dem Frachtführer zu schenken gezwungen ist, und die Schwierigkeit 
bezw. Unmöglichkeit, dessen Thätigkeit, Sorgfalt und Wachsamkeit zu 
kontrollieren ^). 

III. So hat das I.D. in Uebereinstimmung mit den modernen Fracht- 
rechten ') den Grundsatz der strengen, bis zur Vertretung des Zufalls 
gesteigerten Haftpflicht der Bahn aus dem römischen receptum über- 
nommen, indem Art. 30 ausspricht: 

„Die Eisenbahn haftet nach Maßgabe der in den folgenden Artikeln 
enthaltenen näheren Bestimmungen für den Schaden, welcher durch 
Verlust, Minderung oder Beschädigung des Gutes seit der Annahme zur 
Beförderung bis zur Ablieferung entstanden ist, sofern sie nicht zu be- 
weisen vermag, daß der Schaden durch ein Verschulden des Verfügungs- 
berechtigten oder eine nicht von der Eisenbahn verschuldete Anweisung 
desselben, durch die natürliche Beschafienheit des Gutes (namentlich 
durch inneren Verderb, Schwinden, gewöhnliche Leccage) oder durch 
höhere Gewalt herbeigeführt worden ist" 

Dieses Prinzip wie die anderen die Haftpflicht der Bahn regelnden 
Rechtsnormen stellen zwingendes Recht dar, deren Abänderung durch 
Sondervereinbarungen der Bahnen mit dem Publikum und einzelnen 
Transportbeteiligten nach Art. 4 unzulässig ist. Derartigen Verträgen 
würde, wie dies schon früher in einzelnen Vertragsstaaten anerkannt 
war, für das Geltungsgebiet des I.U. jede rechtliche Wirkung fehlen. 
Diese Einengung der Vertragsfreiheit war bei dem wirtschaftUchen 
Monopol der Bahnen eine Forderung der Gerechtigkeit. 

Daß die Normen über Haftpflicht in gleicher Weise auf die Staats- 
bahnen wie auf Privatbahnen Anwendung finden ^), wie überhaupt das 
I.Ü. keinen Unterschied zwischen diesen beiden Kategorien von Bahnen 



1) Wie H.O.B. Art. 896, so roht auch Code de com. a. 108 aaf der strengen 
Haftpflicht des römischen receptam. 

2) Ooldsehmidt, Receptam in Z. III S. 68. 

8) Vgl. Meili, Moderne Verlcehrsanstalten, S. 45. 
4) 1. 1 S i !>• Nautae, Canpones — IV, 9. 
ö) Prot. 8. H.G.B. S. 704. 

6) Siehe S. 182. 

7) Vgl. y. Hahn II S. 687; Oliyier p. 148; Lanekman n. 882. 
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kennt, bedarf keiner besonderen Hervorhebung, da der Staat in Bezug 
auf den Betrieb einer Staatsbahn wie in Bezug auf den für eigene 
Bechnung übernommenen Betrieb einer anderen Eisenbahn Frachtführer 
und als solcher wie jeder Private Rechtssubjekt des bürgerlichen Rechts- 
verkehrs ist ^). 

IV. Die Dauer der Haftung beginnt mit der Annahme des Gutes 
zur Beförderung >) (Art. 8) und endigt mit der Ablieferung ^). Sobald 
innerhalb dieses Zeitraums Verlust oder Beschädigung des Gutes ein- 
getreten ist, ist auch der Ersatzanspruch gegen die Bahn begründet. 
Die Last des Beweises des Verlustes oder der Beschädigung nach An- 
nahme des Gutes durch die Bahn trifft den Ersatzleistung bean- 
spruchenden Absender und Empfänger, der diesen in der Regel durch 
den mit dem Datumstempel versehenen Frachtbrief^) führen wird^). 
Dieser Nachweis hat sich eventuell auch darauf zu erstrecken, daß das 
Gut sich zur Zeit der Annahme zur Beförderung durch die Bahn noch 
in unversehrtem Zustande befunden habe^). 

Eine Unterbrechung oder Beschränkung der Haftpflicht findet 
während dieses ganzen Zeitraums nicht statt, mag das schädigende 
Ereignis in eine Zeit gefallen sein, in welcher eine Unterbrechung des 
Transports infolge eines Transporthindemisses oder der bahnseitigen 
Erfüllung der Zoll- etc. Vorschriften erfolgt war. 

Eine andere, räumliche Begrenzung der Haftpflicht stellt Art. 30 A. 2 
auf, indem er deren Dauer nicht bis zur Ablieferung erstreckt, sondern 
mit der Ankunft an der Empfangsstation endigen läßt, sofern auf dem 
Frachtbriefe ein nicht an der Bahn liegender Ort bezeichnet ist. Für 
die Weiterbeförderung von der Empfangsstation aus sind (Art. 19) die 
für die abliefernde Bahn geltenden gesetzlichen und reglementarischen 
Bestimmungen maßgebend^). 

1) Ueber die Tendenz, den etafttlicben Verkehnanstalten eine bevorzugte Rechtsstellang 
gegenüber den priymten snzagesteben, vgL Meilii Int. Eisenbahnvertrttge, S. 60. 

8) Durch Annahme des Gntez sar ▼orlftnfigen Verwahrung (Art 6 A. 2) übernimmt 
die Bahn nicht die strenge Haftpflicht als Frachtführer, sondern nnr die als Depositar 
(Tgl. 8. 46). Letztere yerwandelt sich in die strengere erst in dem Augenblicke, in welchem 
die Bahn das Gut zur Beförderung annimmt; der Beweis ttber diesen Zeitpunlit wird in 
der Regel durch den auf den Frachtbrief aufgedrückten Abfertigungsstempel geliefert, kann 
aber auch dureh. andere Beweismittel erbracht werden. Vgl. V.O. § 66 A. 9. 

8) Der Abliefernng an den Empfänger steht die an Zoll- und Reyisionsschuppen nach 
Ankunft des Gutes auf der Bestimmungsstation, sowie die reglementarisch zulässige Ab- 
lieferung an Lagerhäuser oder Spediteur gleich (Zus. -Best s. Ver. B. B. § 68 A. 1 ; 
V.O. § 76 A. 2). 

4) Vgl. 8. 53 t 

5) Auch die (protokollarisehen) Feststellungen des Art. 26 (vgl. S. 174 ff.) können für 
die Beweisführung von Bedeutung sein. 

6) Ueber Mängel der Verpackung und deren Folgen (Art 9) vgl. 8. 79 ff. 

7) Vgl. S. 167 ff. Hat die Bahn Einrichtungen zur Weiterbeförderung nach seitwärts 
gelegenen Orten getroffen, so erstreckt sich die Haftpflicht der Bahn als Frachtführer auf 
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Der Ersatzansprach gegen die Bahn ist begründet, gleichviel ob 
dieser eine Schuld zur Last fallt ^) oder nicht, sofern kein Haftbe- 
freiungsgrund (höhere Gewalt, Verschulden des Klageberechtigten, 
natttrliche Beschaffenheit des Gutes) vorliegt. Die Bahn haftet ') nicht 
nur fUr ihre eigenen bezw. ihrer Leute Handlungen oder Unterlassungen, 
sondern auch ftlr die Dritter. 

Y. Die Haftungsursachen der Bahn sind (außer der Verspätung 
der Ablieferung) folgende: 

1) Verlust (perte totale) 

a) Verlust des Gutes ist vorhanden, wenn die Bahn nicht im Stande 
ist, ihre Pflicht zur Auslieferung des Gutes an den Empfanger zu er- 
füllen'), weil sie das Gut nicht mehr besitzt, gleichviel worin diese 
Unm(yglichkeit der Ablieferung ihren Grund hat. Es ist unerheblich, 
ob die Bahn sich freiwillig und ob sie sich berechtigter oder unbe- 
rechtigter Weise in diese Lage versetzt^) hat^). 

Der Ersatzanspruch w^en Verlust kann geltend gemacht werden, 
sobald der Forderungsberechtigte in der Lage ist, das Vorhandensein 
der den Verlustbegrifi erschöpfenden Merkmale zu beweisen. 

b) Da dieser Beweis oft schwer zu erbringen ist , erschien es ange- 
zeigt, eine Präsumtion fQr das Vorhandensein des Verlustes aufzustellen, 
die den Klageberechtigten der Verpflichtung eines jeden weiteren Be- 
weises enthebt. 

Eine solche unwiderlegliche Präsumtion war schon darum geboten, 
weil die Unmöglichkeit der Ablieferung bei Ablauf der Lieferfrist doch 
nicht schon einen Verlust des Gutes zur Gewißheit machte. Da die 
Bechtsfolgen der Ueberschreitung der Lieferfrist andere sind als die 
des Verlustes, mußte der Bahn die Möglichkeit zur Anstellung von 
Nachforschungen nach dem Verbleib des Gutes gewährt und zugleich 
der Zeitpunkt festgestellt werden, in welchem Verlust des Gutes anzu- 
nehmen ist. 



den ganzen Transport. — Ist vom Absender auf dem Frachtbrief Abgabe oder BahnlageniDg 
an einem an der Bahn liegenden Orte bestimmt, so bleibt die Bahn nur bis inr Abliefemng 
an diesen Ort yerantwortlich| wenn auch im Frachtbriefe dn anderer Bestimmungsort an- 
gegeben ist (Zus.- Best. B. Ver.B.B. § 68 A. 2 und 8; V.O. § 76 A. S und 8). 

1) „Diese Haftung ist schlechtweg begründet durch den Unfall und die Zeit des 
Unfalls". So T h ö 1 III 8. 86. 

%) Ueber die Präsumtionen zu Gunsten der Bahn (Art 81 und 82) siehe unten § 86. 

8) B.O.H. O. IV S. 14; Eger, EnUcheidungen, I S. 185; Epstein n. 56. VgL 
auch die Urteile des Cour de cassat. und tribun. de commerce de Bruxelles bei Lanck- 
man n. 624 und Corte di cass. di Torino bei Vi dar! n. 825 und Sarrut n. 681. 

4) Vgl, B.O.H.G. XV 8. 30. 

5) Also B. B. weil das Gut yernichtet, konfisziert, entwendet, vertauscht, falsch diri- 
giert, an den unrichtigen Adressaten abgeliefert, Terftufiert (B. O. H. G. VIII S. 882), de- 
relinquiert ist u. s. w. (Schott bei Endemann, Handbuch, III S. 884). 
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Dies thut Art 33: „Der zur Klage Berechtigte kann das Gut 
ohne weiteren Nachweis als in Verlust geraten betrachten, wenn sich 
dessen Ablieferung um mehr als 30 Tage nach Ablauf der Lieferfrist 
(Art. 14) verzögert" *). 

Der Klageberechtigte kann auch schon vor Ablauf dieser 30-tägigen 
Frist einen Anspruch wegen Verlust erheben, ist in diesem Falle aber 
auch zum Beweise desselben verpflichtet. Ist dagegen diese 30-t&gige 
Frist nach Ablauf der Lieferfrist verstrichen, so kann er einen Verlust- 
anspruch geltend machen, ohne daß er die Thatsache des Verlustes des 
Gutes noch besonders beweisen mflßte. Der Ersatzanspruch des Be- 
rechtigten ist in diesem Zeitpunkte unter allen Umständen begründet, 
die Bahn hat dann nicht mehr das Recht des Gegenbeweises, daß das 
Gut vorhanden sei. Ein solches Wiederauffinden des Gutes nach Ab- 
lauf der Frist hebt den Ersatzanspruch nicht auf. Der Klageberech- 
tigte kann das nach Ablauf der 30-tägigen Frist wieder aufgefundene 
Gut noch annehmen, doch ist er hierzu durchaus nicht verpflichtet^), 
selbst dann nicht, wenn das Gut vor Auszahlung der Entschädigung 
wieder aufgefunden wird. 

Wird das Gut nach Ablauf der 30-tägigen Frist, aber vor Aus- 
zahlung der Entschädigung wieder aufgefunden, so hat der Klage- 
berechtigte die Wahl zwischen Ersatz fOr Verlust oder Rücknahme des 
Gutes und Ersatz für Lieferfristüberschreitung *). 

c) Mit der Wiederauffindung des Gutes nach Auszahlung der Ent- 
schädigungssumme und dem Anspruch des Entschädigungsberechtigten 
auf dieses Gut beschäftigt sich ausführlich Art 36 ^). 

Diesem steht nämlich (Art. 36 A. 1) gegen die Bahn ein Anspruch 
auf sofortige Benachrichtigung von dem Wiederauffinden des Gutes zu. 
Dieser Anspruch kommt aber nur unter der Voraussetzung zur Ent- 



1) Diesen Termin haben die Eisenbahnreglements der mebten Staaten (altes B.B. § 64 
A. 4; V.O. § 79), nur Belgien kennt einen 16-tKgigen. Vgl. Monzilli p. 134, der anf 
diese Erseheinnng hinweist gegen&ber den italienischen Bahnen, welehe den 80-tftgigen 
Termin für ra kora halten (Prot. III S. 60). Die beantragte Festsetaung der Frist auf 
4t Tage wnrde ebenso wie die anf einen der Jedesmaligen Transportfrist entsprechenden 
Zeitraom und wie die von den frans5sischen Bahnen angeregte Streichang des Art. 88 
abgelehnt (Prot I S. 86; III 8. 60). 

S) SoUte in einem Falle, wo die Begolierong der Entscbftdignng sich Ifinger hinaiis- 
gesogen hat, dem Absender oder Empfinger das Ont wider dessen Willen nach Umflofi so langer 
Zeit anfgedningen und er genSUgt werden, sich mit der fBr yerspltete Lieferung normierten 
Entschldignng in begnfigen, so wftre dies nach einem Ansprüche des bayer. ob. Ger. 
„geradeau eine Prämie anf möglichstes in die Länge Ziehen der Schadensersataregnlierong" 
(Sammlung d. Entsch. d. bayer. ob. Ger., HI S. 866). 

8) Vgl. Schwab S. 266. 

4) Dieser ist B.B. alt g 64 A. 7 nnd 8 nachgebildet, aber mit wesentlichen Ab- 
weichungen, Tgl. auch schweiser. Tr.G. Art. S9 und ungar. H.G.B. § 487. 
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stehung, daß der Entschädigongsberechtigte den Vorbehalt^) dieser 
Benachrichtigung in der Quittung') Ober den Empfang des ihm fOr 
das in Verlust geratene Gut ausbezahlten Entschädigungsbetrags ge- 
macht hat') für den Fall, als das Gut binnen 4 Monaten nach Ablauf 
der Lieferfrist wieder aufgefunden werde. 

Diese dem § 64 B.R. (alt) fremde Beschränkung auf die 4-monat- 
liche Frist hat man im Interesse der Bahn eingeführt ^), damit diese 
nach Ablauf dieses Termins es bei der bezahlten Entschädigung be- 
wenden lassen könne, mit Becherchen und Schreibereien verschont 
werde und solche wieder aufgefundene Güter nicht unbestimmt lange 
Zeit aufzubewahren genötigt ist Will nun der Entschädigungsberechtigte 
in den Besitz des wieder aufgefundenen Gutes gelangen^), so muß er 
die Aushändigung desselben innerhalb 30 Tagen vom Empfang der Be- 
nachrichtigung an bei der Bahn beantragen. Er kann nach seiner Wahl 
kostenfreie Ablieferung entweder am Versandt- oder an dem im Fracht- 
brief (oder durch nachträgliche Verfügung) angegebenen Bestimmungs* 
ort ') verlangen. So finden die Interessen der Parteien eine weitgehende 
Berücksichtigung, indem die Auslieferung sowohl an den Absender wie 
an den Empfanger erfolgen kann, je nach Wunsch des Entschädigungs- 
berechtigten . 

Die Erfüllung des Anspruchs auf Auslieferung des Gutes legt aber 
dem Antragsteller die Verpflichtung zur Rückerstattung der ihm be- 
zahlten Entschädigungssumme auf. Auslieferung und Rückerstattung 
hat hier Zug um Zug zu geschehen. 

Die Pflicht des Berechtigten zur Rückerstattung erstreckt sich auf 
die gesamte Entschädigungssumme. Er darf nicht (was nach B.R. alt 
§ 64 A. 8 gestattet war) von dieser den Betrag der ihm für ver- 
säumte Lieferfrist gebührenden Entschädigung in Abzugs) bringen^). 



1) Dm Erfordernis des Vorbehalts, den Art. S4 des schweiser. Entwurfs aufgenommen 
bat, ließ der deutsche Entwarf im Interesse des Publikums und eines einfacheren Vei*- 
fahrens fallen (deutsche Denkschrift Prot. I S. XXVI, LVII). Die 8. Konfereni nahm 
den Vorbehalt wieder auf (Prot III S. 52, 64). 

2) Der Vorbehalt ist gUltig nur, wenn er in der Quittung in irgend einer Form ge* 
macht wurde. 

8) Ueber den Vorbehalt ist nach Zus.- Best. z. Y er. B.R. § 74 und V.O. § 82 A. 1 
^e Bescheinigung lu erteilen. Diese wird daher im Geltungsgebiete des Vereins auch 
für Internat. Sendungen erteilt. 

4) Vgl. Prot. II S. 120. 

6) Verpflichtet ist er hiersu trotz des Vorbehaltes nicht 

6) Da8 auch Ablieferung am Fundorte beansprucht werden kann, ist selbstverstftndlich 
(▼gl. Schwab S. 818). 

7) Diesen Absng gestattet belg. E.G. Art. 46. 

8) F&r die Weglassung dieses Abzugsrechts wurde auf der 1. Konferenz von deutscher 
Seite vorgebracht, dad der Empfinger, der schon früher die Entschfidignngssnmme erhalten 
habe, dieselbe von Rechts wegen mit Zinsen zurückerstatten sollte (vgl. auch Gerstner 
S. 869). Indem man von dieser Zinsaahlungspflicht abgesehen, habe man andererseit« 
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Nach Art 36 A. 3 darf die Bahn nach den Gesetzen ihres Landes 
über das wieder aufgefundene Gut yerfügen, falls Vorbehalt oder An- 
trag innerhalb der 30-tägigen Frist (A. 1 und 2) fehlt, oder wenn das 
Gut erst sp&ter als 4 Monate nach Ablauf der Lieferfrist aufgefunden 
wurde*). 

Welches Landesgesetz in einem solchen Fall zur Anwendung zu 
kommen hat, läßt das I.ü. unentschieden. Gemeint ist wohl das fdr 
die Bahn maßgebende Gesetz, welche das Gut gefunden und den Be- 
rechtigten benachrichtigt hat, da sich auch in ihrem Bereiche das Gut 
befindet *). 

Solche wieder aufgefundene Güter werden in der Regel als unan- 
bringliche ^) behandelt werden ^). 

2) Minderung (perte partielle) oder teilweiser Verlust ist 
jede Minderung der Substanz des Gutes, jeder Verlust an Maß und 
Gewicht des Gutes ^). Ist die quantitative Verminderung des Gutes 
eine so starke, daß der noch erhaltene Best vollständig oder nahezu 
wertlos ist, so muß die Bahn Entschädigung wegen Verlustes und nicht 



auch das Baehi der Zar&ckbehaltiuig der Entsobttdigang für Lieferfrist dem Berechtigten 
entaogen (Prot. I S. 48). Ich yermag dieser Auffassung nicht beisupflichten, denn eine 
Zinssahlnngspflicht dfirfte um deshalb nicht gerechtfertigt sein, weil, wie schon die MotiTe 
B. R.E.Ge8.Entw. S. 86 erklXren, die iniwischen gehabte Nutsung des Geldes die ihm bis 
dahin entsogene Nutzung des Gutes selbst vertritt üeberbaupt erscheint mir der Absug 
der Entschftdignng für Lieferfristüberschreitung gerechtfertigt, denn von einer solchen kann 
hier wohl die Bede sein (A. A. Schwab 8. 819). Durch die auf Grund des Vorbehalts 
erfolgte Ablieferung des früher als verloren behandelten Gutes ist der frühere Zustand 
wieder hergestallt. Verlust wird nicht mehr angenommen, und die unter dem Titel des 
Verlnsts von der Bahn gewährte Entschädigung wird surfickbesahlt Nun bleibt aber doch 
die Thatsache bestehen, daB die Bahn die Lieferfrist fiberschritten hat. Warum soll denn 
dem Berechtigten der Anspruch wegen Lieferfristversiumung entaogen und die Bahn ihrer 
Verantwortlichkeit wegen Nichterfüllung ihrer Verpflichtung auf rechtseitige Lieferung ent- 
hoben werden! — Daft Art 86 bei Begelung der Verpflichtung sur Bückerstattung der 
rollen Entschidigung Art 88 (Deklaration des Interesses an der Lieferung) und Art 41 
(Arglist und grobe Fahrllssigkeit) mit ihren über die normale Werten tscbftdigung hinaus- 
gehenden Entschädigungen auBer Acht gelassen hat, führt gut aus Schwab S. 828 ff. 
Die Fassung des 1. schweiaer. Entwurfs („gegen EÜckerstattung des als Gegenwert des 
Frachtotückes erhaltenen Entschftdigungsbetrags*', Prot I p. XXVI) hatte die Unbilligkeit 
▼ermieden, daß die Lage der Bahn bei vermutetem Verlust besser als bei wirklichem Ver- 
luste war. 

1) Vgl. Sehwab S. 828; de Seigneux p. 61. 

2) Vgl. Eger, lU., TezUusgabe S. 182. 

8) „Güter, deren Abgabe sonst nicht möglich ist*' (Zus.- Best i. Ver. B. B. % 62 
Z. 1 ; V.O. § 70 Z. 1). 

4) Vgl. 8. 162 f. 

5) Eine „Minderung^' kann betreffen einen Teil eines unteilbaren Gänsen, s. B. von 
in einem Gefifie verwahrter Flüssigkeit, oder Verderben eines Teiles eines teilbaren (ans 
selbständigen, physisch getrennten Objekten bestehenden) Gänsen, s. B. eines Sackes Kaffee 
von einer aus 10 Säcken bestehenden, auf Einem Frachtbriefe verzeichneten Sendung 
(Vidari n. 228). Vgl. anch Eger, Entscheidungen, I 8. 89. 
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wegen Minderung leisten^). Mit der quantitativen Minderung kann 
auch eine Qualitätsyerschlechterung des Gutes konkurrieren. Von der 
durch die natürliche Beschaffenheit des Gutes herbeigeführten Minderung 
wird unten (S. 192) gesprochen werden. 

3) Beschädigung (avarie) ist jede ohne Vernichtung der 
Substanz herbeigeführte^) Verschlechterung des Gutes'), jede wert- 
mindernde Verletzung der körperlichen Integrität (der Gebrauchsmög- 
lichkeit) ^). Die Beschädigung einzelner Teile (Stücke) einer eine wirt- 
schaftliche Einheit bildenden Sendung stellt sich als eine Beschädigung 
der Sendung in ihrer Totalität, also auch der unbeschädigten Teile der- 
selben dar^). 

§24 
Haftanssehllefiäniigsgrfinde ^). 

Das Prinzip der strengen Haftpflicht der Bahn gilt nicht absolut, 
sondern Art. 30 stellt, wie wir gesehen haben, drei Ausnahmen von der 
Haftpflicht auf, indem die Bahn haftfrei wird durch den Nachweis, daß 
der Schaden durch eine der folgenden Ursachen (Verschulden des Ver- 
fügungsberechtigten, natürliche Beschaffenheit des Gutes, höhere Gewalt) 
herbeigeführt worden ist. Die Bahn entkräftet den Entschädigungsan- 
spruch durch Geltendmachung einer dieser drei Einreden. 

Diesen ist gemeinsam, daß sie nur dann eine Befreiung der Bahn von 
der Ersatzpflicht bewirken, wenn diese im Stande ist das Vorhandensein 
einer dieser Schadensursachen zu beweisen. Die ihr obliegende Beweis- 
last erstreckt sich auf den Nachweis, daß Verlust, Minderung oder Be- 
schädigung durch eine Thatsache hervorgerufen wurde, welche sie nicht 
zu vertreten hat^), die sich also unter eine der drei Kategorien ein- 
reihen läßt. 

I. Verschulden des Elageberechtigten. 

Art. 30 spricht hier nicht ganz korrekt vom „Verschulden des 
Verfügungsberechtigten", während dieser Begriff durch Art. 16 A. 2, 

1) So gesUtten Tariffe a. 140 den Verlnst, der Dreiviertel der Qoantitftt des 
Qates übersteigt, oder wenn er einen wesentlichen, schwer ersetzbaren Bestandteil eines 
unteilbaren Ganien betrifft, nicht als Mindemng, sondern als Verlast sn betrachten. 

2) Oleichyiel dnrch welche Ursache, z. B. Verderben, Zerbrechen, Feachtwerden, 
Faulen, Schwinden (Eger I S. 228). 

8) B.O.H.6. IX S. 278; Co teile p. 224. 

4) Der Auffassung (R.O.H. G. XX S. 848), daJB Sinken des Tauschwertes einer Mode- 
ware infolge langer Lagerung als Beschädignng au betrachten sei, kann nach obiger Be- 
griflbfeststellung nicht beigepflichtet werden. 

6) VgL Gareis und Fuchsberger S. 826. 

6) Art 80 (siehe S. 184), 82, 48 (H.G.B. Art 426; V.O. §§ 78, 89). 

7) y. Hahn II S. 696 § 8. 
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der Besitz des Frachtbriefduplikats zur Voraussetzung der Verfüguugs* 
berechtigung macht, eine Umbildung erfahren hatte. Man hat aber in 
der Konferenz ^) hervorgehoben, daß zweifellos ein Verschulden des Ab- 
senders (oder Empfängers), auch wenn dieser das Duplikat nicht be- 
sitze, die Bahn befreie, sofern er nur sonst im Sinne der Art 15 und 16 
YerfQgungsberechtigt wäre. In diesem Sinne ist der Absender verfügungs- 
berechtigt bis zu der nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte 
erfolgten FrachtbriefQbergabe an den Empfänger oder Zustellung der 
Klage (Art 16) an die Bahn, von welchem Zeitpunkte an das Ver- 
fügungsrecht auf den Empfänger übergeht * ). 

Eine Befreiung der Bahn von jeglicher Verantwortlichkeit tritt mithin 
ein, sobald Verlust oder Beschädigung des Gutes durch eine schuld- 
hafte Handlung oder Unterlassung des verfügungsberechtigten Ab- 
senders ') oder Empfängers verursacht worden ist, z. B. schlechte Ver- 
ladung bei Wagenladungen, Verkauf infolge ungerechtfertigter Annahme- 
verweigerung oder -Verzögerung des Empfängers^). 

Ein Verschulden des Absenders wird auch als vorliegend erachtet, 
wenn der Schaden durch die von ihm anerkannten (Art. 9, 31 Z. 2) 
Fehler oder Mängel (auch die äußerlich nicht erkennbaren) der Verpackung 
verursacht worden ist In diesem Falle bleibt die Bahn^) hsitfrei^). 

Auf den Grad des Verschuldens kommt es nicht an. Es muß nur 
ein ursächlicher Zusammenhang zwischen der Verschuldung und dem 
Schaden vorhanden sein. 

Diese schon aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen folgende Unmöglich- 
keit, aus eignem Verschulden Ansprüche abzuleiten, hätte nicht be- 
sonders als Befreiungsgrund für die Bahn hervorgehoben zu werden 
brauchen. 

Art 30 hat dann gleichsam noch als eine Unterart des eignen 
Verschuldens '^), eine nicht von der Eisenbahn verschuldete Anweisung 
desselben (Verfügungsberechtigten) als Haftbefreiungsgrund aufgestellt 
Diese Anweisung muß die Schädigung verursacht haben, was die Bahn 
darzuthun hat Daß die Anweisung ein Verschulden des Verfügungs- 
berechtigten enthalte, wird nicht gefordert. Dagegen ist es notwendig, 



1) Prot. U S. 111. 
%) Vgl. 8. 141 f. 

8) Von einer Art des Verschuldens des Absenders, mangelhefte VerpackuDg, handelt 
Art 9. Siehe S. 79 ff. 

l) B.O.H.G. XI 8. 298; Sarrat n. 750. 
6) Vgl. noch 8. 83. 

6) Wenn mit dem Verschulden des Verfiignngsberechtigten ein Verschulden der Bahn 
siiMounentriiit, so bt nach allgemeinen Bechtsgrundsitsen ausschlaggebend, auf wessen 
Seite das grOfiere die Schädigung verursachende Verschulden liegt. Ist das beiderseitige 
Verschulden gleich, so bleibt die Bahn haftpflichtig (Gerstner 8. 881 f.)* 

7) „Da8 der Schaden durch ein Verschulden des Verfügungsberechtigten oder nicht 
TOn der Ebenbahn rerschuldete Anweisung" (Art 80) fehlen im Vorbilde (H.O.B. Art 895). 
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daß die AnweisuDg, um als HaftbefreiuDgsgrund für die Bahn wirken 
zu können, weder unmittelbar noch mittelbar durch irgend ein Ver- 
schulden der Bahn hervorgerufen worden ist. 

II. Natürliche Beschaffenheit des Gutes (vice propre) 

bildet einen zweiten Haftbefreiungsgrund für die Bahn, sofern sie nach- 
weislich den Schaden (Schaden) verursachte. 

1) Man versteht hierunter einen solchen [nicht notwendig fehler- 
haften^)] Zustand des Gutes, der den Schaden herbeiführt, als eine 
Folge des Bahntransports (Mtteln des Wagens) oder der notwendigen 
Dauer desselben (Einflüsse der Witterung), indem es einen Bahntrans- 
port nicht verträgt, ohne Schaden zu leiden'). 

Die Bahn soll die durch die unmittelbare Einwirkung des Trans- 
ports und der Witterung entstandenen Schäden nicht zu vertreten 
haben '). Sie ist nur zur ordnungsmäßigen, rechtzeitigen Ausführung 
des Transports, nicht aber zur Anwendung außerordentlicher Vorsichts- 
maßregeln verpflichtet, um die Waren, deren empfindliche Beschaffen- 
heit sie ersehen hat, vor den daraus erwachsenen Gefahren besonders 
zu schützen ^). Wohl aber hat sie ordentliche Vorkehrungen, wie sie 
nach der allgemeinen Verkehrsanschauung der Eigenart des Frachtguts 
gemäß von der Bahn vorausgesetzt werden, zur Verhinderung solcher 
Beschädigungen zu treffen, z. B. durch Bedecken, Festlegen, Stützen 
u. s. w. ^). Ob die Bahn nach dieser Richtung ihre Pflicht gethan, 
was sie zu beweisen hat''), und ob sie demzufolge die Einrede der 
natürlichen Beschaffenheit des Gutes geltend machen kann, richtet sich 
nach der konkreten Sachlage. 

Als Beispiele führt Art. 30 an: inneren Verderb^), eine durch 
chemische und physikalische Prozesse bewirkte Schädigung (Faulen, 
Gären, Gefrieren, Selbstentzündung u. dgl. m.)®); femer Schwinden 
d. i. natürliche Quantitätsverminderung, natürlicher Abgang, z. B. durch 
Eintrocknen (Obst, Getreide), Verdunsten (Flüssigkeiten), Einrosten, sei 



1) TrSgt das Gut durch eine ftnormale Beschaffenhdt den Keim sur Bescbftdigimg 
oder Yernichtang durch den Bahntransport in sich, s. B. die KraniLheit eines Tieres Ter- 
schlimmert sich infolge des Transports und führt dessen Tod herbei, so fUlt auch dies unter 
den Begriff der „natürlichen Beschaffenheit des Gutes*^ 

2) Vgl. Lanckman n. 517. 

3) Prot. z. H.G.B. S. 4708. 

4) Vgl. Eger, Entscheidungen, IV 8. 884; Koch, Transportrecht 8. 86. 

5) Eger I 8. 280. 

6) Dem KIftger steht natürlich der Gegenbeweb frei. 

7) Eine unbedeutende, auf den Verderb an sich gani einflußlose VersSgernng dei 
Transports begründet nicht die Einrede der Beschädigung durch „inneren Verderb'*, nament- 
lich dann nicht, wenn aus dem Frachtbrief die Notwendigkeit einer Transportbesehlennigung 
sich nicht ergiebt (Entsch. des B.O.H.G. in £. V. Z. 1874 8. 87). 

8) Schott bei Endemann, Handbuch, III 8. 880. 



— 193 — 

es daß das Schwinden durch WitterungseinflOsse oder durch notwendige 
Transportmaßnahmen (Ausstreuen, Verschütten) hervorgerufen wurde ^). 

Als drittes Beispiel wird endlich gewöhnliche Leccage, d. i. Dringen 
der Flüssigkeit durch die Fugen des Gebindes ohne äußerliche Be- 
schädigung'), angeführt. 

Für eine außergewöhnliche Leccage (ein das regelmäßig bei der- 
artigen Flüssigkeiten auslaufende Maß übersteigendes Quantum) haftet 
dagegen die Bahn, außer wenn dieselbe einem Verschulden des Ab- 
senders, z. B. mangelhafter Verpackung, zur Last fällt ^). 

Von der Haftbeschränkung der Bahn wegen der infolge ihrer eigen- 
tümlichen Beschaffenheit besonderen Gefahren ausgesetzten Güter wird 
unten (S. 202 ff.) die Rede sein. 

2) Eine andere Bechtsvermutung stellt Art 32 im Einklänge mit 
dem Frachtrecht Deutschlands^) und der anderen Staaten^) auf: 

a) Er schließt nämlich für diejenigen Güter, „welche nach ihrer 
natürlichen Beschaffenheit bei dem Transporte regelmäßig einen Verlust 
an Gewicht erleiden^\ die Haftung der Bahn bis zu einem gewissen 
Normalsatze des Gewichtsverlustes, sog. Calo, und zwar bis zu 2 Proz. 
resp. 1 Proz. (Ausf.-Best § 8)®) aus. Die Präsumtion erstreckt sich 
nur auf die Höhe des Gewichtsverlustes. Bleibt dieser innerhalb des 
Normalsatzes, so wird er als aus der natürlichen Beschaffenheit dieser 
Güter sich ergebend als ein natürlicher Defekt vermutet^). 

b) Während Art 31 Z. 4 nur von der außerordentlichen Gefahr 



1) Eger n 8. 283. 

8) AltM Vereiii8-B.B. § S8 No. 1 a. 

8) Es iit Sache des Absenders, fttr gutes und traosportfthiges Fftfigeschirr sn sorgen 
(Sammlang d. Entscb. d. bayer. ob. Ger., III S. 851). 

4) H.G.B. Art. 486 and B.a alt § 67 A. 8 dienten als Vorbild, nor daß Art 88 
Verlost an Haft weglieBi wohl weil in der Regel nor Angabe Ton Gewicht im Frachtbrief 
(Art. 6 d) Yorliegt. V.O. § 78 stimmt ttberein mit Art. 88 and Ansf.-Best § 8. 

6) Aehnliche Bestimmangen haben seh weis. Tr.G. (1898) Art 88; in Italien 
Codice di com. a. 404; Tariffe a. 180b; niederlind. B.B. Art 67 n. 8; 
belg. Eis.Ge8. Art. 88; ras s. E.G. Art. 106 (HinUtVer. 9. lU., 80. VU. 1887, 89. VIL 
1889). In Frankreich ist aaf Grand der Praxis der Gerichte and der Gatachten der 
Handelskammern ein den Calo für die einzelnen W^aren nach Üaßgabe der Transportstrecke 
berechnendes Verseichnis (tableaa des d^chets de roate) ron den Bahngesellschaften ent- 
worfen worden, das, ohne reehtsTerbindlichen Charakter sa haben, doch groBe praktische 
Bedeatang besitst (Sarrat n. 741). 

6) Ans.-Best § 8 : „Der Normalsats für regelmlBigen Gewichtsyerlost beträgt 8 Pros, 
bei flüssigen und fenehten, sowie bei nachstehenden trockenen Gütern: geraspelte and ge- 
mahlene Farbehdlzer, Binden, Waneln, Süfifaols, geschnittenen Tabak, Fettwaren, Seifen 
and harte Oele, frische Früchte, frische Tabaksblfttter, Schafwolle, Hiate, Felle, Leder, 
getrocknetes and gebackenes Obst, Tierflechsen, Homer and Klanen, Knochen (gans and 
gemahlen), getrocknete Fische, Hopfen, frische Kitte. Bei allen übrigen trockenen Gütern 
der im Art 38 des Uebereinkommens beseichneten Art betrSgt der Normalsats 1 Pros.** 

7) Die Bahn kann aber aaf Grand des Art 80 einen gröieren (als in Aasl-Best. § 8 
aoganonmienen) Gewiehtsyerlast nachweisen. 

Rosentlial, Intanat Eiwnbahnfrftchtreclit 13 
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handelt, welcher gewisse Güter vermöge ihrer eigeDtümlichen natürlichen 
Beschaffenheit ausgesetzt sind, handelt es sich in Art 32 dagegen um 
solche Güter, deren natürliche Beschaffenheit es mit sich bringt, daß 
sie, wie die praktische Erfahrung darthut, regelmäßig infolge des Trans- 
ports einen Gewichtsverlust erleiden. Es sind das die sog. schwindenden 
Güter 0. 

Wird die Zugehörigkeit einer Ware zur Kategorie der schwindenden 
Güter bestritten, so hat die Bahn, die ihre Haftfreiheit einredeweise 
geltend macht, dieses für die Begründung ihres Anspruchs wesent- 
liche Moment zu beweisen. Der Beweis wird in der Regel durch Sach- 
verständige zu führen sein. 

c) Der sich nicht an Art. 31 Z. 4, sondern nur an Art. 30 an- 
schließende Art 32 bezweckt lediglich, der Bahn die ihr nach Art. 30 
obli^nde Beweispflicht ihrer Haftbefreiung, die unter Umständen 
schwierig und, namentlich wenn es sich um unbedeutende Gewichts- 
verluste handelt, lästig sein kann, abzunehmen. Die Bahn kann daher 
einen Ersatzanspruch wegen eines solchen sich innerhalb des Normal- 
satzes haltenden Calos ablehnen, ohne daß sie genötigt ist, ihre Einrede 
des Calos zu beweisen. 

Die die Beweisfreiheit der Bahn begründende Vermutung kann aber 
durch Gegenbeweis entkräftet werden. Der Beschädigte kann diesen 
entweder darauf richten (Art 32 A. 3), daß 

a) der Verlust nach den Umständen des Falles nicht eine Folge 
der natürlichen Beschaffenheit *) des Gutes sei >), oder 

b) daß der angenommene Prozentsatz dieser Beschaffenheit über- 
haupt nicht oder den sonstigen Umständen des Falles im Besondem 
nicht entspreche^). 

Gelingt nun der Gegenbeweis, so ist damit die zu Gunsten der 
Bahn aufgestellte Rechtsvermutung beseitigt Sie hat nun auch für den 
Prozentsatz Gewichtsverlust (Calo) aufzukommen, wenn sie nicht ihrer- 
seits den Nachweis erbringt, daß der Verlust durch Verschulden des 
Klägers oder durch höhere Gewalt herbeigeführt worden ist (Art. 30). 

,^ei gänzlichem Verluste des Gutes findet ein Abzug für Gewichts- 
verlust nicht statt'^ (Art 32 A. 4) ^). In diesem Falle hat die Bahn 

1) ThSl in S. 186. 

8) Es wird auf Grand sachTerstftndigen GaUchteos erwiesen, dmB Gewiefatsverlvst bei 
der in Frage kommenden Warengattong, a. B. fiSsen, ftberliaupt nicht oder nnr nnter be- 
sonderen Voraassetanngen, a. B. groÜer Hitae oder KUte, datrete (r. Hahn n S. 746). 
Zolisdgkeit des Calo bestritten, aber erwiesen fQr Kohlen (Tgl. Buckdesehel 8. 115). 

8) Der Gegenbew^ wird besonders ein Verschulden der Bahn als Schadensoraacfae 
darthnn. Vgl. Gerstner S. 858. 

4) s. B. wegen der Wittemng, wegen sorgftltiger Verpackung gegen Binwirkong dar 
Witternngy wegen Kürae der Transportdaaer. Vgl. t. Hahn II 8. 746. 

6) Dies entspricht der BUligkeit, denn es liBt sich in diesem Falle nicht featateUen, 
ob das Gut infolge der nat&rliohen Beschaffenheit bei richtiger AbUefemng den €kwiöht9- 
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Ersatz zu leisten für das ursprfingliche Gemcht ohne jeglichen Abzug. 
Dieses ist allein für die Schadensberechnung maßgebend. 

Schon bei Beratung des H.G.B. ^) wurden Beschwerden des Handels- 
standes darüber laut, daß Eisenbahnen mitunter bei Gewichtsverlust 
einzehier Stücke (Kisten, Ballen, Fässer, Säcke etc.) einer Gesamtladung 
jeden Ersatz mit der Begründung ablehnten, daß der Verlust den Normal- 
prozoitsatz nicht fibersteige *), indem sie die Prozente von dem ganzen 
yerladenen Quantum der Ware berechneten. 

Zur Abwehr eines derartigen Mißbrauchs hat Art 32 A. 2 (in 
Uebereinstimmung mit H.G.B. Art 426) Torgeschrieben, daß der Normal- 
satz des Gewichtsirerlustes für mehrere auf einem Frachtbriefe be- 
förderten Stücke für jedes Stück besonders berechnet werden muß. 
Voraussetzung dieser Berechnungsart ist aber, daß das Gewicht der 
einzeken Stücke im Frachtbriefe verzeichnet oder sonst erweislich ist. 
Wenn nur das Gesamtgewicht der ganzen Sendung angegeben oder nach- 
weisbar ist, kann der Normalsatz nur für das Gesamtquantum der 
auf einem Frachtbriefe verzeichneten Güter berechnet werden. 

Eine weitere die strenge Haftpflicht der Bahn aufhebende Einrede 
ist endlich 

HL die der „höheren Gewalt"') (force miyeure, vis m^jor). 
Eine Definition des Begriffs „höhere Gewalt" wurde im I.U. nicht 
beliebt und so die Unklarheit^), welche diesem aus dem römischen 
Recht in die Gesetzgebung der Kulturstaaten übernommenen Begriffe ^) 
anhaftet, nicht gelichtet*). Es läßt sich begreifen, daß man Bedenken 



T«irliut erlittok haben wSrde oder «rlelden konnta. AuBardem tehUeftt ein konknrrierendes 
Vertehnlden der Bahn die Anwendung der nur filr normale Verhiltnisfe gereehtfertigten 
Vorsdnift ans (B.raa.Get.Entw. S. 84). 

1) Prot a. H.6.B. 8. 4789. 

S) Es würde so a. B., wenn Ton 100 Sieken einer abhanden gekommen ist, Ersats 
abgelehnt werden kfinnen^ obwohl der Verlast dieses Saekes nicht Folg» der natfirlichen 
Besehalfenheit der Ware ist 

8) Siehe 8. 44 and 148. 

4) Das preoB. BlB.Ges. Ton 1888 } 85 hatte „nnabwendbaren ioBeren ZofiUl**, welchen 
Aosdroek es ans preofi. Landrecht ( 1789 Teil II Tit 8 ftbemommen hat, also einen be- 
stimmteren und klareren Aosdroek. Ueber die Ersetsong dieses Aosdroeks dorch den der 
hSheren Gewalt Im B.Haftpflichtge8. Tgl. dessen Entstehongsgeschiehte bei Westerkamp 
(bei Endemann, Handboch, IH) 8. 851 f. 

5) Gegen die Aofnahme des phrasenhaften Aosdroeks (so Bahr in Beehmann 
ond Seydel, Krit Vierteljshrseehrlft, Bd. XXVUI 8. 804) „höhere Gewalt«« ins H.G.B. 
hfttte (rieh s. Z. sehen Goldschmidt (Beilageheft so Bd. m der Z., S. 118, „anklaren 
BegiliP«) aosgesprochen« Jetst wird aoefa Tor seiner Anftiahme Ins deotsehe CiT.Ges.B. 
gewarnt Vgl. Gerth 8. 818; Gelpcke ond ▼. Schey, Verh. d. 88. deotschen Joristen* 
tii«8, I 8. 885{ n 8. 58 fP. 

8) Aof der 1. Konferena teUte 8 a t 1 g n 7 - Frankreich die Aoffiusong der franaöslschen 
Gerichte ttber diesen Ponkt mit Seine Frage, ob diese Ton der Konferena geteilt werde, 
worde blähend beantwortet (Prot I 8. 65). 

13* 
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trag, das in der Litteratur vielbestrittene Problem intemationalrechüich 
zu lösen, nachdem ein befriedigender LOsungsversuch f&r die inner- 
staatliche Gesetzgebung bisher noch nicht geglückt war. Der Richter 
hat daher bei Anwendung des LU. den B^riff auf Grund allgemeiner 
Bechtsprinzipien festzustellen, ohne daß er hierbei durch das Recht 
der Yersandtbahn ^) gebunden wäre'). 

Da der Begrifi „höhere Gewalt^' aus dem römischen Rechte ent- 
nommen ist, wird naturgem&ß auch die Aufifassung der römischen 
Juristen über Tis major für uns von großer Bedeutung sein. Wir sind 
aber durchaus nicht sklavisch an die Auflassung der römischen Juristen 
gebunden, da der Begriff auf römischrechtlicher Basis erwachsen, eine 
selbständige Gestalt im modernen Rechtsleben gewonnen hat 



1) Dieses erklirt mr mABgebend Eger bd Rassow, 1891, 8. 479, aber mit Un- 
recht, denn im I.U. ist hier nieht aaf das Recht des Versandtorts Tenriesen. £ine solche 
Verweisung wird aber nicht durch dne AeuBemng der Kommission anf der 8. Konferenn 
ersetst RoAland hatte nimlich aof der 8. Konfereni sn Art 5 beantragt, am einer ver- 
schiedenen Anslegnog der Worte „Umstände, weiche ab höhere Gewalt in betrachten dnd*', 
Torsabengen, an erwähnen, dait darunter auch Unterbreohnng des Transports infolge Weisnng 
der Regierung su verstehen seL Die Kommission erkürte aber eine Umschreibung des 
Ausdrucks „höhere Oewalt*' für unnötig und sogar für geflUirlich. In jedem einielnen 
Falle werde nach den allgemeinen Rechtsprinaipien und den natioDalen Oesetsen lu ent- 
scheiden sein, was unter „höherer Gewalt*' su Tcrstehen sei. G er stner •Deutschland 
erklXrte dieser Begründung nieht in TOllem Um&nge anstimmen au können. Nicht jeder 
BeschluB der Regierung könne hierher geslhlt werden, da dieselben Öfters Bahnen auf 
eigene Rechnung betriebe. Es mflsse dem richterlichen Ermessen anheimgestellt bleil>en, 
nach den besonderen Umstinden des einseinen Falles su entscheiden, ob „höhere Gewalt" 
yorliege oder nicht (Prot. III S. 27 f.). Richtig auch Gerstner S. 105. 

S) So dOrften auch folgende Vorschriften des s c h w e i s. Tr.G. (besonders Z. 2 und 8) 
nieht schlechthin bindend in Besug auf Internat. Transporte sein. 

Schweiser. Tr.G. (1898) Art. 6 bestimmt nimlich: „Als höhere Gewalt (unab- 
wendbarer Zufall, force majeure, cas fortuit) im Sinne des Gesetaes können nicht geltend 
gemacht werden UnflUle, welche herbeigeftUirt worden sind: 

1. durch irgend welche Versehen oder Vergehen der Beamten oder Angestellten, auch 
wenn dieselben nicht schon unter dem im Art 29 angegebenen G^ichtspunkte Ton der 
Transportanstalt su vertreten sind; 

2. durch Versehen oder Vergehen der In anderen als für den Transport f&r Passagiere 
bestimmten Wagen sugelastenen Personen; 

8. durch die gefkhrdenden Eigenschaften oder die mangelhafte Verpackung trans- 
portierter Gegenstftndei 

4t. durch fehlerhafte, den aUgemeinen Anforderungen der Technik nicht entspreeheade 
Einrichtung des Baues oder Betriebes der Anstalt; 

6. durch mangelhaften Zustand der Anstalt selbst oder ihrer Betriebsmittel; 

6. durch Michtbefolgung oder ungehörige Befolgung von Vorsichtsmaßregeln oder Vor- 
kehrungen, die durch allgemeine poliseiUche Anordnungen oder spesielle Konsessions- 
bestimmungen der Anstalt sur Pflicht gemacht sind.** 

(Es sollte, wie es in der Begründung des Tr.G. ▼. 1876 geschah wegen der groBea 
Verschiedenheit der Ansichten und wegen des Mangels eines höchsten Gerichtshofs wenigstens 
negaÜT der Begriff abgegrenst werden besfiglioh solcher FXUe, in denen es nahe liegen wUrde, 
einen unabwendbaren Zufall ansunehmen. Vgl Fick S. 140.) 
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a) Die ünabwendbarkeit des (schädigenden Ereignisses) Unfalls 
ist das charakteristisclie Merkmal der höheren Gewalt. Diese läßt sich 
aber nicht abstrakt feststellen, nach äußeren, objektiven Eigenschaften 
des Ereignisses, sondern die Frage, ob ein Ereignis abwendbar war oder 
nicht, kann nur in Bücksicht auf die besonderen Verhältnisse des ein- 
zelnen Falles beantwortet werden '). Die Unvermeidbarkeit ist eine 
relative '). War das Ereignis vermeidbar oder abwendbar, und die Bahn 
hat nicht Alles gethan, was in ihren Kräften stand') und was ver« 



1) Diese das Wesen der vis mijor in dem Verhiltnisse des Widerstandes, welehe 
der Ersatspflichtige gegenfiber dem Ereignisse leistet, erblickende sabjektive Theorie hatte 
Goldschmidt's (Receptom, Z. III 8. 84 ff.; ygl. noeh XVI S. 824 ff.) bahnbrechender 
Aafsali über das receptnm inr Herrschaft in Theorie (Tgl. die bei £ g e r I S. 259 Citierten) 
nnd Praxis gebracht Aach in Frankreich herrscht diese relative Theorie — t»toat 
dopend done des eirconstances** sagt Co teile p. 444. Dernbarg (Preafi. Pr.B. II § 69 
3. A., nnd bei Grünhnt, Zeitschr., XI S. 886 ff.) hatte ihr dann eine selbständige 
Wendnng gegeben. Während die Beehtsprechaog noch anf dem Boden dieser Theorie 
steht, weicht die Litteratnr vielfach von ihr ab (vgl. s. B. die Schriften von Brackner, 
Die eostodia, 1889; v. Hollander, Vis mijor, 1892, and Gerth 8. 105 ff.). 

2) Die objektive Theorie, welehe das Wesen der höheren Gewalt in gewissen äaBeren 
Merkmalen eines Ereignisses findet, hat in E x n e r (bei G r fl n h n t , Zeitschr., X 8. 497 tt.) 
nenerdings eine gllniende Vertretung geftinden, ohne daB es ihr gelangen wäre, nachhaltigen 
EinfloA aof Theorie and Praxis in gewinnen. 

E X n e r a. a. O. 8. 582 faAt „höhere Gewalt** aaf als „ein Ereignis, welches : 1) außer- 
halb des Betriebskreises der betreffenden Verkehrsanternehmung entsprangen, durch Herein- 
wirken in diesen Betriebskreis einen Schaden an Leib und Gut verursacht hat, und welches 
2) vermOge der Art und Wucht seines Auftretens die im ordentUchen Laufe des Lebens 
SU gewirtigenden ZufUle augenscheinlich übersteigt.*' (Die Haftpflicht sei ausgeschlossen, 
„wo der kasuelle Charakter des Unfalls prima facie evident ist**, a. a. O. S. 550.) Diese 
Theorie bietet aber nicht, wie sie beabsichtigt, feste Kriterien, denn die Unbestimmtheit in 
Besug auf diesen „kasuellen Charakter'* ist eine lu grofie, als daB sie geeignet sein könnte die 
Unklarheit des Begriffs „höhere Gewalt** sn bannen. Ueberhaupt erheischt die Bearteilung 
betreffii Punkt 2 ein Eingehen anf die konkreten Verhältnisse des Falles, wie das nach der 
inbjektiTen Theorie der Fall ist. — Das Erfordernis sub 1, die äoBere Herkunft des schädigen- 
den Ereignisses ist ein dem Begriffe der höheren Gewalt gans fremdes Moment. Ob ein 
LokomotivfBhrer plötslich wahnsinnig, von einem Schlaganfall betroffen oder vom Blitie 
ersehlagen wird und infolge dessen der Bahnsag entgleist (B. O.H.G. VllI S. 81 ; B.G. I 
S. 254), ob eine Dynamitbombe im Augenblicke des Zugabgangs in den Eisenbahnwagen 
gelegt oder von auflen auf diesen geschleudert wird, ist gleichgültig. In all diesen Fällen 
dOrfte das Ereignis auch bei gröBter Vorsicht nicht vermeidbar sein, es stellt sich in der 
Regel dar als ein casus, cui resisti non potest, als ein damnum fatale (vgl. ttber die Theorie 
Exner's besonders Dernburg bei Grfinhut, Zeitschr., XI S. 385 ff., und Gerth 
8. 181 fL). Die Ansicht Cosack's (S. 898), daB ein Unfall, der im Frachtbetrieb des 
Frachtfahrers entstanden ist, niemals als höhere Gewalt gelte, dürfte weder aus dem 
römischen Bechte, noch aus dem H.G.B. su begründen sein. 

8) Jedenfalls hat die Bahn nur etwas menschlich Mögliches su leisten, sie haftet auf 
keinen Fall für Ereignisse, denen menschliche Kräfte überhaupt nicht su widerstehen ver- 
mögen (vgL Prot. s. H.G.B. 8. 4698). Sie haftet aber auch dann nicht, wenn das 
Ereignis nur durch ungeheuere Kosten verursachende Mafiregeln, die mit einem rationellen 
Bahnbetrieb unvereinbar sind, hätte verhütet oder in seinen Folgen hätte abgewendet werden 
können. Die Bahn braucht nur solche Mittel in Anwendung au bringen, die ihr vernünftiger 
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nünftiger Weise (so daß die f(ir die Abwehrmaßnahmen aufgewendeten 
Kosten in einem entsprechenden Verhältnisse zu dem angestrebten wirt- 
schaftlichen Erfolge standen) erwartet werden konnte, hat die Bahn 
also die entsprechenden Maßnahmen zur Abwehr eines durch rationelle 
Vorkehrungen abwendbaren Unfalls nicht getroffen, so fällt ihr ein Ver- 
schulden zur Last. 

Ebenso wie die Unabwendbarkeit des Unfalles zählt auch die Un- 
möglichkeit der Vermeidung der schädlichen Folgen desselben mit nor- 
maler Eraftanstrengung zu den Erfordernissen der höheren Gewalt. 

b) Ein weiteres wesentliches Erfordernis der höheren Gewalt ist, daß 
der Eintritt des Ereignisses vom Willen der Bahn und ihrer Bediensteten 
unabhängig ist, daß diesen keinerlei Verschuldung zur Last fällt ^). 

Die Bahn hat unbedingt den Unfall zu vertreten, wenn sie nicht 
„die äußerste Vorsicht und Sorgfalt", „alle denkbare*) Umsicht"*), 
d. i. die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers^) angewandt hat. 

Die Bahn, die den Unfall als höhere Gewalt nachzuweisen hat, 
muß auch den für diese wesentlichen Faktor, die Anwendung der er- 
forderlichen Sorgfalt beweisen^). 

Vielfach wird die Meinung vertreten, daß gewisse Ereignisse wie 
die Handlungen und Unterlassungen der Bahnbediensteten und Be- 
schädigungen durch Transportmittel nie als höhere Gewalt betrachtet 
werden können ^). Diese Auffassung kann in dieser Allgemeinheit nicht 
als zutreffend erachtet werden, denn auch hier kommt es auf die kon- 
kreten Verhältnisse des Einzelfalles an, ob die Erfordernisse der „höheren 
Gewalt" in der Handlung (Unterlassung) der Bahnbediensteten gegeben 
sind, ob die Wirkungen der mangelhaften Beschaffenheit der Transport- 
mittel ^) durch Anwendung der entsprechenden Sorgfalt hätten verhindert 
oder die Schadensfolgen abgewendet werden können ^). Bei Verneinung 
dieser Fragen ist auch in einem solchen Falle „höhere Gewalt" an- 
zunehmen. 



Weise zngematet werden können, also sie braacht s. B. nicht das Bahngeleise mit einer 
Mauer an umgeben, bombensichere Gewölbe anzulegen. Derartige Maßnahmen erwartet die 
▼ernfinftige Verkehrsanschauung nicht 

1) Vgl. Goldschmidt, Beceptum, Z. III S. 90. 

2) B.G. XIV S. 88; XXI S. 17. 

S) un caso che la piü scrupulosa atteniione non avrebbe potuto prevenire ed evitare 
(Entscheidung des App. Ger. Venedig bei Vidari n. 260); quMl n'a k se reprocher aneon 
fait d'imprudence ou de n^gligence (Entscheidung des Pariser Kassationshofs bei Sarrut 
n. 772); vgl. noch Cotelle p. 209. 

A) Vgl. Gasca m p. 447 n. 1. 

5) Vgl. Cotelle p. 208; Gasca III p. 447 n. 5. 

6) Vg. z.B. V. Hahn II S. 602. 

7) Die mangelhafte Beschaffenheit des Materials kann auch durch höhere Gewalt ver- 
ursacht sein. 

8) Vgl. Eger, Entscheidungen, III S. 854 ; IV S. 237 f.; Sammlung d. Entsch. 
d. bayer. ob. Ger., II S. 365 f.; Sarrut n. 758; Cotelle p. 444. 



I 
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c) Was nan jenseits dieser Verschuldungsgrenze liegt, ist casus, 
und es würde demnach Zufall und höhere (Gewalt identisch ^) sein ^). 
Mag nun dies auch f&r das römische Recht zutreffen, so wollte man 
in modernen Gesetzen (im H.6.B. und anderen Beichsgesetzen) unter 
höherer Gewalt etwas anderes als unter Zufiall verstanden wissen'). 
Begrifflich unterscheiden sich zwar beide nicht, die höhere Gewalt er- 
scheint aber als eine besondere Art des Zufalls^). Man hat es unter- 
lassen, scharfe Kriterien, welche diese vom gewöhnlichen Zufall unter- 
scheiden, aufzustellen. Was der Gesetzgeber nicht vermochte, ist auch 
der Theorie und Rechtsprechung nicht gelungen, weU der Begriff eben 
ein unklarer war ^). Man glaubte einen scharf umschriebenen technischen 
Begriff aus dem römischen Rechte zu übernehmen, irrte sich aber in 
dieser Voraussetzung. 

d) Wenn nun auch besonders die deutsche und französische Recht- 
sprechung in zahlreichen Entscheidungen mit gesundem Takte die 
leitenden Gesichtspunkte an der Hand der von den römischen Juristen 
aufgestellten Beispiele im Wesentlichen gut herausgefunden und den ge- 
setzgeberischen Gedanken richtig entwickelt hat, so zeigten sich doch 
mitunter auch Schwankungen, welche die Nachteile einer der festen 
Rechtsgrundlage entbehrenden Praxis scharf beleuchteten. Nach dieser 
wird im Allgemeinen höhere Gewalt als unwiderstehlicher Zufall aufge- 
faßt. Man versteht unter höherer Gewalt ein, durch Naturkräfte oder 
menschliche Handlungen herbeigeführtes Ereignis, das die Bahn durch 
Maßregeln, wie sie nach allgemeiner Verkehrsanschauung geboten waren 
und zu dem zu erreichenden Erfolge in vernünftigem Verhältnisse 
standen, weder abwenden noch in seinen Folgen unschädlich machen 
konnte^). Diese von Goldschmidt ^) aufgestellte, in einer großen 



1) Vgl. Qerth S. 111, 210 fOr das rSmisch« Recht 

2) Dieser schon yon der Glosse vertretene Standpunkt, daB yIs major, casus fortnitus 
und casus identisch seien, wird auch yon den Kommentatoren des Code civil festgehalten, 
welchen „force majeure** und „cas fortuit" der Rechtswirkung nach gleichwertige Begriffe 
sind (vgl. Einer a. a. O. S. 605). So unterscheidet xwar die ftransös. Jurisprudens force 
migeure, die durch menschliche Handlungen herheigef&hrten, und cas fortuits, die durch Zufall 
oder Natnrgesetie herrorgehobenen Ereignisse, ohne dafi dieser Unterscheidung irgend eine 
praktische Bedeutung beigemessen würde. Vgl. Lyon-Caen et Renault HI n. 599; 
ebenso auch italienische Doktrin vgl. Levi, Contratto p. 68 s. 

8) Gerth S. 210. 

4) Vgl. R.G. XXI S. 15. 

5) Treffend sagt Th51 III S. 89: „Bei dem Ausdrucke höhere Gewalt wird dunkel 
etwas herausgefühlt, wosu der Ausdruck keineswegs immer pafit." 

6) Vgl. auch die fransSsische Auffassung : „Les cas de force migeure et les cas fortuits 
sont des Csits snp^rieurs k la volonte et k la force de Thomme, qul n*6tant pas capable 
de les pr^venir ou de les empdcher** (Cotelle p. 448). 

7) Goldschmidt, Receptum, Z. III S. 115; ähnlich auch Cotelle p. 448; 
Sarrut n. 751; Marcheslni I n. 161. 
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Zahl von gerichtlichen Entscheidungen (besonders R.O.H.G. und KG.) ^) 
angenonunene Definition giebt wohl im Wesentlichen die für den Begriff 
„höhere Gewalt^^ charakteristischen Merkmale. Da diese nicht objektiv 
feststehende sind, so h&ngt Alles ab von der Auffassung des Richters 
über das Verhältnis der Widerstandskraft der Bahn und ihrer Be- 
diensteten zu dem Unfall. 

e) Im Einzelnen werden zu den umständen, welche als höhere Ge- 
walt zu betrachten sind, gezählt elementare Naturereignisse, wie Erd- 
beben, Erdrutsch, Orkan'), Schneesturm'), üeberschwemmung ^), 
Feuersbrunst ^), Frost ^). Sodann Handlungen von Menschen, die sidh 
als unwiderstehliche erweisen, die durch die als gewöhnliche Vorsicht 
gebotene Vorkehrungen nicht abwendbar waren, wie Diebstahl^), 
räuberischer Anfall®), Kriegt), Revolution*), gerichtliche Beschlag- 
nahme ' ^), obrigkeitliche Anordnungen ^ ^) u. s. w. 

f) Nur dann ist die Einrede der höheren Gewalt begründet, wenn 
das als solche zu betrachtende Ereignis den Schaden verursacht hat ^'). 

IV. Einen ganz besonderen Haftausschließungsgrund stellt Art. 43 
auf: „Wenn Gegenstände, welche vom Transport ausgeschlossen oder 
zu demselben nur bedingungsweise zugelassen sind, unter unrichtiger 



1) Vgl. B.O.H.G. II S. 259 f.; VIII S. 80, 161; B.G. XXI S. 17; Eger, Ent- 
BcheidongeDi III 8. 863 (B*G.); Entscheidungen des Ob.Land.Gkr. Hamburg bei Gold- 
Bchmidty Z. XXXVI S. 278) Sammlung d. Entscheid, d. bayer. ob. Ger., II 
S. 68, 866 ) m 8. 778 u. a. m. 

2) Ein Windstofi, dessen Scliadenswirknng durch geeignete Vorkehrungen hfttte ver- 
hindert werden kennen, ist nicht höhere Gewalt. Vgl. Cotelle p. 448 s. 

8) Vgl. Cotelle p. 447; Marchesini U n. 848. 

4) Vgl. Sammlung d. Entsch. d. bayer. ob. Ger., III 8. 779; Lam4 
Fleury p. 911 ss.; Cotelle p. 218. 

5) Diese darf aber weder direkt noch indirekt durch die Bahn besw. durch mangel- 
hafte Löschvorrichtungen Terursacht sein. Vgl. Sarrut n. 762; Lanckman n. 507; 
Vidari n. 260. So wird die Magaiiniemng feuergefihrlicher Waren in nicht gewölbten 
oder sonst gegen die Ausbreitung des Feuers nicht herkömmlicherweise gesicherten Blumen 
als Außerachtlassung der angemessenen Sorgfalt betrachtet, B.O.H.G. VIII S. 81, Tgl. 
noch II 8. 259, und Sammlung d. Entsch. d. bayer. ob. Ger., II 8. 68. 

6) Sarrut n. 769; Lanckman n. 609. 

7) Beim Diebstahl kommt es auf die besonderen Verhältnisse des Falles an, besonders 
ob er unter Anwendung von Gewalt erfolgte. Vgl. B.O.H.G. XX 8. 124; Sarrut n. 760. 

8) Cotelle p. 448. 

9) Nicht der Kriegszustand an und für sich, sondern die durch die kriegerische Aktion 
bedingten Mafinahmen, wie Bequisition, militärische Occupation der Bahnhöfe, Plünderung 
n. s. w. können je nach den begleitenden Umständen als höhere Gewalt betrachtet werden. 
Vgl. Sarrut n. 765, 766; Picard IV p. 786 s., und Cramer p. 76 ss. 

10) Eger, Entscheidungen, VII S. 201. 

11) s. B. Beschädigung infolge angeordneter Desinfektion, pollieiliche Konfiskation 
des Gutes. Vgl. ftber derartige Fälle, sog. faits des prince, Cotelle p. 214 s. 

12) Das Ereignis ist als wirkliche, nicht nur als mögliche oder wahrschdnliche 
Schadensursache nachzuweisen (vgl. Eger, Entscheidungen, IV 8. 286). 
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oder ungenauer Deklaration zur Beförderung aufgegeben, oder wenn 
die für dieselben vorgesehenen Sicherheitsvorschriften vom Absender 
aufier Acht gelassen werden, so ist jede Haftpflicht der Eisenbahn auf 
Grund des Frachtvertrags ausgeschlossen/' 

Dieser Haftausschließungsgrund unterscheidet sich von den unter 
I— HI angefahrten schon dadurch, daß er nicht nur Ersatzansprüche 
wegen Verlust, Minderung und Beschädigung, sondern auch solche wegen 
verspäteter Ablieferung beseitigt Die im Art. 2 und 3 vom Internat. 
Transport ausgeschlossenen bezw. nur bedingungsweise zu diesem zu- 
gelassenen Güter können nicht bezw. nur unter Erfüllung der auferlegten 
Bedingungen (bes. Beobachtung der in Anlage I gegebenen Sicherheits- 
vorschriften) Gegenstand eines Internat Eisenbahnfrachtvertrags bilden. 
Ist nun in Widerspruch mit den Vorschriften der Art. 2 und 3 ein 
solches Gut von der Bahn zur Beförderung angenommen worden, mithin 
formell ein Internat Frachtvertrag zu Stande gekommen, so fehlt diesem 
materiell die Hauptwirkung eines solchen, die Haftpflicht. 

Voraussetzung dieser Ausschließung der Haftpflicht ist also Auf- 
gabe solcher vom Transport ausgeschlossener oder bedingungsweise zur 
Beförderung zugelassener Gegenstände entweder unter unrichtiger oder 
ungenauer Deklaration oder unter Außerachtlassung der für dieselben 
vorgesehenen Sicherheitsvorschriften durch den Absender. Ob diesem 
ein Verschulden zur Last fällt oder nicht ^), ist gleichgültig*). Sobald 
eine dieser beiden Voraussetzungen vorliegt, tritt die Rechtsfolge der 
Ausschließung der Haftpflicht der Bahn auf Grund des Frachtvertrags 
ein. Es kann mithin kein Ersatzanspruch auf Grund der Art. 29 ff. 
gegen die Bahn geltend gemacht werden. 

Dagegen besteht auch in diesem Falle die Haftpflicht der Bahn aus 
anderem Rechtstitel (nur nicht aus dem Frachtvertrag), z. B. aus dem 
Verwahrungsvertrag, wegen Unterschlagung, Betrug u. s. w. '), die 
sich nicht auf die Normen des I.U. sondern auf landesrechtliche Be- 
stimmungen gründet. 

Außer dieser negativen Rechtsfolge tritt aber auch noch als positive 
die in Art 7 und Ausf.-Best § 3^) für unrichtige Inhaltsangabe einer 
Sendung etc. dem Absender angedrohte (Taxzuschlag, Nachzahlung der 
FrachtdUfferenz, Schadensersatz, polizeiliche und kriminelle Strafen) ein. 



1) Gerada in Hinblick anf diesen Umstand dürfte der anf der 1. Konferenz gelnBerten 
Ansicht, daB die Bestimmung des Art 43 xa streng sei, beixapflichten sein (Prot. 13. 44). 

8) Liegt ein Verschalden des Absenders nicht vor, dann bleibt aber die Bahn für 
den Fall der Arglist oder groben Kachlftssigkeit der Bahnbedlensteten haftbar. Dagegen 
würde letzteren Falls, wenn auch dem Absender ein Verschalden zar Last i%llt, die Ver- 
antwortlichkeit der Bahn wegfallen. Vgl. Prot. I S. 44 f . ; G e r s t n e r S. 893. 

8) Vgl. Gerstner S. 894. 

4) Vgl. S. 76 ff. 
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§ 25. 
AussohUebang der Haftong fOr besondere GeCsdiren ^), 

Von dem Grundsatz der strengen Haftung der Bahn fOr Verlust 
und Beschädigung des Gutes sind außer den in § 24 erörterten all- 
gemeinen Ausnahmen noch eine Reihe von Ausnahmen anerkannt für ge- 
fährliche Transportarten und solche Warengattungen, deren Transport 
mit besonderen Gefahren verknüpft ist. Diese werden im engen Anschlüsse 
an H.G.6. Art. 424 ') und B.R alt § 67 im Art. 31 aufgezählt 

Der schweizer. Entwurf") wollte die Beurteilung der Zulässigkeit 
einer Beschränkung der Haftpflicht der Bahn dem Rechte des Absendungs- 
orts überlassen^), doch fand die einheitliche Regelung einer so tief 
eingreifenden Frage, wie sie der deutsche Entwurf vorschlug, mit ge- 
ringen Abänderungen Annahme. 

Die Ausschließung der Haftpflicht der Bahn, welche in Rücksicht 
auf besondere gefährliche Umstände des Transports, aber nur für den 
durch diese verursachten besonderen Schaden, angeordnet ist,, erstreckt 
sich nach Art. 31 *) auf folgende Fälle •) : 

Die Eisenbahn haftet nicht 

I. „In Ansehung der Güter''), welche nach der Bestimmung des 

1) Art. 81 (H.a.B. Art. 424; V.O. § 77). 

2) Während H.G.B. Art. 424 diese BeschrKokangen als AosDahmen tod dem Verbot 
TertragsmftBiger Beschränkongen der Haftpflicht der Bahnen festsetst, werden sie hier, nach- 
dem schon B.R. alt § 67 von dieser Befagnls Gebranch gemacht hat, dareh I.U. Art. 81 
als gesetsliche AnsschlieBang besw. Beschränkung der Haftpflicht eingeführt. 

8) Art 28 (Prot. I 8. XXVIII). 

4) Mit fibersengenden Grfinden bekämpfte Eger (Einf. S. 119) den schweiser. Vor- 
schlag, indem er sogar die Meinung vertrat, dafi, wenn Aber die besonderen Beschränknngen 
der Haftpflicht — dieser Kardinalfrage des ganaen Eisenbahnfrachtreehts — nicht ToUe 
Einheit ersielt würde, die Internat. Vereinbarong ihren wesentlichen Zweck verfehlen würde. 

5) Nachgebildet H.G.B. Art. 424 nnd B.R. alt § 67 A. 2—6, lomeist w5rtlich flberefai. 
stimmend mit V.O. § 77. Während nach H.G.B. eine Beschränkung der Haftpflicht nur 
fakultativ eingeführt war, ist sie nun sowohl für den internen Verkehr als im internationalen 
in einer gesetilichen geworden. — Aehnlicb Codice di com. a. 401; übereinstimmend 
Tarif fe a. 180. Mit Art. 81 stimmt überein seh weis. Tr.G. (1898) Art. 81; belg. 
E.G. Art. 87; rnss. E.G. Art. 104. Solche Beschränkungen der Haftpflicht sind auch in 
Frankreich bekannt (tarif special k clause de non-responsabiUt^) ; vgl. Sarrnt n. 217, 221. 
Nach der neueren fransdsischen Rechtsprechung hat diese clause die Wirkung, die Beweialast 
für die Haftpflicht der Bahn dem Kläger aufsulegen (Co teile p. 257). 

6) De Seigneuz p. 46, nnd Prot. I 8. 86, bekämpfte den Inhalt des Art 31 
als gefährlich oder unnüts, weil mit Verschulden oder Anweisung des Berechtigten oder 
mit einem inneren Fehler der Ware oder mit höherer Gewalt in direkter oder indirekter 
Beziehung stehend, vermochte aber mit seinem Angriffe nicht durohsudringen. 

7) Dies findet Anwendung auf alle Güter ohne Ausnahme, die auf Grund der an- 
luwendenden Tarife oder nach Vereinbarung mit dem Absender in offen gebauten Wagen 
transportiert werden. Vgl. Erklärung des Centralamtes in Zeit sehr. f. int. Eisenb., 
I S. 266. 
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Tarifes ') oder nach Yerembarang ') mit dem Absender') in offen ge- 
bauten Wagen transportiert werden, für den Schaden, welcher aus der 
mit dieser Transportart verbundenen Ge&hr entstanden ist" (Art. 31 
Z. 1). 

Im Interesse des Verkehrs wird hier wie bei den unverpackt zum 
Bahntransport zugelassenen Gütern durch billige Frachtsätze überhaupt 
erst die Transportmöglichkeit geschaffen namentlich für solche Massen- 
güter, wie Steine, Kohlen, Holz etc. ^), welche Witterungseinflüssen aus- 
gesetzt werden können, ohne Schaden zu erleiden. Der Absender, der 
die Vorteile dieser Transportart (Transportpreisermäßigung) genießt, 
muß auch die Nachteile desselben mit in den Kauf nehmen und die 
Folgen dieser Beförderungsart selbst tragen. Die Bahn ist in der 
Regel bei Aufbietung aller Sorgfalt nicht in der Lage, die durch diese 
bedingten Schaden zu verhüten. Aber nur in Bezug auf denjenigen 
Schaden ist die Haftpflicht der Bahn ausgeschlossen, welcher aus der 
mit dieser Transportart (in offen gebauten Wagen) verbundenen Gefahr 
entstanden ist 

Der Begriff Schaden kann nicht einengend verstanden und etwa 
auf Witterungseinfiüsse u. dgl. beschränkt werden ^), da Art 31 Z. 1 
den Ausdruck Schaden') ganz allgemein braucht 



1) H.G.B. Art 4S4 nnd B.B. alt § 67 hatten ,,anbedeckte** Wagen. Man hatte aber 
auch schon biemnter nur solche Terstanden, welche nach ihrer Konstruktion nnd dauernden 
Einrichtung mit einer Bedeckung nach oben nicht Tersehen sind. Vgl. Qareis-Fuchs- 
berger 8.860 nnd die daselbst citierten Gerichtsentscheidungen. Uan wollte aber, obwohl 
in Theorie und Praxis darin fibereinstimmend, daS ein vorübergehend durch Decken ge- 
schütster dadurch nicht aufhört ein „unbedeckter^* su sein, jeden Zweifel benehmen und 
setzte I.U. „offen gebaut*' sUtt „unbedeckt" (Prot. II S. 46, 118). 

2) Die Vereinbarung, die auch eine stillschweigende sein kann, bedarf keiner be- 
souderen Form. Durch allgemeine Anordnung kann die Bahn bestimmen, welche Güter 
mit Anwendung einer ermiBigten Transportklasse unbedeckt befördert werden. Will der 
Absender die tarifarische Bestimmung nicht auf seine Sendung angewendet wissen nnd yer- 
langt er Transport im bedeckt gebauten Wagen, so hat er dies ausdrficklich im Frachtbrief 
▼orzuschreiben. Thut er dies nicht, so ist su präsumieren, dafl der Absender mit der 
Beförderung im offenen Wagen gem&fl den Tarifvorschriften einverstanden ist Der allge- 
meine deutsehe Gütertarif B III g 87 und 68 bestimmt, welche Gilter in offen gebauten 
und welche in gedeckt gebauten Wagen befördert werden müssen ; Anlage H (Zus -Best III 
in § 50 der V.O. enthält Vorschriften Über die Beladung offen gebauter Güterwagen). 

6) Diese ist nicht wie bei Art. 81 Z. 8 von der Zulässigkeit im betreffenden Staats- 
gebiete abhängig. Vgl. S. 206 Anm. 8. 

4) Vgl. Gerstner S. 887. 

6) B.O.H.G. IV S. 176 f. 

6) Das sohweii. Tr. G. 1898 Art 82 Z. 5 gebraucht ihn in diesem beschränkenden 
Sinne, indem es die Vermutung ausschlieBt bei gänilichem Abhandenkommen des Gutes 
oder bei Verminderung der Stückzahl oder des angegebenen Gewichts. Ulrich S. 7 f. 
trat für die vom deutschen Handelsstande geforderte AusschlieBung von „Verlust nnd Dieb- 
stahl" von der mit dem Transport in offen gebauten Wagen verbundeneu Gefahr, die auch 
in Frankreich nnd Belgien anerkannt sei, ein, aber ohne Erfolg. 
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Ob in einem konkreten Falle (z. B. Brand) Verlast oder Be- 
schädigung des Gutes vorliegt, ist Sache richterlicher Feststellung ^). 

Solche Gefahren sind namentlich Beschädigungen infolge von Ein- 
flüssen der Witterung und der Natur des Eisenbahntransports, wie Durch- 
nässung ^), Eintrocknen, Zerbrechen durch Herabfallen anderer Gegen- 
stände auf die offenen Wagen, durch Anstoßen in Tunnels, durch Er- 
schütterungen, durch Herausfallen der Güter *), Einwirkung des Rauchs, 
Entzündung durch Funken aus der Lokomotive*). Auch Diebstahl^) 
durch Dritte (nicht Bahnbedienstete) kann zu den mit dieser Trans- 
portart verbundenen Gefahren gehören'). Ob der Schaden auf dem 
Transporte oder am Bestimmungsorte entstanden ist, erscheint gleich- 
gültig '). 

Ist der Schaden aber durch ein Verschulden der Bahn herbeigeführt 
worden, oder konkurriert ein solches auch nur mit »), so wird die Haft- 
befreiung der Bahn wieder aufgehoben, denn diese Klausel will der 
Bahn nicht einen Freibrief für Nachlässigkeit oder grobes Verschulden^) 
ausstellen. Als eine Schuld der Bahn ist es nicht zu betrachten, wenn 
sie gewisse Schutzmaßnahmen, durch welche der Schaden hätte abge- 
wendet werden können, z. B. Auflegen von Decken, nicht getroffen hat^^), 
da sie keine besondere Vorkehrung zum Schutze der Waren zu treffen 
verpflichtet ist. 

Die Haftung der Bahn ist ferner ausgeschlossen 
n. „in Ansehung der Güter, welche, obgleich ihre Natur eine Ver- 
packung zum Schutze gegen Verlust, Minderung oder Beschädigung auf 



1) Vgl. Zeitsohr. f. int. Eisenb., I S. 266. 
») B. O. H. G. m S. 64 ; XI S. 896 ; XI S. 488. 
8) Prot. I. H.G.B. S. 4796 f. 

4) B.O.H.O. IX 8. 887{ XV 8. 88; Eger, Entoch., V 8. 278. 

5) Vgl. Dernbnrg, Preaß. Pr.B., n § 806; B.O.H.G. VI 8. 177; XIX 8. 188. 

6) Anfirmllender Qewiobtsabgaog oder Verlast ganier Stücke ist nacb V.O. § 77 Z. 1 
nnter dieser Gefahr nicht sn verstehen. 

7) B. O. H. G. Xm 8. 488. 

8) I. B. infolge der Verwendung absolut untanglicher Kohlen sind die den Brand 
yerorsachenden Funken mit nngewShnlieher Heftigkeit geflogen (B. O. H. G. XV 8. 84) ; 
Einrangiemng eines mit leichtentiflndlichen Waren beladenen Wagens gegen die bestehende 
Uebong in in grofie Nähe der LokomotiTe (Eger, Entseheidongen, VI 8. 188); Diebstahl 
durch das Bahnpersonal. 

9) Vgl. Art „Schadensnachweis im BeschftdJgangsfalle** (Zeit sehr. f. int Eisenb., 
I 8. 844). 

10) Wenn Transport in offisn gebauten Wagen vereinbart war, thatsXohlich aber in 
bedeckten Wagen transportiert wurde, so ist die Haftpflicht der Bahn gerade so beschrftnkt, 
als wenn der Transport in offen gebauten Wagen stattgefunden hätte (Eger, Ent- 
scheidungen, I 8. 9 f., 11 ff.). Ueber die Verpflichtung der Bahn sur Beförderung mit 
Deeke und die tarifmftBige Deckenmiete vgl. Deutsche allgemeine Tarifvorschriften B 
§§ 41, 48 ff. 
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dem Transport erfordert, nach ErUärang des Absenders auf dem Fracht- 
briefe (Art 9) unverpackt oder mit mangelhafter Verpackung aufge- 
geben sind, für den Schaden, welcher aus der mit dem Mangel oder 
mit der mangelhaften Beschaffenheit der Verpackung verbundenen Ge- 
fahr entstanden ist'' (Art. 31 Z. 2). 

Diese Bestimmung erscheint als Eiigänzung zu Art. 9. Während 
hier die Haftpflicht des Absenders f&r nicht oder mangelhaft verpackte 
Gflter ausgesprochen ward ^), ist im Art. 31 Z. 2 die Haftbefreiung der 
Bahn für die aus dem Fehlen oder der Mangelhaftigkeit der Verpackung 
sich ei^ebenden schädigenden Gefahren anerkannt 

Voraussetzung dieser Haftbefreiung ist (außer der Aufgabe solcher 
nicht oder mangelhaft verpackter Güter, deren Natur eine Verpackung 
zum Schutze gegen Verlust etc. auf dem Transport erfordert) Aner- 
kennung des Fehlens oder der Mängel der Verpackung auf dem Fracht- 
brief. Die Erklärung auf dem Reverse (Art. 9) genügt nicht zur Er- 
zeugung der Rechtsvermutung, daß der Schaden, der aus der fehlenden 
oder mangelhaften Verpackung entstehen konnte, auch wirklich aus der- 
selben entstanden ist Für die Folgen äußerlich erkennbarer, aber nicht 
auf dem Frachtbriefe anerkannter Mängel der Verpackung haftet die 
Bahn gemäß Art 30, wenn die Erklärung nicht infolge arglistigen Ver- 
fahrens des Absenders unterblieben ist (Art 9) *). 

Eine weitere Ausnahme von der Haftpflicht der Bahn besteht 
ni. „in Ansehung derjenigen Güter, deren Auf- und Abladen nach 
Bestimmung des Tarifes oder nach besonderer Vereinbarung mit dem 
Absender, soweit eine solche in dem Staatsgebiete'), wo sie zur Aus- 
führung gelangt, zulässig ist, von dem Absender bezw. Empfänger be- 
sorgt wird, für den Schaden, welcher aus dem mit dem Auf- und Ab- 
laden oder mit mangelhafter Verladung verbundenen Gefahr entstanden 
ist" (Art. 31 Z. 3). 

Für gewisse Güterarten ist die Auf-^) bezw. Abladung durch Ab- 
sender bezw. Empfanger durch die Tarife vorgeschrieben. Dies ist 
durchweg der Fall bezüglich der Wagenladungsgüter ^) und einzelner be- 



1) Vgl. 8. SS f. 

5) VgL Schwab S. S6S. 

8) Uuk hielt 69 für notwendig, Art 81 Z. 8 dadurch mit Art. 8 A. 4 in Einklang 
sn bringen y daA auch in Art. 81 die ZoISasigkeit einer besonderen Vereinbaning von der 
ZnlSssigkeit dner lolchen nach den Yorschriften des betreffenden Staate« abhängig machte 
(Prot. lU S. 61). 

4) Die Thftfcigkeit dee Anfladens nmfaftt auch die AndteUung, Verladung der Güter 
im Wagen (vgl. Prot. z. H.G.B. 8. 6006). 

6) So nach den deutschen Tarifvorschriften B II ( 86 und 86. Ebenso auch üi 
Frankreich (wo Selbstauf- und Abladen durch eine Klausel der Speaialtarife obligatorisch 
und faknltatiT gemacht werden kann). Vgl. Sarrut n. 216; Picard IV p. 698, 697; 
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sonders schwerer (in Deutschland über 750 kgr.) und kolossaler Gegen- 
stände, während für Stückgüter i^ der Regel durch die Tarife Selbst- 
yerladung nicht gestattet ist^). Auf Grund besonderer Vereinbarung 
kann die Bahn ^) das dem Absender bezw. Empfänger obliegende Auf- 
und Abladen übernehmen. Im Falle der Selbstverladung entzieht sich 
diese Thätigkeit ebenso, wie wenn sie kraft Vereinbarung erfolgt, 
der Au&icht und damit billiger Weise auch der Verantwortung der 
Bahn^). 

Auch hier ist die Nichthaftung beschränkt auf den Schaden, welcher 
aus der mit der Selbstverladung verbundenen Gefahr entstanden ist, 
d. h. nicht nur auf den Schaden, welcher unmittelbar durch die Mani- 
pulation des Ein- und Ausladens entstanden ist, sondern auch auf den 
Schaden, welcher während des Transports durch die unzweckmäßige, 
mangelhafte Verladungsweise hervorgerufen ist, z. B. Umfallen, Ver- 
schütten, Abstoßen etc. Ist der Schaden durch Verschulden der Bahn oder 
ihrer Leute hervorgerufen, z. B. bei Ueberweisung zu schwacher Wagen, 
so tritt die Haftung der Bahn wieder ein. 

Daß bezüglich der vom Absender selbst aufgeladenen Güter gemäß 
Art 8 A. 4 die Frachtbriefangaben über Gewicht und Stückzahl gegen 
die Bahn nicht beweiskräftig sind, wenn nicht Nachwiegung bezw. Nach- 
zählung durch die Bahn erfolgt und auf dem Frachtbriefe beurkundet 
ist, wurde schon oben (S. 55) hervorgehoben. 

IV. Eine weitere Einschränkung der Haftpflicht enthält Art 31 
Z. 4^) ,4n Ansehung der Güter, welche vermöge ihrer eigentüm- 
lichen natürlichen Beschaffenheit der besonderen Gefahr ausgesetzt sind, 
Verlust, Minderung oder Beschädigung, namentlich Bruch, Rost, inneren 
Verderb, Leccage, Austrocknung und Verstreuung zu erleiden, für den 
Schaden, welcher aus dieser Gefahr entstanden ist"^). Die Bahn ist 



in Belgien Lanekman n. S89, SSO. In Italien ist Auf- und Abladen in der Regel 
Sache der Bahnen mit Ansnahme der Tiertransporte, dooh kann es aaeh den Absendern 
beiw. EmpfXngem von der Bahn Überlassen werden (Tarif fe n. 59, 69 1 Marehesini II 
n. 117 SS.). 

1) Vgl. 8. 66. 

S) Wenn Absender oder Bmpfinger das Selbstanfladen oder -abladen durch Arbeiter 
der Bahn besorgen IKBt, so gelten diese als Beaoftragte des Absenders oder EmpflUigers, 
und die Haftpflicht der Bahn bleibt aasgeschlossen. Vgl. Deutsche allgem. Tarif- 
▼ or Schriften B II § 86) femer Entscheidong des Kreis- and Hofger. MannheJm bei 
Wehrmann S. 118. 

8) Fast wörtlich flbereinstimmend mit H.O.B. Art. 484 Z. 4. 

4) B.B. alt (67 A. 1 führte eine Reihe Ton B^pielen auf, wie Einrosten toq 
Metallwaren, Gewiehtsreriost yon Fischen, Aastem and SUdfrftchten, Brach bei Idcht ser* 
brechlichen Sachen (M6bel, EisengaB, Oias, Zacker in losen Broden), Verderben Ton Staendea 
and leicht entiflndlichen Sabstansen, wie Schwefelsiore, Scheidewasser, and von leicht in 
Gfthmng oder Fiolnis übergehenden Flflssigkeiten and anderen Gegenstinden, die dorch 
Frost oder Hitse leiden. 
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verpflichtet, nur eine der Natur dieser Waren entsprechende, allgemein 
Übliche Sorgfidt anzuwenden, die aber nicht auf eine Beseitigung der 
durch die Natur des Gutes und des Bahntransportes bedingten Schadens- 
ursachen gerichtet sein kann ^). 

Der praktische Hauptwert auch dieser Bestimmung besteht in einer 
Verbesserung der Rechtslage der Bahn durch ümkehrung der Beweislast. 
Während nach Art. 30 der Beweis, daß die Schädigung eine Folge der 
natürlichen Beschaffenheit des Gutes, der Bahn oblag, wurde diese Be- 
weislast ihr nun abgenommen durch die Bechtsyermutung , daß der 
Schaden aus solcher Ge&hr wirklich entstanden sei, wenn er daraus 
entstehen konnte (Art 31 A. 2). 

Die Haftungsbeschränkung des Art. 31 Z. 4 reicht sodann weiter, 
die Bahn ist hier in der Lage, in manchen Fällen ihre Verantwortlich- 
keit abzulehnen, wo sie dies nach Art. 30 nicht könnte'). Währrad 
Art 30 Ton „gewöhnlicher Leccage^^ spricht, hat Art. 31 Z. 4 „außer- 
gewöhnliche Leccage^\ Dieser Unterschied giebt einen Fingerzeig. 
Art 31 Z. 4 handelt im Gegensatz zu den normalen Schadenfolgen, 
die sich aus der natQrlichen Beschaffenheit des Gutes ergeben, von 
solchen, die aus einer ganz besonderen, d.i. eigentamlich gearteten 
Beschaffenheit des Gutes (,4^chte Verletzlichkeit^, „natflrliche Empfind- 
liehkeit^*) ') auch besondere Gefahren im Gefolge haben, welche die 
ersterwähnte Gattung von GQtem nicht bedrohen. Insbesondere ist es 
eine außergewöhnliche GelEahr des Verlustes oder der Beschädigung, 
welche sich aus einer derartig eigentümlichen Beschaffenheit ergeben, 
wo der Transport der in Art. 30 bezeichneten Güter keine oder nicht 
erhebliche Schadensfolgen befürchten läßt^). Die Grenzziehung ist 
aber eine schwierige. Der Richter hat darüber zu erkennen, ob ein 
Gut vermöge seiner eigentümlichen ^) natürlichen Beschaffenheit ^) dieser 
besonderen Gefahr, durch Bruch, Bost etc. beschädigt zu werden, aus- 



1) Vgl. Art SehAdensDMfawais (Ztitsehr. f. Int Bitenb., I S. 845). 

t) VgL T. Hahn U S. 780. 

8) So genügt z. B. nach thiar Entscheidmig des B.G. nicht das VorUegen der bloien 
Mdgllehkeit der Selbetentiftndiing (et handelte sich «m bengaUeehe ZttndhlUser), „ebenso- 
wenig wie es flbr Beseltigiing der Haftung lür Brach, Bost etc. genügt, daB das Gut durch 
Bmeb, Best etc. besehidigt werden kann. Es handelt sich am Güter, welchen eine 
ylelehte Yerletsbarkelt' oder ynatllrliche Empfindlichkeit* in der fraglichen Blchtong sa* 
kommt" (B.G. XV S. 149, 166). 

4) Vgl. Bger, I.U., Teztavsgabe 8. 116 f. 

6) Th51 m 8. 18S spricht hier von Gütern, welche der Art sind, dai sie den 
Transport überhaapt oder aaf einer Bisenbahn nicht so recht Tcrtragen k6nnen; „diese 
natürliche EmpfindÜehkeit gegen das Transportiertwerden ist ein ta Gnnsten der Bisenbahnen 
privflegierter geOhrlieher Umstand**. 

6) So haben preoB. Gerichte erkannt, dai feochte Knochen in Beziehnng aof Gewichts- 
▼eihiBte ta solchen, besonderen Geflkhren onterworfenen Gegenstlnden gehören. Vgl. Koch, 
Transportrecht, 8. lOS f., 107. 
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gesetzt ist^). Wenn z. B. die Beschädigung eines Gutes durch Bruch 
behauptet wird, so würde die Vermutung, daß dies der Fall, nur platz 
greifen, wenn das Gut wegen seiner eigentOmlichen natürlichen Be- 
schaffenheit der besonderen Gefahr des Bruchs ausgesetzt war ; das Vor- 
liegen der bloßen Möglichkeit, daß das Gut durch Bruch beschädigt 
werden kann, würde nicht genügen '). 

V. Nur als eine Anwendung des unter Z. 4 aufgestellten Prinzips 
stellt sich dar die 5. Ausnahme von der Haftpflicht des Art 31 Z. 5 *), 
welche diese ausschließt „in Ansehung lebender Tiere für den Schaden, 
welcher aus der mit der Befftrderung dieser Tiere für dieselben ver- 
bundenen besonderen Gefahr entstanden ist'* (Art. 31 Z. 5), sei es daß 
ein derartiger Schaden beim Auf- und Abladen ^) oder während des Trans- 
ports entstanden ist. Tiere jeglicher Gattung, wenn sie nur lebendig 
sind, werden hier vorausgesetzt. 

Was die besonderen Gefahren anlangt, so können diese durch den 
Bahntransport selbst (Fallen, Stoßen, Entspringen, Ersticken)^) oder 
durch die Zusammenverladung mit anderen (Beißen, Ausschlagen etc.) 
bedingt sein. 

Eine Haftung der Bahn würde nur eintreten, wenn dieser ein Ver- 
schulden zur Last fiült, z. B. Zusammenladen bösartiger Tiere mit anderen. 

VI. Endlich haftet die Bahn nicht „in Ansehung derjenigen Güter 
einschließlich der Tiere, welchen nach den Bestimmungen des Tarifes *) 
oder nach besonderer Vereinbarung mit dem Absender^) ein Begleiter 
beizugeben ist, für den Schaden, welcher aus der Gefahr entstanden 
ist, deren Abwendung durch die Begleitung bezweckt wird" Art. 31 Z. 6). 

Nur unter der Voraussetzung allgemeiner (tarifarischer) oder 
spezieller Vereinbarung, nicht also, wenn ohne Vereinbarung nur thatsäch- 
lich eine Begleitung erfolgt ^), tritt diese Rechtsvermutung ein. 



1) Eine ZasammenstellüDg von Geriehtoentteheidongen Über die in diese Kategorie 
fallenden Schadensarsachen findet sich bei Eger III 8. 886 f. 

2) Vgl. B.G. XV S. 149. 

8) WSrÜich ttbereinstimmend mit H.G.B. Art 484 Z. 5. 

4) Da nach den meisten Tarifen Tiere vom Absender beiw. EmpfXnger anf- und 
abgeladen werden, konkurrieren hier die Bestimmungen Ton Art. 81 Z. 8. Vgl. Gerstner 
S. 844. 

6) Vgl. B.B. alt § 44. 

6) Anfier fUr Leichen ist die Begleitung durch V.O. §§ 48, 60 B Z. 4, 44 A. 4 vor- 
geschrieben fOr Lokomotiven, Tender, Dampfwagen, sofern sie auf eigenen Bidem laufen. 
FOr lebende Tiere mit Ausnahme kleiner Tiere, besonders Geflügels, kann Begleitung von 
der Bahn gefordert werden. 

7) Hier ist deren Möglichkeit nicht von der ZuIKssigkeit im betreflbnden Staatsgebiete 
abhftngig gemacht wie bei Z. 8. Vgl. S. 806 Anm. 8. 

8) Eine solche weist weder auf die Voraussetiung einer reohUichen Verpflichtimg 
hin, noch gesUttet sie einen 8ehln8 auf eine stillschweSgende Vereinbarung (B.O.H.G. XU 
S. 800). 
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Es handelt sich hier um solche Gefahren, deren Abwendung eine 
ununterbrochene Au&icht und Fürsorge (gewisse besondere Handlungen, 
z. B. Fütterung von Tieren) erheischt, die über den Rahmen der durch 
den Transportbetrieb der Bahnen bedingten Sorgfalt hinausgeht und 
deshalb kraft tarifarischer Bestimmungen durch Forderung der Begleitung 
abgelehnt wird. Auch das Interesse des Absenders kann mitunter eine 
solche Begleitung erfordern, das dann durch eine besondere Vereinbarung 
seine Befriedigung findet 

Welche Gefahren die Begleitung abwenden soll, ist im Zweifel durch 
richterliches Ermessen festzustellen. Aus der Natur des Gutes wird 
sich in der Regel auch die Art der Gefahr ergeben, gegen welche die 
Begleitung Schutz gewähren soll. Es muß ein ursächlicher Zusammen- 
hang zwischen dem Schaden und den durch die Begleitung abwendbaren 
Gefahren ^) bestehen. 

VII. Eine wesentlich praktische Bedeutung erlangt die Haftpflicht- 
beschränkung des Art. 31 A. 1 durch die Rechtsvermutung des Art 31 
A. 2: 

„Wenn ein eingetretener Schaden nach den Umständen des Falles 
aus einer der in diesem Artikel bezeichneten Gefahren entstehen konnte, 
so wird bis zum Nachweise des Gegenteils vermutet, daß der Schaden 
aus der betreffenden Gefahr wirklich entstanden ist^^ '). 

1) Diese Vermutung wurde von verschiedenen Seiten *) als die 

1) Za diesen Gefahren gehören n. e. Diebetshl, Wittenmgseinflflsse, die Begleitang 
•oU die Gflter dorch Anfenchteo, Bedecken ete. echütsen, bei lebenden Tieren für Wertaag, 
Fftttening sorgen (Eger III 8. 294). Bei Tiertransporten hat die Begleitang aacb das 
SelbstrenehlieBen der Thttren des Wagens, welche Erstieknng der Tiere herbelfllhren, nnd 
deren Heransspringen an Terhflten (Entsch. d. dsterr. ob. Gerichtshofes bei ▼. Basehman 
8. S16). 

2) In Franicreicb hat die Bechtsprechnng sich früher für die Ungfiltigkeit der 
Clansei de non-responsabilit^ aasgesprochen, später aber (seit 1874) in konstanter Praxis 
erkannt, da8 bti den TransportpreisermABignng einrftamenden Spesialtarifen nicht wie bei 
den Generaltarifen die Verantwortlichkeit der Bahn prftsnmiert wird (Code cItII a. 1784), 
sondern die Bahn ihrer Beweispflicht entbanden werde nnd dem Absender beiw. Empflnger 
die Last des Beweises obliege. Vgl. C o teile p. 256 ss., 868 ; Picard IV p. 866 ss., 
871 s.; betreifs der belgischen Praxis Lanckman n. 479. 

Auch in Italien ist solche yertragsmäfiige Beschrinknng der Haftung der Bahn in 
Uebong (in Gestalt der »«dlchiarasione di garansia*')- Diese ist anf die tarifitrisch lallssigen 
Schadensarsachen (a. B. mangelhafte Verpackung, Brach), die in der dichiaraaione genau 
aangeben sind, beschrlnkt Vgl. Marchesini II n. 104, 801 ss. 

8) Ueber die AngrifiTe, die AblndernngsTorschlftge und deren Kritik Tgl. Eger, 
Binl, 8. 120 if. — Sehr heftig wurde die Prisumtion Ton frans6sischer Seite angegriffen. 
Delboy (Congris k Paris, p. 146 s.) : „Pour aucun motif, la responsabilit4 du chemin 
de fer ne pent ttre att4nu^e** (Tgl. auch de Seigneux p. 46). Damit wäre dem Publikum 
durchaus nicht gedient, denn die Bahnen würden ohne Erleichterung Ihrer Haftpflicht dem 
Publikum auch die Gegenl^stnng, die Transportpreisennftftigung auf Grund der Speiialtarife, 
▼orentfaalten. üeber die Abtuderungsrorschllge des franaösisohen Eisenbahncomit^s, des 
sehweiier. Handeleyereins, der Basler Handelskammer Tgl. Gasca HI p. 280. 
Rotenthal, Internat Elmbahnfraehtrecht. 14 
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Interessen des Publikums zu Gunsten der Bahn verletzend besonders 
auf der ersten Konferenz bekämpft. Eine solche Verletzung lag 
namentlich froher vor, da in Bezug auf den vorbildlichen Art. 424 des 
H.6.B. die Auflassungen darQber geteilt waren, ob die Bahn lediglich 
mit dem Beweise der Möglichkeit der Entstehung des Schadens aus 
der betreffenden Gefahr in abstracto belastet sei, oder ob ihre Beweis- 
pflicht auch auf die konkreten*) Verhältnisse') der Gefahr ausgedehnt 
sei. Diese Streitfrage ist nun in Art. 31 A. 2 dahin entschieden („nach 
den Umständen des Falles^^), daß die Bahn eventuell zu beweisen habe, 
nicht nur, daß der Schaden seiner allgemeinen Natur nach, sondern daß 
er unter den vorliegenden konkreten (z. B. Zeit-, Witterungs-)Verhält- 
nissen aus der betreffenden Gefahr hat entstehen können. 

2) Die Bahn ist nicht schlechthin beweispflichtig, sondern es ist 
Sache des Richters, darüber zu entscheiden^), ob und inwieweit im 
Einzelfalle ein Beweis der Bahn erforderlich ist Denn wenn der 
Richter aus der Lage des Streitfalles die Ueberzeugung von der Mög- 
lichkeit der Schadensentstehung durch die Transportart unter den kon- 
kreten Verhältnissen gewonnen hat, kann er von einer Beweisauflage 
absehen. 

o) Ist dieser Nachweis seitens der Bahn erbracht, oder ist das Ge- 
richt, ohne eine besondere Beweiserhebung für erforderlich zu halten, 
von dieser Möglichkeit (in concreto) überzeugt, so wird kraft gesetz- 
licher Vermutung der ursächliche Zusammenhang zwischen der be- 
treffenden Gefahr und dem eingetretenen Schaden als vorhanden ange- 
nommen (praesumtio iuris). Es hat also diese Rechtsvermutung zur 
Voraussetzung : 



1) Es wurde Ton der Opposition Dunentlich geltend gemacht, es sei in den meisten 
FUlen fOr den Geschädigten fest anrndgUeb, den Gegenbeweis gegen die Prisomtion mn 
fuhren. Ferner, letstere sei nnnfltz, )» gefihrlich, da die Z. 1^6 beieichneten FlUe in 
direkter oder indirekter Besiehung mit einer Verscholdang oder Anweisung des Berechtigten 
oder mit einem inneren Fehler der Ware oder mit höherer Gewalt stehe (Fick, 
de Seigneaz-Schweis). Demgegenftber betonte Ger stner-Deatschland, daB aach 
Art. (18) 30 eine Prisomtion sdiaiFe nnd swar an Ungunsten der Bahn. Es sei nur 
billig nnd liege in der Natur der angefahrten Fälle, dai hier die entgegengesetzte Ver- 
mutung eintrete (Prot. I S. 34 ff.). Es liftt sieh nicht bestreiten, daB besondera das 
auerst angefahrte Argument der Gegner des Art. 31 sehr begründet ist, daft aber die BiUigkeit 
doch für diese Fassung spricht und dsA die Interessen des Handelsstandes durch niedrigere 
Frachtsätze, dem Aeqnivalent der zu seinen Ungunsten aufgestellten Präsumtion, gewahrt 
werden. Ob dieser Ausgleich der Interessen der Bahn und des Publikums ein befriedi^^ender 
ist, wird Ton der Auslegung des Art. 31 in der Praxis abhängen. Vgl. auch Art „Schadens- 
nachweist* a. a. O. S. 847. 

S) In diesem Sinne war schon B.Eis. Ges. Entw. § 63 gefafit worden. 

3) Nur durch diese Auffassung wurde die sonst unmäBig gesteigerte BeYorsugoDg der 
Bahn auf ein der Billigkeit gegen das Publikum melir entsprechendes MaB surflckgvfUirt. 

4) Um diese Auffassung zur Geltung zu bringen, wurden die Worte : „(Wenn) d i e 
Eisenbahn darthut, daB ein eingetretener Schaden . . .** gestrichen (Prot II 8. HS). 
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a) das Vorbandensein einer der Art. 31 Z. 1—6 angeführten 
Schadensgefahren ; 

b) die Möglichkeit der Entstehung des Schadens nach den Um- 
ständen des Falles aus jener Gefahr. 

Der Hauptvorteil für die Bahn besteht in einer Umkehrung der Be- 
weislast. Da die Bahn zur Entkr&ftung des Ersatzanspruchs einredeweise 
ihre Haftbefreiung geltend zu machen hat, so müßte sie eigentlich außer 
den beiden Voraussetzungen, die sie auch jetzt event. zu beweisen hat, noch 
ihrerseits den Nachweis der wirklichen Entstehung des Schadens aus der 
in concreto möglichen Gefahr führen. Infolge der durch Art. 31 A. 2 
aufgestellten RechtsTermutung, auf die sie sich einredeweise beruft, ist 
sie aber von dieser Beweispflicht befreit, denn diese bewirkt, wie betont 
wurde, daß die in concreto vorhandene Möglichkeit der Schadensent- 
stehung aus einer dieser Gefahren ohne weiteren Beweis als wirklich 
behandelt wird. 

4) Soll nun diese Vermutung als nicht den thatsächlichen Ver- 
hältnissen entsprechend vom Ersatzbeanspruchenden angegriffen werden, 
so ist es Sache desselben, die Unstichhaltigkeit der Einrede (Rechtsver- 
mutung) der Bahn zu entkräften durch den Nachweis von Thatsachen, 
welche entweder das Fehlen der Voraussetzungen (oder auch nur einer 
derselben) der Rechtsvermutung darthun ^), oder aus denen sich ergiebt, 
daß der gefährliche Umstand nach den Verhältnissen des konkreten 
FaUes ') gar nicht Schadensursache gewesen sein konnte. Dieser negative 
Gegenbeweis genügt zur Entkräftung der gesetzlichen Vermutung, und 
der positive Beweis einer bestimmten anderen Schadensursache ist nicht 
notwendig '). Selbstverständlich ist auch durch diesen der Gegenbeweis 
erbracht, denn der Kläger kann den letzteren entweder in dieser posi- 
tiven Gestalt liefern oder ihn auf die Negative beschränken. So kann 
durch den Gegenbeweis ein Verschulden der Bahn oder des Bahnper- 
sonals ^) oder eine andere konkrete Schadensursache dargethan werden. 
Der gelungene Gegenbeweis ^) setzt die zu Gunsten der Bahn be- 



1) I. B. ÜnmAgliehktit d«r Entstehmig der Besohidigniig das Gatet dnrcli die Ver- 
paeknngimiiigel, oder et wird als Todesorssche von Tieren eine mit dem Transport nicht 
insanunenhlngende Seuche nachgewiesen. 

S) s. B. das im offen gehanten Wagen beförderte, infolge von DnrchnXssong be- 
schldlgte Gat yerrftt durch Petroleamgemch, daß der Schaden nicht durch Begen, sondern 
dnreli Auslaufen eines Petroleumfasses Terursaeht worden, oder es wird bewiesen, dafi 
wifarend der Transportdauer auf dem gansen Transportweg Begen nicht gefallen ist. 

8) Vgl. B. O. X S. 109. 

4) Dieser Gegenbeweis (Verschulden) ist besonders hervorgehoben im H.G.B. Art 4S4 
A. S und y.O. t 77 A. 8. 

ö) Der deutsehe Entwurf Art 18 a hatte am Schlüsse den Sats : „Darüber, oh der 
Nftelrwels des Gegenteils fttr geflUirt au erachten ist, entscheidet der Bichter nach freier, 
ans dem Inbegriff» der Verhandlungen geschöpfter Uebeneugung, ohne an bestimmte Beweis- 
regeln gebunden su seln.<< Dieser Sata wurde in Hinblick auf Art 66 A. 8 gestrichen, 

14* 
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stehende Rechtsvermatung außer Kraft, bewirkt also die Aufhebung der 
Haftungsbeschränkung der Bahn und läßt deren Yolle Verantwortlichkeit 
für den Schaden wieder aufleben ^). 

Die Bahn kann sich natürlich gegen den versuchten Gegenbeweis 
verteidigen und wird sieh namentlich hierbei als eines Verteidigungs- 
nüttels der im Art. 25 vorgeschriebenen (protokollarischen) Feststellung *) 
bedienen *). 



§ 26. 

Der normale Schadenersatz fttr Verlust. Hinderung und 

BesehSdigung ^). 

I. Es wurde bereits auf die außerordentlichen Schwierigkeiten, welche 
sich der Schaffung eines intemat. Schadenersatzrechtes für das Eisen- 
bahnfrachtgesch&ft entgegenstellten, hingewiesen, Schwierigkeiten, welche 
sich namentlich aus der Verschiedenheit des deutschen und französischen 
Bechtssystems , die ausschließlich in Frage kamen, ergaben. Das 
französische Becht^) (Code de com. a. 103, Code civil a. 1142 ss., 
1784)^), noch in der Zeit vor Erfindung der Bahnen entstanden, be- 



der du Priniip der frsien richtarliehan BeweiswÜrdigung allgemein für Schadensklagen 
aDfstellte. Aber auch dieser A. S wurde auf der S. Konfereni gestriehen, so dafi auch f&r 
die Anerkennung dieses Prinaips die lex fori, das Oeseta des Proseßgerichts maßgebend bt 
(Prot. I S. XXIII; II 8. 46, 180). In Deutschland ist das Prinaip der freien richterlichen 
Beweiswilrdigung durch Art 269 B.Ciy.Pros.O. anerkannt. 

1) Die bedeutendste Abweichung des seh weiser. Tr.G. 1898 ist die, daß Art. 81 
den Abs. 2 des Art. 81 des I.U. gestrichen hat. Von den Verhandlungen der schweiser. 
BIte, welche su dieser Streichung fahrten, entwirft ein anziehendes BUd der mehrerwXhnte 
Aufsatz „Der Schadensnachweis** (Zeitschr. f. int. Eisenb., IS. 248 ff.), der auf 
Grund der Bntstehungsgeschichte des Gesetzes zu dem Ergebnisse kommt, daß die Ver- 
mutung auch f&r interne schweizer. Transporte au Gunsten der Bahn bestehen bleibe, aber 
ohne daß sie in dem Ton dem I.U. Torgesehenen Umfange Ton dem Beweise befreit wire, 
indem es dem Bichter tiberlassen bleibe, den\jenigen der Beteiligten den Beweis aufzuerlegen, 
der denselben nach Lage der Sache zu erbringen habe. 

2) Auf diese kann sich natürlich auch der Ersatsbeanspruchende zur Begründung 
seines Gegenbeweises berufen. Ueber die Beweiskraft dieses Protokolls entscheidet (Art 65) 
das Gesetz des Prozeßrichters. Vgl. Gerstner 8. 848. 

8) Vgl. „Schadensnachweis** a. a. O. 8. 247. 

4) Art. 84, 87 (H.G.B. Art. 896; V.O. § SO, 88). 

5) Vgl. Lyon-Caen et Benault ULI n. 608 bis. 

6) Diese Grundsitze des französischen Bechts beherrschten auch das alte belgische 
(Lanckman n. 406 ss.) und das alte italienische (Monzilli p. 180) BechL Das 
belg. E.G. (1891) Art. 84 hat zwar als Grundlage der Schadenersatzpflicht das gemeine 
Becht anerkannt, aber doch auch in Art. 41 und 42 die Deklaration des Interesses an der 
Lieferung aus Art. 88 des I.Ü. und eine tarifarische oder reglementarische Beschrinknng 
der Entschädigung gemiß Art 84 des I.U. zugelassen. Der italienische C od lee di 
com. (von 1882) a. 400 hat sodann das Schadenersatareoht in Anlehnung an H.G3. 
Art. 896 festgesteUt (,,Der Schaden, der aus dem Verluste oder der Beschldignng entsteht, 
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handelt diese den gewöhDlichen FrachtfOhrern gleich und macht sie 
ersatzpflichtig fttr den Schaden im weiteren Sinn (dommages-int^rSts), 
welcher nicht nur positive Vermögensminderung (damnum emergens), 
sondern auch die Verhinderung des Gewinnes (lucrum cessans) infolge 
der schadenstiftenden Thatsache umfaßt (Code civil a. 1149). AUerdings 
schränkt a. 1150 und 1151 Code civil die Haftung einerseits mit Aus- 
nahme der Fälle des dolus auf den Ersatz des vorhergesehenen und 
vorhersehbaren, anderseits und zwar selbst in Fällen des dolus auf den 
des unmittelbaren Schadens^) ein. Das französische Hecht, welches 
die Bahnen fftr den vollen Schaden haften läßt, ist für das Publikum 
im Allgemeinen*) gQnstiger als das deutsche Recht"). 

Dieses (H.G.B. Art 396, B.B. alt § 68) beschränkt dagegen die 
Haftung der Bahn auf den gemeinen Handelswert, eventuell den ge- 
meinen Wert des Gutes am Ablieferungsort und zur Ablieferungszeit 
unter Abrechnung der infolge des Verlustes ersparten Zölle und Un- 
kosten ; nur im Falle einer böslichen Handlungsweise ist die Bahn zum 
Ersatz des vollen Schadens verpflichtet. Diese Haftpflicht fand eine 
weitere Einschränkung (B.R. alt § 68 A. 2), indem die Bahn nur den 
vom Absender auf dem Frachtbriefe deklarierten Wert des Gutes und, 
falls eine solche ausdrückliche Deklarierung fehlt, stillschweigend den 
Wert von 60 M. (in Oesterreich-Ungam 30 fl.) auf je 50 kgr. des 
Rohgewichts des Gutes („Normalsatz^^)^) annahm. 

Auch diese „schablonenhaft fixierte Tarifierung des Schadenser- 
satzes^^^) fand keine Aufnahme in das I.U. 

wird Dach dem laofeoden Preise der transportierten Waren an dem Orte und la der Zeit 
der Anshlndigung berechnet**)» Tarif fe a. 189 ss. haben sodann das Haftpfiichtreoht aom 
groAen Teile in nahean wörtliche Uebereinstimmong mit den Normen des LU. (Art 89 ff.) 
gebracht. 

1) f,ane snite imm^diale et direct de l'inez^cution de la Convention" (a. 1151 Code civil). 

8) Ungünstiger als das dentsche ist das franiösische Recht ftlr das Publikum betreffs 
der Znlassong der vertragsmiBigen Beschrftukang der Haftpflicht. Bei einer solchen Ein- 
■ehrinknng kann das Pnblikom nieht wie in Deatschland durch Deklaration eines höheren 
Werts und durch Zahlung eines geringen Fraohtsusehlags sich den Ersats des vollen Werts 
sichern. Femer wird als ein schwerer Mißstand des franaösischen Rechts ffir das Publikum 
beklagt, dafl bei dem Mangel fester Direktiven in Beaug auf Feststellung des indirekten 
Schadens nach a. 1150 und 1151 des Code civil die Rechtsprechung in diesem Punkte 
sehr schwankend, eine Einigung swisehen den Parteien schwer su erreichen und die Zahl 
der Proaesse grÖBer als im Gebiete des deutschen Rechts sei (Denkschrift des 
Vereins 8. 18). 

8) Ans einer in der Denkschrift des Vereins 8. 16 f. mitgeteilten vergleichen- 
den Tabelle über die ErsatzfUle 1875>-1877 auf den preuB. Bahnen, der belgischen Staats- 
bahn, der Grand Central Beige Bahn und der fransds. Nordbahn ergiebt sich, dafi die 
prenB. Bahnen bei Geltang des firaniSsischen Rechts mit Rücksicht auf die Kilometerlänge 
und in Betracht des Tonnengewichts der beförderten Güter mehr als fAnfmal so viel an Ent- 
sclildignng hätten besahlen mfissen. 

4) Auch in HoUand 80 fl. ffir 50 kgr. 

5) Meili, Internat. Unionen, S. 88. 
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Das Becht zur yertragsmäßigen AufhebuDg oder Beschränkung der 
Haftungsverbindlichkeit, welches in Deutschland H.G.B. Art. 423 prin- 
zipiell untersagt, ist durch Art. 424 fQr gewisse Fftlle zugelassen. 
In Frankreich war es, wie schon oben ^) erwähnt wurde, früher nicht 
anerkannt, während seit 1874 eine konstante Praxis des französischen 
Eassationshofe an der Zulässigkeit der clauses de non-garantie fest- 
hält Allerdings können aber diese clauses de non-garantie in den 
Spezialtarifen auch nach der neuesten Rechtsprechung ') nicht eine Be- 
freiung der Bahn von jeder Verantwortung aussprechen, denn für 
ihre und ihrer Bediensteten Verschulden bleibt ihre Haftpflicht stets 
bestehen '). 

n. Der schweizer. Entwurf (Art. 20 u. 21) wollte das Schaden- 
ersatzrecht unter fast wörtlicher^) üebemahme von Art. 25 und 26 
des schweizer. Tr.G. von 1875^) in einer zwischen den strengen Prin- 



1) Siehe S. 809. 

2) Vgl. die bei Picard IV p. t66 m. and Co teile p. 256 es. angeführten Ent- 
Bcheidnngen („ia daiue de non-responsabilit^ ne fait pas diaparattre la reeponaabilitd du 
transportenr, mait a ponr efifot, contrairement anx r^les de droit eommnn, de mettre la 
preoTO dee faita reprochables k la Charge da plaignant**). 

8) Eine AasschlieBang oder Beichrfinkang der gesetalichen Haftpflicht der Bahn dareh 
Beglemente, Tarife oder SpezialTereinbamngen ontersagt sohweiser. Tr.G. 1898 Art 4; 
Codioe di com. a. 416 (Iftfit dieielbe aber an, wenn ihr „eine Herabietiang des in den 
gew5hnlichen Tarifen festgesetsten Frachtpreises entspricht**)} belg. E.G. Art. 86 (tfnige 
Aasnahmen ll8t Art. 87 la ; für Internat Sendungen dflrfen die Bahnen nach Art 86 A. 2 
festsetaen, dafi sie für die aoAer Landes erwachsenen Schäden nar nach dem Grandsatse 
der Beciprocitftt haften); rass. E.G. Art 6. Vgl. anch Ver. B.B. Art 42. 

4) Nor die (in Anm. 5 eingeklammerten) Schlofisltae in Art 20 A. 1 and der dee 
Art 21 fehlen im Vorbilde. 

6) Sohweiser. Entwarf Art 20: 

„Wenn keine Wertdeklaration stattgeftuden hat, so kann als Schadenersata für das 
verlorene oder an Grande gegangene Gat der Betrag gefordert werden, der sich nach dem 
Handelswerte ergiebt, welcher aar Zeit and an dem Orte, wo die Ablieferang bitte statt- 
finden sollen, bestanden hat, Jedoch nicht mehr als 1600 Fr. von 60 kgr. (Bei Eilgat- 
sendangen flUlt letatere Beschrllnkang der Haftpflicht weg.) 

Von diesem Betrage, welcher vom Tage an, wo die Ablieferang bitte erfolgen müssen, 
mit 6 Proa. sa Tersinsen ist, kann die Bahnverwaltang alle dareh den Verlast des Gates 
ersparten Zölle and sonstigen Unkosten, sowie die aaf Grand des Fraohtkontrakts noeh 
za beaahlenden Transportkosten für die ganse Strecke bis sam Bestimmangsorte in Abang 
bringen. 

Ceberstdgen die r&ckstlndigen Transportkosten den an den Geschldtgten sa be- 
aahlenden Betrag, so kann der Schadenersatsberechtigte aaf Grand des Fraehtkontnikts 
nicht aar Aassahlang des Ueberschasses angehalten werden.** 

Art. 21 : „Wenn eine Wertdeklaration (Art. 2 f) stattgefnnden hat, so ist als Schaden- 
ersata der deklarierte Wert nebst 6 Pros. Zinsen seit dem Tage, wo die AbUeferang hEtte 
erfolgen müssen, ohne Absag der Zölle and der ersparten, beiiehangswdse noch rllck- 
stlndigen Transportkosten (Art. 20 Sats 2) an besahlen. 

Eine Redaktion dieses Betrags kann die Bahnverwaltang nar fordern, wenn sie nach- 
weist, daB derselbe sich höher heraasstellen würde als bei Anwendang der Grandsitae des 
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zipien des französischen und den milderen des deutschen Rechts die 
Mitte haltenden Weise ^) regeln. 

An die Stelle dieser verwickelten Sätze stellte der deutsche Ent- 
wurf (Art 20) das einfache Prinzip (des Art. 396 H.G.B.) : VergOtung des 
gemeinen (Handels-) Werts des Gutes am Ablieferungsort und zur Ab- 
lieferungszeit unter Abzug der ersparten Zölle und Kosten. Gleichzeitig 
gab der deutsche Entwurf^) sofort, in Rücksicht auf die Auffassungen 
der Vertreter des französischen Rechts und die Wünsche des Publikums '), 
die Beschränkung der Haftpflicht durch das deutsche System der Nor- 
mal- oder Mazimalsätze preis. Die Vertreter Deutschlands lieferten 
damit den anerkennenswerten Beweis, daß ihnen jede nationale Empfind- 
lichkeit fremd, und zeigten, wie sie zu jeder zweckentsprechenden Eon- 
zession bereit wären, die das Gelingen des großen internationalen Werks 
befördern könnte. 

Dieses Entgegenkommen fand nicht den Beifall der Vertreter aller 
übrigen Staaten, indem gewichtige Bedenken gegen die Anerkennung 
des Grundsatzes der vollen Ersatzpflicht geltend gemacht wurden*), 
unter Betonung des Standpunkts, daß den Bahnen die Möglichkeit, ihre 
Verantwortlichkeit in billiger Weise zu beschränken, nicht benommen 
werden dürfe. 

Schließlich stimmten trotz der geäußerten Bedenken die Vertreter 
der meisten Staaten schon auf der ersten Bemer Konferenz für den 
deutschen Vorschlag, um die Annäherung an die Länder des französi- 
schen Rechts und damit eine Einigung herbeizuführen. 



Art SO, und w«in naeh dtn obwaltenden Umttfnden kein individnelles Interesse, welches 
die b5here Wertangabe reehtfertigen könnte, ansiinehinen ist. 

(Wertdeklarationen Ton mehr als 1500 Fr. flir 50 kgr. werden nur bei Eilgatsendangen 
angelassen.)** 

1) Vgl. HotiTe des sehwsiser. Entwurfs, abgedruckt bei Eger, Binf., S. 4S. 

S) üeber die Verhandinngen Über die Entsehldlgnngsfrage anf der 1. Bemer Konferens 
▼gl. ▼. d. Leyen B. 80 f. 

8) Aneh der 5. deutsche Handelstag hatte schon 187S die Beseitigung der Normal- 
sitse und Berechnung des Schadenersatses nach dem Handelswert gefordert Die Resolution 
ist abgedruckt bei BieBer a. a. O. 8. 90. Gegen die Beseitigung der NormalsÜtse hatte 
aber der AusschuA des Internat. Transportrersichernngsyerbands Stellung genommen. Vgl. 
BieBer a. a. O. 8. BS. 

4) Für das System der Normalsitse wurden geltend gemacht die günstigen Erfahrungen 
Im CMftnngsgebiete des B.B., die Verminderung der Prosesse, eine gewisse BegelmlBigkeit 
in den Berechnungen der Bahn und Festsetzung niedrigerer Transportpreise. Von anderer 
Seite wurde betont, daB der EinfluB der Mazimalsitse auf die Tarife vielfach fibersohfttst 
wftrde und daB die Üngleichartigkeit der in den einzelnen Lindem ein- und ausgehenden 
Waren in Besug anf Wert und Gewicht berfloksichtigt werden müsse. Man glaube durch 
Beeextignng des Systems der Normalsitse den Wünschen des Publikums und den An- 
sefaannngen der Länder des flmntSsischen Bechts in gleicher Weise entgegensukommen. 
lyitMn Gesichtspunkt war für den Versieht auf dieses System auch für manche Anhinger 
desselben maBgebend (Prot I 8. 87 ff.; vgl. auch Eger, Einf., 8. 98 f., 108). 
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Nach eingehenden Verhandlungen gelangte man zu einem Kompro- 
misse, indem man den Grundsatz der Vergütung des wirklichen Wertes 
nach dem deutschen Vorschlage annahm (Art. 34), zugleich aber, um 
den Transport geringwertiger Massengüter zu ermäßigten Frachtsätzen 
zu ermöglichen, diesen nach Wahl der Absender zuließ (Spezialtarife) 
unter Beschränkung der Haftpflicht der Bahn (Art 35), anderseits aber 
eine Ausdehnung der Haftpflicht der Bahn durch Deklaration des In- 
teresses an der Lieferung ermöglichte (Art. 38). 

So war also das Schadenersatzrecht des I.U. in dreifacher Welse 
abgestuft^): 

1) Regelmäßiger Schadenersatz. Grundlage gemeiner Wert des 
Gutes (Art. 34). 

2) Beschränkung der regelmäßigen normalen Entschädigung. Ver- 
gütung eines Maximalbetrags auf Grund von Spezialtarifen (Art. 35). 

3) Erhöhung der regelmäßigen Entschädigung. Ersatz des weiteren 
(indirekten) Schadens auf Grund einer „Deklaration des Interesses an 
der Lieferung^' gegen Bezahlung eines Frachtzuschlags (Art. 38). 

Nachdem Art. 29—33 die Voraussetzungen der Haftpflicht nor- 
miert haben, setzen Art. 34 fif. den Umfang der Ersatzverbindlichkeit fest 

UI. Als Grundlage des Schadenersatzes für gänzlichen oder teil- 
weisen Verlust des Gutes hat so Art 34 den gemeinen Handelswert und 
in dessen Ermangelung den gemeinen Wert des Gutes am Versandtorte 
zur Zeit des Abschlusses des Frachtvertrags aufgestellt, zu welchem 
Betrag die Erstattung der bereits bezahlten Fracht, Zölle und sonstigen 
Kosten hinzukommt. 

1) In Abweichung vom gemeinen') und französischen*) Rechte, 
welches das Schadenersatzrecht nach dem subjektiven Maßstabe des 
Interesses regelte, die Ersatz Verpflichtung ^) auf den gesamten Ver- 
mögensnachteil, den der Beschädigte erlitt (wirklicher Schaden und 
vereitelter Gewinn), erstreckte, hat sich das I.U. im Anschlüsse an das 
deutsche Frachtrecht auf den objektiven Standpunkt gestellt 

Voraussetzung der Anwendung des Art. 34 ist, daß die Haftpflicht 
der Bahn auf Grund der Art. 29—33 begründet ist. Wenn dies der Fall 
ist, so ist nach Art. 34 für den Normalfall des Verlustes ^) und der Min- 
derung ^) zu ersetzen für die sog. marktgängige Ware, solche, die Gegen- 
stand eines regelmäßigen Umsatzes bildet, der gemeine Handelswert, 



1) Vgl. Carotti, Progetto p. 48. 
8) Vgl. Meh H.O.B. Art. 988. 
8) Vgl. S. 818 f. 

4) Vgl. Dernbarg, Pandekten, II § 44 und 46. 

5) Ueber die Begriffe „Verlust«* und ,,Mindemng" vgl. S. 188 ff., 188. 

8) Von der Vergtttnng bei Beschidignng des Gates handelt Art 87 (ygl. S. 880 f.), 
▼on der bei verspäteter Ablieferung Art. 89 nnd 40. 
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d. i. der Wert, den das Gut nach allgemeiner Schätzung im Handels- 
verkehr für Jedermann hat ^). Gehört das Gut nicht zu dieser Kategorie 
der marktgängigen Ware, so daß sie keinen Handelswert hat, so bildet 
den Maßstab für die Höhe des Schadenersatzes der gemeine Wert. Der 
objektive Wert des Gutes (vera rei aestimatio) ohne Beziehnung auf eine 
bestimmte Person, ohne Berücksichtigung des individuellen Interesses 
des Beschädigten ist zu ersetzen, weder der Affektionswert, noch der ent- 
gangene Gewinn kommt somit in Betracht '). Der jederzeitige gemeine 
Wert findet seinen vollkommensten Ausdruck in dem Durchschnittspreis 
der Ware auf dem Markt *), im Marktpreis *) — „rindemnit^ sera calcul^ 
d'aprte le prix courant des marchandises de m^me nature et qualit^, 
au lieu et k T^poque oü la marchandise a 6t4 accept^e au transport" 
(art 34). 

Da nicht alle Güter Handelsobjekte sind und einen Handelswert 
haben, fügte Art. 34 noch den gemeinen Wert hinzu. 

Die Ersatzpflicht der Bahn ist somit nach oben und unten gesetz- 
lich festgelegt ^). Nur der Handels wert ®) bezw. der gemeine Wert ist 
zu ersetzen, nicht mehr und nicht weniger. Er bildet das Maximum des 
vom Entschädigungsberechtigten zu beanspruchenden Schadenersatzes 
(abgesehen vom Falle des durch Arglist oder grobe Fahrlässigkeit der 
Bahn herbeigeführten Schadens — Art. 41), auch wenn der wirkliche 
Schaden diesen Betrag übersteigt^). Aber auch wenn das Interesse 



1) Vgl. Goldsehmidt, Handbuch des Handelsrechts, II (8. Auflage) S. 96. 

2) Vgl. ▼. Hahn, II S. 611 § 8. 

8) Gold Schmidt a. a. O. 8. 99, 108. Als Marktpreis eines Platzes ist derjenige 
Durchschnittspreis sa betrachten, „welcher sich bei Vergleichnng einer erheblichen Zahl 
Yon ao diesem Orte geschlossenen Geschftften als der von den besonderen persSnlieben 
Bealehiingen nnd sonstigen speaiellen Umständen des Geschäftsschiasses unabhängige, ge- 
meine Wert der betreifenden Ware darstellt'* (Sammlung d. Entsch. d. bayer. ob. 
6 er., II 8. 49). ^ Der BegrilT „Marktpreis** ist nicht an bestimmte örtliche Einrichtungen 
geknüpft and nicht Ton einer speaiellen amtlichen Feststellung abhängig (R.O.H. G. II 
S. 196 f.). 

4) Prot s. H.G.B. S. 6095 begreifen unter Marktpreis den Preis der im Handels- 
Terkehr regelmäBig Yorkommenden Gftter, bei denen deshalb feststehe oder festgestellt 
werden könne, um welchen Preis man sie im Handel lu kaufen oder lu Tcrkaufen pflege. 

6) Vgl. K. O. H. G. Xm S. 895 f. 

6) Besteht das Gut aus verschiedenen Gegenständen, die susammen ein untrennbares 
Gänse bilden, so wird der Verlust des einen Gegenstands als Verlust des Gesamtobjekts 
betrachtet, und es ist dessen Wert au ersetsen. Stellt aber das verlorene Quantum nur 
einen Teil eines gröBeren Quantums dar, und der Verlust des einen Teils ist flir den Wert 
des nnverlorenen anderen Teils ohne Bedeutung (s. B. 1 von 16 auf einem Frachtbriefe 
veneichnet^n Ballen Baumwolle ist verloren), so ist nur der Wert des in Verlust geratenen 
Teils SU ersetsen. Vgl. B. O. H. G. XVI S. 44. 

7) Wenn s. B. infolge des Verlostes von Mastern der Kläger die günstige Konjunktur 
versäumt und infolgedessen den ganaen Bedarf fOr die Saison lu viel höheren Preisen 
decken muB, bat er nur den Wert des verlorenen Gutes, nicht aber den viel höheren 
Sehadensbetrag su beanspruchen (vgl. Thaller p. 87). Die besonderen Verhältnisse des 
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des Klägers sich unterhalb dieser Wertgrenze bewegt ^), kann er die 
Vergütung des Werts des verlorenen Gutes fordern. 

2) Den Beweis über die Höhe des gemeinen (Handels-)Werts hat 
nach allgemeinen processualen Regeln stets der Kläger zu erbringen 
und zwar durch die verschiedenen nach dem Gesetze des Prozeßgerichts 
zulässigen Beweismittel. Es werden hier namentlich die Preisverzeich- 
nisse, amtliche Kurszettel u. s. w., auch die kaufmännische Korrespondenz 
(zwischen Absender und EmpflELnger etc.), Verträge, Faktura in Betracht 
kommen. (Nur ist stets darauf zu achten, daß der Preis am Versandtort 
und zur Versandtzeit den Maßstab für die Schadensberechnung bildet.) 
Das Gericht kann auch eine eidliche Abschätzung des Werts einer in 
Verlust geratenen Sendung durch den Beweisführer anordnen *). Er- 
forderlichenfalls müssen Gutachten von Sachverständigen am Abliefe- 
rungsort in den durch Staatsverträge') festgestellten Formen statt- 
finden *). 

3) Eine wesentliche Abweichung vom deutschen Bechte besteht 
(abgesehen von der Beseitigung der Normalsätze) darin, daß nach Art. 34 
der Wert zu ersetzen ist, „welchen das Gut derselben Art und Be- 
schafifenheit am Versandtorte zu der Zeit hatte, zu welcher das Gut 
zur Beförderung angenommen worden ist^', während nach deutschem 
Becht der Wert des Ablieferungsorts und der Ablieferungszeit maß- 
gebend war und ist^). 

Letzterer war im Entwürfe des I.U. von 1878 angenommen, es 
wurde aber dann 1881 statt des Ablieferungsorts der „Versandtort^^ 
eingesetzt. Zur Empfehlung dieser Aenderung, zuerst in der Denk- 

Falls, die individaellen IntereMen de« Klägers bleiben aoAer Betracht Es braacht deshalb 
anch nicht nntersacht au werden, ob eine gelungene oder mifllangene Speknlatlon Toriiegt 
(R.O.H.O. Xm 8. 896). 

1) B. B. Klftger konnte eich die verlorene Ware anter dem Werte wieder verschaffen 
(B.O.H.G. U 8. 860). 

5) Unter Festsetsnng des unÜberstMgbaren Sch&tinngsbetrags (R. C i v. Pr o ■. O. § 260 ; 
Code civil a. 1869). Nach Code civil ist dieser SchKtsnngseid nnr beim Mangel anderer 
Beweismittel loltssig. In diesem Sinne auch Entscheidung des Wiener Ob.Land.Ger. bei 
V. Buschman B. 918. 

8) Aach ohne daB eine gesetsUehe Bestlmmang besteht oder ein Internat Vertrag 
abgeschlossen ist, erscheint der Bichter gemSB. intematioDalem Branche anter Voraas- 
setsang der Gegenseitigkeit aar Aasfflhrang von Bequisitionen (snr Vemehmang von Zeogen, 
Sachverstlndigen a. s. w.) aasllndischer Gerichte verpflichtet. Vgl. Böhm, Handbach, I 
S. 16} V. Bar 11 S. 404. 

4) Vgl. Gasca UI S. 964. 

6) In Abweichang von dem mit Art. 84 des I.U. wörtlich übereinstimmenden Österr.- 
angar. B.B. § 80 hat die dentsche V.O. noch den Wert am Abliefernngsort and aar Ab- 
lieferangsseit festgehalten. DaB man dentscherseits mit der Zeit aach in diesem Pankt« 
die volle Uebereinstimmnng mit dem B.B. herstellen wird, Ist mit Sicherheit anianehmeDf 
denn man wollte nar vorläafig noch von der hiersa notwendigen gesetageberlschen Ab- 
Kndernng von H.G.B. Art. 896 absehen bis sa einer allgemeinen Revision des H.G.B. 
Vgl. V. Buschman 8. 218. 
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Bchrift des Vereins^) (S. 22 f.) angeregt, wurde hervorgehoben, daß 
das Risiko der Bahnen bei weiten internal Transporten erheblich ge- 
steigert werde gegenüber internen Transporten und daß sich der Ab- 
sender den Unterschied zwischen dem Werte am Ablieferungsort und 
dem am Versandtorte sichern könne, indem er ihn als Interesse an der 
Lieferung gemäß Art 38 deklariert^). Der Wert am Ablieferungsort 
würde sich schwer feststellen lassen und zu vielen Prozessen Anlaß 
geben. Außerdem entspreche es der bisherigen Praxis, daß die Ent- 
schädigungsberechtigten ungeachtet der Bestimmungen des H.G.B. ihren 
Schadensberechnungen den Fakturawert, d. h. den Wert am Absendeorte 
zu Grunde legen '). 

4) Obwohl die Bahn nach Art 34 außer dem Wert noch Fracht, 
Zölle und andere Kosten dem Kläger zu erstatten hat, ist ihre Lage 
doch nicht ungünstiger als nach Art 396 H.G.B., welcher sie zum 
Abzug dieser Beträge berechtigt, da der Wert am Ablieferungsorte sich 
in der Regel zusammensetzt aus dem Wert am Versandtorte plus Fracht 
und Kosten *). 

Da nach Art 34 der vom Geschädigten wirklich erlittene Vermögens- 
nachteil ersetzt werden soll, ist ihm außer dem gemeinen (Handels-) Wert 
auch noch „die Erstattung dessen, was an Zöllen und sonstigen Kosten 
sowie an Fracht etwa bereits bezahlt worden ist'S im Art 34 zugesichert. 
Da die Bahn die von ihr übernommene Transportleistung nicht ausgeführt 
hat, so steht ihr auch kein Anspruch auf die Gegenleistung des Absenders 
oder Empfangers zu. Die Bahn kann deshalb auch nicht zur Einziehung 
des noch nicht bezahlten Frachtbetrags berechtigt sein. Um den Betrag 
der Zölle und Unkosten, die bereits gezahlt sind, ohne daß der Zweck 
des Transports erreicht wurde, vermehrt sich der Schaden. Da dieser 
durch einen von der Bahn zu vertretenden Unfall verursacht wurde, 
so entspricht die Verpflichtung der Bahn zu deren Ersatz der Billigkeit 



1) Diese wies darauf hin, daA nach dem B.B. des Vereint bis lom Erlasse des H.O.B. 
der VtTert am Aufgabeorte die Grundlage der Scbadensbereehnnng bildete. Die durch 
Art. 896 H.O.B. herbeigefOhrte flir die Bahnen beschwerliche Aenderung habe ihr KorrekÜv 
geAinden in der Zulassung der Beschrftnkung der Haftpflicht durch Ifazimalsfttse. Beseitige 
man diese, so mfisse man auch den früheren Beohtssustand wiederherstellen« 

8) Vgl. Prot. II 8. 117. 

S) Denkschrift des Vereins 8. 88; Prot. U 8. 58. Gegen die Bedeutung 
dieses Arguments betont aber Gerstner 8. 868 f. mit Becht, daß es sich unter der 
Herrschaft des deutschen Rechts meist nur um Vergütung des Maximalsatses handle, welcher 
in der Begel nicht nur hinter dem Wert am Empfangsort, sondern auch hinter dem Faktura- 
wert weit lurftckbleibe. 

4) Vgl. Schwabs. 870, der lu dem Schlüsse kommt, „daB die normale Entschldignng 
de> Art 84 der deutschen Maximalentschidigung im Durchschnitte gleichkommt, dieselbe 
bei hochwertigen Gütern weitaus übersteigt (wenn die deutsche Wertdekläration unterbleibt) 
und nur in seltenen Fällen, bei abnormen lokalen Preisdifferensen hinter derselben anrück- 
bleibt««. 
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IV. Während auch für die Voraussetzungen über die Haftpflicht 
wegen Beschädigung Art. 29—34 maßgebend sind, regelt die Höhe des 
Schadenersatzes wegen Beschädigung^) Art. 37, wie folgt: 

„Im Falle der Beschädigung') hat die Eisenbahn den ganzen Betrag 
des Minderwerts des Gutes zu bezahlen.^* 

Diese Vorschrift, welche das Problem mehr andeutet als löst, unter- 
scheidet sich wenig vorteilhaft von dem die Schwierigkeit vollständig 
behebenden Art. 396 H.G.B. Mit Fug hatte daher der deutsche Entwurf 
diesem Art. 396 A. 3 den Inhalt seines Art 25 ') entnommen, aber unser 
Art. 37 hatte im Laufe der Verhandlungen eine merkwürdige Ver- 
schlechterung erfahren. 

1) Für den Ersatz wegen Beschädigung des Gutes ist ebenso wie 
für den wegen Verlusts das Prinzip der Vergütung des wirklichen 
Schadens^) angenommen. 

Die Bahn hat zu ersetzen im Normalfall den „ganzen Betrag des 
Minderwerts des Gutes^^ ^). Zur Feststellung dieses Minderwerts bedarf 
es zweier Elemente, nämlich des Werts des unbeschädigten und sodann 
des Werts des beschädigten Gutes. 



1) Vgl. in Besng auf diese dM oben 8. S12 ff. über die Tenchiedenen Rechtuysteme 
and die EntstehuDgsgeschicbte der Normen Aber das Schadenersatirecht Gesagte. 

2) Ueber den Begriff ,,Be8cbftdigaDg** Tgl. S. 190. 

3) Der sobweiser. Entwurf Art. 25 batte für die Berecbnnng des Scbadens wegen 
Bescbidigang die analoge Anwendung der Bestimmungen Art. 20 bb 24 wegen Yerioatu 
yorgesebrieben. Der deutscbe Entwurf scblug dagegen folgende Fassung des Art 25 vor: 
,,Im Falle der Beschftdigung ist der Unterscbied iwiscben dem Yerkaufswerte des in be- 
sebfldigtem Zustande befindlicben Gutes und dem gemeinen Handelswerte, in dessen Er- 
mangelung dem gemeinen Werte» su ersetsen, welchen das Gut ohne diese Beschädigung 
am Orte und sur Zeit der Ablieferung gehabt haben würde, nach Absug der ZöUe und 
Kosten, soweit sie infolge der Besohftdigung erspart sind** (Prot I S. XXVI). 

In der 1. Berstung der 2. Konferens wurde an der Yon der 1. Konferens ange- 
nommenen Fassung festgehalten. Diese lautete : „Im PaUe der Beschftdigung ist der Unter- 
schied iwiscben dem VerkauCiwerte des in beschidigtem Zustande befindlichen Gutes und 
dem nach Art 84 tu berechnenden Werte, welchen das Gut ohne diese Beschftdigung gehabt 
hätte, su ersetsen.*' 

In der 2. Beratung wurde diese Fassung^ auf Antrag Lejeune-Belgien (mit aUen 
Stimmen gegen die der deutschen Vertreter) ohne besondere Begründung dahin geändert : 
„Im Falle der Beschädigung soU die Eisenbahn den vollen Sehadensbetrag, den das Gut 
erlitten hat, bezahlen.** (M e y e r • Deutschland hatte treffend betont, dafi man sich dann 
ja mit der allgemeinen Vorschrift begnügen müBte, daA die Bahn im Falle von Betchädignn^ 
des Gutes den entstandenen Schaden su ersetsen habe und alles weitere der Behandlung^ 
im einielnen Falle überlasse.) 

In dem Entwurf der 2. Konferenz findet sich dann die definitiTC Fassung („den 
ganzen Betrag des Minderwerts der Ware**), nur dafi statt „der Ware** in dem Entwnrfe 
der S. Konferens „des Gutes** gesetzt wurde (Prot. II 8. 49, 116, 118; Entwurf 8. 18; 
m 8. 81). 

4) Vgl. Schwab S. 278. 

5) „le montant int^ral de la d^pröciation subie par la marchandise*' (a. 87). 
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Leider hat man aber unterlassen, die Frage ^) zu beantworten, ob 
der Wert am Yersandtort und zur Versandtzeit oder der am Ablieferungs- 
ort und zur Ablieferungszeit den Maßstab für die Schadensberechnung 
abzugeben habe, Fragen, die der deutsche Entwurf doch klar und be- 
stimmt entschieden hatte. 

Die Lösung dieses von der Konferenz offen gelassenen Problems 
ist nun in der That schwierig, da die Verhandlungen die Auffassung 
des Gresetzgebers nicht klar ersehen lassen. 

Ich glaube aber, daß man als Grundlage für die Berechnung der 
Wertdifferenz den gemeinen Handelswert bezw. den gemeinen Wert des 
unverletzten Gutes am Versandtort und zur Versandtzeit unter Hinzu- 
rechnung des Betrags der bezahlten Fracht, Zölle und Kosten (Art. 34) 
annehmen muß und von diesem den gemeinen Wert des verletzten Gutes 
am Ablieferungsort (und zur Ablieferungszeit) abzuziehen hat. 

Gerade beim Fehlen anderer Anhaltspunkte ist eine analoge An- 
wendung des Art. 34 am Platze, denn die vom LU. aufgestellten Grund- 
s&tze über Berechnung des Schadenersatzes (Art. 34 bis 38) stehen in 
einem Zusammenhang, sie bilden ein organisches Ganze. Im Zweifel 
ist nicht anzunehmen, daß der Gesetzgeber andere Grundsätze über 
Berechnung der Schadenshöhe bei Verlustfällen und wieder andere bei 
Beschädigungsfällen in Anwendung gebracht wissen wollte, zumal auch 
in den Gesetzgebungen der einzelnen Vertragsstaaten das gleiche Prinzip 
der Schadensberechnung für Verlust und Beschädigung anerkannt ist '). 
Wäre das die Meinung des Gesetzgebers gewesen, so hätte er diese 
anormale Auffassung zu klarem Ausdruck bringen müssen, was aber 
nicht geschehen ist"). 

Durch die Hinzurechnung von Fracht und anderen Kosten zum 
Wert . am Versandtort ist die prinzipielle Entschädigungsgrundlage des 
Art. 34 gewahrt. 

Durch die Abrechnung des gemeinen (Handels-)Werts des be- 



1) Meyer-DentaehUmd hatte diese Frage auf der 2. Konferens aufgeworfen. Er 
meinte, man solle „am Bestimmnogsorte** sagen, beantragte aber dann einsascbalten „am 
Yersandtorte**, welcher Antrag aber keine Annahme fand (Prot II 8. 117 f.) 

S) >. B. H.O.B. Art 896; Code de com. a. 108 (Code civil a. 1149 ss.); 
Codice di com. a. 406; belg. E.G. Art. 48; rnss. E.G. Art 107; schweiaer. 
Tr.G. 1876 Art. 80. 

8) Wenn die Entatehnngsgeschiebte des Art 87 aach, wie schon erwähnt wnrde, 
keine Tollstftndige AnfUlrnng über den Inhalt gewährt, so llftt sich doch ersehen, dafi die 
im Texte vertretene Anffassong der Konferens nicht fremd war. So heißt es s. B. P r o t. II 
S. 18: „Herr Oeorge(-Frankreich) ist damit einverstanden, dafl Art. 87 in üeberein- 
stimmnng mit Art. 84 gebracht werden moB.** DaB die AnfBhnmg von Art 84 in der 
endgftltigen Fassong von Art 87 verschwand, kann aber nicht etwa dahin gedeutet werden, 
daA nvn jeder Zasammenbang von Art. 84 nnd 87 anfgehoben werden sollte — hierfBr 
bieten die Verhandlangen keinen Anlafi — , sondern der Gesetsgeber wollte einfach die 
Lösung der Schwierigkeit umgeben. 
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schädigten Gutes am Ablieferungsort wird erst der ganze Betrag des 
Minderwerts, den das Gut infolge der Beschädigung erlitten hat, er- 
mittelt. Da das beschädigte Gut am Bestimmungsort angelangt ist, so 
würde die Feststellung des Verkaufiswerts desselben am Versandtorte 
die größten Kosten und Schwierigkeiten yerursachen 0« Schwierigkeiten, 
die der Gesetzgeber gewiß nicht aufzutürmen beabsichtigt hat. 

Der gemeine Wert eines beschädigten Gutes wird sich in der Regel 
als Verkaufs wert*) darstellen. Dieser muß nicht notwendig durch Ver- 
kauf, sondern kann auch durch Sachverständige festgestellt werden. 

Wenn Gerstner (S. 371), der Ort und Zeit der Ablieferung der 
Schadensberechnung zu Grunde gelegt wissen will '), meint, daß nur 
gleiche Größen (Werte an demselben Orte) ^) sich von einander abziehen 
lassen, so ist dem entgegenzuhalten, daß die (eventuell nach Analogie 
von Aus f. -Best § 11) in dieselbe Währung umzurechnenden Wert- 
beträge eben gleiche Größen sind. 

Zu Gunsten der hier vertretenen Berechnungsart der Schadenshöhe 
ist noch Folgendes hervorzuheben: Wenn das Gut in Verlust geraten 
ist, so wird dem Beschädigten der gemeine (Handels-) Wert am Versandt- 
orte ersetzt (Art. 34). Dieser sein wirklicher Schadensbetrag vermindert 
sich im Falle der Beschädigung nur um den Betrag, den der Wert des 
beschädigten Gutes repräsentiert zu der Zeit und an dem Orte, an dem 
es sich befindet, an dem der Wert auch durch Verkauf am besten 
realisiert würde, d. i. der Ablieferungsort 

Diese Schadensberechnung findet Anwendung im Normalfalle der 
Beförderung. 

2) Ist das Gut aber auf Grund eines Spezialtari£3 befördert worden 
(Art 35), so findet eine verhältnismäßige Ermäßigung des zu bezahlenden 
Schadensbetrags statt (Art 37 Schlußsatz)^). 



1) Da hier Art nnd Umfkng der Beschädigang ins Gewicht fallen, würde unter Um- 
•tftnden eine Znrflcksendang des beschädigten Gates an den Versandtort (i. B. von Orleans 
nach Moskau) oder die Bemfoog Yon Sachverständigen yom Versandt- an den Ablieferungs- 
ort notwendig werden. 

8) So H.G.B. Art 396 A. 8. 

3) So auch Gasca m p. 266, während Eger, I.U., Textansgabe 8. 183, die im 
Texte vertretene Auffassung teilt. Auch Schwab 's Formel (S. SSO) — er stellt ein etwas 
yerwickeltes System yon Formeln für die Schadensbereohnung auf — steht auf dem gleichen 
Standpunkte. De Seigneux (p. 61) dagegen ist der Ansicht, daB, wenn der Empfänger 
die Ersataklage erhebe, der Wert des Gutes am Ablieferungsort, daB aber, wenn der Ab- 
sender am Versandtorte klage, der Wert an diesem (nach der Faktura) die Grundlage der 
Schadensberechnung bilde. Diese Auffassung ist nicht haltbar. Der Inhalt des Bechts 
kann nicht ein wechselnder, yon der Eigenschaft des Klägers abhängiger sein. Absender und 
Empfllnger könnten nach Belieben die Höhe des Schadensbetrags festsetaen, je nachdem 
der Eine oder Andere das beiden anstehende Klagerecht ausübt. 

4) Die Gleichheit der GröAen in diesem Sinne aufgefaßt, dUrfte doch als petitio principii 
erscheinen. 

6) Vgl. 8. 827. 
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3) Ebenso tritt auch eine Erhöhung des Schadenersatzes über den 
durch Art. 87 festgestellten Betrag hinaus bis zur Höhe des deklarierten 
Betrags ein, falls eine Deklaration des Interesses an der Lieferung statt- 
gefunden hat (Art. 38) 0- 

Es finden somit im Falle der Beschädigung eines Gutes wie im 
Normalfalle auch fdr die Ausnahmefälle (Beförderung nach Spezialtarif 
und mit Deklaration) die fttr den Yerlustfall anerkannten Prinzipien 
der Schadensfestsetzung Anwendung. 

4) Das sog. Abandonsystem, das Recht zur Zurückweisung des be- 
schädigten Gutes und Beanspruchung des vollen Wertersatzes wie im 
Falle des Verlustes des Gutes, ist dem Rechte des I.U. fremd*). 



§27. 

Besehrtokang des normalen Sehadenersatzes auf Grund ron 

Spezlaltarifen <). 

Von der Höhe des normalen Schadenersatzes (Art. 34) hat das I.U., 
wie erwähnt, Abweichungen nach unten und nach oben ermöglicht. 

Nach unten durch Zulassung einer Minderung der Schadenshöhe 
bei Spezlaltarifen ^). 

Von dem Gedanken ausgehend, daß das durch die Grenzen der 
Verantwortlichkeit bedingte Risiko der Bahn einen wesentlichen Faktor 
fllr die Bestimmung der Höhe der Tarife bilde ^), hat man nämlich in 



1) Vgl. 8. S80. 

2) DiasM Abftndonsjatem (laiss^ ponr compte) ist aueh in dar Regel nicht anerlunnt 
in dem Rechte DentsehUndt (R.O.H.G. XI S. 294), Frankreichs (nach der 
herrschenden AnffaMong Yon Lyon-Caen et Renault III n. 614; Coteile p. 242 ss.), 
nur ananahmsweise wird es angelassen in Belgien (Lanekman n. 582) nnd in Italien 
(wenn der teilweise Verlust drei Viertel des Gutes ftbersteigt — Tarif fe a. 140; vgl. 
Marehesini II n. 886). 

8) Art. 86; Sehloftprotokoll III snm I.U. (V.O. ( 81). 

4) Während in den Konferensen fUr die Bemessung der Schadenersatspflieht von der 
einen Seite an dem Ton Deutschland beantragten System der vollen Verantwortlichkeit 
(Art 84) festgehalten wurde, trat man von anderer Seite dafür ein, daB Normalsitse ohne 
weiteres sugelassen wQrden. Es kam dann infolge eines Kompromisses Art. 86 an Stande, 
indem auf Grund besonderer Vereinbarung (Normal-)Maximalsfttie sugelassen werden sollten, 
wenn als Aequivalent billigere Tarifsitse gewährt wfirden (Prot. I S. 40, 74) II S. 49 ff., 

119 f.). 

6) Die Denkschrift d e s V e r e i n s (S. 19) wendet hiergegen ein, daB in der Praxis 
wegen der Konkurrena, und weil gewisse Massengüter nur bei sehr ermlBIgten Fraohtsfttsen 
eisenbahntransportflhig seien, die Bahnen nur in geringem MaBe die Tarife nach ihrem 
Ermessen unter entsprechender Berücksichtigung des Risikos bilden könnten. — Die Durch- 
schnittserfahmng besflglieh des Risikos dürfte aber doch seitens der Bahnen nicht auBer 
Acht gelassen werden, da sie den Tarif doch nicht unter den Selbstkostenpreis erstellen 
und mit Verlust transportleren werden. 
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Rücksicht auf den Handelsstand unter gewissen Bedingungen Spezial- 
tarife unter Beschränkung der Haftpflicht [zugelassen. Man hielt dies 
für angezeigt in Hinblick auf den Transport billiger Massengüter, z. B. 
Getreide. Nach langen Verhandlungen und trotz vielfacher Bekämpfung^) 
kam so Art 35 zu Stande, der auch später noch zum Gegenstand 
scharfer Kritik*) gemacht wurde. 

I. Eine Anerkennung des deutschen Systems der Normalsätze, 
welches man im Prinzipe in Art. 34 aufgegeben hatte, finden wir in 
der durch Art. 35 ^) den Bahnen eingeräumten Befugnis der Beschränkung 
des Schadenersatzes unter besonderen Bedingungen (Spezialtarife) auf 
einen Maximalbetrag. Diese Befugnis ist aber an folgende Bedingungen 
geknüpft : 

1) Diese Spezialtarife müssen eine Preisermäßigung für den ganzen 
Transport gegenüber den gewöhnlichen Tarifen jeder Bahn enthalten, 
und daß 

2) der gleiche Maximalbetrag auf die ganze Transportstrecke An- 
wendung findet. 

Ist eine dieser beiden Bedingungen nicht gegeben, so ist auch die 
Haftbeschränkung nicht zulässig. 

Eine dritte Bedingung, Genehmigung und Publizierung der Spezial- 
tarife von den zuständigen Aufsichtsbehörden aller bei dem betreffenden 
Transport zu berührenden Staaten ^), die der Entwurf Ton 1878 und 
der Eommissionsentwurf 1881 aufgestellt hatte, wurde 1881^) ge- 



1) So auf der 8. Konferens Yon Herich-UDgarn, der schlechtweg die Einffihnmg 
TOD NormalsStseD (anstatt des Art. 84) befürwortete, da es der Verkehrswelt nicht um die 
H5he des Schadenersatzes, sondern um sichere, schnelle und billige BefSrdemng an thnn 
sei. Art. 36 müsse snm Nachteile des Verkehrs eine Tarifyertenemng aar Folge haben. 
Anch Oerstner-Dentaehland sprach sich für Streichang des Art 85 ans, da nnter Spealal- 
tarif meist geringwertige Massengüter bef5rdert würden, denen man ohnehin billige Tarife 
gew&hren müsse. Der Wert würde zumeist den eTentnellen Normalsats nicht erreichen 
(Prot II S. öl f., 119). 

2) So s. B. Yon Schwab S. 273 ff., der an dem Ergebnis gelangt, Art. 85 sei für 
minderwertige Güter Überflüsdg, bezüglich hochwertiger Güter für die Bahnen ohne Wert, 
da eine Tarifmindemng ihr an groBen Verlost verursachen würde. 

8) Uebereinstimmend V.O. § 81; schweizer. Tr.G. 1898 Art. 86', Tgl. noch für 
Frankreich Sarrut n. 169 ss ; belg. E.G. Art 44; rnss. Eis.G. Art 109 lS8t die 
Höhe der Entschttdigung im Falle der Anwendong von Spezialtarifen durch diese bestimmen, 
ohne die niheren Bedingungen für Aufstellung und Anwendung, die der Genehmigung des 
Eisenbahnrats bedürfen, zu regeln. 

4) Diese Vorbedingung schien bedenklich in Hinblick auf die Langwierigkdt der 
Verhandlungen unter den einzelnen Begierungen, die es nicht ermöglichen würde, rasch auf- 
tauchende Bedürfnisse sofort durch Spezialtarife zu befriedigen. Eine Einigung würde oft 
auch an den widerstreitenden Interessen und KonkurrenaverhUtnissen der einzelnen Staaten 
scheitern. Vgl. Denkschrift d. Vereins S. 20. 

5) Prot II S. 118 f. 
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strichen ^), da Art. 11 schon vorschreibt, daß die Frachtberechnung 
gem&ß dem zu Recht bestehenden, d. h. genehmigten und veröffentlichten 
Tarife' zu erfolgen habe. Auf Wunsch Deutschlands *) wurde in das 
SchluHprotokoIl Z. in in Rücksicht auf Art. 35 die selbstverständliche 
Erklärung aufgenommen, daß die in jedem Staate bestehenden Vor- 
schriften über staatliche Genehmigung der Tarife und Transport- 
bedingungen durch das Lü. nicht berührt werden'). 

U. Was nun die erste Bedingung betrifft, so ist zu bemerken, daß 
der Begriff „gewöhnliche Tarife^' an keiner Stdle des I.U. erläutert ist ^). 
Aus dem Gegensätze zu den Spezialtarifen ergiebt sich aber, daß man 
sich an die Terminologie des französischen Tarifrechts ^) angeschlossen 
hat. Dieses unterscheidet nämlich^) die allgemeinen (Normal-)Tarife 
(tarifs g^n^raux, ordinaires) ^), die auf alle Absender ohne Aufstellung 
besonderer Bedingungen Anwendung finden, während die Spezialtarife ^) 
(tarifs ^) sp^aux ^®), auch conditionnels) unter Vereinbarung besonderer 
Bedingungen (Beschränkung der Haftpflicht, Erweiterung der Liefer- 
fristen etc.) ermäßigte Transportpreise gewähren. Der Ausdruck „Spezial- 
tarife^^ deckt sich mit dem im deutschen und österr.-ungar. Tarifrechte 
gebräuchlichen „ Ausnahmetarif e*^ ^ 0- 



1) Der teterr. Einf.-ErlaB B 6 schreibt dem Handelsminiater die fallweise Entseheiduig 
ZQ, ob die Vorbedingung ttür die Einführung eines Ansnahmetarifs (Spezialtarlfs) nach 
Art. 85 Torhanden ist Aach in dieser Besiehang ist diese Entscheidung ffir das richter- 
liche Urteil nicht bindend. 

8) Prot, in 8. 68. 

8) Vgl. 8. 95 Anm. 4. 

4) Vgl. Schwab S. 874. 

5) Vgl. Ulrich im Archiv f. Eisenb., 1885 S. 589 f., S. 544 ff. den neuen 
Tarif der franzSs. Ostbahn. 

6) Vgl. de Seignenx p. 49. 

7) Vgl. Barmt n. 168, 169; Co teile p. 858 s. (der Mazimaltarif ist eine Art yon 
Oeneraltarif). 

8) Diese franzSs. Spezialtarife (sog. Babatttarife) sind nicht zu yerwechseln mit den 
dentschen nnd dsterr.-nngar. Spezialtarifen, die 6 ordentliche Klassen bilden nnd eine andere 
Bedentang haben als die „Spezialtarife" des I.U., weshalb, der dentschen Tarifsprache ent- 
sprechend, §§51 and 81 den Ansdnick „Spezialtarife" von Art. 6 and 85 I.U. dnrch 
„Aasnahmetarife" ersetzt haben (vgl. ▼. d. Leyen, V.O. 8. 517). 

9) Diesen Spezialtarifen kommt in Frankreich eine besondere Wichtigkeit za (1879 
belief sich ihre Zahl aaf 1854). Die HUfte aller Transporte and Vs d^' Gesamteinnahme 
entfaUen aaf Spezialtarife. Vgl. Ulrich im Arehiy f. Eisen b., 1885 8. 581. 

10) Nach einer Entscheidang des Pariser Appellhofes rom 16. VI 1893 sind die Spezial- 
tarife immer dann anzuwenden, wenn der Absender im Aafgabeschein in irgend einer Form 
den biUigsten Tarif verlangt hat (Zeitschr. f. int. Eisen b., I 8. 858). Vgl. aach 
8. 61 Anm. 8. 

11) Ulrich 8. 79 bezeichnet als Aasnahmetarife oder Spezialtarife, auch Differential- 
tarife im engeren Sinne di^enigen, welche bezwecken, Ton den regelmäßigen bezw. den 
bereits bestehenden Frachtsätzen eine Abweichang, eine Ansnahme za schaffen. 

Rotenttatl, Internat Eltenbtbnfrichtrecht 15 
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Das hauptsächliche Unterscheidungsmerkmal bilden die besonderen 
Bedingungen, die bei den Spezial*(Au8nahms-)Tarifen zur Anwendung 
kommen, im Gegensatze zu den für den regelmäßigen Verkehr im all- 
gemeinen Tarifschema Yerzeichneten Normalsätzen, für die nicht be- 
sondere Bedingungen aufgestellt sind. 

III. Die Hauptbedingung, die Art. 35 fQr die Anwendung der 
Spezialtarife aufstellt, ist nun, wie erwähnt, Preisermäßigung gegenüber 
den gewöhnlichen Tarifen — une rMuction sur le prix de transport 
total calcul^ d'apr&s les tarifs respectifs ordinaires de chaque 
chemin de fer, besagt der französ. Text. Dieser deutet darauf hin, daß 
bei allen Normaltarifen, seien es Lokal- oder Verbandstarife, welche 
unter den allgemeinen, für den regelmäßigen Verkehr geltenden Trans- 
portbedingungen, also mit Ausschluß der besonderen Bedingungen gelten, 
eine entsprechende Preisermäßigung eintreten muß, sofern die Haft- 
beschränkung auf einen Maximalbetrag gültig sein soll, und zwar muß 
diese Preisermäßigung auf den ganzen Transport, von der Aufgabe- 
bis zur Ablieferungsstation Anwendung finden. Alle am Transporte 
beteiligten Bahnen müssen an dieser Preisermäßigung teilnehmen. Es 
genügt nicht, wenn dies nur eine oder mehrere derselben thun ^). 

Hierin liegt eine große Erschwerung, denn wenn auch auf einer sehr 
langen Transportstrecke auch nur seitens einer einzigen kurzen Zwischen- 
bahn diese Ermäßigung verweigert wird, kann Art. 85 ebensowenig platz 
greifen, als wenn eine der Regierungen der Staaten, welche der Transport 
berührt, dem Internat Tarife die Genehmigung versagte. Auch der 
anwendbare Maximalbetrag der Entschädigung muß, wie die oben an- 
geführte zweite Voraussetzung vorschreibt, auf der ganzen Transport- 
strecke die gleiche sein. Welche der am Transport beteiligten Bahnen 
auch zur Leistung des Schadenersatzes verpflichtet ist, erscheint gleich- 
gültig. 

IV. Die Wirkung dieser Spezialtarife des Art. 35 ist die, daß nur 
dieser Maximalbetrag dem Entschädigungsberechtigten zu ersetzen ist, 



1) So richtig Tom CentraUmt (Zeit sehr. f. int. Eisenb., I S. 20%) gegenüber 
der gegenteiligen AnfTesenng eines Vertragstteates eriLiXrt. Da nach Art. 85, so fflhrte das 
Centralamt ans, der gleiche Haximalbetrag — der yerminderten Schadenersatspflicht — 
unbedingt auf die ganze Transportstrecke Anwendung finden mflsse, so würden sonst auch 
di^enigen Strecken besüglich ihrer Ersatzpflicht entlastet, f&r welche die Bahn sich nicht 
an der Preisermftfiignng beteilige, „nnd zwar mit dem weiteren Effekt, daB der dem Spezial- 
tarif unterstellte Verkehr ungfinstiger behandelt wäre als die übrigen Transporte, welche 
gegen Zahlung der gleichen Taxe den Anspruch auf die Tolle Schadenersatipflicht der 
Eisenbahn habe**. Diese Konsequenzen wollte Art. 85 nicht gestatten, anch dessen Wort- 
laut („gegenüber den gewöhnlichen Tarifen jeder Eisenbahn") spreche hiergegen. Die 
durchgängige Preisermftfiigung auf der ganzen Transportstrecke bilde das Korrelat sn dem 
für diese Terlangten gleichen Haximalbetrag. Vgl. noch Zeitschr. f. int. Eisen b., I 
S. 144. 
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gleichviel ob es sich um Verlust, Minderung oder Beschädigung des 
Gutes handelt Auf Entschädigung wegen Versäumung der Lieferfrist 
findet der Spezialtarif keine Anwendung. Der Umfang dieses Maximal- 
betrags, dieses gegenüber der normalen Entschädigungsleistung ver-- 
minderten Entschädigungsbetrags muß aus dem bei dem Transport zur 
Anwendung kommenden Tarife zu ersehen sein ^). Dieser Maximal- 
betrag steUt also die Höchstgrenze des zu leistenden Schadenersatzes 
dar. Es muß daher nicht dieser Maximalbetrag von der Bahn vergütet 
werden, sondern der Entschädigungsberechtigte hat Erzatz nur inner- 
halb dieses Rahmens zu beanspruchen. Statt des Handelswerts bezw. 
Werts (Art. 34) wird der Maximalbetrag im Falle des Verlustes vergütet. 
Im Falle der Beschädigung ist hier gemäß Art 37 der zu zahlende 
Schadensbetrag*) verhältnismäßig zu reduzieren^). 

Es wird daher nicht der Minderwert des Gutes der Entschädigung 
zu Grunde gelegt, sondern von diesem Minderwert nur die Quote ver- 
gütet, welche sich nach Verhältnis des gemeinen Handels- bezw. Wert& 
des beschädigten Gutes zum Maximalbetrag ergiebt, die Schadensver- 
gütung erfolgt nach der arithmetischen Gleichung ^) : Wie sich der Wert 
des unbeschädigten Gutes zum Maximalsatz verhält, so verhält sich die 
durch die Beschädigung entstandene, nach Art. 37 zu berechnende Werts- 
minderung zu dem von der Bahn zu leistenden Entschädigungsbetrag ^). 

V. Die Anwendung des Art. 35 setzt einen Vertrag zwischen Bahn 
und Absender bezw. Einverständnis über eine den Frachtvertrag modi- 
fizierende Bedingung voraus. Der Absender muß daher gemäß Art. 6 
A. 1 e ausdrücklich die Anwendung der im Art. 35 für zulässig er- 
klärten Bedingungen des Spezialtarifs im Frachtbriefe verlangen. Für 
diese Angabe ist die Frachtbriefrubrik „Angabe der anzuwendenden 
Tarife und Routenvorschrift^^ zu benutzen. Drückt der Absender sein 
Verlangen an einer anderen Stelle des Frachtbriefs aus, so trifft die 
Bahnverwaltung kein Vorwurf, wenn sie dies übersieht, so daß sie für 
die Folgen dieses Versehens nicht verantwortlich ist ^). Hat der Ab- 
sender das Verlangen der Anwendung von Spezialtarifen bei Frankierung 
der Sendung nur durch Zahlung des durch diese vorgesehenen er- 



1) Vgl. ErUXning des Centralamto (Zeit sehr. f. int. Eisenb., I S. 256). 

2) Vgl. aber den Ersatz bei Beschftdignngen überhaupt S. 220 ff. 
8) Vgl. B.B. alt § 68 A. 1 Z. 4. 

4) So altes B.R. § 68 Z. 4. Vgl. Sammlung d. Entsch. d. bayer. ob. Ger., 
II S. 181. 

6) Wenn beispielsweise der Maximalsats 12 M. für 10 kgr. betr&gt, der Wert des 
80 kgr. wiegenden Gutes im unbeschlldigten Zustand 200 M., die Wertsminderung infolge 
BesehSdigung 60 M. beträgt, so hat die Bahn als Entschfidigung zu leisten 24 M. nach der 
Formel 200 : 8 X ^2 = 50 : x. 

6) Tgl. Gerstner S. 366; a. M. Eger, I.U. S. 619. 

15* 
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mäßigten Frachtsatzes ausgedrückt, so hat die Bahn durch Annahme 
dieses Betrags ihre Willensübereinstimmung bekundet. 

Will der Absender von dem ermäßigten Tarife des Art. 35 keinen 
Gebrauch machen, so kann er von der Bahn Beförderung zum Satze 
des Normaltarifs unter der vollen Verantwortung des Art. 34 be- 
anspruchen. Der Handelsstand wird nattb-lich, da für ihn billige Trans- 
portpreise eine Lebensbedingung sind, nicht umhin können, sich derselben 
im Rahmen der Spezialtarife zu bedienen. 

Die praktische Wirkung des Art. 35 wird in den einzelnen Ländern 
je nach dem Stande des Tarifwesens eine verschiedene sein ^). 

Eine Deklaration des Interesses an der Lieferung (Art. 38) kann 
bei den gemäß Art. 35 unseres Spezialtarifs beförderten Gütern nicht 
stattfinden ^). 

§28. 

Der Sehadenersatz bei Deklaratton des Interesses an der 

Lieferang '). 

Im Art. 34 war der objektive, der gemeine (Handels-) Wert des Gutes 
zur Grundlage der Schadensbemessung für die Ersatzpflicht der Bahn 
gemacht worden. Damit war die weitergehende Haftpflicht des fran- 
zösischen Rechts , die sich auf Vergütung des vollen Schadens , also 
einschließlich des entgangenen Gewinns erstreckt, ausgeschlossen. Man 
wollte aber dem Publikum die Möglichkeit eröfinen, sich den Ersatz 
eines den gemeinen Handelswert übersteigenden Schadens unter Berück- 
sichtigung der individuellen Verhältnisse zu sichern, z. B. Ersatz der 
vom Berechtigten infolge der Unmöglichkeit der Lieferung des verlorenen 
oder beschädigten Gutes verwirkten Konventionalstrafe oder des durch 
Versäumung einer günstigen Konjunktur und der in derselben erzielbaren 
höheren Verkaufspreise entgangenen Gewinns. 

Um nun in dieser Richtung den französischen Wünschen entgegen- 
zukommen, fügte die 1. Konferenz^) das den ursprünglichen Entwürfen 
fremde* Institut der „Deklaration des Interesses an der Lieferung'' neu 
in das I.U. (Art 38) ein »). 



1) Sehr gut führt Schwab S. 274 f. aus, dafi Im Gebiete des deatschen Frachtrechte 
eine allgemeine Erhöhimg der jetsigen, auf Grand der beschrftnkten Haftung enteilten ge- 
wöhnlichen Tarife snm Zwecke der Herabsetsong f&r Internat. Transporte aus Gründen 
der inneren Tarifpolitik nicht möglich sein wird, wfthrend diese in Frankreich, anf Grand 
der weiteren Haftung höher gesteUt, leichter ermäßigt werden können. 

2) Vgl. Prot. U S. 121; Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 118. AasdrackUch 
aasgesprochen in Zus. -Best. s. Ver.B. B. § 76 Z. 1. 

5) Art. 88; Ausf.-Best. § 9 (Zas.-Best. s. Ver.B.R. § 76; V.O. § 84, 86). 
4) Vgl ▼. d. Leyen S. 31; Prot. 1 S. 60 f. 

6) Uebereinstimmend V.O. §86; schweiser. Tr.G. 1893 Art. 38; belg. E.G. 
Art. 41; betreffs des rassischen E.G. Art 108 siehe S. 231 Anm. 2. 
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I. Die Deklaration des Interesses an der Lieferung stellt sich dar 
als ein (zum Frachtvertrag hinzukommender) accessorischer Versiche- 
rungsvertrag des Inhalts, daß die Bahn gegen Entrichtung eines Fracht- 
zusdilags^) im Falle eines Verlustes oder einer Beschädigung des Gutes 
jeden den gemeinen (Handels-)Wert bezw. Minderwert übersteigenden 
nachzuweisenden Schaden bis zur Höhe des frachtbriefmäßig deklarierten 
Betrags dem Berechtigten zu ersetzen hat (Art. 38). 

Von der Vergütung für verspätete Lieferung wird unten *) zu reden 
sein. Da der gemeine (Handels-)Wert die Grundlage der Schadens- 
berechnung bildet (Art. 34), ist nun — und das erscheint als ein Ent- 
gegenkommen gegen französische Wünsche — dem Absender die Mög- 
lichkeit gegeben, gegen Zahlung eines Frachtzuschlags sich den Ersatz 
des vollen (den gemeinen Wert bezw. Handelswert übersteigenden) 
Schadens durch diese Deklaration zu sichern. 

U. Diese neue „Deklaration des Interesses an der Lieferung^^ ist 
wesentlich verschieden von der bisherigen deutschen Wert- und Inter- 
essen-Deklaration. 

Diese bildete nur eine Maximalgrenze für die Wertentschädigung '). 
Für die Entschädigungsberechnung wurde nämlich der gemeine (oder 
(Handels-)Wert nicht höher als 60 M. pro 50 kgr. brutto angenommen, 
und nur im Falle einer höheren W^ertdeklaration bildete die deklarierte 
Summe den Maximalsatz der zu gewährenden Entschädigung (H.G.B. 
Art. 427 Z. 1 ; B.R. alt § 68 Z. 2 und 3). Diese Regelung bezweckte 
hauptsächlich die thunlichste Beseitigung von Streitigkeiten über den 
Wert des Gutes ^). Da nur der Wert des verlorenen oder beschädigten 
Gutes zu ersetzen war, so konnte, wenn der Nachweis erbracht wurde, 
daß der wirkliche Wert geringer als der deklarierte oder als Normal- 
satz tarifierte Wert war, nur dieser geringere Betrag als Ersatzleistung 
beansprucht werden. 

Die neue Deklaration des Interesses an der Lieferung hingegen 
gewährt nicht nur Ersatz des Wertes ^), sondern darüber hinaus Ersatz 
eines weiteren Schadens (positiver Schaden und entgangener Gewinn), 
außerdem umfaßt sie auch den durch verspätete Lieferung verursachten 
Schaden, so daß sie auch die frühere ,JDeklaration des Interesses an 
der rechtzeitigen Lieferung^^ (B.R. alt § 70) in sich aufgenommen hat. 
Sie stellt sich deshalb als ein neues Institut dar, das mit der Wert- 
deklaration des alten B.R nichts gemein hat^). 

1) Als prime d'Minranc« beseichnet sie Poinsard p. 53. 
S) Vgl. 8. 258 ff. 

3) Vgl. Schwab, Neoernngen, 8. 62. 

4) Vgl. Ruckdeschel S. 219. 

5) Auch in Italien ist die bisher ttbliche Wertversicherang ann durch die De- 
klaration des Interesses an der Lieferang ersetzt worden (Ital. Instr. § 49). 

6) Vgl Schwab, Neuerangen, S. 62. 
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III. Voraussetzungen der Entschädigungspflicht der Bahn auf Grund 
einer Deklaration gem&ß Art. 38 sind daher folgende: 

1) Eine Deklaration des Interesses an der Lieferung, die in der 
vorgeschriebenen Form stattgefunden haben muß. 

Diese erfolgt durch die Eintragung der deklarierten Summe an der 
im Frachtbriefe (in der letzten Rubrik, schraffierten) vorgesehenen Stelle 
und zwar in Buchstaben ^). 

Die Nichtbeobachtung dieser Formvorschrift, sei es daß die De- 
klarationssumme nicht oder an einer anderen Stelle als der vorgesehenen 
eingetragen oder der Betrag in Ziffern anstatt in Buchstaben eingesetzt 
wird, berechtigt die Bahn zur Zurückweisung des Frachtbriefs*), also 
zur Ablehnung des Frachtvertrags, bewirkt aber nicht') Nichtigkeit^). 
Diese ist auch hier nicht, wie dies bezüglich des Mangels der Form 
bei nachträglichen Verfügungen im Art 15 A. 7 der Fall ist, ausdrück- 
lich als Rechtsfolge angedroht. Es dürfte sich nach der Absicht des 
Gesetzgebers mehr um eine instruktionelle Formvorschrift handeln^). 

2) Ein Schaden, für welchen die Bahn haftpflichtig ist (Art. 29 ff.), 
also Verlust, Minderung oder Beschädigung, oder verspätete Ablieferung 
des Gutes (hiervon unter IV). 

IV. Die Wirkung der Deklaration des Interesses an der Lieferung 
ist die, daß der Entschädigungsberechtigte Ersatz des „weiteren^^, d. i. 
des den gemeinen Handelswert oder Wert des verlorenen Gutes (Art. 34) 
übersteigenden Schadens und im Falle der Beschädigung Ersatz des 
den ganzen Betrag des Minderwerts übersteigenden Schadens (Art. 37) 
bis zur Höhe des deklarierten Betrags beanspruchen kann. Ueber die 
Höhe des Entschädigungsbetrags wegen Verspätung bei Deklaration 
des Interesses wird unten (S. 240) gehandelt werden. 

Die Deklaration erstreckt sich nur auf das den normalen Schaden 
(Art. 34 und 37) übersteigende Schadensplus, nicht auf den gesamten 
Schaden, d. i. den normalen Schaden plus „weiterer^* Schäden ^). 



1) Schon Art. 6 lit f hatte „die Angabe des deklarierten Interesses an der Liefemng 
(Art. 88 und 40)** unter den Angaben, welche der Frachtbrief enthalten soU, gefordert 
Aas f. -Best. § 9 A. 1 schreibt dagegen vor: „Die Summe, in welcher das Interesse an 
der Lieferung deklariert wird, muE im Frachtbriefe an der dafür vorgesehenen SteUe mit 
Buchstaben eingetragen werden.** 

5) Vgl. Zns.-Best. II a. V.O. g 84 (Deutsche Tarifvorschriften) : „Frachtbriefe, in 
welchen die deklarierte Summe nur in Zahlen angegeben ist, werden lurückgewiesen/* 
Ebenso auch ital. Instr. § 49. 

3) Nach Lage des FaUes hat der Richter Über die erfolgte Willensübereinstimmung, 
die nur im Frachtbriefe erfolgen kann, also über Gültigkeit oder Ungültigkeit der Deklaration 
zu entscheiden. So richtig Gerstner S. 874. 

4) A. M. Schwab S. 285; Eger, I.U. B. 650. 

6) Vgl. Dernburg, Pandekten, I § 97 Ende. 
6) Vgl. Schwab S. 284. 
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Die Bahn hat zu vergüten jeden Schaden, sowohl jeden positiven 
Vermögensnachteil wie entgangenen Gewinn, sowohl den mittelbaren wie 
den unmittelbaren Schaden, sobald er nur durch Verlust, Minderung 
oder Beschädigung des Gutes verursacht worden ist^). 

Die Grenze der Entschädigungspflicht liegt in dem deklarierten 
Betrag, lieber diesen hinaus kann der Berechtigte Vergütung nicht 
fordern, auch wenn der erlittene Schaden nachweislich diesen über- 
steigt *). 

V. Es ist die Pflicht des Entschädigungsberechtigten, „Vorhanden- 
sein und Höhe des weiteren Schadens zu erweisen^' (Art. 38) *). 

Das I.U. hat hier ein allgemein anerkanntes prozeßrechtliches 
Prinzip in seiner Anwendung auf Schadenersatzansprüche besonders 
ausgesprochen. 

Die „Deklaration des Interesses an der Lieferung" begründet keinen 
Beweis für die Höhe dieses Schadens; sie beruht ebenso wie die Ver- 
sicherungssumme bei jedem Versicherungsvertrage nur auf einseitiger 
Schätzung des Versicherungsnehmers, die der Versicherer ebensowenig 
gegen sich gelten lassen muß^), wie die Eisenbahn die durch die De- 
klaration bekundete einseitige Schätzung des Absenders. 

In der dem Absender auferlegten Beweispflicht liegt ein Korrektiv 
gegenüber unlauteren Spekulationen^) in Gestalt von außerordentlich 
hohen Deklarationssummen ^), zu denen sich Absender hätten allen- 
falls verleiten lassen können. 



1) Gase» III p. 269 will die Enatipflicht der Bahn beechrinken auf den voraus- 
sehbaren Schaden und denjenigen, der sich als anmittelbare Folge des schfidigenden Er- 
eignissee darsteUt. Diese Einschrinknng im Sfaine des Code civil a. 1160 nnd 1161 ist 
aber eine wiUkflrUehe and keineswegs dwroh Wortlaut «nd Sinn dea Art 88 begründet. 
Wiüro es die Absicht des Gesetsgebers gewesen, die Schadenersatspflicht in dieser Weise ■« 
begrensen, so wSre es nahe gelegen, nach dem Vorgänge des flransdsischen Rechts die» 
besonders hervorsnheben. 

8) Bnss. E.G. Art 108 besthnmt: „Einem Versender, welcher sich eine Entsehftdigung 
sn einem im roraos bestimmten Betrage sa sichern wünscht, wird ilberlassen, im Fracht- 
briefe den Wert des Gates anzugeben, wofür er der Eisenbahn eine besondere, im Tarif 
angegebene Gebflhr su aahlen hat" Hier bildet die deklarierte Summe nicht den Maximal- 
betrag der lu gewEhrenden Entschftdigung, wie dies bei der „Deklaration*' naeh Art S8 
der Fall ist, sondern den Im roraus fixierten EntschXdIgungsbetrag. 

8) Nach sehweiser. Tr.G. 1875 Art 86 war diese Beweislast dem Berechtigten nicht 
auferlegt. Hier findet sich eine Umkehrung der Beweislast in der Richtung, dafi die Bahn 
eine Ermiftigung des Sehadenersatses gegenüber dem deklarierten Wert nur fordern kann, 
wenn sie beweist, dafi dieser den Handelswert am Ablieferungsort Übersteigen würde und 
daB nach den obwaltenden UmstXnden kein individuelles Interesse, welches die hdhere Wert- 
angabe rechtfertigen könnte, ansunehmen sei. 

4) Vgl. Lewis, Lehrbuch des Versicherungsrechts, Stuttgart 1889, 8. 867. 

5) Vgl. Gasca lU p. 867. 

6) Damit die Wertdeklaration „nicht sum Werkseuge ungesügelter Spekulation in 
kritischen Zeiten und sum Ausdrucke rein subjektiver Interessen benutal** würde, ward 
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VI. Die Deklaration des Interesses an der Lieferung bei Anwendung 
von Spezialtarifen gemäß Art. 35^) ist ausgeschlossen'). 

VII. Der Frachtzuschlag, der für die Deklaration des Interesses 
an der Lieferung erhoben wird, ist in maximo und minimo festgesetzt 
Er darf 5 pro mille der deklarierten Summe für je angefangene 200 Kilo- 
meter nicht übersteigen ^). Dieser recht hohe Satz des als Versicherungs- 
prämie sich darstellenden Frachtzuschlags bildet die äußerste Grenze, 
welche die Bahnen nicht überschreiten dürfen. Sie werden wohl zumeist 
unter diesen Maximalsatz hinuntergehen; mindestens müssen sie aber^) 
50 Centimes'^) erheben, da dieses der niedrigste Betrag ist, der bei 
einer solchen Deklaration als Frachtzuschlag erhoben werden darf. 

Der Frachtzuschlag muß nicht vom Absender im Wege der Frankatur 
vorausbezahlt werden, sondern kann wie alle anderen Frachtnebenge- 
bühren auf den Empfänger zur Zahlung angewiesen werden ^). Er ge- 
hört dann zu den durch den Frachtvertrag begründeten Forderungen 
der Bahn, für welche dieser ein gesetzliches Pfandrecht zusteht. 



§29. 
Haftpflicht wegen YersSninang der Lieferfrist 0« 

A. Voraussetzungen der Haftpflicht. 

Die Verpflichtung der Bahn aus dem Frachtvertrage geht nicht 
nur auf Ablieferung des Gutes an den Empfänger, sondern auch auf 



in der Denkschrift d. Vereins S. 84 f. die Bestimmung angeregt, dafi die Hdhe des 
SU deklarierenden Interessebetrags einen gewissen Prosentsats des (obUgatoriseh deklarierten) 
Handelswertbetrags, etwa das alteram tantnm desselben nicht tibersteigen d&rfe. Die Ein- 
fCLhmng einer solchen obligatorischen Deklaration ward hier voigesehlagen. Aaf der Kon- 
fereni Ton 1886 hat sodann Bafiland im Sinne dieser Anregung beantragt, die MOgliehkdt 
willkfibrlicher Deklaration sa beschrXnken durch Festsetiung eines in einem Prosentsats 
des wirklichen Wertes der Ware auszudrückenden Maximums. Dieser Antrag wurde ab- 
gelehnt ebenso wie der, den Berechtigten von dem Nachweise der Schadenshöhe su ent- 
binden (Prot m S. 58). 

1) Vgl. S. 828 (Prot. U 8. 121). 

2) Ausdrücklich ausgesprochen durch Zu8.-Be8t. a. Ver.B. B. § 76 Z. 1 und 
itaL Instr. § 49 A. 8 (Nachtrag ▼. 1. IX. 1898 in Zeitsohr. f. int Eisenb., I 
S. 826). 

8) Art 88 A. 2{ Ausf.-Best § 9. 

4) Au8f.-Best § 9. 

5) Zns.-Best s. Ver.B.B. § 76 Z. 2 : „Der geringste zur Erhebung kommende Fracht- 
zuschlag betrftgt 40 Pfg.'* (In O es ter reich 20 Kr. 5. W.; — überschiefiende Betrfige 
werden hier auf 6 Kr. Ö. W., in Deutschland auf 10 Pfg. abgerundet — V.O. § 84 
A. 4 und 5.) 

6) Vgl. auch Schwab S. 286 f. 

7) Art 89, 40 (H.G.B. Art 897, 427 ; V.O. §§ 86, 87). 
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rechtzeitige, d. h. eine innerhalb der (gemäß Art. 14 und Ausf.-Best. § 6) 
festgesetzten Lieferfrist zu bewerkstelligende Ablieferung. 

Jede Ueberschreitung der Lieferfrist macht die Bahn schadens- 
ersatzpflichtig. 

L Bei Aufstellung der diese Ersatzpflicht der Bahn regelnden 
Grundsätze war man vor die Entscheidung der Frage gestellt, ob man 
die Rechtsfolgen der Ueberschreitung der Lieferfrist und die des Ver- 
lustes und der Beschädigung eines Gutes nach gleichem Maßstabe, dem 
strengen Ersatzprinzip des receptum beurteilen, oder ob man ersteren 
eine mildere Beurteilung angedeihen lassen solle. 

Dem ersteren System, Gleichstellung der Ersatzpflicht wegen Ver- 
säumung der Lieferfrist mit der wegen Verlust oder Beschädigung ^), 
huldigt vor allem der Code de com. (a. 104)*). Die Bahn kann sich 
hier nur durch den Beweis der höheren Gewalt befreien. Auf nahezu 
demselben Standpunkte steht das belgische'), italienische^) und 
schweizer.^) Recht. 

Holland, dessen H.G.B. (Art. 92) grundsätzlich diese Gleichstellung 
anerkannte, hat diese zu Gunsten der Bahnen modifiziert^). 

Hauptvertreter des zweiten Systems ist das deutsch-österreichische 
Recht, dem sich das russische angeschlossen hat. Nach Art. 397 H.G.B. '^) 
wird die Bahn schon haftfrei infolge des Nachweises der Unabwendbar- 



1) Vgl. über diose 8. 212 ff. 

2) Eine EnUchXdigiing gewähren aber die frassösischeo Gerichte (ygl. Co teile 
p. HS) nur, wenn die Versögerang der Abliefemng einen (nachweisbaren) Schaden yer- 
nrsacht hat, doch geht man aUerdings so weit, „an dommage moral consistant dans des 
ennnis oa des prtoccnpations** für hinreichend zu erklilren (Tgl. Lyon-Caen et Renault 
in n. 608). Nur gans yereinaelt kommen in Frankreich Speaialtarife vor, welche bei Ver- 
spfttnngen eine Quote der Fracht yergfiten, so die sog. „tariÜB k retenue fixe*' Y^^ der Fracht 
und die „tarifs k retenue gradu4e** je Y^^ f&r Je 1 Tag VerspXtung, und wenn diese 5 Tage 
fibersteigt, bemiBt sich die Schadenshöhe nach dem Code civil (Sarrut n. 672 s.). 

S) Nur wenn keine Abschfttsung des Schadens stattgefunden hat, können die Tarife 
die Entscfaftdigung auf den ganaen Prachtbetrag oder einen Teil desselben bei LieferfHst- 
fibersehreitung besehrttnken (B e 1 g. E i s. O e s. Art. 42). 

4) In Italien ist die Bahn ihrer Verantwortlichkeit enthoben durch den Nachweis, 
dafi die Verspätung durch höhere Gewalt oder Zufall, oder durch eine Handlung des Ab- 
senders oder Empfkngers entstanden ist Ohne Nachweis eines besonderen Schadens wird 
hier wie in Belgien der ganse oder teilweise Frachtbetrag vergfitet (Codice di com. 
a. 403; Tarif fe a. 189). 

5) Außer durch den Nachweis höherer Gewalt wird die Bahn auch darch den eines 
Verschuldens oder einer Anweisung des Absenders befreit (seh weis. Tr.G. 1876 Art. 23; 
Tr.G. 1893 Art. 39 gleichlaotend mit I.U.). 

6) Nach niederlAnd. B.B. Art. 68 können sich die Bahnen von ihrer Haftpflicht 
befreien durch den Nachweis, daB die Verspätung durch besondere Ton ihr und ihren 
Bediensteten nicht yerschuldete Umstände yerursacht worden sei. Vgl. Asser 8. 332. 

7) VgL noch B.R. alt §§ 69 A. 1, 70; H.G.B. Art. 427 A. 1; Ungar. H.G.B. 
Art 401; russ. E.G. Art. 110. 



— 234 — 

keit der Verspätang durch Anwendung der Sorgüalt eines ordentlichen 
Frachtfahrers. 

Der schweizer. Entwurf hatte als normalen Schadenersatz bei ver- 
späteter Ablieferung die Vergütung der Hälfte bezw. der ganzen Fracht 
(sofern die Lieferung erst nach Verlauf der doppelten Lieferfrist bewirkt 
wird) festgesetzt, verpflichtet die Bahn aber auch bei Nachweis eines 
größeren Schadens zu dessen Ersatz in demselben Umfange, wie bei 
Verlust des Gutes (Art. 26, 27) »). 

Der deutsche Entwurf hielt es mit Bücksicht auf die Schwierig- 
keiten des Bahnbetriebes für billig, den Grundsatz der strengen Haft- 
pflicht bezüglich der verspäteten Ablieferung einzuschränken und die 
Bahn nach dem Vorbilde von H.G.B. Art. 397 von der Verantwortung 
zu befreien für den Fall, daß sie beweist, „daß sie die Verspätung durch 
Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers nicht habe 
abwenden können'^ Ferner war hier nach dem Vorbilde des B.R. alt 
§ 70 die im schweizer. Entwürfe fehlende Deklaration des Interesses 
an der rechtzeitigen Lieferung aufgenommen. Es schien bei der Be- 
deutung, welche prompte Einhaltung der Lieferungstermine, bei den oft 
plötzlich eintretenden Preisschwankungen auf dem Markte, für den 
Handel hatte, wünschenswert, schon äußerlich durch Bezeichnung des 
individuellen Interesses an rechtzeitiger Lieferung die Bahnen an die 
Einhaltung der Lieferfrist zu mahnen '). 

Die Annahme des deutschrechtlichen Begriffs der Sorgfalt eines 
ordentlichen Frachtführers stieß auf heftigen Widerstand. Die fran- 
zösische und schweizerische Vertretung bekämpfte ihn namentlich als 
zu wenig klar und bestimmt ') und wollte ihn ersetzen durch die Ein- 
rede der höheren Gewalt. Die 1878 in der Minderheit verbliebene 
Opposition errang 1881 insofern einen Erfolgt), als sie wenigstens eine 
Aenderung des bekämpften Ausdrucks erzielte, eine Aenderung, die man 
nicht als eine glückliche und weniger anfechtbare als die ersetzte wird 
bezeichnen können. 

IL Art. 39 erhielt nun folgende Fassung: 

„Die Eisenbahn haftet für den Schaden, welcher durch Versäumung 
der Lieferfrist (Art. 14) entstanden ist, sofern sie nicht beweist, daß 
die Verspätung von einem Ereignisse herrührt, welches sie weder herbei- 
geführt hat, noch abzuwenden vermochte.'^ 

Zwei Voraussetzungen sind daher zur Begründung der Ent- 
schädigungspflicht der Bahn im Sinne des Art 39 erforderlich: 

1) Versäumung der Lieferfrist. 



1) Prot. I 8. XXVI f. 

2) Eger, Einf., S. 115 f. 
8) Prot. I S. 48. 

4) Prot. II S. 54. 
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Diese liegt vor, wenn die gemäß Art. 14 und Ausf.-Best. § 6 oder 
durch Tarife festgesetzte Lieferfrist abgelaufen ist, ohne daß die Bahn 
den Frachtvertrag erfüllt und ihrer Ablieferungsfrist Genüge geleistet 
bat. Für die Berechnung der Lieferfrist für den einzelnen Transport 
sind die S. 116 ff. dargelegten Grundsätze maßgebend. 

Es darf hier daran erinnert werden, daß eine Oeberschreitung 
der Lieferfrist nur dann anzunehmen ist, wenn die Gesamtlieferfrist 
überschritten ist^). Wenn also nur die Ezpeditions- oder nur die 
Transportfrist überschritten, dagegen die Gesamtlieferfrist eingehalten 
ist, wird die Bahn nicht ersatzpflichtig. Ebensowenig ist daher ein 
Ersatzanspruch g^en die Bahn b^ründet, wenn die Lieferfrist auf 
der einen am Transport beteiligten Bahn überschritten, aber doch die 
Gesamtlieferfrist durch Beschleunigung des Transports auf einer anderen 
Transportbahn eingehalten wird. 

Den Beweis der Yersäumung der Lieferfrist hat deijenige zu er- 
bringen, der wegen derselben Ersatzansprüche geltend macht (Absender 
oder Empfänger). In der Regel wird aber der Frachtbrief, der mit dem 
Datumstempel der Versandt- und Ablieferungsexpedition versehen ist 
und das Erforderliche über die ordnungsmäßige Zuschlagsfrist durch 
Abstempelung bekundet^), jede weitere Beweiserhebung überflüssig 
machen ^). 

2) Eine zweite Voraussetzung bildet das Vorhandensein eines 
Schadens. 

Die Versäumuug der Lieferfrist allein begründet keine Ersatz- 
verbindlichkeit für die Bahn. Diese ist nur begründet, wenn die Liefer- 
fristüberschreitung^) einen Schaden verursacht Dieser muß also in 
einem ursächlichen Zusammenhange mit jener stehen. 

Da Art. 39 ohne jede Einschränkung den Grundsatz aufstellt : „die 
Eisenbahn haftet für den Schaden^^ so erstreckt sich ihre Haftpflicht 
auf jegliche Art von Schaden, sowohl den mittelbaren ^) wie den un- 
mittelbaren, sofern er eben nachweisbar eine Folge der verspäteten Ab- 
lieferung ist. Es muß der wirkliche Schaden ebenso wie der entgangene 
Gewinn vergütet werden, z. B. mangelnde Verkaufsgelegenheit, da die 



1) Vgl. S. 117, 122. 

2) Vgl. 8. 120. 

8) Deshalb, weil der Frachtbrief in der Regel die nötigen Daten liefert, findet auch 
ein amtliches FeststellnngSTerfahren (Art. 26) in VerspitnngsflUlen nicht statt. Vgl. S. 174 
Anm. 8. 

4) Diese Lieferfristflberschreitnng maA nicht die einsige Ursache des Schadens gewesen 
sein. Hat sie neben einer oder mehreren anderen Ursachen den Sehaden hervorgerufen, so 
ist die Ersatspflicht der Bahn begründet (vgl. Gerstner S. 880). 

5) Diese Sehadensfeststellnng ist oft eine sehr schwierige besonders beiflgUch des 
indirekten Schadens. Man wird nicht so weit gehen dflrfen, da, wo nur Hoflhungen auf 
Verkauf und Gewinn, nicht aber gut begründete (nachweisbare) Aussieht auf solchen Tor- 
banden war, einen indirekten Schaden als vorhanden aniunehmen. Vgl. Cotelle p. 163. 
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Ware für eine Festlichkeit ^ ) (Reise), die nun vorüber ist, bestimmt 
war ; Wechsel der Mode, Konventionalstrafe u. s. w. 

lU. Die Bahn wird aber von jeder Haftpflicht befreit durch den 
Nachweis, „daß die Verspätung von einem Ereignisse herrührt, welches 
sie weder herbeigeführt hat, noch abzuwenden vermochte" — „que le 
retard provient d' une circonstance ind^pendante de sa volonte et de son 
fait (art. 39)". 

Diese Fassung*) wurde erst auf der 2. Konferenz vereinbart. 
Die Berichterstatter der diese Aenderung vorschlagenden Kommission 
haben diese nur als eine redaktionelle bezeichnet, „ohne daß es die 
Absicht (der Mehrheit) gewesen wäre, an dem Sinne des Artikels 
etwas zu ändern" '). Diese Absicht der Nichtänderung hat aber nicht 
den entsprechenden Ausdruck im Texte des I.U. gefunden und kann 
deshalb für dessen Auslegung nicht ausschlaggebend sein ^). 

Die beiden Ausdrücke, der deutschrechtliche und der international- 
rechtliche, decken sich nicht. Die Nichtabwendbarkeit der Verspätung 
durch Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers enthält 
eine Betonung des subjektiven Moments. Die Beurteilung der Zulässig- 
keit einer die Haftung ausschließenden Einrede hängt ab ausschließlich 
von der subjektiven Thätigkeit der Bahnorgane; von einem Ereignisse 
ist hier gar nicht die Rede. 

Die Bahn haftet stets, wenn sie nicht zu beweisen vermag, daß 
sie die erforderliche Sorgfalt angewendet habe, daß ihre Organe nicht 
jenen Grad von Fähigkeit, Vorsicht und Gewissenhaftigkeit geleistet*), 
welcher nach den Erfahrungen des Verkehrs zur pünktlichen Ausführung 
des Frachtvertrags gefordert werden muß. 

Art. 39 dagegen betont mehr das objektive Moment, indem Haftungs- 
befreiung der Bahn nur eintreten soll infolge des Nachweises, daß die 
Verspätung sich darstelle als die Wirkung eines bestimmten Ereignisses, 
bei dem das subjektive Moment wenigstens negativ in Betracht kommt. 
Nur dann wirkt nämlich die Berufung auf ein Ereignis als Ursache 
der Verspätung haftbefreiend für die Bahn, wenn sie nachweisbar dies 
Ereignis weder herbeigeführt hat, noch abzuwenden vermochte. Daß 
die Bahn das Ereignis nicht herbeigeführt haben darf, wenn sie es 
als einen Haftbefreiungsgrund geltend machen will, entspricht allge- 
meinen Rechtsgrundsätzen und hätte nicht besonders hervorgehoben 
werden müssen. 



1) Vgl. die Entsoheidnogen betreffs einet Hochzeitsgewands bei Co teile p. 162. 

2) Vgl. fiber die des deutschen Entwürfe (S. 234) „— d&B sie die VerspStnng durch 
Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers nicht habe abwenden k5nnen*^ 

8) Prot, n S. 122. 

4) Vgl. auch Schwab S. 294. 

5) Prot. I 8. 44; II S. 54. 
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Was aber den Begriff Unabwendbarkeit des Ereignisses anlangt, so 
wird man denselben eher als eine Umschreibung des Begriffs „höhere 
Gewalt" denn als identisch mit dem Begrifie ,,A.nwendung der Sorg- 
falt eines ordentlichen Frachtführers'' auffassen müssen. Ist doch die 
Unabwendbarkeit des Ereignisses ein wesentliches Element des Begrifb 
der höheren Gewalt, wobei, wie an anderer Stelle ') dargethan wurde, 
nicht absolute, sondern nur relative Unabwendbarkeit gefordert wird. 
Von einer solchen kann man aber nur dann sprechen, wenn das Er- 
eignis auch durch die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers nicht 
abwendbar war'). So findet auch dieser Begriff entscheidende Be- 
rücksichtigung, aber nur als Maßstab zur Feststellung des Vorhanden- 
seins einer höheren Gewalt. Es bleibt nur unerfindlich, warum man, 
statt diesen im I.U. mehrfach wiederkehrenden Begriff auch im Art 39 
auszudrücken, eine nicht vollständig klare Umschreibung desselben vor- 
gezogen hat, oder falls man einen anderen Grad der Haftung einführen 
wollte, diesen nicht scharf bestimmt hat 

Nach der endgültigen Fassung des Art. 39 ist die Haftung für 
Verspätung keine andere als die für Verlust etc. (Art. 30), denn der 
„durch ein Verschulden des Verfügungsberechtigten oder eine nicht von 
der Eisenbahn verschuldete Anweisung desselben'' hervorgerufene Schaden 
ist auch nach dem Wortlaut des Art 39 von der Bahn in Verspätungs- 
fallen nicht zu vertreten ^). 

Die Haftungsverbindlichkeit der Bahn ist also dann ausgeschlossen, 
wenn die Verspätung der Ablieferung nachweisbar eine von ihr nicht 
verschuldete ist. 

Der Befreiungsbeweis hat sich auf folgende Momente zu erstrecken : 

1) auf das Ereignis, welches die Verspätung verursachte ; 

2) darauf, daß dieses deren (alleinige oder mitwirkende) Ursache ist ; 

3) darauf, daß sie dieses Ereignis weder herbeigeführt hat, noch 
abzuwenden vermochte. 



1) Vgl. Schwab S. 249; Asser S. 834 f.; Oerstner S. 881. A. M. Eger, 
I.U. S. 666 t, der meint, daß die Haftpflicht des Art. 89 die Mitte halte zwischen der des 
Art. 80 (höhere Oewalt) und der dentsehrechtlichen (H.O.B. Art. 897), indem er davon 
ausgeht, dafi nach Art. 80 die Bahn f&r ihre Lente and Betriebsmittel (sog. innerer Zufall) 
anbedingt, ffir Natarereignisse and Handlangen Dritter (kofierer Zafall) nnr bedingt hafte, 
dafi aber nach Art. 89 die Haftang stets eine bedingte sei. Wenn Eger S. 667 sagt, das 
Gesets mache hier keinen Unterschied zwischen inneren and ftafieren Zofftllen, sondern es 
solle jedes die VerspStang bedingende Ereignis, sofern die Bahn beweist, dafi sie es mit 
▼emfinftigen Mitteln nicht abwenden konnte, zar Liberierang von der Haftpflicht genfigen, 
so ist dem entgegenzahalten, dafi auch Art. 80 diese ünterscheidang nicht kennt (vgl. S. 198) 
and dafi das zuletzt betonte Moment eben das für das Wesen der „höheren Gewalt" cha- 
rakteristische ist. 

2) Vgl. S. 197 f. 
8) Vgl. S. 198. 

4) Vgl. Gerstner S. 888. 
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B. Umfang des Schadenersatzes bei verspäteter 

Ablieferang. 

L W&hrend das französische Recht auch den Umfang der Schaden- 
ersatzpflicht wegen Verspätung nicht abweichend Yon der wegen Ver- 
lustes regelt, hat das deutsche Becht (H.6.B. Art. 397) auf Grund 
yon H.G.B. Art. 427 im alten B.R § 70 die Schadenshöhe auf den im 
Frachtbriefe deklarierten Betrag und mangels einer solchen Deklaration 
auf einen im voraus bestimmten Normalsatz (Betrag der Fracht oder 
eines Teiles derselben) b^;renzt. 

Der schweizer. Entwurf (Art 26 und 27) *) hatte nun im Einklänge 
mit dem schweizer. Tr.G. 1875 Art. 23 der Bahn die Verpflichtung zur 
Vergütung der H&lfte der Fracht und bei Ablieferung nach Ablauf der 
doppelten Lieferfrist die der ganzen Fracht auferlegt Nur bei Nach- 
weis eines größeren Schadens war dieser bis zur Höhe des bei Verlust 
des Gutes zu leistenden Ersatzes zu vergüten '). 

Der deutsche Entwurf schlug dagegen in Anlehnung an B.R. alt 
§ 70 ein System vor, das die Bahnen vor allzu hohen Ersatzforderungen 
schützte und dabei doch dem Publikum die Möglichkeit gewährte, Ersatz 
des vollen Schadens zu erlangen^). Dieses System wurde dann auch 
mit einigen Abänderungen auf der 1. Konferenz angenommen. 

Auf der 2. Konferenz schlug Gola-Italien vor, da£ das Maß der 
Vergütung in ein direktes Verhältnis zur Dauer der Lieferfristüber- 
schreitung gebracht werde ^). Dieses Prinzip wurde für rationell erklärt 
und demzufolge eine Skala mit kleineren Einheiten angenommen^). 

Art. 40 unterscheidet somit: 

1) den normalen Ersatz (beim Fehlen einer Interessedeklaration), 
bestehend aus einem im voraus bestimmten Normalsatz, der einen Teil 
der Fracht oder in maximo die ganze Fracht umfaßt; 

2) den außergewöhnlichen Ersatz bei Deklaration des Interesses, 
in einem (gegen Ziff. 1) erhöhten Teil der Fracht, eventuell in der de- 
klarierten Summe, welche die Maximalgrenze des Ersatzes bildet, be- 
stehend. 



1) Vgl. 8. S12 f. 

2) Prot. I S. XXVI f. 

5) Eger, Einf., S. 11(^ f. rügte nmmentlich die Niebtialassang einer Deklaration 
dei Interesiea. 

« 

4) Art. 87 des dentachen Entwarfa Bchlug vor ao yergfiten : 1) bei Deklaration eine« 
Intereaaea an der Lieferung ohne Schadensnachweia bei einer Verapfttnng bia an 6 Tagen ^4» 
bei Ungerer Verapätung die H&lfte der Fracht, im Falle dea Naehweiaea einea Schadena deisen 
Betrag bia aar Höhe der Fracht; S) bei Deklariemng ohne Schadenanachweis die halbe 
beaw. ganie Fracht, beim Nachweiae dea Schadena deaaen Betrag, beidea bia aar H5he der 
deklarierten Summe (Prot. I S. XXVII, LVII, 59). 

6) Ea sollte bei Ueberachreitang der Lieferfrist nm Y^ auch Yt der Fracht, bei einer 
solchen yon Y4 <^^ch Y^ etc. yergUtet werden n. s. w. (Prot. II S. 54). 

6) Prot. II S. 12a f. 
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n. Was den normalen Schadenersatz anlangt, so hat Art. 40, um 
den Handelsstand von dem unter Umständen schwierigen Schadens- 
nachweis zu entbinden, der Bahn die Verpflichtung zur Gewährung 
einer Vei^tung für jede Lieferfiristflberschreitung auferlegt; dieselbe 
steht in einem bestimmten Verhältnis zur Dauer derselben und besteht 
dementsprechend in einer größeren oder geringeren Quote des Fracht- 
betrags, ohne daß der Nachweis eines bestimmten Schadens erforderlich 
wäre. 

Es kann beansprucht werden bei einer Verspätung bis einschließlich 
Vio der Lieferfrist Vio ^^^ Fracht, bei einer Verspätung bis einschließ- 
lich Vi Ol */ioi */io der Lieferfrist je Vio» */ioi */io der Fracht, bei 
einer Verspätung von längerer Dauer (als ^/ ^ o der Lieferfrist) die Hälfte 
der Fracht. 

Art 40, der sich an B.R. alt § 70 anlehnt, weist hiemach folgende 
Abweichungen vom Vorbilde auf. Vor allem hat man den Unterschied 
zwischen EU- und Frachtgut fallen lassen ^ ). Femer muß nach Art. 40 
fQr jede, auch die geringste Lieferfristüberschreitung auch ohne Schadens- 
nachweis Vergütung geleistet werden, während nach B.B. alt § 70 bei 
geringfügigen Verspätungen (bis 1 Tag bei Frachtgut, bis 12 Stunden 
bei Eilgut) Vergütung nicht beanspmcht werden kann. Endlich hat 
man, da bei weiten Transporten ein Frachtnachlaß von V« ^^i kleineren 
Verspätungen schon eine bedeutende Ersatzsumme dargestellt') hätte, 
wie erwähnt, eine Skala mit kleineren Einheiten als ein Viertel, nämlich 
mit ein Zehntel aufgestellt'). 

1) DiaMr Uotorschied Ut nun »noh in V.O. § 87 beseitigt 

3) BJK. alt § 70 gewfthrta bei Frachtgut f&r VerapItaDgen bis zn 3 Tagen V^, bis 
so S Tagen Ya ^''^ ^^^^ ^ '^'^ ^^ HXlfte der Pracht; bei Eilgut für Verspfttnngen bis 
SQ 84 Stunden 7«} bis in 8 Tagen y, und Aber 8 Tage die Hälfte der Fracht. 

8) V.O. § 87 hat ein Zehntel als Einheit angenommen, aber das VerhUtnis nieht 
nach der Qaote, sondern nach Tagen der VerspXtnngsdaner bemessen. Ohne Machweis 
eines Schadens wird, falls die Yerspfttung 18 Standen Übersteigt, bei einer Verspfttnng bis 
eiiischlieBUeh 1 Tag Vi» «1er Fracht, fttr 8, 8, 4 Tage Je Vjo» Vto» Vio ^*' Fracht, über 
4 Tage 7io <lerselben yergütet. Bei Delilaration des Interesses findet Verdoppelung (fflr 
1 Tag 7j^, für 8 Tage 7,^ u. s. w.) statt. Im Uebrigen (V.O. § 87 A. 3 und 4) mit Art. 40 
übereinstimmend. 

Nach schweiser. Tr.G. 1898 Art. 40 wird ohne Schadensnachweis vergütet: 
Y^ der Fracht bei einer Verspätung bis einschlieilich Yi ^^r Lieferfrist 

/f f» »» »> »» n ^®D /* it I» /t f» »» 

ganze „ „ jeder „ über die H&lfte der Lieferfrist. 

Bei Nachweis des Schadens kann dieser beansprucht werden, aber nie mehr als der 
Wert des Gutes. Bei Deklaration (ohne Schadensnachweis) die Hälfte der Fracht bei Jeder 
Verspätung bis einschliefilich Y«? ^^ gMse Fracht bei Verspätung über Y4 ^^r Lieferfrist 
(Art 40 A. 4 stimmt überein mit I.U. Art. 40 A. 4). 

Nach Tariffe a. 189 wird auch eine im Verhältnis aur Dauer der Verspätung ab- 
gestufte Quote der Fracht, die ganae bei Verspätung über die Hälfte, ein gröfierer Schaden, 
nnr wenn nachgewiesen, seinem gansen Umfange nach vergütet. 

Das russ. E.G. Art. 110 läßt ersetzen 5 Pros, der Fracht für Je 84 Stunden Ver- 
Spätung, als Maximum aber nur die ganze Fracht. 
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III. Dem Beschädigten ist aber auch die Möglichkeit erschlossen, 
sich einen höheren Schadenersatz zu verschaffen, sofern er den Nach- 
weis dieses Schadens zu erbringen yermag. Gelingt dieser Nachweis, 
so kann er den Betrag des Schadens bis zur Höhe der ganzen Fracht 
von der Bahn beanspruchen. Uebersteigt der durch die Lieferfrist- 
überschreitung verursachte Schaden den Frachtbetrag, so ist die Bahn 
zur Vergtltung des diesen Betrag übersteigenden Schadens nicht ver- 
pflichtet, falls keine Deklaration des Interesses stattgefunden hat (Art. 40 
A. 2). 

IV. Eine Erhöhung des Schadenersatzes wegen Ueberschreitung 
der Lieferfrist kann sich (bezw. dem Empfänger) jeder Absender sichern 
durch Deklaration des Interesses ^ ), welche durch Angabe im Fracht- 
briefe*) (Art. 6f) zu erfolgen hat. 

Diese bewirkt eine Verdoppelung der Vergütung gegenüber den 
oben (S. 239) angeführten Normalsätzen. Es wird also ohne Nachweis 
des Schadens vergütet bei einer Verspätung bis einschließlich ^/^o der 
Lieferfrist: */io der Fracht, bei einer solchen bis */io, '/lo» */io J® */ioi 
®/io> */io der Fracht, bei einer Verspätung von längerer Dauer (als */io 
der Lieferfrist) die ganze Fracht, d. i. die Maximalgrenze, wenn ein 
Schadensnachweis nicht erbracht wird '). 

V. Eine den ganzen Frachtbetrag übersteigende Ersatzsumme kann 
nur beansprucht werden, falls der Nachweis eines größeren Schadens 
erbracht wird (Art. 40 A. 3). Der deklarierte Betrag des Interesses 
bildet aber auf jeden Fall die Maximalgrenze des Ersatzes, sowohl wenn 
dieser im Nachlasse der Fracht bezw. eines Teils derselben besteht, als 
wenn er diesen Betrag beim Nachweise eines größeren Schadens übersteigt. 

Die Wirkung der Interessedeklaration in Art. 40 weicht wesentlich 
ab von deren B^elung im deutschen Frachtrecht. 



1) Vgl. S. 828 ff. 

8) Es ist das dJe Deklaration des Interesses an der Lieferung des Art. 88, welche, 
wie erwihntf gleichseitig Deklaration des Interesses an der unversehrten und rechtseitigen 
Lieferung ist im Gegensatse zum bisherigen deutschen Rechte, welches diese beiden De- 
klarationen als zwei gesonderte Institute kannte. 

8) Diese Steigerung des Ersatses ftlr unerwiesene Schäden wurde in Hinblick auf die 
Möglichkeit, dafi sie namentlich su Zeiten des regelmäßig stärkeren Verkehrs zum Gegen- 
stand der Spekulation gemacht werden könnte, (von Schwab 8. 898) fflr bedenklich er- 
klärt. Ich vermag diese Bedenken nicht für begründet zu halten, da die Ordnung des 
Bahnbetriebes bei der zweckmäfiigen Bemessung der Lieferfristen derartige Spekulationen 
zu Schanden machen wird. Für normale Verhältnisse giebt die Einrede des Art 89 der 
Bahn einen hinreichenden Schutz. Bei der Schwierigkeit, den durch Versäumung der 
Lieferfrist erlittenen Schaden im Einzelnen nachzuweisen, mußte dem Publikum die MögUch- 
keit gewährt werden, einen solchen eventuellen Schaden im voraus in maximo zu beziffern. 
Die Bemessung der Höhe der Frachtzuschläge für die Deklaration dürfte in der Regel eine 
solche sein, daß sie als Risikoprämie voUständige Deckung der erfahrungsgemäß zu leistenden 
Ersatzbeträge zu gewähren vermag. Vgl. noch S. 248 Anm. 6. 
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Nach B.B. alt § 70 A. 3 bfldete die deklarierte Summe bei Nach- 
weis des Schadens schlechthin den Maximalsatz der zn gewährenden 
Entschädigung; es wurde nnr innerhalb dieser Grenze der Betrag des 
nachgewiesenen Schadens ersetzt Diese Deklaration entbindet daher 
nicht Yon der Pflicht des Beweises des entstandenen Schadens. 

Uebereinstimmnng herrscht zwischen LU. Art. 40 und B.B. alt § 70 
darüber, daß der Ersatzanspruch keinesfalls die deklarierte Summe 
übersteigen darf. 

Dagegen war dem alten B.B. fremd der Frachtnachlaß als Ersatz 
auch für den Fall des nicht erfolgten Schadensbeweises. 

Es wird Sache des Absenders sein, die deklarierte Summe so zu 
bemessen, daß die Deklarierung auch wirklich einen Vorteil bietet. 
Formell giebt es keine Minimalgrenze des zu deklarierenden Betrags. 
Da aber der Minimal-Normalersatz (ohne Deklarierung des Interesses) 
V] der Fracht beträgt, muß deijenige, der sich einen höheren Schaden- 
ersatz sichern will, mindestens '/io des Frachtbetrags als Interesse- 
summe deklarieren. In diesem Falle kann der Beschädigte dann diese 
^/lo ftnch bei der geringsten üeberschreitung der Lieferfrist ohne 
Sdiadensnachweis als Vergütung beanspruchen. Anderseits kann er 
aber auch bei einer Lieferfristüberschreitung yon noch so langer Dauer 
nicht mehr beanspruchen. 

Da nun die Vergütung auf keinen Fall den deklarierten Betrag 
des Interesses übersteigen darf, kann der Fall eintreten, daß bei De- 
klaration des Interesses die Entschädigungssumme geringer ist als ohne 
Deklaration^). Es würde in einem solchen Falle die Bahn die Prämie 
für die Deklaration ohne jede Gegenleistung bezogen haben. Das ist 
eine durchaus unbillige, aber, wie mir scheint, nicht notwendige Eon- 
sequenz des angenommenen Systems *). Bei einer Revision des Lü. 
dürfte auch auf eine diese Unbilligkeit beseitigende Aenderung Bedacht 
zu nehmen sein. 

Im Falle des Nachweises eines Schadens hat der Entschädigungs- 
berechtigte nur dann von einer Deklaration des Interesses einen Vorteil, 
wenn die deklarierte Summe den Betrag der ganzen Fracht übersteigt, 
da dieser auch ohne Deklaration vergütet werden muß, wenn der Schaden 
bewiesenermaßen diese Höhe erreicht hat. 

VL 1) Während nach allgemeinen Bechtsgrundsätzen der Ersatz- 
beanspruchende den Nachweis über Dasein und umfang des Schadens 



1) V^enn s. B. die Fneht SO M . beträgt, das Interesse mit 86 M. delLlariert und die 
Lieferfrist Ton 10 Tagen nm 4 Tage (^iq) ttberscfaritten ist, so liat der Besehldigte nur 
den deklarierten Betrag ron S6 M . in beanspmehen, selbst wenn er einen höheren Sehaden 
nachweist, wihrend, wenn keine Deklaration stattgefunden hitte, der normale Ersata 88 M. 
(Y^P der Fracht) betragen würde. 

t) So Schwab S. 899. 
Rotenthal, Internat EttenlMfaiiflrachtrecht. 16 
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zu erbringen hat, wird es ihm im Art. 40, wie wir gesehen haben, frei- 
gestellt, diesen Nachweis zu führen oder nicht. In letzterem Falle ist 
nur die Ersatzleistung der Bahn eine geringere (Maximum : halbe, und 
bei Deklaration des Interesses: ganze Fracht). 

Es wird hier eine Rechtsvermutung aufgestellt, daß durch jede 
Verspätung auch ein Schaden, der doch die Voraussetzung der Ersatz- 
pflicht der Bahn bildet (Art. 39) entstanden sei, eine Rechtsvermutung, 
die den Ersatzberechtigten von der ihm eigentlich obliegenden Beweis- 
pflicht befreit. 

Diese Rechtsvermutung ist aber keine praesumtio iuris et de iure, 
und es steht der Bahn der Gegenbeweis oSien, daß durch die Verspätung 
ein Schaden nicht verursacht wurde ^). Dieser Gegenbeweis dürfte 
übrigens nur selten mit Erfolg geführt werden können. 

2) Nur in dem Falle, wenn der Ersatzberechtigte sich mit der 
Vergütung der in Art. 39 A. 1 festgesetzten Normalsätze (Vio— '^/lo 
der Fracht) nicht begnügen wiU, hat er den Nachweis über Vorhanden- 
sein und Höhe des Schadens zu erbringen und kann dann eine höhere 
Entschädigung, d. h. Vergütung des vollen Schadens beanspruchen, 
aber nur „bis zur Höhe der ganzen Fracht^^ Diese bildet die Maximal- 
grenze der Entschädigung, so daß, auch wenn ein diese übersteigender 
Schadensbetrag, als durch die Verspätung herbeigeführt, nachgewiesen 
wird, doch seitens der Bahn kein höherer Schadensbetrag (als die ganze 
Summe) beansprucht werden kann. 

Bewegt sich der nachgewiesene Schaden innerhalb dieser Maximal- 
grenze, so ist er in seinem vollen Umfange zu vergüten. 

3) Anders, wenn eine Deklaration des Interesses stattgefunden hat 
In diesem Falle ist, wenn der Nachweis des Schadens erbracht ist, der 
ganze Betrag desselben zu vergüten'), aber auch hier bildet die de- 
klarierte Summe den Höchstbetrag der Entschädigung, so daß auch, falls 

1) So richtig Oerstner S. 880, dem aber darin nicht beiiapflichten ist, dafi der 
Gegenbeweis sich auch dahin richten dürfe, „daB der wirklich entstandene Schaden geringer 
sei als der ohne Sehadensnachweis in ersetsende Teil der Fracht". Das ist ans Art. 39 
und 40 nicht zn folgern, die Entschftdigongsleistang ist durch Art. 40 (proportionaliter) 
festgelegt. Sie tritt Ton selbst als Rechtswirknng der Voranssetznngen der Haftpflicht ein 
Die Absicht des Oesetsgebers geht dahin, den lästigen und oft schwierigen Beweis der 
Schadenshöhe sn nmgehen. Damm soll anch nicht der wirkliche Schaden, sondern ein im 
Yorans festgesetiter Normalsats (eine Quote der Fracht) yergfitet werden. Dagegen hat 
Art. 89 aosdrflcklich das Vorhandensein eines Schadens als Voraossetsnng der Haftpflicht 
wegen Verspätang aufgestellt (vgl. S. 235). Ist ein solcher Schaden, dessen Vorhandensein 
der Ersatsbeanspruchende nicht su beweisen hat, nicht eingetreten, was nur durch Gegen- 
beweis der Bahn nachgewiesen werden kann, so f&llt auch die Verpflichtung der Bahn xur 
EntschAdigong hinweg. — A. M. Eger, I.U. S. 676, der eine Rechtsfiktion betreib Existenz 
und Höhe des Schadens, gegen welche ein Gegenbeweis ausgeschlossen sei, als vorhanden 
annimmt. 

2) Ohne Schadensnachweis werden anch in diesem Falle nur die infolge der De- 
klaration erhöhten Normalsäue von '/lo ^^ *^ ganzen Fracht vergfltet (Art 40 A. 3). 



— 243 — 

der nachgewiesene Schaden diesen übersteigt, mit Ausnahme des Falles 
der Arglist und groben Fahrlässigkeit, nicht mehr als die deklarierte 
Summe als Ersatzleistung von der Bahn beansprucht werden kann ^). 

VII. Wenn Beschädigung oder Minderung des Gutes mit Ueber* 
schreitung der Lieferfrist zusammentrifft, so ist, falls eine Deklaration 
des Interesses an der Lieferung stattgefunden hat, also die Voraus- 
setzungen der Art. 38 und 40 vorliegen, zu vergüten: 

a) der weitere (über Art 34 bezw. 37 hinausgehende) Schaden bis 
zur Höhe des deklarierten Betrags (Art. 38), und außerdem noch 

b) die Normalsätze bezw. der nachgewiesene Schaden (vgl. S. 241 f., 
VI) auch bis zur Höhe des deklarierten Betrags (Art. 40). 

Die deklarierte Summe kann so zweimal als Maximalbetrag der 
Ersatzleistungen in Betracht kommen '). 

VIU. Im Gegensatz zu Art. 38, wo infolge der Deklaration des 
Interesses bei Verlust und Beschädigung nur ein „weiterer" Schaden- 
ersatz, ein Plus über den normalen, außerdem zu beanspruchenden hinaus 
vergütet wird'), stellt sich der infolge der Deklaration in Art. 40 bei 
Verspätung festgestellte Ersatz dar nicht als ein Mehr ersatz, sondern 
als ein Gesamt ersatz, der auch den normalen Schadenersatz in sich 
schließt«). 

Zu lebhaften Beschwerden des Handelsstandes giebt die Höhe des 
Frachtzuschlags (Minimum: 50 Centimes) Anlaß. In der That dürfte 
bei einer Bevision des I.Ü. hier eine Aenderung angezeigt sein. Man 
wird dann wohl auch zu einer Trennung der Deklaration des Interesses 
an der rechtzeitigen Lieferung von der Deklaration des Interesses an 
der unversehrten Lieferung schreiten^). 



1) Dm log. AbandoDBystain, laiss^ poor oompte (vgl. 8. 928), die UaberUssong de» 
▼enpllet eiogetroffonen Ootes an die Eitenbahn ist nicht »Uissig. 

5) Sehwab S. 506. 
8) Vgl. S. 880. 

4) So anch Schwab 8. 800 f.; a. H. Eger, LU. 8. 678, aber dieee gegenteilige 
▲nffassnng ist mit dem Wortlaut des Art 40 anyereinbar, namentlich wenn man den Wort- 
laut Ton Art. 88 („weiterer Scbadenersati*') dem gegenflber in Betracht sieht. 

6) Gerade der Umstand, dai nnr Ein Interesse (an der Liefemng schlechtweg, nicht 
an der „rechtieitigen" Liefemng) versichert werden kann, wird als den Interessen des Klein- 
handels widerstreitend gerfigt. Damit laafe aber, so wird in dem Hanptfachblatte ffir die 
Interessen des gesamten Detailhandels, die Kolonialwaren-Zeitnng 1888 No. 9, 
ansgeführt, eine bedeutende Erhöhung der VersichemngsprSmie Hand in Hand. „Während 
z. B. die Primie ittr Versicherung der rechtaeitigen Lieferung früher bei 100 M. Ver- 
sicherungssumme auf 160 km Entfernung 10 Pf., auf 878 km 15 Pf. und auf 760 km 
20 Pf. betrug, sind Jetst fBr denselben Betrag bis lu 800 km Entfernung 60 Pf., bis su 
400 km 1 H. und auf 760 km 8 M. su bezahlen. WIhrend früher der Mindestbetrag 
einer Primie 10 Pf. betrug, ist er jetst auf 40 Pf. erhöht, und damit der Empfinger 
einer Sendung Waren gezwungen, anstatt der bisherigen geringfügigen Summe von 10 Pf. 
(bei kleinen Entfernungen und Verzicht auf Wertrersicherung) den Tierfachen Betrag zu 

16* 
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§ 30. 
Sehadenersatz bei Arglist und grober Fahrlissigkelt 0« 

Ein Prinzip, welches in den Rechten &st aller Vertragsstaaten an- 
erkannt war*), hat auch das I.U. im Art 41 ausgesprochen, wie folgt: 

„Die Vergütung des vollen Schadens (le paiement de rindemnitä 
pleine et enti^re comprenant les dommages et int6r6ts) kann in allen 
Fällen gefordert werden, wenn derselbe infolge der Arglist oder der 
groben Fahrlässigkeit der Eisenbahn entstanden ist^^ 

I. Die Voraussetzungen dieser Verpflichtung der Bahn zum Ersätze 
des vollen Schadens sind folgende: 

1) Es muß ein von der Bahn vertretbarer Schaden entstanden sein. 
Wenn auch zunächst hier nur an Schäden aus Verlust, Minderung, 
Beschädigung oder Verspätung gedacht ist, so ist doch nach dem Wort- 
laute ') („in allen Fällen^O ^^^ J^^^ Schaden gemeint, der durch Aus- 
führung bezw. Nichtausführung eines Internat. Eisenbahnfrachtvertrags 
hervorgerufen worden ist, z. B. Befolgung einer VerfOgung ohne Vor- 
weisung des Duplikatfrachtbriefis *). 



besahlen.'* In diasor B«achw«rde werden aUerdingi nngleicbArtige GrSBen mit ehumder 
verglichen, denn unter der Herrschaft dei alten B.B. wurde ohne Deklaration nur der 
KormaUati Tergütet, wfthrend nach I.U. und V.O. auch ohne Deklaration der gemeine 
V^ert besw. HandeUwert enetat wird. Bi ist dies als ein anerkennenswertes Entgegen- 
kommen der Bahnen gegen das Publikum jedenfalls für das Gebiet des „Vereins*') au be- 
grllBen. Immerliin halte ich die Beschwerde Ar begründet, denn die Yersohmelsung der 
Wert- und Interessendeklaration des alten B.B. in dem neuen Institut der „Deklaration des 
Interesses an der Lieferung** des I.U. sieht Ar die Absender die Unmöglichkeit nach sich, 
einsig ihr Interesse an rechtieitiger Lieferung au ▼ersiohem in solchen F&Uen, in welchen 
ihr Interesse an unTersehrter Lieferung des Gutes keiner besonderen Versicherung bedarf, 
weil ein etwaiger Schaden durch Ersats des gemeinen (Handel8-)Wert8 hinreichende Ver- 
gütung finden würde; der Minimalbetrag des Frachtsnschlags ist eben ein viel au hoher. 
Vgl. auch StrauB 8. 98 f. — Diese Beschwerden sind aber ebenso wie für den Klein- 
handel auch für den Groftbandel und die Industrie von nicht au unterschltsender Bedeutung, 
da der Unterschied des jetsigen Zuschlags gegenüber dem früheren im Laufe eines Geschlfks- 
jahres zu gans erklecklichen Betrügen sich summiert. Ans einer Tergleiehenden Gegen- 
überstellung der alten und neuen Zuschlüge (rgl. Transport-Vers. Ges. 8. 18) er^giebt 
■ich, dai dieser Zuschlag für gewisse Entfernungen jetst das Acht- und sogar Zehnfache 
des früheren betrigt So werden wohl die Transportrersioherungsgesellschaften gerne die 
Empfehlung, das Risiko der rechtaeitigen Lieferung gegen Berechnung einer mlBigen Primie 
SU Übernehmen (rgl. Transport-Vers. Ges. S. 14), befolgen. 

1) Art. 41 (H.G.B. Art 896, 497; V.O. § 88). 

9) Vgl. MonsiUi p. 150 s. 

8) In der 8. Konferena wurde die Fassung „in allen Füllen*' (Art 84, 86, 87, 88, 
89, 40) durch Streichung dieser eingeklammerten (Stierung ohne Begründung abgelndert 
(Prot m S. 65). Die Stellung des Art. 41 genügt aber nicht zur Begründung der gegen- 
teiligen Auffitfsung. 

4) Vgl. Schwab S. 819{ Eger, I.U. S. 688. 
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2) Eine zweite Voraussetzimg ist die, daß der Schaden durch Arg- 
list oder grobes Verschulden der Bahn bezw. ihrer Angestellten ver- 
orsacht worden ist 

Man hat mit Recht so den unbestimmten und unklaren Rechtsbegriff 
„böswillige Elandlungsweise^^ ^) (des Art 396 H.G.B.) ersetzt durch die 
Ausdrücke ,,Arglist" (dolus, dol, dolo) und ,,grobe Fahrlässigkeit'' (culpa 
lata, £Etute grave, colpa grave). Arglist und grobe Fahrlässigkeit sind 
also, wie dies schon nach römischem Rechte der Fall war, in ihren 
Rechtswirkungen Tollständig gleich. Eine Definition dieser Begriffe war 
nicht erforderlich, da sie in allen Rechtsgebieten als römisch-rechtliche 
bekannt und feststehend sind. 

Man versteht unter „Arglist" jede absichtiich auf Herbeiführung 
des Schadens') gerichtete Handlung oder Unterlassung („wissenüicher 
Schaden'') '), während als grobe Fahrlässigkeit der höchste Grad von 
Nachlässigkeit (nimia negligentia), Nichtbeachtung dessen, was Jeder ^), 
auch der gewöhnliche Mensch zu beachten (der Folgen, die er zu kennen) 
pfl^ ^), angesehen wird. 

Der Bahn ftllt „grobe Fahrlässigkeit" zur Last, wenn sie die ihr 
auf Grund des Frachtvertrags erwachsenen Pflichten durch leichtfertige 
Außerachtlassung der gehörigen, in der Regel im Bahnbetrieb zur An- 
wendung kommenden Vorsicht und Aufmerksamkeit verletzt Unwesent- 
liche Versehen, unbedeutende Unachtsamkeiten sind nur als leichte 
Fahrlässigkeit zu behandeln. 

Es ist Aufgabe des Richters, je nach den konkreten Umständen 
des Einzelfalles festzustellen, ob grobe oder leichte Fahrlässigkeit vor- 
liegt. 

3) Dritte Voraussetzung ist ein ursächlicher Zusammenhang zwischen 
der arglistigen oder grobfahrlässigen Handlung bezw. Unterlassung und 
dem Schaden. 



1) Di« dentiehe Beehtoprecbang (Tgl. Eger I 8. 860 f.) Terstand unter ,,b5flicber 
HAndlungtweiM** dolus nod nicht aUe FftUe Ton culpa lata, sondern nur loznrla, den freyel- 
baften HntwiUeni der swar die Besehldigang nicht beabsichtigt, aber im BewnAtsein der 
damit Terbnndenen Gefahren handelt besw. nicht handelt 

9) Aaf der 2. Konferens betonte George -Frankreich, daB dies nicht der Fall sein 
sollte. Nach franiSsischem Bechte ▼erpflichte grobe Fahrllssigkeit nur anr Zahlung des 
direkten Schadens, während Arglist auch sur Vergfitung des indirekten Interesses rerpflichte. 
Her! eh -Ungarn spricht sieh dafilr aus, daft dem dolos bloß die luxuria, d. h. die der 
Gefahr bewuAte culpa lata gleichgestellt werde, „daA dagegen bei geringerem Grade von 
Verschulden nur der regelmiBige Schadenersati su leisten sei, um su Gunsten der Eisen- 
bahn gegenftber dem Unwillen des Publikums die Kontroverse über den Begriff culpa lata 
zu beseitigen'*. Es wurde aber trots dieser Einwendungen die GleichsteUung von dolus 
und enlpa lato beschlossen (Prot. II 8. 64 f., 1S8). 

8) Jede Veranstaltung sum Schaden eines Anderen (1. 1 § 8 D. de dolo malo 4, 8). 

4) Vgl. L S18 § 8 D. de verb. sign. 60, 16; Dernburg, Pandekten, I § 86. 

6) FUle „der Gewissenlosigkeit, gSnslichen Kopflosigkeit, mafilosen Sorglosigkeit*' 
(RO.aG. Vm 8. 886). 
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Diese Voraussetzung ist auch dann gegeben, wenn diese Ursache 
des Schadens nicht die einzige gewesen ist, sondern andere mit ihr 
zusammentrafen ^ ). 

4) Den Beweis über das Vorhandensein der Voraussetzungen (und 
die Höhe des Schadens) hat nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen der 
Ersatzfordemde *) zu führen. Das Beweisverfahren richtet sich gemäß 
Art. 55 nach den Gesetzen des Prozeßrichters. 

n. Sobald die unter I angeführten Voraussetzungen gegeben sind, 
hat die Bahn zu vergüten den vollen Schaden, d. L sowohl den wirk- 
lichen Schaden wie den entgangenen Gewinn'). Diese Ersatzpflicht 
erstreckt sich auch auf den nicht voraussehbaren Schaden, der nach 
Code civil a. 1150 nur im Falle der Arglist, hier aber auch bei grober 
Fahrlässigkeit zu vergüten ist^). 

Es ist also namentlich in all den Verlust- oder SchadensfiLllen, wo 
auf Grund der Bestimmungen der Art. 34 und 37 (der gemeine Handels- 
wert oder Wert bezw. Minderwert), Art. 35 (auf Grund des Spezialtarifs 
ein im voraus bestimmter Maximalbetrag) oder gemäß Art. 38 nur eine 
den vollen Schadensbetrag nicht erreichende deklarierte Summe zu er- 
setzen ist, wenn die Schädigung durch dolus oder culpa lata der Bahn 
herbeigeführt worden ist, der volle Schaden zu vergüten. 



§ 31. 
Die Verzinsung der Entschtdlgangssumme ^). 

Außer dem im vorhergehenden Paragraph erörterten Prinzip des 
Art. 41 ist auch noch die Bestimmung des Art. 42 über die Verzinsung 
der Entschädigungssumme auf alle Schadensfälle, soweit sie sich aus 
einem intemat Eisenbahnfrachtvertrag ergeben, anwendbar. 

I. Obwohl die Pflicht der Verzinsung der Entschädigungsforderung 
in den Landesrechten der einzelnen Vertragsstaaten anerkannt war. 



1) Vgl. noch Eger, I.U. 8. 686. 

2) Der Anregong der iUlienischen Bahnen, dies noch besonders im Art. 41 aasza- 
sprechen, warde mit Recht keine Folge gegeben. Vgl. Honsilli p. 158. 

8) Vgl. H.G.B. Art. 288; Code ciyil a. 1149; Codice civile italiano 
a. 1287 (nach schweiier. Obligat.R. Art. 116 entscheidet richterliches Ermessen Über 
die Höhe des Schadenersatzes). 

4) Der darch Code civil a. 1151 aasgesprochene Grundsatz, daB nur der als eine 
unmittelbare Folge der Nichtausführung des Transports sich darstellende Schaden zu rer- 
gUten sei (vgl. 8. 818 Anm. 1), auch im Falle der Arglist, hat keine Geltung in Bezog 
auf die Anwendung des Art. 41, da dieser „die Vergütung des vollen Schadens** schlechthin 
ohne jede Einschränkung vorschreibt. 

6) Art. 42 (V.O. hat keinen entsprechenden Paragraphen, wohl aber stimmt auch 
§ 80 Ver.B.B. wörtlich überein ; vgl. H.G.B. Art 287). 
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erschien doch eine einheitliche internation alrechüiche Regelung des Be- 
ginns der Zinspflicht und der Hohe des Zinsfußes zweckmäßig^). 

Nachdem schon der schweizer. Entwurf (Art 20 A. 2) eine dies- 
bezügliche Bestimmung vorgeschlagen hatte, sprach Art 42 dem For- 
derungsberechtigten einen Anspruch auf eine 6-prozentige Verzinsung 
der Entschädigungssumme zu. Die Verzinsungspflicht ist hier anerkannt 
für jeden Entschädigungsbetrag, der auf Grund eines Internat Fracht- 
vertrags beansprucht werden kann, und nicht nur für Entschädigung 
für Verlust, Minderung, Beschädigung und Verspätung'). 

Der Zinsfuß von 6 Proz. ist der schon bisher in Deutschland und 
Frankreich für gesetzliche und Verzugszinsen bei Handelsgeschäften 
übliche •). 

n. Die Zinspflicht beginnt an dem Tage, an welchem das Ent- 
schädigungsbegehren gestellt wird. Der Beginn der Zinspflicht hat 
nicht zur Voraussetzung die Erhebung einer gerichtlichen Klage, sondern 
es genügt eine einfache Reklamation bei der zuständigen Eisenbahn- 
verwaltung. 

Man bezweckte mit dieser Festsetzung^) des Beginns der Zins- 
verpflichtung, die Verzögerung der Anbringung der Reklamation (damit 
der Reklamant möglichst lange sich den Zinsgenuß sichere) zu ver- 
hindern. 

Die Fragen, wer zur Geltendmachung der Entschädigungsforderung 
berechtigt und welche Bahn zur Leistung der Entschädigung verpflichtet 
sei, werden im Zusammenhang unten §§ 37 und 38 (Aktiv- und Passiv- 
legitimation) erörtert werden. 



1) Vgl. Eger, EiDf., S. 109. 

2) Auf diese FftUe war die Verslnsungspflicht besehriakt nach der Tom deattehen 
Entwnrfe (Art. 27 b) rorgeschUgenen und angeooinmenen Fassang, die erst auf der 2. Kon- 
ferenz 10 die des Art. 42 („Der Fordemogsberecbtigte kann 6 Proz. Zinsen der als Eni- 
scbädigang festgesetzten Samme rerlangen*') umgeindert warde. Vgl. Prot. I S. XXVII ; 

II S. 65, 128 (die Aenderang wurde seitens des Bericbterstatters der Kommission als eine 
redaktionelle bezeichnet, wihrend sie eine materielle ist). 

3) z. B. H.G.B. Art 287; französ. Ges. ▼. 7. IX. 1807 (Lyon-Caen et Renaalt 

III n. 80, 84). 

4) Sie entstammt einem mssischen Antrage. Der 2. Teil desselben, „dai die Bahn 
▼on der Zahlung solcher Zinsen befreit sein soll, wenn sie den Berechtigten vor Ablauf 
eines Uonats nach Anbringung der Reklamation entschftdigt**, welcher die zur Abrechnnng 
zwischen den Bahnen erforderliche Zeit abzukürzen bestimmt war, wurde abgelehnt (Prot, 
m S. 65). 
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SECHSTER ABSCHNITT. 
ErlöBohen der Ansprüche g^en die Eisenbahn. 

§32. 

ErUtoehen der insprfiehe gegen die Eisenbahn dnreh Annahme 

des Ontes nnd Zshlnng der Fraeht 0« 

Die Haftpflicht der Bahn erstreckt sich auf den Zeitraum von der 
Annahme des Gutes mit dem Frachtbriefe zur Beförderung seitens der 
Bahn bis zur Ablieferung an den Empfänger. Die Ablieferung der Bahn 
schließt in sich die Annahme des Gutes durch den Empftnger. Mit 
dieser und der Zahlung der Frachtforderung ist der Frachtvertrag von 
beiden Seiten erfUlt. 

Um nun durch diese beiderseitige ErfUlung des Frachtvertrags 
auch eine definitive Erledigung für die Bahn herbeizuführen und diese 
gegen jede weitere Ansprüche sicher zu stellen, hat das LU. einen 
Grundsatz, der schon lange') in den Landesrechten, auch f&r den ge- 
wöhnlichen FrachtfOhrer Geltung hatte, aufgenommen: 

I. „Ist die Fracht nebst den sonst auf dem Gute haftenden Forde- 
rungen bezahlt und das Gut angenommen, so sind alle Ansprache gegen 
die Eisenbahn aus dem Frachtvertrag erloschen^' (Art 44 A. 1). 

Das Erlöschen dieser Ansprüche ist somit an zwei Voraussetzungen 
geknüpft, nämlich: 

1) an die Zahlung der Fracht etc., zu welcher dann außerdem noch 
hinzukommen muß 

2) Annahme des Gutes. 

ad 1. Hier erhebt sich die Frage, ob die Voraussetzung der 
Zahlung ^) der Fracht und aller durch den Frachtvertrag begründeten 
Forderungen (Art. 11 A. 2 und 20) nur gegeben ist, wenn dieselbe 
nach Beendigung des Transports, also seitens des Empfilngers erfolgt. 



1) Art. U, 46 (fl.G.B. Art. 408, 4S8| V.O. (§ 89, 91 A. 8). 

2) Vgl. ftber die Modiilkationeii der Begel in den einieJnen Landetreehten OliTier 
p. 188 M. InFrankreieh wurde eof Besohwerde des Handelistandei (TgL Hber diese 
Monsilli p. 188) Aber die rigorose Anwendung des a. 106 Code de com. dieser abge- 
indert doreh das Oes. ▼. 1. IV. 1888, indem nnn trots Annahme des Oates nnd Zahlong 
der Fracht die Ansprfiche des Empf&ngers nicht erlöschen, wenn dieser innerhalb dreier 
Tage mit AnsschloB der Festtage nach Annahme und Zalünng dnroh eine aoBergerichtliche 
Handlung oder durch eingeschriebenen Brief sdne begrflndete Verwahrung angeaeigt hat. 
Ffir Belgien ist nun maBgebend belg. Eis.Q. Art. 7. 

8) Der Zahlung steht die Kreditierung gleich, da wo ein Frachtgebflhrenkredit ge- 
währt wird. Vgl. fiber diesen S. 106. 
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Fflbr das deutsche (H.6.B. Art. 406) usd französische (Code 
de com. a. 105, jetzt in der Fassung des Ges. v. 11. IV. 1888) Becht 
wurde diese Frage bejaht^), so daß ein Erlöschen der Ansprüche bei 
Frankosendungen nicht eintreten konnte. 

Jedenfalls erscheint diese AufEassung in Bezug auf Art. 44 nicht 
zutreffend'). Der gegenüber dem Vorbilde (H.6£. Art 406) etwas 
abgeänderte Wortlaut*) fordert nur schlechtweg, daß die Fracht etc. 
bezahlt worden ist Die Bezahlung muß aber — eine besondere Ein- 
sdurinkung ist nicht gemacht — nur erfolgen auf Grund der Vor- 
schriften des I.U. Diese Zahlung kann aber gem&ß Art 12 A. 1 er- 
folgen sowohl durch den Absender bei Aufgabe des Gutes, als durch 
den EmpfiLnger bei der Ablieferung. Welche dieser beiden Zahlungs- 
arten gew&hlt wurde, ist gleichgültig, sofern nur überhaupt Zahlung 
erfolgte. Es wird im Art 44 nicht gesagt, von wem die Zahlung zu 
leisten ist^). 

Daß diese Bezahlung notwendig vom Empftnger geleistet werden 
müsse, wird im Art 44 nicht gesagt, kann auch nicht als der Absicht 
des Gesetzgebers entsprechend betrachtet werden. Das, worauf es an- 
kommt, ist die Erfüllung des Frachtvertrags, die vorliegt mit der An- 
nahme des Gutes, die erst erfolgen kann nach Zahlung des Gutes bezw. 
Zug um Zug, wenn nicht Vorausbezahlung der Fracht erfolgt ist 

ad 2. In der Annahme des Gutes (bedingt durch die Bezahlung 
der Fracht etc., Art 16) tritt die Anerkennung der richtigen und recht- 
zeitigen Erfüllung des Frachtvertrags hervor^). 

Man versteht unter der Annahme den der Ablieferung') entsprechen- 
den Akt des im Frachtbriefe bezw. in einer nachträglichen Verfügung 
(Art. 15) bezeichneten Empfängers bezw. dessen legitimierten Vertreters. 

Von einer „Annahme^' kann nur gesprochen werden, wenn das Gut 
thatsächlich verabfolgt isf). Eine Bereitstellung zur Abnahme genügt 
nicht 



1) Vgl. Thöl m S. 68; B.O.H.G. XUI S. 416 ff.; Picftrd IV p. 889 t. A. M. 
Wehr mann S. 210 f.; R.Ei8.66f.Entw. (Hotiye) S. 77. 

S) Bidhtig Schwab S. 9^%i Oerstner S. 896 f.; a. M. Eger, I.U., Textausgabe, 
8. 147. In Besag auf den fibereinstbnmenden Codioe di oom. a. 415 Ut die im Texte 
Teitretene Aoffatenng die in Italien jetit herrachende. Vgl. Harcheaini II n. 407. 

8) Die Faerang Ton H.03. Art. 408: „Dnreh Annahme dea Gntea nnd Beaahlung 
der Fracht erliacht*' wurde im Art 44 dahin geändert: „Ist die Fracht nebtt den tonit 
ai&f dem Gate haftenden Fordernngen besahlt nnd das Gat angenommen, so . . .*' 

4) Wenn auch nicht gesagt ist, Ton wem die Annahme sa erfolgen habe, so ergiebt 
•leh dies mit Notwendigkeit ans dem Begriffe der Ablieferang. 

5) VgL B.O.H.G. Vm S. 195. 

6) VgL 8. 168 f. 

7) VgL S. 159 and aber die Notwendigkeit einer riception effectiTe — Picard IV 
p. 880 8.; Lanckman n. 580; Marchesini II n. 407. 
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II. Sobald außer der Zahlung der Fracht noch die Annahme des 
Gutes erfolgt ist, ist jeder Anspruch gegen die Bahn aus dem Fracht- 
vertrag untergegangen und kann veder auf dem Wege der Reklamation, 
der Klage oder Einrede geltend gemacht werden. Es ist eine nur zu 
Gunsten der Bahn aufgestellte, in der Regel unwiderlegbare Rechtsver- 
mutung (praesumtio iuris et de iure), daß der Frachtvertrag seitens 
der beiden Kontrahenten ordnungsmäßig erfüllt ist Auf Ansprüche 
der Bahn gegen Absender und Empfänger findet die Rechtsvermutung 
keine Anwendung, wirkt also nicht zu deren Gunsten. Alle Ansprüche 
aus dem Frachtvertrag, mögen sie vom Absender oder Empfänger er- 
hoben werden, sind nach erfolgter Zahlung und Annahme erloschen, 
aber auch nur diese, mithin nicht solche Ansprüche, welche wohl mit 
dem konkreten Frachtgeschäft in Verbindung stehen, sich aber nicht 
auf den Frachtvertrag stützen können, z. B. Ansprüche aus einem vor- 
läufigen Verwahrungsvertrage (Art. 5). Daß diese Ansprüche nicht er- 
löschen, wenn Annahme oder Zahlung durch Arglist, Zwang, Betrug und 
entschuldbarem Irrtum hervorgerufen wurden, entspricht allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen ^) und brauchte deshalb im Art 44 nicht ausdrück- 
lich hervorgehoben zu werden. 

Die Erlöschung dieser Ansprüche tritt von selbst (ipso iure) ein als 
eine Rechtsfolge der Zahlung und Annahme. Die für das deutsche und 
französische Recht vertretene Auffassung, nach welcher der Richter 
diese Thatsachen nicht ex officio, sondern nur erst dann, wenn sie die 
Bahn einredeweise geltend gemacht habe, berücksichtigen müsse, er- 
scheint auch für das I.U. zutreffend'). 

IIL Das im Art 44 A. 1 aufgestellte Prinzip wird durch eine 
Reihe von Ausnahmen außer Kraft gesetzt (Art. 44 A. 2). 

Es erlöschen demnach trotz Zahlung und Annahme die Ansprüche 
gegen die Bahn nicht: 

1) Die durch Arglist (dolus) und grobe Fahrlässigkeit (culpa lata) ^) 
der Bahn nachweisbar herbeigeführten Entschädigungsansprüche ^). 

Da die Bahn gemäß Art. 41 für den durch ihre oder ihrer Be- 
diensteten Arglist oder grobe Fahrlässigkeit entstandenen Schaden volle 
Vergütung zu leisten hat, so entspricht es der Billigkeit, daß dieses 
Grundprinzip des Schadenersatzrechts ausnahmslos zur Durchführung 



1) Vgl. die bei E g e r II S. 663 angeführten deutschen Entscheidangen und die 
fransösischen bei Picard IV p. 834; vgl. anch Harchestni II n. 408. 

2) Vgl. Gerstner S. 898 f.; Eger II S. 568 f. 
8) Vgl. fiber diese S. 244 f. 

4) Die Ansnahme 1) ist in dieser Aasdehnung neu gegenüber dem bisherigen Fracht- 
rechte der Vertragsstaaten. In beschrftnktem Umfange, nur in Bezog auf Betrug oder Ver- 
nntrennng war sie dagegen schon anerkannt. Vgl. H.G.B. Art. 886 A. 4; Gerstner 
S. 399; Sarrat n. 864; Lanckman (dol, frande, infid41it^) n. 585; Marcheslni 11 
n. 408. 
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gelangt und daß nicht diese strenge Ersatzpflicht irgendwie durch eine 
zu Gunsten der Bahn aufgestellte Bechtsvennutung gemildert oder gar 
aufgehoben werde. Diese Ausnahme erstreckt sich auf alle aus dem 
Frachtvertrag entspringenden Entschädigungsansprüche und ist nicht 
nur auf die wegen Verlust, Minderung, Beschädigung und Verspätung 
beschränkt^). 

Es muß hier ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Schaden 
und der Arglist bezw. groben Fahrlässigkeit vorhanden sein. Die Be- 
weislast liegt nach allgemeinen Bechtsgrundsätzen (besonders ausge- 
sprochen im Art 44 A. 2 Z. 1) dem Entschädigungsberechtigten ob. 

2) Eine weitere zeitlich beschränkte Ausnahme ist zugelassen fClr 
die Entschädigungsansprüche wegen Verspätung, unter doppelter Voraus- 
setzung, nämlich: 

a) die Beklamation muß spätestens am 7. Tage *), den Tag der 
Annahme nicht mitgerechnet, angebracht werden, und zwar^) 

b) bei der zuständigen Bahn, d. i. einer derjenigen Bahnen, gegen 
welche nach Art. 27 A. 3 eine gerichtliche Klage geltend gemacht 
werden muß. 

Es wird hier nur eine einfache Beklamation, nicht aber eine ge- 
richtliche Klage gefordert. 

3) Die dritte Ausnahme umfaßt Entschädigungsansprüche wegen 
solcher Mängel, deren Feststellung gemäß Art. 26 vor Annahme des 
Gutes durch den Empfänger erfolgt ist oder hätte erfolgen sollen und 
durch Verschulden der Bahn unterblieben ist^). 

Obgleich dann, wenn durch eine amtliche Untersuchung eine Min- 
derung oder Beschädigung des Gutes festgestellt war, die Präsumtion 
der Ablieferung in unbeschädigtem Zustande nicht Platz greifen kann, 
hielt man es doch dem Wortlaute des Art. 44 A. 1 gegenüber für an- 
gezeigt, dies besonders auszusprechen. 

Diese Ausnahme schränkt die Zahl der Ansprüche, welche nach 
der Begel des Art. 44 A. 1 erlöschen, wesentlich ein, denn die amtliche 
Feststellung muß nach Art. 25 erfolgen in allen Verlust-, Minderungs- 
und Beschädigungsfällen ^) (die Verspätungsfälle sind von der Fest- 
stellung ausgeschlossen). Insbesondere erzeugt die bahnamtliche Ent- 



1) Der schweizer. Entwurf (Art 29) enthielt diese Beschränkung, während der 
deutsche die ausdehnende Fassung vorschlug, die auch angenommen wurde (Prot. I 
S. XXIX, LVII). 

2) Entspricht B.E. alt $ 69 A. 2 („binnen 8 Tagen nach der Abliefemng'O. 

8) Diese Ausnahme ist bei den oft weiten Entfernungen, um die es sich bei Internat. 
Transporten handelt, gereehtfertigt, die es dem Empfänger oft schwer machen die Lieferfrist 
zu berechnen. Deshalb erschien es angezeigt, eine 7-tägige Frist hierfülr einzuräumen. 

4) Die seohs letzten Worte sind auf Antrag F i o k - Schweiz aufgenommen worden 
(Prot. I 8. 47, 88). 

5) Näheres hierilber siehe S. 174 ff. 
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deckoDg oder VennutiiBg einer Minderung oder Beschädigung, ebenso 
wie die Behauptung einer solchen durch die Partei, die Verpflichtung 
zur unyerztiglichen protokollarischen Feststellung. Diese bahnamtliche 
Feststellung bewirkt, wie ihre pflichtwidrige Unterlassung und wie eine 
gerichtliche Feststellung, die Nichterlöschung der Ansprüche trotz An- 
nahme und Zahlung. 

4) Die vierte Ausnahme bezieht sich auf Entschädigungsansprüche 
wegen äußerlich nicht erkennbarer Mängel^), deren Feststellung nach 
der Annahme erfolgte. 

Man hat aber diese Ausnahme nicht schlechthin eingeräumt, sondern 
an folgende Bedingungen geknüpft: 

a) Der Antrag auf Feststellung (Art. 25) muß bei der Bahn oder 
dem Gerichte unmittelbar nach Entdeckung des Schadens und spätestens 
7 Tage nach Empfangnahme des Gutes angebracht werden. 

b) Der Berechtigte muß die Entstehung des Mangels zwischen der 
Annahme zur Beförderung und vor der Ablieferung beweisen (Art. 44 
A. 2 Z. 4). 

Diese Ausnahme war dem deutschen, schweizer, und niederländischen 
Rechte') schon bekannt (wenn auch die Bedingungen anders geregelt 
waren), während in Frankreich gegenüber der Tendenz der Handels- 
gerichte, eine Prüfung des Gutes vor der Annahme durch den Empfänger 
zuzulassen *), der Kassationshof an der strengen Auslegung von Code 
de com. a. 105 festhielt und selbst bei äußerlich nicht erkennbaren 
Mängeln nach Annahme des Gutes und Zahlung der Fracht dem Em- 
pfänger jeden Anspruch versagte ^). 

Ueber das Prinzip, daß man im Interesse des Publikums Ent- 
schädigungsansprüche auch nach Annahme (und Zahlung) zulassen 
mtlsse, wenn die Mängel äußerlich nicht wahrnehmbar und infolgedessen 
bei der Empfangnahme nicht konstatiert werden konnten, war man einig. 
Nur die Feststellung der näheren Bedingungen bereitete auf den Kon- 
ferenzen einige Schwierigkeiten. 

ad a) Der Antrag auf gerichtliche oder bahnamtliche Feststellung 
muß unverzüglich nach Entdeckung des Schadens gestellt werden. Da- 
mit aber die Verantwortlichkeit der Bahn nicht ins Ungemessene aus- 
gedehnt werde, mußte dieses Recht des Empfängers zeitlich begrenzt 
werden. Als äußerster Termin fQr die Antragstellung wurde der 7. Tag ^) 



1) Ueber die XoBerliche Erkennbarkeit der Hftngel Tgl. S. 88. 

5) H.G.B. Art. 408, 488; altes B.R. § 64 A. 4; sohweiier. Tr.G. 1876 Art. 45 
Z. 2; niederUnd. H.G.B. Art. 98 A. 2. 

8) Prot. I 8. 60. 

4) Vgl. Sarrnt n. 860 u. 

6) Der schweiaer. Entwurf (Art 29) hatte keinen festen Endtermin, sond«m nur 
„sobald es nach dem ordnnngsmiBigen GeschXftsgange möglich war'S wfihrend der dautache 
Entwarf den 42. Tag als solchen Torgesehlagen hatte. Nachdem die beantragte Featsetxung 



— 253 — 

Bach der Empfangnahme d^ Gutes angenommen. Bis dahin hat der 
Empfllnger hinreichend Zeit, den Zustand des Gutes zu prtLfen. Thut 
er dies nicht, so geht er eben seines Anspruchs auf Feststellung und 
damit seines etwaigen Entschädigungsanspruchs verlustig, der ihm sonst 
fOr die Dauer der Veijährungszeit (Art. 45) gewahrt bleibt. 

V.O. § 90 stimmt wörtlich tkberein mit Art 44, nur daß die Frist 
fOr Deutschland entsprechend H.G.B. Art 428 ') auf 4 Wochen fest- 
gesetzt ist Ffir Oesterreich ist auch bezflglich dieses Termins 
Uebereinstimmung mit dem I.U. hergestellt*). 

ad b) Der Beweis, daß der Schaden in der Zeit erfolgte, auf welche 
sich die Haftpflicht der Bahn Oberhaupt nur erstreckt, ist nur dann zu 
erbringen, wenn hierüber ein Zweifel obwaltet und das Gericht diesen 
Beweis für notwendig erachtet 

Diese vierte Ausnahme findet aber dann keine Anwendung, wenn 
eine Feststellung des Zustandes des Gutes durch den Empfiüiger auf 
der Empfangsstation möglich war und sich die Bahn zu deren Vornahme 
bereit erklärt hatte (Art 44 A. 3). 

Durch diese einem italienischen (heftig bekämpften) Antrage ent- 
springende ^) Bestimmung sollte im Interesse der Bahnen nachträgliche 
Reklamation thunlichst abgeschnitten werden, für den Fall, daß eine 
Ontersuchung des Zustandes des Gutes auf dem Bahnhöfe der Ab- 
lieferungsstation möglich war^). 

Eine zweite Voraussetzung ist die Bereiterklärung der Bahn zur 
Vornahme der Feststellung, die sowohl allgemein (durch tarifarische 
oder reglementarische Bestimmung), sowie speziell für den einzelnen 
Fall (durch Mitteilung an den Empfilnger) erfolgen kann. 

Hat der Empfänger beim Vorhandensein dieser beiden Voraus- 
setzungen eine Feststellung nicht bewirkt, so hat er sich durch diese 
Unterlassung eines jeden Beklamationsrechts begeben, und die Regel 
des Art. 44 A. 1 gelangt zur unbedingten Anwendung. 

5) Als fünfte Ausnahme von dieser Regel, daß durch Annahme des 
Gutes und Zahlung der Fracht alle Ansprüche gegen die Bahn erlöschen. 



einer Frist Yon 1, 8, 8, 10 und 15 Tagen Terworfen, einigte man lieh auf 7 Tage (Prot I 
8. XXIZ, 50, 88 f.; U 8. 56, 125; lU 8. 56). 

1) Aach hier ist, wenn es aach nicht ansdrttcklich ausgesprochen ist, wie hei Art 44 
Z. 2 (ygl. 8. 251) der Tag der Annahme nicht mitaurechnen. 

2) Da eine Ahftnderung des H.O.B. TorlSuflg ▼ermieden werden sollte. 

8) Die 7-tIgige Frist des LU. haben noch Codioe di com. a. 415; belg. B.O. 
Art. 7; schweizer. Tr.G. 1898 Art. 44, wihrend nieder IKnd. H.G.B. Art 98 eine Frist 
▼on 2, Code de com. a. 105 in der Fassung vom 11. IV. 1888 eine solche von 8 Tagen 
kennt. 

4) Prot n 8. 56 f. 

5) Diese Möglichkeit ist eine relaüre, hingt sowohl Ton den TerlUgbaren Riumlich- 
keiten, Zahl, Umfang und Art der au untersuchenden Gflter ab. Ihr Vorhandensein im 
Einielfalle unterliegt richterlicher Beurteilung. Vgl. Oasca III p. 295 s. 
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wurde im Art. 12 A. 4 zur Beseitigung Yon Zweifeln, welche bisher 
in dieser Richtung in der Praxis hervorgetreten waren, festgestellt, daß 
die Berichtigungsansprüche, durch welche die Nachzahlung des wegen 
unrichtiger Anwendung der Tarife oder wegen Rechnungsfehler bei 
Festsetzung der Frachtgelder und Gebühren zu wenig Geforderten resp. 
die Zurückerstattung des zu viel Erhobenen verlangt würde, keine An- 
wendung finden ^). 

IV. Aus dem Frachtvertrag ergiebt sich keine Verpflichtung für 
den Empfänger, in diesen einzutreten. Er muß den Willen hierzu un- 
zweideutig zum Ausdruck bringen. Dies geschieht durch Annahme des 
Frachtbriefes und des Gutes oder, falls diese verzögert oder verweigert 
wird, durch Erhebung der Klage gegen die Bahn auf Erfüllung des 
Frachtvertrags^) (Art. 16, 17). Die Bahn hingegen ist zur Feststellung 
der vom Empfänger behaupteten Mängel gemäß Art. 25 verpflichtet. 

Der Empfanger hat ein dringendes Interesse, daß diese vor der 
Annahme des Gutes und der Zahlung der Fracht erfolge, damit er seiner 
Entschädigungsansprüche nicht (nach Art. 44 A. 1) verlustig werde. 
Deshalb giebt ihm Art. 44 A. 3 das Recht, auch selbst nach Annahme 
des Frachtbriefes und Bezahlung der Fracht die Annahme des Gutes 
zu verweigern, solange die Bahn seinem Antrage auf Feststellung nicht 
entsprochen hat. 

Ein Recht, das Gut nur unter Vorbehalt ') anzunehmen, steht dem 
Empfänger nicht zu. Die Bahn kann eine bedingungslose Annahme 
beanspruchen, so daß der Empfänger das Gut nur pure annehmen muß, 
wenn er nicht überhaupt die Annahme verweigern will. Da diese Ver- 
pflichtung nur im Interesse der Bahn aufgestellt ist, so ist es der Bahn 
freigestellt, auf eine solche vorbehaltlose Annahme zu verzichten. Ein 
solcher Vorbehalt ist daher nur dann rechtlich wirksam, wenn er mit 
ausdrücklicher Genehmigung der Bahn erfolgt ist (Art. 44 A. 3). 

V. Da der Empfänger die Annahme des Gutes nicht wegen Min- 
derung oder Beschädigung verweigern kann, andererseits es aber auch 
der Billigkeit widersprechen würde, die Präsumtion der Unversehrtheit 
bezw. Vollständigkeit des Gutes entgegen den thatsächlichen Verh&lt- 

1) Vgl. 8. 110. 

2) Vgl. 8. 151 f. 

8) Der schweiser. Entwurf Art. 29 hatte Annahme „ohne ausdrücklichen Vor- 
behält'S 80 daß also eine Annahme unter Vorbehalt nicht die beabsichtigte Wirkung ersielt 
haben würde. Es soUte, wie die Hotire i. B.Eis. Ges.Entw. 8. 77 besagen, durch derartige 
willkürliche und einseitige Vorbehalte die Lage des Frachtführers nicht unberechtigt er- 
schwert und die gesetaliche Wirkung der Annahme und Zahlung nicht unterdrückt werden. 
Vgl. noch Eger, Einf., 8. 124 f. Ein solcher Vorbehalt schien, wie die Motive snm 
deutschen Entwürfe (Prot. I 8. LVII) treffend ausführen, angesichts der im Art. 44 A. 2 
anerkannten Ausnahmen und der sum Schutze des Publikums gegen mifibräuchllche An- 
wendung in Art. 44 A. 3 und 4 getroffenen Bestimmungen überflüssig. 
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Bissen wirken zu lassen, erschien ein Ausweg angezeigt. Diesen zeigt 
Art. 44 A. 4 an, indem er dem Empfänger die Befugnis gewährt, f&r 
den Fall, daß von mehreren auf dem Frachtbriefe yerzeichneten Gegen- 
ständen einzelne bei der Ablieferung fehlen, die nicht abgelieferten 
Gegenstände in der nach Art. 16 auszustellenden Empfangsbescheinigung 
auszuschließen. Die fehlenden Stücke sind speziell zu yerzeichnen. 

Durch diese Ausschließung wahrt sich der Empfänger das Recht 
der Geltendmachung seiner Entschädigungsansprüche wegen dieser fehlen- 
den Stücke gegenüber der Regel des Erlöschens der Ansprüche nach 
Art 44 A. 1. 

VI. Wegen der aus den Entschädigungsansprüchen des Art. 44 
sich ergebenden Rechtswirkungen hielt man es für angemessen^), für 
diese die schriftliche Form vorzuschreiben (Art. 44 A. 5). Es sind 
daher alle im Art 44 (A. 2) erwähnten Entschädigungsansprüche *) nur 
dann rechtswirksam, wenn sie schriftlich erhoben sind. 

VIL Daß die nach Art. 46 erloschenen Ansprüche auch nicht im 
Wege einer Widerklage oder Einrede geltend gemacht werden können, 
spricht Art. 46 noch besonders aus. 



§33. 

ErlSschen der Ansprfiche gegen die Eisenbahn durch 

YeiJShmng ^). 

Die Gründe, die im Interesse einer möglichst raschen Abwickelung 
der Transportgeschäfte der Bahnen zur Einführung kurzer Verjährungs- 
fristen in den einzelnen Landesrechten geführt hatten^), welche die 
Bahnen vor der Erhebung von Entschädigungsansprüchen nach langer 
Zeit sicherten, sprachen noch in erhöhtem Maße für die Aufnahme 
solcher in das I.U. 

Hier war es geradezu notwendig, bei der Verschiedenartigkeit der 
Einzelheiten partikularrechtlicher Veijährungsvorschriften einheitliches 
Recht zu schaffen. 

So bildet neben der mit der Zahlung der Fracht verbundenen An- 
nahme des Gutes die Verjährung einen zweiten Erlöschungsgrund für 
die gegen die Bahn gerichteten Ansprüche. 

Schon der schweizer. Entwurf (Art 31) hatte die kurze Veijährungs- 



1) Auf Anregung von Ass er- Niederlande (Prot. II S. 66, 126). 

8) A. M. Schwab S. 842, der die Schriftlichkeit nicht für aUe Entsehftdigongs- 
aniprflche, dagegen für die Feststellang der HAngel für erforderlich bSlt, was mit dem 
Wortlaut Ton Art 44 A. 6 in Wideriproch steht 

3) Art. 46, 46 (H.O.B. Art 408, 886; V.O. § 91). 

4) Vgl. Denkschrift des Vereins, S. 26. 
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frist Yorgeschlagen, die dann auch mit unbedeutenden Abweichungen im 
Art. 45 anerkannt wurde. 

L Die kurze Veijährungsfrist wirkt nur zu Gunsten der Bahn; 
ihr unterliegen nur Ansprüche gegen die Bahn. Sie erstreckt sich aber 
nicht, wie dies bezüglich der ErUtechungsgründe des Art. 44 der Fall 
ist, auf alle Ansprüche aus dem Frachtverträge, sondern ausschließlich 
auf die Entschädigungsforderungen wegen Verlustes, Minderung, Be- 
schädigung (Art. 30) und wegen Verspätung (Art 39) ^). 

Der kurzen Verjährungsfrist unterliegen diese Entschädigungs- 
ansprüche, gleichviel ob sie durch Klage oder Widerklage oder I^rede 
geltend gemacht werden (Art 46). Diese kurzen Veijährungsfristen 
finden keine Anwendung auf solche Entschädigungsansprüche, die durch 
Anerkenntnis der Eisenbahn, Vergleich oder gerichtliches Urteil fest- 
gestellt sind. Es liegt in diesem Falle eine sog. Novation vor, indem 
an die Stelle des Anspruchs aus dem Frachtvertrage ein neuer Elage- 
grund getreten ist, welcher der gewöhnlichen landesrechtlichen Ver- 
jährungsfrist untersteht 

n. Die Dauer der normalen Verjährung ist auf 1 Jahr bemessen 
und nur für Ansprüche wegen Schäden, die nachweisbar durch Arglist 
oder grobe Fahrlässigkeit *) der Bahn herbeigeführt sind, auf 3 Jahre 
erweitert •). 



1) Code de com. s. lOS hatte die (einjährige) VerjXhmDg ooch nicht uf die Klagen 
wegen Venpltnng, wie dies nach H.G.B. Art. 408, niederlftnd. H.O.B. Art. 96 und 
schwelle r. Tr.O. 189S A. 44 der Fall war, erstreckt. Dies geschah erst durch daa 
diesen a. 108 abändernde Oes. ▼. 11. IV. 1888 und fttr Belgien das bei g. Eis.G. Art. 9. 
Dagegen gewährt Godioe di com. a. 926 (Tariffe a. 146) fOr alle Ansprüche am 
dem Frachtverträge gegen den Frachtführer eine Verjähnmgsfrist von 1 beiw. Y, Jahr. 

2) Während V.O. $91 für Oesterreich nahesa wSrtUch mit Art. 45 Aberein- 
stimmt, ist in Bftcksicht auf H.G.B. § 886 und 408 dieser § 91 für Deutschland ab- 
weichend ge&At. Der deutsche § 91 A. 4 lautet : ,J>i% Bestimmungen dieses Paragraph«^ 
finden in Fällen des Betruges oder der Veruntreuung keine Anwendnng^^ Hierdurch ist 
eine Abweichung des internen deutsehen Frachtrechts Tom intemationalea geschaiFen» indem 
nach Art. 45 die eiigährige Veijährung nicht nur bei Arglist, sondern auch bei grober 
Fahrlässigkeit ausgeschlossen ist. Sodann kennt die deutsche V.O. § 91 auch für die 
Fälle des Betrugs oder der Veruntreuung nur die gewöhnliche landesrechtliche (SO-jährige) 
Veijährungsfrist, während nach Art. 45 in diesem Falle eine dreyährige Verjährungsfrist 
festgesetst ist. 

8) Seitens der ital. Bahnen wurde die eiigährige Frist als zu lange gerfigt. Man 
hielt die im Code de com. a. 108 (Jetst durch Ges. t. 1888 auf 1 Jahr erstreckt), in 
Italien und Holland f%r interne (besw. europäische) Transporte auf 6 Monate bemessene 
Veijährungsdauer für hinreichend (Moniilli p. 168). Da aber auch hier schon für 
Transporte ins Ausland vielfach die einjährige Verjährungsfrist anerkannt war, rermoebte 
diese Beschwerde nicht dnrchsudringen. — Dagegen wurde die ursprünglich auf 5 Jahre 
bemessene Verjährungsfrist bei Arglist und grober Fahrlässigkeit auf 8 Jahre herabgesetst 
(Prot. II 8. 58 f., 126). Die Denkschrift des Vereins, S. 26, hatte für di< 
Fälle nur eine einjährige Veijährungsfrist vorgeschlagen. 
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in. Für den Beginn der Veijährungsfirist hat man in Ueberein- 
stimmung mit den Landesrechten nicht den Tag der Kenntnis des 
Schadens und nicht den der Entstehung des Anspruchs^), sondern ein 
objektives Moment angenommen. 

Nach Art 45 A. 2 beginnt nämlich die Veijährung: 

1) Für Ansprüche wegen Beschädigung und Minderung an dem 
Tage, an welchem die Ablieferung stattgefunden hat. Nimmt die Ab- 
lieferung mehrere Tage in Anspruch, so beginnt die Veijährung mit 
dem letzten Tage der Ablieferung. Nur der Tag der Ablieferung ist 
für den Yeijährungsanfang maßgebend, gleichviel ob die Lieferfrist über- 
schritten ist oder nicht. Ist ein beschädigtes oder vermindertes Gut 
verspätet abgeliefert, so können zwei Entschädigungsansprüche erhoben 
werden, einer wegen Beschädigung (Minderung) und einer wegen Ver- 
spätung, und für jeden beginnt die Verjährung gesondert, für den ersten 
am Tage der Ablieferung, für den zweiten am Tage des Ablaufs der 
Lieferfrist. Bei dem absoluten Charakter der Veijährung ist der Zeit- 
punkt der Ablieferung allein entscheidend für den Veijährungsanfang, 
mag die Beschädigung äußerlich erkennbar gewesen sein oder nicht '). 

, Wenn der Empfänger die Annahme des beschädigten Gutes ver- 
weigert und so in Annähmeverzug gerät, so ist, wenn die Bahn ihrer- 
seits alles zur Ablieferung Erforderliche gethan hat, dieses Ablieferungs- 
anerbieten der Bahn als Ablieferung zu erachten. Es beginnt dann die 
Veijährung mit diesem Tage, da sonst der Empfänger es in der Hand 
hätte, jede Veijährung zu verhindern '). Die Frage, ob Ablieferung vor- 
liegt, ist im Allgemeinen nach den für die abliefernde Bahn geltenden 
Bestimmungen (Art. 19)^) zu entscheiden. 

2) Für Entschädigungsansprüche wegen gänzlichen Verlustes ^) oder 
wegen Verspätung beginnt die Veijährung an dem Tage, an welchem 
die Lieferfrist abgelaufen ist. Wenn der Verlust an diesem Tage nicht 
Bachweisbar ist, so ist Verlust des Gutes erst anzunehmen, wenn sich 
dessen Ablieferung um mehr als 30 Tage nach Ablauf der Lieferfrist 
verzögert (Art. 33)^). Erst von diesem Zeitpunkte an kann ein Ent- 
schädigungsanspruch wegen Verlustes geltend gemacht werden. Nichts- 
destoweniger beginnt auch in diesem Falle die Veijährung mit dem 
Ta{;e, an welchem die Lieferfrist abgelaufen ist. Dieser Zeitpunkt ist 
auf Grund von Art. 14 und Ausf.-Best. § 6 zu berechnen ^). 



1) Vgl. Eger, Einf., 8. 128. 

2) Vgl. Sehott io Endemann, Handbach, III S. 871. 
8) Vgl. Schwab S. 847; Sarrat n. 874. 

4) Vgl. S. 168 ff. 

6) Der sog. gänilkhe Wertverlost (Verderb des Gates) wird als Besehädigaog be- 
handelt. 

8) Vgl. S. 187. 

7) VgL 8. 118 ff. 

Rotenthai, Internat. Eitenbahafrachtrecht. 17 
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Nach dem Wortlaut des Art 45 A. 2 (,,b^Dnt an dem Tage") ist 
der Tag der Ablieferung bezw. des Ablaufs der Lieferfrist und nicht 
erst der darauf folgende Tag Anfangstermin der 1- bezw. 3-jfthrigen 
Frist 1). ^ 

IV. Während die bisher erwähnten Veijährungsflälle, von denen 
Art. 45 handelt, sich nur auf die gegen die Bahn gerichteten Ent- 
schädigungsansprüche beziehen, erkennt Art. 12 A. 4*) noch eine ein- 
jährige Veijährungsfrist an fClr die von der Bahn oder gegen diese 
gerichteten Ansprüche auf Nachzahlung oder Zurückerstattung der auf 
Grund irrtümlicher Tarifanwendung oder Rechnungsfehler zu wenig oder 
zu viel erhobenen Frachtbeträge etc. Die Veijährung b^nnt mit dem 
Tage der Zahlung') des ursprünglich erhobenen Frachtbetrags, mag 
Vorausbezahlung durch den Absender oder Zahlung bei der Ablieferung 
durch den Empfänger stattgefunden haben. 

Für die Unterbrechung der Veijährung auch dieser Ansprüche sind 
die Gesetze des Landes, in welchem die Klage erhoben wird^), maß- 
gebend. 

V. Im Interesse der Einheitlichkeit des Rechts hielt es der schweizer, 
und deutsche Entwurf (Art. 31) für angezeigt, auszusprechen, daß nicht 
nur durch Erhebung der Klage (was keinem Zweifel unterlag) bei dem 
zuständigen Gerichte, sondern auch durch schriftliche Anbringung der 
Reklamation ^) des Absenders oder Empfängers die Veijährung unter- 
brochen werde. 

Nachdem die 1. Konferenz dieser Vorschrift zugestimmt hatte ^), 
wurde in der 2. Konferenz im Interesse einer prompten Erledigung der 
Reklamationen die Streichung dieser Bestimmung angeregt^). Die Eon- 



1) Richtig Bger, I.U., Text, S. 168; die gegenteilige Anschaoang Schwab's^ 
8. 85S, ist doch durch die Beraftug auf den fransdeiachen Text („la prtecription conrt 
ä partir do joiir de la liTraison**) nicht hinreichend begründet. 

2) Vgl. 8. 108 ff. 

8) Schwab, S. 854 f., llBt die VerjShrang erst nach Ablauf des Zahlangstages 
beginnen. Dies entspricht aber nicht dem Wortlaut des Art. 12 A. 4 („Ein derartiger 
Anspruch kann nur binnen Jahresfrist Tom Tage der Zahlung an geltend gemacht werden"). 

4) Vgl. V. 

5) Nach Art 81 A. 4 des Entwurfs sollte» falls die Bahn die Beklamation abeehlXgig 
bescheidet und die ihr mitgeteilten Beweismittel surftckgegeben hat, von dem Ehnp£ange 
desselben eine neue 1- bis 6-jihrige Veijährung beginnen. Auch dieser A. 4 wurde ge> 
strichen, nachdem auch die Denkschrift des Vereins, S. 26, in Rfioksicht aaf die 
alUu lange Verjihrung und die m befürchtende VenSgerung der GesehiftsabwiekelaDg sieb 
hiergegen ausgesprochen hatte. Auch die italienischen Bahnen hatten sieh gegen die Unter- 
brechung der VeijKhrung durch Beklamation ausgesprochen (vgl. Monailli p. 168 s.). 

6) Prot. I S. 51, S4. 

7) Von Lejeune- Belgien. G e r s t n e r • Deutschland betonte hiergegen, daA es in 
der Begel im Interesse beider Parteien liege, sunlchst ohne Gefahr des Ansschlnsses der 
Klage unter sich verhandeln lu können (Prot. II S. 59, 126). 
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ferenz entschied im Sinne dieser Anr^ung, und so bestimmte Art. 45 
A. 3, daß beztlglich der Unterbrechung der Verjährung die Gesetze des 
Landes, wo die Klage angestellt ist, entscheiden. 

Da es dem Ermessen des Berechtigten anheimgestellt ist, die Klage 
gegen die erste Bahn oder gegen die Bahn, welche das Gut zuletzt 
flbemommen hat, oder gegen die Bahn, auf deren Strecke der Schaden 
sich ereignet hat, zu erheben (Art. 27 A. 3), so kann er sich bei 
der Wahl des Gerichts von der Rücksicht auf die ihm bezüglich der 
Unterbrechung der Veijährung günstigere Gesetzgebung leiten lassen^). 

Daß man sich nicht über eine einheitliche Regelung der Unter- 
brechung der Veij&hrung einigen konnte, ist sehr zu bedauern, da in 
Bezug auf diese Frage selbst innerhalb der einzelnen Staaten starke 
Meinungsverschiedenheiten obwalten. 

Allgemein bewirkt eine Unterbrechung*) der Verjährung die Er- 
hebung der Klage *) (auch einredeweise Geltendmachung des Anspruchs, 
besonders Kompensationseinrede). In Bezug auf die Unterbrechung 
durch Reklamation herrscht, nachdem, wie erwähnt, eine dahin gehende 
Bestimmung im Art. 45 nicht auj^enommen wurde, keine Ueberein- 
stimmung der in Betracht kommenden Landesrechte. 

Die Reklamation, die außergerichtliche Geltendmachung eines An- 
spruchs (bezw. die Anzeige) bei der Bahnyerwaltung bewirkt so keine 
Unterbrechung der Veijährung in Deutschland ^), Oesterreich-Ungam ^) 
und in Belgien^). 

Dagegen wird die Veijährung unterbrochen durch die Reklamation 



1) Vgl. Gorstner S. 410. 

8) Vgl. Dernbarg, PrenA. Pr.B. I (5. Aufl.) S. 881 ffl; Eger n 8. 576. 

3) Der Zeitpunkt der Erhebung der Klige ist nach denttehem, Ssterreiohisehem 
lud fransösisohem Rechte der der ZnsteUnng der Klagesehrift an den Beklagten oder, 
falls eine solche nicht erfolgt, durch Geltendmachung in der mündlichen Verhandlung 
(Deutsche B.CiT.Pros.Ord. §§ 880, 889, 858, 854, 460, 461; Tgl. ▼. Canstein U S. 80). 
In den Niederlanden erfolgt die Klageerhebnng durch „dagraarding**, Anffordernng 
des Beklagten snm Erscheinen vor dem Bichter am Termine (vgl. van Boneval Fanre 
H p. 8). Ebenso bewirkt Unterbrechung der YerjShruDg nach Code ciTÜ a. 8844 und 8846 
„dtation en Justice, un commandement o& une saisie, signifl^ k eelul, qu' on yeut impdcher 
da priscrire, citation en conciliation dcTant le burean de paiz**. Im Falle eines Verlustes 
genfigt eine durch den huissier an die Bahn gerichtete Aufforderung sur Ablieferung 
(Lanekman n. 599). Auch in Italien gelten die gleichen Grundsätze wie in Frankreich 
(Codice ciTile a. 8185). 

4) Vgl. Eger n 8. 577; Wehrmann S. 816; B.O.H.G. IV S. 15, XV 8. 81. 
Bine analoge Anwendung des § 14 des B.Po8t-Ges. t. 88. X. 1871 ist ausgeschlossen. 
(B.Eis. Ges. Entw. § 67 läflt die Verjährung nur so lange ruhen, bis ein abschlägiger 
Beseheid auf die Beklamation ergangen ist) 

5) VgL die Entscheidungen bei Epstein, Entscheidungen, S. 554; Eger, Ent- 
seheidungen, III S. 847; y. Busch man, S. 887; Zeitschr. f. int. Eisenb., I 
8. 848. 

6) Vgl. Lanekman d. 599. 

17* 
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in Frankreich^), Italien*), Schweiz^) und Rußland«). Vom Tage der 
Unterbrechung der Veijährung beginnt diese (die 1- bezw. 3-jährige) 
von neuem zu laufen. 

VI. Ebenso, wie bezüglich der nach Art. 44 erloschenen Ansprüche, 
wird auch bezüglich der nach Art 45 veij&hrten Ansprüche im Art 46 
besonders anerkannt, daß sie auch nicht durch Widerklage oder Ein« 
rede ^) geltend gemacht werden können. 



SIEBENTER ABSCHNITT. 

Die rechtlichen Beadehungen der Bahnen unter einander, 

insbesondere das BückgriflGsrecht 

§34. 
Die Fraehtfordenmgen der Transportgemeinschaft ^). 

Nachdem wir die Beziehungen zwischen der Bahn und den am 
Transporte beteiligten Personen (Absender, Empfänger) in den vorher- 
gehenden Abschnitten erörtert haben, wollen wir uns nun zur Darstellung 
der rechtlichen Beziehungen der Bahnen unter einander wenden. 

Die Bildung einer obligatorischen Transportgemeinschaft ^) aus den 
jeweils an einem bestimmten Transporte beteiligten Bahnen, die den 
intemat Frachtvertrag als ein einheitliches Gesch&ft auszuführen und 
dem Absender und Empfänger gegenüber einheitlich zu vertreten hat, 
wurde bereits hervorgehoben. 

Das I.Ü. konnte sich nicht damit begnügen^), nur die Rechts- 



1) Vgl. Sarrat n. 910 b.; Lanckman n. 699. 

5) Durch BosUmmnng der Tarife jedoch unter der Bedingang, daB die Reklamation 
in doppelter Aaefertigong dem Stationsvorsteher eingereicht and darch diesen auf dem dem 
Beklamanten snrückp^egebenen Exemplar bescheinigt werde (Marchesini II n. 419). 

3) Seh weis. Tr.O. 1898 Art 46 A. 8, 4 hat die abgelehnten Vorsehllge des 
schwelle r. Entwurfs (vgl. S. 268, V) aufgenommen. 

4) Buss. E.O. Art 187. 

6) Deutsche V.O. § 91 A. 8 bestfanmt in Uebereinstimmung mit H.G.B. Art 888 
und 408 A. 8 abweichend vom 6ster. -ungar. Texte: „In gleicher Art sind die Ein- 
reden wegen Verlustes, Verminderung, Beschftdigung oder rerspftteter Ablieferung des Gutes 
erloschen, wenn nicht die Anseige von diesen Thatsachen an die Eisenbahn binnen der 
eii^fihrigen Frist abgesandt worden ist'^ 

6) Art 88 A. 1—8. 

7) Vgl. S. 48 £f. 

8) Dies war allerdings die auf der 1. Konferens Torherrscfaende Ansicht (P r o 1 1 8. 79). 
Der schwelle r. Entwarf hatte dahin lielende Vorschläge Überhaupt nicht gemacht beiw. 
für die Ablieferung auf das Recht am Ablieferungsort verwiesen, wfthrend der deutsefae 
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yerh&Itnisse dieser Transportgemeinschaft nach außen zu regeln, sondern 
es mußten auch Normen über die gegenseitigen Rechte und Pflichten 
der einzelnen Mitglieder einer solchen obligatorischen Transportgemein- 
schaft unter sich aufgestellt werden ^). 

I. In Ergänzung zu Art. 20*), welcher die Ablieferungsbahn als 
Geschäftsführer der Transportgemeinschaft zur Einziehung der Gesamt- 
fracht etc. für den ganzen Transport verpflichtet, legt Art. 23 A. 1 
nicht nur dieser, sondern überhaupt jeder Eisenbahn ^) (wobei nament- 
lich an die Annahmebahn bezüglich der Frankosendungen gedacht ist) 
die Verpflichtung auf, den übrigen am Transporte beteiligten Bahnen 
den ihnen gebührenden Anteil an der Fracht und den Frachtforderungen 
auszuzahlen. Diese Herauszahlungspflicht der Annahmebahn (für die 
bei der Aufgabe des Gutes bezahlte Fracht) und der Ablieferungs- 
bahn wird b^ründet mit dem Augenblicke der Einziehung der Fracht- 
forderung durch diese Bahnen. 

Hat die Ablieferungsbahn aber die ihr obliegende Einziehungspflicht 
(Art 20) verletzt und das Gut ohne Einziehung der darauf haftenden 
Forderungen abgeliefert^), so wird sie den Yorbahnen ersatzpflichtig 
(Art. 23 A. 2). Sie hat diesen Yorbahnen, für deren Frachtforderungen 
sie ja auch das Pfandrecht am Gute auszuüben hatte, durch die schuld- 
hafte Ablieferung ihre pfandrechtliche Deckung vernichtet und demzufolge 
ihnen die ihnen gebührenden Frachtanteile zu ersetzen, gerade als ob 
sie diese vom Empfänger erhalten hätte. Daß der Ablieferungsbahn, wie 
Art 23 A. 2 ausdrücklich besagt, der Anspruch gegen den Empfänger 
vorbehalten bleibt, ist selbstverständlich. Es wird also die Heraus- 
zahlungspflicht der Ablieferungsbahn nicht nur im Zeitpunkte der Ein- 
ziehung existent, sondern auch in dem Zeitpunkte, in welchem die Ein- 
ziehung hätte stattfinden müssen, d. i. bei der Ablieferung. 

n. Bei der ununterbrochenen Kette beständig wechselnder ge- 
schäftlicher Beziehungen aller Yertragsbahnen, welche die einen unter 
ihnen bald als Gläubiger, bald als Schuldner der anderen erscheinen 
lassen, wäre es unzweckmäßig bezüglich eines jeden Frachtvertrags eine 



Entwarf (Art. 12 b) im AnBcblnsB« an loine pfiuidrechtUchen Vorschlftge nur einige Be- 
stimmnngen über die Einsiehnngipflicbt der Empfangebahn enthielt, welche dem Art. SO 
des I.Ü. entsprechen. 

1) Solche Bestimmungen hatte weder das H.O.B., noch das alte B.B., noch die Qe- 
setse anderer Vertragsstaaten. Es war die Eegelung dieser Bechtsbesiehnngen vertrag«- 
miSiger Festsetinng der einseinen Eisenbahnverbftnde nnd •vereine yorbehalten. 

8) Vgl. 8. 165 f. 

8) Diese erweiternde Fassung wurde auf Anregung der Denkschrift des Vereins, 
S. 13 gewählt. 

4) Nur ausnahmsweise kann eine Ablieferung ohne Zahlung der Fracht im Interesse 
aller Bahnen liegen, besonders um die Verweigerung der Annahme bei Erhebung yon Ent- 
aehftdigungsansprtichen zu vermeiden (Oerstner S. 871). 
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effektive Herauszahlung der den einzelnen Bahnen gebührenden Fracht- 
anteile durchzuführen. 

Alle Vertragsbahnen stehen in einem Kontokorrentverhältnisse, und 
die Regeln unter I (Axt. 23 A. 1 und 2) erleiden daher eine Modi- 
fikation in dem Sinne, daß eine Stundung^) der herauszuzahlenden 
Frachtbeträge bis nach Ablauf der Eontokorrentperiode eintritt und 
dann erst der Saldobetrag fällig wird '). 

Art 23 A. 2 bestimmt: 

„Die Uebergabe des Gutes von einer Eisenbahn an die nächst- 
folgende b^ündet für die erstere das Recht, die letztere im Konto- 
korrent sofort mit dem Betrage der Fracht und der sonstigen . For- 
derungen, soweit dieselben zur Zeit der Uebergabe des Gutes aus dem 
Frachtbriefe sich ergeben, zu belasten, vorbehaltlich der endgültigen 
Abrechnung nach Maßgabe des 1. Abs. dieses Artikels.'^ 

Diese Vorschrift verschafft den einzelnen Gliedern der Transport- 
gemeinschaft nicht jene Garantie, welche der Antrag Eilen yi (Anm. 2) 
gegenüber dem Ereditierungszwang, den das I.U. aufstellt, bezweckte. 

Die ungehemmte Ausführung intemat. Transporte konnte nicht 
dadurch erschwert werden, daß jeder Bahn das Recht erteilt wurde, bei 
Ablieferung des Gutes von der unmittelbar folgenden Bahn Ersatz der bis 
dahin erwachsenen Transportkosten zu verlangen^). Die Möglichkeit 
derartiger Transportunterbrechungen würde in schroffem Widerspruche 
mit den Grundprinzipien des I.U. gestanden haben. 

Die Sicherheit, die Art. 23 A. 2 den Bahnen als Gläubiger giebt, 
ist nun keine reale, denn sie müssen das ihnen pfandrechtliche Dedning 
bietende Gut, ohne Zahlung zu empfangen, an die nachfolgende Bahn 
zum Weitertransport übergeben. Es ist aber zu beachten, daß die gesetz- 
liche Transportgemeinschaft auf der Voraussetzung der Aufnahme nur 
zahlungssicherer Bahnen in die Liste der Vertragsbahnen beruht. 

III. Voraussetzung des Art 23 A. 2 ist ein Eontokorrentverhältnis 
zwischen den einzelnen Vertragsbahnen. Die Einrichtung eines solchen 
ist gesetzliche Verpflichtung aller Vertragsbahnen, und nur über die 
näheren Modalitäten (Art der Abrechnung, Rechnungsperiode) desselben 



1) Vgl. Oreber S. 74. 

2) Um die Bahnen gegen die BwangsweUe Kreditierong beionden an in firemden 
Staaten belegene Bahnen su schütsen, hatte Kilenyi -Ungarn beantragt, den Vertraga- 
bahnen das Recht an erteilen, „au Terlangen, daA bei Sendungen, welche von ihrer Liinie 
aaf eine Eisenbahn des Machbarstaates übertreten, besfiglich der Transportanteile der Bahnen 
des betreffenden Staates bis znr Orensstation vorllofige Abrechnung gepflogen, beiw. bis 
snr endgültigen Abrechnung Vorschüsse erteilt werden sollten", doch wurde dann Art. S3 
A. 2 in obiger Fassung angenommen (Prot II S. 41 f., 105 ff.). 

8) Dies forderte mangels besonderer Vereinbarungen ein Antrag Pynappel-Nieder- 
lande (Prot. I S. 79), der abgelehnt wurde. 
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sind besondere Yereinbanmgen vorbelialten, die nach dieser Richtung 
die vom I.U. offen gelassenen Lücken auszufallen haben 0- Auch das 
Centralamt, zu dessen Aufigaben die Erleichterung der durch den Internat. 
Transportdienst bedingten finanziellen Beziehungen gehört '), wird woU 
fOr die Vereinbarung der erforderlichen AusfOhrungsvorschriften unter 
den Vertragsbahnen Sorge tragen'). 

Der Kontokorrentyerkehr besteht in einer gegenseitigen Kredit- 
einräumung für alle während einer bestimmtem Rechnungsperiode ent- 
43tehenden Geldverbindlichkeiten, so daß nur der am Ende derselben zu 
ermittelnde Saldo (Unterschied zwischen dem Gesamtkredit und dem 
Oesamtdebet) eine einheitliche Forderung zu Gunsten des einen oder 
anderen Teiles ausmacht^). Schulden und Forderungen gehen (als 
einzelne Posten des Kontokorrents) in ihrer Individualität unter, sie 
sind erst am Ende der Bechnungsperiode fiülig und leben im Saldo 
wieder auf^ indem in diese einheitliche Forderung alle froheren For- 
derungen infolge der Abrechnung verschmolzen sind^). Es können 
mithin nicht die einzelnen im Kontokorrent vorgetragenen Forderungen 
geltend gemacht werden, da vor Ablauf der Rechnungsperiode jede 
einzelne Geldleistung des einen oder anderen Teiles nur einen Rechnungs- 
posten bildet "). Erst nach Ablauf der Rechnungsperiode wird der An- 
spruch auf Zahlung [bezw. Kreditierung ^)] des durch Abrechnung (Ge- 
samtkompensation) festgestellten (und anerkannten) Betrags der Saldo- 
schuld begründet. Dieser Kontokorrentverkehr war schon bisher durch 
Vereinbarung seitens einzelner Eisenbahnverbände in Debung. 

IV. Das Recht, das Art. 23 A. 3 einer Bahn einräumt, die in Aus- 



1) Vgl. GerBtn«r S. 293. 

S) Art. 57; B«glemeiit betr. Einrichtang eines CentraUmts, Art. IIL 
8) Et ist BU hoifeii, dal das Centralamt sich naeh dem Torbilde der ,,Abrechnaiigs- 
«telle des Vereins deatscher Eisenbahnverwaltongen** (flrfiher „Generalsaldiemngsstelle** ge- 
nannt) sich SU einer Abrechnungsstelle f&r alle Vertragsbahnen entwickeln wird. Da jetst 
schon die „Abrechnungsstelle des Vereins** die Verrechnong besorgt auch für eine Reihe 
▼on NichtsTereinsbahnen (die belgischen Michtrereinsbahnen, die schweiierlschen, dänischen, 
«ehwedischen and norwegischen Bahnen, nachdem diese in den Vereinsreiseverkehr einge- 
treten sind besflglich des Verkaufs der Bandreisefahrscheine) and schon jettt die Ver- 
rechnung einer groAen Zahl von Forderongs- und Schuldposten in Terschiedenen Währungen 
▼oUsogen hat, dflrfte eine fintwickelung in dieser Richtung sich nicht als zu schwierig er- 
weisen (Tgl- Über diese Abrechnungsstelle Kaufmann S. S88 tt). Der Rechnungs- 
abschluB der Abrechnungsstelle soll „die früheren gegenseitigen Forderungen bis inr gleichen 
HShe durch Kompensation tilgen und durch Novation fUr die fiberschiefienden Betrige in 
den Saldoguthaben und Saldoschuldposten des Abschlusses neue Forderungen schaffen** 
(AnsschuBbericht sur MeuredakÜon des Uebereinkommens bei Kaufmann 8. S85). 

4) Goldschmidt, System, 8. S05; Grünhut, KontokorrentTertrag bei Ende- 
mann, Handbuch, III 8. 936; Greber 8. 61 f. 

5) Vgl. Greber 8. 107. 

6) Vgl. Goldschmidt, System, 8. 906. 

7) Der Saldo kann auf neue (laufende) Rechnung vorgetragen werden. 
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ftUinmg eines inteniat Frachtvertrags der nachfolgenden Bahn das Gut 
fibergiebt, besteht in der Befugnis, diese Nachbahn mit dem Betrage 
der bis zur Uebergabe erwachsenen Fracht etc. -Forderung im Konto- 
korrent zu belasten. Es wird der aus dem Frachtbriefe sich ergebende 
Betrag von der übergebenden Bahn auf der Debetseite der Nachbahn 
als Posten in den Kontokorrent eingestellt. 

Diese Belastung ist aber nur eine vorläufige, eine bedingte ^), da 
sie nur unter dem Vorbehalte endgültiger Abrechnung nach Beendigung 
des Transports bezw. Einziehung der Frachtforderungen durch die Ab- 
lieferungsbahn erfolgt („vorbehidtlich der endgültigen Abrechnung nach 
Maßgabe des 1. Absatzes dieses Art." [23]). Die Eintragung des be- 
treffenden Postens im Kontokorrent wird erst dann eine definitive, 
wenn die Einziehung der Fracht etc. vollzogen ist Konnte diese nidit 
oder nicht in vollem Umfange bewerkstelligt werden, ohne daß die 
Ablieferungsbahn ein Verschulden trifft, oder wird infolge eines irr- 
tümlich zu niedrig berechneten Frachtbetrags ') ein höherer Frachtbetrag 
eingezogen, so findet eine Minderung oder Erhöhung des Kontokorrent- 
postens, mit welchem die Transportbahnen belastet sind, statt. 

V. Nicht berücksichtigt ist im Art. 23 der Fall einer Franko- 
sendung, da eben nur für die Fälle, wo ein Kreditierungszwang be- 
steht'), eine Sicherung durch die Belastung im Kontokorrent geschafft 
werden sollte. 

Es kann aber auch bei Vorausbezahlung der Fracht nicht effektive 
Auszahlung des Frachtbetrags an die Nachbahn bei der Uebergabe be- 
ansprucht werden, sondern in einem solchen Falle kann die Nachbahn 
die Vorbahn ^) im Kontokorrent belasten^) für den ganzen Fracht- 
betrag, abzüglich des der Vorbahn zukommenden Frachtanteils, auch 
hier vorbehaltlich endgültiger Abrechnung nach Beendigung des Trans- 
ports bezw. Einziehung. 



§36. 
Das materielle Btte^rilbreeht ^). 

I. Nur nach außen, gegenüber dem Publikum tritt die Einheit der 
Transportgemeinschaft, die Solidarität aller diese bildenden Transport*- 
bahnen hervor. 



1) Vgl. Eger, I.U. S. 418 f. 

5) Vgl. Oerstner S. 295. 
8) Vgl. Prot III S. 49. 

4) Vgl. GaacA m p. 187; Gerstner S. 996. 

6) Ansdrfieklioh MSgesprochen im schweiiar. Tr.G. 1898 Art. 28 A. 8. 
6) Art. 47, 48, 49, 54. 
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Kann eine Entschädignngsklage aach nur gegen die Anfangs- oder 
End- oder eine Zwischenbahn (Art. 27 A. S) gerichtet werden, so er- 
scheint die beklagte Bahn doch nur als Vertreter (Geschäftsführer) der 
Transportgemeinschaft, und die von ihr infolge der Verurteilung ge- 
leistete Entschädigungfi^ahlung ist nur als eine provisorische zu betrachten. 
Denn nur im Interesse einer prompten Erledigung von Entschädigungs- 
ansprüchen hat man der passivlegitimierten Bahn diese Leistungspflicht 
auferlegt, die aber durchaus nicht für den Umfang ihrer (definitiven) 
Schadenersatzleistung maßgebend sein sollte. Im Gegenteil, der Rück- 
griff gegen die anderen Glieder der Transportgemeinschaft, ihr Anspruch 
gegen diese auf Bückerstattung der ganzen von ihr (vorläufig) ent- 
richteten Ersatzsumme oder eines Teiles derselben war in Art. 27 A. 3 
(„unbeschadet des Bückgrifiis der Bahnen gegen dnander'O ausdrücklich 
vorbehalten. Daß eine Solidarhaft mehrerer am Transporte beteiligten 
Bahnen für den Rückgriff nicht stattfindet, spricht Art. 49 besonders aus. 

Es war nun auch erforderlich, die die Verteilung der Schadenslast 
unter den einzelnen Transportbahnen regelnden Grundsätze in das LU. 
aufzunehmen, um so den passivlegitimierten Bahnen, die unter Umständen 
eine Haftung für Schäden tragen mußten, die sich nicht auf ihrer Strecke, 
auch nicht einmal in ihrem Staate ereignet hatten, genügende Garantien 
für Geltendmachung ihres Rückgrifbrechtes zu gewähren^). In dieser 
Beziehung deckte sich die AufiEiassung des schweizer, und deutschen 
Entwurfs^) vollständig, welch letzterer die etwas verwickelten schweizer. 
Vorschläge vereinfachte *) und das Rückgriffsrecht im Wesentlichen den 
Sätzen des Uebereinkommens z. Ver.B.R. nachbildete, die auch mit 
wenigen Aenderungen Annahme fanden. 

Ein Punkt war es namentlich, dessen Regelung in den Kreisen der 
Interessenten keine Billigung fand. 

Die Denkschrift des Vereins (S. 27 f.) rügte besonders die 
Anerkennung der Zuständigkeit des ordentlichen Richters für die Ordnung 
des Rückgriffs unter den Bahnen. Im Interesse einer einfacheren, 
rascheren und weniger kostspieligen Erledigung wurde — die prä- 
judiziell wichtige Frage über Existenz und Umfang einer Entschädigungs- 



1) MotiTe sam sehweiier. Entwurf VII (abgadraekt bei £ g e r , Einf., 8. 40). 

S) Die deutsche Denkschrift (Prot. I S. LVIII) fUhrte mos: „Die seitens der Schweis 
dargelegte Notwendigkeit, dieses Büekgriflbrecht auf eine einheitliche ond sweifellose Weise 
an regeln, erscheint um so dringender, als die Bahnen des Konyentionsgebietes sn einem 
großen Teile nicht in Vertragabeziehnngen su einander stehen and nunmehr durch die un- 
freiwillige Verbindung, welche ihnen der Internat Vertrag auferlegt, in der Lage sind, 
ihren Bftckgriff in entfernten Lindem und wenigstens teilweise unter der Herrschaft yon 
Gesetsen tu nehmen, die ihnen durchaus unbekannt sind.** 

8) Namentlich sachte der deutsche Entwurf in Bücksicht auf die Verschleppungen, 
die bei der oft großen Zahl der an Internat. Transporten beteiligten Bahnen au befürchten 
waren, su verhindern, daß diese erst nach einander in den Proseß gesogen würden (Deutsche 
Denkschrift — P r o t I S. LVIU). 
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pflicht sollte ja dem ordentlichen Richter nicht entzogen werden — 
namentlich im Interesse der Einheitlichkeit der Rechtsprechung an Stelle 
der von den deutschen Kommissarien angeregten Bildung eines Internat 
Gerichtshofes für Rückgriffsstreitigkeiten unter den Eisenbahnen die 
Schaffung eines ständigen Schiedflgerichts ^), das sich in der Praxis 
des „Vereins" bew&hrt hatte ^), empfohlen« 

Diese Vorschläge fanden zwar keine Annahme, doch wird das 
Schiedsgericht wohl vielfach auf dem Wege der Vereinbarung zwischen 
einzelnen Eisenbahnyerbänden eingeführt werden. 

IL Es schaffen nämlich die Vorschriften des I.U. Aber Rückgriff nicht 
zwingendes Recht, sondern sie sind subsidiärer Natur. Art 54 wahrt den 
Bahnen ausdrücklich das Recht, sowohl das materielle Rückgrifbrecht 
wie das Rückgrifbyerfahren durch Vereinbarungen nach ihrem Ermessen 
frei zu gestalten. 

Die Vorschriften der Art. 47 mit 53 greifen daher nur dann platz, 
wenn eine anderweite Vereinbarung seitens der Bahnen nicht vorliegt 
Eine solche Vereinbarung kann generell, im voraus getroffen sein durch 
Reglements oder Tarife, welche natürlich den landesrechtlichen Vor- 
schriften entsprechend der staatlichen Genehmigung bedürfen^) u. s. w., 
oder im einzelnen vorliegenden Rückgriffsfalle speziell nur für diesen. 

Solche Vereinbarungen werden zumeist wohl die Einsetzung eines 
Schiedsgerichts zum Gegenstand haben, daneben aber auch die Grund- 
sätze der Schadens Verteilung etwas anders verteilen u. s. w. ^). 

in. Man versteht unter Rückgriff den Anspruch einer Bahn, die 
auf Grund des I.U. eine Entschädigung geleistet hat, gegen eine andere 
Transportbahn auf (gänzlichen oder teilweisen) Ersatz dieser Ent- 
schädigungsleistung. 

Wesentliche Voraussetzung der Rückgrifisberechtigung ist daher: 
Leistung einer Entschädigung auf Grund der Bestimmungen des I.U. ^), 

1) Prot I 8. LIX. 

2) Fflr ein Bolchei sprachen sich auch die itaUeniachen Bahnen ans. Vgl. 
MonBilli p. 172. 

8) Vgl. üebereinkommen s. Ver.B.R. Art. 26 Z. Ib und Z. 6; Kaufmann 8. 827 f. 
In Frankreich, Belgien nnd den Niederlanden werden BäckgrüFsstreitigkeiten durch Kon- 
ferensen der Babnrerwaltnngen entschieden. VgL Gasea III p. 8 IS. 

4) SchloBprotokoli Z. lU. 

6) B. B. Üebereinkommen i. Ver.B.R. Art. 26 Z. 4 — Entschfidigungen bis mvm 
Betrage von 10 M. sind ansschlieAlieh ron der regelnden Verwaltung su tragen, solche Ton 
4 — 80 H. ohne B&cksicht auf Verschulden yon den Transportbahnen nach Verhiltnis der 
Kilometenahl u. s. w. Vgl. auch die italienische EisenbahnkonTention vom 18. m. 
1872 bei Marchesini U n. 869. 

6) Nicht nur Entschädigungsansprüche wegen Verlust, Beschidigung, LieferfHst&ber* 
schreitung, sondern alle EntscbIdigungsansprÜehe, die sich auf eine Bestimmung des I.D. 
stfltsen, B. B. wegen Verletaung der Transportpflicht (Art 5), wegen Nichtbefolgang der 
nachtrlglichen Verfügung (Art. 15), Nichtmeldung von Ablief erungshindemissen an den 
Absender (Art. 24) u. s. w., sind hier gemeint. 
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d. h. die Bahn muß nach diesen verpflichtet gewesen sein, die Ent- 
schädigung überhaupt und in dem geleisteten Umfange zu zahlen. Ob 
die Leistung erst nach Durchführung eines gerichtlichen Verfahrens 
oder ohne solches erfolgte, ist gleichgültig. 

IV« Eine prinzipielle Grundlage für die Verteilung der Ersatzleistung 
unter den Bahnen bildet das Schuldmoment. 

1) „Diejenige Eisenbahn, welche den Schaden allein yerschuldet 
hat, haftet für denselben ausschließlich", sagt Art. 47 Z. 1. Es kann 
mithin die vom Ersatzberechtigten in Anspruch genommene Bahn, die 
selbst (bezw. deren Leute) den Schaden durch ein Verschulden herbei- 
gefOhrt hat, keine andere der Transportbahnen im Wßge des Rückgriffs 
in Anspruch nehmen. 

Der Beweis dieses Verschuldens ist, wenn dasselbe nicht im Ent- 
sch&digungsprozesse festgestellt wurde oder überhaupt feststeht, seitens 
der rückgriffnehmenden Bahn zu erbringen. 

2) Wenn mehrere Bahnen den Schaden verschuldet haben, so haftet, 
falls eine solche Unterscheidung nach den Umständen des Falles möglich 
ist, jede Bahn für den Teil des Schadens, der von ihr verschuldet ist. 

3) „Wenn ein Verschulden einer oder mehrerer Bahnen als Ursache 
des Schadens nicht nachweisbar ist, oder wenn eine Unterscheidung des 
Anteils mehrerer Bahnen am Verschulden in concreto unmöglich ist^), 
so haften alle am Transporte beteiligten Bahnen nach Verhältnis der 
reinen Fracht" (Art. 47 Z. 3). 

Da das für die Schadensverteilung maßgebende Prinzip der Ver- 
schuldung hier versagt, wird dem Prinzip der Transportgemeinschaft 
entsprechend auf eine Verteilung des Schadens unter alle am Transporte 
beteiligten Bahnen zurückgegangen, also gemeinsame Tragung des 
Sehadens durch sämtliche Transportbahnen anerkannt. Aber auch jetzt 
soll das Moment der Verschuldung wenigstens negativ zur Geltung 
kommen, indem diejenigen Transportbahnen, bezüglich deren jede Ver- 
schuldung absolut ausgeschlossen ist, also diejenigen, „welche beweisen, 
daß der Schaden auf ihrer Strecke nicht entstanden ist", auch aus dem 
Kreise der für den Bückgriff mithaftpflichtigen Transportbahnen aus- 
scheiden. 

Allerdings wird durch diese Bestimmung das Prinzip der Ver- 
schuldung und das der gemeinsamen Haftung für unverschuldeten 
Schaden in unbilliger Weise verletzt *), indem eine Bahn, wenn nach- 

1) Man hat erst in dar 2. Konferenz auf Antrag A 1 8 e r - Niederlande ein einfacheres 
Prinzip (Verteilung nach Verhältnis der reinen Fracht) an die Stelle des verwickeiteren 
des dentsehen Entwurfs («iWird der Anteil einer jeden Bahn nach dem Grade ihrer Ein- 
wirkung aof die Entstehung des Sehadens festgesetat**) gesetzt, da es in der That oft un- 
mdglich gewesen sein würde, den Grad der Einwirkung seitens der einzelnen Bahn zu er- 
mitteln (Prot. II S. 60). 

t) Vgl. Schwab S. 86S. 



— 268 — 

gewiesen wird, daß der schädigende Zufall sich auf ihrer Strecke er- 
eignet hat (ein Fall, in welchem also nachweisbar der Schaden nicht 
auf den Strecken der fibrigen Transportbahnen entstanden ist), allein 
den ganzen Schaden zu tragen hat, in welchem Falle alle übrigen 
Transportbahnen von jeglicher Ersatzpflicht im RQckgriffe befreit sind. 

Wenn nun eine gemeinsame Haftung aller Transportbahnen statt- 
findet, so wird der Schaden unter ihnen geteilt „nach Verhältnis der 
reinen Fracht, welche jede derselben nach dem Tarife im Falle der 
ordnungsmäßigen Ausführung des Transportes bezogen hätte'^ (Art. 47 
Z. 3). Unter „reiner Fracht^' ist nach einer widerspruchslos erfolgten, 
protokollarisch vermerkten Erklärung ^) „die tarifmäßige Fracht, d. h. die 
Expeditions- und die Streckentaxe mit Ausschluß der Nebengebühren 
(Wäge-, Aufladegebühren u. dgl.y^ zu verstehen. 

Grundlage der Schadensverteilung bildet der jeder Transportbahn 
auf Grund der Tarife zu berechnende Frachtanteil, nicht der Fracht- 
betrag, den sie im konkreten Falle wirklich bekommen hat. 

4) Eine Aenderung erfährt diese Verteilung der Schadenslast im 
Falle der Zahlungsun&higkeit einer der (im Rückgriffe) ersatzpflichtigen 
Bahnen. Es entspricht der Billigkeit, daß den hieraus entstandenen 
Schaden nicht die Bahn, die den Schadenersatz geleistet hat, allein 
trägt, sondern daß alle Glieder der Transportgemeinschaft, dem Grund- 
prinzip derselben entsprechend, diesen Schaden gemeinsam zu tragen 
haben ^). 

Es wird also der durch die Zahlungsunfähigkeit einer Bahn ent- 
standene Ausfall (der durch die zahlungsunfähige Bahn zu leistende 
Entschädigungsbetrag, es kann das die gesamte Entschädigungssumme 
oder nur ein Teil derselben sein) unter alle übrige Transportbahnen 
verteilt, ohne daß hier diejenigen, auf deren Strecken der Schaden nach- 
weisbar nicht entstanden ist, ausgenommen wären, und zwar nach Ver- 
hältnis der reinen Fracht (Art 47 A. 3). 

V. Rückgriff im Falle der Versäumung der Lieferfrist. 

Da die Grundsätze über Bückgriffsrecht, wie sie Art. 47 aufstellte, 
auf alle Entschädigungsansprüche Anwendung finden, die überhaupt auf 
Grund des I.U. zur Entstehung gelangten, so versteht sich deren An- 
wendung auf die Fälle der Versäumnis der Lieferfrist, die Art 48 A. 1 
besonders ausspricht, von selbst. Auch hier haftet für den Rückgriff 
jede schuldige Bahn. 

Da dem Publikum gegenüber nur eine üeberschreitung der Gesamt- 
lieferfrist in Betracht kommt'), so daß überhaupt nur, wenn eine solche 

1) G e r s t n e r - DeatscbUnd auf der 1. Konferenz (Prot I S. 84). 
8) Auf Anregung von As s er- Niederlande (Prot. II S. 127). 

8) Vgl. S. 128 (tyWird die Lieferfrist im Ganzen eingebalten, so kommt Torstehende 
Yerteilnng nicht in Betracht«*, sagt Ansf.-Best. § 10, letzter Abs.)- 
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YorKegt, ein Ersatzanspruch gegen eine der passiylegitimierten Bahnen 
erhoben werden kann, so kann, da die Leistung einer Entschädigung 
gem&ß I.U. präjudiziell ist, nur in einem solchen Falle ein Rückgriff 
statthaben. 

Maßstab für die Verteilung des Schadens unter mehreren schuld- 
tragenden Bahnen bildet in diesem Falle das Verhältnis der Zeitdauer 
der auf ihren Strecken vorgekommenen Versäumnis (Art 48 A. 1). 

Für die Beantwortung der Frage, ob eine Ueberschreitung der Liefer- 
frist seitens einer oder mehrerer Transportbahnen vorliegt, ist es wichtig, 
den Maßstab zu kennen, nach welchem die Maximallieferfristen des 
Art 14 und Ausf.-Best § 6 unter die einzelnen Transportbahnen 
verteilt werden. 

Dieser Maßstab findet sich nun in Ausf.-Best § 10, dessen dem 
üebereinkommen z. Ver.B.R. nachgebildete Bestimmungen nur mangels 
entgegenstehender Vereinbarungen zur Anwendung kommen und einen 
Unterschied in der Verteilung der Lieferfrist machen, je nachdem es 
sich um den Nachbarverkehr von nur zwei Bahnen handelt, oder um 
einen Verkehr, an welchem drei oder mehrere Bahnen beteiligt sind. 

Ausf.-Best § 10 schreiben Folgendes vor: „Die nach Art 14 des 
LU. und § 6 dieser Ausf.-Best. im einzelnen Falle für einen Internat 
Transport sich berechnende Lieferfrist verteilt sich auf die am Trans- 
porte teilnehmenden Bahnen, in Ermagelung einer anderweitigen Ver- 
ständigung, in folgender Weise: 

1) Im Nachbarverkehre zweier Bahnen: 

a) die Expeditionsfrist zu gleichen Teilen; 

b) die Transportfrist pro rata der Streckenlänge (Tariflänge) ^), 
mit der jede Bahn am Transporte beteiligt ist 

2) Im Verkehre dreier oder mehrerer Bahnen: 

a) die erste und letzte Bahn erhalten ein Präcipuum von je 
12 Stunden bei Frachtgut und 6 Stunden bei Eilgut aus der 
Expeditionsfrist ; 

b) der Best der Expeditionsfrist und ein Drittel der Transport- 
fiist werden zu gleichen Teilen unter allen beteiligten Bahnen 
verteilt ; 

c) die übrigen zwei Drittel der Transportfrist pro rata der 
Streckenlänge (Tariflänge), mit der jede Bahn am Transporte 
beteiligt ist 

Etwaige Zuschlagsfristen kommen derjenigen Bahn zu gute, nach 
deren Lokaltarifbestimmungen sie im gegebenen Falle zulässig sind. 

Die Zeit von der Auflieferung des Gutes bis zum Beginn der Liefer- 
frist kommen lediglich der Versandtbahn zu gute." 



1) Vgl. 8. 116 flf. 

2) Nnr die im Tarife verzeichnete, Dicht die faktische Kilometerlänge. 



I 
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§36. 
Bas BftekgrUBsTerfiilireii ^). 

Es wurde schon hervorgehoben, daß, wie f&r das materielle Becht, 
so auch fQr das Bflckgriffsyerfiahren die Vorschriften des I.U. nur 
subsidiären Charakter haben, die erst dann, wenn keine besonderen, 
die Bestimmungen des LU. abändernde Vereinbarungen unter den Bahnen 
getrofien sind, zur Anwendung gelangen. 

I. Ein wichtiges Prinzip spricht Art. 52 aus : „Die Verbindung des 
BückgriffisYerfahrens mit dem Entschädigungsverfahren ist unzulässig.^^ 

Im Interesse des Entschädigungsberechtigten wird so jede Ver- 
zögerung des Entschädigungsprozesses vermieden, für dessen Ausgang 
es ja ganz irrelevant ist, in welcher Weise die passivlegitimierte, zum 
Schadenersatz verurteilte Bahn die übrigen Transportbahnen zum Mit- 
tragen desselben heranzieht. 

Diese Bestimmung des Art. 52 kann nicht durch eine entgegen- 
stehende Vereinbarung außer Kraft gesetzt werden '), da solche nur 
den Bückgriff selbst zum Gegenstand haben können, hier aber das strikte 
Verbot der Verbindung des Bückgrifb- und des Entschädigungsverfahrens 
aufgestellt ist, dessen vertragsmässiger Abänderung Art 4 im Wege steht 

n. Ein zweiter wichtiger Grundsatz ist der (Art 50), daß für den 
Bückgriffsanspruch die im Entschädigungsprozeß gegen die rückgriff- 
nehmende Bahn ergangene endgültige Entscheidung maßgebend ist, und 
zwar sowohl („in quaU et quanto", französ. Text) hinsichtlich der Ver- 
bindlichkeit zum Schadenersatz und der Höhe der Entschädigung. 

Aber nur unter einer doppelten Voraussetzung ist diese Entscheidung 
im Entschädigungsprozeß präjudiziell, nämlich: 

1) wenn allen im Bückgriffswege in Anspruch zu nehmenden Bahnen 
der Streit in gehöriger Form verkündet ist, und 

2) diese sich auch in der Lage befanden, in dem Prozesse zu inter- 
venieren. 

So bildet nach Art 50 die gerichtliche Entscheidung im Ent- 
schädigungsprozesse nur dann die Grundlage für das im Bückgriffs- 
prozesse zu fällende Urteil, wenn ersteres ein endgültiges, ein solches war, 
das die Bechtskraft beschritten hatte, also durch kein Bechtsmittel mehr 
anzufechten war. Hierüber geben die Gesetze des Prozeßgerichts Maß. 

Sodann ist die Entscheidung im Entschädigungsprozesse präjudiziell 
für den Bückgriffsprozeß nur in zweifacher Beziehung: 

a) in Bezug auf die Frage, ob überhaupt eine Ersatzverbindlichkeit 
der Bahnen begründet ist, und sodann 

1) Art 50—64. 

2) Vgl. Gerstner S. 437. 
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b) in Bezug auf die Höhe der zu leistenden Entschädigung, welche 
Summe dann auch für die Verteilung des Schadens unter den am Trans- 
port beteiligten Bahnen im Rückgrifbwege maßgebend ist 

Diese Fragen können daher im Rückgriffsprozesse gar nicht mehr 
aufgeworfen werden, sie sind schlechthin bindend für die in Anspruch 
genommenen Bahnen, die die Entscheidung des Entschädigungsgerichts 
gegen sich gelten lassen müssen. Nur ob die im Kückgriff in Anspruch 
genommene Bahn und in welchem Umfange sie ersatzpflichtig ist, kann 
im RückgriflEsprozesse entschieden werden. 

ad 1. Da die gemäß Art 27 A. 3 passivlegitimierte und verklagte 
Bahn sich durch Rückgriffsklage gegen die übrigen am Transporte be- 
teiligten Bahnen schadlos halten wird, haben diese ein großes Interesse 
an der Führung und dem Ergebnisse des für sie maßgebenden Ent- 
Bchädigungsprozesses. Es entspricht daher der Billigkeit, daß ihnen 
Gelegenheit geboten werde, auf diesen Prozeß Einfluß zu gewinnen und 
durch ihre Mitthätigkeit eventuell auch einen günstigen Ausgang des- 
selben, an dem sie lebhaft interessiert sind, herbeizuführen. Zugleich 
hat die verklagte Bahn ein Interesse daran, die übrigen durch Rück- 
griff zu belangenden zum Entschädigungsprozesse heranzuziehen, um 
so bezüglich der späteren Rückgriffsklagen gegen den Einwand geschützt 
zu sein, daß dieser Prozeß mangelhaft geführt und durch Schuld der 
Beklagten für diese ungünstig entschieden worden sei. Darum wurde 
das Urteil des Entschädigungsprozesses nur unter der Voraussetzung 
für grundlegend für den Rückgrifiisprozeß erklärt, daß „den im Rück- 
grifbwege in Anspruch zu nehmenden Bahnen ^) der Streit in gehöriger 
Form verkündet^' wird. 

Für die Form der Streitverkündigung (litis denuntiatio) sind die 
am Gerichtsorte geltenden Prozeßvorschriften maßgebend (Art. 66) '). 

Diese Streitverkündigung stellt sich dar als eine prozessualische 
Parteihandlung, als eine Aufforderung der beklagten Bahn an die übrigen 
r^reßpflichtigen Transportbahnen als Streitgenosse in ihren Prozeß ein- 

1) Der Antrag Pynappel- Niederlande, dafi diese Bahnen innerhalb 24 Standen auf 
telegraphischem Wege von der Hauptklage in Kenntnis gesetit nnd ihnen anßerdem inner- 
halb 48 Standen die StreitrerkCUidigang mittelst eingeschriebenen Briefes sagestellt werden 
mfisse, wie dies in Belgien für Zastellangen an Aasllnder Bechtens sei, warde abgelehnt 
(Prot I S. 84 f.). 

S) Nach B.CiY.Pros.O. §§ 69, 70 erfolgt die StreityerkOndigang darch Zastellnng 
eines Schriftsaties, in welchem der Grand der Streitverliündigang and die Lage des Bechts- 
streltes anaageben ist Im amtsgeriehtlichen Verfahren kann sie sa Protokoll des Qerichts- 
schreibers geschehen, im Anwaltsprosesse (ror dem Landgericht and höheren Gerichten) 
darch den Anwalt Tritt der Litisdenanslat bei, so bestimmt sich sein VerhUtnis la den 
Parteien nach den Grandsitsen Aber Nebeninterrention. In Oesterreich kann die Streit- 
▼erkflndignng gerichtlich oder anfiergeriehtlich erfolgen (Ullmann S. 124). In Frank- 
reich erscheint die demande en garantie als exception dilatoire, die innerhalb 8 Tagen Yon 
der Erhebang der Hanptklage an geltend gemacht werden maB (Code de proc^dare 
ciTÜe a. 175 ss.; ygl. Boitard I n. 880 ss.). 
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zutreten^); sie hat gleichzeitig an alle Bahnen zu erfolgen*) und nicht 
etwa nur an die zunächst rückwärts liegende Bahn und von dieser an 
ihre Vorgängerin und so weiter zurück. Ob die Bahnen, welchen der 
Streit verkündet wurde, dem Prozesse beitreten, in welchem Falle sie 
(nach Deutscher B.Civ.Proz.O. § 71) als Nebenintervenienten zu betrachten 
sind, ist gleichgültig, d. h. für die präjudizielle Bedeutung des Ent* 
Schädigungsurteils kommt nur die Thatsache der Streitverkündigung in 
Betracht. 

ad 2. Eine zweite Voraussetzung besteht darin, daß die streit^ 
verkündende Bahn sich auch wirklich in der Lage befunden haben muß, 
in dem Prozesse zu intervenieren. 

Es darf also weder ein rechtliches, noch ein faktisches Hindernis 
für die Intervention bestehen. Es muß also nach Lage der Gesetz- 
gebung überhaupt der Streitverkündigung die Wirkung der Prozeß- 
intervention des Litisdenunziaten beiwohnen *). Femer muß die Streit- 
verkündigung so frühzeitig und in einer solchen Lage des Rechtsstreites 
erfolgen, daß eine Intervention möglich ist und so der Zweck, auf die 
Gestaltung des Prozesses Einfluß zu gewinnen, noch erreicht werden kann. 
Die Teilnahme am Prozesse darf auch nicht ^) durch Krieg, Aufruhr, 
Naturereignisse u. dgl. m. unmöglich gemacht sein. 

3) Um zu verhindern, daß die Streitverkündigung, wie man fürchtete, 
zu einer Verschleppung des Prozesses führe, schreibt Art. 50 vor, daß 
die Frist für die Intervention durch den Richter bestimmt werde. Nur 
zwei Leitpunkte giebt ihm das I.U. hierfür an die Hand, er soll die 
Frist nach den Umständen des Falles und so kurz als möglich fest- 
setzen ^). Das Gericht hat die Verpflichtung, eine solche Interventions- 
frist zu bestimmen. 

ni. Ein drittes wichtiges Prinzip, das der notwendigen Einheitlich- 
keit des Rückgriffsverfahrens, stellt Art. 51 auf®), indem er vorschreibt, 
daß alle beteiligten Bahnen in ein und derselben Klage zu belangen sind. 



1) Vgl. Wach I S. 653; ▼. Canstein I S. 446. 

2) Gerstner-Deatschland (Prot. I S. 58), der betonte, daA Dach dem deatachen 
Entwarfe auch das Bückgriffsverfahren aof Eine Aktion losammengedr&ngt werde, während 
der schweizer. Entwarf eine Belangnng von Bahn zu Bahn vorgeschlagen habe. 

3) Vgl. Gerstner S. 424. 

4) Vgl. Eger, I.Ü., TezUusgabe, S. 164. 

5) Der Antrag, die Frist im I.U. selbst festzusetzen und zwar eine Mazimalfrist, deren 
Dauer im Verhältnis der Entfernung zu berechnen wäre, und auch zum Schutze der in 
Anspruch genommenen Bahnen eine Hinimalfrist einzufahren, wurde wegen der Schwierig- 
keit der Festsetzung, die man füglich dem Richter fiberlassen k5nne (Prot. II S. 60, 128), 
abgelehnt. 

6) Dafi das Prinzip des Art 51 nur zur Anwendung kommt, „insoweit nicht eine 
gütliche Einigung erfolgt ist*', erscheint selbstverständlich, nachdem die Befugnis der Bahnen, 
im voraus oder im einzelnen Falle andere Vereinbarungen zu treffen, durch Art. 54 an- 
erkannt ist. 
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Im Gegensätze zum schweizer. Entwürfe (Art. 32), der einen suc- 
cessiven Rückgriff gegen die unmittelbar vorhergehende bezw. nach- 
folgende Bahn kannte und so das RfickgriffiByerfahren in eine lange 
Reihe einzelner Prozesse auflösen konnte, hat der deutsche Entwurf im 
Interesse einer Abkürzung und Vereinfachung des RückgrifiVerfahrens 
den entgegengesetzten Weg beschritten, indem durch das Verbot, die 
beteiligten Bahnen erst nach einander zu belangen, die Erledigung aller 
Rückgrifisklagen in einem einzigen Prozesse angeordnet wurde ^). 

So streng führt Art. 51 das Prinzip der Erledigung aller Rück- 
grifisansprüche in Einem Verfahren durch, daß alle beteiligten, auch 
rückgriffspflichtigen Bahnen, welche in der Klage nicht als Beklagte 
aufgefnhrt sind, gegen jeden weiteren Rückgriffsanspruch gesichert sind. 
Das Recht des Rückgrifiis erlischt damit gegen die nicht belangten 
Bahnen. Weder kann eine solche die klägerische (rückgriffnehmende) 
Bahn, die Ersatz geleistet hat, verklagen, noch kann weiterhin eine der 
anderen beteiligten Bahnen ihren Rückgriff gegen eine solche nicht be- 
langte Bahn nehmen. Das Rfickgrifisrecht ist untergegangen, sobald 
eine Rückgriffsklage erhoben ist gegen alle Bahnen, die in der Klage 
nicht als Beklagte genannt sind. 

Das Prinzip der Einheitlichkeit des Verfahrens wäre aber nicht 
vollständig durchgeführt, wenn es sich nur auf die Klage erstreckte. 
Für alle regreßpflichtigen Bahnen soll es nur Ein Verfahren, nur Eine 
Klage, nur Ein Urtdl und nur Einen Richter geben. „Der Richter 
hat in einem und demselben Verfahren zu entscheiden^S bestimmt 
Art. 51 A. 2. 

Nicht nur im Interesse der raschen Erledigung der Rückgriffsstreitig- 
keiten, auch im Interesse einer sachgemäßen, die in Betracht kommenden 
Verhältnisse berücksichtigenden Entscheidung ist es gelegen, daß das 
gesamte Material, soweit es fQr das Urteil ins Gewicht fiOlt, dem Richter 
auf einmal dargeboten wird. So kann und muß der Richter den ganzen 
Rückgriffsprozeß durch Ein Urteil erledigen, das genau die Ersatzsumme 
bezeichnet, die jede der regreßpflichtigen Bahnen zu zahlen verpflichtet ist. 

Der Richter darf unter keinen Umständen, auch da nicht, wo das 
Recht des Prozeßortes dies zulassen würde, ein Teilurteil erlassen, z. B. 
nur die Verbindlichkeit zum Schadenersatz anerkennen, nicht aber die 
Höhe desselben festsetzen oder die Klage angebrachtermaßen oder zur 
Zeit abweisen*), sondern er hat die Verpflichtung, ein die Rückgriffs- 
streitigkeiten vollständig behebendes, die Rückgrif&leistungen der ein- 
zelnen Bahnen endgültig festsetzendes Urteil zu erlassen. 

IV. Ein viertes wichtiges Prinzip, das des einheitlichen Gerichts- 
standes, stellt Art. 53 A. 1 auf, indem er entsprechend der allgemein- 



1) Vgl. Deutsch« Denksehrift (Prot. I S. LVIII). 
9) Eger, I.U., Textaiugabe, S. 165. 
RoseDthal, Internat Elsenbahnfiachtrecht 18 
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gültigen Regd von der ausschließlichen Zuständigkeit des Forums des 
Beklagten ausspricht: „Für aUe Rflckgrifbansprflche ist der Richter 
des Wohnsitzes der Bahn, gegen welche der Rückgriff erhoben wird, 
ausschließlich zuständig^' ^). 

Diese Bestimmung ist Tiel durchgreifender als die des Art. 27 A. 4, 
welche nur den Staat bestimmt, vor dessen Gericht die Entschädigungs- 
klage anhängig zu machen ist, während die Zuständigkeit des Gerichts 
durch das G^etz dieses Staates ger^elt wird. Hier (Art. 53) wird 
gleich das forum domicilii als das allein zuständige bezeichnet, wobei 
allerdings zu beachten ist, daß auch diese Vorschrift nur eine dispositive 
ist, die durch entgegenstehende Vereinbarungen außer Kraft gesetzt 
werden kann (Art. 54). Es ist also einzig — und zwar für alle Bück- 
grifEsklagen, die ja zu einer einzigen verbunden werden müssen — das 
Gericht des Domizils der Bahn (des Sitzes ihrer Verwaltung) zuständig. 

Ein Wahlrecht steht der klagenden Bahn nur dann zu, wenn die 
Rückgriffsklage gegen verschiedene Bahnen (die nicht dasselbe Domizil 
haben) zu erheben ist In diesem Falle kann die Klägerin vor dem 
forum domicilii einer jeden dieser Bahnen ihre Klage erheben ^), da die 
Zuständigkeit eines jeden derselben begründet ist. Durch Erhebung 
der Klage hat sie ihr Wahlrecht ausgeübt und muß selbstverständlich 
vor diesem Gerichte des Wohnsitzes einer der im Rückgrifiswege in 
Anspruch zu nehmenden Bahnen die Rückgriffsklage, die gleichzeitig 
auch gegen alle übrigen regreßpflichtigen Bahnen zu richten ist, er- 
heben. 



1) D«r seh weil er. Eotwnrf (Art. 86) hatte die ausschlieBliche Zastftndigkeit des 
ffir die HauptentschidigniigsforderaDg seihst kompetenten Gerichts anch fQr Rflckgrifb- 
prosesse Anerkannt and hierin eine Garantie gegen Schwierigkeiten und Gefahren erhlickt, 
die ans den Terschiedenen Aoslegnngen des LU. in den höchsten Gerichtshöfen yerschiedener 
Vertragsstaaten entstehen könnten (rgl. Motive z. schweiser. Entwarfe, abgedruckt bei 
Eger, Einf., 8. 40 f.). Dem gegenQber war der deatsche Entwarf bestrebt, dem Bedürf- 
nisse, eine Einheit der Grundlage iwischen dem Haapt- und Bflckgriftprosesse sa schaflfibn 
(Prot I S. LVIII), durch die Bestimmung gerecht lu werden, daB die Entscheidung im 
Entschädigungsproaesse fftr den Bflckgriffsprosefi maßgebend sein soll. Zugleich stellte der 
deutsche Entwurf (Art. 86) den Grundsatz: actor sequitur forum rei wieder her (Prot. I 
8. LVni). 

8) Der deutsche Entwurf (Art. 86) hatte in diesem Falle den Richter des Wohnsitzes 
der der Klftgerin nächstgelegenen Vor- oder Nachbahn für sustftndig erklftrt. Dies wurde 
Ton G e r g e - Frankreich auf der 8. Konferenz heftig bekfimpft, da so in der Regel nur 
die Gerichte der central gelegenen Lftnder zum Entscheid Über die BflckgriiEMtreitigkeiteii 
kommen wfirden, indem die Bahnen, welchen die Versandt- und Empfimgsstation angehörten, 
die nichstgelegene, d. h. fast immer eine Bahn in dem angrenzenden Lande zu belangen 
bitten. George meinte, eine derartige Bestimmung könne sogar die Zustimmung seiner 
Regierung zum I.U. in Frage stellen. Um George entgegenzukommen, schlug Villa - 
Italien vor, der Kligerin die Auswahl unter den konkurrierenden fora domicilii freizugeben, 
ein Vorschlag, der dann als (Amendement von de Seigneuz) auch Annahme fand 
(Prot. II 8. 61 ff., 189, 141). 
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ACHTER ABSCHNITT, 
Prozeforecht 

§37. 
Die AkttTlegltimaüon '). 

Wenn das I.U. auch nicht eine ToUst&ndige Prozeßordnung für die 
aus dem intemat. Eisenbahnfrachtvertrag erwachsenden Rechtsansprüche 
aufstellt, so enthält es doch eine Reihe wichtiger prozessualer Rechts- 
normen '), die verheißungsvolle Anfänge eines intemat. Givilprozeßrechts 
darbieten. 

L Die Frage der Aktivlegitimation war schon im schweizer. Ent- 
würfe (Art. 15) *) entschieden durch das Prinzip, daß diese auf dem 
Yerfügungsrechte über das Gut beruhe. 

Dieses Prinzip, welches, nachdem man das verwickelte Dispositions- 
system des schweizer. Entwürfe hatte fallen lassen, eine ganz andere 
Bedeutung gewonnen hatte, spricht klar aus Art. 26 : „Zur gerichtlichen 
Geltendmachung der aus dem intemat. Eisenbahn-Frachtvertrage gegen- 
über der Eisenbahn entspringenden Rechte ist nur deijenige befugt, 
welchem das Verfügungsrecht über das Frachtgut zusteht." 

Für die Verfügungsberechtigung, von welcher die Klageberechtigung 
ausschließlich abhängt, ist Art 16 maßgebend. 

n. Nach diesem ist zur Klageerhebung legitimiert: 
1) Der Absender bis zu der nach Ankunft des Gutes am Be- 
stimmungsort erfolgten Frachtbriefübergabe oder bis zur Klagezustellung 
an die Bahn (Art. 15, 16), wenn er das Frachtbriefduplikat vorweist 
um aber auch für den Fall des Verlustes des Frachtbriefduplikats, 
als der zur Legitimation des Klägers notwendigen Urkunde, die Er- 
hebung einer Klage gegen die Bahn zu ermöglichen^), wurde durch 
Art. 26 A. 2 bestinmit, daß der Absender, falls er das Frachtbrief- 
duplikat nicht vorzuzeigen vermag, seinen Anspmch nur mit Zustimmung 
des Empfängers geltend machen kann. Während das Verfügungsrecht 
des Absenders gemäß Art 15 schlechthin von der Vorweisung dieses 
Duplikats abhängig gemacht ist, wird hier für die Klageerhebung als 
ein Ersatz dieses Erfordernisses der Nachweis der Zustimmung des 



1) Art S6 (Zii8.-B6St. i. yer.B.B. J 64} H.O.B. Art. 405; V.O. § 78). 

2) Auch die dM Verfahren in BflekgriffMtreitigkeiten behandelDden Vorschriften, die 
im g 86 erörtert wurden, eind hier heransnsiehen. 

8) Prot. I S. XIX. 

4) Vgl. Prot II S. 89, 108. 

18* 
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Empfängers zugelassen. Eine Aktivlegitimation wird somit nur be- 
gründet durch Vorweisung des Duplikats oder durch die Zustimmungs- 
erklärung des Empfängers, nicht aber durch irgend einen anderen 
Beweis des Verlustes des Duplikats ^). 

Eine bestimmte Form ist für die Zustimmungserklärung nicht vor- 
geschrieben. Jede die Zustimmung des Empfängers zweifellos dar- 
thuende Erklärung genügt zur Klagelegitimation. Diese Zustimmung 
macht aber den Empfänger nicht zur Prozeßpartei *). 

2) Der Empfänger wird erst und dann ausschließlich klageberechtigt 
von dem Augenblick, wo das Verfügungsrecht und damit auch das Klage- 
recht des Absenders erlischt, also gemäß Art. 15 A. 4 von der nach 
Ankunft des Gutes") am Bestinunungsorte erfolgten Üebergabe des 
Frachtbriefs an den Empfänger oder der von diesem bewirkten Klage- 
zustellung an die Bahn (Art 16). 

ni. Diese Abgrenzung der Klageberechtigung des Absenders und 
des Empfängers ist aber nicht in voller Schärfe durchgeführt, indem 
gemäß Art. 16 A. 2 dem Empfänger nach Ankunft des Gutes am Be- 
stimmungsort auch vor der Frachtbriefübergabe die Befugnis zur Geltend- 
machung der Rechte aus dem Frachtvertrag, insbesondere das Recht 
zur Klage auf Üebergabe des Frachtbriefs und Auslieferung des Gutes 
zusteht. 

In dem Zeitraum von Ankunft des Gutes am Bestimmungsort bis 
zur Frachtbriefübergabe an den Empfänger steht die IQageberechtigung 
sowohl diesem als dem Absender zu. Die Prävention entscheidet. Es 
erlischt das Recht des Empfängers, sobald der Absender, von dem ihm 
nach Art. 15 zustehenden Dispositionsrechte Gebrauch machend, eine 
entgegengesetzte Verfügung (Ablieferung an einen anderen als den im 
Frachtbriefe bezeichneten Empfänger am Bestimmungsort oder einer 
Zwischenstation) erteilt hat (Art. 16 A. 2). 

Diese Regelung der Aktivlegitimation bezieht sich aber nur auf die 



1) Die entgegengasetste Ansicht Sohwab's, 8. 286, ist gegen&ber dem klaren Wort- 
laut Ton Art 26 A. 8 („Vermag der Absender das Duplikat des Frachtbriefes nicht ror- 
saseigen, so kann er seinen Ansprach n a r mit Zustimmung des Empfftngers geltend machen'*) 
nicht haltbar. Der Absender kann die ZastinmiUDg des EmpfKngers, der f&r den durch die 
Verweigerung derselben yernrsachten Schaden aufsnkommen hat, im Proseftwege erzwingen 

oder eine Amortisation des Duplikates erwirken. Vgl. Eger in Hirth und Seydel, | 

Annalen, 1892, S. 704, 706. Auch im Falle des Annahmevenugs des Empf&ngers ist dessen \ 

Zustimmung unentbehrlich. So richtig Eger, a. a. O. Anderer Meinung ist Seh w ab 
S. 236; Gerstner S. 813. 

2) Vgl. Prot, m S. 50. 

8) Der auf der 1. Konferena von de Seigneuz gestellte Antrag, dem Empfinger 
schlechthin ein Klagerecht auf Ablieferung des Gutes einsurXumen, wenn dasselbe als Ter- 
loren betrachtet werden k5nne, wurde als unnStig, da der EmpfXnger den Absender nötigen- 
falls sur Cession seiner Klage zwingen könne, und zu Verwirrungen führend abgelehnt 
(Prot. I S. 82). 
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gerichtliche Geltendmachung, auf jeden, in welch zulässiger Gestalt 
auch immer vor Gericht erhobenen Anspruch, sei es nun durch Klage, 
Widerklage, Einrede, Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtnis, Pfändung ^) 
u. s. w. Sie muß nicht notwendig auch auf außergerichtliche Geltend- 
machung (Beklamation) Anwendung finden, wenn dies auch in der Regel 
in analoger Weise geschehen wird. Jedenfalls muß dies geschehen nach 
V.O. § 73 A. 1 ^), wo es heißt: „Zur Geltendmachung^' (und nicht zur 
„gerichtlichen'^ Geltendmachung, wie im Art. 26). 

Da, wo besondere Vorschriften') fehlen, sind für Reklamationen 
die Bestimmungen des betreffenden Landesrechts über Beschwerden im 
Administrativverfahren maßgebend. 

IV. Art 26 hat sodann nur solche Ansprüche des Absenders oder 
Empfängers im Auge, welche „aus dem Internat. Eisenbahn-Fracht- 
verträge'' entspringen. Die Ansprüche müssen durch einen konkreten 
Internat Frachtvertrag begründet sein. 

Auf Ansprüche, die nur auf einer Bestimmung des I.U.,; nicht 
aber auf einem nach Art. 8 desselben abgeschlossenen Frachtvertrag 
fußen, findet Art. 26 keine Anwendung. Es würde daher ein Ersatz- 
anspruch wegen Verletzung der Transportpflicht (Art. 5) auch von 
einem Nichtverfügungsberechtigten erhoben werden können, ebenso ein 
Anspruch auf Grund einer vorläufigen Verwahrung nach Art. 5 A. 2^). 
Art 26 ist aber maßgebend für alle aus dem Internat. Frachtvertrage 
entspringenden Ansprüche, gleichviel ob sie auf Vertragserfüllung oder 
Schadenersatz wegen unterbliebener oder mangelhafter Erfüllung gehen. 

§ 38. 
Passivlegltimatlon und Gerlehtsatand ^). 

A. Passivlegitimation. 

I. Das Prinzip der obligatorischen Transportgemeinschaft kommt 
zum entschiedenen Ausdruck im Art 27, der die Frage der Passiv- 

1) Eger, I.U. 8. 474. 

8) Ebenso in Italien Tariffe a. 188. 

8) V.O. § 78 A. 8 (und wörtlich fibereinstimmend Zus. -Best. z. Ver.B.R. § 64) 
schr^bt Tor: „AoAergerichtliche Ansprfiehe (Reklamationen) sind mit einer Bescheinigung 
fiber den Wert des Gutes, und wenn dem Empfinger der Frachtbrief fibergeben ist, mit 
diesem ansnbringen. Die Bisenbahnen haben derartige Ansprfiehe mit thunlichster Be- 
schleunigung Bu untersuchen und mittelst sehriftUchen Bescheides lu erledigen/* 

4) Ueber andere hierher gehSrige Ftlle (nichtiger Frachtvertrag Art. 4; Ausführung 
der Anweisung des Absenders, ohne da8 Duplikat des Frachtbriefs Torgeseigt wurde, 
Art 15 A. 8) TgL Eger, a. a. O. S. 701; Schwab 8. 886 f. Uebrigens kann Schwab 
nicht beigepflichtet werden, wenn er Ansprfiehe auf Orund des Art. 10 und 86 hierher 
zählt, denn diese ftaßen auf dem Frachtverträge. 

5) Art. 87, 88 (H.O.B. Art 401, 489 ; V.O. § 74). 
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legitimation bezüglich der Ansprüche aus dem intemat. Frachtverträge 
gegen die Bahn regelt. 

Für diese prozessualen Nonnen (Art. 27 A. 3—5) ist nun präjudiziell 
die materiellrechtliche Frage, welche von den am Transport beteiligten 
Bahnen denn überhaupt für die ordnungsgemäße, für eine den Vor- 
schriften des I.U. entsprechende Ausführung desselben haftbar, mithin 
ersatzverbindlich für etwaige Mängel desselben sind. Deshalb zieht 
Art 27 A. 1 und 2 die materiellrechtlichen Konsequenzen aus dem 
Prinzip der Transportgemeinschaft, indem er die solidarische Haftung 
aller am Transport beteiligten Bahnen ausspricht ^ ), mit den Worten : 
„Diejenige Bahn, welche das Gut mit dem Frachtbriefe zur Beförderung 
angenommen hat, haftet für die Ausführung des Transportes auch auf 
den folgenden Bahnen der Bef&rderungsstrecke bis zur Ablieferung. 

Jede nachfolgende Bahn tritt dadurch, daß sie das Gut mit dem 
ursprünglichen Frachtbriefe übernimmt, nach Maßgabe des letzteren in 
den Frachtvertrag ein und übernimmt die selbständige Verpflichtung, 
den Transport nach Inhalt des Frachtbriefs auszuführen.'^ 

Bei der Einheitlichkeit des Internat Frachtvertrags, der sich in 
dem durchgehenden intemat Frachtbriefe verkörpert, hat die Annahme- 
bahn als Vertreterin der sich infolge ihrer Beteiligung an dem konkreten 
Transporte zur Transportgemeinschaft zusammenschließenden Bahnen 
den intemat. Frachtvertrag mit dem Absender abgeschlossen und so 
die Haftung für die Ausführung des Transports nicht nur auf ihrer 
Strecke, sondern auf der Gesamtstrecke der Transportgemeinschaft zu 
tragen. 

Der Eintritt der auf die Annahmebahn folgenden Transportbahnen 
in den Frachtvertrag wird bewerkstelligt durch die Uebernahme des 
Gutes mit dem ursprünglichen Frachtbriefe. Jede der am Transport be- 
teiligten Bahnen haftet solidarisch für die Ausführung des Transports. 

Für alle GUeder der Transportgemeinschaft wird somit eine Eor- 
realobligation *) begründet, indem „eine für alle und alle für einen" 
haften. Daß diese Gmndsätze über die materiellrechtliche Haftung 
nach außen, gegenüber dem Publikum, wenn sie auch äußerlich (im 
Art 27) verbunden sind mit deqenigen über die prozessuale Regelung 
der Frage der Passivlegitimation, sich mit diesen nicht decken, wird 
sich alsbald ergeben. 

n. Nach Anerkennung der solidarischen Verantwortlichkeit aller 
an einem konkreten Transporte beteiligten, in einem Eorrealverhältnis 
stehenden Bahnen müßte eigentlich jede dieser solidarisch haftbaren 
Bahnen von dem Ersatzberechtigten mit der Schadensklage in Anspruch 



1) Vgl. 8. 49. 

Vgl. Mein, Moderne VerkehrsanstalteD, S. 48. 
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genommen werden dürfen ^). Die Interessen des Eisenbahnverkehrs 
stehen dem aber entgegen. 

„Sollen die unabsehbaren Verzögerungen und Schwierigkeiten, welche 
an sich die Beteiligung verschiedener Bs^nen verschiedener Staaten an 
ein und demselben Transport für den Elageberechtigten mit sich bringt, 
beseitigt oder doch möglichst vermindert werden"^), so mußte, nach 
dem Vorgange der Gesetzgebung und Praxis der meisten Vertrags- 
staaten*), die Passivl^timation auf eine sehr geringe Zahl der am 
Transporte beteiligten Bahnen beschränkt werden. 

Diesem Verkehrsbedürfnisse hatte zwar schon der schweizer. Ent- 
wurf (Art. 16)^) entsprochen, aber gegen die hier vorgeschlagene 
Begelung machten sich doch Bedenken geltend, so daß man dem an 
H.G.B. Art. 429 und B.R. alt § 62 sich anschließenden Vorschlag des 
deutschen Entwurfs zustimmte. 

Da, wie wir gesehen haben, die an einem Transporte beteiligten 
Bahnen eine Transportgemeinschaft bilden, so handelt es sich hier nur 
darum, festzustellen, welche der Mitglieder dieser Gemeinschaft als Ver- 
treter derselben die Beklagtenrolle mit allen Rechtsfolgen zu übernehmen 
genötigt sind. In welcher Weise die beklagte Bahn sich von der oder 
den schuldigen Bahnen schadlos halten läßt, nach welchen Grundsätzen 
die Verteilung der Schadenssumme unter den haftbaren Bahnen vor 
sich zu gehen hat, das berührte nur das innere Verhältnis der Bahnen, 
nicht aber die Elageberechtigten. Das Eorrealverhältnis, die Solidarhaft 
der Bahnen soll in keiner Weise durch diese Bestimmung getroffen 
werden *). 

„Unbeschadet des Rückgriffs der Bahnen gegen einander^^ regelte 
Art. 27 die Passivlegitimation. Hierbei leitete als Richtschnur der Ge- 
danke, dem Berechtigten die Verfolgung seiner Rechte so leicht als 
möglich zu machen'). 

in. Deshalb bestimmte im Einklänge mit H.G.B. Art. 429 und 
B.R. alt § 62 der Art. 27 A. 3: „Die Ansprüche aus dem Internat 
Frachtvertrage können jedoch — unbeschadet des Rückgriff^ der Bahnen 



1) Vgl. Wendt S. 609. 

S) Motive d«0 sebweiier. Entwurfs VI B. 

5) Vgl. H.G.B. Art. 4S9; B.B. alt § 68; 8 ar rat n. 796 (Codice di com. a. 411). 
4) Nach dieiem tioilte der Absender, wenn fttr diesen das Dispositionsrecfat rorbehalten 

war, die Klage nur gegen die Annahmebabn beim Gerichte des Absendeortes erheben, beim 
Fehlen dieses Vorbehalts aber der Empfiüiger seine Klage nur gegen die Abliefemngsbahn 
beim Geriehte des Bestimmungsortes geltend machen dürfen. So konnte der KUger nicht 
nach seiner Wahl eine der beiden Bahnen belangen, sondern er moBte je nach der 
Dispositionsbefngnis entweder die Annahme- oder die Abliefemngsbahn in Ansprach nehmen. 
Diese Besehrinkang Uegt aber nicht im Interesse der Ersatiberechtigten. Vgl. Eger, 
Einf., 8. 86 and Prot. I 8. LIV (Begründang des dentschen Entwurfs). 

6) Vgl. Bger bei Hirth-Seydel, Annalen 1892 8. 788. 
6) Prot. I 8. 83. 
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gegen einander — im W^e der Klage nur gegen die erste Bahn oder 
gegen diejenige, welche das Gut zuletzt mit dem Frachtbriefe über- 
nommen hat, oder gegen diejenige Bahn gerichtet werden, auf deren 
Betriebsstrecke der Schaden sich ereignet hat. Unter den bezeichneten 
Bahnen steht dem Kläger die Wahl zu.^^ 

Diese Ordnung der Passivlegitimation bezieht sich nur auf An- 
sprüche, die gegen die Bahn gerichtet werden, w&hrend fttr Klagen, die 
die Bahnen als Kl&ger anstrengen, weder die Aktiv- noch die Passiv- 
legitimation im I.U. geregelt werden ^). Es handelt sich femer hier 
wie im Art. 26') nur um Ansprüche aus einem bestimmten Internat. 
Frachtvertrag. Alle nicht aus einem solchen Frachtvertrage herrührenden, 
sondern nur mit ihm in mittelbarer Beziehung stehenden Ansprüche, 
z. B. wegen Nichtabschließung eines Frachtvertrags, wegen Zurück- 
erstattung von zu viel erhobenem Lagergeld oder wegen Verlustes oder 
Beschädigung des in vorläufige Verwahrung der Bahn gegebenen Gutes 
können nur gegen die eine verantwortliche Bahn erhoben werden '). 

Der Kläger kann, dagegen seine Klage aus dem Frachtvertrage 
richten, entweder: 

a) gegen die erste Bahn, d. i. die Annahme- oder Versandtbahn, 
welche den Frachtvertrag abgeschlossen hat und für die Ausführung 
des Transports bis zur Ablieferung haftet, oder 

b) gegen diejenige Bahn, welche das Gut zuletzt ^) mit dem Fracht- 
briefe übernommen hat. Diese Bahn kann, muß aber nicht identisch 
sein mit der Empfang8-(Ablieferungs-)Bahn ^). Diese Klage hat zur 
Voraussetzung den Nachweis, daß die in Anspruch genommene Bahn 
Gut und Frachtbrief und zwar als letzte übernommen hat®). Dieser 
unter Umständen schwierige Nachweis wird wohl in der Regel dadurch 
zu führen sein, daß im Beklamationswege (durch Laufzettel u. s. w.) 
festgestellt wird, an welche der Bahnen Gut und Frachtbrief nicht mehr 
übergeben worden ist. Vielfach wird aber gerade die Schwierigkeit 
dieses Negativbeweises, als Voraussetzung der Passivlegitimation, den 



1) VgL Schwab S. 240. 

2) Vgl. 8. 277. 

5) Vgl. Oasoa Ul p. 212. 

4) Bin Antrag, di« Klag«, wenn der Absender KUger, nnr gegen die erste Bahn, und 
wenn der EmpfSnger Kliger ist, nur gegen diejenige Bahn, welche das Qat soletet mit 
dem Praehtbriefe flbemommen hat etc., insnlassen, wnrde abgelehnt (Prot. I S. 32 f.). 
Vgl. auch den ebenfalls eine Besehrftnknng der Wahl des Klägers beiweokenden schwaiser. 
Entwurf 8. 279 Anm. 4. 

6) Prot II 8. 40. Ein Antrag P e r 1 - BnBiand, die Empfangsbahn einsnschiebes, 
weil man dem Handelsstande nicht snmaten kdnne, sich darüber sa erkondigen, wo das 
Gut allenfaUs stecken geblieben sei, und alsdann in einem vieUeicht sehr entfernten Land 
nnd nnter einer ihm unbekannten Oesetsgebnng sein Becht sa soeben, wurde abgelehnt. 

6) Vgl. Eger, a. a. O. 8. 785 f. 
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Kläger veranlassen seine Klage nicht gegen diese, sondern gegen die 
erste Bahn anzustrengen. 

Endlich kann der Kläger, wenn er keine dieser beiden Bahnen be- 
langen will, seine Klage auch richten: 

c) gegen die Bahn, auf deren Betriebsstrecke der Schaden sich er- 
eignet hat ^). Ob die Bahn ein Verschulden trifft oder nicht, ist gleich- 
gültig. Der Kläger hat die Thatsache des Schadenseintrittes auf der 
beklagten Bahn ') zu beweisen *)• 

Wenn es nun auch dem Ermessen des Klägers anheimgestellt bleibt, 
gegen welche der drei bezeichneten Bahnen er seine Klage richten will, 
so befreit doch, was dem Wesen des Korrealverhältnisses nicht ent- 
spricht, die Klage gegen die eine Bahn die übrigen von dem Ein- 
lassungszwang. Die Klageerhebung wird hier nicht als das Mittel, zur 
Befriedigung des Ersatzberechtigten zu gelangen, betrachtet ^), sondern 
„das Wahlrecht unter den erwähnten Bahnen erlischt^) mit der Er- 
hebung der Klage" (Art. 27 A. 5) *). Er muß die Konsequenzen einer 
unrichtigen Wahl tragen und kann, wenn er z. B. die Bahn, auf deren 
Strecke der Schaden sich ereignet, verklagt, mit seiner Klage aber ab- 
gewiesen wird, weil der Nachweis, daß der Schaden auf der Strecke 
der verklagten Bahn eingetreten ist, mißlingt, nun nicht mehr eine neue 
Klage gegen eine der beiden anderen Bahnen erheben ''). 

Der Moment der Beendigung des Wahlrechts bildet die Erhebung 
der Klage. Welcher Prozeßakt als Erhebung der Klage anzusehen ist. 



1) Auf der 1. Konfereni wnrde im Einklang mit dem schweiier. Entwurf die Be- 
aeitigoog der PassiTlegitimation dieser Bahn, aber erfolglos, angestrebt. (Ebenso in dem 
Ontaehten der italienischen Bahnen, vgl. Monsilli p. 106.) Es wnrde aber besonders 
Ton M e j e r - Deutschland betont, daB es wohl das Natfirliehe sei, daB der Absender beim 
ersten, der EmpOnger beim leisten Fomm klage. Man sehe aber nicht ein, warom man 
sie an der Wahl hindern soll, wenn es ihren Interessen besser entspreche, einmal an einem 
anderen Foram sn klagen. Das Forum der schuldigen Bahn sei Im Interesse der Bahnen 
gewXhlt, um die BegreBklagen von Tomhereln mdglichst bu verhindern (Prot. I 8. 88). 

8) Dies gilt nach allgemeinen Bechtsgrundsfttzen, auch wenn es hier nicht, wie im 
Art. 429 H.6.B. ausdrttcklich ausgesprochen ist. 

8) Wegen dieses Nachweises wurden erfahrungsgemäfi In Deutschland bisher die in 
Mitte liegenden Bahnen ftuSerst selten in Anspruch genommen (Eger, Elnf., S. 88). 

4) Vgl. Wendt S. 611. 

6) Diese Beschränkung ist dem Art. 489 H.G.B. fremd. 

6) Es ist in dieser Besiehung der Bechtsaustand des roijnstinianeischen Bechts ge- 
geben, naeh welchem alle Korrealschuldner durch die Klsgenkonsumtion befreit waren, nach- 
dem einer TOn ihnen verklagt und mit ihm die Litiskontestation ToUsogen war (D e r n - 
bürg, Pandekten, II § 78). 

7) Solange der ProseB noch schwebt, steht jeder der anderen Bahnen, wenn gegen 
sie die Klage erhoben wird, die proseßhindemde Einrede der Rechtshängigkeit (exceptio 
litis pendentis) und nach Fällung eines rechtskräftigen Urteils die „Einrede der abgeurteilten 
Sache** (exceptio rei iudicatae) zu, auch wenn der ProseA vor dem Gerichte eines anderen 
Staates anhängig gemacht ist oder von diesem das erste Urteil gefällt wurde. Vgl. S. 891 f.; 
▼. Bar, Theorie, S. 546 ff. 
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entscheidet sich nach den für den Prozeßrichter geltenden Gesetzen ^) 
(Art. 55). 

IV. Von dem Grundsatze des Art. 27 A. 3, wonach der Kläger 
nicht nur auf dem Wege der Klage, sondern auch der Widerklage und 
Einrede lediglich eine der drei bezeichneten Bahnen in Anspruch nehmen 
darf, statuiert Art. 28 *) eine Ausnahme, indem er bestimmt : „Im Wege 
der Widerklage oder Einrede können Ansprüche aus dem internat Fracht- 
verträge auch gegen eine andere als die im Art. 27 A. 3 bezeichneten 
Bahnen geltend gemacht werden, wenn die Klage sich auf denselben 
Frachtvertrag gründet" 

Für Klagen, welche die Bahnen erheben, giebt Art. 27, wie erwähnt, 
nicht Maß. Es kann nun eine am Transport beteiligte, aber nicht zu 
den drei bezeichneten Bahnen gehörige Bahn eine Klage erheben gegen 
den Absender oder Empfanger *). Es wäre unbillig in diesem Falle dem 
Beklagten, der einer solchen Klage durch Einrede oder Widerklage 
zu begegnen in der Lage wäre, dieses Recht zu versagen, weil der 
(klägerischen) Bahn die Passivlegitimation im Sinne des Art. 27 abgeht, 
Absender oder Empfänger also eine selbständige Klage gegen diese 
Bahn nicht erheben könnte. Um nun jeden Zweifel in dieser Beziehung 
zu benehmen, spricht Art 28 dieses Recht, Ansprüchen aus dem 
Internat Frachtvertrage Gegenansprüche im Wege der Widerklage 
oder Einrede entgegenzustellen, dem Beklagten ausdrücklich zu. Diese 
Befugnis ist aber abhängig gemacht von der Konnexität mit der Klage. 
Es müssen also Widerklage und Einrede aus demselben Frachtvertrage 
hervoi^ehen wie die Klage. 

üeber die Reklamation ist im LU. nichts bestimmt, doch dürfte 
die Beschwerde auch bei den Bahnen, gegen welche eine gerichtliche 
Klage geltend gemacht werden kann, zu erheben sein^). 

B. Gerichtsstand. 

V. Die Sicherung der Rechtsgleichheit erheischte die Aufstellung 
von einheitlichen Vorschriften über den Gerichtsstand für Klagen aus 

1) Die Bestimmung des Art 16 A. 4» wonAeh für den Moment der Erhebung der 
Klage deren Znstellang an die Bahn entscheidend ist, ist hier nicht wiederholt Nach 
dentscher B.Civ.Pros.O. § SSO erfolgt die Erhebong der Klage durch Zustellung eines 
Schriftsatses. 

8) Vgl. aber dessen Entstehungsgeschichte Prot U S. 44 f., 110 f.; III S. 48. 

8) >. B. einen Anspruch wegen Beschftdignng des Materiab oder anderer Güter infolge 
falscher Frachtbriefangabe (Art. 7), gegen welchen der Beklagte einredeweise Lieferfirist- 
überschreitnng der Bahn geltend macht; gegen eine Klage auf Nachsahlnng lu wenig er- 
hobener Fracht (Art IS A. 4), Ersati der Kosten f&r Ausführung nachtriglicher Verfügungen 
Gegenansprüche: aus demselben Vertrage Nachforderung wegen zu viel erhobener Fracht, 
wegen Verlust des Gutes, wegen unterbliebener oder mangelhafter AusfÜhrang einer nach- 
träglichen Verfügung (Eger, a. a. O. S. 794; Gasca UI p. 819). 

4) Vgl. Prot I S. 38. 
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dem Internat. Frachtvertrag, die aber nicht weiter, als es dieser Zweck 
verlangte, die Gesetzgebungsfreiheit der Vertragsstaaten einengen sollten. 
Man begnügte sich deshalb mit der Aufstellung folgender Vorschrift: 
„Die Klage kann nur vor einem Gerichte des Staates anhängig gemacht 
werden, in welchem die beklagte Bahn ihren Wohnsitz hat und welches 
nach den Gesetzen dieses Landes zuständig ist" (Art. 27 A. 4). 

Man ging nicht so weit, wie die klare und präzise Fassung des 
deutschen Entwurfs (Art. 16 A. 4) wollte, welche besagte: „das Gericht 
des Wohnsitzes der verklagten Bahn ist das ausschließlich zuständige" ^), 
sondern wollte nur verhindern, daß die beklagte Bahn ihrem (inländischen) 
Richter entzogen werde, daß, wie dies z. B. nach Code civil a. 14') 
möglich ist, ein anderer Richter als der des Landes des Beklagten zu- 
ständig sein kann'). 

Einheitlich ist somit in Anerkennung des Satzes „actor sequitur 
forum rei" nur das Prinzip aufgestellt, daß nur ein Gericht des 
Staates, in welchem die beklagte Bahn ihren Wohnsitz hat, zuständig 
sein könne. Dagegen richtet sich die Entscheidung der Frage, welches 
der verschiedenen Gerichte dieses Staates (Gerichtsstand des Domizils, 
des Vertragsabschlusses, der Vertragserfüllung, das Gericht des Sitzes 
der Centralverwaltung oder einzelner Stationen, Civil- oder Handels- 
gericht u. s. w.), nach den Gesetzen dieses Landes^), welche auch 



1) Ffir Rfickgriffsansprüeh« hat Art. 53 das fornm domieilii als ansschllsfilich zustftiidig 
anerkannt. 

2) Naeh diesem kann ein Fransose anoh den nicht in Frankreich wohnenden Ans- 
Iftnder ror ein franiösisbhes Gericht laden wegen seiner mit einem Fransosen in Frankreich 
oder im Aaslande eingegangenen Verbindlichkeiten. 

8) Vgl. Kommissionsberieht (Prot. II S. 110). 

4) In Deutschland wird nach B.GiT.Proz.O. $ 19 der Gerichtsstand einer Privat- 
eisenbalingesellschaft durch ihren Sits, d. i. den Ort, wo die Verwaltung geführt wird, be- 
stimmt; der der Staatsbahnverwaltung wird (§ SO) durch den Sita der BehSrde bestimmti 
welche den Fiskus su yertreten hat, d. i. in PreuAen das Gericht des Betriebsamts. Zu- 
st&ndig sind Amts- oder Landgerichte. Vgl. Endemann, Eisenbahnrecbt, S. 719. Die 
Bahnstationen, selbst die Hauptstationen können nicht yerklagt werden, da sie nicht als 
Niederlassungen gelten, für welche der Gerichtsstand der Niederlassung (§ 22) begründet 
ist (B.G. U 8. 889). 

Ebenso ist auch in Oesterreich das Gericht des (statutarischen) Wohnsitses das 
Bust&ndige (▼. Busch man S. 209). 

In der Seh weis sind die Gerichte des Ortes suständig, wo die beklagte Bahn 
ihr Domisil hat (schweizer. Tr.Ges. 1898 Art. 27). 

In Frankreich kann eine Bahn Terklagt werden ror dem Handelsgericht des Sities 
der Gesellschaft; da, wo ein Hauptbahnhof besteht, der als eine Succursale des Geschifts 
angesehen werden kann ; in einem Departement, wo der Vertrag geschlossen und die Ware 
Aufgegeben wurde, endlich in dem Departement, wo die Zahlung su bewerkstelligen Ist. 
In den Arrondissements, in welohen Handelsgerichte nicht existieren, sind die Oivilgerichte 
zuständig (Prot. II S. 40 ; vgl. die Entscheidungen bei Picard IV p. 891 n.). 

Ebenso in Belgien (Lanckman n. 562 ss.). 

In Italien kann (Codice di com. a. 872) die Bahn bei dem Gericht (Pritor, 
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maßgebend sind für die Frage, wo die verklagte Bahn ihren Wohn- 
sitz hat^). 

§39. 
Das Hanptprinzlp des Prozeßrechts'). 

Der durch Erhebung der Klage vor dem Gerichte eines Staates 
eingeleitete Prozeß stellt sich dar als ein Rechtsverhftltnis, das in feste 
Beziehung zu diesem Staate und dessen Recht gerückt ist und vom 
Territorialprinzip*) beherrscht wird. 

Uebereinstimmend wird in Theorie und Praxis der Satz anerkannt, 
daß das inländische Prozeßrecht, also das Gesetz des Prozeßgerichts 
(lex fori) auf den Prozeß Anwendung zu finden habe ^). 

Es ergab sich mit Notwendigkeit, daß dieses intemationalrechtliche 
Prinzip auch das I.U. beherrschen mußte. 

I. Art. 55 bringt es zum Ausdruck, indem er vorschreibt : „Soweit 
nicht durch das gegenwärtige Uebereinkommen andere Bestimmungen 
getroffen sind, richtet sich das Verfahren nach den Gesetzen des Prozeß- 
richters." 

Während der schweizer. Entwurf (Art. 37) diesen Grundsatz nur 
für Rückgriffsprozesse und deren Verbindung mit dem Hauptent- 
schädigungsprozesse anerkannte, hat der deutsche Entwurf (Art. 37)^) 
diesen auf das „prozessualische Verfahren'' überhaupt ausgedehnt, welche 
Ausdehnung dann auch Annahme fand. 

Es ist somit die einheitliche Regel aufgestellt, daß für das gericht- 
liche Verfahren ^) in allen auf Grund von Bestimmungen des I.U. ent- 
standenen Rechtsstreitigkeiten ausschließlich das Landesprozeßrecht des 
Prozeßgerichts (lex fori) maßgebend sei. Alle das gerichtliche Verfahren 
berührende Fragen''), alle Prozeßhandlungen, ihre Voraussetzungen, 

wenn Streitgegenstand bis 1600 H. betrSgt; darüber Handelsgericht) des Ortes, wo sich 
die Abfahrts- oder Ankonftsstation befindet, verklagt werden (ygl. Marchesini II 
n. 87S 8.). 

1) Vgl. Qerstner S. 890. 

2) Art. 55. 

8) Vgl. Menger S. 181. 

4) Vgl. V. Bar, Theorie, II S. 857 ff.; Wach I S. S20; Jettel S. 180. 

5) P r o t. I S. XXXIV. 

6) Der Ansdrnck der Entwürfe „das prozessoalisehe Verfahren** war in dieser Be- 
aehnng prilsiser als der „das Verfahren*' des Art. 57, wenn aach fiber die Bedentnng 
dieses Aasdmcks ein Zweifel nicht entstehen wird. 

7) Es ist hier namentlich an alle diejenigen prozessnalen Fragen in erinnern, die in 
der Kesolntion des Institut de droit international (1877) aufgeafthlt sind: „Les formes 
ordlnatoires de V instmctlon et de la procedura seront r6gies par la loi da liea oü le proc^ 
est instniit. Seront consid6r£es comme telles, le prescriptions relatives aox formes de 
r assignation, anx d^lais de comparntion, ä la natnre et k la forme de la procnration ad 
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Formen und Wirkungen ^) müssen sich nach den Vorschriften dieses 
Rechts richten, wie dies aus Eonferenzverhandlungen zweifellos hervor- 
geht '). Diese sind daher auch für das ganze Beweisverfahren ') maß- 
gebend, so für die Beweislast, die Zulässigkeit bestimmter Beweismittel 
und ihre Beweiskraft, Zulässigkeit des Gegenbeweises ^) u. s. w. 

n. Dieses prozessuale Prinzip ist aber kein absolutes. Die Be- 
stimmungen der Landesprozeßgesetze, der lex fori, treten subsidiär in 
Kraft, nur dann, wenn im I.Ü. keine anderen prozessualen Vorschriften 
aufgestellt sind. Diese haben dann den Vorrang und müssen als einheit- 
liche Rechtsnormen in allen Vertragsstaaten unbedingt in erster Reihe 
zur Anwendung kommen. 

Die prozessualen Vorschriften des LU. sind im wesentlichen folgende : 

Art. 8 A. 3 : Beweiskraft *) des Frachtbriefs (S. 54 flf.) ; 

Art. 30 und 39: Beweislast der Bahnen bezüglich der Befreiung 
von der Haftpflicht (S. 190, 236 flf.); 

Art. 31 A. 2 und Art. 32 A. 3: Vermutung und Gegenbeweis bei 
Beschränkung der Haftpflicht der Bahnen (S. 209 ff., 194) ; 

Art. 38 A. 1: Beweispflicht des Berechtigten über Vorhandensein 
und Höhe des weiteren Schadeos bei Deklaration des Interesses an der 
Lieferung (S. 231); 

Art. 33: Vermutung des Verlustes eines Gutes ohne Beweispflicht 
(S. 187); 

Art. 40: Beweispflicht bei Schadensansprüchen wegen Versäumung 
der Lieferfrist (S. 239 ff.) ; 

litom, an mode de recueiUir lei prenvef , h la ridaction et au prononc^ da jagement, k la 
paaaation en force de choM jng^e, ans d^lab et anx formalitöe de Tappel et antres Toies 
de reconn, k la Peremption de rinetance" (Melli, Gesehiohte und System, S. 189). 

1) Vgl. Wach I 8. 880. 

8) Vgl. fiber die Tragwttte der Begd des Art. 56 Gerstner S. 489 f., 441. 

8) Im Laufe der Bemer Verhandlangen war folgender Abs. 8 des Art 55 angenommen 
worden: „Wenn es sich dämm handelt, das Vorhandensein, die Höhe oder die Verteilnng 
eines Schadens festiastellen, namentlich in den FUlen der Art. SO, 81, 88, 84, 85, 87, 
38, 89, 40, 41 nnd 47, so entscheidet der Siebter nach freier, aas dem Inbegriff der Ver- 
handlungen gesohSpfter Ueberseugung, ohne an bestimmte Beweisregeln gebunden zu sein." 
Diese den §§ 859 und 860 der deutschen B.CiT.Pros.O. nachgebildete Anerkennung des 
Prinzips der freien Beweiswürdignng für die auf Grund des I.U. zu entscheidenden Ent- 
schftdigungsprozesse wfirde namentlich für diejenigen Rechtsgebiete, in welchen die gesetz- 
liche Beweistheorie noch in Kraft ist (dies ist der Fall in Oesterreich für die Hauptproaeft- 
arten und in einzelnen Kantonen der Schweiz, Tgl. Prot, n S. 68; Üllmann S. 851; 
Schurter, Grundzfige des materiellen Beweisrechts in der schweizer. CivilprozeAgesetz- 
gebung, [Diss.] Zfirich 1890, S. 488 ff.), eine grofie Bedeutung gehabt haben. Abs. 8 
wurde gestrichen auf Antrag von George- Frankreich, der der Gesetzgebung der einzelnen 
Staaten die Vorschriften betreffend die Würdigung der Beweise vorbehalten wollte (Prot II 
S. 63, 180). 

4) Menger 8. 154 f.; Jettel S. 150; a. M. ▼. Bar, Theorie, II S. 888 f., der 
die Fragen der Beweislast und der gesetzlichen Präsumtionen als materiellrechtliche auffaßt. 

5) Vgl. Anm. 4. 
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Art. 44t Z. 1 und 4b: Beweispflicht bezüglich des Erlöschens der 
Ansprüche der Bahn ^) (S. 250 f.); 

Art. 26 und 27 A. 4 : Aktiv- und Passivl^itimation (S. 276 f., 277 f.) . 

Art. 27 A. 4 : Gerichtsstand (S. 282 f.) ; 

Art. 28: Zulässigkeit von Einreden und Widerklagen gegen nicht 
passivlegitimierte Bahnen (S. 282); 

Art 46: Unzulässigkeit der Geltendmachung von erloschenen oder 
verjährten Ansprüchen im Wege der Widerklage oder Einrede (S. 255, 
260); 

Art 23 A. 4 und 5: Unzulässigkeit der Pfändung und Beschlag- 
nahme von Forderungen und rollendem Material (S. 293 f.); 

Art. 56 : Vollstreckbarkeit von Urteilen in anderen Vertragsstaaten 
und Kaution für Prozeßkosten (S. 286 ff.), und 

Art. 50 bis 53 : Vorschriften über Rückgriflfsverfahren (S. 270 ff.). 



§40. 
YoUstreekbarkelt anslftndlscher Urteile^). 

Die Geltung einheitiicher Privatrechtsnormen im ganzen Vertrags- 
gebiete erlangt ihre wahre Bedeutung erst mit der Sicherung der 
Bealisierung der auf Grund derselben erwachsenen gerichtiich aner- 
kannten Ansprüche in allen Vertragsstaaten. 

Da über diese praktisch so überaus bedeutsame Frage, die in der 
Litteratur des intemat Privat- und Prozeßrechts der letzten Jahre 
sehr häufig erörtert wurde'), keine Ueberdnstimmung in den Gesetz- 
gebungen der Vertragsstaaten ^) herrscht '^) und völkerrechtiich ein An- 
spruch auf Vollstreckung ausländischer Urteile nicht besteht'), so war 
eine einheitliche Regelung ^) im I.U. dringend nötig ^). 



1) Vgl. aneh Art 47 A. 8 über Nachweisbarkeit eines Verschaldens. 

S) Art 56. 

8) Vgl. Meili, Geschichte und System, 8. 164 ff. 

4) Vgl. ▼. Bar, Theorie, II S. 461 ff.) Lammasch bei ▼. Holtsendorff III 
8. 400 ff. 

5) Lammasch bei ▼. Holtsendorff III 8. 408 weist snr Begründang der Not- 
wendigkeit internationaler Vereinbarungen daraaf hin, daB nicht einmal den einselnen Staaten 
die Aosprägong fester Gmndsätie besüglich dieser Frage gelungen sei, wie die Unklarheit 
und das Sehwanken der frans dsischen Praxis und der russischen Theorie und 
Praxis beweise. 

6) VgL BS hm, Handbnch, I 8. 167. 

7) Ueber die eine einheitliche internationale Begelang besweckenden, konkrete Vor- 
schlKge enthaltenden Besolationen des Institat de droit intemat and der Association for 
the reform and codiflcation of the law of nations vgl. Fasinato p. 8ss.; Meili, Oeschichte 
and System, 8. 170 ff. 

8) Folgendes ist der Rechtssnstand in den einseinen Vertragsstaaten, der nan darch 
Art 66 einheitlich geregelt ist, soweit das I.U. in Frage kommt (vgl. Asser sen., De 
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I. Art. 66 stellt so das Prinzip der Vollstreckbarkeit der auf Grund 
der Bestimmungen des Lü. erlassenen Urteile im Gebiete sämtlicher 
Vertragsstaaten auf. 

Diese Vollstreckbarkeit hat ein Urteil aber nur zu beanspruchen, 
wenn folgende Voraussetzungen gegeben sind: 

1) Das Urteil muß infolge eines kontradiktorischen oder eines Ver- 
säumnisyerfahrens erlassen sein. 

Es ist so dem völkerrechtlichen Erfordernisse des genügenden 
Gehörs^) beim Prozeßgerichte entsprochen, nach dessen Gesetz die 
Voraussetzungen des Kontumatialurteils zu beurteilen sind. 

Es handelt sich hier nur um gerichtliche Urteile, nicht um solche 
von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten, um Erkenntnisse 
von Schiedsgerichten nur da, wo diesen nach dem Gesetze des Prozeß- 



Teffet in fierae de dr. i. I p. 88 w.; Wach I 8. 840 ff.): £Id6 VolUtreckuDg aus- 
IXndiscber Urteile beim NiehtTorhandeneein von Staatsyertrigen lassen ohne materielle 
Naehprflfiug nicht an Frankreich (Code de proc^d. eiy. a. 546; Code civil a. 8188). 
Das System der r^Tision an fond et k la forme ist das in der fransSsischen Litterator 
nnd Beehtsprechong fast aUein herrschende (vgl. Laehan et Dagnin p. 11 ss.) Jettel 
8. 190 f.)- In Lnzembnrg gilt fransös. Becht (Kopp er s S. 78), in Belgien 
findet, wenn kein Staatsvertrag besteht, eine Nachprttfang (r^vision an fond) statt (Code 
de proe^dore dvile beige 1876 a. 10; Hnmblet in Jonrnal da dr. int. pr. IV, 1877, 

p. 889 SS.)- 

Niederlande (nnr ansiindische Urteile Aber Havarie nnd Bergelohn sind ohne 
Nachprflfnng vollstreckbar), vgl. Francke in Zeitschr. f. Civilprosefi, YUI 8. 54; 
niederlKnd. Civ.Proi.O. a. 481 ; Jonrnal da dr. int pr. VI, 1879, 8. 861 ; Asser sen., 
De reffet in Bevae de dr. i. I p. 89 s. 

BaBland (vgl. Francke a. a. O. S. 78; Aoslegnng des Art 1878 der rnss. 
Civ.ProB.O. im Sinne der ZalXssigkeit der VoUstreckang bei Härtens [Jonrnal da 
dr. int. pr. V, 1881, p. 189 ss.], bezflglich der Ostseeprovinzen vgl. Engelmann im 
Jonrnal da dr. int pr. XI, 1884, p. 118 s. ; vgl. noch Francke a. a. O. 8. 78 f). 

In der 8 c h w e i a stehen anf dem französischen Standpnnkte der Unznlässigkeit der 
VoUstreckang die kantonalen Gesetze von Genf, Freibarg, Waadtland nnd Glarns 
(Bognin im Jonrnal dn dr. int pr. X, 1888, p. 118 s., 188 s., 185). 

Dagegen wird die VoUstreckang aasllndischer UrteUe ohne materielle NachprÜfang 
anter gewissen Bedingnngen (Gegenseitigkeit, Uebereinstimmong mit der staatUehen Ordnung, 
Znlissigkeit der Vollstreckung nach dem Bechte des VoUstrecknngsortes) sagelassen (vgl. 
V. Bar, Theorie, II 8. 480 ff.), indem die Gerichte das anslXndische Urteil mit der VoU- 
streckongsklansel (Ezeqoatar) versehen, in Dentschland (B.Civ.Pros.0. §§ 660, 661; 
Wach I 8. 883 ff.; Francke a. a. O. 8. 1 ff.); Oesterreich nnd Ungarn (Jettel 
8. 168 ff., 181 f.); Italien (Codice dl procedura civile a. 491; Fasin ato p. 88; 
Chr4tien im Journal du dr. int pr. XIII, 1886, p. 667 ss.); in den flbrigen 
(au8er den vier oben genannten) Kantonen der Schweiz (in einigen unterUegt jedoch 
die Vollstreckung dem Ermessen der Begierung bezw. des Gerichts) vgl. Bognin, 1. c. 
p. 184 SS., 117 SS.; Aber den französisch-schweizer. Vertrag (1869) nnd die Konventionen 
mit Oesterreich nnd Baden vgl. Meili, Geschichte und SysUm, 8. 187 f., 167 ff. 

1) Französische VersInmnburteUe ^ugements par d^fant) werden nach Code de 
proc. civ. a. 156, wenn sie nicht innerhalb 6 Monaten nach ihrer Verkündigung voll- 
streckt sind, rechtsunwirksam („seront r6pnt4s non avenoA**). Vgl. Boitard I p. 898. 

8) Vgl. V. Bar, Theorie, II 8. 490 f. 
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gerichts die Wirkung von rechtskräftiges gerichtlichen Urteilen zu- 
erkannt ist >). 

2) Das urteil muß sich auf eine Bestimmung des I.U. stützen, 
direkt oder indirekt (landesrechtliche, reglementarische oder tariÜEirische 
Bestimmung, auf die sich das Lü. beruft, z. B. Art 11 fQr Berechnung 
der Fracht, Art. 19 Ablief erungsverfahren). 

3) Eine wichtige Voraussetzung ist femer die, daß das Urteil von 
dem zust&ndigen Bichter erlassen ist. 

Nach Art. 27 A. 4 ist nur die Zuständigkeit eines Gerichts des 
Staates (für Klagen gegen die Bahn) anerkannt, in welchem die be- 
klagte Bahn ihren Wohnsitz hat, wfilirend die Zuständigkeit eines be- 
stimmten Gerichtes dieses Staates durch die Gesetzgebung desselben 
ausgesprochen wird*). 

Für Bückgriffsstreitigkeiten ist das Gericht des Wohnsitzes der im 
Rückgriffswege verklagten Bahn oder einer von mehreren dieser Bahnen, 
nach Wahl des Klägers, zuständig (Art. 53)*). 

Dagegen ist bezüglich der Zuständigkeit für Klagen einer Bahn 
gegen das Publikum die lex fori (Art 65) maßgebend. In der Begel 
ist hier das Gericht des Wohnsitzes des Beklagten zuständig. 

4) Das Urteil muß nach den für den urteilenden Richter maß- 
gebenden Gesetzen vollstreckbar*) geworden sein. 

Art 56 hebt ausdrücklich hervor, daß er auf nur vorläufig voll- 
streckbare Urteile keine Anwendung finde, so daß die Frage der Voll- 
ziehung nur vorläufig vollstreckbarer Urteile auch bezüglich solcher, 
die auf Grund des I.U. ergangen sind, nach landesrechtlicher (Gesetz 
des Vollstreckungsgerichts) ^) oder völkerrechtlicher Norm zu entscheiden 
ist. Ueberhaupt kann, wenn auf Grund derartiger Normen geringere 
Erfordernisse als diese (Z. 1—4) im Art 56 für die Vollstreckbarkeit 
ausländischer Urteile aufgestellt sind, diese auch fQr die Urteile, die 
auf Grund des I.U. ergangen sind, beansprucht werden *). 

1) So s. B. dentsche R.CiT.Proi.0. § 866 (868); in Oesterreicb (ygl. t. Canstein 
I S. SS; II S. 576); Ygl. aach schweizer. -fransSs. Vertrag (1869) a. 10 (Meili, Geschichte 
and System, 8. 187); R.O.H.G. X S. S94. 

2) Vgl. S. S88. 
8) Vgl. S. 878 f. 

4) Der schweizer. Entwarf (Art. 87) hatte ^^rechtskräftig", an dessen Stelle der deutsche 
Entwarf „definitiT vollziehbar" setzte anter Hiniafdgang, daB aaf nar yorUafig yollziehbare 
Urteile die Vorschrift der Vollziehbarkeit im Aaslande keine Anwendung finde. In der 
1. Konferenz betonte S a ▼ i g n y - Prankreich, dafi die franzdsische Oesetigebang im Unter- 
schiede Ton der der meisten earop&ischen Staaten eine Vollsiehang der Urteile vor Ablauf 
der Fristen zulasse, innerhalb welcher das Urteil auf dem Wege der Appellation oder 
Einsprache angefochten werden kSnne (Prot. I S. XXXIV, 66). 

6) Die Zalässigkeit solcher Vollstreckung setzt voraus der italienische Codiee dl 
proced. civ. a. 948, sie ist zu verneinen für Deutschland, wo nach § 661 CiT.Proi.O. 
nur rechtskrftftige anslftndlsche Urteile zu vollstrecken sind. Vgl. v. B ar , Theorie, II S. 476 f. 

6) Vgl. Eger, I.U., Textausgabe, S. 172. 
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5) Endlich ist als VoraussetzuDg aufgestellt die ErfüUuDg der von 
den Gesetzen des Landes (in welchem das Urteil vollstreckt wird) vor- 
geschriebenen Bedingungen ^) und Formalitäten. So muß z. B. in Deutsch- 
land die Vollstreckung eines ausländischen Urteils durch Klage be- 
antragt und durch Urteil vom VoUstreckungsgericht zugelassen werden 
(R.Giv.Proz.O. § 660). Auch in Italien ist ein besonderes Verfahren 
(giudizio di delibazione — con citazione degli interessati) erforderlich 
(Godice di procedura a. 941, 942)*). 

U. Dieses Delibationsverfahren kann sich aber nur auf eine Fest- 
stellung des Vorhandenseins der Voraussetzungen der Vollstreckbarkeit 
ausländischer Urteile beziehen. 

Eine materielle Prüfung des Inhalts desselben ist, wie Art. 56 aus- 
drücklich hervorhebt, ausgeschlossen („sans r^vision du fond de Taffaire^S 
französischer Text). Das Vollstreckungsgericht darf also unter keinen 
Umständen das Urteil beanstanden wegen seines ungesetzlichen Inhaltes, 
wegen des Mangels der Entscheidungsgründe, weil es gegen das öffent- 
liche Recht des Staates, des Vollstreckungsgerichts verstoße u. s. w. 
Einwendungen gegen den Inhalt des Urteils können nur vor dem Prozeß- 
gerichte geltend gemacht werden ^). Da für das Vollstreckungsverfahren 
das am Vollstreckungsorte geltende Recht maßgebend ist, so können auf 
Grund desselben im sog. Delibationsverfahren Einwendungen gegen das 
Vollstreckungsverfahren vor dem Vollstreckungsgerichte wohl gemacht 
werden^). Das Vollstreckungsgericht hat sich, wie erwähnt, nur auf 
die Feststellung der Voraussetzungen des Art. 56 zu beschränken und 
als Ergebnis dieser Prüfung in der Regel das zu vollstreckende aus- 
ländische Urteil mit dem „Exequatur^^ zu versehen, die Vollstreckbar- 
keitserklärung zu erlassen. 

Da die frühere Fassung des Art. 56 so verstanden werden konnte, 
als ob das ausländische Urteil ohne irgend eine Intervention des Staates, 
in welchem die Vollstreckung stattfinden solle, erfolgen könne, hat man 
auf der 2. Konferenz^) eine Aenderung des Art. 56 in der Richtung 



1) Nach dem fransösisch-Behweiser. Vertrag 1869 a. 16 »t erforderlich die 
Vorlage des Urteils in einer dnrch den Gesandten (eyentnell Behörde) legalisierten Ans- 
fertignng, des Originals des Aktes über die Notifikation desselben and endlich einer Be- 
schdnigvng des Gerichts, daA keine Appellation oder ein anderes Rechtsmittel vorliege. 
Vorlage des Urteils fordert auch Code de procäd. ciy. beige a. 10 n. 8. 

8) Ein Delibation8-(Prüfang8-) Verfahren haben Frankreich, Belgien und B a 8 - 
land, ebenso anch Ungarn and Oesterreich besfiglich der deutschen, französischen, 
belgischen, italienischen, rassischen Urteile. (Hier wird eine förmliche Klage nicht gefordert. 
Bs genfigt ein Gesuch der Partei oder ein Ersuehsschreiben des Prose8gerichts.) Vgl. 
▼. Canstein II S. 777; Jettel 8. 179, 188. 

8) Dagegen kann dss VoUstreckungsgericht prflfen, ob das Urteil nicht etwa spKter 
aufgehoben oder die Bechtskraft verloren habe, s. B. S. 287 Anm. 1. 

4) Vgl. Lammasch bei t. Holtsendorf f III S. 486 f. 

5) Antrag A s s e r - Niederlande (Prot II S. 64). 

Roienthal. Intenut. Eiaenbahnfrachtrecht. 19 
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vorgenommen, daß nur die materielle Prüfung des Urteils ausgeschlossen, 
in allen anderen Punkten aber die Gesetzgebung eines jeden Staates 
maßgebend bleiben solP). 

Diese Vollstreckungsklausel des Yollstreckungsgerichts hat in ein- 
zelnen Staaten*), wie in Frankreich und im Deutschen Reich*), f&r 
das ganze Gebiet des Reichs bezw. des Territoriums Geltung, während 
diese in anderen Staaten, wie in Italien^) und Ungarn, nur Yoll- 
streckungsgewalt ausübt für den Sprengel des Vollstreckungsgerichts. 

III. Von der Regel, daß das Prinzip der Vollstreckbarkeit aus- 
ländischer Urteile in jedem Vertragsstaate gemäß Art. 56 sich auf den 
ganzen Inhalt des Urteils beziehe — daß Art 56 auf nur vorläufig voll- 
streckbare Urteile keine Anwendung finde, wurde bereits oben ^) hervor- 
gehoben — ist eine Ausnahme bezüglich der sog. Succumbenzgelder 
gemacht. 

Es findet keine Anwendung „auf diejenigen Bestimmungen eines 
Urteils, durch welche der Kläger, weil derselbe im Prozesse unterliegt, 
außer den Prozeßkosten zu einer weiteren Entschädigung^) verurteilt 
wird" (Art. 56). 

Während das Urteil also auch bezüglich der Prozeßkosten ^ ) nach 
Art 56 vollstreckbar ist, erstreckt sich diese Vollstreckbarkeit®) nicht 
auf den die Succumbenzgelder betreffenden Teil des Urteils, da sowohl 



1) Berichterstatter der KommissioD (Prot. II S. 180 f.): „Der Entwarf von 1878 
kSnnte so ausgelegt werden, da8 die Erkenntnisse in Jedem Vertragsstaate ohne Ezeqaatnr 
der kompetenten Behörde des betreffenden Staates vollstreckbar seien, dies wXre aber an- 
znlftssig, sowohl mit Rficksicht auf die Hoheitsrechte eines jeden Staates, als mit Rficksicbt 
aaf die Praxis, da doch jedenfalls konstatiert werden mvJ, daB es sich überhaupt um ein 
Urteil anf Ornnd dieses Uebereinkommens handle." 

2) Vgl. Franoke a. a. O. S. 16 ff. 

8) Vgl. R-Oerichts-Verfassungs-G. § 161; Einf.Ges. sa diesem § 8; Einf.Ges. s. 
R.Ciy.Pros.O. § 8. 

4) Codice di procedura a. 941 (Sprengel des Appellhof«, in welchem die Voll- 
streckung stattfinden soll. 

5) S. 888. 

6) Solehe Entschädigungen (dommages int^rdts) kennt i. B. das fransösisohe Recht 
(Code de proc6dnre civile a. 186). Zur Zahlung derselben kann hier das Gerieht den im 
Prosesse Unterliegenden yerurteilen „soit en raison des chicanes qu'il a susdtte dans le 
procte, pour entraver le droit de son cr^ancier; soit enfin k raison de calomnies, d'ontragesy 
de yezations injurieuses dont il se sera rendu coupable envers son adrersaire dans les 
plaidories, les m^moires ou autres actes signifi^s, publi6s dans le cours du procte (Boitard I 
p. 889). Es fallen aber auch Strafen oder Sportein für mutwiUiges Prozessieren (poena 
temere litigantium), die man eigentlich als Succumbenigelder beseichnet, naeh den Kou- 
fereniverhandlungen unter diese Ausnahme. And. Meinung Gerstner 8. 449. 

7) Um jeden Zweifel darüber lu benehmen, daB diese Ausnahme sich nicht auch anf 
die Verurteilung lur Erstattung der ProseBkosten besiehe, hat man in der 8. Konfereun 
dies ausdrücklich in den Text des Art. 66 aufgenommen (Prot. III 8. 67). 

8) Eine Vollstreckbarkeit auch in diesen Teil des Urteils wtre aber auf Grund land- 
rechtlicher oder spezieller vertragsmäBiger Bestimmung möglich. 
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die ZulAasigkeit, als der Betrag derselben von den Richtern verschiedener 
Staaten verschieden beurteilt werden könnte^). Diese Ausnahme hat 
keine große praktische Bedeutung, da diese in den Gesetzen der meisten 
Yertragsstaaten fehlen oder selten vorkommen ^). 

lY. Es kann hier nicht unsere Aufgabe sein, die wichtige Frage 
des Internat. Privatrechts, ob und unter welchen Voraussetzungen ein 
ausländisches Urteil die exceptio rei iudicatae, die Einrede der ab- 
geurteilten Sache begründe ^), ihrer ganzen Tragweite nach zu erörtern. 

Daß, soweit Art 56 die Vollstreckbarkeit ausländischer, auf Grund 
des I.U. ergangener Urteile in jedem Vertragsstaate anerkennt, in diesem 
Plus auch die Anerkennung der res iudicata als Minus ^) enthalten sei ^), 
wird nicht bezweifelt werden können. Ist ja doch die ganze Tendenz 
des LU. dahin gerichtet, soweit es sich um eine Anwendung der Normen 
desselben handelt, das ganze Konventionsgebiet als ein einheitliches 
Bechtsgebiet zu betrachten, in welchem auch insoweit die Grenzen der 
einzelnen Vertragsstaaten nicht in Betracht zu kommen haben. Nur 
soweit dies ausdrücklich bestimmt ist, wird die durch das I.U. ge- 
schaffene Rechtseinheit alteriert. 

Es gilt in dieser Beziehung auch hier die Behauptung Wach 's 
(I S. 246): „Soweit die Anerkennung des Urteils reicht, so weit reicht 
die Anerkennung des Prozesses und seiner Wirkungen für andere Pro- 
zesse/' 

Wie in den Staaten, welche die Zulässigkeit der Vollstreckung aus- 
ländischer Urteile ohne materielle Nachprüfung anerkennen, auch die 
Gründung der Einrede der abgeurteilten Sache auf ein ausländisches Urteil 
zugelassen ^) ist, so ist diese auch für die gemäß Art. 56 vollstreck- 
baren Urteile anzuerkennen, sofern die für die Vollstreckbarkeit erforder- 
lichen Voraussetzungen gegeben sind. Nur ist statt der Voraussetzung 
der Vollstreckbarkeit (vgl. S. 288 Z. 4), die sinngemäß nur für die Voll- 
streckung von Bedeutung ist, die der Rechtskraft erforderlich^). 

Der Umfang und die Bedeutung der materiellen Rechtskraft des 
ausländischen Urteils ist aber nach dem Gesetze des Staates zu be- 
urteilen, vor dessen Gericht die Einrede geltend gemacht wird^). 

V. In gleicher Weise ist auch die exceptio litis pendentis, die Ein- 
rede der Rechtshängigkeit zum Schutze gegen die nochmalige Geltend- 



1) VgL KommUsionsbericM (Prot. II 8. 181). 

2) Vgl. ▼. Bar, Theorie, II S. 417 ff.j Richard in BShm, Zeitschrift lU S. 17 £E: 

3) r. Bar, Theorie, II 8. 421. 

4) Ueber den tiefgreifenden Untenehied iwischen' der einfachen Anerkennung der 
Bechtikraft and der Vollstreckung anslXndischer Urteile Tgl. Richard a. a. O. S. 26 f. 

5) Vgl. s. B. Richard a. a. O. S. 17 f. 

6) Vgl. Gerstner S. 449. 

7) Vgl. Francke a.a.O. S. 120. 

19* 
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machung desselben Anspruchs bei einem anderen Gerichte ^) begrOndet, 
auch wenn der frühere Rechtsstreit vor dem Gerichte eines anderen 
Yertragsstaates schwebte. Es müssen nur überhaupt die Voraus- 
setzungen dieser Einrede begründet sein. Ob dies der Fall und in 
welchem Moment die Rechtshängigkeit eintritt, ist, falls das I.U. (wie 
Art. 15 A. 4 und Art 27 A. 5 dies thut) hierüber keine Bestimmung 
enthält, nach dem Gesetze des Gerichts, bei dem der frühere Rechts- 
streit anhängig war, zu beurteilen '). 

§41. 
Verbot der Sicherstellmig fftr Prozeibkosten *). 

Nach den Bestimmungen der verschiedenen Prozeßgesetze ist die 
Verpflichtung zur Stellung einer Prozeßkaution (nur in Handelssachen 
besteht diese Kautionspflicht nicht) aufgestellt entweder für jeden Kläger, 
der Ausländer^) ist oder der keinen festen Wohnsitz in dem Staats- 
teile [Kanton'^)] hat, in welchem die Klage angestellt wird, wälirend 
in nur wenigen Staaten diese Kautionspflicht überhaupt nicht ^) oder 
nur beim Mangel der Gegenseitigkeit ^) besteht. 

Man hielt eine derartige Beschränkung der freien Ausübung der 
gewährten Klagerechte für dem Geiste des I.U. widersprechend. Sie 
erschien, wie der Kommissionsbericht ^) meinte, auch um so weniger 
notwendig, als die Urteile überall vollstreckbar seien. Deshalb be- 
stimmte Art. 56 A. 2: „Eine Sicherstellung für die Prozeßkosten kann 
bei Klagen, welche auf Grund des Internat. Frachtvertrags erhoben 
werden, nicht gefordert werden.^^ 

In Uebereinstimmung mit Art. 56 A. 1 dürfte dieses Verbot nicht 
nur auf Klagen aus dem Internat. Frachtvertrage, sondern auch auf alle 
Klagen, welche auf Grund der Bestimmungen des I.U. erhoben werden, 
zu erstrecken sein^). Es dürfte hier nur ein Redaktionsversehen vor- 
liegen, da eine dem Wortlaute entsprechende Einschränkung sachlich 
ohne rechtfertigenden Grund ist und auch nicht im Einklänge steht mit 
der Begründung des Kommissionsberichts. 

1) Vgl. ▼. nar U S. 646 ff. 

9) Vgl. Oerstner S. 450. 

8) Art. 56 A. 2. 

4) So auf Antrag des Beklagten in Frankreich, Lnxembarg, in den Niederlanden, 
Rnftland (wenn der Ausländer nicht in russischen Diensten steht oder in BoBland ImmobilioB 
besitzt). Vgl. Koppers S. 11 f., 16. 

6) So in den meisten Kantonen der Schweiz, in Oesterreich, wenn er in der Provinz 
des Gerichts nicht „kündbar sattsam bemittelt ist**. Vgl. Koppers S. 6 f., 6. 

6) So in Ungarn, Italien, vgl. Koppers S. 7, 10. 

7) So inDeat8chland(R.Ciy.Pros.O. § 102; vgl. Böhm, Handbuch, U S. 88 ff.). 

8) Prot. U S. 131. 

9) Richtig Oerstner S. 461; contra Eger, I.U., Teztausgabe S. 173. 
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Obwohl auf der 3. Konferenz auf einen Mangel der Ueberein- 
stimmung in den beiden Texten aufmerksam gemacht wurde ^% indem 
der im französ. Texte gebrauchte Ausdruck „cautio judicatum solvi^' 
nicht das nämliche bedeute wie der deutsche Ausdruck „Sicherstellung 
fQr Prozeßkosten (cautio pro expensis)" und der Art. deshalb an die 
Redaktionskommission verwiesen wurde, hat man diesen Ausdruck doch 
beibehalten. Es ist aber doch durch die Fassung des französischen 
Textes „La caution k foumir pour assurer le paiement des d^pens 
(caution judicatum solvi)" klargestellt, daß der in Klammem gesetzte 
Ausdruck hier nicht in dem weiteren Sinne als „Sicherstellung fQr 
Urteilserfällung^', sondern in der engeren Bedeutung „Sicherstellung für 
Prozeßkosten^' zu verstehen ist. 



§42. 

BeschrSnkiing der Pftndung und Beschlagnahme von Forderungen 

und rollendem Material ^). 

Da die Bahnen auf Grund des I.U. gezwimgen sind, ohne ihren 
Willen Gläubiger ausländischer Bahnen zu werden, während dies bisher 
nur auf Grund ihres freien Willens der Fall war, so erschien es an- 
gemessen, ihnen diesem Kreditierungszwange gegenüber und ebenso 
gegenüber der Notwendigkeit, ihr Fahrmaterial ins Ausland gelangen 
zu lassen, einen besonderen Rechtsschutz*) namentlich gegen Pfändung 
und Beschlagnahme zu sichern. 

I. Art. 23 A. 4: „Aus dem Internat. Transporte herrührende For- 
derungen der Eisenbahnen unter einander können, wenn die schuld- 
nerische Eisenbahn einem anderen Staate angehört als die forderungs- 
berechtigte Eisenbahn, nicht mit Arrest belegt oder gepfändet werden, 
außer in dem Falle, wenn der Arrest oder die Pfändung auf Grund 
einer Entscheidung der Gerichte des Staates erfolgt, dem die forderungs- 
berechtigte Eisenbahn angehört^' ^). 



1) Von Meyer-Dentscbland (Prot. III S. 57). 
8) Art 23 A. 4 «. 5. 

3) Vgl. Prot U S. 106. 

4) Auf der 8. Kooferens ging man so weit, jede Beschlagnahme der Forderangen 
„auf dem Gebiete eines anderen Staates, als derjenige ist, dem die forderuogsberechtigte 
Bahn angehört*', in verbieten (Prot. II S. 106). Auf der 3. Konferenz warde diese 
Fassung als an weitgebend and durch den Zweck, der Bahn den Schntz ihres natürlichen 
(einheimischen) Richters sa wahren, nicht gerechtfertigt verworfen nnd die im Texte mit- 
geteilte Fassnng angenommen. Der Kommissionsbericht bemerkt: „Die Kommission ist 
aber der Ansicht, dafi das Verbot, solche Forderungen mit Arrest oder Exekution lu belegen, 
nicht absolut sein soll. Dritte sollen allenfalls das Recht haben, die Eisenbahn vor ihrem 
natürlichen Richter ra belangen, und wenn sie vor diesem Uchter ein Erkenntnis erlangt 
haben, soll dieses in das Eigentum der Eisenbahn vollstreckbar sein. Die von der Kom- 
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1) Dieses Verbot der Pfilndung und Arrestlegung ^ ) ist mithin kein 
absolutes, sondern beschränkt auf den Zweck, den Bahnen die Juris- 
diktion ihres eignen Staates bezüglich desjenigen Vermögens zu wahren, 
das sich ohne ihren Willen im Auslande befindet'). 

Dieses beschränkte Verbot der Pfändung und Arrestlegung hat 
folgende zwei Voraussetzungen: 

a) Die Forderung muß einer Bahn gegen eine andere und zwar 
aus einem Internat Transporte zustehen. Unter diesen Forderungen 
sind sowohl die für Fracht(-Verrechnungen, Art. 11 ff.) als die durch 
Rückgriff geltend zu machenden Entschädigungsforderungen (Art. 47 ff.), 
Forderungen der dem Absender ausbezahlten Barvorschüsse, nicht aber 
die aus Forderungen für Wagenbenutzung etc. ') und nicht die nach Ein- 
gang zu bezahlenden Nachnahmeforderungen des Absenders (Art. 13 A. 3) 
zu verstehen, obwohl diese auf dem Gute haften und von der Bahn 
eingezogen werden, da diese nicht als eigene Forderungen der Bahn 
zu betrachten sind^). 

b) Eine zweite Voraussetzung ist die, daß die forderungsberechtigte 
und die schuldnerische Bahn je einem anderen Staate angehören ^). 

2) Von diesem Prinzip, dem Verbot der Pfilndung und Arrestlegung, 
ist aber eine Ausnahme anerkannt, indem sie für zulässig erklärt ist 
auf Grund der Entscheidung eines Gerichts, dem die forderungs- 
berechtigte Bahn angehört. Sie kann also z. B. erfolgen für die einer 
deutschen gegen eine italienische Bahn aus einem Internat. Transporte 
zustehende Forderung nur auf Grund des Urteils eines deutschen, 
nicht aber auf Grund der Entscheidung eines italienischen oder eines 
anderen ausländischen Gerichts. 

U. Wenn auch nicht auf Grund einer rechtlichen Verpflichtung, so 
sind die Bahnen doch in Ausführung der ihnen obliegenden Transport- 
pflicht faktisch genötigt, ihre Fahrbetriebsmittel ins Ausland fahren 
zu lassen, da eine Umladung an der Grenze eines jeden Staates die 
Sicherheit, Raschheit und Wohlfeilheit (wegen der Umladungskosten) des 
Transportes stark beeinträchtigen würde. Es schien daher angemessen. 



mission Tord^eschlagene Fassung läfit die Frage offen, inwiefern and unter welchen Be- 
dingungen die Vollstreckung des Erkenntnisses ßMch im Auslände stattfinden kann, da dieses 
von der Gesetsgebnng eines jeden Staates abhftngt** (Prot. III S. 48). 

1) Die Begriffe Arrestlegung und PfXndung (beide im franiös. Text — la saisie) sind 
nach den prozessualen Vorschriften des Staates, in dem diese Akte lum VoUsug kommen 
soUen, zu beurteilen. 

8) So Steinbach-Oesterreich (Prot II 8. 106). 

8) Vgl. Eger 8. 418. 

4) Vgl. Schwab 8. 77 ff. 

5) Wenn diese beiden Bahnen demselben Staate angehören, so wird nach dem Rechte 
desselben die Frage der ZuUssigkeit der Pfkndung und Arrestlegung beurteilt. 
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diesen Fahrbetriebsmitteln denselben Rechtsschutz wie den Forderungen 
ausl&ndischer Bahnen zu teil werden zu lassen ^ ). 

Für die Anerkennung gerade dieses intemat. Rechtsschutzes gab 
es ein Vorbild in der übereinstimmenden Gesetzgebung Deutschlands 
und Oesterreich-Ungams '), welche unter Voraussetzung der Verbürgung 
der Gegenseitigkeit die Pfändung der Fahrbetriebsmittel ausländischer 
Bahnen schlechthin untersagte. 

So weit ging nun allerdings das I.U. nicht. 

1) Art 23 A. 5 stellt das grundsätzliche Verbot der Pfändung und 
Arrestlegung von rollendem Material der Bahnen nebst beweglichem 
Zubehör in dem Gebiete eines anderen Staates als desjenigen auf, 
welchem die betreffende Bahn angehört. 

Aber auch hier soll der Schutz nur gewährt werden gegenüber 
der Entscheidung eines ausländischen Richters. Voraussetzungen dieses 
Schutzes sind, d. h. Pfändung und Arrestlegung sind ausgeschlossen : 

a) In Bezug auf „das rollende Materisd der Eisenbahnen mit Ein- 
schluß sämtlicher beweglicher, der betreffenden Eisenbahn gehörigen 
Gegenstände, welche sich in diesem Material vorfinden". Hierzu ge- 
hören Lokomotiven sowie Eisenbahnwagen jeglicher Gattung, ferner das 
bewegliche Zubehör (Schlösser, Reserveteile, Kohlen, Oel u. s. w.) '). 

b) Diese Gegenstände genießen den Schutz aber nur, insoweit sie 
im Eigentum der betreffenden Bahn stehen, mithin nicht die von anderen 
Bahnen nur leihweise überlassenen Wagen etc. oder die im Eigentum 
der Postverwaltung (Eisenbahnpostwagen) oder von Privaten (z. B. Bier- 
wagen) stehenden *) Fahrbetriebsmittel. 

c) Pfändung und Arrestlegung ist nicht ausgeschlossen im Gebiete 
des Staates, welchem die betreffende Bahn angehört^), sondern nur in 
dem eines jeden anderen Staates. 



1) Die Anerkennimg dieses Beehtsschntzes im Art. 88 A. 6 ging ans folgendem 
Antrage Oesterreichs aaf der 8. Konferens hervor: y^Die Vertragsstaaten verpflichten sieh, 
den Eisenbahnverkehr swischen ihren Oebieten gegen alle Stömogen und Behinderungen 
sicheraustellen. Infolgedessen wird in dem Gebiete des einen Vertragsstaates auf das dort 
befindliche Zugehör einer Eisenbahn eines anderen Vertragsstaates, insbesondere auf das 
feste und bewegliche Material, ebenso wie auf die Eassenbestftnde weder eine vorläufige 
SicherungsmaBregel, noch eine Exekution sugelassen** (Prot. III 8. 48). 

8) Deutsches B.Ges. v. 8 V. 1886 (Deutsches B.6.BI. 1886 8. 181) und 
österreichische Verordnung v. 19. IX. 1886 (Oesterr. B.O.BI. Stfick 46) und die 
beiderseitigen zwischen der deutschen und österr.-ungar. Begierung ausgetauschten Er- 
klftrungen betr. die Unzulässigkeit der Pfändung von Eisenbahnfahrbetriebsmitteln v. 17. III. 
1887 (Deutsches B.G.B1. 1887 3. 153). 

8) Vgl. Eger S. 484. 

4) Hierfiber ist im I.U. nichts bestimmt, hierffir giebt Mafi nur das Becht dieses 
Staates, besonders auch Aber die Frage, ob das Fahrmaterial während des Transports oder 
erst an der Bestimmungsstation beiw. an einer Zwischenstation gepfändet werden darf. 
Vgl. Gasca lU p. 190. 
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2) Ganz in gleicher Weise wie bezflglich der Forderungen (S. 294) 
ist auch hier eine Ausnahme vom Verbote der Pfändung und Arrest- 
legung gemacht, indem diese ausdrücklich im Auslande für zulässig 
erkl&rt wird, wenn sie erfolgt „auf Grund einer Entscheidung der 
Grerichte des Staates, dem die betreffende Eisenbahn angehörtes 



NEUNTER ABSCHNITT. 
Das Centralamt 



i 



§43. 
Die Organisation des Centralamtes ^). 

Ihren glänzendsten Sieg hat die Idee der Solidarität der Interessen 
der dvilisierten Staaten erfochten in der Schafiung gemeinsamer, bleiben- 
der völkerrechtlicher Organe für einzelne Verwaltungszweige, deren sich 
stets mehrende Zahl ein erfreulicher Beweis für die Anerkennung der Be- 
deutung völkerrechtlicher Institutionen am Ende des 19. Jahrhunderts ist. 

Zu den 8 bisher schon thätigen Internat Bureaux') trat nun als 
neuntes das Centralamt für den Internat. Eisenbahntransport, das zu 
Bern seinen Sitz hat und seit 1. 1. 1893 in Thätigkeit getreten ist. 

I. Schon der deutsche Entwurf*) hatte verschiedene organische 
Einrichtungen vorgeschlagen, so namentlich die Bildung eines „internal 
Gerichtshofes für Rückgriffsstreitigkeiten unter den Eisenbahnen^^ ^), der 
aus delegierten Richtern der Vertragsstaaten zusammengesetzt werden 
sollte. Sodann wurde die Einsetzung einer ständigen und nach Bedürfnis 
zusammentretenden internat. Kommission vorgeschlagen, die über die 
erforderlich werdende Revision des LU. wachen und die entsprechenden 
Anträge bei den Regierungen zu stellen hätte ^). 

Auf der 1. Konferenz wurde der von einer Kommission ausge- 
arbeitete „Entwurf eines Vertrages betreffend die Einsetzung einer 
Internat. Kommission^^ beschlossen ^). Dieser Beschluß wurde von 

1) Art 57 ; Reglement betr. ErrichtiiDg eines Centralcmtee. 
8) Vgl. Aber diese Moynier p. 13 ss. 
8) Prot I S. LIX. 

4) Ein solches Tribunal wäre, wie A s s e r - Niederlande (Prot II S. 62) erklftrte, 
,,eine schöne Idee; würde aber bei dem groBen Umfange der beteiligten LAnder seiner 
Aufgabe yoraussichtlich nicht zu genflgen vermögen und würde wahrscheinlich von yielen 
Staaten als eine gefibrliehe Besehrinkung ihrer Hoheitsrechte betrachtet werden* ^ 

5) Außerdem war noch die Schaffiing eines gemeinsamen Organs der Presse snr Ver- 
öffentlichung der für das Internat Frachtrecht su treffenden Bestimmungen in Aussicht ge- 
nommen. 

6) Prot I S. 86 f., 90 f. 
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mehreren Regierungen beanstandet als gegen die staatliche Souveränität 
yerstoßend, namentlich dann, wenn die Beschlüsse der Internat Kom- 
mission durch die Mehrheit der Staaten ohne Bflcksichtnahme auf die 
Größe ihres Eisenbahnnetzes gefaßt würden ^). 

Deshalb fiel auf der 2. Konferenz die intemat. Kommission, und es 
wurde auf Grund eines von George- Frankreich gestellten Antrags 
die Errichtung eines Gentralamtes im Wesentlichen in seiner jetzigen 
Gestalt (Art. 57 ff. und Reglement betr. Errichtung eines Gentralamtes) 
beschlossen ^). 

U. Dieses Centralamt, das die Ausführung des I.U. zu erleichtem 
und zu sichern berufen sein sollte, ist auf Grund eines Auftrages ') 
der Yertragsstaaten vom schweizer. Bundesrat, dem auch die Ueber- 
wachung der Geschäftsführung des Gentralamtes übertragen ward, or- 
ganisiert worden. Diese Organisation erfolgte durch Bundesratsbeschluß 
vom 21. X. 1892 ^). Nach diesem sollte das Amt bestehen aus einem 
Direktor ^), einem Vizedirektor, einem juristischen und einem technischen 
Sekretär und dem Kanzleipersonal. 

Die dem Bundesrate zustehende Oberau&icht, für welche die 
Reglements®) betreffend Oberaufsicht über die intemat Bureaux der 
Posten und der Telegraphen ^) analoge Anwendung finden sollten, wurde 
dem schweizer. Post- und Eisenbahndepartement ^) übertragen. 



1) de Seigneax p. 68. 

2) Prot. U S. 65, 182 ff. 

8) Seglement betr. Errichtung eines Centraliuntes, Art. I. 

4) Abgedruckt in Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 52 f. 

5) Das Centralamt wurde, wie folgt, besetst: Direktor: Herr Dr. Numa Drei, 
gewesenes Mitglied des schweizer. Bundesrates; Vizedirektor: Herr O. Farn er, bisher 
administrat. Inspektor der schweizer. Eisenbahnen; SekretXre: für die technischen Ange- 
legenheiten Herr A. von Toussaint, bisher Vorstand des Gftter- und BeklamationB- 
bureans der pfUiischen Bahnen in Bern; f&r die juristischen Angelegenheiten Herr 
E. Bonssin, bisher Rechtsanwalt am Appellhof in Paris und Vorstand des Sekretariats 
des Ministers fttr Handel, Industrie und der Kolonien, in Bern. 

6) Vom 7. XXL 1885 (abgedruckt in Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 58). 

7) Vgl. Aber diese Moynier p. 28 ss., 42 es. 

8) Diesem hat das Centralamt zu unterbreiten: die Reglemente Über den Geschäfts- 
gang und die Kanzleiordnung, Feststellung des Budgets, Wahl, Abberuftug und Besoldung 
der definitiven Beamten, Festsetzung der Entschädigung f&r Dienstreisen, Urlaubsbegehren, 
Anweisungen auf die Bundeskasse, Genehmigung des Geschäft8-(Jahre8-)Berichtes, Dienst- 
reisen der Direktoren und anderen Beamten, Anstellung und Besoldung von provisorischen 
Beamten, wenn die Anstellung länger als 6 Monate dauert, Kündigung und Abschlnfi von 
Mietsverträgen. 

Während die ersten 4 Angelegenheiten dem Bundesrate vom Departement zum Ent- 
scheid vorgelegt werden, sind Urlanbsbegehren und die nach diesen angeführten Geschäfte 
unter Vorbehalt dieses Entscheids vom Departement zu erledigen. Dw Bundesrat kann 
übrigens auch die Vorlage anderer als der bezeichneten Gegenstände verlangen (Art 8). 
Für alle Beamten des Gentralamtes gelten die Bestimmungen der Art. 87 und 88 des 
Bundes-Ges. v. 9. XIL 1850 über die Verantwortlichkeit der eidgenössischen Behörden und 
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Im Beglement betr. die Errichtung eines Centralamtes (Art 1 A. 3) 
ist als Höchstbetrag der für das Centralamt aufzuwendenden Kosten 
die Summe von 100000 Franken festgesetzt, die unter den Yertrags- 
staaten im Verhältnisse zu der kilometrischen Länge der ihnen zuge- 
hörigen Yertragsbahnen verteilt werden. 

III. Da nach Art. 57 Z. 3 das Centralamt auf Begehren der Parteien 
als Schiedsgericht in Bückgriffsstreitigkeiten der Bahnen unter einander 
angerufen werden kann, so mußte bei der Organisation auf die Scheidung 
der administrativen und schiedsrichterlichen Funktionen Bedacht ge- 
nommen werden. 

Es regelte deshalb letztere der schweizer. Bundesrat in einer „Ver- 
ordnung betreffend das schiedsrichterliche Verfahren in den vor das 
Centralamt für den internat Transport gebrachten Streitfällen^^ v. 29. XI. 
1892«), wie folgt: 

1) In der Regel entscheidet das aus 3 Mitgliedern gebildete Schieds- 
gericht unter dem Vorsitze des die Prozeßleitung besorgenden Direktors ^) 
des Centralamtes ") (der im Verhinderungsfalle durch den Vizedirektor 
ersetzt wird) und unter Mitwirkung von 2 vom Bundesrate ernannten 
Schiedsrichtern ^) (Art. 1). Der juristische Sekretär des Centralamtes 
fungiert als Gerichtsschreiber ^). 

Boamteni ferner von Art. 5 des Ges. ▼. 8. VIII. 1878 betr. die Besoldung der eidgenSssischen 
Beamten und der Verordnung des Bundesrates t. 80. V. 1874 (Art 4). Bezüglich der 
Lebensversicherung und der Unterstütsungskasse werden die Bestimmungen der bnndes- 
rfttUchen Verordnungen v. 27. VIU. 1878 und 20. V. 1881 vorbehalten (Art 5). 

1) Abgedruckt nebst Begrfindung in Zeitschr. f. int Eisenb., I S. 54 ff. 

8) In der dem Entwürfe obiger Verordnung beigegebenen Begrflndung (a. a. O. S. 66 f.) 
heiAt es: „Weder der Inhalt des I.U. noch derjenige des Reglements stehen der Ueber- 
tragung der richterlichen Punktionen an den Direktor des Centralamtes entgegen. Aber 
es erscheint nfitslich und sehr wfinschenswert, daA diesem fUr die Verrichtungen FachmKnner 
beigegeben werden, welche tflchtige Kenner des Transportrechtes sein mUssen, um mit ihm 
und unter seinem Vorsita eine sichere Judikation begrflnden su helfen, welche den beteiUgten 
Verwaltungen Vertrauen einflSBt, die sich sweifellos bald einton schnellen, bequemen und 
kostenlosen Verfahren für die Entscheidung ihrer Streitigkeiten anwenden werden. — Es 
ist im Interesse einer raschen Erledigung der StreitflUle und einer konstanten und guten 
Rechtsprechung notwendig, da£ der Direktor die Leitung des Centralamtes, f&r welches er 
dem Bundesrat und den beteiligten Staaten allein verantwortlich ist, voll und ganz In 
seinen Händen habe." 

8) Art 2: „Der Direktor des Amtes besorgt die ProseBleitnng; er setst den Parteien 
die Fristen sur Einreichung der Schriftstficke fest; er liBt die Akten bei den Richtern 
oder deren Stellvertretern cirkulieren ; er sorgt für die Vorbereitung des dem Schiedsgerichte 
vonulegenden Thatbestandes und der 8chlu8folgerungen ; er beruft das Schiedsgericht ein 
und führt dabei den Vorsits." 

4) Zu Mitgliedern des Schiedsgerichtes wurden vom Bundesrat ernannt: die Herren 
Dr. jur. E. Welti, gewesenes Mitglied des schweiser. Bundesrates in Bern, und G. de 
Seigneux, Prisident des Kassationshofes des Kantons Genf in Genf; su Ersatamftnnem 
die Herren Professoren der Rechtswissenschaft Dr. P. Speiser in Basel und Dr. F. Meili 
in Zürich. 

6) Im Verhinderungsfälle wird er durch den technischen Sekret&r vertreten. 
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2) In einer Besetzung von 5 Mitgliedern ^\ indem noch die beiden 
SteDvertreter zu einer gemeinschaftlichen Sitzung zugezogen werden, 
entscheidet das Schiedsgericht, wenn der Direktor anderer Ansicht als 
die beiden Bichter ist und von seinem Rechte der Einberufung der 
beiden Stellvertreter zu einer gemeinsamen Sitzung Gebrauch macht. 
Im Falle von Stimmengleichheit entscheidet dann die Stimme des ver- 
sitzenden Direktors (Art 3). 

3) Allein, ohne Mitwirkung der Richter kann der Direktor ent- 
scheiden, wenn die Parteien dies beantragen oder wenn es sich um 
eine geringfügige Streitsache handelt, oder wenn diese besonders dring- 
licher Art ist (Art. 1). Da der Direktor nicht verpflichtet ist, in der- 
artigen Fällen die alleinige Entscheidung zu übernehmen, so kann er, 
wenn er die Verantwortung für die alleinige Entscheidung, sei es wegen 
der prinzipiellen Tragweite oder wegen der juristischen Schwierigkeit 
des Falles >), nicht übernehmen will, stets die 2 Richter zur Mitwirkung 
heranziehen. Die Urteile werden kostenfrei erteilt. 

Diese Organisation des Schiedsgerichts dürfte sich als durchaus 
zweckmäßig bewähren, da sie die verschiedenartigen Bedürfhisse berück- 
sichtigt 

In glücklicher Weise ist neben der Regel des kollegialen Schieds- 
spruchs mit ihren Garantien als Ausnahme für dringende und gering- 
fügige Fälle die Möglichkeit eines raschen, einzelrichterlichen Spruchs 
gegeben. Auch die Möglichkeit, in besonders schwierigen und strittigen 
Fragen des Transportrechts eine verstärkte kollegiale Beratung und 
Beschlußfassung zu erzielen, darf als eine glückliche, erfolgverheißende 
Einrichtung bezeichnet werden. 

Für die Kontinuität der Rechtsprechung hat sodann in allen Fällen 
der Vorsitzende Direktor, das „ständige Element des Gerichts*^ '), zu 
sorgen. 

Ob bei einer steigenden Inanspruchnahme des Schiedsgerichts sich 
nicht das Bedürfnis einer organischen Ausgestaltung einer Abteilung des 
Centralamtes als Schiedsgericht oder wenigstens die Notwendigkeit er- 
geben wird, daß die Schiedsrichter in Bern ihren Wohnsitz haben müssen, 
wird erst die Erfahrung zeigen. 

Ueberhaupt sollten ja, da man es mit einer ganz neuen Einrichtung 
zu thun hatte, die Erfahrungen des ersten Jahres, wie schon die Ver- 
ordnung betont, eventuell Anlaß zu einer Aenderung der Organisations- 
verordnung geben. 

Jedenfalls darf heute schon anerkannt werden, daß der schweizer. 



1) Die Richter und Stellvertreter erhalten eine Enteehftdigongr Ton SO Fr. für Jeden 
enf Sitsnngen oder Aktenstadinm verwendeten Tag, sowie die gleiche Beiseentschldigang 
wie die Mitglieder der BandesTersammlnng (Art. 5). 

8) Vgl. Begrfindiing a. a. O. 8. 56. 

3) Begrfindang a. a. O. S. 56. 
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Bundesrat das Vertrauen, das ihm die Regierungen durch die Ueber- 
tragung der Organisation des Centralamtes entgegenbrachten, durch die 
Lösung der Aufgabe und besonders durch Auswahl des Personals, unter 
denen hervorragende Kenner des Transportrechts begegnen, vollauf 
gerechtfertigt hat. 

§44. 
Die Aufgaben des Centralamtes 0* 

Der auf der 2. Konferenz geäußerte Wunsch, aus dem Gentralamt 
„etwas mehr als ein bloßes Auskunftsbureau^^ zu machen '), ist in Er- 
füllung gegangen. War es auch bei der Natur dieses völkerrechtlichen 
Organs nicht leicht möglich, es mit einer wirklichen Zwangsgewalt 
(Imperium) auszustatten, so sind ihm doch zur Erfüllung seines Zweckes, 
die Ausführung des I.U. zu erleichtem und zu sichern, so mannigfaltige 
und zum Teile tiefeingreifende Funktionen übertragen, daß seine Thätig- 
keit einen bedeutenden Einfluß auf die Gestaltung des Internat. Eisen- 
bahnfrachtverkehrs zu gewinnen vermag. 

Die Obliegenheiten des Centralamtes lassen sich in 5 Hauptgruppen 
zusammenfassen : 

I. Das Centralamt als Vermittelungs- und Sammelstelle. 

1) Die Vertragsstaaten und die Verwaltungen der Vertragsbahnen 
sind verpflichtet, alle für das intemat. Transportwesen wichtigen Mit- 
teilungen dem Centralamt zugehen zu lassen (Reglement Art. II). Dieses 
hat sie entgegenzunehmen und den übrigen Vertragsstaaten und Vertrags- 
bahnen zur Kenntnis zu bringen (Art. 5*^ Z. 1) <). 

Bei den innigen Verkehrsbeziehungen, wie sie durch das I.U. fiOr 
die Vertragsbahnen aller Vertragsstaaten geschafien sind, sind eine 
Reihe von Thatsachen, Vereinbarungen und Rechtsnormen (Gesetze 
und Reglemente in den verschiedenen Ländern, intemat. Gütertarife, 
Wertverhältnis der Währungen im intemat Eisenbahnverkehr u. s. w., 
landesrechtliche, reglementarische und tarifarische Bestimmungen von 
Eisenbahnverbänden) von unmittelbarem und mittelbarem Einflüsse auf 
den intemat. Transportverkehr. Ist dies der Fall, so ist Mitteilung an 
das Centralamt Pflicht der Regierang oder der betreffenden Bahnver- 



1) Art 67, 58, Baglement betr. Erriohtaog einet CentraUmtes (wird „Reglement** citiert). 

S) Prot. II S. 184. 

3) Nach einer mit dem schweiaer. Bundeirate getroffenen Abrede erfolgen die von 
dentacber Seite an das Centralamt au machenden, ebenso wie die von diesem aasgehenden 
Mitteilangen anmittelbar darch beiw. an das Beiehseisenbahnamt, aasgenommen in den 
Fällen, in welchen das Gentralamt als Vermittler oder Schiedsrichter angerafen wird (Eisen- 
bahn-Verordnangs-Blatt des Kgl. preafi. Ministeriams d. 8ff. Arbeiten 1899, S. 589). 
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waltuDgen, die über das VorhandeDsein dieser Voraussetzung zu ent- 
scheiden haben. 

Nur bezüglich einzelner Mitteilungen ist die Kundgabe an das 
Gentralamt unmittelbar voi^eschrieben. 

So sollen die Verzeichnisse der in einem Vertragsstaate postzwang- 
pflichtigen oder aus Gründen der öffentlichen Ordnung vom Transporte 
ausgeschlossenen Gegenstände (Art. 2 Z. 1 und 3) ^), sowie die jeweiligen 
Abänderungen dieser Verzeichnisse mit thunlichster Beschleunigung dem 
Centralamte mitgeteilt werden, das auch von den Vertragstaaten die 
Angaben bezüglich der im Art. 2 Z. 2 bezeichneten behuÜB Mitteilung 
an die anderen Staaten verlangen soll (Reglement Art. II A. 2 und 3). 
Diese in der Zeitschr. f. Internat Eisenb. mitgeteilten Angaben sind im 
Anhang I zum Abdruck gebracht. 

Femer verpflichtet Art. 58 die Vertragsstaaten zur Mitteilung der 
Hinzufügung oder Streichung einer Bahn, behufs Aufiiahme in die nach 
Art. 1 zu führende Liste*). Fast jedes bisher erschienene Heft der 
Zeitschr. f. int Eisenb. veröffentlicht solche Veränderungen dieser Liste. 

Dem Centralamte ist die Form der Kundmachung anheimgestellt. 
Diese kann sowohl durch Ereisschreiben an die einzelnen Begierungen 
oder Bahnverwaltungen oder, was wohl in der Regel der Fall sein wird, 
durch Veröffentlichung in dem vom Gentralamt herausgegebenen Organ 
(„Zeitschrift für den internationalen Eisenbahntransport^^) bewirken. 

Das Gentralamt hat nämlich Gebrauch gemacht von der ihm durch 
Reglement Art. H A. 1 erteilten Ermächtigung zur Herausgabe dieser 
Zeitschrift (in deutscher und französischer Sprache), von welcher je 
ein Exemplar jedem Staate und jeder beteiligten Verwaltung unent- 
geltlich zu übermitteln ist'). Sie bringt in einem amtlichen Teile an 
erster Stelle alle auf das I.U. bezüglichen Mitteilungen (Aenderungen 
und Ergänzungen des I.U., Aenderungen in der Liste der Eisenbahnen, 
Vereinbarungen zwischen einzelnen Vertragsstaaten zur Ergänzung des 
I.U.), Gesetze, Verordnungen und Reglements in den verschiedenen 
Ländern und anderweitige Mitteilungen der beteiligten Staatsregierungen, 
Mitteilungen der Bahngesellschaften in Bezug auf den Internat Verkehr, 
Entscheidungen und Mitteilungen des Gentralamtes ^) (administrative 

1) Vgl. 8. 86 ff. 

2) Vgl. S. 22. 

8) Weitere EzempUre dieser Zeltschrift (die auch Ton jedem Privaten bezogen werden 
kann) find %u. besahlen. Der Abonnementspreis ffir diese in monatlichen Heften von 
mindestens 8 — i Bogen, brochiert i®, deatseh und fraosösisch in besonderer Aasgabe er- 
scheinenden Zeitschrift betrftgt (fQr Jede der beiden Sprachen) j&hrlioh fUr die Schweis 
8,50 Fr., für alle fibrigen enropKisehen Linder 10 Fr. 

4) Der Reihenfolge der Art des I.U. entsprechend werden unter dieser Rnbrik die 
Antworten and Entscheidnngen des Centralamtes mitgeteilt, die aaf die an dasselbe gerichteten 
Fragen von allgemeiner Bedeatang erteilt worden sind, sowie die vom Centralamte in den 
Grensen seiner Zastlndigkeit getroffenen Verlügangen. 
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Angelegenheiten und schiedsrichterliche Entscheidungen in Rückgriffe- 
Streitigkeiten, soweit sich dieselben zur Veröffentlichung eignen), sodann 
in den Mitteilungen allgemeiner Natur Abhandlungen aus dem 
Gebiete des Eisenbahnfrachtrechts, Entscheidungen der Gerichte auf 
diesem Gebiete, Nachrichten statistischen Inhalts und solche betreffend 
Entwickelung der Eisenbahngesetzgebung überhaupt, und eine Bücher- 
schau. 

2) In dieser Zeitschrift wird auch die Veröffentlichung der für das 
intemat. Transportwesen wichtigen Nachrichten, die das Gentralamt 
gemäß Art. 57 Z. 3 zu sammeln, zusammenzustellen und zu veröffent- 
lichen hat, erfolgen. 

Diese „Nachrichten^^ (renseignements) werden zum Teile mit den 
unter 1) angeführten „Mitteilungen' ' (Communications) zusammenfallen^). 
Während diese aber von den Regierungen und Bahnverwaltungen an 
das Gentralamt eingeschickt werden müssen, und dieses in Bezug auf sie 
nur als Vermittelungsorgan fungiert, ist die Thätigkeit des Centralamtes 
nicht hierauf beschränkt, sondern es hat selbst Umschau zu halten und 
sich über alle für den intemat. Eisenbahnfrachtverkehr wichtigen Vor- 
kommnisse, amtliche und private, litterarische und technische Er- 
scheinungen ^ ) auf dem Laufenden zu erhalten und sie nicht nur zum 
Gebrauche der nächstbeteiligten Regierungen und Bahnverwaltungen, 
sondern zum Gebrauche aller Interessenten und besonders auch zur 
wissenschaftlichen und praktischen Verwertung zu veröffentlichen. 

Diese sammelnde und sichtende Thätigkeit des Centralamtes, die 
dieses zu einem Archiv für das intemat. Eisenbahn-Gütertransportwesen 
macht '), wird so namentlich auch für die wissenschaftliche Bearbeitung 
und für die gesetzgeberische Fortbildung des intenuLt Transportrechts 
von ganz außerordentlichem Werte sein ^). 



1) Soweit dieses der Fall ist, erstreckt sieh aach auf sie die in Art 07 Z. 2 auf- 
gestellte VeröflrentlichnDgspflicht, wfthrend diese Mitteilangen ja sonst nur den Qbrigen Staaten 
and BahnverwaltuDgen durch das Gentralamt lur Kenntnis gebracht werden mfissen. 

2) Es werden su diesen Tom Gentralamt su sammelnden Nachrichten, von welchen 
ein Teil oben schon unter 1) bei Angabe der Hanptrubriken des Inhalts der Zeit^hr. f. 
int. Eisenb. erwfthnt wurde, besonders die auf den Betrieb und das Tarifwesen, auf die 
Bafanstatistik besflglichen Nachrichten, sodann noch die mit dem Internat. Transportrerkehr 
der Bahnen lusammenhftngenden, das Gebiet des Zoll-, Steuer-, Sanitftts- und Veterinftrwesens 
berflhrenden Mitteilungen, sowie solche Über den Inhalt der Handels und anderer intemat. 
VertrXge (i. B. Über Hafiregeln sur Abwehr von Viehseuchen, Reblaus, Epidemien etc.) zu 
rechnen sein. Vgl. Eger, I.U., Textansgabe, S. 180. 

8) Vgl. Schwab S. 401. 

4) Die Absicht, das Gentralamt auch sur Abgabe von Gutachten au Tcrpflichten (eine 
Aufgabe, die dem intemat Bureau des Weltpostrereins nach Art. 22 des Weltpostvereins- 
yertrags sugewiesen ist), wurde auf Antrag yon L e j e u n e - Belgien au%egeben, der her?or- 
hob, daB das Gentralamt nicht in die Lage kommen soUe, Outachten aasanstellen, die Tor 
den Gerichten angerufen würden und welche demselben eine doktrinfire Autoritftt verleihen 
müBten, die von der Konferenz nicht beabsichtigt werde (Prot. II S. 184). 
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n. Die Aufgaben des Gentralamtes in Bezug auf die 

Fortbildung des I.U. 

Man war sich bei Ausarbeitung des I.U. klar, daß bei der im steten 
Flusse begriffenen Entwickelung der Bahnen und den durch technische 
und kommerzielle Einflüsse bedingten Aenderungen der Anforderungen 
des Verkehrs, wie schon die deutsche Denkschrift^) betonte, sich eine 
fortwährende Revision und Weiterbildung des I.U. als notwendig er- 
weisen würde. 

Da das Gentralamt an die Stelle der Yon Deutschland vorge- 
schlagenen Internat Kommission *) getreten ist, so mußte ihm auch die 
Aufgabe, über das Reformbedürfhis der einzelnen Bestimmungen zu 
wachen und die auf eine Aenderung des LU. abzielenden Maßnahmen 
in die Wege zu leiten, übertragen werden. 

Eine organische Revision des I.U. ist durch Art. 59 selbst ins Auge 
gefaßt '), indem mindestens alle 3 Jahre eine aus Delegierten aller Yer- 
tragsstaaten bestehende Konferenz zur Beratung der für notwendig er- 
achteten Abänderungen und Verbesserungen zusammentreten soll und 
außerdem auf Antrag von wenigstens ein Viertel aller Vertragsstaaten 
eine solche Konferenz auch in einem früheren Zeitpunkte zusammen- 
treten muß. 

Dem Gentralamt ist nun die Vorbereitung dieser Konferenzen über- 
tragen, indem es nach Art. 57 Z. 4 die geschäftliche Behandlung aller 
Vorschläge auf Abänderung des I.U. zu übernehmen hat Es muß solche, 
sei es daß sie ihm von einer Regierung, von einer Bahnverwaltung oder 
einem Privaten zukommen, einer Prüfung unterziehen, da es ja am 
besten in der Lage ist, Beschwerden und Mißstände, die sich in der 
praktischen Anwendung der Vorschriften des I.U. herausgestellt haben, 
infolge seiner steten Kenntnisnahme der auf das Internat Transportwesen 
bezüglichen Vorgänge richtig zu beurteilen, und es hat über das Ergebnis 
dieser Prüfung entweder den Vertragsstaaten oder der Konferenz zu 
berichten. Mag es nun die Aenderungsvorschläge für zweckentsprechend 
halten oder eine Modifikation oder Ablehnung derselben beantragen, 
stets muß es aus dem reichen Schatze des bei ihm angesammelten 
Materials der Konferenz die Unterlagen für ihre Beschlüsse unter- 
breiten. 

Ebenso hat es aber auch auf Grund seiner eigenen Erfahrungen 
oder auf Grund der von anderer Seite ihm gewordenen Anregung den 
Vertragsstaaten den Zusammentritt einer neuen Konferenz vorzuschlagen 
(Art. 57 Z. 4). In beiden Fällen hat das Gentralamt die bedeutungsvolle 



1) Prot I s. LIX. 

2) Vgl. S. 297. 

3) Vgl. 8. 40. 
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Aufgabe, anter VerwertuDg aller ihm zu Gebote stehenden Hülfsmittd, 
alles zur Begründung der von ihm oder von anderer Seite gemachten 
Vorschläge Dienliche zusammenzustellen, durch sein sachverständiges 
Gutachten die Konferenzmitglieder zu informieren und ein erfolgreiches 
Ergebnis der Beratungen so zu sichern. Es fällt ihm hier dieselbe Auf- 
gabe zu, die in den einzelnen Staaten den Ministerien bei Vorbereitung 
und Formulierung der den Landtagen vorzulegenden Gesetzentwürfe 
obliegt. 

Bereits im ersten Jahre der Wirksamkeit des I.U. hat das Central- 
amt in Erfüllung der ihm obliegenden Aufgabe den Zusammentritt einer 
technischen und einer diplomatischen Konferenz behufs Revision einzelner 
Bestimmungen des I.U. beantragt, und hat auf seinen Antrag hin der 
schweizer. Bundesrat die Vertragsstaaten zu diesen Konferenzen i), die 
am 6. und 17. Juni 1893 in Bern begannen, einberufen, deren Beschlüsse 
(Entwürfe) die am 20. und 21. September 1893 fortgesetzte Konferenz 
in ein definitives Uebereinkommen, das nur noch der Ratifikation der 
Vertragsstaaten harrt, umgestaltete. 

III. Das Gentralamt als Schiedsgericht. 

Der Gedanke der Schaffung eines Organs für die Entscheidung von 
Rechtsstreitigkeiten, der zuerst in dem deutschen Entwürfe in dem Vor- 
schlage der Bildung eines internst Gerichtshofs für Rückgriffsstreitig- 
keiten*) hervorgetreten ist, hat sich in den verschiedenen Stadien der 
Vorverhandlungen erhalten >). Er wurde dann verwirklicht im Art. 57 
Z. 3, der dem Gentralamt auch die Aufgabe zuweist, „auf Begehren der 
Parteien Entscheidungen über Streitigkeiten der Eisenbahnen unter ein- 
ander abzugeben^S 

Die schiedsrichterliche Thätigkeit des Gentralamtes ist somit zweifadi 
eingeengt, indem sie nur eintritt auf Antrag sämtlicher Parteien, der 
Klägerin und aller beklagten Bahnen. Die Vertragsbahnen können 
sowohl für einen vorliegenden Streitfall auf das Gentralamt als Schieds- 
gericht kompromittieren, ebenso können aber auch einzelne Eisenbahn- 
verbände und -vereine generell vereinbaren, daß alle ihre g^nseitigen 
Streitigkeiten durch das Gentralamt als Schiedsgericht entschieden werden 



1) Vgl. über diese S. 14 f., 81 ff. 

8) Vgl. 8. 296. 

8) Vgl. Entwurf betr. BinsetsuDg einer Internat. Kommission (1878) g ll(deSeigneax 
p. 67; Oerstner S. 464). Antrag G e o r g e - Frankreich : Die Kommission befOrwortate 
Streichung der schiedsrichterliehen Thätigkeit, da diese groften praktischen Schwierigkeiten 
begegnen and auch in Betreff der Schnelligkeit den Erwartungen der Eisenbahnen nldit 
entsprechen werde, so dafi es besser sei, in dieser Hinsicht alles der InttiatiTe der Bisen- 
bahnen selbst SU flberlassen, drang aber mit ihrem Antrag im Plenum nicht durch (Prot. II 
S. 65, 188). 
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aollen. Selbstrerstftndlich können sie aber nach wie vor mit der Ent- 
scheidiing derselben ihre eigenen schiedsrichterlichen Organe betrauen ^). 

Sodanp ist die schiedsrichterliehe Thätigkeit des Centralamtes be- 
schränkt auf Streitigkeiten der Bahnen unter einander, soweit sie ans 
einem Internat Transporte herrühren, während sie sich nicht erstreckt 
anf solche Streitigkeiten zwischen Bahn und Pablikum. Das Centralamt 
kann wohl auch eine solche Streitigkeit, falls es von den Parteien darum 
angegangen wird, schiedsrichterlich entscheiden, ist aber hierzu keines- 
wegs yerpflichtet 

Ueber das schiedsrichterliche Verfahren des Centralamtes giebt die 
oben besprochene Verordnung des schweizer. Bundesrates Maß*). 

Wir erwähnen aus derselben hier besonders, daß die schiedsgericht- 
lichen Urteile kostenfrei erfolgen. 

Daß Art. 56 auch auf diese Anwendung finde und demgemäß auch 
Schiedssprüche des Centralamtes unter den hier aufgestellten Voraus- 
setzungen in den Vertragsstaaten YoUstreckbar sind, in welchen diesen 
die Wirkung rechtskräftiger Urteile beigelegt ist, wurde bereits oben ') 
henrorgehoben. 

Nicht geregelt ist die Wirkung des Schiedsspruchs, die Frage, ob 
dieser endgültig und inappellabel sei, ob nach Fällung desselben der 
Bechtsweg noch beschritten werden könne. 

Diese Lücke ist um so mehr zu bedauern, als die Frage in dem 
erwähnten (S. 296) Entwürfe betr. Einsetzung einer intemat. Kommission 
eine befriedigende Lösung im Sinne der Endgültigkeit gefunden hatte ^). 

Es dürfte aber auch nach allgemeinen Bechtsgrundsätzen anzu- 
nehmen sein, daß die schiedsgerichtlichen Urteile des Centralamtes in- 
appellabel sind, und daß nach Fällung derselben die Streitsache nicht 
mehr im ordentlichen Prozeßwege zum Austrage gebracht werden darf ^). 



1) So war Im „Verein" fAr alle wecheelseitigeii Beehtsttreitigkeiton der VereinnDit- 
gUeder aus VereinsbestimmaDgeii die Verpflichtimg der ftchiedariehterliehen Entscfaeidang 
durch einen VereinsansschaA anerkannt, eine Verpfliehtiing, die dann (Beschlnfi der Verelna- 
▼ersammlang in Hamburg 189 S) auch anf BechUstreitigkeiton ans anderen Bestimmongen 
aber den Personen-<, GepIek- und Gfiterrerkebr ausgedehnt wurde. Zu diesen anderen 
Bestimmungen gehdren namentlich auch die des I.Ü. Die AnruAing des „Vereins^-Schieds- 
geriehts ist aber nicht mehr obligatorisefa, sondern es kann ebensogut auch ein anderes 
Sehiedsgericht, s. B. das Centralamt, angerufen werden. Die Frage, ob und welches Schieds- 
gericht den Bechtsstreit entscheiden soll, ist dem Ermessen der Parteien flberlassen (vgl. 
Kaufmann S. 828 f.). 

2) Vgl. fiber deren Inhalt S. 298 f. 
8) S. 287 f. 

4) 8 11 dieses Entwurfes besagte: „Die Kommission entscheidet in erster und letster 
lastana Aber die Bfickgrüfsstreitigkeiten" .... „Die Entscheidungen der Spesialkommission 
sind endgültig und in jedem der TertragschlieAenden Staaten roUstreckbar | ein Bechtsmittel 
flodet gegen dieselben nicht statt.** 

5) Vgl. B. Mayer, Die Vereinbarung schiedsrichterlicher Beehtsentscheidung nach 
frfiberem und jetsigem gemeinen Becht, Erlangen 1888, 8. 88, 105, 107 f. 

Rotonthal, Internat EiNnbahnfrtohtrecht 20 
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IV. Das Centralamt als Vermittelungsstelle fflr die 
Regalierang der finanziellen Beziehungen der 

Vertragsbahnen. 

Art. 57 Z. 5 stellt als eine Aufgabe des Centralamtes hin, ,,die durch 
den internat. Transportdienst bedingten finanziellen Beziehungen zwischen 
den beteiligten Verwaltungen, sowie die Einziehung rückständig ge- 
bliebener Forderungen zu erleichtem und in dieser Hinsicht die Sicher- 
heit des Verhältnisses der Eisenbahnen unter einander za fördern^. 

Wie diese letzten Worte besagen^ war man bestrebt, durch diese 
Thätigkeit des Centralamtes noch einen weiteren Schutz gegen die aus 
der obligatorischen Transportgemeinschaft etwa hervorgehenden finan- 
ziellen Verluste der Vertragsbahnen zu gewähren. Das Verfahren bei 
dieser Thätigkeit des Centralamtes regelt eingehend Art. III des Reglern. 

1) Nach diesem wird das Centralamt hier nur auf Antrag einer 
Bahnverwaltung, nicht aber von Amts wegen thätig. 

2) Es muß sich sodann auch handeln um eine aus dem internat. 
Transporte herrührende rückständige Forderung, wenn das Centralamt 
bei der Regulierung vermittelnd mitwirken soll. Die Forderung kann 
zum Gegenstand haben Frachtgebühren, Auslagen u. s. w. oder kann 
Rfickgriflbforderung sein. 

3) Sobald ein derartiger Antrag, der alle das Forderungsverhältnis 
klarstellende Momente enthalten muß, beim Centralamt eingelaufen ist, 
hat dieses ungesäumt ein Mahnverfahren einzuleiten. Es hat nämlich 
an die schuldnerische Bahn die Aufforderung zu richten, binnen 14 Tagen 
entweder die Forderang zu regulieren, d. h. zu bezahlen, oder die Gründe 
der Zahlungsverweigerung anzugeben (Regl. III A. 2). 

4) Auf Grund der Aufforderung des Centralamtes kOnnen sich nun 
folgende Rechtslagen ergeben: 

A. Die aufigeforderte Bahn leistet Zahlung. Damit wird jede weitere 
Thätigkeit des Amtes ausgeschlossen. 

B. Diese Bahn giebt die Gründe für die Weigerung der Zahlung an. 
a) Ergiebt nun eine Prüfung dieser Gründe durch das Centralamt 

deren Stichhaltigkeit, so fällt auch damit für das Amt, das keinerlei 
Exekutivgewalt besitzt und einen Schiedsspruch nur fällen darf^ wenn 
es von beiden streitenden Parteien ausdrücklich als Schiedsrichter an- 
gerufen wird, jeder Anlaß zu weiterer Thätigkeit. 

Das Centralamt verweist dann die Parteien vor den zuständigen 
Richter ')• 

Selbstverständlich ist die Ansicht des Centralamtes über die Stich- 



1) Vgl. S. S78 f. (fiir Rflekgriftrordeningen), 8. S8S ff. (fflr andere Klagen eiu dem 
internat. Fraohtrertrage). 
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haltigkeit der ZahlungsverweigemngsgrOnde in keiner Weise für das 
Gericht bindend ^). 

b) Ergiebt aber eine Prüfung der Gründe durch das Gentralamt, 
daß die Zahllingsweigerung nicht hinreichend b^pündet sei, so kann es 
eine Deponierung der ganzen Forderung oder eines Teiles derselben an- 
ordnen. Dies kann auch dann geschehen, wenn nur ein Teil der 
Forderung bestritten wird. 

Hier wurde aber eine auffallende, durch nichts gerechtfertigte Be- 
schränkung des Gentralamtes ') beliebt, denn dieses (der Leiter des 
Amtes) kann die Deponierung erst anordnen nach Einholung eines Gut- 
achtens zweier vom Bundesrate zu diesem Zwecke zu bezeichnender 
Sachverstandiger. 

Dieses Gutachten erscheint doppelt überflüssig, denn das Gentralamt 
bietet durch seine Besetzung hinreichende Garantie für die Kenntnis 
und objektive Würdigung der in Betracht kommenden Verhältnisse^), 
und sodann ist der Leiter des Gentralamtes nicht einmal an das Er- 
gebnis dieses Sachverständigen-Gutachtens gebunden. Er hat frei darüber 
zu entscheiden, ob die schuldnerische Bahn die ganze Forderung oder 
einen Teil derselben zu Händen des Amtes niederzulegen habe, bei dem 
er bis nach Beendigung des Rechtsstreites durch den zuständigen Richter 
bleibt (Art. IH A. 4). 

Auf Grund des Urteils hat das Gentralamt den deponierten Betrag 
an die im Prozesse siegreiche Partei auszufolgen. 

Wenn auch Art. lU A. 4 darüber schweigt, so ist doch anzunehmen, 
daß, falls die schnldnerische Bahn der Aufforderung des Gentralamtes 
zur Deponierung des Betrags nicht Folge leistet, dieses ebenso wie in 
dem Falle ^) zu verfahren hat, wenn die Bahn seiner Zahlungsaufforderung 
ohne Angabe von Gründen den Gehorsam versagt, da sonst die ganze 
Bestimmung zwecklos bliebe ^), wenn es in das Ermessen der Bahn ge- 
stellt wäre, der Aufforderung zur Deponierung nachzukommen oder nicht. 

C. 1) Wenn die Bahn innerhalb 14 Tagen der Aufforderung des 
Gentralamtes zur Zahlung oder zur Angabe der Weigerungsgründe nicht 
nachkommt, so ist an dieselbe eine neue Aufforderung zur Zahlung oder 
Angabe von Gründen der Zahlungsverweigerung binnen 10 Tagen zu 
richten, und zwar unter Androhung der Rechtsfolgen fernerer Zahlungs- 
verweigerung (Art. ni A. 5). 

1) Vgl. Gerstner S. 470. 

9) YgL Aber dieM Schwab 8. 897. 

8) Da die Rechtsfrage, ob die Zahlongsweigenuig begründet sei oder nicht, durch das 
Gentralamt entschieden wird, so bitte das Gutachten die VermSgensyerhlltnisse der beklagten 
Bahn sn bevrteUen nnd sich aaf Grund derselben Aber die Notwendigkeit oder Angemessen- 
heit der Deponierung behnfs Sichening der GlAnbigerbahn aassnspreohen (ygL Gerstner 
8. 471). 

4) Vgl. C. 

5) Vgl. Schwab S. 896. 

20* 
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2) Die Rechtsfolge der Nichtbeachtung dieser zweifachen Auf- 
forderung besteht darin , daß nach Ablauf der 10-tftgigen Frist der 
Leiter des Gentralamtes sich direkt an den Heimatsstaat der renitenten 
Bahn mit dem durch Darlegung des Sachverhalts zu begrflndenden Er- 
suchen zur Ergreifung geeigneter Maßnahmen wendet. 

Außer administrativen Maßregeln, zu deren Anordnung die staat- 
lichen Aufsichtsinstanzen der Eisenbahnverwaltungen — denn es dürfte 
sich hier doch nur um Privatbahnen handeln — zuständig sind, soll 
der Staat namentlich „prflfen, ob die schuldnerische Eisenbahn noch 
femer in dem von ihm mitgeteilten Verzeichnisse zu belassen sei*^ 
<ArL ra A. 6). 

3) Diese Mitteilung des Gentralamtes kann nun die Folge haben, 
daß der Staat die Streichung der schuldnerischen Bahn aus der Liste 
der Vertragsbahnen beantragt, in welchem Falle diese Streichung gemäß 
Art 58 durch das Centralamt vollzogen wird ^). 

Es kann aber auch der Staat die Mitteilung des Gentralamtes un- 
beantwortet lassen '). Ist nun dieser Fall eingetreten und ist innerhalb 
6 Wochen von der Zustellung der Mitteilung an eine Antwort beim 
Centralamt nicht eingelaufen, oder hat der Staat »klärt, daß er die 
Streichung der betreffenden Bahn nicht beantrage, so tritt in diesen 
beiden Fällen die Bechtswirkung einer Garantiefibemahme des Staates 
fQr die Zahlungsfähigkeit der schuldnerischen Bahn ein, soweit es sich 
um aus dem Internat. Transporte herrührende Forderungen handelt. 

Diese staatliche Garantieübemahme tritt von selbst ein als eine 
Rechtsfolge des Ablaufes der 6-wöch^tlichen Frist im ersten Falle, 
oder der Erklärung des Staates, daß er die Streichung der Bahn nicht 
beantrage, ohne daß es einer besonderen Garantiettbemahme-Erklärung 
seitens des Staates bedarf. 

Der Staat kann sodann von jeder forderungsberechtigten Bahn als 
Bürge der schuldnerischen Bahn in Anspruch genommen werden und 
hat nicht nur für die konkrete Forderung, die den Anlaß zu diesem 
Verfahren gegeben hat, zu haften, sondern für alle auch später zur 
Entstehung gelangenden Forderungen, soweit sie aus dem intomat 
Transporte herrühren^). 



1) Vgl. S. S8. 

S) Begl. Art. III A. 7: „Bleibt di« Mittoilimg des Amtes an den Staat, welchem die 
betreffsüde Bisenbahn angehört, innerhalb einer 6-wffchentlichen Frist uibeantwortet, oder 
erklirt der Staat, daB er, vngeachtet der nicht erfolgten Zahlang, die Bisenbahn nicht au 
der Liste streichen in lassen beabsichtigt, so wird angenommen, dafi der betreffende Staat 
fiir die ZahlongsfXhigkeit der schaldnerischen Bisenbahn, soweit es sich am ans dem interaat 
Transporte herrührende Forderungen handelt, ohne weitere Erklining die Garantie fiber- 
nehme.** 

3) VgL Bger, LU., Textausgabe, S. 188. 
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y. Die Aufgabe des Centralamtes in Bezug auf Führung 

der Liste der Vertragsbahnen ^). 

Die Liste der Yertragsbahnen erscheint als ein wesentlicher Be- 
standteil des LD. In Bezug auf die naturgemäß notwendige häufige 
Veränderung derselben ist dem Centralamt eine wichtige Aufgabe zu- 
geÜEÜlen, wovon bereits oben') die Rede war. Zwar kann es nicht 
selbständig die Hinzufflgung oder Streichung einer Bahn in der Liste 
aus eigener Machtvollkommenheit vornehmen, denn diese ist in das 
Ermessen des Staates gestellt» dem die neu aufzunehmende oder zu 
streichende Bahn angehört, aber die Thätigkeit des Centralamtes, 
die in dieser Beziehung eine formale ist, erstreckt sich auf die Be- 
urkundung der Veränderung und auf die Mitteilung derselben an die 
übrigen Vertragsstaaten und Vertragsbahnen und von seiner Thätigkeit 
hängen immerhin die Bechtswirkungen einer solchen Veränderung ab. 

Diese Thätigkeit des Centralamtes ist ein Ausfluü seiner Funktion 
als Vermittelungsstelle, die gemäß Art. 57 A. 1 ') die Mitteilung der Ver- 
tragsstaaten und Vertragsbahnen entgegenzunehmen und den übrigen 
mitzuteilen verpflichtet ist 

So hat das Amt die Mitteilung des Staates über die Auftiahme 
einer neuen Bahn in die Liste entgegenzunehmen und den übrigen Ver- 
tragsstaaten durch ein Benachrichtigungsschreiben zur Kenntnis zu 
bringen. Erst nach einem Monat vom Datum dieses Schreibens beginnt 
der Eintritt der neuen Bahn in den Internat. Transportdienst (Art 58 
A. 1 und 2), gleichviel wann die Eintragung in die Liste stattge- 
funden hat 

Deber die Aufnahme sowie über die Streichung einer Bahn ent- 
scheidet, wie erwähnt, einzig und allein der Staat, dem die betreffende 
Bahn angehört. 

Was nun die Streichung^) anlangt, so genügt nicht wie bei der 
Neuaufnahme die einfache Mitteilung des Staates an das Centralamt, 
sondern diese muß die Feststellung enthalten, daß die zu streichende 
Bahn aus finanziellen Gründen oder infolge thatsächlicher Behinderung 
nicht mehr in der Lage ist, den durch das I.U. auferlegten Verpflichtungen 
zu entsprechen (Art 58 A. 3). 

Nur bei Mitteilung dieser Feststellung, welche sich einer Prüfung 
des Centralamtes entzieht, das auch nicht eine nähere Begründung ver- 
langen darf, ist dieses berechtigt und verpflichtet, die Streichung zu 
vollziehen. 



1) Art. 1, 6S. 

8) Vgl. 8. Sl ff. 

8) Vgl. 8. 800 f. 

4) Vgl. ttbtr di«M 8. SS ff. 
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Von diesem Akte der Streichung bat das Gentralamt den flbrigen 
Vertragsbahnen Kenntnis zu geben ^), und erst vom Empfange dieser 
Benachrichtigung an sind diese berechtigt, mit der gestrichenen Bahn 
alle aus dem intemat Transporte sich ergebenden Verpflichtungen abzu- 
brechen, müssen aber die bereits in der Ausführung begriffenen Transporte 
ausfahren (Art. 58 A. 4). 

VI. Nach dem in der Berner Konferenz vom 15. VI. und 20. IX. 
1893 vereinbarten ZusatzartikeP) zum I.U., der mit dem Tage der in 
baldiger Aussicht stehenden Ratifikation in Kraft tritt, hat die schweizer. 
Regierung, an welche sich der Staat, der dem I.Ü. beitreten will, zu 
wenden hat, das Aufiiahmegesuch dem Centralamte zur Prüfung zu über- 
mitteln. 

Dieses hat alle in Betracht kommenden Verhältnisse einer Prüfung 
zu unterziehen und seine auf Grund derselben zu fassenden Vorschläge 
den Vertragsstaaten zur Kenntnis zu bringen. 

Die Thätigkeit des Gentralamtes ist hier eine rein begutachtende. 
Weiter wird es mit der Neuaufoahme eines Staates in das I.Ü. nicht 
befaßt. 



1) Eine Benachrichtigang der VertragsbahDen ist anch besfiglich der Hinsafflgung 
erforderlich (Art. 57 Z. 1). Eine Form ist fUr diese Benachriehtignng nicht Torgeschrieben. 
Sie erfolgt dnreh VerCffeatllchang in der Zeitschr. f. int. Eisen b. 

8) Abgedniekt im Anhang II nach Art 60 des I.U. 



Anhang L 

Znsammenstellnng der bei dem Gentralamt eingegangeben Mitteilnngen 
betreffmid die Gegenstände, auf deren Beforderong gemäfii Art. 2 des Lü. 
die Bestmunnngen dieses üebereinkommens keine Anwendung finden^). 

(Zeitichr. f. int Eisenb., I S. 190 ff., S60 ft, 976 f.) 

1. Oegoiitftiide, welehe aach nur in elnttm d«r am TramporU beteiligten Ctobiete dem 

Poetiwaiige miterworfeii sind. 

In Belgien: 1) Venehloiaene und offene Briefe; 2) Poftkarten and Briefluurten; 
8) Annoncen, Cirknlare, Prospekte, Preislisten und Anieigen aller Art, welche die Adresse 
des EmpflUigers trsgen. 

Immerhin sind dem Poetmonopol nicht unterstellt die Frachtbriefe und Faktoren, 
welche onTerschlossen sind und nichts als die Beseichnnngen enthalten, die Itir die Ab- 
lieferang der Waren, sn denen sie gehören, nötig erscheinen. 

In Dentschland — Oeseta ftber das Postwesen des Deatschen Reiches Tom 
28. Oktober 1871: 

Alle Tersiegelten, sogenihten oder sonst yerschlossenen Briefe. 

Alle Zcitangen politischen Inhalts, welche öfter als einmal wöchentlich erscheinen 
and gegen Besahlang yon Orten mit einer Postanstalt nach anderen Orten mit einer Post- 
anstalt des In- oder Aaslandes befördert werden. Hinsichtlich der politischen Zeitangen 
erstreckt diese Vorschrift sich nicht aaf den sweimeHigen Umkreis ihres Ursprangsortes. 

Wenn Briefe and Zeitangen Tom Aaslande eingehen and nach iniindischen Orten 
mit einer Postanstalt bestimmt sind, oder darch das Gebiet des Deatschen Reiches transitieren 
sollen, so müssen sie bei der nichsten iniindischen Postanstalt sar Weiterbeförderang ein- 
geliefert werden. 

Unverschlossene Briefe, welche in Tcrsiegelten, sagenihten oder sonst verschlossenen 
Paketen befördert werden, sind den verschlossenen Briefen gleich sa achten. Es ist Jedoch 
gestattet, versiegelten, sogenihten oder sonst verschlossenen Paketen, welche aof andere 
Weise als darch die Post befördert werden, solche anverschlossene Briefe, Faktoren, Preis- 
karante, Rechnongen and ihnllche Schriftst&cke beisafilgen, welche den Inhalt des Pakets 
betreffen. 

Die Beförderong von Briefen and politischen Zeitangen gegen Besahlang darch expresse 
Boten oder Fahren ist gestattet. Doch darf ein solcher Ezpresser nor von Einem Absender 
abgeechickt sein, and dem Postswange onterliegende Gegenstinde weder von anderen mit* 
nehmen, noch fOr andere lorflckbringen. 

In Frankreich: Privatbriefe, verschlossen oder offen, sowie alle schriftlichen Mit- 
teilongen, mit Aosnahme der Faktaren, welche den Warensendongen beigegeben sind, und 



1) Vgl. 8. 26 ff. 
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d«r GaichäftffMpiere in Paketen Aber 1 kg, die unter Band oder in nnTereehlossener 
Sendung geteUckt werden. 

In Italien: Oesiegelte oder offne Briefe oder Pakete, welche als Korrespondena 
ansneehen sind, und die Zeitongen und periodischen Schriften, deren Gewicht 100 g per 
Ezenplar nicht ftbersteigt. 

In Luzembargt Briefe, Korrespondenxkarten und politische Zeitschriften. Den 
Briefen sind gleichgehalten die Mitteilangen, welche in rerschlossenen oder nicht Ter- 
eehlossenen Paketen Tcrsendet sind nnd die Stelle yon Briefen Tcrtreten können. 

In den Niederlanden: Briefe, deren Gewicht 500 g nicht flberstdgt, wenn der 
IVansport gegen Besahlang stattfindet und die Briefe sich nicht anf solche Gegenstände 
beliehen, welche in Yerbindong damit aufgegeben werden. 

Als Briefe werden Schriftstaeke, Ifitteilnagen und Nachrichten jeder Art betrachtet, 
welche, gleichyiel ob Tcrsohlossen oder nicht, auf Papier, Pergaanent oder auf anderes 
Ihnliches Material geschrieben sind, und nicht unter den BegrüT von Drucksadien, Zeit* 
Schriften, Abhandlungen, Quittungen oder Anweisungen fallen. 

InOesterreich: 1) Briefe, in denen 8berhaupt alle schriftlichen, an abwesende 
Personen gerichteten Bfitteilungen oder Nachrichten geaihlt werden. 

2) Periodische Scbriften, und swar t Journale, Zeitungen in Bltttem oder Heften ohne 
Untersohied des Inhalts, wenn seit deren Herausgabe noch nicht 6 Monate ▼erflossen sind. 

Ausgenommen Tom Postiwang dagegen ist der Transport ron Zeitungen in gansen 
Ballen oder Kisten (Kolli), wenn die besQglichen Frachtstficke nur an einen einseinen 
Bmpfftnger gerichtet nnd darin keine Beischlfisse gleichen oder sonst dem Transporte durch 
die Postanstalt rorbehaltenen Inhalts mit der darauf ausgedrückten Bestimmung für andere 
Adressaten enthalten sind. 

In Ungarn: 1) Briefe, su denen Überhaupt alle offenen oder geschlossenen schrift- 
liehen, an abwesende Personen gerichteten Mitteilungen oder Nachrichten geslhlt werden. 

8) Periodische Schriften, und swar: Journale, Zeitungen in Bltttem oder Heften ohne 
üntersehied des lohalts, wenn seit deren Herausgabe noch nicht 6 Monate Tcrflossen sind. 

Ausgenommen Tom Postswang ist der Transport ron Zeitungen in gansen Ballen oder 
Kisten (Kolli), wenn die besügliehen Frachtstücke nur an einen einselnen Bmpfinger ge- 
richtet sind, das Gewicht derselben mehr ab S kg betrigt und darin keine Beischlüsse 
gleichen oder sonst dem Transporte durch die Postanstalt rorbehaltenen Inhalts mit der 
darauf ausgedrückten Bestimmung für andere Adressaten enthalten sind. 

Als derartige MItteiluDgen werden nicht betrachtet die Rechnungen (Fakturen), die 
somit den Eisenbahnsendungen beigeschlossen werden können. Die Rechnungen dürfen 
Jedoch auBer der Adresse, dem Datum und der Unterschrift nur die Beseichnung des Gegen- 
standes und die auf die Quantität und den Preis Beiug habenden Daten enthalten. Alle 
anderen schriftlichen Mitteilungen, und swar Quittierang, Aufforderung snr Wiederholung 
▼on Bestellungen, Antrag auf Zahlungsmodalitäten etc. etc. ändern den Charakter der 
Rechnung, und die Rechnung wird als eine dem Postärar anfallende briefliche PostMndung 
betrachtet. 

In Ru Bland: 1) Einfache oder eingeschriebene Briefe, gleichriel ob dieselben offen 
oder Terechlossen sind, Drucksachen ohne Band, Geschäftsurknnden und -papiere, sowie 
Warenmuster. 

2) Eingeschriebene Geldbriefe, Wertsachen, sowie Kolli, welche gemünstes oder nicht 
gemünstes Geld oder Silber enthalten. 

Was die Eisenbahnen betrifft, so erstreckt sich das Monopol nicht auf Sendungen Ton 
Kolli, gleichviel welches Gewicht sie haben. 

Andere Priyatgesellsehaflen oder Agenturen können nur Sendungen Ton groBem Ge- 
wicht annehmen; die Sendungen von kleinerem Gewicht sind in diesem Falle der Post- 
yerwaltung yorbehalten. 

In der Schwela: Alle Terschlossenen Gegenstände Ton nicht mehr als 5 kg Ge- 
wicht. Als Tcrschlossen sind di^enigen Gegenstände ansusehen, welche TersiegeU, verschnürt, 



— 313 — 

▼«magelt« rag«kl«bt, ragmiht, mit flcbloB y«nali«i oder soiiBt m in ihrtm Umschlage yer^ 
wahrt eiiid, deB deren Inhalt nieht ohne Aufbrechen, Avfsehnelden oder Anwendong von 
Sehlflseeln oder anderen lafttramenfeen henwegenommen werden kann. 

Die das Gewieht von 5 kg nicht übersteigenden YerscUossenea Oegenstinde werden 
nicht nw einiela, sondern anch dann als postiwang]ifliehtig angesehen, wenn sie anf einem 
IVachtbiiefe m anderen Gkgenstlnden gehören, mit welelien sie im ganeen das Gewicht 
Ton 5 kg ttberstcigen, oder wenn mehrere derselben, so einem Pakete Tcreinigt, an Ter* 
schiedene Bmpfinger adressiert sind. 

Aasgenommen sind nnd werden seitens der Postverwaltnng dem aussehlicBIichen Elsen* 
bahntraasporte anch dann flberwiesen beaw. angewiesen, wenn die einseinen Kolli Ter* 
schlössen sind nnd weniger als 5 kg wiegen: 

a) sJimtliehe bedingnngsweise anm Eisenbahntransport sngelassenen Gegenstlnde; 

b) Sendungen Ton Händen f 

e) Oeflflgelsendangcn aller Art, sowie andere lebende Tiere, sofern die einaelnen 
Kolli in irgend einer Rlchtang die Dimensionen Ton 70 cm fiberschreiten; 

d) Gegenstlnde, die schwer an Tcrpacken nnd la besorgen sind, oder die sich wegen 
an großem Umfimge ffir den Posttransport nicht eignen, wie s. B. Blame, Ge- 
strftaehe, Kinderwagen, grSiere Korbwaren, Holsleisten Ton mehr als 9 m Länge. 

t. Chgenft&iide, welche wegen ihres Umfanges, ihres Gewichtes oder ihrer sonatigen 
Beschaffenheit, nach der Anlage nnd dem Betrieb anch nur einer der Bahnen, welche an 
der AniflUirang des Transportei teHnmehmen haben, sich rar BefSrdenug nicht eignen. 

In Belgien: £itut mi §§mba kmm , Besüglich dieser Gegenstlnde wird bemerkt, daft die 
Stastseisenbahn» Verwaltung in jedem einaelnen Falle prflft, ob der Transport angenommen 
werden kann. (Zn Tcrgleiehen Dienstbefehl Mr. 84 Tom Jahr 1887.) 

Amttimf^n'OmU (Wmei)» Da die Spurweite nur 1,10 m bctrigt, so sind die GfUerwagen 
Ton besonderer Konstruktion und kOnncn dieselben anf Mormalspnrbahnen nicht flbergeheo. 
Die äuBerst aulissigen Ladungen (Stroh, Flachs etc.) sind nngefthr 1,80 m Breite anf 4 m 
Höhe über Schienenoberkante. 

Mümbakm eon Ckimajf. Anf dieser Linie eignen sich anm Transporte nicht: 
1) Mftbelwagen nnd Fshraenge mit Bestimmang nach den Stationen 841oigne-lfoncean, 
Villisrs-la-Toar, Lompref, Aablain, Bonssu-en*Fagne, Hatagne-la-Grande, Matagne* 
la-Petite nnd Agimont, weil diese Stationen mit Bampen ffir den Au^ und Ablad 
nicht Tcrsehen sind. 
8) Drehscheiben, weil die Gesellichafk das erforderliche Material nicht besitat. 
8) Marmorplatten, wenn ihr Umfang die Verwendung Ton Schemelwsgen erfordert 

4) Sehachtsifluneruagen, Schwungräder, Kisten, Spiegel etc., welche, obwohl sie auf 
gewöhnliche Wagen geladen werden können, einen Umfang bitten, der das Lade- 
profil der Bahn fiberschreiten wftrde. 

5) Alle unteilbaren Gegenstlnde, wenn das auf den einseinen Wagen fallende Gewicht 
mehr als 10 000 kg ausmachen sollte. 

6) Alle Gegenstlnde, deren Llnge 84 m fibersteigt. 

WutfUmdristhe Eiaembahtum. Von der Annahme anm Transport rind di^enigen Gflter 
ausgeschlossen, deren Gewicht 10 000 kg auf den einaelnen Wagen fibersteigt, oder welche, 
in Ansehung ihres Umfangce, ftber das bei den belgischen Staatsbahnen geltende Ladeprofil 
hinausgehen. 

€fmU-Tefntmtn BümtitikH. Diese Gesellschaft lehnt den Transport solcher Gegenstlnde 
ab, wekhe ihr Ladeprofil, das mit dengenlgen der belgischen Staatsbahnen identisoh ist, 
fibciragen. 

€fro/k4 bä(fUckt CtnirMßJm. Laut den bei dieser Gesellschaft bestehenden Vorschriften 
betreflbnd das Fahrmaterial soll der StationsTorstand, wenn Zweifel darftber bestehen, ob 
ein Gegenstand, sei es wegen der Dimensionen, sei es wegen der Verteilung des Gewichts, 
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snm Transport angenommen werden kann, bei der Verwaltung anfragen, welche die An- 
gelegenheit pr&fen and darfiber beschlieAen wird, ob der Transport ond unter welchen 
Bedingungen derselbe ausgeführt werden kann (gilt auch fOr Hasselt-Maeseyek-Bahn). 

IAUiM4il^MaesirüAUEi9enbahn, Diese GeselUohail behlUt sich Tor, in jedem einseinen 
Fall au prfifen, ob die Beförderung möglich ist. Jedenfalls können solche Oegenstinde 
sum Transport nicht angenommen werden, deren Dimensionen Über das Ladeprofil hinaus- 
gehen. 

Belgische NordboA» verweist auch auf den Dienstbefehl der Staatseisenbahn Nr. 84 
von 1887. Ueberdies sind vom direkten Verkehr di^enigen Gfiter ansgesehlossen, deren 
Dimensionen über das Ladeprofil hinausgeben. (Die Gent-Eedoo-Briigge-, die niederl. Staats- 
eisenbahngesellschaft, Hecheln - Terneusen und Termonde- St. Nicolas -Bisenbahn erkliren 
Gegenstände im Sinne der Ziff. 2 nicht benennen zu können.) 

In Deutschland: 1) Alle Gegenstände, deren umfang in Höhe und Breite das 
fttr den Internat. Verkehr auf den Eisenbahnen Deutschlands festgesetste Begrenzungsprofil 
überschreitet. 

Das für die normalspnrigen Eisenbahnen Deutschlands mafigebende Begrenznngsprofil 
ist gemüfi § 88 der Bestimmungen, betreffend die technische Einheit im Eisenbahnwesen, 
dem schweizer. Bundesrate zur Bekanntgabe an die beteiligten Staaten seiner Zeit mit- 
geteilt worden. 

Für Schmalspurbahnen ist mit Bücksicht auf die Verschiedenartigkeit ihrer Bauart ein 
dnheitliches Begrenzungsprofil nicht festgesetzt 

2) Auf den Haupteisenbahnen Deutschlands soll bei simtlichen Fahrzeugen der Druck 
eines Bades auf die Schiene bei voller Ausnutzung der festgesetzten Tragfähigkeit im Still- 
stand der Fahrzeuge nicht mehr als 7000 kg betragen. Auf sämtlichen normalspurigen 
Nebenbahnen, mit alleiniger Ausnahme der Schleswig-Angeler-Eisenbahn, können Ladungen 
bis zu einem Gewichte von 10 000 kg befördert werden, auf den Schmalspurbahnen und 
der Schleswig-Angeler-Bahn darf das Gewicht der Ladung in der Regel 5000 kg nicht 
überschreiten. 

3) Gegenstände, deren Ein- und Ausladen besondere Vorrichtungen nötig macht, 
werden auf den deutschen Eisenbahnen nur auf und nach solchen Stationen angenommen, 
wo derartige' Vorrichtungen bestehen. [Von Mitteilungen eines Verzeichnisses der Stationen 
mit beschränkten Abfertigungsbefkignissen ist zunächst abgesehen, weil eine derartige höchst 
umfiuigreiche und stetem Wechsel unterworfene Mitteilung nur dann von Wert sein könnte, 
wenn sie in gleieher Weise auch von selten der Übrigen beteiligten Staaten erfolgte, was 
nicht beabsichtigt zu sein scheint.] 

In Frankreich: Die Eisenbahnen sind laut dem allgemeinen Tarif nicht ver- 
pflichtet, unteilbare Massen Über 10 000 kg oder solche Gegenstände zum Transport anzu- 
nehmen, deren Dimensionen di^enigen des Bollmaterials (6,5 m Länge) übersteigen. In- 
dessen sehen die Spezialtarife der Gesellschalten die Annahme unteilbarer Massen bis auf 
20 Tonnen Gewicht und von solchen Gegenständen vor, deren Länge zwischen 6,5 m und 
26 m beträgt. Thatsäohllch übernehmen die Eisenbahnen also keine unteilbaren Massen 
von mehr als 20 Tonnen Gewicht und keine Gegenstände, deren Länge 26 m übersteigt; 
sie sind ermächtigt, unter Vorbehalt der Genehmigung der Aufsichtsbehörde sich mit den 
Versendern über die Bedingungen zu verständigen, unter welchen schwerere Massen und 
längere Gegenstände angenommen werden können. 

In keinem Falle dürfen die Eisenbahnen solche Transporte übernehmen, deren Dimen- 
sionen in Höhe und Breite deijenigen des Ladeprofiles übersteigen. 

In 1 1 a 1 i e n : Es ist unmöglich, a priori festzustellen, welche Gegenstände im Sinne 
des Art. 2 Nr. 2 des I.U. als vom Transporte ausgeschlossen betrachtet werden sollen, 
da ein solcher Ausschlufi von den besonderen Bedingungen einer jeden Eisenbahn abhängt 
und für die Eisenbahntransporte im Innern des Königreichs nicht einmal besondere Be- 
stimmungen bestehen, mit Ausnahme der allgemeinen Norm, wonach diejenigen Gegenstände 
vom Transporte ausgeschlossen sind, deren Gewicht über die zulässige Grenze hinausgeht 
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lo Laxembnrg: Ein Veneiehnia der Oflteri welche wegen ihres Umfanges, ihres 
Gewichtes oder ihrer soDstigen BeschafliMibeit sich sam EiseDbahntransport nicht eignen, 
besteht nicht Das B.B. der Wllhelm-Liixembnrg>Bahn, welches identisch ist mit dem 
dentschen B.R., enthält in dieser Beiiehong nnr die allgemeine Bestimmung des I.Ü. Der 
Art. 47 des internen Tarifo der Prins-Heinrich-Bahn lautet diesfalls, wie folgt : ,,Die Eisen- 
bahn ist nicht Tcrpflichtet, nnteilbare Massen yon mehr als 10 000 kg Gewicht oder solche 
Gegenstände, deren Umfang die Dimensionen des Torhandeoen Materials überschrdtet, inm 
Transport ansonehmen." Immerhin sind die beiden folgenden Punkte nicht aufler Acht tu 
lassen: Was die Dimensionen der sn transportierenden Gegenstände betri£ft| so ist das 
Ladeprofil B des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen für die beiden Netse maflgebend ; 
das Ladeprofil C des Vereins kann angewendet werden auf Torhergegangene Verständigung 
hin, mit Ausnahme der Linie Ton Luxemburg nach Trois-Vitoges, wo das Ladeprofil B 
ausschliefllieh gilt In Hinsicht auf das Gewicht ist bu beobachten, dafl die Ladung 14 Tonnen 
per Wagen nicht fiberschreiten darf, wie dies in den technischen Vereinbarungen des Vereins 
bestimmt ist. 

Endlich ist noch herronuheben, dafl auf einselnen Stationen die Annahme oder Abgabe 
▼on gansen Wagenladungen, ron Vieh, Ton Fahrseugen, von Explosivstoffen u. s. w. aus- 
geschlossen ist, weil die dasu erforderlichen Einrichtungen nicht Torhanden sind. 

In den Niederlanden: Was die Gegenstände betrifft, die in Ansehung ihres Ge- 
wichtes oder ihrer Beschaffenheit tum Transporte sich nicht eignen, so ist es nicht möglich, 
eine einläflliche Liste aufsustellen. In dieser Besiehung handelt es sich um solche Gflter, 
welche wegen ihres Umfanges, ihres Gewichtes oder ihrer sonstigen Beschaffenheit, nach 
der Anlage und dem Betriebe der Eisenbahnen sich sur Beförderung nicht eignen, unter 
diese Gilter gehören s. B. die Gegenstände, deren Gewicht die Tragfähigkeit des rollenden 
Materiab, oder der Gelelse oder der Kunstbauten flbersteigt, sowie diejenigen G^enstände, 
deren Volumen so grofl ist, dafl es unmöglich wäre, sie durch die Eisenbahn su befördern. 

In Oesterreich: Die Spurweite der k. k. Bosna-Bahn beträgt 76 cm, und ist daher 
der gegenseitige Wagenfibergang beim Anschlüsse der normalspurigen Eisenbahnen nicht 
möglich. In Berficksichtigung des Ladeprofils der Bosna-Bahn sind Gegenstände, welche 
einsein, vom Wagenplateau gemessen, in der Bahnachse höher als 2,86 m, an den Seiten 
höher als 8*25 m und breiter als 2,50 m sind, femer Gegenstände von mehr als 15 t Einsel- 
gewicht, Yon der Beförderung auf dieser Bahn ausgeschlossen. 

Fflr die Eisenbahnen Oesterreichs und Ungarns können im allgemeinen die- 
jenigen Gegenstände, welche sich wegen ihres Umfanges, Ihres Gewichts, oder ihrer sonstigen 
Beschaffenheit sur Beförderung nicht eignen, nicht nominell angefllhrt werden. Es kann daher 
nur auf die hinsichtlich der Dimensionen, des Gewichts und der sonstigen Beschaffenheit 
der su Tersendenden Gfiter bestehenden allgemeinen Vorschriften hingewiesen werden. 

Vom Transporte ausgeschlossen sind demnach alle di^enigen Gegenstände: 

a) durch deren Verladung die Belastung einer Achse so sehr erhöht wird, dafl der 
Achsendruck auf einer der bei dem Transporte beteiligten Bahnlinien die ffir 
dieselbe erlaubte Grense Übersteigt; 

b) nach deren Verladung das Gewicht der Güterwagen inklusive der Belastung mehr 
als 2,8 t pro Meter der Gesamtlänge des Wagens (einschliefllich der Pufferlängen) 
beträgt; 

e) bei deren Verladung das Lademafl einer der am Transporte beteiligten BahnUnien 

Überschritten wird; 
d) deren Verladung einen gröfleren Badstand der Wagen erfordert, als jenen, welcher 
auf einer der am Transporte beteiligten Bahnlinien sulässig ist 
Zur weiteren Erläuterung wird beigefügt: 

ad a. Der Aohsendruck darf überhaupt nie 14 t Übersteigen ; auf allen normalspurigen 
Eisenbahnen Ist ein Achsendruck von mindestens 9 t sulässig. 

BeiÜglich der Grense des Achsendruckes auf jeder einseinen Linie wurde von selten 
der österr.-ungar. Bahnverwaltungen ein „Verseichnis der auf den österr.-ungar. Eisenbahnen 
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inllfsifen grSBten Aehseodraoke" im Jalire 1891 harMsgeg«b«D, weichet Jedoeh bisher 
weder behdrdlioh geprüft noch genehmigt wurde. 

ad b. Die Orenie von 8,8 t ist insofern keine nbsolate, als für Spenieltrensporte gröAere 
Gewichte bediogangsweise gestattet werden kennen. 

ad c. Anf den Ssterreichiscben vnd den angarischen Eisenbahnen sind dermalen noch 
Tier LademaBe in Anwendong, welche in dem Tom Vereine deutscher EisenbahnTerwaltnngen 
nnter dem Titel ,,NachweisBng der bei der Beladoag offener Wagen ansuwendenden Lade- 
maBe» Berlin 1869*' TerÖflbntlichten Verseichaisse enthalten sind. 

Die LademaSe nnterliegen librigens bei Ladnogen gWSBerer LCnge mit Büeksicfat auf 
die BeAdining scharfer Bogen and doppelgeleisiger Bahnen mit geringer Gel^entfemong 
noch mehrfachen Einschrlnkangen. 

Aof den österreichischen and den angarischen Eisenbahnen darf im allgemeinen die 
Länge einer Ladang 19 m nicht ttbersobreiten. 

ad d. Beaüglich der aaf den einxelnen Bahnlinien sagelassenen gröBten Badstknde 
ist das anter dem Titel „Maximalradstand der im Internat. Eisenbahnrerkehre sagelassenen 
Personen- and Gfiterwagen" an ( 1 des Protokolls Tom 16. Mai 1886, Art t, befereffiuid 
die technische Einheit im Eisenbahnwesen, heraasgegebene Verseichnis maftgebend. 

Ffir die Eisenbahnen der S c h w e i s erscheint es im allgemeinen weder thonlich, noch 
möglich, ein erschöpfendes Verseichnis aller derjenigen G&ter aafisastellen, welche wegen 
ihres Gewichtes, ümfanges oder ihrer sonstigen Beschaffenheit sich sam Transport nicht 
eignen. Man ma6 sich darauf beschrinken, allgemein festaastellen, da6 Gilter, welche 
1) in anteilbarem Gewichte, das die TragfUiigkeit der Wagen Überschreitet; 
9) die Ladeprofile überschreiten; 

8) aam Verladen and Entladen besondere Vorrichtongen erfordern, die anf der Versandt- 
oder Empfangsstation nicht Torhanden sind and nicht beschallt werden können; 

4) nar anf besonders konstraierten Wagen verladen werden können; 

5) aar Verladung mehr als einen Schatawagen erfordern, 

aaf den schweiaerischen Eisenbahnen nicht aar Beförderang gelangen können. 

Für die folgenden Untemehmangen sind sudem noch nachstehende besondere Vor- 
schriften au beachten: 

Bortthoak-BrndM-Bahn. Lebende Tiere, aasnahmlich begleitete Hände, werden auf 
dieser Bahn weder in EinseUendangen, noch in Wagenladangen befBrdert. 

Brümigbalm (im Betrieb der Jara-8implon-Bahn). 

a) Gegenstinde, an deren Verlad mehr als ein Wagen erforderlich ist, sind vom 
Transport unbedingt ausgeschlossen, wenn die Verladang auf Schemelwagen ge- 
schehen müAte. 

b) Gegenstinde, su deren Verlad ein Wagen, anter Verwendung von Schatawagen 
ausreicht, können sum Transport angelassen werden, wenn: 

aa) die einaelne Wagenachse mit höchstens 6 t belastet wird; 

bb) die Ladang in keinem Falle um mehr als 4 m Über die Puffer des beladenen 

Wagens hinausragt 

Ladungen, die über die Mitte des Schutawagens hinausragen, sind vom 

Transport voUstündig ausgeschlossen. 

c) Die höchst sulSssige Lunge der auf offenen Wagen beförderten Gegenstftnde be- 
trügt 14 m. 

Vup-ZermtM-Bdhn (im Betrieb der Jura-Simplon-Bahn). 

a) Die Maximalbelastung einer Achse darf 6 t nicht überschreiten. 

b) GegenstAnde, deren Maximallftnge 14 m übersteigt, sind vom Transport ausge- 
schlossen. 

In BuBland: Vom Transporte sind ausgeschlossen diejenigen Gegenstinde, welche 
infolge ihres Ümfanges das Ladeprofil überschreiten, sowie di^enigen, deren Beschaifonheit 
komplisierte Vorkehrungen erfordert, au denen die ordentlichen Mittel der Eisenbahn» welche 
den Transport besorgen soll, nicht ausreichen. 
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DI4«nigen tehwtren Gtgenstind«, wtlehe dem Ladeproill eotsprech«!! und auf be- 
toiid««ii Tnicki nur Anlisab« gelAngsn, werdan nur oator d«r aiudrflekllehen Badingnng 
ram Transporte angenommen, dai die IVneks keine Oelkhren für den Betrieb in sieh 
•efalieien nnd dai, in Anaehnng der Geleieeanlage and der Fahrbahn auf den Brflolieny die 
Ladnng Jener Gegenstände die inllsBigen Grenten nieht ftberechreite. 

In Jedem elnielnen Falle wird die EisenbabnTenraltnng den Betrag der Kosten, sowie 
die Mittel, mit welchen der Transport bewerkstelligt werden soll, feststellen. 

S. 8ig«B«tlad«, darsm BcfOftamiff aaeh sw a«f «iii«m der am Ttaasporta beltlligtSA 
••Meto aas Chrfiadoi der Mtoitliohea Ordmuig ▼«rbolSB ist 

In Belgien: Vom Transport ans GkOnden der SAntlichen Ordnung ausgeschlossen 
sind Journale, gedmckt oder nicht, Figuren und Bilder, Bfieher nnd andere Publikationen 
nnanstindigen Inhaltes, anf deren Verkanf oder Verteilnng Art 388 des Strafgesetibnehes 
Anwendung su finden hat 

Gegenwirtig ist das Verbot anf die folgenden franiAsischen Journale nnanstindigen 
Inhaltes beschrinkt: 

1) Die litterarisehe Beilage der Lanteme| f) Den Courrier fran^ais; 8) Die Gaadrlole; 
4) Den Mesaager fran^ais; 0) Fin de siMe; 6) Paris la nuit | 7) GU Blas illustr^; •) Das 
Echo du boulttvardi 9) Das Echo de Paris; 10) Beaut^ parisiennes; 11) Paris gaiet4. 

Femer: 
1) die Pflanien etc., welche unter die auf die Berner BeblauskonTcntion besttglichen 
Gesetse und Verordnungen fallen; 

5) die verbotenen Waffen, auf deren Herstellung, Vertrieb, Ausstellung, Verkanf, 
Verteilung und Tragen die Artikel 816 und 817 des belgischen Strafgesetsbnohes 
anwendbar sind; 

8) die nicht geprüften Handfeuerwaffen, gemlA dem Gesetse vom S4. Mai 1888, Tor- 

dffentiicht Im Belgischen Monitenr vom 8. Juni 1888, Nr. 160; 
4) die Fische etc., deren Bef5rderung besonders untersagt ist: 

a) durch das Geseta Aber die Fischerei in Flfissen, 

b) durch das Geseta fiber die Fischerei im Kfistengebiet ; 

6) die Frdsche, gans oder aersehnitten ; 

6) auf Grund dee Gesetses über die Jagd: 

a) die insektenfreisenden VSgel, au jeder Jahresseit, 

b) das Wild, wihrend der Dauer des Jagdschlusses; 

7) die Tiere und Gegenstinde Jeder Art, deren BefSrderung in Belgien erentuell 
aus gesundheitlichen Rücksichten untersagt werden würde. 

Von den aur Beorderung augelastenen Tieren werden in Belgien anr Be- 
fSrdemng in Eilfracht nur Pferde, Esel, Maulesel, Ponies, Füllen und Hunde 
▼on den Eisenbahnen angenommen. 

In Deutschland: 

L VerkebrsbeschrAnkungen im Inlande. 

1) Nach 1 2 des Gesetses, betreffend Mafiregeln gegen die Rinderpest, vom 7. IV. 1869 
(R.G.BL 8. 106), kann der Transport von lebendem oder totem Rindvieh, von Schafen und 
Ziegen, Häuten, Haaren und sonstigen tierischen Rohstoffen in frischem oder trockenem 
Zustand, von Raoehfntter, Streumaterialien, Lampen, gebrauchten Kleidern, Geschirren und 
Stallgerftten verboten werden. 

Ist nach der sn dem Gesetse erlassenen revidierten Instruktion vom 9. VI. 1878 
(R.G.B1. 8. 147) über einen Ort die absolute Ortssperre verhingt worden, so darf nach § 28 
a. a. O. kein Eisenbahnaug daselbst halten, selbst wenn der Ort ein Stationsort w&re; es 
sei denn, dafi der Bahnhof so gelegen ist, dafi er vom Orte vollstftndig abgesperrt und der 
Verkehr der Eisenbahnstation mit anderen Orten ohne Berührung des Seuchenortes unter- 
halten werden kann. 
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S) Nach § 20 des Ges., betreffend die Abwehr and Unterdracknng von Viebseachen, 
vom 28. VI. 1880 (R.G.BI. 8. 163), kdnnen Beschränkungen in der Art des Trensports 
kranker oder TerdJKchtiger Tiere, der von diesen stammenden Produkte oder solcher Gegen- 
stände, welche mit kranken oder verdächtigen Tieren in Berflhrung gekommen sind, sowie 
Beschränkungen im Transport der der Seuchengefahr ausgesetsten und solcher Tiere, die 
geeignet sind, die Seuche su Torschleppen, angeordnet werden. 

8) Nach § 4 des Ges., betreffend die Abwehr und Unterdrfickung der Beblanskrankheit, 
Yom 8. VII. 1888 (B.G.B1. S. 149), ist die Versendung und die Einführung bewnrselter 
Reben in einen der in den Weinbaugebieten des Reiches gebildeten Weinbaubesirke ver- 
boten. Innerhalb des einseinen VITeinbaubeiirkes ist der Verkehr mit bewurzelten Reben 
ans Rebschulen verboten, in denen andere als in diesem Beiirke fibliche Bebsorten gesogen 
werden oder innerhalb der 3 leisten Jahre gesogen worden sind. 

4) Aufierdem bestehen f&r einselne Länder und Landesteile Transportbeschränkungeur 
die sich aus gewbsen Gesetzen und Verordnungen über Jagd und Fischerei ergeben. 

II. Einfuhr- beiw. Ausfuhrverbote. 

a) Nach § 2 des Vereinszollgesetses vom 1. VII. 1869 (Bundes-G.Bl. 8. 817) können 
seitweise f&r einselne Gegenstände beim Eintritt auBerordentlicher Umstände oder sur Abwehr 
gefährlicher ansteckender Krankheiten oder aas sonstigen gesondheits- oder sicherheitspolisei- 
liehen Rfieksichten fQr den gansen Umfang oder einen Teil des Reichsgebietes Einfnhr-r 
Ausfuhr- und Durchfuhrverbote erlassen werden. 

b) Allgemeine Verbote. 

1) Nach § 6 des Viehsenchengesetses (s. oben I. 2) ist die Einluhr von Tieren, die 
an einer übertragbaren Seache leiden, verboten. Nach § 7 a. a. O. kann, wenn in dem 
Aaslande eine Übertragbare Seuche der Haustiere in einem für den inländischen Viehstand 
bedrohlichen Umfange herrscht oder ausbricht, die Einftihr lebender oder toter Tiere aus 
dem von der Seuche heimgesuchten Auslande allgemein oder für bestimmte Grensstrecken 
verboten oder solchen Beschränkungen unterworfen werden, die die Gefishr einer Ein- 
sehleppung vermindern. Die Einfuhrbeschränkungen kJSnnen auch auf die Einfuhr von 
tierischen Rohstoffen und solcher Gegenstände aasgedehnt werden, die Träger des An- 
stecknngsstofliss sind. 

2) Nach § 1 der sur Ausfllhrung der internationalen ReblanskonventioA erlassenen 
Kaiserlichen Verordnung vom 4. VII. 1888, betreffend das Verbot der Einfuhr und der 
Ausfuhr von Pflansen und sonstigen Gegenständen des Wein- und Gartenbaues (R.G.B1. 
8. 168), ist die Einftihr von ausgerissenen Weinstöoken, trockenem Rebhols, Kompost, 
Dlingererde, gebrauchten Weinpflthlen und Weinstütsen über die Grenien des Reiches und 
die Ausfuhr der genannten Gegenstände, sowie die Ausftihr von Rebblättern ans dem 
Reichsgebiet in die Gebiete der bei der internationalen Reblauskonvention beteiligten Staaten 
verboten. 

Die Einfuhr von Tafeltrauben, Traaben der Weinlese and Trestem ist an gewisse 
Vorsehliften hinsichtlich ihrer Verpackung geknüpft, die Einftihr aller sur Kategorie der 
Rebe nicht gehörigen Vegetabilien, welche aus Pflansschulen, Gewächshäosem n. s. w. 
stammen, nur unter den im § 4 der Verordnung vorgesehenen Bedingungen, die den inter- 
nationalen Abmachungen entsprechen, gestattet. 

Für die Einfuhr bewurzelter, sur Kategorie der Rebe nicht gehöriger Gewächse ans 
den bei der internationalen Reblauskonvention nicht beteiligten Staaten ist die Kaiserliche 
Verordnung vom 7. IV. 1887 (R.G.B1. 8. 166) mafigebend. Danach darf die Einfuhr nur 
über die vom Reiohskansler bestimmten Eingangsstellen und nach erfolgter Feststellung 
der Unverdächtigkeit der Sendung erfolgen. 

8) Nach 8 14 des Gesetses über die Presse vom 7. V. 1874 (R.G.BL 8. 66) kann 
der Reichskansler, wenn gegen eine Nummer einer im Auslande erscheinenden periodischen 
Druckschrift binnen Jahresfrist sweimal eine Verurteilung auf Grund der §§41 and 42 
des Strafgesetsbuches erfolgt ist, das Verbot der ferneren Verbreitung dieser Druckschrift 
bis auf 2 Jahre durch öffentliche Bekanntmachung aussprechen. 



— 319 — 

e) Verbote gegenüber eiotelnen LAndem: 

1) Diircb Kaiserliche Verordnanir YOm 16. II. 1875 (R.O;Bl. S. 180) ist die Einfahr 
▼on Kartoffeln ans Amerika, sowie Ton Sehalen and anderen Abf&llen solcher Kartoffeln, 
femer von Bicken a. s. w., die aar Verpackung oder Verwabrang derartiger Kartoffeln 
gedient haben, yerboten. 

8) Die Einfohr von Schweinefleisch, einscbliefilicb der Speckseiten, sowie von Würsten 
aller Art, amerikanischen Ursprangs, ist in GemiAheit der Kaiserlichen Verordnang vom 
8. DL 1891 (B.G.BL S. 886) nar insoweit gesUttet, als die Eraeagnisse mit einer amtlichen 
Bescheinignng darüber Tersehen sind, daA das Fleisch im Urspmngslande ontersacht and 
frei Yon gesondheitsschftdlieben Eigenschaften befanden worden ist. 

AlleEinfahnrerbote ond Beschrftnknngen der Einftihr werden öffentlich bekannt gemacht. 

In Frankreich: Ana Gründen der Öffentlichen Sicherheit sind vom Transporte 
absolnt aasgeschlossen : Das Nitroglycerin and alle Explosivstoffe, mit Aasnahme des Knall- 
qaecksilbers. 

Außerdem sind die Eisenbahnen befogt den Transport von solchen nichtbenannten 
Artikeln, welche als besonders gefihrlich betrachtet werden, provisorisch absalehnen, anter 
Vorbehalt aber des Rechtes der Interessenten aar Beschwerdeführang bei der Aafsichts- 
behörde. 

AaslXndisohe Welnpflanaen, Steckreiser mit oder ohne Wnraeln, Bebhölser, gebraachte 
Schatapifthle, Dünger, Erde and Düngererde dürfen nicht eingeführt werden in solche 
Departements, welche von der Phylloxera nicht berührt sind. 

Während geschlossener Jagdzeit darf kein Wildbret in Frankreich eingeführt werden. 

Dasselbe Verbot besteht beaügüch einiger Arten Fbche für die Zeit, während welcher 
der Fischfang untersagt ist. 

In Italien: Es ist nicht möglich, alle diejenigen Gegenstände vollständig aningeben, 
deren Transport aus Gründen der öffentlichen Ordnung in Italien verboten ist, weil die in 
einer Beihe von Gesetsen und Reglements einsein beseichneten Gegenstände dieser Art 
nach den Veranlassungen wechseln, welche das Verbot oder die Beschränkung der Einfuhr 
in das Königreich herbeiführen. Es werden daher nur di^enigen Sachen erwähnt, welche 
dauernd und ohne Rücksicht auf ihre Herkunft vom Eisenbahntransporte ausgeschlossen sind. 

a) Absolut ausgeschlossen sind Nitroglycerin, pikrinsaure Salae, Sprengstoffs, Knall- 
silber, Knallgold, Knallquecksilber etc., sowie alle anderen der Selbstentiündung 
oder der Explosion unterworfenen Gegenstände. 

b) Einer besonderen Bewilligung der kompetenten Behörde bedarf die Einfuhr anderer 
explodierbarer Stoffe, von Waffen, Munition und der für die Bewaffnung und 
Auarfistung der Tiruppen bestimmten Gegenstände. 

c) Gana untersagt ist die Einfuhr und die Durchfuhr von Rebsetalingen, SchÖBlingen 
und Rebhölsern Jeder Art, von gebrauchten SchatspfXhlen« von Dünger, Erde 
und Düngererde. 

d) Die Einftihr von Trauben und lebenden Pflansen ist durch besondere Vorschriften 
geregelt. 

e) Die Einfuhr von Saccarin (Bensiato solflnico) und von saccarinhaltigen Erseugnissen 
ist verboten. 

f ) Die Einftihr von Tabak in Blättern und Rippen, Heersalz, Steinsais, über Bedarf 
gesalsenen Lebensmitteln und im allgemeinen der Gesundheit schädlichen Waren 
ist verboten. 

In Luxemburg: GemäA Art 18 der Poliaeiverordnung vom 18. VIII. 1869 ist es 
verboten. In den Zügen, In welchen Reisende befördert werden, solche Sachen mitannehmen, 
welche au Explosionen oder au Feuersgefahr Veranlassung geben könnten. 

Dureh die Königlich grothenogliche Verordnung vom 80. IV. 1881 sind vom Eisenbahn- 
transport alle die}enigen Gegenstände ausgeschlossen, welche der Selbstentattndung oder 
Bzploalon unterworfen sind, vorbehaltlich immerhin der bedingungsweise sum Transport 
augelaasenen Gegenstände. 
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Die in letiterer BeiiehaDg gelteodeo BestimmuDgen itimiiien mit den entsprechenden 
Vonobriften fiberein, welche fBr die deotsclien Bisenbehnen gelten. 

AnBer den rorerw&hnten Sachen sind infolge poHseilicher Vorschriften noch weitere 
Gegenstlnde, wie das Wildbret während der verbotenen Jegdseit, Tiere cor Zeit von Vieh> 
senchen, sowie di^enigen ObjelLte vom Transport ausgeschlossen, weiche anter die Be- 
■timmangen des I.U. betreffend die Phyllozera fallen. Diese Objekte sind in den Tarifen 
nicht angegeben; das Transportrerbot ist durch besondere Verfllgangen sor Kenntnis der 
0fiterabfertigungsstellen gebracht 

Fflr die Wilhelm •Lazembnrg- Bisenbahn gilt im spesiellen das darch den J S des 
Staatsvertrages Tom 11. VI. 1879 aufgestellte Verbot, nach welchem die deutsche Begierong 
sich niemals der Linien dieses Neties weder ffir den IVansport von Truppen, Ton Waffen, 
Kriegsmaterial oder Munition, noch sum Zweck der Verpflegung von Truppen wihrend 
eines Krieges, an welchem Deutschland beteiligt wire, bedienen darf. 

In den Niederlanden: Die Oegenstinde, deren Beförderung aus Grilnden der 
öffentlichen Ordnung verboten ist, sind nach swei Richtungen aussuscheiden, nlmlich in 
solche, deren Einfuhr überhaupt und ohne Beschränkung untersagt ist, und solche, deren 
Einfuhr, Durchfuhr und Wiederausfuhr seitweise und unter gewissen Bedingungen yerboten 
werden kann. 

In die erste Kategorie fallen: 
1) die Bfloher, welche als Nachdruck von kfinstlerischen, wissenschaftlichen und 
litterarischen Werken betrachtet werden mflssen, an welchen in den Niederlanden 
oder in einem derjenigen Länder, mit welchen besflgliohe Verträge abgeschlossen 
worden sind, Eigentumsrechte bestehen; 
8) die MQnsen und die Mttnsplatten von Kupfer. Die Einfuhr der Platten ftlr 
Kupfermfinsen sum Oebrauche der staatlichen Prägeanstalt kann durch kdnigliche 
Verordnung gestattet werden. 
Beifiglich der sweiten Kategorie ist sn bemerken : 

Gemäfi dem Oesets betreffend die besonderen Mafinahmen sum Schutse gegen an- 
steckende Krankheiten, deren Verbreitung und ihre Folgen, kann, im Falle des Ausbruches 
ttner Gholeraepidemie, der Pest, des gelben Fiebers oder der Blattern im Auslande, durch 
kSnigliche Verordnung die EinfUbr, die Durohftüir und die Ansftüir solcher Oegenstäade 
untersagt werden, welche, wie Lumpen, getragene Kleider, schmutiige Wäsche, rohe WoUe, 
Haare, Felle, Häute, Pelswaren und Peliwerk, die Ansteckung yerbreiten können. 

OemäB dem Oesetse Aber die Viehseuchenpolisei kann die EinAihr, die DurchfUir 
und die Ausfuhr von lebenden oder toten Tieren, von Fleisch, Häuten, Haaren, von Wolle, 
Ton Dflnger und anderen Abfällen, von Futter, von Gerätschaften oder anderen Gegenständen, 
welche im Zusammenhang mit dem Vieh benutst worden sind, durch königliche Verordnung 
untersagt werden, wenn das Interesse an der Erhaltung des Viebstandes und der Konsumenten 
VorsichtsmaAregeln gegen im Auslands oder im Inlande auftretende ansteckende Krankheiten 
der Haustiere erheischt. 

Als ansteckende Krankheiten der Haustiere sind die Rinderpest, die ansteckende Lungen- 
seuche, die Hanl- und Klauenseuche, die Schafpocken, der Rotlauf, der Rotz, der Wurm, 
die Schweineseuche, die Räude und der Brand ansusehen. 

In RuBland: Die Explosiystoffe, deren Transport durch die Eisenbshn untersagt 
ist (publisiert in der Sammlung der Gesetse und Dekrete der Regierung, Ton 1891, Nr. 48, 
Kapitel 460), sind folgende: 

1) das Nitroglycerin; 

2) das Pyrozylin, wenn es weniger als 16 0/d Fluidum enthält; 

8) nicht komprimierte ezplodierbare Stoffe, als Knallqueeksilber, Knallgold und 

Knallsilber; 
4) gewöhnlicbes Pulver und solches Pulveri weiches Bertholet-Sals oder eine Misofauig 

des letsteren enthält; 
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9) di« tpraigkrIftigMi Miichmigen Ton AniAlsime tos Sprengel (Panklastit, Gnelgophit 
u. dgl., sowie ttberhanpt alle der Explosion unterworfenen Gegonstftnde and 
SnbstuiMn, deren BefSrdening nicht durch regienmgsseitige Reglements be- 
wiUigt ist). 

In der Behweiii Ein Verieiohnis deijenigen Gegenstände, deren Transport aas 
Qründen der dffuitUeben Ordnung verboten ist, kann nicht mitgeteilt werden, da in der 
Schweis eine BinschrSnknng des freien Terkehrs bisher nur temporftr ans sanitfttspoliaei- 
Hohen Gründen stattgeftanden haL Ton derartigen AasnahmemaBregeln wird dem Gentralamt 
vorkommenden Falles Kenntnis gegeben. 



In Besag auf Gegenstände, deren Beförderung aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung verboten ist, enthält die internationale Phyl- 
lozera Uebereinkunft') zwischen Deutschland, Frankreich, Oesterreich« 
Ungarn, Portugal und der Schweis am 8. XI. 1881 abgeschlossen, der nachträglich 
Belgien, Luxemburg, Niederlande u. a. beigetreten sind (abgedruckt in Zeitschr. 
f. int Eisenb., I 8. 848 if.), folgende Vorschriften: 

Art. S. Zum ungehinderten internationalen Verkehr werden sugelassen : Wein, Trauben, 
Trester, Tranbenkeme, abgeschnittene Blumen, Gemfiseprodukte, Samenkörner und Früchte 
aller Art 

Tafoltrauben dürfen nur in fest verpackten, aber dennoch leicht zu untersuchenden 
Kisten, Schachteln oder Körben zur Versendung gelangen. 

Weinlesetrauben dürfen nur gekeltert und in wohlverschlossenen Gebinden zirkulieren. 

Weintrester dürfen nur in Kisten oder wohlverschlossenen Fässern zirkulieren. 

Jeder Staat hat das Recht, in den Grenzdistrikten beschränkende HaBoahmen gegenüber 
den Gemüsen zu erlassen, die als Zwischenkulturen in phylloxerierten Weinbergen gesogen 
worden sind. 

Art 8. Setzlinge, Gesträuche und alle anderen Vegetabilien, auAer der Rebe, die 
aus Pflansschulen, Gärten oder Treibhäusern kommen, werden zum internationalen Verkehr 
zugelassen, können jedoch in einen Staat nur über die von demselben zu bezeichnenden 
ZoUbureauz eingeführt werden. 

Die genannten Gegenstände sollen fest verpackt sein, jedoch immerbin nur so, dsB 
die notwendigen Untersuchungen leicht möglich sind. Sie müssen von einer Deklaration 
des Versenders und einer Bescheinigung der kompetenten Behörde des Landes, aus welchem 
sie kommen, begleitet sein, welche Bescheinigung besagen soll: 

a) daB sie aus einem Grundstück (einer Anpflanzung, einer Einfriedigung) kommen, 
welches von jedem Rebstock wenigstens 20 m entfernt oder von den Wurzeln 
desselben durch ein von der kompetenten Behörde für genügend erachtetes 
Hindernis getrennt ist; 

b) dsB dieses Grundstück selbst keinen Rebstock enthält; 

c) daä auf demselben keine Rebstocke abgelagert sind ; 

d) daB, wenn mit der Reblaus behaftete Reben in demselben sich befunden haben, 
die Ausrodung der Wurzeln, wiederholte Behandlung mit Gift und während 
8 Jahren Untersuchungen stattgefunden haben, die die vollständige Vernichtung 
des Insekts und der Wurzeln sichern. 

Art 4. Hinsichtlich der Zulsssung von Weinlesetrauben, Weintrestem, Kompost, 
Düngererde, schon gebrauchten Schutzpfählen und Rebstecken in die Grenzgebiete werden 
sieh die Nachbarstaaten ins Einvernehmen setzen, mit dem Vorbehalte jedoch, dafi die 
genannten Gegenstände nicht aus einer von der Reblaus heimgesuchten Gegend kommen. 



1) Vgl. S. 817 ff. 
RoieDthftl, Intonist Elienbahnfrichtreeht 21 
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Art. 5. AiugeriflseDe Beben and trockenes Rebholi sind von dem interufttionslen 
Verkehr ansgeschlossen. 

Indessen können sich die aneinander grensenden Staaten hinsichtlich der Zalassnng 
dieser Gegenstände in den Grenzgebieten ins Einvernehmen setsen, unter dem Vorbehalte, 
daS dieselben nicht ans einer von der Reblaus heimgesuchten Gegend kommen. 

Art. 6. Bebensetslinge, RebenschöBlinge mit oder ohne Wnraeln und Rebholi d&rfen 
in einen Staat nur mit dessen fSrmlicher Einwilligung und unter Kontrolle der Regierung 
und nachdem sie desinfisiert worden sind, eingeführt werden. Die Einfuhr darf nur fiber 
die besonders beseichneten Zollbureaux stattfinden. 

Die genannten Gegenstände dflrfen nur in bdlsernen, vollständig mit Schrauben ver- 
schlossenen, aber dennoch leicht au untersuchenden Kisten sirkulieren. Das Packseug muft 
ebenfalls desinfiziert worden sein. 

Art. 7. Die lum internationalen Verkehr sugelassenen Sendungen, welcher Art sie 
immer sein mögen, dürfen weder Rebeoabgänge noch Rebenblätter enthalten. 

Art. 8. Die Gegenstände, welche bei einer Zollstätte angehalten worden sind, weil 
sie den Vorschriften in den Artikeln 2, 3, 6 oder 7 nicht genügen, müssen an den Ver- 
sandort auf Kosten dessen, den es angeht, surückgewiesen oder nach der Wahl ihres 
Eigentümers, wenn derselbe gegenwärtig ist, durch Feuer vernichtet werden. 

Die Gegenstände, an denen die zugezogenen Sachverständigen die Reblaus oder ver* 
dächtige Anzeichen gefanden haben, sollen sofort und an Ort und Stelle samt ihrer Ver- 
packung durch Feuer vernichtet werden. In einem solchen Falle soll ein Protokoll auf- 
genommen und der Regierung des Herkunftslandes übermittelt werden. 



Anhang n. 

Deutscher and französischer Text des Lü. über den Eisenbahnfracht- 
verkehr vom 14. Oktober 1890. 

Art. 1. Das gegenwXrtige interaationale Uebereinkommen findet AnwenduDg aaf alle 
SendiiDgen von Gütern, welche aaf Grand eines durchgehenden Frachtbriefes aas dem Gebiete 
eines der Tertragschliefienden Staaten in das Gebiet eines anderen yertragschliefienden Staates 
aaf denjenigen Eisenbahnstrecken befördert werden, welche an diesem Zweck in der an> 
liegenden Liste, vorbehaltlich der im Art. 68 vorgesehenen Aenderangen, bezeichnet^sind. 

Die Bestimmungen, welche aar Ausffihrang des gegenwärtigen Uebereinkommens von 
den vertragschlieAenden Staaten vereinbart werden, sollen dieselbe rechtliche Wirkung haben, 
wie das Uebereinkommen selbst. 

Art. 1. La präsente Convention internationale s'applique k tous les transports^de 
marchandises qui sont ex^cut^s, sur la base d'une lettre de voiture directe, du territoire 
de Tun des Etats contractants & destination du territoire d'nn autre Etat contractant, j[ par 
lea lignes de chemin de fer qui sont indiqu^es dans la liste ci-annexöe, sous röserve des 
modifications qui seront introduites dans cette liste conform6ment aux dispositions de 
rarticle 58. 

Les dispositions r^glementaires prises d' un commun aceord entre les Etats contractants 
ponr Tezdcution de la präsente Convention auront la mdme valeur que la Convention elle-mdme. 

Art. 8. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Uebereinkommens finden keine An- 
wendung auf die Bef5rdemng folgender Gegenstände : 

1) derjenigen Gegenstände, welche auch nur in einem der am Transporte beteiligten 
Gebiete dem Postzwange unterworfen sind; 

2) derjenigen Gegenstilnde, welche wegen ihres Umfangs, ihres Gewichts oder ihrer 
sonstigen Beschaffenheit, nach der Anlage und dem Betriebe auch nur einer^der 
Bahnen, welche an der AosfOhrung des Transportes teilzunehmen haben, sich lur 
Beförderung nicht eignen; 

3) derjenigen Gegenstände, deren Beförderung auch nur auf einem der am Transporte 
beteiligten Gebiete aus GrQnden der Öffentlichen Ordnung verboten ist. 

Art. 2. Les dispositions de la präsente Convention ne sont pas applicables an transport 
des objets suivants: 

1) Les objets dont le monopole est räservä k 1' administration des postes, ne füt-ce 

que sur Tun des territoires k parcourir. 
S) Les objets qui, par leur dimension, leur poids oa leor conditionnement ne se 
prdteraient pas au transport, k raison du matäriel et des amänagements, mdme 

21* 
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d'an sanl des chemins de fer dont ie ooncoara est n^oessdre ponr rexication 
da traoiport. 
S) Les objets dont le transport sersit interdit, par mesure d' ordre pablio, sor Ie 
territoire de l'an des BUts k traverser. 

Art. 8. Die AusflUinuigs-Bestlminangeii werden di^enigen Gflter beieichnen, weiche, 
wegen ihres großen Wertes, wegen ihrer besonderen Beschaffenheit oder wegen der (Gefahren, 
welche sie l&r die Ordnung and Sicherheit des Eisenbahnbetriebes bieten, vom internationalen 
Transporte nach Bf algabe dieses UebereinlLommens aasgeschlossen oder in diesem Transporte 
nor bedingnngsweise angelassen sind. 

Art. 8. Les dispositions r^glementaires d^signeront les objets qai, k raison de lear 
grande valear, de lear natnre oa des dangers qaMls pr6senteraient ponr la r^lariti et la 
steorit^ de T exploitation, seront excins da transport international r^M par la präsente 
Conrention, ou ne seront admis k ce transport qae soas certaines conditions. 

Art. 4. Die Bedingnngen der gemeinsamen Tarife der Eisenbahn- Vereine oder -Verbinde, 
«owie die Bedingangen der besonderen Tarife der Eisenbahnen haben, sofern diese Tarife 
aaf den internationalen Transport Anwendung finden sollen, Insoweit Qeltnng, als sie diesem 
üebereinkommen nicht widersprechen; anderenfalls sind sie nichtig. 

Art. 4. En ce qoi cunceme les transports intemationanx, seront valables les conditions 
des tarifs commons des associations oa anions de chemins de fer, de m4me qae Celles des 
tarifs partiealiers de chaqae chemin de fer, en tant qa*elles ne seront pas contraires k la 
OonTcntioni sinon elles seront consld4r6e8 oomme nnlles et non avenaes. 

Art. 6. Jede nach Maftgabe des Artikels 1 beseichnete Eisenbahn ist Terpflichtet, nach 
den Festsetsungen und anter den Bedingungen dieses Uebereinkommeos die Beförderung von 
Gfitem im iotemationalen Verkehr in Übernehmen, sofern 

1) der Absender den Anordnungen dieses Uebereinkommens sich unterwirft; 
2). die Beförderung mit den regelmlAigen Transportmitteln möglich ist; 
8) nicht UmstXnde, welche als höhere Gewalt su betrachten sind, die BefSrdemng 
yerhindern. 
Die Eisenbahnen sind nur verpflichtet, die Gflter sum Transporte ansunehmen, soweit 
die Beförderung derselben sofort erfolgen kann. Die fQr die Versandstation geltenden Vor- 
schriften bestimmen, ob dieselbe verpflichtet ist, die Gflter, deren Beförderung nicht sofort 
erfolgen kann, vorlinflg in Verwahrung su nehmen. 

Die Beförderung der Gflter flndet in der Reihenfolge statt, In welcher sie zam Transporte 
angenommen worden sind, sofern die Eisenbahn nicht awingende Grflnde des Elsenbahn- 
betriebes oder das öffentliche Interesse für eine Ausnahme geltend machen kann. 

Jede Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen dieses Artikels begrflndet den Anspruch 
aof Ersata des dadurch entstandenen Schadens. 

Art. 6. Tont chemin de fer d^igo4, comme il est dit k l'article 1^, est tenn d'effectuer, 
en sc conformant aux dauses et conditions de la präsente Convention, tout envoi de mar- 
chandises constituant un transport international, pourvu 

1) qae l'exp^diteur sc conforme aux prescriptions de la Convention; 

2) que le transport soit possible, en 6gard aux moyens ordinaires de transport; 
8) que des circonstances de force mijenre ne s'opposent pas au transport 

Les chemins de fer ne sont tenus d' accepter les exp^ditions qu' autant que le transport 
pourra en dtre effectu^ imm^diatement Les dispositions particuli^res en viguenr poor la 
gare d' exp^dition d6termineront si cette gare sera tenue de prendre provisoirement en d<p6t 
les marchandises dont le transport ne ponrrait pas s'effectuer imm6diatement. 

Les exp6ditions s' effectueront dans 1' ordre de leur acoeptation aa transport, k moina 
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qn« 1« cbMüfai de fer ne poiase faire Teloir nn motif safiOsast, fond^ snr lee n^oesatt^ da 
serrke de 1' ezploitatioii on na VintitH pablie. 

Tonte eontniTeiition au dispoeitions de cet artiele pourra donner liea k wie actioa 
en r^paratioii da pr^adice caaeA. 

Art 6. Jede internationale Sendang (Art. 1) moB Ton einem Praehtbriefe begleitet 
sein, welcher folgende Angaben enthält: 

a) Ort nnd Tag der Aasstellong; 

b) die Beaeichnnng der Versandstation, sowie der Versandbahn; 

e) die Beieichnang der Bestimmnogsstation, den Namen and den Wohnort des Em* 
pfllngers ; 

d) die Beieichnang der Sendang nach ihrem Inhalt, die Angabe des Gewichtes oder 
statt dessen eine den besonderen Vorschriften der Versandbahn entsprechende 
Angabe; ferner bei Stüekgnt die Annahl, Art der Verpackang, Zeichen and 
Kammer der Frachtstficke ; 

e) das Verlangen des Absenders, Spesialtarife anter den in den Art. 14 and 36 
für salässig erklärten Bedingangen lar Anwendang sa bringen; 

f) die Aogabe des deklarierten Interesses an der Lieferang (Art. 88 and 40); 

g) die Angabe, ob das Gat in Bilfracht oder in gewöhnlicher Fracht sa befördern sei; 
h) das genane Veraeichnis der für die soll- oder steaeramtliohe Behandlang oder 

poliseilicbe Prüfung nötigen Begleitpapiere; 
i) den Frankatorvermerk im Falle der Voraasbesablang der Fracht oder der Hinter- 

legang eines Frankatarirorschusses (Art. 18 Abs. S); 
k) die aaf dem Gate haftenden Machnahmen, and swar sowohl die erst nach Eingang 
aussnsahlenden, als auch die von der Eisenbahn geleisteten BaryorschÜsse ( Art. 18); 
1) die Angabe des einsohaltenden Transportweges, anter Beseiehnnng der Stationen, 
wo die ZoUabfertignng stattfinden soll. 

In Ermangelang dieser Angabe hat die Eisenbahn demjenigen Weg sa wählen, 
welcher ihr für den Absender am sweckmäfligsten scheint Fftr die Folgen dieser 
Wahl haftet die Eisenbahn nnr, wenn ihr hierbei ein grobes Verschalden sor 
Last fällt 

Wenn der Absender den Transportweg angegeben hst, ist die Elsenbahn nar 
anter den nachstehenden Bedingangen berechtigt, ffir die Beförderung der Sendang 
einen anderen Weg sa benutsen : 
1) daA die ZoUabfertigfung immer in den vom Absender beseichneten Stationen 

sUttfindet ; 
8) dsfi keine höhere Fracht gefordert wird als diejenige, welche hätte beiahlt 
werden müssen, wenn die Eisenbahn den im Frachtbriefe beseichneten Weg 
benatit hätte; 
8) daä die Lieferfrist der Ware nicht länger ist, als sie gewesen wäre, wenn 
die Sendang anf dem im Frachtbriefe beseichneten Wege ansgeführt worden 
wäre; 
m) die Unterschrift des Absenders mit seinem Namen oder seiner Firma, sowie die 
Angabe seiner Wohnong. Die Unterschrift kann dorch eine gedruckte oder ge- 
stempelte Zeichnung des Absenders ersetst werden , wenn die Gesetze oder 
Beglemente des Versandortes es gestatten. 
Die näheren Festsetaungen ober die Ausstellung und den Inhalt des Frachtbriefes, 
Insbesondere das aar Anwendang kommende Formular, bleiben den Ausführungs-Bestinmiungen 
vorbehalten. 

Die Aufnahme weiterer Erklärungen in den Frschtbrief, die Ausstellung anderer Ur- 
kunden anstatt des Frachtbriefes, sowie die Beif&gung anderer Schriftstflcke sum Fracht^ 
briefe ist nnsolässig, sofern dieselben nicht durch dieses Ueberelnkommen fBr statthaft 
erklärt sind. 
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Die Eisenbahn kann indes, wenn es die Oesetee oder Reglemente des Versandortes 
Torsehreiben, Tom Absender aufter dem Frachtbriefe die Aasstellnng einer Urkonde ver* 
langen, welche daia bestimmt ist, in den Hftnden der Verwaltung sn bleiben, um ihr als 
Beweb über den Frachtvertrag an dienen. 

Jede Eisenbahnverwaltnng ist berechtigt, f&r den internen Dienst ein Stammheft sa 
erstellen, welches in der Versandstation bleibt nnd mit derselben Kammer Tersehen wird, 
wie der Frachtbrief nnd das Duplikat 

Art. 6. Tonte ezpidition internationale (artide 1) doit %tn aecompagnie d'nne lettre 
de Toitare» qni contiendra les mentions snivantes: 

a) Le lieu et la date oü la lettre de Toitare a ^t^ crMe. 

b) La d6signation de la gare d'ezp^dition et de 1' administration ezp6ditriee. 

c) La dösignation de la gare de destination, le nom et le domicile du destinataire. 

d) La dösignation de la natnre de la marchandise, l'indication da poids ou an 
renseignement rempla^ant cette Indication eonform^ment anx dispositions speciales 
da chemin de fer ezp^diteur, en ontre, poar les marchandises par colis, le nombre, 
la description de Temballage, les marqaes et num^ros de colis. 

e) La demande faite par Texp^diteor de Tapplioation des tarifs spteiaox anx con- 
ditions antoris^es aax artides 14 et 86. 

f) La d6claration, s'il y a liea, de la somme reprteentant l'int^r^t k la livraison 
(artides 88 et 40). ^ 

g) La mention si TexpMition doit fitre faite en grande oa en petite Titesse. 

h) L'^nnm^ration d4taill4e des papiers reqais par les dooanes, octrois et aatorit4s 

de police, et qui doivent accompagner la marchandise. 
i) La mention de V exp^dition en port pay^, s' il y a liea, soit qae 1* exp^ditenr ait 
soldi le montant r6el des frais de transport, soit qa'il ait fait an d^p6t destinö 
k couyrir ces frais de transport (artide 18, alin^a 8). 
k) Le remboarsemeot grevant la marchandise et les döbours qui aaraient 6t4 accept4s 

par le chemin de fer (artide 18). 
1) La mention de la voie ä soivre avec indication des stations od. doivent 6tre faites 
les Operations de doaane. 

A döfant de cette mention, le diemin de fer doit ohoisir la voie qai lui parait 
la plas avantagease poar 1' exp^ditear. Le ehemin de fer n*est responsable des 
cons^qaences rtealtant de ce choix qae s'il y a ea faate grave de sa part 

8i rexp4ditear a indiqa4 la voie k saivre, le chemin de fer ne pourra, poar 
effectaer le transport, ntUiser une aatre voie que soas les conditions saivantes: 
1) les Operations de doaane auront toajoars liea aax stations dösign^es par 

r exp6ditear ; 
S) il ne sera pas r^clami ane taxe de transport sapMeare k celle qai aarait 
M perfae si le chemin de fer s'4tait conformä k Titin^raire ehoisi par 
V exp6ditear ; 
8) la marchandise sera llvr^e dans an d61ai ne d^passant pas celai qai r^olterait 
de ritin^raire indiqaö dans la lettre de voitare. 
m) Le nom oa la raison commerciale de V expMiteur, oonstati par sa Signatare, ainsi 
qae 1' indication de son adresse. La Signatare poorra 6tre imprimee oa remplac4e 
par le timbre de 1' exp^ditear, si les lois oa r^Iements da liea de l*exp4dition 
le permettent. 
Les prescriptions de detail eonoernant la rMacUon et le oontena de la lettre de voitore, 
et notamment le formalaire k appliqaer, sont renvoy^es aax dispositions poar rex6cation 
de la Conveotion. 

II est interdit d' ins^rer dans la lettre de voitare d' aatres diolarations, de remplaoer 
cette lettre par d' aatres pi^ces oa d'y ^joater d' aatres docaments qae ceox autoris^s par 
la präsente Convention. 
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Toutefois, lonque les lois «t r^lementa da liea de r«zp6diHon T ordonneront, le 
chtfnin d« fer ponrra «xiger de rezpMitanr, ootre U lettre de yoiture, ane pi^ce dettin6e 
k retter entre lee malus de 1' adminiatration pour Ini serrir de prenve da contrat de 
traotport. 

L' adminlstratioD da chemin de fer poorra ^galement cr^er, poar les besoins de son 
serrioe lot^riear, ane soache destin^e k rester k la gare exp^ditriee et portant le mdme 
nam^ qoe la lettre de Toitore et le dapUcata. 

Art. 7. Der Absender haftet (Ür die Richtigkeit der in den Frachtbrief aufgenommenen 
Angaben and Erkllrangen and trügt alle Folgen, welche aas anrichtigen, ungenaaen oder 
nngenfigenden Erkllrangen entspringen. 

Die Eisenbahn ist jederaeit berechtigt, die Uebereinstimmang des Inhalts der Sendangen 
mit den Angaben des Frachtbriefes sa prflfen. Die Feststellang erfolgt nach MaBgabe der 
am Orte des Vorgangs bestehenden Gesetse oder Beglemente. Der Berechtigte soll gehörig 
eingeladen werden, bei der Prfifang sngegen sa sein, Yorbehaltlich des Falles, wenn die 
letstere aaf Grand poliseilicher MaBregeln, die der Staat im Interesse der öflfentlichen Sicher- 
heit oder der öffentlichen Ordnung su ergreifen berechtigt ist, stattfindet. 

Hinsichtiioh des Rechts und der Verpflicbtong der Bahnen, das Gewicht oder die 
Stücksabi des Gates su ermitteln oder su kontrollieren, sind die Gesetse und Reglemente 
des betreffenden Staates maßgebend. 

Bei unrichtiger Angabe des Inhalts einer Sendung, sowie im Falle der üeberlastung 
eines dem Absender zur Selbstverladung gestellten Wagens, sofern er die Verwiegung nicht 
yerlangt hat, ist •— abgesehen von der Nachsahlung der etwaigen Frachtdifferens und dem 
Ersätze des entstandenen Schadens, sowie den durch strafgesetaliche oder poliseiliche Be- 
stimmungen vorgesehenen Strafen — ein Frachtauschlag an die am Transporte beteiligten 
Eisenbahnen su sahlen, dessen Höbe durch die Ausf&hrungs-Bestimmungen festgesetzt wird. 

Art. 7. L'exp^diteur est responsable de l'exactitude des indications et d^arations 
contenues dans la lettre de voitnre ; il Supporte toutes les cons^quences, r^sultant de dicla- 
rations irr^guli^res, inexactes ou incompUtes. 

Le chemin de fer a toujours le droit de TÖrifler si le contena des eolis ripond auz 
dnonciations de la lettre de voiture. La T^rification sera faite conformiment ans lois et 
riglements du territoire oü eile aura lien. L' ayant-droit sera düment appelö k assister 
k cette T^rification, sauf le cas ot eile sera faite en vertu des mesures de police que 
chaque gouvemement a le droit de prendre dans 1* int^rdt de la sicurltd et de 1' ordre public. 

Les lois et r^glements de chaque Etat rigleront ^galement ce qni concerne le droit et 
1* Obligation de constater et de contr61er le poids de la marchandise on le nombre des colis. 

Les dispositions riglementaires fixeront la surtaze qui, en cas de fausse d^claration 
du contenn, ainsi qu*en cas de surcharge d'nn wagon charg^ par Texp^diteur et dont il 
n'aura pas demand^ le pessge, devra dtre payie aux chemins de fer ayant pris part au 
transport, sans pr^udice, s'il y a lieu, du paiement compl^mentaire de la difförenoe des 
frais de transport et de toute indemnit^ pour le dommsge qui en r^silterait, ainsi que de 
la peine encoorue en vertu des dispositions pönales ou des r^glements de police. 

Art. 8. Der Frachtvertrag ist abgeschlossen, sobald das Gat mit dem Frachtbriefe 
von der Versandstation zur Beförderung angenommen ist. Als Zeichen der Annahme wird 
dem Frachtbriefe der Datumstempel der Versandexpedition aufgedrückt 

Die Abstempelung hat ohne Verzug nach vollstftndiger Auflieferung des in demselben 
Frachtbriefe verzeichneten Gutes und auf Verlangen des Absenders in dessen Gegenwart 
zu erfolgen. 

Der mit dem Stempel versehene Frachtbrief dient als Beweis über den Frachtvertrag. 

Jedoch machen bezüglich derjenigen Güter, deren Aufladen nach den Tarifen oder 
nach besonderer Vereinbarung, soweit eine solche in dem Staatsgebiete, wo sie zur Aus- 
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AhinDg gttlADgt, iiiUSasIg ist, Ton dem Absender besorgt wird, die Angsbeii des Fracht- 
briefes Aber dss Gewieht und die AmisU der Stücke gegen die Bisenbshn keinen Beweis, 
sofern nicht die Nsehwiegang besiehongsweise Kachslhlnng scAtens der Eisenbahn erfolgt 
and dies auf dem Frachtbriefe beorkandet ist. 

Die Eisenbahn ist Terpflichtet, den Empfang des ihrachtgates, unter Angabe des Datums 
der Annahme sur BefSrderung, auf einem ihr mit dem Frachtbriefe Toranlegenden DupUimle 
desselben sn bescheinigen. 

Dieses Duplikat hat nicht die Bedeutnog des Originalfrachtbriefes und ebensowenig 
diejenige eines Konnossements (Ladeschsins). 

Art 8. Le contrat de transport est condu dh» que la gare exp^ditrice a acoept^ au 
transport la marchandise avec la lettre de voitnre. La gare exp6ditrice constate 1' acceptation 
en apposant sur la lettre de voitnre son timbre portant la date de i' acceptation. 

L'apposition du timbre doit ayoir Heu imm^diatement apr^s la livraison complbte de 
la marchandise d^ign^ dans une mdme lettre de voitnre. L'expMiteur peut demander 
que la dite spposition soit faite en sa pr^ence. 

Aprös 1* spposition du timbre, la lettre de voiture fait preuve du contrat de transport. 

Toutefois, en ce qui concerne les marchandises qui, conform^ment anx prescriptions 
des tarifs ou des Conventions speciales, en tant que de tell«s Conventions sont autoris^es 
sur le territoire de TEtat oü alles sont appKquies, sont chsrg4es par 1' exp^diteur, les 
^nonciations de la lettre de voitnre relatives soit au poids, soit au nombre des colis, ne 
feront preuve cootre le chemin de fer qu'autant que la virification de ce poids et du 
nombre des colis aura ^t^ faite par le chemin de fer et conststie sur la lettre de voiture. 

Le chemin de fer est tenu de certifisr la r^ception de la marchandise et la date de 
la remise au transport, sur un duplicata de la lettre de voitnre qui devra lui dtre prisent^ 
par l*expdditenr en mSme temps que la lettre de voiture. 

Ce duplicata n*a la valeur ni de la lettre de voiture accompsgnant l'envoi ni d'un 
connaissement. 

Art 9. Soweit die Natur des Frachtgfutes sum Sohutse gegen Verlust oder BesehSdigang 
auf dem Transporte eine Verpackung nCtig macht, liegt die gehdrige Besorgung derselben 
dem Absender ob. 

Ist der Absender dieser Verpflichtung nicht nachgekommen, so ist die Eisenbahn, IsUs 
sie nicht die Annahme des Qutes verweigert, berechtigt su verlangen, daA der Absender 
auf dem Prachtbriefe das Fehlen oder die Mingel der Verpackung unter speaieller Be- 
aeichnung anerkennt und der Versandstation hierüber auBerdem eine besondere ErklXruog 
nach Maftgabe eines durch die AusfÜhrungs - Bestimmungen festsusetsenden Formulars 
ausstellt 

Für derartig bescheinigte, sowie für solche MXngel der Verpackung, welche fiuAerlieh 
nicht erkennbar sind, bat der Absender su haften und jeden daraus entstehenden Schaden 
BU tragen besiehungsweise der Bahnverwaltung su ersetsen. Ist die Ausstellung der ge- 
dachten Erklftrung nicht erfolgt, so haftet der Absender für ftufierlich erkennbare Mftngei 
der Verpackung nur, wenn ihm ein arglistiges Verfahren sur Last flUlt. 

Art 9. Lorsque la natura de la marchandise n^cessite un emballage pour la pr^erver 
de pertes et avaries en cours de transport, le soin en incombe it l'expöditeur. 

Bi Texp^diteur n'a pas rempli ce devoir, le chemin de fer, k moins qu*il ne refuse 
la marchandise, sera en droit de demander que 1* exp^diteur reconnaisse, sous une mention 
speciale dans la lettre de voitnre, soit le manque absolu d' emballage, soit son con- 
ditionneroent d^fectuenx, et qu'en outre il remette k la gare exp^ditrice une d^daimtion 
speciale conforme au modMe qui sera d^terminö dans les dispositions r^glementaires. 

L'exp^ditenr est responsable des cons^qnences des difsuts ainsi constatös, de mtane 
que des vices non apparents de 1* emballage. Tons les dommages r^snltant de ces d^fec- 
tuositös d' emballage sont k la Charge de V exp^diteur, qui, le cas ^hdant, devra indemniser 
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!• ohemin de fer. B'il n'y a pas e« d« dtelamtloii, Texp^ditoiir oe stra responsable des 
d^fiMite apparents de i'emballage qme lorsqn'il sera eoapable de doL 

Art. 10. Der Absender bt Terpflichtet, dem Fraehtbriefe diejenigen Begleitpapiere 
beisngeben, welche snr ErfUlnng der etwa bestehenden Zoll-, Steuer- oder Poliaeiyor- 
•ebrifken vor der Ablieferang an den Bmpfinger erforderlich sind. Er haftet der Eisenbahn, 
sofern derselben nicht ein Verschulden aar Last ilUt, fAr alle Polgen, welche ans dem 
Mangel, der Unsulftngllchkeit oder ünrichtigk^t dieser Papiere entstehen. 

Der Bisenbshn liegt eine Prflfiing der Richtigkeit und Vollstftndigkeit derselben nicht ob. 

Die Zoll-, Steuer- und Poliseivorschriften werden, solange das Gut sich auf dem Wege 
befindet, Ton der Eisenbahn erf&llt Sie kann diese Aufgabe unter ihrer eigenen Ver- 
antwortlichkeit einem Kommissionftr Übertragen oder sie selbst übernehmen. In beiden 
Flllen hat sie die Verpflichtungen eines Kommissioniss. 

Der Verfttgungsbereohtigte kann Jedoch der Zollbehandlung entweder selbst oder durch 
einen im Prachtbriefe beseichneten BevoUmichtigten beiwohnen, um die nMgen Aufklimngen 
über die Tariflerung des Gutes su erteilen und seine Bemerkungen beiiufügen. Diese 
dem Verfügungsberechtigten erteilte Befogois begründet nicht das Recht, das Gut in Besita 
su nehmen oder die Zollbehandlung selbst Torsunehmen. 

Bei der Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte steht dem EmpfKnger das Recht 
su, die soll- und steueramtlkshe Behandlung su besorgen, falls nicht im Frachtbriefe etwas 
anderes festgesetst ist. 

Art. 10. V ezp^diteur est tenu de Joindre k la lettre de voiture les papiers qui, avant 
la remise de la marchandise au destinataire, sont n^cessaires k 1' sccomplissement des for- 
malit^ de douane, d'octroi ou de police. L'exp^diteur est responsable envers le chemin 
de fer de tons dommages qui pourrsient r^sulter de l'absence, de 1' insnffisance ou de 
r irr^gularit^ de ces pi^ces, sauf le cas de faute de la part du chemin de fer. 

Le chemin de fer n'est pas tenu d'examiner si les papiers sont ezacts et suffisants. 

Les formalit^ de douane, d'octroi ou de police seront remplies en cours de route 
par le chemin de fer. Celui-ci sera libre, sous sa propre responsabilit^, de confier ce soin 
k un commlssionnaire ou de s'en charger lui-mdme. Dans l'un et Tautre cas, le chemin 
de fer aura les obligations d'un eommissionnaire. 

Tontefois l'ayant-droit k la marchandise pourra solt par Ini-mdme, seit par un man- 
dataire dMgn^ dans la lettre de yoiture, assister aus Operations de douane pour donner 
tons les renseignements nöcessaires concernant la tarificatlon de la marchandise et pr^enter 
ses obsenrations. Cette facult^ donnie k l'ayant-droit n' empörte ni le droit de prendre 
poesession de la marchandise, ni le droit de procMer aus Operations de douane. 

Le destinataire aura le droit de remplir k l'arrivee de la marchandise dans la gare 
destinataire les formalites de douane et d'octroi, k moins de stipulations contraires dans 
la lettre de Toiture. 

Art. 11. Die Berechnung der Fracht erfolgt nach MaBgabe der su Recht bestehenden, 
gehörig ▼erOfl'entlichten Tarife. Jedes Privatübereinkommen, wodurch einem oder mehreren 
Absendern eine PreisermXfiigung gegenüber jien Tarifen gewährt werden soll, ist verboten 
•nd nichtig. Dagegen sind TarifermftAigungen erlaubt, welche gehörig veröffentlicht sind 
und unter Erfüllung der gleichen Bedingungen jedermann in gleicher Welse su gute kommen. 

AuAer den im Tarife angegebenen FrachtsAtsen und Vergütungen für besondere im 
Tarife vorgesehene Leistungen su Gunsten der Eisenbahnen dürfen nur bare Auslagen er- 
hoben werden — insbesondere Aus-, Ein- und Durcbgangsabgaben, nicht In den Tarif auf- 
genommene Kosten für Ueberftthrung und Auslagen für Reparatnren an den Gütern, welche 
infolge ihrer kußeren oder inneren Beschsffenheit su ihrer Erhaltung notwendig werden. 

Diese Auslagen sind gehörig festsustellen und in dem Frachtbriefe ersichtlich su 
machen, welehem die Beweisstücke beiaugeben sind. 
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Art. 11. Les priz de transport 8«ront calcuHs conform^ment anx tariis l^galement 
en ylgnenr et düment pabli^. Tont trait^ particalier, qai anrait pour e£fet d'aocorder k an 
oa plusienrg ezp^ditears one rMaction de prix aar les tarifs, est formellement interdit et 
nnl de plein droit. Tontefois sont autorisies les r^dactions de priz düment pablite et 
ögalement aceessibles & toas auz mdmes conditions. 

II ne sera per9a, an profit des chemins de fer, en sus des tazes de transport et des 
frais accessoires oa sp^aoz pr^TOs par les tarifs, aneone aatre somme qae les d^penses 
faites par les chemins de fer — tels qae droits de sortis, d'eatr^e et de transit, frais de 
camionnage d'aoe gare k 1* aatre non indiqa^ par le tarif, frais de r^parations n^cessitis 
par le conditionnement ezt^riear ou int^riear des marchandlses poar en assorer la con- 
servation. Ces dipenses derront €tre düment constat^es et seront mentionnies sor la lettre 
de Toitare, qai sera accompagnöe des pifcces jostificatiyes. 

• 

Art. 18. Werden die Frachtgelder nicht bei der Aa^be des Gates aar BefSrderang 
berichtigt, so gelten sie als aaf den EmpfKnger angewiesen. 

Bei Gütern, welche nach dem Ermessen der annehmenden Bahn schnellem Verderben 
unterliegen oder wegen ihres geringen Wertes die Fracht nicht sicher decken, kann die 
Yoraasbezahlang der Frachtgelder gefordert werden. 

Wenn im Falle der Frankiernng der Betrag der Gesamtfracht beim Versand nicht 
genaa bestimmt werden kann, so kann die Versandbahn die Hinterlegang des angeühren 
Frachtbetrages fordern. 

Warde der Tarif anrichtig angewendet oder sind Rechnangsfehler bei der Festsetsang 
der Frachtgelder und Gebühren vorgekommen, so ist das an wenig Geforderte nachaasahlen, 
das sa viel Erhobene sa erstatten. Ein derartiger Ansprach kann nar binnen Jahresfrist 
yom Tage der Zahlung an geltend gemacht werden. Die Bestimmungen des Art. 45 Abs. 8 
finden Anwendung auf die im gegenwärtigen Artikel erwähnten Forderungen, mögen diese 
Yon der Eisenbahn oder gegen dieselbe erhoben werden. Die Bestimmung des Art. 44 
erster Absata findet keine Anwendung. 

Art. 12. 8i les frais de transport n'ont pas M payös lors de la remise de la 
marchandise an transport, ils seront consid6r^s comme mis k la charge du destinataire. 

Le chemin de fer ezpöditeur peut exiger l'avance des frais de transport lorsqu'il 
s' agit de marchandlses qui, d' apris son appr^ciation, sont sigettes k une prompte dätiriora- 
tion, ou qui, k cause de leur valeur minime, ne lui garantissent pas suffisamment les frais 
de transport 

8i, en cas de transport en port payi, le montant des frais ne peut pas dtre fix< 
ezactement an moment de Texpidition, le chemin de fer poorra exiger le d6p6t d*une 
somme repr^sentant approximativement ces frais. 

En cas d'application irr^guliire du tarif ou d'erreurs de oalcul dans la fixation des 
frais de transport et des frais accessoires, la diiF6rence en plus ou en moins devra %tn 
rembours^e. Tonte röclamation pour erreur n'est recevable que si eile est faite dans le 
d^lai d'un an k partir du jour du paiement. Les dispositions oontenues dans l'article 45, 
alinöa 8, sont applicables anx r^clamations mentionn6es dans le präsent article, tant contre 
le chemin de fer qu*en sa faveur. Les dispositions de l'alinöa 1 de T article 44 ne 
s'appliquent pas dans ce cas. 

Art. 18. Dem Absender ist gestattet, das Gut bis cur Höhe des Wertes desselben 
mit Nachnahme lu belasten. Diese Nachnahme darf jedoch den in den Ausfuhrnngs- 
Bestimmungen festgesetsten Höcbstbetrag nur insoweit fibersteigen, als sämtliche am 
Transporte beteiligte Bahnen einverstanden sind. Diejenigen Güter, für welche Voraua- 
besahlung der Fracht verlangt werden kann (Art. 12 Abs. 2), dürfen nicht mit Nachnahme 
belastet werden. 

Für die aufgegebene Nachnahme wird die tarifmäfiige Provision berechnet. 
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Die Eisenbahn ist nicht yerpflichtet, dem Absender 4ie Nachnahme eher anssusahlen, 
als bis der Betrag derselben vom Empflnger besahlt ist. Dies findet anch Anwendnng^ 
anf Aoslagen, welche Tor der Aufgabe für das Frachtgut gemacht worden sind. 

bt das Gut ohne Einsiehung der Nachnahme abgeliefert worden, so haftet die Eisen- 
bahn iOr den Schaden bis snm Betrage der Nachnahme und hat denselben dem Absender 
sofort SU ersetzen, Torbehaltlich ihres Rückgri£b gegen den BmpfXnger. 

Art. 18. L'ezpöditeur pourra grever la marchandise d*un remboursement josqu'k 
concurrence de sa yalenr. Toutefois, ce remboursement ne pourra exender le mazimum 
fiz6 par les dispositions r^glementaires qu'autant que tous les chemins de fer qni participent 
au transport 7 consentiront. Les marehandises dont le prix de transport pent Itre röolam^ 
d'avanee (artide 18, alin^a 2), ne pourront pas 6tre grev^ d'nn remboursement. 

L'envoi eontre remboorsement donnera lieu k la perceptlon d'une taxe k döterminer 
par les tarifs. 

Le chemin de fer ne sera tenu de payer le remboursement k l'exp^ditenr que du 
moment o& le montant en aura ^t^ sold6 par le destinataire. Le chemin de fer n'est pas 
tenu de payer d'ayance des d^bours faits aFant la consignation de la marchandise. 

Si la marchandise a 4t6 dtiivr^e au destinataire sans encaissement pr^alable du 
remboursement, le chemin de fer sera responsable du dommsge et sera tenu de payer 
imm^diatement ä l'exp^diteur le montant de ce dommage jusqu'k concurrence du montant 
du remboursement, sauf son recours eontre le destinataire. 

Art. 14. Die Ausfübrungs-Bestimmungen werden die allgemeinen Vorschriften, be- 
trefTend die Mazimallieferfristen, die Berechnung, den Beginn, die Unterbrechung und das 
Ende der Lieferfristen, feststellen. 

Wenn nach den Gesetsen und Beglementen eines der Vertragsstaaten Speiialtarife zu 
reduzierten Preisen und mit verlängerten Lieferfristen gestattet sind, so können die Eisen- 
bahnen dieses Staates diese Tarife mit yerlftngerten Fristen auch im internationalen Verkehr 
anwenden. 

Im fibrigen richten sich die Lieferfristen nach den Bestimmungen der im einseinen 
Falle znr Anwendung kommenden Tarife. 

Art. 14. Les dispositions r^glementaires 4tabliront des prescriptions g6nerales con- 
cernant les d^lais maxima de liTraison, le oalcul, le point de d4part, 1' Interruption et 
Fexpiration des dölais de llyraison. 

Lorsque d' aprto les lois et rkglements d' nn pays il peut 4tre cr^i des tarifs sp^danx 
k prix r4duits et k d^lais allong4s, les administrations de chemins de fer de ce pays pourront 
aussi appliquer ces tarifs k d^lais allongis dans le traflo international. 

Les d^lais de livraison sont d'ailleurs flx4s par les dispositions des Urife applicables 
dans cbaque cas sp4dal. 

Art. 16. Der Absender alldn hat das Recht, die Verfügung zu treffen, daB die Ware 
auf der Versandstation zurückgegeben, unterwegs angehalten oder an einen anderen als 
den im Frachtbriefe bezeichneten Empfinger am Bestimmungsorte oder dner Zwischenstation 
abgdiefert werde. 

Dieses Recht steht indes dem Absender nur dann zu, wenn er das Duplikat des 
Frachtbriefes vorweist. Hat die Eisenbahn die Anweisungen des Absenders befolgt, ohne 
die Vorzeigung des Duplikatfrachtbriefes zu verlangen, so ist sie für den darans entstandenen 
Schaden dem Empfänger, weichem der Absender dieses Duplikat übergeben hat, haftbar. 

Derartige Verfügungen des Absenders ist die Eisenbahn zu beachten nur verpflichtet, 
wenn sie ihr durch Vermitteinng der Versandstation zugekommen sind. 

Das VerfÜgnngsrecht des Absenders erlischt, auch wenn er das Frachtbriefdnplikat 
bedtzt, sobald nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte der Frachtbrief dem Empfänger 
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übergeben oder die von dem letatenn naoh MaBgabe das Art. 16 erhobeiM Klage der 
Bisenbahn sugestellt worden ist. I»t dies gesebefaeo, so hat die Elseobahn nur die An« 
Weisungen des beaeichneten Empflngers an beaebteUf widrigenfiüls sie demselben «Ar das Out 
baftbar wird. 

Die Eisenbahn dsrf die AosfObrnng der im Abs. 1 Torgesebenen Anweisungen nur 
dann verweigern oder versögern, oder solche Anweisungen in Terftnderter Weise ausftbren, 
wenn durch die Befolgung derselben der regelmllftige Transportrerkehr gestdrt würde. 

Die im ersten Absata dieses Artikels yorgesehenen VerfBgungen mttssen mittelst 
schriftlicher und vom Absender unterteichneter Brkllrung nach dem in den AusfUhrungs- 
Bestimmungen rorgeschriebenen Formular erfolgen. Die Erkllrung ist auf dem Frachtbrief- 
duplikat sn wiederholen, welches gleichseitig der Eisenbahn yonulegen und von dieser 
dem Absender lurficksugeben ist 

Jede in anderer Form gegebene Verfügung des Absenders ist nichtig. 

Die Eisenbahn kann den Ersats der Kosten verlangen, welche durch die Ausführung 
der im Abs. 1 vorgesehenen Verfügungen entstanden sind, insoweit diese VerfBgnngen nicht 
durch ihr eigenes Verschulden veranlaßt worden sind. 

Art. 16. L'expMiteur a seul le droit de disposer de la marehandise, soit en Is retirant 
k la gare de d^part, soit en l'arrdtant en eours de route, soit en la fsisant d61ivrer au lieu 
de destination oa en cours de route k une personne autre que oelle du destinataire indiqu^ 
sur la lettre de voiture. 

Toutefois Texp^diteur ne peut exercer ce droit qu'antant qu'il prodnit le duplicata 
de la lettre de voiture. Le chemin de fer qui se sera conform^ anx ordres de 1' expiditenr 
Sans exiger la reprösentation de ce duplicata, sera responsable du pr^udice cans^ par ce 
fait vis-k-vis du destinataire auquel ce duplicata aura iti remis par 1' exp^diteur. 

Le chemin de fer n'est tenu d'ex^cuter ces ordres de l'exp^diteur que lorsqu'ils sont 
trsnsmis par 1' intermidiaire de la gare d' exp^dition. 

Le droit de V expiditeur, mdme muni du duplicata, cesse, lorsque la marehandise ^tant 
arriv^e k destination, la lettre de voiture a M remise au destinataire, ou que celni-ci 
a intentö l'action mentionn^e k Terticle 16 en assignant le chemin de fer. A partir de ce 
moment, le droit de disposer passe au destinataire, aux ordres dnqnel le chemin de fer 
doit se conformer sous peine d'dtre responsable envers lui de la marehandise. 

Le chemin de fer ne peut se refuser k Tex^cution des ordres dont il est fait mention 
k ralinte 1, ni apporter des retards ou des changements k ces ordres, qu'antant qu'il en 
risnlterait un tronble dans le Service regulier de 1' exploitation. 

Les ordres mentionn^ k l'alinda 1 doivent 6tre donnös au moyen d'une d^aration 
Perlte, signte par l'expöditeur oonform^ment au formulaire preserit par les dispositions 
r^glementaires. La dite d^elaration doit dtre r6p6töe sur le duplicata de la lettre de 
voiture, lequel sera pr^nt^ en mdme temps an chemin de fer et rendu par ce demier 
k Texp^ditenr. 

Tonte disposition de 1' expMiteur donn^e sous une autre forme sera nulle et non avenue. 

Le chemin de fer aura droit au remboursement des frais r^sultant de rexicution des 
ordres mentionn^s k V alin^a 1, k moins que 1' ordre n' ait eu pour cause la faute du chemin 
de fer. 

Art. 16. Die Eisenbahn ist verpflichtet, am Bestimmungsorte dem beieichneten 
Empflhiger gegen Besahlung der im Frachtbriefe ersichtlich gemachten Betrige und gegen 
Beseheinigung des Empfanges den Frachtbrief und das Gut aussuhftndigen. 

Der EmpfXnger ist nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte bereefatigt, die durch 
den Frachtvertrag begründeten Rechte gegen Erfüllung der sieh daraus ergebenden Ver- 
pflichtungen in eigenem Namen gegen die Eisenbahn geltend au machen, sei es, da0 er 
hierbei in eigenem oder in fremdem Interesse handle. Er ist insbesondere berechtigf, von 
der Bisenbahn die Uebergabe des Frachtbriefes und die Anslieferung des Gutes au verlangen. 
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DiM68 S«ebt •rliteht, w«dii der im Beritsa des DaplIkatM bdlndliehe Absender der Eisen- 
behn eine na«h MaSgabe des Art 16 estgegenstehende Verfilgang erteilt hat. 

Als Ort der AblieCenuig gilt die Tom Absender beieiehnete Bestimmoogsstation. 

Art 16. Le chemin de fer est tena de diliTier, an Uea de destination, la lettre de 
Toitsre et la marehandlse aa destlnataire, contre qaittanoe et rembonrsemeDt da montant 
des er^anees risnltant de la lettre de yoitiire. 

Aprte l'arriTte de la marchandiee aa liea de destlnation, le destinataire est aatorls^ 
seit qa'il agisse dans son propre int^rit, seit dans l'int^rdt d'aatnü, k faire Taloir en son 
propre nom, Tls-l^Tis da ebemin de fer, les droits r^altant da contrat de trantport poor 
Tez^eatioii des obiigations qae ce oontimt lai impose. II poarra, notamment, demander aa 
ehsmin de fer la remise de la lettre de Toitare et la d^liTranee de la msrchandise. Ce 
droit s' Steint qaand l'ezpMitear, monl da dnplicata, a donn^ aa chemin de fer, en verta 
de Tartiele 16, an ordre eontraire. 

La Station destinataire d^signte par 1' ezpMltear est eonsld^r^e oomme liea de livraison. 

Art 17. Darefa Annahme des Gates and des Frachtbriefes wird der Empfinger tot- 
pflichtet, der Bisenbahn die im Frachtbriefe ersiehtlich gemachten Betrige sa beiahlen. 

Art 17. La rteeption de la marchandise et de la lettre de Toltnre oblige le desti- 
nataire h psyer aa chemin de fer le montant des crianees rteoltant de la lettre de Toitore. 

Art 18. Wird der Antritt oder die Fortsetiang des Eisenbahntransportes daroh 
höhere Oewalt oder Zafall Terhindert and kann der Transport anf einem anderen Wege 
nicht stattfinden, so hat die Eisenbahn den Absender nm anderweitige Disposition Aber das 
€hit ansagehen. 

Der Absender kann vom Vertrage sarficktreten, mn£ aber die Eisenbahn, sofern der- 
selben kein Verschnlden sar Last fUlt, für die Kosten lar Vorbereitang des Transportes, 
die Kosten der Wiederaosladang and die Ansprflche in Besiebong anf den etwa bereits 
sarüekgelegten Transportweg entschldigeo. 

Wenn im Falle einer Betriebsstörang die Fortsetsaog des Transportes aaf einem 
anderen Wege stattfinden kann, ist die Entscheidung der Eisenbahn überlassen, ob es dem 
Interesse des Absenders entspricht, den Transport anf einem anderen Wege dem Bestimmangs- 
orte sasaführen, oder den Transport ansahalten and den Absender nm anderweiUge An- 
weisung ansagehen. 

Befindet sich der Absender nicht im Besitse des Frachtbriefdaplikats, so dürfen die 
in diesem Artikel vorgesehenen Anweisungen weder die Person des Empfllngers, noch den 
Bestimmungsort ablndern. 

Art. 18. 81 le transport est empichi ou interrompu par force mi^eure ou par an 
eas fortuit quelconqae et qae la marchandise ne puisse pas 6tre transportte par nne autre 
roate, le chemin de fer demandera de nouyelles Instructions k 1' exp^diteur. 

L'ezp^diteur pourra r^silier le contrat, k charge par Ini de payer aa chemin de fer 
le montant des frais pr^paratoires au transport, ceux de dichargement et cenx de transport 
proportionnellement k la distance d^ii parcourue, k moins que le chemin de fer ne soit 
en faute. 

Lorsqu'en cas d' Interruption le transport peut dtre eifeetui par une autre ronte, le 
chemin de fer anra le droit de dicider, s'il est de l'int^rtt de rexpMiteur, soit de fisire 
continner la marchandise par cette autre route, soit de l'arrlter en demandant des In- 
stractions k l'exp^diteur. 

81 rexp^ditenr n'est pas en possession du dupUcata de la lettre de Toitore, les In- 
structions qn'il donnere, dans les eas pr^TUS par le pr^nt artide, ne pourront pas modifler 
la dösignation du dostinataire ni le liea de destination. 
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Art. 19. Dm Verffthren bei Ablieferung der Güter, sowie die etwaige Verpfliehtang 

der Eiftenbabn, das Gut einem nicbt an der Bestimmungsstation wohnhaften Empflbiger 

snsnfiihren, richtet sich nach den für die abliefernde Bahn geltenden gesetalichen und 

reglementarischen Bestimmungen. 

* 

Art. 19. La livraison des marchandises ainsi que 1' Obligation ^Tentuelle du chemin 

de fer de remettre la marchandise au domicile d'un destinataire non domicilii ii la Station 

de destination, sont r6gl6es conform^ent anx lois et riglements en viguenr et applicables 

au chemin de fer chargö de la livraison. 

Art SO. Die Empfangsbahn hat bei der Ablieferung alle durch den Frachtvertrag 
begründeten Forderungen, insbesondere Fracht uod Nebengebflhren, Zollgelder und andere 
sum Zweck der Ausführung des Transportes gehabte Auslagen, sowie die auf dem Gute 
haftenden Nachnahmen und sonstigen Betrftge einsusiehen, und awar sowohl für eigene 
Rechnung, als auch für Rechnung der vorhergehenden Eisenbahnen und sonstiger Berechtigter. 

Art. 20. Le chemin de fer dernier transporteur est tenu d'op^rer, lors de la livraison, 
le recoavrement de la totalitä des cr^ances r^sultant de la lettre de voiture, notamment 
des frais de transport, des frais accessoires, de ceuz de douane et autres d4bours n^essitis 
par l'ex^cution du transport, des remboursements et autres sommes qui pourraient grever 
la marchandise. 11 op%re ces recouvrements tant pour son compte que pour celui des 
chemins de fer pr^c^dents ou des autres int^ress^s. 

Art. 21. Die Eisenbahn hat fflr alle im Art 20 beseichneten Forderuogen die Rechte 
eines Faustpfandgläubigers an dem Gute. Dieses Pfandrecht besteht, solange das Gut in 
der Verwahrung der Eisenbahn oder eines Dritten sich befindet, welcher es für sie inne hat. 

Art. 21. Le chemin de fer a sur la marchandise les droits d'un cr^ander gagiste 
pour la totalitö des cr6ances indiquöes dans Tartide 20. Ces droits snbsistent aussi long- 
temps que la marchandise se trouve entre les mains du chemin de fer ou d'un tiers qui 
la d6tieot pour lui. 

Art 22. Die Wirkungen des Pfandrechtes bestimmen sich nach dem Rechte des 
Landes, wo die AblieferuDg erfolgt. 

Art. 22. Les effets du droit de gage seront r^gl^s d'apr^s les lois du pays oü 
s'effectue la livraison. 

Art. 23. Jede Eisenbahn ist verpflichtet, nachdem sie bei der Aufgabe oder der 
Ablieferung des Gutes die Fracht und die anderen aus dem Frachtvertrage herrührenden 
Forderungen eingezogen hat, den beteiligten Bahnen den ihnen gebührenden Anteil an der 
Fracht und den erw&hnten Forderungen sn besahlen. 

Die Ablieferangsbahn ist für die Besahlung der obigen Betrftge verantwortiich, wenn 
sie das Gut ohne Einziehung der darauf haftenden Forderungen abliefert. Der Ansprach 
gegen den EmpfÜnger des Gutes bleibt ihr jedoch vorbehalten. 

Die Uebergabe des Gutes von einer Eisenbahn an die nächstfolgende begründet für 
die erstere das Recht, die letztere im Kontokorrent sofort mit dem Betrage der Fracht und 
der sonstigen Forderungen, soweit dieselben sur Zeit der Uebergabe des Gutes aus dem 
Frachtbriefe sich ergeben, zu belasten, vorbehaltlich der endgültigen Abrechnung nach 
Mafigabe des ersten Absatzes dieses Artikels. 

Aus dem Internationalen Transporte herrührende Forderungen der Eisenbahnen unter 
einander können, wenn die schuldnerische Eisenbahn einem anderen Staate angehört als 
die forderungsberechtigte Eisenbahn, nicht mit Arrest belegt oder gepfUndet werden, anfier 
in dem Falle, wenn der Arrest oder die Pfändung auf Grund einer Entscheidung der 
Gerichte des Staates erfolgt, dem die forderungsberechtigte Eisenbahn angehört. 
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In gleicher Weite kann das rollende Material der Eisenbahnen mit EinsehloB simt- 
lieher beweglicher, der betreffenden Eisenbahn gehörigen Gegenstände, welche sieh in diesem 
Material vorilnden, ii| dem Gebiete eines anderen Staates als de^enigen, welchem die 
betreffende Eisenbahn angehört, weder mit Arrest belegt noch gepfändet werden, aofier in 
dem Falle, wenn der Arrest oder die Pfändung auf Grand einer Entscheidong der Gerichte 
des Staates erfolgt, dem die betreffende Eisenbahn angehört. 

Art. SS. Chaqne chemin de fer est tenn apris encaissement, soit an dipart, soit k 
l'arriT^e, des frais de transport et aatres cr^ances r^snltant da contrat de transport, de 
payer anz chemins de fer Int^ress^s la part leur revenant snr ces frais et cr^nces. 

Le chemin de fer dernier transportenr est responsable da paiement de la lettre de 
Toitare, s'il döHvre la marchandise sans reconvrer le montant du par le destioataire, soos 
r^serve des droits da chemin de fer contre le destinataire. 

La remise de la marchandise par an transportenr an transportenr sabs^qaent donne 
le droit an premier de d^biter de saite en compte coarant le transportenr sabs^aent da 
montant des frais et cr^ances dont 4tait grey^e la lettre de Toitnre aa moment de la remise 
de la marchandise, soos r&erre da compte d^nitif k ^tablir conform6ment k Talin^a 1 da 
prtent artide. 

Les cr^ances d'nn chemin de fer contre an aatre, qai r^saltent d*an transport inter- 
national, sont insaisissables, lorsqae le chemin de fer d^bitear a son si6^e dans an territoire 
aatre qae celai dont dopend le chemin de fer cr^ancier. II n'y a d'exception qne dans le 
cas oft la saisie est faite k raison d*an jugement rendn par Tautorit^ jadiciaire de l'Etat 
aaqael appartient le chemin de fer cr^sncier. 

Le mat^riel ronlant des chemins de fer, ainsi qae les objets mobiliers g^n^ralement 
qaelconqaes contenus dans ce mat^riei et qai appartiennent an chemin de fer, ne peavent 
^galement faire l'objet d'aucnne saisie sur an territoire aatre qae celai dont dopend le 
chemin de fer propri^taire, saaf le cas oü la saisie est faite k raison d*an jugement rendn 
par l'autorit^ jadiciaire de TEtat aaqael appartient le chemin de fer propri^taire. 

Art. 24. Bei Abliefernngshindernissen hat die Abliefernngsstation den Absender dnrch 
Vermittelong der Versandstation von der Ursache des Hindernisses nnverzüglich in Kenntnis 
sn setzen. Sie darf in keinem Falle ohne aasdrückliches Einrerständnis des Absenders 
das Gnt zarflcksenden. 

Im übrigen richtet sich — anbeschadet der Bestimmangen des folgenden Artikels — 
das Verfahren bei Ablieferangshinderniflsen nach den ftir die abliefernde Bahn geltenden 
gesetzlichen and reglementarischen Bestimmangen. 

Art. 24. Lorsqu'il se presente des empdchements k la livraison de la marchandise, 
la Station charg4e de la livraison doit en pr^venir sans retard V exp^ditear par V entremise 
de la gare d'ezp^dition. Elle ne doit en aacan cas retoarner la marchandise sans le con- 
sentement ezprbs de Texp^ditenr. 

Da reste, et saaf les dispositions de l'articie saivant, le mode de proc4der dans les 
cas d' empdchement k la livraison est d^terminä par les lois et r^glements en vigaear, 
applicables au chemin de fer chargä de la livraison. ^ 

Art. 25. In allen Verlast-, Minderangs- and BeschädigangsfKllen haben die Eisen- 
babnverwaltnngen sofort eine eingehende Untersach ang vorzanehmen, das Ergebnis derselben 
schriftlich festzastellen and dasselbe den Beteiligten aaf ihr Verlangen, anter allen Um- 
ständen aber der Versandstation mitzateilen. 

Wird insbesondere eine Minderung oder Beschädigung des Gates von der Eisenbahn 
entdeckt oder vermutet, oder seitens des VerfDgungsberechtigten behauptet, so hat die Eisen- 
bahn den Zustand des Gutes, den Betrag des Schadens und, soweit dies möglich, die Ursache 
und den Zeitpunkt der Minderung oder Beschädigung ohne Verzug protokollarisch fest- 
zastellen. Eine protokollarische Feststellung hat auch im Falle des Verlustes stattzufinden. 
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Di« FettttollHog richtet sich nach den Oesettea und Beglementen des lAodae, wo 
dieselbe stattfindet 

AnBerdem steht Jedem der Beteiligten das Becht an, die gerichtliche Feststellwig 
des Znstandes des Oates an beantragen. 

Art 85. Dans tons las cas de perte totale on partielle et d* avarie, les administrations 
de chemins de fer sont tennes de faire immMiatement des recherefaes, d'en constater le 
rtenltat par terit, et de le eommnniqner au iniiress^ snr lenr demande, et en toos cas 
k la gare d'exp6dition. 

81 le ehemin de fer d^coaTre on snppose one perte partielle oa nne avarie de la 
marehaadise, on si l'ayant-droit en all^ne Texiatenee, il sera imm^diateinent dreesi nn 
proc^yerbal par le diemin de fer ponr eonstater 1* 4tat de la nuurchandise, le montant da 
doamage, et aatant qae possible la cause de la perte partielle et de l'aTarie, et l'ipoqoe 
ik laqnelle elles remontent En cas de perte totale de la marchandise, II sera ^galement 
dresflA nn procis-Terbal. 

La Tirifieation devra £tre fsite oonformtoent ans lois et r^lements du pays oü 
eile a lien. 

En ontre tont int^ress^ sera en droit de demander la oonstatation jadielaire de l*6tat 
de la marehandise. 

Art 86. Zur gerichtlichen Oeltendmachnng der ans dem Internationalen Eisenbahn- 
frachtTertrage gegenflber der Bisenbahn entspringenden Bechte Ist nnr deijenlge befngt, 
welchem das Verfügungsrecht fiber das Frachtgut ansteht 

Vermag der Absender das Duplikat des Frachtbriefes nicht ▼oranaeigen, so kann er 
seinen Anspruch nur mit Zustimmung des Empftngers geltend machen. 

Art. 86. Les aotions contra les chemins de fer qui nalssent du contrat de transport 
International n' appartiennent qu'k celul qui a le droit de disposer de la marehandise. 

Si le duplicata n'est pas repr6sent4 par Texp^diteuri celui-cl ne pourra latenter 
Tactiott que si le destinataire Ta autoris^ k le faire. 

Art Si7. Dl^enige Bahn, welche das Ont mit dem Frachtbriefe aur BefSrderung 
angenommen hat, haftet fQr die Ausführung des Transportes auch auf den folgenden Bahnen 
der Beförderungsstrecke bis aur Ablieferung. 

Jede nachfolgende Bahn tritt dadurch, daß sie das Gut mit dem ursprünglichen Fracht- 
briefe tibernimmt, nach Maßgabe des letsteren in den Frachtyertrag ein und übernimmt 
die selbständige Verpflichtung, den Transport nach Inhalt des Frachtbriefes auszuführen. 

Die Ansprüche aus dem internationalen Frachtvertrage k6nnen jedoch — unbeschadet 
des Rückgriffs der Bahnen gegen einander — im Wege der Klage nur gegen die ersts 
Bahn oder gegen diejenige, welche das Gut anletst mit dem Frachtbriefe übernommen hat, 
oder gegen di^enige Bahn gerichtet werden, auf deren Betriebsstreeke der Schaden sich 
ereignet hat. Unter den bezeichneten Bahnen steht dem Kliger die Wahl zu. 

Die Klage kann nur vor einem Gerichte des Staates anhängig gemacht werden, in 
welchem die beklagte Bahn Ihren Wohnsitz hat und welches nach den Gesetzen dieses 
Landes zuständig ist 

Das Wahlrecht unter den Im dritten Absatz erwähnten Bahnen erlischt mit der Er- 
hebung der Klage. 

Art. 87. Le ehemin de fer qui a aocepti au transport la marehandise ayec la lettre 
de voiture, est responsable de Texäcntion du transport sur le paroonrs total jusqu'k la 
llTraison. 

Chaqne ehemin de fer subs^quent, par le fait mdme de la remise de la marehandiss 
arec la lettre de voiture primitive, participe au contrat de transport conformdment k la 
lettre de voiture, et aeeepte T Obligation d'ex^cuter le transport en vertu de oette lettre. 
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L^M^on fond^ mr ie contntt d« trmnsport intonxatlonAl ne poürtra, sauf le reconrs 
d«» chemin« de fer entr« «nx, dfcre intont^e qae eontra U premi&re administration ou cell« 
qai Mum re9a tn demier Uaq la marohandise ayec la lettre de roitare, oa eontre Tad- 
ministration aar Ie r^seaa de laqaeUe le dommage aora 6tA occaaionn^. Le demandeur 
aora le choix entre las »asditea administratioiiB. 

L'action ne sera intent^e qne deraDt un tribonal si^eant dans TEtat oii radministratloD 
aetiozm^e aora son domleile, et qai sera comp4tent d'apris les lois de cet Etat. 

Uoe foia Taction intent^e, le droit d' Option entre les chemins de fer mentionn^s k 
ralinda S est Steint. 

Art. 28. Im Wege der Widerklage oder der Einrede können Ansprüche ans dem 
internationalen Fraehtrertrage auch gegen eine andere als die im Art. S7 Abs. 8 beseiehneten 
Bahnen geltend gemacht werden, wenn die Klage sieh auf denselben Frachtvertrag gründet. 

Art. 28. Les r^clamations fondte snr le eontrat de transport international ponrront 
Stre form^ eontre nne antra administration qae eelles d^ign^es dans V article 27, alin^a S, 
loffSqa' alles se Präsentant sons la forme de demandes reeonTcntionnellas on d'ezceptions et 
qne la damande prineipale soit fondte sor le mdme contrat da transport 

Art. 29. Die Eisenbahn haftet für ihre Leute und fBr andere Personen, deren sie 
sieh bei Aosf&hrang des von ihr ttbamommanen Transportes bedient. 

Art. 29. Le chemin de fer est responsable des agents attach6s k son service et des 
antres personnes qa'il emploie poor Tezication da transport dont il s'est charg6. 

Art. SO. Die Eisenbahn haftet nach Malgaba dar in den folgenden Artikeln ent- 
haltenen näheren Bestimmungen fUr den Sehaden, welcher dorch Verlost, Mindemng oder 
BaschMignng des Gates seit der Annahme aar BefSrdenmg bis aar Abtteferang entstanden 
ist, sofern sie nicht an beweisen vermag, dafi der Schaden durch ein Verschulden des Ver- 
fttgungsbaraehtigten oder eine nicht you der Eisenbahn versahuldete Anweisnng desselben, 
durch die natflrliche Beschaffenheit des Gutes (namentlich durch inneren Verderb, Schwinden, 
gewöhnliche Leckage) oder durch höhere Gewalt herbeigefUirt worden ist. 

Ist auf dem Frachtbriefe als Ort der Ablieferung ein nioht an der Eisenbahn liegender 
Ort beaeichnet, so besteht die Haftpflicht der Eisenbahn auf Grund dieses Uebereinkommens 
nur nt den Transport bis aur Empfiuigsstation. Für die WeitarbafSrderung finden die 
Bastimmungan das Art. 19 Anwandung. 

Art 80. La chemin de fer est responsable, sauf les dispositions contenuas dans les 
articles d-apr^ du dommage rteultant de la parte (totale ou partielle) ou de l'ayarie de 
la marohandise, k partir de Tacceptation au transport jnsqu'k la liTraison. U sera d6ehargi 
de cette responsabüit^ s'il prouye que le dommage a eu pour cause une faute de l'ayant- 
droit, un ordre de celui-d ne rteultant pas d'une faute du chemin de fer, un vice propre 
de la marchandise (d^t^oration Interieure, dachet, coulage ordinaira, etc.)» ou un cas de 
force mijeare. 

Au cas o& la lettre de yoitura d^signa un lieu de destination qui n' est pas une Station 
da chemin de fer, la responsabiliti du chemin de fer, bas^ sur la präsente GonTantion, 
eessa k la demi^ gare. La transport ultMeur est r^ par l'artiela 19. 

Art. 81. Dia Eisenbahn haftet nicht: 
1) in Ansehung der GiUer, welche nach der Bestimmung des Tarifes oder nach 
Vereinbarung mit dem Absender in offen gebauten Wagen transportiert werden, 
fVr den Schaden, welcher aas der mit dieser Transportart Tcrbundenen Gefahr 
entstanden ist; 
Roicnthal, laternat fiiiaabahalnchtncht. 22 
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2) in AnBehaog d«r Ofiter, welche, obgleich ihre Natur eine YerpMknng tam Schntse 
gegen Verlast, Minderung oder Beechidignng auf dem Transporte erfordert, nach 
Erkllmng des Absenders auf dem Frachtbriefe (Art. 9) onTerpackt oder mit 
mangelhafter Verpaeknng aufgegeben sind, 

für den Schaden, welcher ans der mit dem Mangel oder mit der mangelhaften 
BeschafTenbeit der Verpaeknng Terbnndenen Oefahr entstanden ist; 

3) in Ansehung derjenigen G&ter, deren Auf- und Abladen nach Bestimmung des 
Tarifes oder nach beeonderer Vereinbarung mit dem Absender, soweit eine solche 
in dem Staatsgebiete, wo sie sur Ausf&hrung gelangt, luUssig ist, von dem 
Absender, besiehungsweise dem Empfftnger besorgt wird, 

für den Schaden, welcher ans der mit dem Auf- und Abladen oder mit mangel- 
hafter Verladung yerbundenen Gefahr entstanden ist) 

4) in Ansehung der Güter, welche Yermöge ihrer eigentftmliehen natttiUchen Be- 
schaflbnheit der besonderen Gefkhr ausgesetst sind, Verlust, Mindernag oder 
Beechidignng, namentlich Bruch, Rost, inneren Verderb, auflergewöhnliche 
Leckage, Anstrocknung und Verstreuung au erleiden, 

fQr den Schaden, welcher aus dieser Gefahr entstanden ist; 
6) in Ansehung lebender Tiere, 

für den Schaden, welcher aus der mit der Beförderung dieser Tiere für die- 
selben verbundenen besonderen Gefahr entstanden ist; 
6) in Ansehung deijenigen Güter, einscblieAlich der Tiere, welchen nach der Be- 
stimmung des Tarifes oder nach besonderer Vereinbarung mit dem Absender ein 
Begleiter beisngeben ist, 

für den Schaden, welcher aus der Gefahr entstanden bt, deren Abwendung 

durch die Begleitung beiweckt wird. 

Wenn ein eingetretener Schaden nach den Umstiaden des Falles ans einer der in 

diesem Artikel beaeichneten GeAthren entstehen konnte, so wird bis sum Nachweise des 

Gegenteiles Termutet, daB der Sehaden aas der betrelTenden Gefkhr wirklich entstanden ist. 

Ar^ 31. Le chemin de fer n'est pas responsable: 

1) De Tayarie surrenne aus marebandises qui, en Tertu de prescriptions des tarift 
ou de Conventions pass^es avee l'exp^diteur, sont transportte ea wagons d^onverts, 
en tant qve l'aTarie sera r^snltte du danger inhärent k ce mode de transport. 
t) De V avarie sunrenue aoz marebandises qui, sulvant la dtelaration de 1' ezpMiteur 
daas la lettre de voiture (article 9), sont remlses en vrac oa avec un eraballage 
d^fectueuz, qnoiqne, par leur natura et ponr #tre k l'abri des pertes et araries, 
alles ezigent an emballage, 

en tant que l'avarie sera r^sultte du manqne ou de l'itat d^fectuenz de 
r emballage. 

3) De 1' avarie sarrenue auz marchandises qai, en rertn des prescriptions des tarifs 
Ott des Conventions speciales pass^es aveo 1* ezp^diteor, en tant que de teile» 
Conventions sont autoris^es sur le territoire de l'Btat oü alles sont appliqute, 
ont ^t^ oharg^es ou d^chargtes par celui-d ou par le destlnataire, 

en tant qae 1' avarie sera rteult^e du danger inhärent k V Operation du 
ohargement et du dichargement ou d'nn chargement d^feotnenz. 

4) De l'avarie survenue aus marebandises qui, ponr des causes inhärentes k leur 
natura, sont ezpos^ au danger particnUer de sc perdre en tout ou en partie 
ou d'dtre avari^es, notamment k la snite de bris, rouille, döt^rioration intMenrs 
et spontanes, coulage eztraordinaire, dessioeation et döperditien, 

en tant que l'avarie est r6sult4e de ee danger. 

5) De l'avarie survenue anx animauz vivants, 

en tant que l'avarie est r^sult^e du danger partiealier que le transport de 
ces animauz entraine pour euz. 
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6) D« TaTarie wttrvmv» muc nuurobftndisat et besdauz dont le tratisport, ans termea 
dat tarilb o« dtt eonTtutions pau^as avae 1' «zp^ditenr, na s'efftatQe qua soiis 
«■eorta, 

on tant qaa TaTaria att r^alUa da dangar qua l'oMorta a poar bat d' harter. 
8i, ra <gard aoz dre oD i t ap c M da fait, Tavaria a pn r^ultor de rnne des cautat 
siumentioandas, U y aara pr^iomption qoe l'avarie r^salta de Tiuie des ce« eaaeei, k moini 
qoe raymnt-droit n'tebliMa la aontraire. 

Art 8S. In Antehnog darjenlgan Gfiter, welche nach ihrer natfirlichea Beschaffenheit 
bei dem Transporte regelmlAig einen Verlost an Gewicht erleiden, ist die Haftpflicht der 
Eisenbahn für GewichtsTerlnsta bis sa dem aas den Aasfllhrongs-Bestimmungen sich er- 
gebenden Nonnalsatsa aasgeseUossan. 

Dieser Sats wird, im Falle mehrere Stficke aaf einen nnd denselben Frachtbrief 
befördert worden lind, für jedes Stück besonders berechnet, wenn das Gewicht der einseinen 
Stficke im Frachtbriefe yerzeichnet oder sonst erweislich ist 

Diese Beschrftnkang der Haftpflicht tritt nicht ein, insoweit nachgewiesen wird, dafl 
der Verlast nach den Umstlnden des Falles nicht infolge der natfirlichen Beschaffenheit 
des Gates entstanden ist, oder dafl der angenommene Prosentsats dieser Beschaffenheit oder 
den sonstigen Umstinden des Falles nicht entspricht 

Bei gknaUehem Verlast des Gates findet ein Abaag ffir GewichtSYerlast nicht statt. 

Art. tf. Bn ee qai eoaeeme les marcbandises qai, en raison de lear nslare par* 
ticaliire, sabbsant en r^le ginirale, par le fait seal da traasport, an dachet de poids, le 
ehemin da fsr na r^pond da ees manqoants qa'aatant qa'ils d^passent la toltomca d4terminte 
par les dispositions riglamentalres. 

Dans le eas ofi plaslears aolis sont transport^s aree ana saala lettre de Toitare, la 
toi^ranea sara eakalte s^psr^OMnt poar chaqae oolis lorsqoe la poids des oolis isoMs est 
indiqa^ sar la lattra da Toitora oa paat ttra eonstat4 d'ana aatra mani^re. 

Cette restriction de rasponsabilit^ ne peat pas toatefois Itre inToqate lorsqa'il aara 
M proari qae la perte, selon les cireonstances da fait, ne rtoolte pas de la natare de la 
marchandise, oa qua - la toUranee fixte ne pent pas s' appliqaer k raison de la natare de 
la marchandise oa des cireonstances dans lesquelles s'est prodnit le manqaant 

En caa da parte totale da la marchandise, il ne poarra dtre fait aacane dMnction 
rtealtant da dtehet de roate. 

Art 88. Der sor Klage Berechtigte kann das Gat ohne weiteren Nachweis als in 
Verlast geraten betrachten, wenn sich dessen Ablieferang am mehr als dreifiig Tage nach 
Ablaof der Lieferfrist (Art. 14) TersÖgert 

Art. 88. Si la livraison n' a pas ea liea dans les trente joara qnl saiTeot 1' ezpiratloo 
da d^lai fiz4 ponr la liTralaon (articia 14), rayaat^dreit peut, sans aTOir k fonrnir d'aotra 
preove, eonsid4rer la marchandise oomme perdae. 

Art. 84. Wenn aof Gkand der rorhergehenden Artikel Ton der Bisenbahn flbr gins- 
lieben oder teilweisen Verlast des Gates Brsata geleistet werden maA, so ist dar genataa 
Handelswert, in dessen Ermangalang der gemeine Wert, aa ersetaea, welehan Gut darselban 
Art and Beschaffenheit am Versandorte sa der Zeit hatte, su welcher das Gat aar Baflirdanmg 
angenommen worden ist Dasa kommt die Erstattung dessen, was an Zöllen und sonstigen 
Kosten, sowie an Fracht etwa bereits beiahlt worden ist 

Art 8A. Si, en Torta des artioles pr4c4daat8, V indemnit4 poar perta totale oa partSalla 
de la marchandise est mise k la Charge du ehemin de fer, rindemnit4 sera ealcal4a d'apris 
la prix eoorant das marehaadises de m4me natare et qaalit4, aa Uan at k Tdpoqaa ofi la 
marehaadisa a 4t4 acaept4e aa transport A d4faat de prix eoorant, rindamniti sara cal- 

22* 
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eal^e d'<^pr^ 1* ralaiir ordinain de U marchandiM ^vftlate aar lof rnftmea baiM. U um 
alloa6 en ontre las droita da domma, da tnuuport at antraa ittAä qvi annlaDt pa dtra dibonnte. 

Art. 86. Ea iat dan Elsanbahnan gaatittat, baaondara Badlnpingaii (BpaiialUrifa) mit 
Fastsatiimg ainaa im Falla daa Varlnstaa, dar Mindamng odar Baachidigong an araataandan 
Mazimalbatragaa an TarÖffaiitlichan, aofam diaaa Spaaialtarifa aina Praiaarmftfiigang für den 
gansan Traoaport gaganflbar dan gawöhnliahan Tarifan jadar Eiaanbahn anthaltan und dar 
glaicha Maximalbatrag auf dia ganaa Tranaportstraoka Anwanduig findat. 

Art 85. Lea ehamina da far anront la faenlti d'oifrir aa pablic daa conditiona 
ap^cialaa (tarift spMau) daaa lasqnala aara flx< la mazimnm da l*indamnit< k P*7W an 
caa da parta on d' aTaria, ä la eondition qaa oaa tarifa ap^daux corraapondant k ona radaction 
aar la prix da tranaport total ealcol^ d'aprte laa tariCi raapaetUa ordinalraa da ohaqna 
chamin da far, at qua la mdma maximnm da l'indamnit^ aoit applicabla k tont la parconra. 

Art 86. Der Entaehldignngabareahtigte kann, wenn er die Bntaehldignog f&r daa 
in Varloat geratene Gnt in Empfang nimmt, in der Quittung den Vorbehalt machen, da8 
er fOr den Fall, ala das Gut binnen Tier Monaten naoh Ablauf der Lieferfriit wieder auf- 
geftuden wird, hlerron aeitena der EiaanbahnTerwaltnng aofort benaehrichtigt werde. 

In dieaam Falle kann der Bntachftdigungabereohtigte innerhalb 80 Tagen nach er- 
haltener Nachrioht verlangen, daB ihm daa Out naoh aalner Wahl an den Veraand- oder 
an den im Fraehtbriefe angegebenen Beatimmungaort koatenfrei gegen Bdckeratattnag der 
ihm besahlten Entschädigung auagellefert werde. 

Wenn der im eratan Abaata erwähnte Vorbehalt nicht gemacht worden ist, oder wenn 
der Entschädigungsberechtigte in der im aweiten Abaata beaeichneten SO-tägigen Friat das 
dort yorgeaehene Begehren nicht geatellt hat, oder endlich, wenn daa Out erst nach Tier 
Monaten nach Ablauf der Lieferfriat wieder aa%eAmden wird, so kann die Eisenbahn 
nach den Gtosctaen ihres Landes Über das wieder au^eAindene Gut rerfllgen« 

Art. 88. L' ayant-droit, en receyant le paiement de 1' indemnit^ pour la marohandise 
perdue pent, dans la quittance, fiüre nne riserre d'aprte laquelle, si la marchandise eat 
retrouT^e dans les quatre mois de Texpiration du dilai de livraison, il an soit ayisi 
immMiatement par le chemin de fer. 

Dans ce caa, l'ayant-droit ponrra, dana le d61ai de 80 joura depuis le Jour o& il aura 
M hrMf exiger que la marchandise lui soit dWyr^ sans frais, k son choix, k la gare 
de dipart on k la gare de destination dMgn^e dans la lettre de Toiture et moyennant la 
restitution'da Tindemnit^ qu'il a refue. 

Si la rterre dont il eat queation k l'alin^ 1 ci-daasus n'a paa M fidte, ou si 
l'ajant-droit n'a pas donn6 d' Instructions dans le dtiai de 80 jours mentionn^ k Talin^a S 
ei-desaus, ou encore si la marchandise a M retrouT^e postMeurement au ddlai de quatre 
mois, la chemin de fer disposera de la marchandise retrouv^ eonform^ment aux lois de 
SOB p^js. 

Art 87. Im FaUe der Beschädigung hat die Eisenbahn den ganaen Betrag dea 
Minderwertea dea Gutes au beaahlen. Im Falle die BefSrderung nach einam SpeiialtBrife 
im Sinne des Art. 86 stattgefunden hat, wird der au besahlende Schadensbetrag rerhältnis- 
mäiig redniiert 

Art 87. En cas d'aTarie le chemin de fer aura k payer le montant integral de la 
d^prteiation subie par la marchandise. Si rexpMition a eu lien sous le righne d'nn tarif 
spödal conlbnniment k l'article 86, l*indenmit< k allouar aara propottioBnellament rMuita. 

Art 88. Hat eine Deklaration des Interesses an der Ueferung stattgefunden, so kann 
dam Berechtigten im Falle dea Verluatea, der Minderung oder der Beachädigung, auäer dar 
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dvch dtn Art S4 und besitboogsweiM daroh den Art. 37 festgetetsten Entscbldigiing 
noeb 6ln weiterer Sobedeosersate bis sor Hdbe des in der Dekleration festgesetoton Betreges 
sngesprooben werden. Des Vorhendensein und die Hdbe dieses weiteren Scbadens bat 
der Bereebtigte sa erweisen. 

Die AnsfAbnuigs-Bestimmangen setsen den SUksbstbetrag des Frachtioscblages fest, 
welchen der Absender im Falle einer Deklaration des Interesses an der Lieferang sn 
sablen hat 

Art 88. 8*il y a nne d^elaration d'intMt k la livraison, 11 poorra 6tre alloa^ en 
eas de perte totale on partielle, en ontre de rindemnitö fixte par Tarticle 84 et en cas 
d'avarie, en ontre de rindemniti flzte d'apr^ l'artiele 87, des dommages-intMts, qni ne 
pourront pas dApasser la somme fixte par la dtelarntion, k ebarge par Tayant-droit d'^tabUr 
l'existanee et le montant du dommage. 

Les dispositlons riglementaires fixeront le maximum de la taxe sappl^mentaire qne 
rexpMitonr anra h payer en eas de dteUration de la somme reprteentant PintirM h la 
livraison. 

Art. 89. Die Eisenbahn haftet ffir den Schaden, welcher dareh Vers&amang der 
Lieferfrist (Art 14) entstanden ist, sofern sie nicht beweist, daß die Verspitong Yon einem 
Ereignisse herrfthrt, welches sie weder herbeigeltthrt bat, noch absawenden Termochto. 

Art 89. Le cbemin de fer est responsable du dommage occasionn^ par 1' inobsenration 
des d^lais de livraison (article 14), k moins qn'il ne pronve qne le retard proTient d*ane 
cireonstanoe ind^pendanto de sa volonti et de son fait 

Art 40. Im Falle der Versinmnng der Lieferfrist können ohne Nachweis eines 
Scbadens folgende Vergfitnngen beansprucht werden: 

bei einer Verspfttang bis einschlieSlieb Yio ^^ Lieferfirist : 7^^ der Fracht ; 

»» /lO J» " ff »» »» 

}} /to *> '^ /lO " >' 

Ton längerer Dauer: */io ^^' Fracht. 
Wird der Nachweis eines Schadens erbracht, so kann der Betrag bb inr H5he der 
gansen Fracht beaaspmcht werden. 

Hat eine Deklaration des Interesses stattgefunden, so können ohne Nachweis eines 
Schadens folgende Vergfitnngen beansprucht werden: 

bei einer Verspitung bis einscbUeBlich 7^^ der LieferfHst: '/^^ der Fracht; 

s/ e/ 

yon IXngerer Daner: die ganse Fracht. 
Wird der Nachweis eines Schadens erbracht, so kann der Betrag des Schadens be- 
ansprucht werden. In beiden Fftllen darf die Vergütung den deklarierten Betrag des 
Interesses nicht flbersteigen. 

Art 40. En eas de retard dans la livraison, il pourra dtre rtelam^, Sans qu'il y 
ait k pronrer qu'nn dommage soit rteult4 de ce retard: 

Vio ^^ P"' ^* transport pour un retard 4gal ou infirieur k ^j^^ du d41ai de transport ; 

/lO II II II " II II »1 " »» '» »» /lO »» 

/li " I» »I >i II »I »' »» " " " »10 »» 

/lO 71 II II II II II «I U " II II 'lO >' 

*/io I» II 11 .1 »» tout retard sup4rienr ,,\^ „ 

Si la dite preuTo est foumie, il pourra dtre allou4, h titre de dommages-int4r4t8, une 
somme qui ne devra pas toutefois d^passer le prix du transport. 
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8*U 7 a eu dMaralion de l'iritMt ik la liyniion, il po«rr« dtra rtelani, sani ^*il 
7 Alt k prooTer qn'im dommag« seit rtenlU de ee retard: 

'/i0 du priz de traBsport povr an retard 4gal oa infiriear ii Vio ^^ ^^\tÄ de trantport; 

/lO ii f> 'I » )' " f> *' )) » » /lO >* >' '* » 

6/ 1/ 

/lo i> I» »» " »» " »> superieur „ /j^ „ ,, „ „ 

8i la prenve eat fonmie qa' an dommage eet r^salt^ de ce retard, il poarra ttre alloai 
le montant de ee dommage. Dans I'nn et l'aatre cas, le montant de l'indemnM ne poarra 
pai d^paaeer la somme declarte. 

Art. 41. Die Vergütang des rollen Behadens kann in allen FUlen gefordert werden, 
wenn derselbe infolge der Argliat oder der groben FahrllMigkeit der Eisenbahn entstanden ist. 

Art 41. Le paiement de TindemnitA pleine et entite oomprenant tos donmages et 
int4rlt8, poarra 4tre demand^ dans toos les eas oü le dommage aarait poar caase an dol 
oa one faate graTo de la part da ehemin de fer. 

Art 4S. Der Fordernngabereolitigte kann eeebs Pronnt Zinsen der als Entsehidlgang 
festgesetaten Somme Terlangen. Diese Zinsen laofen ron dem Tage, an welchem das Ent- 
schJUiigangsbegehren gestellt wird. 

Art. 41. L'a7ant-droit poarra demander des int4r6ts h raison de eis poar oent de 
la somme fiz4e eomme indemnit4. Oes int4r4ts eommenoent k ooarir k partir da joor de 
la demande. 

Art. 48. Wenn Oegenstkode, welche vom Transporte aosgeschlossen oder sa dem- 
selben nar bedingangsweise sagelassen sind, anter anrichtiger oder nngenaaer Deklaration 
aar BefSrderang anfgegeben, oder wenn die Itkr dieselben rorgesehenen Sicherheitsvorschriften 
Tom Absender aoAer Acht gelassen werden, so ist jede Haftpflicht der Eisenbahn aaf Orand 
des FrachtTertrages ansgesehlossen. 

Art 48. La responsabüit^ teile qa' eile r48alte da contrat de transport ne s* appliqae 
pas aax objets qai, bien qa'exclas da transport oa admis seulement soos certaines conditioni, 
anraient M n6anmoins exp4di^s soas ane d4elaration incorrecte oa inezacte oa poar lesqaels 
l'exp4ditear n' aarait pas rempU lee mesares de süret^ prescrites. 

Art. 44. Ist die Fracht nebst den sonst aaf dem Gute haftenden Fordemngen be- 
sahlt and das Gut angenommen, so sind alle Ansprfiche gegen die Eisenbahn ans dem 
Frachtrertrage erloschen. 

Hierron sind Jedoch anagenommen : 

1) Bntschldignngsansprfiche, bei welchen der Berechtigte nachweisen kann, daB der 
Schaden darch Arglist oder grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn herbeigefllhrt 
worden bt; 

2) Entschftdigangsanspr&che wegen Vempitang, wenn die Reklamation spitestens 
am siebenten Tage, den Tag der Annahme nicht mitgerechnet, bei einer der nach 
Art 27 Abs. 8 in Ansprach sa nehmenden Eisenbahnen angebracht wird| 

8) EntschXdignngsansprftche wegen solcher Mingel, deren Feststeilnng gemlfi Art 25 
Tor der Annahme des Gates dareh den Empfinger erfolgt ist, oder deren Fest- 
stellang nach Art 26 hfttte erfolgen sollen and durch Verschalden der Eisenbahn 
anterblieben ist; 

4) Entschidigangsansprilehe wegen ftnierlich nieht erkennbarer Mingel, deren Fest- 
stellang nach der Annahme erfolgt ist, jedoch nar anter nachstehenden Vorani- 
setiongen: 
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a) M muA anmiUelbAr iiMh d«r Bntdaekuiig dM Sehadens and sp&tMteni lieben 
Tagt naeh der Empfangnahme des Gates der Antrag auf Feststellang gemlA 
Art. 25 bei der Bisenbahn oder dem sostftndigen Gerichte angebracht werden ; 

b) der Berechtigte maß beweisen, daß der Mangel w&brend der Zeit iwischen 
der Annahme aar Bef5rderang and der Ablief eraog entstanden ist. 

War indessen die Feststellang des Zostandes des Gates dareh den Empfänger 
auf der Empfangsstation möglich and hat die Eisenbahn sich bereit erklirt, 
dieselbe dort Torsonehmen, so findet die Bestimmang anter Nr. i keine An- 
wendang. 
Es steht dem Empfinger frei, die Annahme des Gates, anoh nach Annahme des Fracht- 
briefes and Beaahlang der Fracht, Insolange la verweigern , als nicht seinem Antrage aaf 
Feststellang der ron ihm behaapteten Mftngel stattgegeben ist Vorbehalte bei der Annahme 
des Gates sind wirkaogslos, sofern sie nicht anter Zastimmang der Eisenbahn erfolgt sind. 
Wenn Ton mehreren auf dem Frachtbriefe versdchneten Gegenstlnden einselne bei der 
Ablieferang fehlen, so kann der Bmpfknger in der Empfangsbescheinigang (Art. 16) die nicht 
abgellefiBrten Gegenstinde anter spesieller Beseichnang derselben ausschließen. 

Alle In diesem Artikel erwihnten Entschldigangsansprüche m&ssen schriftlich erhoben 
werden. 

Art 44. Le paiement da prix de transport et des aatres frais k la Charge de la 
marchandise, et la r4ceptlon de la marohandlse, iteignent, eontre le chemln de fer, tonte 
aetion provenant da oontrat de transport 

Toutefois r aetion n'est pas 4teinte: 

1) 81 rayant-droit peat foornir la preaye qae le dommage a ponr caose an dol ou 
ane fante grave da chemin de fer. 

2) En cas de r^clamation poar caase de retard, lorsqa'elle est falte k l'ane des 
administrations d6sign4es eomme responsables par rarticle 27, alin^ 8, dans 
an d61al ne d^passant pas sept joars, non compris celai de la r4ception. 

S) En cas de riclamation poar d^faats constatAs conformiment k Tartlde 25, ayant 
1* acceptation de la marchandise par le destinatalre, oa dont la constatatioo aarait 
dft dtre falte oonformiment k l'article 25 et n*a 4t^ omise qae par la faate da 
chemin de fer. 

4) En cas de r^damation poar dommages non apparents ext^riearement, dont l'ezi- 
stence est constat^e apr^s la r^ption, mais sealement ans condltions solvantes: 

a) La demande en constatation faite an chemin de fer oa aa tribanal comp6tent 
conform4ment k Tartiole 26, doit avoir liea immödiatement aprbs la döcoayerte 
da dommage, et an plas tard dans les sept joars k partir de la r^ception de 
la marchandise. 

b) L'ajant-droit doit proaver qae le dommage s'est prodait dans iMnteryalle 
4conl4 entre la remise aa transport et la liyraison. 

Si toatefois la y4rlflcation de la marchandise par le destinataire a öt4 possible 

k la gare de destinatlon et sl eile iU Offerte par le chemin de fer, il n*j a 

plas liea d'appUqaer la disposition contenae dans le paragraphe 4. 

Le destinataire sera libre de reftaser la rteeption de la marchandise mdme aprös 

r^ception de la lettre de yoitare et paiement des frais de transport, aassi longtemps qae 

le dommage dont 11 soatient rezistence, n*aura pas ^t^ constat4 conform^ment k sa r^ai- 

sition. Les riseryes faltes lors de la riception de la marchandise ne sont d'aacan effet, k 

moins qa'elles ne solent consenties par le chemin de fer. 

Si Tan oa Taatre des objets d^signös dans la lettre de yoitare yenait k manqaer 
lors de la liyraison, le destinataire poarra ezolnre dans la qaittance (artide 16) les colis 
non liyr^ en les d^ignant sp4dalement. 

Les r^damatlons mentionn4es aa prtent artide doiyent Itre faites par 4crit. 
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Art 45. Entaohftdigani^fordenmgeii wegen Verlnstos, Mindening, Beschädigung oder 
Verepfttnng, insofern sie nieht dnreh Anerkenntnis der Eisenbahn, Vergleich oder gericht- 
liches Urteil festgestellt sind, Teijfthren in einem Jahre and im Falle des Art. 44 Nr. 1 
in drei Jahren. 

Die Veijftbning beginnt im Falle der BeschAdigong oder Minderang an dem Tage, 
an welchem die Ablieferung stattgefunden hat, im Falle dw\ g&nilichen Verlustes eines 
Frachtstückes oder der Verspätung an dem Tage, an welchem die Lieferfrist abgelaufen ist. 

BeiHgUeh der Unterbrechung der Verjährung entscheiden die Gesetse des Landes, wo 
die Klage angestellt ist. 

Art 45. Les actions en indemnitä pour perte totale ou partielle, avarie de la mar- 
chandise ou retard dans sa livraison, sont prescrites par un an, lortque l'indemnit^ n'a 
pas d^Jk ^t^ fiz4e par une reoonnaissance du chemin de fer, par transaetion ou par un 
Jugement La presoription est de trois ans s'il s'agit d'une action en dommages-int^rdts 
privue k l'article 44, n« 1. 

En cas d'aTarie ou de perte partielle de la marchandise, la prescription court k partir 
du jour de la liTraison ; en cas de perte totale de la marchandise ou de retard dans la 
livraison, la prescription court du jour oA ezpire le dtiai de ÜTraison. 

L' Interruption de la prescription est r4gie par les lob du pays oü T action est intentie. 

Art 46. Ansprüche, welche nach den Bestimmungen der Art. 44 und 45 erloschen 
oder yeijährt sind, kennen auch nicht im Wege einer Widerklage oder einer Einrede gel- 
tend gemacht werden. 

Art 46. Les r^damations 4teintes ou prescrites conformiment aux dispositions des 
artides 44 et 45 ne peuvent dtre reprises ni sous la forme d'une demande reconrention- 
nelle ni sous celle d'une ezception. 

Art. 47. Deijenigen Eisenbahn, welche auf Grund der Bestimmongen dieses Ueber- 
einkommens Entschädigung geleistet hat, steht der Bftekgriff gegen die am Transporte 
beteiligten Bahnen nach Maigabe folgender Bestimmungen su: 

1) Dii|)enige Eisenbahn, welche den Schaden allein verschuldet hat, haftet für den- 
selben ausschließlich. 
t) Haben mehrere Bahnen den Schaden verschuldet, so haftet jede Bahn für den 
von ihr verschuldeten Schaden. Ist eine solche Unterschddung nach den Um- 
ständen des Falles nicht möglich, so werden die Anteile der schuldtragenden 
Bahnen am Schadensersatse nach den Grundsätaen der folgenden Nr. 8 festgesetst. 
3) Ist ein Verschulden einer oder mehrerer Bahnen als Ursache des Schadens nicht 
nachweisbar, so haften die sämtlichen am Transporte beteiligten Bahnen mit 
Ausnahme derjenigen, welche beweisen, daB der Schaden auf ihrer Strecke nicht 
entstanden ist, nach Verhältnis der reinen Fracht, welche jede derselben nach 
dem Tarife im Falle der ordnungsmäiigen Ausführung des Transportes beaogen 
hätte. 
Im Falle der ZahlungsunfKhigkeit einer der in diesem Artikel beseichneten Eisen- 
bahnen wird der Schaden, der hieraus für die Eisenbahn entsteht, welche den Schadensersats 
gelebtet hat, unter alle Eisenbahnen, welche an dem Transporte teilgenommen haben, nach 
Verhältnb der reinen Fracht verteilt. 

Art 47. Le chemin de fer qui a pay^ une indemnit^ en vertu des dbpositlons de 
la präsente Convention aura le droit d'exercer un recours contre les chemins de fer qui 
ont concouru au transport, conform^ment aux dispositions suivantes: 

1) Le chemin de fer par la faute duquel le dommage a M caus^, en est seul responsable. 

2) Lorsque le dommage a M cau84 par le fait de plusienrs chemins de fer, chaoun 
d'eux r^pond du dommage caus4 par sa propre faute. Si dans Tesp^ce une 
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teile distinetioa est imposeible selon les eirconstanoes da fait, la r^partitioii de 
rindemnit^ anra liea entre les chemins de fer ayant commis la fante, d'apr^s 
les prindpea 6noDe^8 dana le namiro S. 
S) S'il ne peat 6tre prouT^ qae le dommage a M cans^ par la faate d'an ou de 
plasiean cbemins de fer, tons les chemins de fer int^ress^ aa transport, k V ex- 
ception de cenx qui proaveroot qae le dommage n' a pas M occasionn^ sar lears 
ligoes, r^pondront da dommagne proportioDDellement aa prix de transport qae 
chacan d' eox aarait per^a confonn^ment aa tarif en cas de 1' ex^catioa rögali^re 
da transport. 
Dans le cas d' insolvabtlit^ de 1' an des cbemins de fer mentionn^s aa präsent artide, 
le dommage qai en r^salterait poar le ebemin de fer qai a pay^ l'indemnit^, sera r^parti 
entre toas les cbemins de fer qai ont pris part aa transport proportionnellement aa prix de 
transport rerenant ä cbacon d'eaz. 

Art. 48. Die Vorschriften des Art. 47 finden auch aof die FftUe der Versftomang 
der Lieferfrist Anwendang. Ffir VersXamang der Lieferfrist haften mehrere schnldtragende 
Verwaltangen nach Verhältnis der Zeitdauer der auf ihren Bahnstrecken vorgekommenen 
Versäamnis. 

Die Verteilung der Lieferfrist anter den einseinen an einem Transporte beteiligten 
Eisenbahnen richtet sich , in Ermangelang anderweitiger Vereinbarangen , nach den durch 
die Ausftthrangs-Bestimmongen festgesetsten Normen. 

Art 4B. Les rigles 4nonc^es dans l'artiole 47 seront appliqoies en cas de retard. 
8i le retard a eu poar cause une fante coUectiYe de plusieurs chemins de fer, Tindemnitö 
sera mtse k la Charge desdits chemins de fer proportionnellement k la duröe du retard sur 
leurs r^seaax respectifs. 

A d^faut de Conventions speciales, les dbpositions r4glementaires diterminent la mani&re 
dont le d4lRi de livraison doit dtre r^parti entre les divers chemins de fer qui partioipeot 
au transport. 

Art. 49. Eine Solidarhaft mehrerer am Transporte beteiligter Bahnen findet fftr den 
Kfickgriir nicht sUtt 

Art 49. En cas de reeours, il n* y anra pas de solidarit^ entre plusieurs chemins de 
fer intiress4s an transport 

Art 50. Ffir den im Wege des Rfickgriffs geltend aa machenden Ansprach der 
Eisenbahnen unter einander ist die im EntschkdigungsproseB gegen die rückgriffnehmende 
Bahn ergangene endgfiltige Entscheidung hinsichtlich der Verbindlichkeit sum Schadens- 
ersata und der Höhe der Entschädigung mafigebend, sofern den im Rfickgriffswege in An- 
spruch SU nehmenden Bahnen der Streit in gehöriger Form verkfindet ist und dieselben in 
der Lage sich befanden, in dem Prosesse su intervenieren. Die Frist ffir diese Intervention 
wird von dem Richter der Hauptsache nach den Umständen des Falles und so kura als 
möglich bestimmt. 

Art. 50. La demande en reeours des chemins de fer entre euz a ponr base, in qaali 
et qnaato, la d^cision definitive rendue au procte prineipal contre le ehemin de fer exer9ant 
le reeours en indemnlte, ponrvu que Tassignation sit 6t6 düment signifi4e anz ehemins de 
fer k actionner par voie de reeours et que ceux-ei ident M k mdme d'intervenir dans le 
proois. Le juge salsi de l'action principale flxera, selon les ciroonstances du fait, les d41ais 
strietement n4oessaires pour l'exerdce de ce droit. 

Art. 61. Insoweit nicht eine gütliche Einigung erfolgt ist, sind sämtliche beteiligte 
Bahnen in einer und derselben Klage zu belangen, widrigenfalls 4a^ 9echt des Rfickgrii& 
gegen die nicht belapgteu Bi4men erlischt. 
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Dmt Biebtor hat lo «Uimi und demMlban Verfahraa •« «ntsok^idkn. D«& B«klftgt«a 
stobt ein weiterer lUIckgriff niebt en. 

Art. 51. Le obamin de fer qiii Teot exereer lon reoours doit former sa demande 
deni an« eenle et m^me iottenee eontre toos les ohemim de fer lutireM^ avee lesqaeU il 
n' e pas tranaig^, eons peine de perdre soo recoure oontre les cbemins de fer non aetionn^e. 

Le jage doit stataer par an seal et mftme Jogement. Les obemins de fer aetionn^ 
ne poarront pas exereer an reeoars altMear. 

krt 58. Die Verbindong des Bftekgrilbverfabrens mit dem EntschidigangsTerfisbren 
ist anialXssig. 

Art. 58. II ne sera pas permis d'introdiüre le reoonrs en garantie dans l'instaDce 
relatire k la demande prindpale en indemniti. 

Art 58. Pflr alle Rfickgriflbansprilebe ist der Hiebler des Wobnsitsee der Babn, 
gegen welebe der Bfickgriff erbeben wird, aasscblleiUeb aasUadig. 

Ist die Klage gegen mehrere Babnen la erbeben, so stebt der klagenden Babn die 
Wab] anter den nacb MaAgabe des ersten Absataes dieses Artikels aastindigen Bicbtem an. 

Art 58. Le Jage da domicile da cbemin de fer oontre leqael le reeoars s' exerce est 
exclosivement comp^tont poar toates les aotions en reeoars. 

Lorsqae Taetion doTra 6tre intent^e oontre plasiears obemins de fer, le cbemin de 
fer demandear aara le droit de ebolsir, entre les Jages reconnas oomp4tents en Terta de 
Talinea 1 da präsent artlele, le Jage derant leqael il portera sa demande. 

Art 54. Die Befagnis der Bisenbabnen, Über den R&okgrifT im Voraas oder im ein- 
seinen Falle andere Vereinbaraugen aa treffen, wird darcb die vorstehenden Bestimmangen 
nicbt berührt 

Art 54. Sont r^senries les Conventions partieali^res qae les cbemins de fer peavent, 
seit d'avanee, seit dans ebaqae cas special, oontraoter entre eox eoneemant les reoours. 

Art. 55. Soweit nicbt darob das gegenwärtige Uebereinkommen andere Bestimmangen 
getroffen sind, richtet sieh das Verfahren naob den Qesetsen des Prossiriobtars. 

Art 55. Saaf les dispositions eontraires contenaes dans la präsente Convention, la 
proc4dare k saivre sera celle da Jage oomp4tent 

Art. 56. Urteile, welebe aaf Grand der Bestkunangen dieses Uebereinkommens von 
dem sastftndigen Riebtor infolge eines kontradiktorischen oder eines Versiamnlsverfabrens 
erlassen and nach den für den urteilenden Richter maBgebenden Gesetsen vollstreckbar geworden 
sind, erlangen im Gebiete sämtlicher Vertragsstaaton Vollstreckbarkeit, untor Erfüllung der von 
den Gesetsen des Landes vorgeschriebenen Bedingungen and Formalitftton , aber ohne datt 
eine matorielle Prüfung des Inhalte sullssig wikn. Auf nur vorläufig vollstreckbare Urteile 
findet diese Vorsobrifk keine Anwendung, ebensowenig auf di^enigea Bestimmangen eines 
Urteils, durch welche der Kläger, weil derselbe im Proseese unterliegt, auBer den Proseä- 
kosten au einer weiteren Entschädigung verurteilt wird. 

Eine Sicberstellung für die ProseBkosten kann bei Klagen, welche auf Grand des 
internationalen Frachtvertrages erhoben werden, nicbt gefordert werden. 

Art. 56. Les Jugements prononc^ contradictoirement ou par d^faut par le juge 
comp4tent en vertu des dispositions de la pr4sente Convention, seront, lorsqu'ils sont devenns 
ex4cutoires en verta des lois appliqu^es par ce Juge comp4tent, d4clar4s ex4catoires daaa 
|es Eteto signataires de la Convention pur V$ntoxiU oomp^tonte, sous les coaditions et 
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snllraiit Im formM 4t»bUM par U Mgislatlon de oet Etat, maia mos rMsion da fond de 
l'affure. Cette dispotition ne s'applique pu mix jagemenU qni ne sont eztentoirta qae 
proTiioirMiiaiit, qoh plnt qn'auL condamnatioos en dommages-intirftto qai tenüent prononcees, 
ea SOS de» dipens, cootre an demandear k raison da rcjet de sa demande. 

La caation k fonmir poor assarer le paiement de» d^pena (cantio jadicatnm soWi) ne 
poorxa itre ezig^ k Toccaalon dea actione jndidairee fond^ea aar le contrat de transport 
inteniational. 

Art 67. Um die AnsflUurang dea gegenwärtigen Ueberelnkommens ta erleiobtem und 
aa sichern, soll ein Cantralamt für den internationalen Transport errichtet werden, welches 
die Anfgabe hat: 

1) die Mitteilangen eines Jeden der yertragtchliefienden Staaten and einer jeden der 
beteiligten BisenbahnverwaltangCD entgegensunehmen and sie den übrigen Staaten 
and Verwaltoagen aar Kenntnis sa bringen; 

8) Nacluriehten aller Art, welche Ar das internationale Transportwesen von Wich- 
tigkeit sind, an sammeln, sasammenaastellen and an YerSffentlichen ; 

8) auf Begehren der Parteien Entseheidongen Aber Streitigkeiten der Eisenbahnen 
nnter einander absageben $ 

4) die geschäftliche Behandlang der behufs Abänderung des gegenwärtigen Ueber- 
einkommens gemachten Vorschläge voraunehmen, sowie in allen Fällen, wenn 
hieran ein AnlaA vorliegt, den vertragschlieBenden Staaten den Zusaounentritt 
einer neuen Konferena vorsaschlagen ; 

5) die durch den internationalen Transportdienst bedingten flnanaiellen Besiehungen 
swischen den beteiligten Verwaltungen , sowie die Einaiehung rfickständig geblie- 
bener Forderungen au erleichtern und In dieser Hinsicht die Sicherheit dea Ver- 
hältnisses der Bisenbahnen unter einander au fördern. 

Ein besonderes Reglement wird den Sita, die Zusammensetaung und Organiaation dieses 
Amts, sowie die aar Ausführung nötigen Mittel feststellen. 

Art. 57. Pour faciliter et assurer Texicution de la präsente Convention, il sera organise 
un Office central des transports intemationaux, charg^ : 

1) De recevoir les Communications de chacun des Etats contractants et de chacune 

des administrations de chemins de fer intäress^es et de les notifier aax autres 

Etats et administrations. 
8) De recueillir, coordonner et publier les renseignements de toute nature qui Interessent 

le Service des transporta intemationaux. 
8) De prononoer, k la demande des parties, des sentenoes sur les litiges qui pour- 

raient s'äever entre les chemins de fer. 

4) D'instruire les demandes en modiileation de la präsente Convention, et en tont 
cas, quand il y aura lieu, de proposer aux divers Etats la riunion d' une nouvelle 
Conference. 

5) Eofln de tacilitor entre les diverses administrations les relations flnaneibres neces- 
sit^es par le Service des transports intemationaux et le recouvrement des criances 
rest^es en souffrance, et d' assurer, k ce point de vue, la s^curite des rapporta 
des chemins de fer entre enx. 

Un r^lement special d4torminera le siege, la composition et T Organisation de cet 
Office, ainsi que ses moyens d'aetion. 

Art. 58. Das im Art 57 beseichnete Centralamt hat die Mitteilungen der Vertrags- 
Staaten in betreif der Hinsufligung oder der Streichung von Eisenbahnen in den in Gemäfiheit 
des Art 1 aufigesteUten Listen entgagenaunehmen. 

Der wirkliche Eintritt ein^r neuen Sisenbaba in den int^rnalloniUen Transportdienst 
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erfolgt ent nach einem Monat ▼om Datam des an die anderen Staaten gerichteten Benaoh- 
ticbtignngMebreibena des Centralamts. 

Die Streichung einer Eisenbahn wird Ton dem Centralamt Tollaogen, sobald es von 
einem der Vertragsstaaten davon in Kenntnis gesetat wird , daft dieser festgestellt hat, daA 
eine ihm angehSrIge und in der von ihm aufgestellten Liste veneichnete Eisenbahn aus 
finansiellen Gründen oder infolge einer thatslehlichen Behinderung nicht mehr in der Lage 
ist, den Verpfliehtnngen an entsprechen, welche den Eisenbahnen durch das gegenwirtige 
Uebereinkommen auferlegt werden. 

Jede Eisenbahnverwaltung ist, sobald sie seitens des Centralamtes die Nachricht Ton 
der erfolgten Streichung einer Eisenbahn erhalten hat, berechtigt, mit der betreffenden 
Eisenbahn alle ans dem internationalen Transporte sich ergebenden Besiehungen abau- 
brechen. Die bereits in der Ausführung begriflbnen Transporte sind jedoch auch in diesem 
Falle vollständig ausanftthren. 

Art. 58. L* OfBce central privu h 1* artiele 57 est charg^ de reeevoir les notifleations 
des Etats ooncernant l'inscription ou la radiation d'un ehemtn de fer sur la liste drossle 
en conformit^ de l'artiole 1«, 

L'entr^e effective d'un chemin de fer nouveau dans le service des transports inter- 
nationanz n'aura lieu qu'nn mois aprto la dato de la lettre de l*OMee notUlant la Präsen- 
tation aus antres Etats. 

La radiation d*un chemin de fer sera falte par TOflloe central aussitftt qu'il aura 
re9u de Tun des Etats contraetants la notification qne oeluf-d a oonstate que ponr une 
raison financi^re ou pour un empdchement matiriel, un chemin de fer d^pendant de cet 
Etat et port< sur la liste par lui drossle ne se trouve plus dans la oondition de satiafaire 
aux obligations qui lui sont impos^es par la Convention. 

La simple r^eption de Tavis toanant de 1' Office donnera imm^diatement k chaqne 
administration le droit de cesser, avec le chemin de fer dtoonc^, toutes relations de transport 
international, sauf ce qui oonceme les transports en conrs, qui devront 6tre continu^s 
jusqu'h destination. 

Art. 59. Wenigstens alle drei Jahre wird eine aus Delegierten der vertragschlieBenden 
Staaten bestehende Konfereni ausammentreten, um au dem gegenwärtigen Uebereinkommen 
die für notwendig erachteten Abänderungen und Verbesserungen in Vorschlag su bringen. 

Auf Begehren von wenigstens einem Viertel der beteiligen Staaten kann jedoch der 
Zosammentritt von Konferenzen auch In einem firftheren Zeitpunkte erfolgen. 

Art 59. Tons les trols ans au moins une conf&rence de d^ligute des Etats participant 
k la Convention sera rannte, afln d'apporter auz dispositions de la pr^nte Convention 
les amiliorations ou modificatlons jug^es nfeessaJres. 

Toutefok, des eonfirences pourront avoir lieu avant eette ipoque, sur la demande 
du quart au moins des Etats int^ress^. 

Art. 60. Das gegenwärtige Uebereinkommen ist filr Jeden beteiligten Staat auf drei 
Jahre von dem Tage, an welchem dasselbe in Wirksamkeit tritt, verbindlich. Jeder Staat, 
welcher nach Ablauf dieser Zeit von dem Uebereinkommen snrfickiutreten beabsichtigt, ist 
verpflichtet, hiervon die flbrigen Staaten ein Jahr vorher in Kenntnis au setaen. Wird 
von diesem Hechte kein Gebrauch gemacht, so ist das gegenwärtige Uebereinkommen als 
fBr wdtere drei Jahre verlängert au betrachten. 

Das gegenwärtige Uebereinkommen wird von den vertragschlieBenden Staaten sobald 
als möglich ratifiaieri werden. Seine Wirksamkeit beginnt drei Monate nach erfolgtem Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden. 

Art. 60. La präsente Convention engagera chaqne Etat signataire pour la dnrie de 
trois ans, k partir du jonr o<^ eile entrera en vigneiir- Ch«^ue Etat qui vondra se retirer 
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k l'ezpinttioii d« ee d^lai, deTra pr^Tonir Im «atres Etats ane ann^e d'ayance. A döfant 
de notlücation, rengagameot sera ocni^ prorog^ pour ane oooTeUe p^riode de trois ans. 

La präsente ConTentioii sera soamise k la ratification des Etats contractants aassit6t 
qne fidre se pourra et n'entrera en Tigueor qae trois mois apr^ la date de l'^hange des 
aetes de ratificatioii. 



Zuateartikal nun Internat. Vaber«inkomm«n 

(btsekioitmt m den mt Bern abgehauenen Ko^ferenaen vom 15. V. und/olgenden Teigen und iMter- 
aeieknet m der vom 20. /X 1898. Die BtO^ha t itmen haben tich veraögert^ die Aueweeheehmg 
dereelben war am 1. //. 1894 noek ntiaftt erfolgt, iti aber edtbaid wu erwarten), 

„Die Staaten, welche an de» Ueb erei nhommen vom 14. X. 1890 über den Eieenbakn- 
/raehtverMkr nieht teilgenommen haben, k ön n en um die Außtahau naeheuehen. 

Sie haben $ieh tm dieeem ZweAe an die eekwemer, Begierung eu wenden, 

Dieee Begierung wird dat A^/kakmegeeueh dem Centralamt mar IHl/ung Hbermütdn und 
aUdann eeine VoreehlOge den Vertrageetaaten mar Kenninie bringen. 

Wenn ein Einventdndnu ertneU iK, toird die »chweiaer. Begierung dem betr^enden Staate 
van der Ai^/nahme in dae üdfereinkomimen Kemdme geben und dieee A^fnahme ifieieheeitig 
den iihrigen VertrageeteuMten vuUeHen. 

Die Wurhemnieit der Ai^fnahme in dae Ueberekäummen begimU einen Monat naeh der 
von der sehweiaer. Begierung amegegangenen Not ifi kation. Sie begründet von Beehtee wegen die 
Ann a hm e aller Bedingun ge n dee Ue b er ei n h omme ne.** 



Liste der Eisenbahnstrecken, anf welche das Lü. über den Eisenbahn- 

firachtrerkehr keine Anwendung findet 0* 

(Auf Grand d«r B«iiMrkiuigeii in £. V.Z. 1890, S. 1009 ff., argintt bis inm 

1. Ftbrunr 1894.) 



Belgien. 

NcviOe-Tafnert und iämtiiehs Lmdm dtr CkemAtu dg fmr üomaMX (JToeA, J3iBiuift«dk 
f^T JBtMii»«Jbi-6«t«rMrii*r, /, wutat Bilgim II Nr. 6 imd /// Nr, 1— S8). 

Deui9eklmnd, 
Au8g$$Mot9in 9md: 

I. Von dMtUokm Staatthahnm und uHUr SUuUiverwdhtng tUheiMUn Bahnen: 

a) du uni€r prtif/'f. SlatUtvenoalUtng titkmde obergMemtke tekmaü]fwrige Zweigbahn 
{Brioaibahn) ; b)*) die unier bager. Staaieverwaäung itehende Augiburger LoheUbahn^); e) die 
Doberan-HeOigdanmer-IMe der meehlenburg, Friedrith^FramhBakn ; d) die OehoU-Wetier- 
ateder Linie der Cfro/theraogL Oldenburg, BkuUtbahn, 

II, Von deuteehen Lohalbahnen: 

1) WeimoT'Berha'BUtnienhain und 2) die heeeieeken echmaltfurigen Nebenbahnen {Central- 
Verwaltung von Baehatein; die übrigen dieeer Verwaftmng untereiehenden Linien, abgeeehen 
selbehferatändUch von den Strafienhahnen in Berlin und Wieebaden, nehtnen am intemai. Ver- 
hehre teH); 8) Eit/eld-ünUmenbnmner Sd^maUfurbahn ; 4) Feldabahn; 5) FOderbahn; 6) iVonib- 



1) An Stalle der mit dem I.U. offiiiell Teröffentlichten Litte 
sftmtlieher Ver tragsbfthnen gelangt hier nur (naeh den Bemerkungen 
ans der E.V.Z. 1890, S. 1009 ff. erg&nzt bis 1. II. 1894) ein Verieiehnis der 
dem I.U. nieht unterworfenen Bahnen der Vertragsetaaten anm Ab- 
druck. Da Streichungen nicht hXufig rorkommen werden, dfirfte diese Liste der aosge- 
schlosienen Bahnen sieh nicht so rasch Tcrlndern als eine Liste der dem I.U. unterstellten 
Bahnen. 

9) Ursprünglich waren ausgeschlossen die unter 5 b — p beseichneten schmalspurigen 
Linien der Kgl. sXchsischen Staatsbahn. Diese sind aber dem LU. unterstellt worden. 
Benachrichtigungsschreiben des Centralamtes Tom 91. IX. 1898 — Zeitschr. f. int. 
Elsenb., I S. 811. 

3) Zeitschr. f. int. Eisenb., I S. 61. 
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fvirUr OüUrbahn; 7) CfMhuik-QieMMlag» ; 8) Hädbwrghamwn-Eeldbmgm' ; 9) Ka^iertUrger 
Thalbahn; 10) Niedgrwaldbakn ; 11) Bmventbtrg - WemgturUn und Btadiamkof-DotMUtUtuf 
{Lmien der Lokalbahn A.-O, m MUnehen); 12) Mmatuen^Ennthem-Wäienkeiwur mul Strt^ 
Imrger Sbra/genbahnen. Sämüiehe übrigen m der Utbernehi der Eieenbaknen de» Deuieeken 
Reieku hei Koeh /. «. arfgeftkiieia (amth die eckmaUfuriffen) Bahnen nehmen am intemeU, 
Verkehre teiL 

Frantreiek, 

Auegeeddoeeen eind die vielen (Koeh l. «.) hei Dranhreieh unier 1 A — 1 Q^ 2 A — 2 H 
und K, l A^l D, 5 0^5 U, 6 B->6 O, 7 B und 0, 11 und 12 tn^geßlhrten franaßeieehm 
LokaXbdknen. 

Italien. 

Die itaüemeeken Loialbahnen (eithe Koeh l, e. unter 1 A—I H, II A—II F) tmoie 
die weei-eiaäiamiedkem und e ämHiche eat^dSnieeken MÜ een hah ne n tmd mM den mden v eme idkneien 
Auenahmen vom iniernat Verhehre amegeeehloeeen. 

Neu au/genommen in die Liete der Vertragehahnen wurden nur /olgende 
Lohalhahnen von der Soeietä Veneta per Imprese e Coetnmioni pubilieke mit Mi in Fudua 
hetriehenen Bahnen: Padowt-BaeeemCf VieennarTremeo^ FMeMPO-AnlUo, (^Via2e-ibfiopnMiro, 
PanMrSmmara, Bologna B, V,'F&rUmaggiore, Budrio-Maeetdawtbarda, Atresmo-Stia, OoregUano- 
Vittorio; ferner von den MHUmo-Eieenbahnen in Mailand die Linien: Maüemd^Erha mit 
ZteeigUnie 8. Fietro^Oamnago, Ma/dand-BaronnOt BaronnO'LaivenOj Oomo- For^M, Navara- 
BaronnO'BeregnOj BaromnO'Oomo (Benaehnehtigung$»ehreiben dee Oentndamtee v. 16. ///. und 
l.IX 1898 — Zeitiehr.f. int. JSiienh., I & 127, 275). 

Niederlande, 

Du Linien der Niederidndiedken LohaIbahn-GeieU»ekq/i WUhebn III. werden in der 
Liete nieht atrfgeßthtt^ eimd aleo^ wie eämdieke Daaeg/krameeag», vom üUemaL Verhehre aue- 
geeebloteen. 

Oeeterr ei eh' Ungarn. 

Die Ora»-K»ßaeher-Ei»enhahn, die MtühObrei^ und die Btegrikal'Bahnj de$fß. die Aeheneee- 
und die SaUhurger Lohaibakn, emeh die Brager Bitenindmetriebahn eowie die Daa^K/lrameoagt, 
und im Ohh^tOionegebiet *) die MeAovic-Moetar-BtUmf eowie *) die Dalmatiner Btaaiebahn mit 
den Linien: a) BpdlaUhBioerie-Knin^ b) Perkoviö'BUenO'BebenieOy daain die KeHomeair Lokal- 
bethnen: e) Kolomea' BUboda rungureka nebet Abmoeigung, d) Nadworui&vieki pr»edmie»eie 
Bnepeurowee'KniAmdwdr ; vnd endUdi die FlÜgelbahnen : e) Podlene NiepcUmUee^ f) LiÜtU'Nürichau 
und g) Wama^Buee, Moldawitmi; endlich die i^malepurigen Lohalbahnen der Büdbahn-Chiell' 
»ehqß: k) MödUng-HuderbHOd näehet Wieti {mü elektriiekem Betriebe)^ t) Breding-Wieselidtnrf- 
Btmina, h) BeUtehach-Oimobita. 

Ungarn, 

Auegeiehloeien eind folgende Linien der ungar. Staattbahn: Oaram^Bemencxe-Selmeeabdnga^ 
Barohedr-aKt. LOrinen, TaraMhOn- Tereeel, eowie von der K. K. Kaeehau " Oderherger - Bahn 
{^engeurieeke Luden) die $ehmalepurige Btreehe CfÖlnieabdnya'BaomolniOh. 

1) Naa ftufgenommaa in die L.i8te wurden die iiraprflnglieh ansgetehlotsenen Bahnen 
des Okknpattottagebietea, die K. nnd K. Militlrbahn BaiOalnka-Doberttn und die K. nnd K. 
Bosnabahn (BenaohriehtigangiMhreiben dea Centralamtea t. 10. 1. 1898 — Zeitschr. f. 
int. Eiaenb., I 8. 62). 

2) Zeit fahr. f. int. Eisenb., I S. 168 f. 
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Su/tlmnd. 

BaänaUi^ah-EiBenbahn, DonMuhe JToUetiAo/kii, Finnländu€iu Sitm^aknen mü Borgo- 
Kemoo und Tammerfon-Tawaitehu»^ JarotJawl'' WoLogäa^ Nowgorod, Noiooior$hodt, OhojamaeJte 
Ei$enbdkn, Peteriburg-Batdototh, BAew-T^Jasma, Rtga-Ptkow, Bornng-KremenUehig, SMrtMehe 
Eüenbiihn, üralhahH, Tronäkatfüehe %tnd TVantkaukasuehe StMonbahn und ZturMkoe-Stdo. 

Sehtoein, 

Von den BcftiMwer. Bahnen fekUn iämüiehe SckmaUput-^ DrwJUteü-, Sttafaen- und Zahn- 
radbahnen; au/ierdem die Jura-Bunplon-Bahn, Oitermundingeny Pont VoBarboä und fkeihal- 
bahn^). 



1) Nea ftaf^enommen worden Bor«eb«ch - Heiden und Sihltbalbahn (Benaeh- 
riehtignugsscbreiben des Centr«lMntet t. 81. XII. 1898 — Zeitschr. f. int. Eisen b^ I 
S. 5S). 



Beglementy betreffend die Emohtang eines Gentralamtes. 
B^glement relatif k V institation d' un Office central. 

Art. 1. Der Bundesrat der Sehweiserischen Eidgenossenaohaft wird beauftragt, da« 
dnreh Art. 67 des LU. Aber den EisenbahnfrachtTerkehr errichtete Gentralamt au organisieren 
und seine GeschKftsffihmng sn fiberwaohen. Der Sitz dieses Amtes soll in Bern sein. 

Zu dieser Organisierang soll sofort nach dem Anstaoache der Batiflkationsarknnden 
and in der Art geschritten werden, daß das Amt die ihm fibertragenen Funktionen lugleich 
mit dem Eintritte der Wirksamkeit des Uebereinkommens beginnen kann. 

Die Kosten dieses Amtes, welche bis auf weiteres den jährlichen Betrag von 
100 000 Franken nicht übersteigen sollen, werden von Jedem Staate im Verhftltnisse zu 
der kilometrischen Liege der von demselben aar Ausführung intemat. Transporte als ge- 
eignet bezeichneten Eisenbahnstrecken getragen. 

Art 1. Le Consell Md^ral de la Confi6d4ration suisse est d6sign< pour orgaDiser et 
surveiller 1' Office central Institut par l'article 67 de la Convention. Le si6ge de cet Office 
sera k Beme. 

II sera ponrvn k eette Organisation imm^diatemeot apris l'^hange des ratiflcatSons 
et de manlire k ce quMl soit en ^at de fonctionner aussitdt aprös le mise en vigueur de 
la Convention. 

Les fnis de cet OfiBce qui, jusqu'k nou volle d^sion, ne pourront pas d^passer la 
somme de 100 000 francs par ann^e, seront snpport^s par chaque Etat dans la propordon 
du nombre de kllomitres des lignes de chemins de fer admises au Service des transports 
intemationaux. 

Art. 9. Dem Centralamt werden alle MitteiluDgen, welche für das Internat. Transport- 
wesen von Wichtigkeit sind, von den vertragschließenden Staaten, sowie von den Eisenbahn- 
Verwaltungen mitgeteilt werden. Dasselbe kann mit Benutzung dieser Mitteilungen eine 
Zeitschrift herausgeben, von welcher Je ein Exemplar jedem Staate und Jeder beteiligten 
Verwaltung unentgeltlich zu fibermitteln ist Weitere Exemplare dieser Zeitschrift sind zu 
einem von dem Centralamt festzusetzenden Preise zu bezahlen. Diese Zeltschrift soll in 
deutscher und französischer Sprache erscheinen. * 

Das Verzeichnis der einzelnen im Art. 2 des Uebereinkommens unter Ziff. 1 und 8 
bezeichneten OegenstJinde, sowie allfUlige Abftnderungen dieses Verzeichnisses, welche später 
von einzelnen der vertragschließenden Staaten vorgenommen werden, sind mit thunlichster 
Beschleunigung dem Centralamt zur Kenntnis zu bringen, welches dieselben sofort allen 
vertragschließenden Staaten mitteilen wird. 

Was die im Art. 8 des Uebereinkommens unter Ziff. 8 bezeichneten Qegenstftnde 
1>etriflt, so wird das Centralamt von jedem der vertragschließenden Staaten die erforder- 
lichen Angaben begehren und den anderen Staaten mitteilen. 

Roienthsl, Internst. Eltenbahnnrachtreclit. 23 
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Art. 2. L' Office receyra toiis lea renseignemento de natnre k int^resser le senrice 
des transports interna tiooanx qai lui seront commaniqa^s par les Etats contractants et par 
les administrations de chemins de fer. II pourra, k V aide de ces docaments, faire paraitre 
une pablieation p^riodiqne dont an ezemplaire sera adress^ grataitement k cbaqne Etat et 
k chacane des administrations intäress^es. Les exemplaires qai seraient demandös en sus 
de ce Service seront pay^s k an prix qai sera fix^ par 1' Office. Ce joarnal sera r6dig6 
en allemand et en fran9aia. 

La nomenclatare des objets d&ign^ aax alinäas 1 et 8 de l'artide 2 de la Con- 
vention, ainsi que les modifications saccessives qai poarraient dtre introdaites k cette nomen- 
clatare par des Etats contractants, seront, aassi promptement qae possible, porttes k la 
connaissance de 1' Office central, qai transmettra 1* enaemble de ces renseignements et modi- 
fications ii toas les Etats contractants. 

Qaant aax objets yis6s par 1' alinte 2, 1' Office central demandera k ebaean des Etats 
contractants et commaniqaera aax aatres Etats toos les renseignements n^esaaires. 

Art. 3. Anf Verlangen jeder EisenbabnTenraltang wird das Centralamt bei Be- 
galierang der aas dem intemat. Transporte herrfihrenden Fordenmgen als Vermittler 
dienen. 

Die ans dem internst. Transporte herrfihrenden anbesahit gebliebenen Forderangen 
kdnnen dem Centralamt sar Kenntnis gebracht werden, am die Binaiehung derselben sa 
erleichtern. Za diesem Zweck wird das Amt angesftamt an die schaldnerische Bahn die 
Aaflforderang richten, die Forderang sa regulieren oder die Orilnde der Zahhmgsverweigerang 
anaugeben. 

Ist das Amt der Ansicht, daB die Weigening hinreiehend begrttndet ist, so hat es die 
Parteien TOr den sastindigen Bichter sn yerweisen. 

Im entgegengesetzten, sowie in dem Faule, wenn nnr ein Teil der Forderang bestritten 
wird, hat der Leiter des Amtes, nachdem er das Oataehten sweier Ton dem Bandesrat so 
diesem Zweck sa beseichnenden Saohyerstftndigen eingeholt hat, sich darüber ansiospreehen 
ob die schaldnerische Eisenbahn die ganae oder einen Teil der Forderang sa Hftnden des 
Amtes -niedersalegen habe. Der aaf diese Weise niedergelegte Betrag bleibt bis nach Ent- 
scheidang der Sache dnrch den sastindigen Bichter in den Binden des Amtes. 

Wenn eine Eisenbahn innerhalb yieraehn Tagen der Anfforderong des Amtes nicht 
nachkommt, so ist an dieselbe eine neae Aafforderang anter Androhang der Folgen einer 
ferneren Verweigerang der Zahlang sa richten. 

Wird anch dieser aweiten Aaiforderung binnen aehn Tagen nicht entsprochen, so hat 
der Leiter yon Amts wegen an den Staat, welchem die betreffende Eisenbahn angehört, eine 
motivierte Mitteilung und zugleich das Ersoeben sa richten, die geeigneten Maftregeln in 
Erwigong au sieben, und namentlich su prfifen, ob die scbuldnerische Eisenbahn noch 
ferner in dem von ihm mitgeteilten Verseiohnisse su belassen sei. 

Bleibt die Mitteilung des Amtes an den Staat, welchem die betreffende Eisenbahn 
angehört, innerhalb einer sechswöchentlichen Frist unbeantwortet, oder erklirt der Staat, 
dafl er, angeachtet der nicht erfolgten Zahlang, die Eisenbahn nicht aus der Liste streichen 
SU lassen beabsichtigt, so wird angenommen, daß der betreffende Staat ffir die Zahlungm- 
fShigkeit der schuldnerischen Eisenbahn, soweit es sich um aus dem Internat. Transporte 
herrührende Forderungen handelt, ohne weitere Erklirung die Oarantie fibemehme, 

Art 8. Sur la demande de tonte administration de chemins de fer, 1* Offlee servim 
d' intermMiaire pour le rkglement des comptes r^sultant des transports intemationaaz. 

Les bordereanx et cr^ances pour transports intemationauz rest^ impay^s pourront 
lui dtre adress^s pour en faeiliter le recouvrement. A cet effet, 1' Office mettra immödiatemeat 
le chemin de fer döblteur en demeure de regier la somme due ou de foumir les motifs da 
son reftis de pajer. 
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9i rOfifice estime qne lei motili de refiis aU^ga68 ont une Apparaoc« saffisaute de 
fondementy il reoTerra les parties k se ponrroir devant le j«ge comp^tent. 

An eaa contndrei et anssi dant le oaa oJk la oontestation De porterut que sur partie 
de la creance, le directeur le l'Offiee, aprte avoir pris Tavis de deax coneeiU, qai seroot 
desigD^s k eet effet par le Consell fM^nd, pourra d^arer qae le ehemin de fer d^bitear 
sera teoa de yeraer entre lee maina de l'Offiee toat oa partie de la creance; la somme 
aiDfli Yers6e devra rester consign^iSe jaaqu' & d^ision aa fond par le jage compitent. 

Dans le cas oiL an cbemin de fer n' aarait pas oh4i dans la quiDsaine auz iigoDctiong 
de l'Offiee, il lai sera adress^ one noaTelle mise en demeare, avec indicatioii des con- 
s^qaences de son reftis. 

Dix joars apr^s cette noarelle mise en demeare restie infractueosei le directeur 
adressera d'office, k l'Etat daqael dopend le ehemin de fer, nn avis motiv6, en invitant 
cet Etat k aviser aaz mesares k prendre, et k examiner s'il doit maintenir le cbemin de 
fer d^bitenr sar la liste par lai pr6sent^. 

Dans le cas oft la commanication de l'Offiee k l'Etat daqael dopend le ehemin de 
fer int^ress^, sentit rest6e sans r^ponse dans le d^lai de siz semaines, de mdme qae dans 
le cas oü cet Etat dtelarerait que malgri le non-paiement il ne eroit pas devoir faire rayer 
le ehemin de fer sar la liste, eet Etat sera r^pat^ accepter de plein droit la garaotie de 
la solTabilit^ da ehemin de fer d6bitear, en c e qai concerne les cr^ances r^suJtant des 
transports intemationaaz. 



AuirfohrniigB-BestiiimimigeiiO zum üebereinkonmidii aber den inter- 

nationaleii Eisenbatmfrachtverkehr. 

DispoBitioDS r^lementaires ponr l'ezeoatioii de la Gonvention Inter- 
nationale sur le transport de marohandises par chemins de fer. 

Da %1 der Au$/,'Bai, de$ IM. duttik Be»ek^f» der Konferenmn vom 18. VI. %md 20. IX. 
189S (vgl. S. 31 ff.) abgeämdeH und m wesentUeher üeberemaUmmung mA A der folgenden 
„Vereinbarung** ihmA erfolgter Bat^ÜaHon aUbald veröfentUdU werden lotrd, folgt hier der 
Abdruek m dieser GestaU aus Zeit$ehr. f. int. Eisenb., II 8. 2, toäkrend die Ursprung' 
liehe Fassung des % \ der Au^f.'BesL m Anm. 1 abgedruckt ist. 

Vereiikamg erleichtender T«rsdirifteB für itm we chMlsdÜgeB Verkehr iwischen 
itn EiseBkahaeB BeBtoeUaBds^ Oesterreidis UBd llBgaras, der Rlederlaade, sawie 
der Sehwell racfciichtlieh der aach den LV. Tom 14. ektober 18M Taa der 
Beforderaag aasgeiehUMeaea «der hediagaagsweiie lagelaMeaea llegeaitaade^ 

Tan IS. laat 18M. 

(Gfiltig Tom 1. Febraar 1894 an.) 

A. 

Zn § 1, ZÜTer 1, 2 imd S d«r Aniftlinmgf-BettiiBmuigtii nm I.V. 

Vorschriften fiber die BefSrderang von Kostbarkeiten and Kanst- 

gegenstlnden, sowie von Leichen. 
I. Oold- and Silberbarren, Piatina, Geld, geldwerte Münzen and Papiere, Dokamente, 
Edelsteine, echte Perlen, Pretiosen and andere Kostbarkeiten, ferner KanstgegenstXnde, wie 

1) § 1 Ansf.-Best. i. I.U. (sa Art. 8 des Uebereinkommens) laatet: Von dar Bel5rderang 
sind aasgeschlossen: 

1) €h>ld- and Silberbarren, Piatina, Geld, geldwerte Münaen and Papiere, Dokamente, 
Edelsteine, echte Perlen, Pretiosen aod andere Kostbarkeiten. 

23* 
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t^emftide, Ge^nstftnde aas EngoB, AntiqniUton, werden im Internat. Verkehr auf Grnnd 
des im Berner üebereinkommen ▼orgesehenen Internat. Fraehtbriefes, und swar entweder nach 
MaAgabe von VereinbaruDgeo swiachen den Begiemngen der beteiligten Staaten, oder Ton 
Tarifbestimmnngeu, welche von den dasu ermächtigten BahnTerwaltongen aufgestellt und 
▼on allen sostftndigen Aufsichtsbehörden genehmigt sind, sugelassen. 

Zu den Kostbarkeiten sind beispielsweise auch besonders wertvolle Spitsen und be- 
sonders wertvolle Stickereien sn rechnen. 

II. Leichentransporte werden auf Grund des Internat. Frachtbriefes unter folgenden 
Bedingungen sugelassen: 

1) Die Beförderung erfolgt als Eilgut. 

2) Die Transportgebflhren sind bei der Aufgabe su entrichten. 

8) Die Leiche mufl während der Beförderung tou einer daiu beauftragten Person be- 
gleitet sein. 

4) Die BefSrderung unterliegt im Gebiet jedes einseinen Staates den daselbst in poliaei- 
lieber Besiehung geltenden Gesetsen und Verordnungeni soweit nicht unter den beteiligten 
Staaten^) besondere Abmachungen getroffen sind. 



Die in Anlage 1 verselchneten Gegenstlnde werden nur unter den daselbst auf- 
geführten Bedingungen sur BefSrdemng sugelassen. Denselben sind besondere, andere 
Gegenstlnde nicht umfassende Frachtbriefe beisugeben. 

Es können jedoch swei oder mehrere Yertragsstaaten in ihrem gegenseitigen Verkehr 
f&r Gegenstände, welche vom internst. Transporte ausgeschlossen oder nur bedingungsweue 
sugelassen sind, leichtere Bedingungen Tereinbaren« 

Les objets dfeignte dans l*anneze 1 ne sont admis an transport que s'ils se trouvent 
dans les oondltions ^num^r^s par cette anneze. Ils doivent en outre dtre aocompagnis 
de lettres de voiture speciales ne comprenant pas d'autres objets. 

N^anmoins deuz ou plusieurs Etats contractants pourront, par des conrentions spe- 
ciales, adopter des dispositions moins rigoureuses au sqjet de certains objets ezdus du 
transport international, ou admis conditionnellement k ce transport 

§ 2 (su Art. 6 des Uebereinkommens). Zur Ausstellung des Internat. Frachtbriefes 
sind Formulare nach MaSgabe der Anlage 2 au verwenden» Dieselben mfissen fttr ge- 
wöhnliche Fracht auf weiBes, f&r Eilfracht auf dunkelrosa Papier gedruckt sein und zor 
Benrkundnng ihrer Uebereinstimmuog mit den desfallsigen Vorschriften den Kontroll Stempel 
einer Bahn oder eines Bahnkomplezes des Versandlandes tragen. 

Der Frachtbrief — und swar sowohl der Vordruck, als die geschriebene Ausfüllung — 
soll entweder in deutscher oder in franaösischer Sprache ausgestellt werden. 

Im Falle, daB die amtliche Geschäftssprache des Landes der Versandstation eine andere 
ist, kann der Frachtbrief in dieser amtlichen Gesehäftssprache ausgestellt werden, mnS aber 



S) Kunstgegenstände, wie Gemälde, Gegenstände aus Erigufi, Antiquitäten. 

8) Leichen.. 

4) Schiefipnlver, Schiefibaumwolle, geladene Gewehre, Knallsilber, Knallqueoksilber, Knali- 
gold, Feuerwerkskörper, Pyropapier, Nitroglycerin, pikrinssure Salse, Natronkokes, 
Dynamit, sowie alle anderen der Selbstentsttndung oder Ezplosion unterworfenen 
Gegenstände, femer die ekelerregenden oder übelriechenden Erieugnisse, insofern die 
in dieser Nummer aufgeführten Gegenstände nicht unter den bedingungsweise sugs- 
lassenen ausdrücklich aufgesählt sind. 

1) Nur die mit einem Striche beieichneten Sätae sind dw y^Vereinbamngf' en^ 
nommen« 
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atedann eine gtnau« Cebersetznng der geschriebenen Worte in deatscber oder fransofischer 
Sprache enthalten. 

Die stark umrahmten Teile des Formulars sind durch die Eisenbahnen, die übrigen 
dnrch den Absender aasiufttUen. 

Mehrere GegenstSnde dürfen nur dann in einen and denselben Frachtbrief aufgenommen 
werdeil, wenn das Zosammenladen derselben nach ihrer BescbaiFenheit ohne Nachteil erfolgen 
kann, und Zoll-, Steuer- oder PoliseiTorschriften nicht entgegenstehen. 

Den nach den Bestimmungen der geltenden Reglemente vom Absender, beziehungs- 
weise Empfknger auf- und absuladenden Gütern sind besondere, andere Gegenstinde nicht 
umfassende Frachtbriefe beisugeben. 

Auch kann die Versandstation Terlangen, daS für Jeden Wagen ein besonderer Fracht- 
brief beigegeben wird. 

§ t (Art. 6 de la CouTention). Sont obligatoires pour les lettres de ▼oiture inter- 
nationales les formulaires prescrits par l'anneze 2. Ces formnlaires dotrent ßtre imprim^s 
snr papier blanc pour la petite vitesse, et sur papier rose fonc^ pour la grande vitesse; 
ils sont certifi^s oonformes auz prescriptions de la präsente Convention par 1' apposition du 
timbre d'un chemin de fer ou d'un groupe de chemins de fer du pajs expiditeur. 

La lettre de voitnre devra 6tre rMig^e, tant pour la partie imprim^e que pour la 
partie icrite h la main, dans l'une des deux lanf^es allemande ou fran^se. 

Si la langue offidelle du pays de la Station exp^ditrice n'est ni l'allemand ni le 
fran^ais, la lettre de Toiture pourra dtre r^dig^e dans la langue officielle de ce pays, k Charge 
de contenir une traduction exacte en allemand ou en fran^ais. 

Les partieif du formnlaire eneadrdea de lignes grasses doiTcnt dtre remplies par lee 
chemins de fer, les autres par 1' exp^diteur. 

Pinsieurs objets ne pourront ttre inscrits dans la mdme lettre de voiture que, lorsque 
lenr natura permettra de les charger sans incony^nients avec d' autres marchandises, et que 
rien ne s'y oppote en ce qui conceme les preecriptions fiscales ou de poHce. 

Les marchandises dont le chargement et le d^hargement, solon les r^lements en 
▼igueur, sont effectnis par l'exp^diteur et le distinataire, doiyent §tre acoompagn^es de 
lettres de voitnre sp^iales ne comprenant pas d' autres objets. 

Le bureau exp^diteur pourra exiger qu'il soit dress^ une lettre de voiture speciale 
pour chaque wagon complet. 

§ 8 (zu Art. 7 des Uebereinkommens). Wenn die im g 1 Abs. 4 und in der Anlage 1 
Nr. I bis XXXIV aufgeführten Gegenstinde unter unrichtiger oder ungenauer Deklaration aur 
Bef5rderang aufgegeben oder die in Anlage 1 au Nr. I bis XXXV gegebenen Sicherheits- 
vorschriften bei der Aufgabe auSer Acht gelassen werden, betrigt der Taxsuschlag 15 Franken 
für jedes Bmttokilogramm. 

In allen anderen Fällen beträgt der im Art. 7 des Vertrages vorgesehene Taxsuschlag 
für unrichtige Angabe des Inhalts einer Sendung das Doppelte der vom Abgangs- bis aum 
Bestimmungsorte zu zahlenden Fracht. 

Falls die Ueberlastung eines vom Absender beladenen Wagens seine TragfShigkeit um 
mehr als 5 ^/^ übersteigt, so beträgt die Gesamtgeldbule das Zehnfache der Frachtdifferenz. 

I 8 (Art 7 de la Convention). L'exp^diteur qui aura remis an transport des mar- 
chandises dMgnte an § 1, alin^a 4, et dans Tannexe 1, num^ros I k XXXIV, avec une di- 
claratlon inexacte ou incomplUe, oo qui aura n4glig4 de ce conformer aux preecriptions de 
süret4 indiqu^ee dans l'annexe 1, num^ros I k XXXV , sera passible d'une surtaxe de 
15 flrancs par kilogramme du poids brat. 

Dans tont les autres cas, la surtaxe pr6vue par Tartide 7 de la Cenvention pouf 
d^claration inexacte du contena d' une exp4dition, sera le double du prix de transport depuis 
le point de dipart Jusqn'au lien de destination. 
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8i 1a snrcliftrg« d'nii wagon ehargi p»r l'azpMitenr dApMse de plus de 5<yD Is capaelU 
de chergement da wagooi Tarnende totale sera de 10 fois la difförenee da prix de la 
transport. 

S 4 (so Art. 9 des Uebereinkommens). Für die im Art 9 des Debereinkommeiu 
▼orgesehene Erklärung ist das Ponnalar in Anlage 8 la gebraacben. 

§ 4 (Art. 9 de la Convention). Poar la d^laration pr^Tue dans Tartiole 9 on se 
serTira da formalaire ci-annexi (annexe 3). 

§ 5 (an Art. 18 des Uebereinkomraens). Der Höehstbetrag der Nachnahme wird aaf 
2000 Franken ffir jeden Frachtbrief festgesetst. 

§ 6 (Art* 18 de la Gonrention). Le maximam des remboorsements est de 2000 francs 
par lettre de Toitore. 

§ 6 (ra Art 14 des Uebereinkommens). Die Lieferfristen dfirfen die naehstehenden 
Mazimalfristen nicht fibersehreiten : 

a) ffar Bilgfiter: 

1) Expeditionsfrist 1 Tag, 

2) Transportfrist fttr Je auch nnr angefangene 260 Kilometer ... 1 „ 

b) fBr Frachtgüter: 

1) Expeditionsfrist 2 Tage, 

2) TransportfHst für je auch nar angefangene 260 Kilometer ... 2 ,, 
Wenn der Transport aas dem Bereiche einer Btsenbahnverwaltang in den Bereich 

einer anderen ansohlieSenden Verwaltang Übergeht, so berechnen sich die Transportfristen 
ans der Oesamtentfernang swischen der Aafgabe- and Bestimmangsstation, w&hrend die 
Expeditionsfristen ohne Bflcksicht aaf die Zahl der darch den Transport berührten Ver- 
waltnngsgebiete nor einmal aar Bereehnang kommen. 

Die Gesetse und Beglemente der vertragschliefienden Staaten bestimmen, inwielem 
den unter ihrer Aufsicht stehenden Bahnen gestattet ist, Zaschlagsfristen für folgende Ffille 
festsnsetien : 

1) Für Meesen. 

2) Für auBergew5hnliche Verkehrsyerh&ltnisse. 

8) Wenn das Gat einen nicht überbrückten FloAübergang oder eine Verbindungs- 
bahn Bu passieren hat, welche swei am Transporte teilnehmende Bahnen Tcrbindet. 
4) Für Bahnen Ton untergeordneter Bedentang, sowie für den Uebergang aaf Bahnen 
mit anderer Spurweite. 
Wenn eine Eisenbahn in die Notwendigkeit versetat ist, Ton den in diesem Paragraph, 
Ziff. 1 bis 4, für die einseinen Staaten als fakultatiT zul&ssig bezeichneten Zusehlagsfristen 
Gebrauch zu machen, so soll sie auf dem Frachtbriefe den Tag der Uebergabe an die nach- 
folgende Bahn mittelst Abstempelung vormerken und die Ursache und Dauer der Lieferfrisl- 
überschreitung, welche sie in Ansprach genommen hat, aaf demselben angeben. 

Die Lieferfrist beginnt mit der auf die Annahme des Gutes nebst Frachtbrief folgenden 
Mitternacht und ist gewahrt, wenn innerhalb derselben das Gut dem EmpfKnger oder der- 
jenigen Person, an welche die Ablieferung gültig geschehen kann, nach den für die ab- 
liefernde Baiin geltenden Bestimmungen sugestellt, beaiehangsweise avisiert ist. 

Dieselben Bestimmungen sind maBgebead für die Art und Weise, wie die Uebeiii^abe 
des Avisbriefes au konstatieren Ist. 

Der Lauf der LieferfHsten ruht für die Daaer der soll- oder steueramtUchen oder 
poliseilichen Abfertigong, sowie für die Dauer einer ohne Verschulden der Eisenbahn ein- 
getretenen Betriebsstörung, durch welche der Antritt oder die FortseUong des Bahn- 
transportes seitweilig verhindert wird. 
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Ist d«r anf die Asfliefernog der Ware lam Tranaporte folgende Tag ein Sonntag, lo 
beginnt die Lieferfrist 84 Stunden spftter. 

Falls der letate Tag der Lieferfrist ein Sonntag ist, so läuft die Lieferfrist erst an 
dem darauffolgenden Tage ab. 

Diese awei Ausnahmen sind anf Eilgut nicht anwendbar. 

Falls ein Staat in die Gesetse oder in die genehmigten Eisenbahnreglemente eine Be- 
stimmung in Betreff der Unterbrechung des Warentransportes an Sonn- und gewissen Feier- 
tagen aufninunt, so werden die Transportfristen im VerlilUtnis verlängert 

§ 6 (Art 14 de la CouTention). Les dilais de livraison ne pourront pas d4passer 
l«s dilais maxima suivants: 

a) Pour la grande Titesse: 

1) D41ai d*exp4dition 1 jonr. 

2) Ddlal de transport, par fraction indiWsible de IAO kilom^tres • . 1 „ 

b) Poar la petite Titesse: 

1) Delai d'ezp^dition S jours. 

S) D41ai de transport, par fraction indivisible de SftO kiiom^tres . . S „ 
Lorsqne les marehandises passent d'un r4sean ä un röseau voisin, les d41ais de trans- 
port sont calcnl^s sur la distance totale entre le point de d4part et le lieu de destination, 
tandis que les d41ais d'ezp4dition n'entrent en eompte qu'nne seule fois, quelqne soit le 
nombre des rfoeaux diff&rents parcoorus. 

Les lois et rbglements des Etats contractants determinent dans quelle mesure les 
administrations de ehemins de fer sonmises ä leur autorit^ ont la faonlt4 de fixer des d41als 
snppUmentaires dans les cas suiTants: 
1) Les jours de foire. 
8) Les ^poques de trafie extraordlnaire. 

3) Lorsqne la marobandise doit traTerser un eonrs d'eaa, dont les denz riyes ne 
sont pas reli^ par un pont, ou pareonrlr nne ligne de ceintnre reliant entre 
elles les lignes appel4es k coneonrir au transport. 

4) Pour les lignes seeondahres ainsi que pour celles dont les rails n* ont pas 1' 6oar- 
tement normal. 

Lorsqu'un chemin de fer sera dans 1' Obligation d'user de l'un des d41ais suppM- 
mentabes faeultatiTsment antoria4a par les Etats dans les quatre cas ei-dessus, il devra, en 
apposant sur la lettre de voitnre le timbr^ de la dato de transmission an chemin de fer 
suiyant, y inscrire la cause et la dnröe de T augmentation du d^lai dont il aura profit^. 

Le dölai de livraison prend cours k partir de l'heure de minuit aprbs 1' aoceptation 
de la marobandise et de la lettre de Toiture. Le d41ai est obserri, lorsqne, arant qu'il 
ne soit ezpir4, la marohandise est remise, ou l'arriT^e en est notUi4e au destinataire on k 
la personne autoris^ k la reoeroir en conformit^ des r^lements du chemin de fer cbarg^ 
de la liTraison. 

Ces mdmes r^^lements determinent les formes dans lesqnelles la remise de la lettre 
d'aris sera constat^e. 

Les d^lais de liTraison cessent de eourir pendant la dnr^e des formalit4s flscales on 
de police, ainsi que pendant tonte Interruption du trafie empicbant temporairement de 
commencer on de eontinner le transport par Toie ferr4e, et ne r4sultant pas d*nne faute 
imputable au chemin de fer. 

Lorsqne le jour qui suit celui de la remise en gare de d4part est an dimanche, le 
d^lai commence k eourir 84 heuras plus tard. 

De mdme, lorsque le demier jonr du d^lai de liTraison est un dimanche, le d^lai 
n'ezpire que le jour qui suit imm^diatement. 

Ces denz ezceptions ne sont pas applicables auz marehandises k grande Titesse. 

Dans le eas oü Tun des Etats anrait introduit dans sa l^gislation ou ins4r6 dans les 
riglements homologu4s des ehemins de fer une danse eoncemani V Interruption du transport 



— 360 — 

des marehandises pendant le dimanche et certaina joon Mriia, lee dilaii de traniport 
seraient augmenUs k proportion. 

§ 7 (sQ Art. 15 des Uebereinkommens). Za der im Art. 16 Abs. 6 yorgesehenen 
Erklftrang ist das Formular in Anlage 4 au verwenden. 

8 7 (Art 15 de la Convention). Pov la d^aration pr^vne dans Tartiele 15, all- 
n^a 6, l'exp^ditenr devra se serrir du formnlaire preserit par l'annexe 4. 

% 8 (sa Art. 82 des Uebereinkommens). Der Normalsati für regelmftBigen Oewiehtsverlos; 

betrigt iwei Proient bei flfissigen und feuchten, sowie bei nachstehenden trockenen Gittern : 

geraspelte und gemahlene Farbhölser, Binden, Wnrseln, SQlhols, geschnittener 

Tabak, Fettwaren, Seifen und harte Oele, frische Früchte, frische Tabaksblltter, 

Schafwolle, Häute, Felle, Leder, getrocknetes und gebaokenes Obst, Tierfiechsen, 

Hdrner und Klauen, Knochen (gana und gemahlen), getrocknete Fische, Hopfen, 

frische Kitte. 

Bei allen Übrigen trockenen Gütern der im Art. 52 des Uebereinkommens beaeichneten 

Art betrigt der Normalsatz ein Prosent. 

§ 8 (Art 82 de la ConTcntion). Une toUranee de 2 O/o du poids est aeeord4e pour 
dachet de route sur le poids des marehandises liquides ou remlses k Titat humide, et snr 
le poids des marehandises siches d4sign4es ei-aprte: 

bois de teinture rftp4s et monlns, Acoroes, raeines, bois de r^lisse, tabae haeh4, 
graisses, savons et huiles fermes, frnits frais, fenilles de tabae firatches, laine, 
peaux, fourmres, cuirs, fruits s4ch4s ou cuits, tendons d'animaux, comes et 
onglons, OS (entiers et moulus), poissons s6ch4s, houblon, mastic frais. 
Pour toutes les antres marehandises s^ches de Tesptee d4sign4e k Tarticle 82 de la 
Convention cette tolirance est r4daite k 1 Oy^. 

g 9 (an Art. 88 des Uebereinkommens). Die Summe, lu welcher das luteresse an 
der Lieferung deklariert wird, muB im Frachtbriefe an der dafQr vorgesehenen Stelle mit 
Bachstaben eingetragen werden. 

Der Frachtauschlag für die Deklaration des Interesses an der Lieferung darf Anf pro 
Mille der deklarierten Summe für je angefangene 200 Kilometer nicht übersteigen. 

Der geringste lur Erhebung kommende Frachtauschlag betrJtgt 50 Centimen. 

8 9 (Art. 88 de la Convention). La valeur repr^sentant I'int4r6t k la livraison 
devra dtre inscrite en toutes lettres, k la place r^serv4e k cet effet snr la lettre de voiture. 

Dans ce cas il est permis de percevoir une faxe suppl^mentaire qui ne pourra pas 
d4passer, par fraction indivisible de 200 kilom^tres, cinq pour mille de la somme dMar^. 

La taze minimum est de cinquante Centimes. 

§ 10 (lu Art 48 des Uebereinkommens). Die nach Art 14 des Uebereinkonmiens 
und S 6 dieser Ausflihrungs-Bestimmungen im einaelnen Falle Ar einen Internat. Transport 
sich berechnende Lieferfrist verteilt sich auf die am Transporte teilnehmenden Bahnen, in 
Ermangelung einer anderweitigen Verstilndigung, in folgender Weise: 

1) Im Nachbarverkehr sweier Bahnen: 

a) die Expeditionsfrist su gleichen Teilen; 

b) die Transportfrist pro rata der Streckenlänge (TarifUnge), mit der jede Bahn 
am Transporte beteiligt ist. 

2) Im Verkehr dreier oder mehrerer Bahnen: 

a) die erste und letste Bahn erhalten ein PrKaipuum von je 12 Stunden bei 
Frachtgut und 6 Stunden bei Ellgut aus der Expeditionsfrist; 
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b) der Rest der Ezpeditionsirist and ein Drittel der Transportfrist werden in 

gleichen Teilen anter allen beteiligten Bahnen verteilt; 
o) die übrigen iwei Drittel der Transportfrist pro rata der Streckenlänge (Tarif- 
Iftnge), mit der jede Bahn am Transporte beteiligt isc 
Btwaige Zaschlagsfristen kommen derjenigen Bahn in gute, naeh deren Lokaltarif- 
bestimmangen sie im gegebenen Falle salässig sind. 

Die Zeit von der Aaflieferong des Gates bis snm Beginn der Lieferfrist kommt ledig- 
lich der Versandbahn sa gate. 

Wird die Lieferfrist im Oansen eingehalten, so kommt Torstehende Verteilang nicht 
in Betracht. 

§ 10 (Art. 48 de la Convention). A difaat de Conventions speciales, les dilais de 
livraison d^terminte par l'article 14 de la Convention et le § 6 des präsentes dispositions 
r^glementaires, seront partagcte entre les diff&renta chemins qoi auront pris part an trans- 
port de la maniire snivante: 

1) Entre deax chemins de fer voisins: 

a) Le d^lai d' exp^dition, en deox parties 4gales. 

b) Le dilai de transport, en nuson des distances d' application parcoarues snr 
ehacon des deox chemins de fer. 

S) Entre trois chemins de fer oa plas; 

a) Le Premier et le demier re^oivent d'abord chacan 18 heares de dilai d'ex- 
pÄdition poar la petite vitesse, et 6 heares poar la grande vitesse. 

b) Le reste du d^lal d*exp£dition et an tiers da d^lai de transport sont par- 
tag^s par parts 4gale8 entre les chemins de fer parconras. 

c) Les deox aatres tiers da d^lai de transport sont partag^s en raison des 
distances d' application parcoaraes sar chacan de ces chemins de fer. 

Les d^lais sapplömentaires, aaxqnels an chemin de fer aarait droit, en verta des 
dispositions speciales de son riglement d* exploitation, seront attriba4s k ce chemin de fer. 

L' Intervalle entre le moment oü la marchandise est remise an premier chemin de fer, 
et celai aaqael le delai commence k coarir, reste exelasivement k la disposition de ce 
chemin de fer. 

Le partage dont il es qaestion ci-dessos n'est pas pris en consid^ration, si le dilai 
de livraison total est observ4. 

§ 11. Die in den vorhergehenden Aasführangs-Bestimmungen in Franken aas- 
gedrüokten Summen sind in den vertragschließenden Staaten, in welchen die Franken wKhrnng 
nicht besteht, durch in der Landeswfthrang aasgedrückte Beträge za ersetsen. 

§ 11. Dans cenx des Etats contractants o& le franc n'est pas employ^ comme anitd 
monitaire, les sommes indiqa^es en francs dans les presentes dispositions r^glementaires 
seront exprim^s d'aprte l'anit^ mon^tatre de ces Etats. 



Anlage 1*. 



• Da Anlage 1 de» I.U, durch Be$4^'l»9e der Kon/erenam vom IS. VI. tmd SO. /X 1898 
(vgl. S, 81 ff.) abgeändert wurde und die Aenderungen nach /reundüehen Müteihmgen dee 
Centralamies im wesentlichen mit Ut. B der „Vereinbarunff^*^ übereinetimmen ^ gdangt antiaU 
der {unprüngUehen) Anlage 1 out Z§ittehr. f. int. Eiienb.^ 118. Z f. hier mm Abdruck: 

Vereinbarung erleiohtemder Vorsohriften 

fir dea wechselMltigeB Verkehr iwischea dea Elseabahaea ieatsehlaads, tester- 

reichs aad llagarasy der Niederlaade^ stwle der Schwell rieksichUleh der aaeh 

dem 1.11. faai 14. Mtoher 18N tm der leRrderaag aasgesehlasseaea «der 

hediagaagf weise sagelasseaea Clegeastaadei ▼•« 13, Jaai 1893*). 

(Gültig Tom 1. März 1894 an — Zeitschr. f. int. Eiieob., II 8. 39.) 



Zu AalAf • 1 der AiiifShnuigi>Bitl immmgen mm I.Ü. 

Vorschriften Über bedingangsweise sar Beförderang logelassene 

Gegenstlnde. 

I. Pdardeit ßkr KnaU-Haltetignale OMf den Eitenbaknen massen fest in Pepierschniteel, 
S&gemehl oder Gips verpackt oder auf andere Weise so fest und getrennt gelegt sein, daS 



1) Vgl. 8. 866 Anmerkung 1. 

8) Für den wechselseitigen Verkehr iwisohen den Eisenbahnen Deutschlands 
einerseits und Oesterreich-Uni^arns andererseits kommt auch fernerhin ausschlieftlich 
sur Anwendung die iwischen diesen beiden Staaten gemäS § 1, letiter Absatz der Ausf.-Best. 
zum I.U. rücksichtlich der bedingungsweise zur Bef5rderttng zugelassenen Gegenstände 
abgeschlossene Vereinbarung Tom 16. XI. 1898 mit den Erg&nzungs- und Ab&ndernng»- 
nachträgen vom 84.111. und 26. VIII. 1898 (Zeit sehr. f. int. Eisenb., I 8. 60 ff., 128, 
812; Deutsches B.Gesetz. Blatt 1892, S. 1016 ff; 1898, S. 184 ff, 241 ff.) Für 
den wechselseitigen Verkehr zwischen den Bahnen Deutschlands und Luxemburgs 
ist in Geltung die SpezialVereinbarung vom 29. V. 1898 und die Ergänzungen (Zeitschr. 
f. int. Eisenb., I S. 218 ff, 848; Deutsches B. Gesetz-Blatt 1898, S. 189 ff., 
862; 1894, S. 149). Für den wechselseitigen Verkehr der Eisenbahnen peutschland^ 
und der Schweiz wird die oben abgedruckte Vereinbarung lit B ergänzt durch die Ver- 
einbarung vom 14. VI. 1898 (Zeitschr. f. int. Eisenb., I 8. 19 ff.). 

Zwischen den Regierungen Frankreichs, Belgiens, Luxemburgs und der 
Niederlande ist gemäfi § 1, letzter Absatz der Anst-Best. zum I.U. eine Spezial- 
vereinbarung betreffend die Beförderung einzelner Güter am 9. VIII. 1898 getroffen worden, 
die am 1. lU. 1894 in Kraft tritt (Zeitsebr. f. int. Eisenb., II S. 40 ff.). 
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die Bleehkapseln sich weder selbst luitereinander, noeh erneu anderen Körper beriUiren 
kdnoen. Die Kisten, in denen die Verpackung geschieht, müssen von mindestens 86 mm 
starken, gespundeten Brettern angefertigt, durch Holzschrauben ausammengehalten, toU- 
stindlg dicht gemacht und mit einer sweiten dichten Kiste umgeben sein ; dabei darf die 
Xufiere Kbte keinen grofteren Baum als 0,06 cbm haben. 

Die Annahme snr BefSrderung erfolgt nur dann, wenn die Frachtbriefe mit einer amt- 
liehen Bescheinigung über die vorschriftsmiLftig ausgeführte Verpackung yersehen sind. 

II. Zündkmdken ßlr Schujkw^en und fBr Oenshossc, ZOndipiegdy niehi ^^engkr^yUge 
Zündungen und PatntnenhiBiUen wtü ZOndnorricktungen müssen sorgfUtig in feste Kisten oder 
Fisser Terpackt, und jedes Kollo muA mit einem besonderen. Je nach dem Inhalte die Be- 
seichnung „Zündhütchen** oder „Zündspiegel*' etc. tragenden Zettel beklebt sein. 

m. atreiekkOaer und andere BeOh und Stteickmiinder (als Zündlichtchen , Zünd- 
schwimme etc.) müssen in BehUtnisse aus starkem Eisenblech oder aus festgefügtem Holz 
Ton nicht Über 1,1 cbm OroBe sorgfiUtig und dergestalt fest rerpackt sein, da£ der Baum 
der BehÜtnisse ydllig ausgefüllt ist. Die hSIsernen Behältnisse sind iuBerUeh deutlich mit 
dem Inhalte zu bezeichnen. 

Bei StreichMlnemt dtren ZQmdkOpfe ein Oemiseh van gelbem Photphoir und Mortaurem 
Kali enAdäe$i, darf der Gehalt der chemisch trockenen Zündmasse an Phosphor lO^/o, der- 
jenige an cblorsaurem Kali iOO/o nicht übersteigen. Jeder derartigen Sendung muB eine 
Tom Fabrikanten ausgestellte Bescheinigung, daB diese Orenaen eingehalten sind, beigefügt 
werden. 

IV. SUh&rhekea&nder^ d. h. solche Zündschnüre, welche aus einem dünnen, dichten 
Schlauche bestehen, in dessen Innerem eine TerhUtnismiftg geringe Menge SohieBpuWer 
enthalten ist, unterliegen den unter Nr. III (Abs. 1) gegebenen Vorschriften. 

V. Bueher'aeke FeuerlOtchdoten in blechernen Hülsen werden nur in höchstens 10 kg 
enthaltenden Kistchen, welche inwendig mit Papier verklebt und außerdem in gleichfalls 
ausgeklebten, gröfteren Kisten eingeschlossen sind, zum Transporte zugelassen. 

VL ChuOhnUeker (weiBer oder gelber) Fhotgikor muB mit Wasser umgeben, in Blech- 
büchsen, welche höchstens 80 kg fassen und verlötet sind, in starke Kisten fest verpackt 
sein. Die Kisten müssen auBerdem zwei starke Handhaben besitzen, dürfen nicht mehr als 
100 kg wiegen und müssen ftuBerlich aU „gewöhnlichen gelben (weiBen) Phosphor ent- 
haltend'* und mit „Oben** bezeichnet sein. 

Am€vpluT (roter) Ikosphor ist in gut verlötete Blechbüchsen, welche in starke Kisten 
mit SSgespShnen eingesetzt sind, zu verpacken. Diese Kisten dürfen nicht mehr als 90 kg 
wiegen und müssen XoBerlich als „roten Phosphor enthaltend** bezeichnet sein. 

VII. Bohe*^ unkryetaäiiiertea 8ekioe/dnatrium wird nur in dichten Blechbehältem, raffi- 
nUrtety hryitdOieierU» Sehie^elnatruan nur in wssserdichte FXsser oder andere wasserdichte 
Beh&lter verpackt zur Beförderung übernommen. 

GebraudUe eUen- oder manganhaUige Oasremigungtmaete wird — sofern sie nicht in 
dichte Blechbehilter verpackt zur Aufgabe gelangt — nur in eisernen Wagen zur Be- 
förderung Übernommen. Falls diese Wagen nicht mit festschlieBenden eisernen Deckeln 
versehen sind, ist die Ladung mit Wagendecken, welche so pr&pariert sind, daB sie durch 
direkte Berührung mit Flammen nicht entzündet werden, vollständig einzudecken. Der 
Absender und der Empf&nger hat das Auf-, beziehungsweise Abladen selbst au besorgen. 
Auch hat der Absender auf Verlangen der Bahnverwaltnng die Wagendecken selbst zu 
beschaffen. 

Unter gleichen Bedingungen, wie rohes, unkrystallisiertes Schwefelnatrium, werden 
Natroneoake (ein bei der Bereitung der Teeröle erhaltenes Nebenprodukt) zur Beförderung 
übernommen. 

Vin. Celhidinj ein durch unvoUst&ndiges Verdunsten des im Kollodium enthaltenen 
Alkohols hergestelltes, seifenartig aussehendes, im wesentlichen aus Kollodiumwolle be- 
stehendes Präparat, wird nur zur Beförderung angenommen, wenn die einzelnen Celloidin- 
platten so verpackt sind, daB das Vertrocknen derselben vollständig verhindert wird. | 
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Vnift. BtihB^eUiiker wird nur befördert, entweder 

1) in dichten Gef&Aen mae starkem, gehörig Temietetem oder geschweiBtem Eisenblech 
mit höchstens 600 kg Inheltf oder 

1) in yoHkommen dicht rerechlossenen OefXBen aus Metall oder Glas Ton höchstens 
€0 kg Bruttogewicht, deren Verpackung nachstehenden Vorschriften entspricht: 

a) Werden mehrere GefllBe in einem Frachtstück Tereinigt, so müssen sie in starke Uols- 
kisten mit Stroh, Hen, Kleie, Sägemehl, Infosorienerde oder anderen lockeren Sabstanmen 
fest verpackt sein; 

b) bei EinielTerpaoknng ist die Versendung der GeftBe in soliden, mit einer gut be- 
festigten Schutidecke, sowie mit Handhaben Tersehenen und mit hinreichendem Ver- 
packungsmaterial eingefütterten Körben oder Kübeln snlftssig; die Schutsdecke mufi, 
falls sie aus Stroh, Bohr, Schilf oder ihnlichem Material besteht, mit Lehm- oder Kalk- 
milch oder ihnlichem Stoffe unter Zusats von Wasserglas getrinkt sein. 

Bei Blech- und MetallgefUien betrigt die höchste sulissige Füllung 1 kg Flüssigkeit 
für je 1,65 1 Fassungsraum des BehUters. Beispielsweise darf also ein Metallbehilter, der 
16,50 1 Wasser fait, nicht mehr als 10 kg Schwefelither enthalten. 

Wegen der Zusammenpacknng mit' anderen Gegenstinden rergieiche Nr. XXXV. 

IX. FUUtigheitm, welche Bdwo^däOur m ffrö/term Qwu^tiUttm efnOuJtm (Hofmanns- 
tropfen und Kollodium), dürfen nur in rollkommen dicht Terschlossenen GeAien aus Metall 
oder Glas versendet werden, deren Verpackung nachstehende Beschafllsnheit haben muB: 

1) Werden mehrere GefllBe mit diesen Priparaten in einem Frachtstück vereinigt, so 
müssen dieselben in starke Hollkisten mit Stroh, Heu, Kiele, SIgemehl, Infusorienerde oder 
anderen lockeren Substanaen fest verpackt sein; 

8) bei Einsei Verpackung ist die Versendung der GefllBe in soliden, mit einer gut- 
befestigten Schatidecke, sowie mit Handhaben versehenen und mit hinreichendem Ver- 
packungsmaterial eingefUtterten Körben oder Kübeln inlissig; die Schutsdecke muB, falls 
sie aus Stroh, Rohr, Schilf oder ihnlichem Material besteht, mit Lehm- oder Kalkmilch 
oder einem gleichartigen Stoffe unter Zusats von Wasserglas getrinkt sein. Das Brutto- 
gewicht des einseinen Kollo darf 60 kg nicht übersteigen. 

Wegen der Zusammenpackung mit anderen Gexenstinden vergleiche Nr. XXXV. 

X. SdttP^dkohlmttqf (Schwefelalkohol) wird ausschlieBlich auf offenen Wagen ohne 
Decken befördert und nur entweder 

1) in dichten GefliBen aus starkem, gehörig vernietetem Eisenblech bis zu 500 kg 
Inhalt, oder 

2) in BlecbgeflUien von höchstens 75 kg brutto, welche oben und unten durch eiserne 
Binder verstirkt sind. Derartige GefllBe müssen entweder von geflochtenen Körben oder 
Kübeln umschlossen oder in Kisten mit Stroh, Heu, Kleie, Sigemehl, Infusorienerde oder 
anderen lockeren Stoffen verpackt sein, oder 

3) in GlasgeflÜlen, die in starke Holzkisten mit Stroh, Heu, Kleie, Sigemehl, In- 
fusorienerde oder anderen lockeren Stoffen eingefüttert sind. 

Bei BlechgefllBen betrigt die höchste sulissige Fassung 1 kg Flüssigkeit für je 0,825 l 
Fassungsraum des Behilters. 

Schwefelkohlenstoff im Gewichte von höchstens 2 kg darf mit anderen bedingungslos 
snr Eisenbahnbeförderung lugelassenen Gegenstinden su einem Frachtstück vereinigt werden, 
wenn der Schwefelkohlenstoff sich in dicht verschlossenen Blechflaschen befindet und mit 
dem übrigen Inhalte des Frachtstückes in eine starke Kiste mit Stroh, Heu, Kleie, Sige- 
mehl oder anderen lockeren Stoffen fest eingebettet ist. Das Frachtstück darf nur in 
offenen Wagen ohne Decken befördert werden, und auf dem Frachtbriefe muB besonders 
bemerkt sein, daB das Frachtstück Schwefelkohlenstoff enthilt 

XI. HolMffntt in rohem und rektlfisiertem Zustande und Aceton werden — sofern 
sie nicht in besonders dasu konstruierten Wagen (Bassinwagen) oder in Fissem lur Aufgabe 
gelangen — nur in Metall- oder GlasgeflBen zur Beförderung zugelassen. Diese GefZBe 
müssen in der unter Nr. IX vorgeschriebenen Weise verpackt sein. 

Wegen der Zusammenpackung mit anderen Gegenstinden vergleiche Nr. XXXV. 
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Xn. OrÜHkalk wird dot auf offenen Wagen befördert. 

XIII. OUorHoures KaU und anuUrt ehlortaure Salze mttssen sorgfXltlg in dichte, mit 
Papier ausgeklebte Fftsaer oder Kisten yerpackt sein. 

XIV. Pihruuäwre wird nur gegen eine Ton einem der Bahn bekannten Chemiker auf 
dem Frachtbriefe anstnstellende Bescheinigang Aber die Ungeflihrlichkeit der anfgegebeDen 
PikrinsAnre befordert 

Blei darf rar Verpackung Ton Pikrinsfture nieht verwendet und nicht mit Pikrinsäure 
lusammen in demselben Wagen verladen werden. Mit Blei ausgekleidete oder mit Blei 
gedeckte Wagen dürfen sur Beförderung nicht verwendet werden. 

XV. ITügaige MmaraUOuren aller Art (insbesondere Schwefelsfture, Vitrioldl, Salssfture, 
Salpetersäure, Scheidewaseer), sowie Öhloreehw^d unterliegen naehütehenden Vorschriften: 

1) Falls diese Produkte in Ballons, Flaachen oder Kmken verschickt werden, so 
müssen die Behälter dieht verschlossen, wohl verpackt und in besondere, mit starken Vor- 
richtungen Bum bequemen Handhaben versehene Gefälle oder geflochtene Körbe einge- 
sehlossen sein. 

Falls dieselben in Metall-, Hols- oder Gummibehältem versendet werden, so müssen 
die Behälter vollkommen dicht mit guten Verschlüssen versehen sein. 

8) Vorbehaltlich der Bestimmungen unter Nr. XXXV müssen diese Stoffe stets getrennt 
verladen und dürfen niunentlioh mit anderen Chemikalien nicht in einen und denselben 
Wagen gebracht werden. 

3) Die Vorschriften unter Ziit 1 und t gelten auch für die GefSAe, in welchen die 
genannten Gegenstände transportiert worden sind. Derartige GefKBe sind stets aU solche 
SU deklarieren. 

XVI. ÄeiäUatge (Aetsnatronlauge, Sodalauge, Aetakalilauge, Pottaschenlauge), ferner 
OeUaia (Büekstäade von der Oelraffinerie) und Brom unterliegen den Vorschriften unter 
Nr. XV, 1 und 3 (mit Ausnahme der bei 3 angesogenen Bestimmung unter 3). 

Wegen der Zusammenpackung mit anderen Gegenständen vergleiche Nr. XXXV. 

XVII. Auf den Transport von roUr^ rauchender JSa^eUrtäure finden die unter Nr. XV 
gegebenen Vorschriften mit der MaBgabe Anwendung, dafi die Ballons und Flaschen in den 
Gefäßen mit einem mindestens ihrem Inhalte gleichkommenden Volumen getrockneter In- 
fusorienerde oder anderer geeigneter trockenerdiger Stoffe umgeben sein müssen. 

XVIII. Wateet/reie Sehw^eUäwre (Anhydrit, sogenanntes festes Oleum) darf nur befSrdert 
werden: entweder * 

1) in gut verlöteten, starken, versinnten Eisenblechbüchsen, oder 

2) in starken Eisen- oder Kupferflaschen, deren Güsse luftdicht verschlossen, verkittet 
und überdies mit einer Hülle von Thon versehen sind. 

Die Büchsen und Flaschen müssen von einem fein serteilten anorganischen Stoffe wie 
Schlackenwolle, Inftisorienerde, Asche oder dergleichen umgeben und in starke Holzkisten 
fest verpackt sein. 

Im Übrigen finden die Bestimmungen unter Nr. XV, 8 und 3, Anwendung. 

XIX. Für Firmeee und mU Firme vertetxte Farben, ferner ätherieehe und fette OeUj 
sowie für sämtliche Aetherarten mit Ausnahme von Schwefeläther (vergleiche Nr. VIII s) und 
von Pefaroleumäther (vergleiche Nr. XXII), für absoluten Alkohol^ Weingeist (Spiritus), ^prilt 
und andere unter Nr. XI nicht genannte Spirituosen sind, sofern sie in Ballons, Flaschen 
oder Kruken sur Beförderung gelangen, die Vorschriften unter Nr. XVI, Abs. 1, maBgebend. 

Wegen der Zusammenpackung mit anderen Gegenständen vergleiche Nr. XXXV. 

XX. Petroleum^ rohes und gerenUgtes, sofern es bei 17,5 ^ Celsius ein specifisches Ge- 
wicht von mindestens 0,780 hat, oder bei einem Barometerstande von 760 mm (auf die 
Meereshöhe rednsiert) im Abelschen Apparat nicht unter 21 * C entsündliche Dämpfe giebt 
(Testpetroleum) ; 

die aus BramkohieHteer hereüeten OeUf sofern dieselben mindestens Jas vorgenannte 
specifische Gewicht haben (Solaröl, Photogen etc.); 
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ferner SUmhohUnieeHOe (Beniol, Tolaol, Xylol, Camol ete.), sowie MwhmM (Nitro- 
beniol); 
nnterliegen nachstehenden Bettimmanfeo: 

1) Diese Oegenstlnde dürfen, sofern nicht besonders dssa koostmierte Wagen (Bassin- 
wagen) inr Verwendung kommen, nnr beiSrdert werden, entweder 

a) in besonders guten, dauerhaften Fissern, oder 

b) in dichten und widerstandsflhigen MetaJIgefiBen, oder 

c) in Gefllßen aus Glas oder fiteinzeug ; in diesem Falle jedoch unter Beachtung folgender 
Vorschriften : 

aa) Werden mehrere GefUe in einem FrachtstOck Tereinigt, so mftssen dieselben in 
starke Holsklsten mit Stroh, Heu, Kleie, Sigemehl, Infusorienerde oder anderen 
lockeren Stoffen fest yerpackt sein, 
bb) Bei EinselTerjMMknng ist die Versendung der GefSfie in soliden, mit einer gut be- 
festigten Schutsdecke, sowie mi^ Handhaben Tersehenen und mit hinreichendem 
Verpackungsmaterial eingeffttterten Körben oder KQbeln lulSsslg; die Schnts- 
deeke muA, falls sie aus Stroh, Bohr, Schilf oder Ihnlichem Material besteht, 
mit Lehm- oder Kalkmilch oder einem gleichartigen Stoflb unter Zusats tou 
Wasserglas getrinkt sein. Das Bruttogewicht des elnaelnen Kollo darf bei Ver- 
wendung Ton GlasgeliUlen 60 kg und bei Verwendung von Qefkften aus Stainaeug 
75 kg nicht fibersteigen. 
8) Während des THnsports etwa schadhaft gewordene GeflAe werden sofort aus- 
geladen und mit dem noch Torhandenen Inhalte fttr BecJmung des Absenders bestmöglich 
verkauft. 

8) Die BefSrderung geschieht nur auf oflbnen Wagen. Auf efne Abfertigung im 
Zollansageyerfahren, welche eine feste Bedeckung und Plombierung der Wagendecke er- 
forderlich machen wflrde, wird die BeiSrdernog nicht fibemommen. 

4) Die Bestimmungen der Torstehenden Ziffer 8 gelten auch fllr die Fässer und sonstigen 
GefSBe, in welchen diese Stoffe befördert worden sind. Derartige GefftSe sind stets als 
solche SU deklarieren. 

5) Wegen der Zusammenpackung mit anderen Gegenstlnden Tergl. Nr. XXXV. 

6) Aus dem Frachtbriefe mu8 su ersehen sein, da8 die im Abs. 1 und 2 dieser 
Mummer aufgeführten Gegenstände ein specifisches Gewicht Ton mindestens 0,780 haben, 
oder daä das Petroleum der im Eingang angeführten Bestimmung betreffend den Ent- 
flammungspunkt entspricht. Fehlt im Frachtbriefe eine solche Angabe, so finden die Be- 
förderungsbedingungen unter Mr. XXlI (betr. Petroleumäther etc.) Anwendung. 

XXI. Pefrolsus», roku und fferemigteSf PetroUuamapktha und DtdOiaU au» Petroleum und 
PetroleumnaphÜiAy sofern diese Stoffe bei 1 7,5 ^ C ein speciftsches Gewicht Ton weniger als 
0,780 und mehr als 0,680 haben (Beniio, Ligroin und Putsöl), unterliegen nachstehenden 
Bestimmungen : 

1) Diese G^enstände dürfen, sofern nicht besonders dasu konstruierte Wagen (Bassin- 
wagen) sur Verwendung kommen, nur befördert werden, entweder 

a) in besonders guten, dauerhaften Fässern, oder 

b) in dichten, widerstandsfähigen MetallgefäBen, oder 

c) in Gefäfien aus Glas oder Steinseug ; in diesem Falle jedoch unter Beachtung folgender 
Vorschriften : 

aa) Werden mehrere Gefääe in einem Frachtstück rereinigt, so müssen dieselben in 
starke Holskisten mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infusorienerde oder anderen 
lockeren Stoffen fest verpackt sein. 

bb) Bei Einselyerpackung ist die Versendung der GefäBe in soliden, mit einer gut be- 
festigten Schutsdecke, sowie mit Handhaben versehenen und mit hinreichendem 
Verpackungsmaterial eingefütterten Körben oder Kübeln aulässig ; die Sehntadecke 
muä, üails sie ans Stroh, Bohr, Schilf oder ähnUchem Haterial besteht, mit Lehm- 
oder Kalkmilch oder einem gleichartigen Stoffe unter Zusata von Wasserglas 



- 367 ^- 



getrSakt sein. Dm Bnittogewieht des elnielnen Kollo darf 40 kg nicht über- 
steigen. 

2) Während des Transports etwa schadhaft gewordene OefKBe werden sofort aasgeladen 
und mit dem noch Yorhandenen Inhalte für Rechnung des Absenders bestmöglich ▼erkauft. 

8) Die BefSrdemng geschieht nur auf offenen Wagen. Auf eine Abfertigung im Zoll- 
ansageverfahren, welche eine feste Bedeckung und Plombiemng der Wagendecke erforderlich 
machen witardOf wird die Beförderung nicht übernommen. 

4) Die Bestimmungen der Torstehenden ZiflTer 3 gelten auch fDr die Fisser und sonstigen 
OefKBe, in weichen diese Stolfe befördert worden sind. Derartige Gefftfie sind stets als 
solche SU deklarieren. 

6) Wegen der Znsammenpaekung mit anderen Gegenständen vergl. Nr. XXXV. 

6) Bei der Verladung und Entladung dürfen die Körbe oder Kübel mit Glasballons 
nicht auf Karren gefahren, noch auf der flchulter oder dem Rüeken, sondern nur an den 
an den genannten Behältern angebrachten Handhaben getragen werden. 

7) Die Körbe und die Kübel sind im Eisenbahnwagen sicher lu lagern und entsprechend 
lu beftetigen. Die Verladang darf nicht übereinander, sondern nur in einer einfachen 
Schiebt nebeneinaaader erfolgen. 

8) Jedes einselne Kollo ist mit einer dentliehen, auf rotem Grund gedruckten Auf- 
eelirifl „Fenergefährlieh** lu yersehen. Körbe und Kübel mit Gefäfien aus Glas oder Stein- 
leug haben auBerdem noch die Aufschrift „Mit der Hand su tragen'* au erhalten. An den 
Wagen ist ein roter Zettel mit der Aufschrift „Vorsichtig rangieren^ aniubringen. 

9) Aus dem Fraehtbriefe muB lu ersehen sein, dafi die im Abs. 1 dieser Nummer auf- 
geführten Gegenstände bei 17,6^ C ein specifisohes Gewicht Ton weniger als 0,78* und 
mehr als 0,680 haben. Fehlt im Frachtbrief eine solche Angabe, so finden die Beförderungs- 
bedingungen unter Nr. XXII (betrelTend Petroleumäther etc.) Anwendung. 

XXIL Mr c ieu mäihtr (Gasolin, Neolin etc.) and ähnlüke aui Betroleminapktha oder 
BramJtokieiiUBr hereiUU, Jeielä miaanaidU Produkte^ sofern diese Stoffe bei 17,5<^ C ein 
speeiflscheB Gewicht Ton 0,680 oder weniger haben, unterliegen nachstehenden Bestimmungen : 

1) Diese Gegenstände dürfen nur befördert werden, entweder 

a) in dlohten und widerstandsfähigen MetallgefiBen, oder 

b) in GkfäBen aoa Glas oder Steinseug, in diesem Falle jedoch unter Beachtung folgender 
Vorschriften: 

aa) Werden mehrere GefäBe in einem Frachtstück Tereialgt, so müssen dieselben in 
starke Holskisten mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infusorienerde oder anderen 
lockeren Substanien fest Torpaekt sein. 

bb) Bei EinselTerpaokung ist die Versendang der GefäBe in soliden, mit einer gut 
befestigten Schutsdecke, sowie mit Handhaben Tersehenen and mit hinreichendem 
Verpackungsmaterial eingefütterten Körben oder Kübeln lulässig; die Schuts- 
decke muB, falls sie aas Stroh, Bohr, Schilf oder ähnlichem Material besteht, 
mit Lehm- oder Kalkmilch oder einem gleichartigen Stoffe unter Zusats von 
Wasserglas getränkt sein. Das Bruttogewicht eines einseinen Kollo darf 40 kg 
nicht übersteigen. 

c) in luftdicht verschlossenen Kessel- (Ba8sin-)Wagen. 

2) Während des Transports etwa schadhaft gewordene Geflfie werden sofort aus- 
geladen and mit dem noch vorhandenen Inhalte für Rechnung des Absenders bestmöglich 
verkauft. 

8) Die Beförderung geschieht nur auf offenen Wagen. Auf eine Abfertigung im Zoll- 
ansageverfishren, welche eine feste Bedeckung und Plombierung der Wagendeeke erforderlich 
machen würde, wird die Befördenmg nicht übernommen. 

4) Die Bestimmangen der vorstehenden ZiiTer 8 gelten auch für die GefKBe, in 
welchen diese Stoffe befördert worden sind. Derartige GefäBe sind stets als solche su 
deklarieren. 

6) Wegen der Zusammenpackung mit anderen Gegenständen vergl. Nr. XXXV. 
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6) Bei der VerUdung nod EotUdaiig dflrfen die &5rbe oder Rfibel mit Oluballont 
nicht auf Karren gefahren, noeh aaf der Schulter oder dem Bftcken, soodem niir^an den 
an den genannten Behftltern angebrachten Handhaben getragen werden. 

7) Die Kdrbe and die Kfibel sind im Eisenbahnwagen eieher an lagern und ent- 
sprechend au befestigen. Die Verladung darf nicht fibereinander, sondern nur in einer 
einfachen Schicht nebeneinander erfolgen. 

8) Jedes einselne Kollo ist mit einer deatlichen, aaf rotem Gmnd gedmckten Anf- 
scfarift „Feaergeffthrlich*^ sa versehen ; Körbe and Kfibel mit OefUen aas Qlas oder Stein- 
seog haben aaBerdem noch die Aafschrilt „Mit der fland sa tragen^' in erhalten. An den 
Wagen ist ein roter Zettel mit der Aafschrift „Vorsichtig rangieren'* anaabringen. 

XXIII. Die BefSrderang von TerpmimM and BOnaÜgm Üb^trieehmdtm OsZsn, desgleichen 
▼on Sdbniakffeitt findet nor in offenen Wagen statt 

Diese Bestimmang gilt aach fQr die Fftsser and sonstigen Geftfie, in welchen diese 
Stoffe befördert worden sind. Derartige Geflie sind stets als solche sa deklarieren. 
Wegen der Zasammenpackang mit anderen GegenstAnden vergl. Nr. XXXV. 

XXIV. NielUßiSUnge Ä nrnn kat ie n, namentlich atimugt JSämrt (Hllttenraaeh), geAet Artmik 
(Baaschgelb, Auripigment), rote« Ar$tnik (Kealgar), SehtrbmibobaU (FUegenstein) etc., werden 
nor dann aam Transport angenommen, wenn: 

1) aaf jedem Versandstflcke in leserlichen Baehstaben mit schwaraer Oelfiurbe die 
Worte : „Arsenik (Gift)*' angebracht sind, and 

2) die Verpaekang in nachstehender Weise bewirkt worden ist, entweder 

a) in doppelten Fissem oder Kisten, wobei die Böden der FIsser mit Binlagereifen, die 
Deckel der Kisten mit Helfen oder eisernen Blindem gesichert sein, die inneren Fisser 
oder Kbten von starkem, trockenem Holae gefertigt and inwendig mit dichter Lein- 
wand oder Ahnlichen dichten Geweben verklebt sein müssen, oder 

b) in SSoken von geteerter Leinwand, welche in einfache Fisser von starkem, trockenem 
Holae verpackt sind, oder 

c) in verlöteten Blecheyllndem, welche mit festen Holamlnteln (Ueberfkssem) bekleidet 
sind, deren Böden mit Binlagereifen gesichert sind. 

XXV. Fläuige AnmuhaUm^ insbesondere Ar$eHt ä mtf nnterliegen den Beetlmmangen anter 
XXIV, 1, and anter XV, 1 nnd S (mit Aasnahme der bei 8 angeaogenen Beetlmmangen anter S). 

XXVI. Andere giftige MHaOgTäpturoU (giftige Hetallfarben, Hetalsalae etc.), wohin ins- 
besondere QiiuikiQherpräpwraU, als Sabltmat, Kalomel, weiles and rotes PrAeipitat, Zinnober, 
ferner KugftrtaUi» and Kmgftrfairhmi^ als Kapfervitriol, Grünspan, grfine and blaae Kapfer- 
pigmente, desgleichen BUipräpaitaU^ als BleiglAtte (Massikot), Hennige, Bleisacker and 
andere Bleisalae, Bleiweift and andere Bleifarben, aach Zinktimuh^ sowie Zmb- and Afitimoi^ 
a§ckej gehören, dfirfen nor in dichten, von festem, trockenem Holae gefertigten, mit Binlage- 
reifen, besiehangsweise UmfassangsbAndern versehenen FAssem oder Kisten aam Transporte 
aafgegeben werden. Die UmschlieAangen mfissen so beschaflfiui sein, daA darch die beim 
Transporte anvermeidlichen Brschtttterangen, Stöße etc. ein Verstaaben der Stoffis darch die 
Fogen nicht eintritt. 

XXVIL Zr^e, towohl fiOitige dU JuU^ ist in GeOfien, welche nicht laftdicht geschlossen 
sind, aar BefBrderang aafaageben. Falls die Bisenbahnverwaltang die Aafgabe in anderen 
GefäAen gestattet, ist dieselbe berechtigt, von dem Absender sa verlangen, dafi er sich 
verpflichtet : 

1) keinerlei Ansprüche au erheben, falls derartige Sendungen von den AnschloBbahnen 
anrfickgewiesen werden*, 

8) ffir allen Schaden anfsakommen, der anderen GAtem oder dem Material infolge 
dieser Transportart erwAchst, and swar gegen Vorlage einer einfachen Kostenreehnang, 
deren Biohtigkeit in jeder Besiehang ein ffir allemal aom voraas anerkannt wird; 

. 8) keinerlei Ansprfiehe wegen der infolge der fraglichen Transportart an den GefKfien 
oder an deren Inhalt entstehenden BeschAdigangen oder AbgAnge an erheben. 

Auf iV0ftV* finden obige TransportbeschrAnkangen keine Anwendong. 
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XXVnL Kimruft und andere ^^'oerfOrmigt Arten wm Bu/b werden nar in dichten, gegen 
Dorchstfiaben Sicherheit gewährenden UmhtUlnngen (Sicken, Fässern, Kisten and dergleichen) 
Terpackt snr BefSrdemng sagelassen. 

Befindet sich der BoB in frisch geglfihtem Zastande, so sind aar Verpackang kleine 
in daaerhafte Körbe verpackte T5nnchen oder Gefäfle za Terwenden, welche im Innern mit 
Papier, Leinwand oder ähnlichen Stoffen dicht verklebt sind. 

Aas dem Frachtbriefe maB ersichtlich sein, ob der RaB sich in firisch geglfihtem Zu- 
stande befindet oder nicht, andernfalls wird er als frisch geglüht behandelt. 

ZXIX. Gemahlene oder h9mige Hobthohle wird nar verpackt aar BefSrderang lagelassen. 

Befindet sie sich in frisch geglfihtem Zastande, so sind rar Verpackang ra verwenden, 
entweder 

a) laftdicht verschlossene Behälter aus starkem Eisenblech, oder 

b) laftdichte, aas miehrfachen Lagen sehr starken and steifen, gefirnißten Pappdeckels 
gefertigte Fässer (sogenannte amerikanische Fässer), deren beide Enden mit eisernen 
Reifen versehen, deren Bodenstficke aas starkem, abgedrehtem Holze mittelst eiserner 
Holsschraaben an die eisernen Reife geschraubt und deren Fugen mit Papier- oder 
Leinwandstreifen sorgfältig verklebt sind. 

* Wird gemahlene oder körnige Holzkohle zum Transport aufgegeben, so muß aus dem 
Frachtbriefe zu enehen sein, ob sie sich in frisch geglfihtem Zustande befindet oder nicht. 
Fehlt im Frachtbriefe eine solche Angabe, so wird ersteres angenommen und die Beförderung 
nur in der vorgeschriebenen Verpackung zugelassen. 

XXX. Die hotiiheachnDerten Oordonnet-j Souple-^ Bourre de $oie- und Quippe-Seiden in 
Strängen werden nur in Kisten zom Transport zugelassen. Bei Kisten von mehr als 1 2 cm 
innerer Höhe mfissen die darin befindlichen einzelnen Lagen Seide durch 8 cm hohe Hohl- 
räume voneinander getrennt werden. Diese Hohlräume werden gebildet durch Holzroste, 
welche aus quadratischen Latten von 9 cm Seite im Abstand von 8 cm bestehen und durch 
zwei dünne Querleisten an den Enden verbunden sind. In den Seitenwänden der Kisten 
sind mindestens 1 cm breite Löcher anzubringen, welche aaf die Hohlräume zwischen den 
Latten gehen, so daB man mit einer Stange durch die Kiste hindurchfahren kann. Damit 
die Kistenlöcher nicht zugedeckt und dadurch unwirksam werden können, sind auBen an 
den Rand jeder Seite zwei Leisten anzunageln. 

Wird Seide zum Transport aufgegeben, so muB aus dem Frachtbriefe au ersehen sein, 
ob sie zu den vorbeaeichneten Arten gehört oder nicht. Fehlt im Frachtbriefe eine solche 
Angabe, so wird ersteres angenommen und die Beförderung nur in der vorgeschriebenen 
Verpackung zugelassen. 

XXXI. WoUey Haare, KunsttooRej BavmwoUe, Seide^ Flachs, Han^, JvU, im rohen Zu- 
stande, in Form von Abfällen vom Verspinnen und Verweben, als Lumpen oder Putzlappen; 
femer Seäenoareny JVetbriemen aue BaumwoOe und Hof^f, Weber', Hamiteh' und d^eeehwr^ 
hieen (wegen gebrauchter Putzwolle vgl. Abs. S) werden, wenn sie gefettet oder gefimiBt 
sind, nur in bedeckt gebauten oder in offenen Wagen unter DeckenverschluB befördert. 

Die genannten Gegenstände werden stets als gefettet oder gefimiBt behandelt, wenn 
nicht das Gegenteil aus dem Frachtbriefe hervorgeht. 

CMbrauehU PiOmpoüe wird nur in festen, dichtverschlossenen Fässem, Kisten oder 
sonstigen GefäBen zum Transporte zugelassen. 

XXXn. Fäubtt^ähige tierüche Ab/oOe, wie ungeeaiMene frieehe BäuU, FeUe, Fleeheen, 
Knochen, Hömer, Klauen, nuJU gekalktes frieelies LemUder, sowie andere in besonderem 
Grade fibelriechende und ekelerregende Gegenstände, jedoch mit AusscbluB der unter Nr. LII 
und LUI aufgeführten, werden nur unter nachstehenden Bedingungen angenommen und be- 
fördert : 

1) Genügend gereinigte und trockene Knochen, abgepreBter Talg, Homer ohne Schlauch, 
das heiBt ohne den Hornfortsatz des Stirnbeines, in trockenem Zustande, Klauen, das heiBt 
die Hornschuhe der Wiederkäuer und Schweine ohne Knochen und Weichteile, werden in 
Einaelsendungen, in gute Säcke verpackt, zugelassen. 
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5) EinzelMndangen der Tontehend unter Ziff. 1 nicht genannten GegenstSnde dieser 
Kategorie werden nar in feste, dicht verschlossene Fieser, Kflbel oder Kisten Terpackt 
angelassen. Die Frachtbriefe mOssen die genaue Beseiclinang der in den Fässern, Kübeln 
oder Kisten rerpaekten Oegenstände enthalten. Die BefSrderong hat nur in offenen Wagen 
an erfolgen. 

8) Frische Flechsen, nicht gekalktes firisches Leimleder, sowie die AbflUle von beiden, 
desgleichen nngesalaene frische HXnte, sowie ungereinigte, mit Hant^ und Fleischfissem 
behaftete Knochen unterliegen bei der Aufgabe in Wagenladungen folgenden Bestimmungen : 

a) In der Zeit vom 1. Hitrs bis lum 81. Oktober mttssen diese Qegenstlnde in starke, 
nicht schadhafte SKcke verpackt sein, die derart mit verdünnter Karbolsinre ange- 
feuchtet sind, dafi der faulige Oerueh des Inhaltes nicht wahrnehmbar ist Jede 
Sendung muß mit einer Decke aus starkem Qewebe (sogenanntem Hopfentuche), die 
mit verdünnter Karbolsinre getrinkt ist, und diese wieder mit einer grossen, wasser- 
dichten, nicht geteerten Wagenplane vollstindig bedeckt sein. Die Bedeckung hat 
der Absender an stellen. 

b) In den Monaten November, Deaember, Januar und Februar ist eine Verpackung in 
Sioke nicht erforderlich. Die Sendung muB jedoch ebenfalls mit einer Decke aus 
starkem Gkwebe (Hopfentueh) und diese wieder mit einer grofien, wasserdichten, nicht 
geteerten Wagenplane vollstindig bedeckt sein. Die untere Decke bt nötigenfalls 
derart mit verdünnter Karbolsäure ansufeuchten, daB ein fauliger Gernah nicht wahr- 
nehmbar ist. Die Bedeckung hat der Absender au stellen. 

c) Solche Sendungen, bei denen der faulige Geruch durch Anwendung von Karbolsäure 
nicht beseitigt werden kann, müssen in feste, dicht verschlossene Fässer oder Kübel 
derart verpackt werden, daB sieh der Inhalt des GefXBes nicht durch Geruch be- 
merklich macht. 

ä) Die BefBrderung der vorstehend unter Ziff. 8 nicht genannten Gegenstände dieser 
Art in Wagenladungen findet in offenen Wagen unter DeckenverschluB statt. Die Bedeckung 
hat der Absender au stellen. 

6) Die Eisenbahn kann Vorausbeaahlung der Fracht verlangen. 

6) Die Säcke, GefXBe und Decken, in und unter denen Gegenstände dieser Art be- 
fördert worden sind, werden nur dann anm Transporte augelassen, wenn sie durch ent- 
sprechende Behandlung mit Karbolsäure den fauligen Geruch verloren haben. 

7) Die Kosten etwa nötiger Desinfektion fallen dem Absender, beaiehungsweise dem 
Empfänger zur Last. 

XXXIII. QthiDefeil wird nur in bedeckt gebauten oder in offenen Wagen unter Decken- 
verschluB befördert 

XXXIV . Chgenttände, wdeht durch IkuAen dtr Lokomdive leidU tnMImdet wtrdm hönamtf 
wie Heu, Stroh (auch Mais-, Beis- und Flachsstroh), Bohr (ausschlieBlich spanisches Bohr), 
Borke, Torf (mit Ausnahme von sogenanntem Maschinen- oder PreBtorf), ganae (unaerkleinerte) 
Holakohlen (vergleiche Nr. XXIX), vegetabilische Spinnstoffe und deren Abfälle, Papierspäne, 
Holzmehl, Holszengmasse, Holaspäne etc., sowie durch Vermischung von Petroleumrüek- 
ständen, Harzen und dergleichen StofliBn mit lockeren, brennbaren Körpern hergestellte 
Waren; desgleichen 0^$f Kalkäicher und ISra/t werden in unverpacktem Zustande nur 
vollständig bedeckt und unter der weiteren Bedingung zum Transport zugelassen, daB 
der Absender und der Empfänger das Auf- und Abladen selbst besorgen. Auch hat der 
Absender auf Verlangen der Verwaltung die Bedeckung dieser Gegenstände selbst an be^ 
schaffen. 

XXXV. Falls die unter VUIa, IX, XI, XV, XVI, XIX bis XXUI einschliefiUch, sowie 
unter L aufgeführten Chemikalien in Mengen von nicht mehr als je 10 kg sum Versand 
kommen, ist es gestattet, die unter VUIa, IX, XI, XVI (mit Ausnahme von Brom), XIX 
bis XXUI einschlieBlicb, sowie, unter L aufgeführten Körper einerseits, und die unter XV 
(mit EinschluB von Brom bis zum Gewicht von 100 g) andererseits sowohl miteinander als mit 
anderen, bedingungslos sum Eisenbahntransport zugelassenen Gegenständen in ein Fracht^ 
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stflok sa yereinigen. Jene Körper müssen in dicht' trerschlossenen Glos- oder BlechflAsehen 
mit Stroh, Heo, Kleie, Sägemehl, Infosorieperde oder anderen lockeren Stoffen in starke 
Kisten fest eingebettet und im Prachtbriefe namentlich aufgeführt sein. 

ZXXVI. Fertige Fiairanen ßlr Ban^feuerwafen, welche entweder Schwarspolver oder 
andere SchieAmittel enthalten, sofern letstere in den am Eisenbahntransporte beteiligten 
Staaten angelassen werden, und zwar: 

1) MeiaBpatranen mü auuthiUfiUth out MeUJl huUHunden HQUen^ and 

S) Patronen^ d^en Bülsem nur man Ttü otw Metaü bßtUhen^ 
werden unter folgenden Bedingungen befördert: 

a) Bei den M etallpatronen müssen die Geschosse mit den Metallhfilsen so fest Terbunden 
sein, daB ein Ablösen der Geschosse und ein Ausstreuen der SchieBmittel nicht statt- 
finden kann. Patronen, deren Hülsen ans Pappe und einem metallenen äuAeren oder 
inneren Mantel hergestellt sind, müssen derart beschaffen sein, dafi die ganze Menge 
des Schießmittels sich in dem metallenen Patronenunterteil befindet und durch einen 
Pfropfen oder Spiegel abgeschlossen bt. Die Pappe der Patrone muß von solcher 
Beschaffenheit sein, daß ein Brechen beim Transporte ausgeschlossen ist. 

b) Die Patronen sind zunächst in Blechbehälter, Holzkisteben oder steife Kartons derart 
fest zu Terpacken, daB sie sich darin nicht rerschieben können. Die einzelnen Be- 
hälter u. s. w. sind sodann dicht neben- und übereinander in gut gearbeitete feste 
Holzkisten von 15 mm Wandstärke zu rerpacken und etwa leer bleibende Bäume 
mit Pappe, PapierabfäUen, Werg oder Holzwolle — alles völlig trocken — derart 
fest auszufüllen, daB ein Schlottern in der Kiste während des Transportes ausge- 
schlossen ist Bei EListen mit Blecheinsatz darf die Wandstärke der Holzkiate 10 mm 
betragen. 

c) Das Gewicht einer mit Patronen gefüllten Kiste darf 100 kg nicht übersteigen. Kisten, 
deren Gewicht 10 kg übersteigt, müssen mit Handhaben oder Leisten zur leichteren 
Handhabung versehen sein. 

d) Der VerschluB der Kisten darf nicht mittelst eiserner Nägel erfolgen. Die Kisten 
sind mit einer den Inhalt deutlich kennzeichnenden Aufschrift zu versehen. Außerdem 
sind sie mit einem Plombenverschlusse, oder mit einem auf zwei Schranbenköpfen 
des Deckels angebrachten Siegel (Abdruck oder Marke), oder mit einem über Deckel 
und Seitenwände der Kiste geklebten, die Schutzmarke enthaltenden Zeichen zu ver- 
sehen. 

e) Der Absender hat im Frachtbriefe eine von ihm unterzeichnete Erklärung abzugeben, 
worin auch das Zeichen der Plombe, des Siegels, der Siegelmarke oder der Schutz- 
marke angegeben ist. Die Erklärung hat zu lauten: 

„Der Unterzeichnete erklärt, daß die in diesem Frachtbriefe angegebene, mit dem 
Zeichen .... verschlossene Sendung in Bezug auf Beschaffenheit und Verpackung 
der zwischen Deutschland, den Niederlanden, Oesterreich und Ungarn, sowie der 
Schweiz zur Anlage 1 des I.U. über den Eisenbahnfrachtverkehr abgeschlossenen 
Vereinbarung unter Nr. XXXVI entspricht." 
XXXVII. K'ug€ÜiiandhSiehen und St^krotKÜndhifUehm {Flobert-MimiHon). 

1) Kugelzündhütchen sind in Pappschachteln, Blechschachteln, Holakästchen oder 
starken Leinensäckohen zu verpacken. 

2) Schrotzündhütchen sind in Blechbehälter, Holzkistchen oder steife Kartons derart 
fest zu verpacken, daß sie sich darin nicht verschieben können. 

Die einzelnen Behälter für Kngelzündhütchen und für Schrotzündhütchen müssen 
sorgfältig in feste Kisten oder Fässer verpackt und jedes KpUo muß mit einem besonderen, 
je nach dem Inhalte die Bezeichnung: „Kugelzündhütehen'* oder „Schrotzündhütchen" tragen- 
den Zettel beklebt sein. Das Gewicht einer Kiste oder eines Fasses darf 100 kg nicht 
fibersteigen. 

Für Flobertzündhütchen ohne Kugel und Schrot gelten dieselben Verpacknngs- 
bedingungen wie für Schrotzündhütchen. 

24* 
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XXZyin. Fltuertoerkihffrperf welehe au$ gepreftimn Mehlptdver und ShuUieken Oemütktn 
betUhen, werden unter folgenden Bedingungen befSrdert: 

1) Dieselben dürfen keine Misobangen yon chlorsauren Salsen mit Schwefel and 
Salpetersäuren Saiten, ferner von chlorsaurem Kali und Blutlaugensals, sowie kein Queck- 
silbersublimat, keine Ammonsalie jeder Art, keinen Zinkstaub und kein Magnesiumpulver, 
überhaupt keine Stoffe enthalten, welche durch Keibung, Druck oder Schlag leicht zur 
Entzündung gebracht werden kSnnen oder gar der Selbstentzündung unterliegen. Sie sollen 
vielmehr nur aus gepreßtem Mehlpulver oder aus ähnlichen, wesentlich aus Salpeter, Schwefel 
und Kohle bestehenden Mischungen, ebenfalls in gepreAtem Zustande, hergestellt sein. 
Gekörntes Pulver darf der einzelne Feuerwerkskdrper nur hSchstens 80 g enthalten. 

8) Das Oesamtgewicht des Satzgemenges der Feuerwerkskörper, welche zu einem 
Frachtstück verpackt sind, darf SO kg, das gekörntes Pulver, welches sie enthalten, 2,5 kg 
nicht übersteigen. 

8) Die einzelnen Fenerwerkskörper müssen, jeder für sich, in mit festem Papier um- 
hüllte Kartons, oder in Pappe oder starkes Packpapier verpackt und die Zündstellen jedes 
einzelnen Körpers mit Papier oder ELattun überklebt sein, und zwar derart, daß Jedes 
Stauben der Feuerwerkssätze ausgeschlossen erscheint. Die zur Verpackung dienenden 
Kisten müssen vollständig ausgefüllt und etwaige Lücken mit Stroh, Heu, Werg, Papier- 
spänen oder dergleichen so ausgestopft sein, dafi eine Bewegung der Pakete auch bei Er- 
schütterungen ausgeschlossen ist. Diese Ansfüllmaterialien müssen vollkommen rein und 
trocken sein, es darf daher z. B. frisches Heu oder fettes Werg zur Festlagerung der 
Feuerwerkskörper nicht verwendet werden. In Kisten, welche Feuerwerkskörper enthalten, 
dürfen andere Gegenstände nicht verpackt werden. 

4) Die Kisten müssen aus mindestens S8 mm starken Brettern gefertigt, die Seiten- 
wände durch Zinken miteinander verbunden, Boden und Deckel aber durch genügend lange 
Schrauben befestigt sein; im Innern sind die Kisten mit zähem, festem Papier vollständig 
auszukleben. Die Aufienwilnde der Kisten müssen vollständig frei von anhaftenden Sätzen 
oder Satzkrusten der Feuerwerkskörper sein. Der Fassungsraum einer Kiste darf 1,8 cbm, 
das Bruttogewicht 75 kg nicht übersteigen. AeuBerlich sind die Kisten mit der deutlichen 
Aufschrift „Feuerwerkskörper aus Mehlpulver** und dem Namen des Absenders zu versehen. 
Auch sind. die Sendungen mit der Deklaration der einzelnen Arten von Feuerwerkskörpem 
zu versehen, wie Raketen, Feuerräder, Salonfeuerwerk u. s. w. 

. 5) Jeder Sendung mufl eine vom Absender ausgestellte, amtlich beglaubigte Be- 
scheinigung über die Beachtung der oben unter 1 bis 4 getroffenen Vorschriften beigegeben 
werden. 

XXXIX. Gepre/aU SeMe/abaumfocOe mit mmdeümi 15 I^roaeid WoisergehaU wird unter 
folgenden Bedingungen befördert: 

1) Dieselbe ist in wasserdichte/ haltbare, starkwandige Behälter fest zu verpacken. 
Diese Behälter müssen mit der deutlichen Aufschrift „Nasse, gepreflte Schiefibanmwolle** 
versehen sein. Das Bruttogewicht eines Kollo darf 90 kg nicht überschreiten. 

2) Die Aufgabe und Beförderung als Eilgut ist ausgeschlossen. Die Beförderung darf 
niemals mit Personenzügen, mit gemischten Zügen aber nur auf solchen Strecken erfolgen, 
auf welchen keine Güterzüge verkehren. 

8) Auf dem Frachtbriefe muß vom Absender unter amtlicher Beglaubigung der Unter- 
schrift bescheinigt sein, daB die Beschaffenheit und die Verpackung der zu versendenden 
SchieAbaumwoUe den oben getroffenen Bestimmungen entspricht. 

4) Die Schiefibaumwolle darf nur mit solchen Gütern in demselben Wagen verladen 
werden, welche nicht leicht entzündlich sind. 

5) Eine Unterbringung von Patronen für Handfeuerwaffen, Feuerwerkskörpem^ Zünd- 
schnüren oder Zündungen mit SchiefibaumwoUe in demselben Wagen ist untersagt. 

6) Zur Beförderung von SchiefibaumwoUe verwendete offene Wagen sind mit Decken 
zu versehen. 

XL. Sehü/tbaumiwdlU m Flodtet^fmn und EoDodmmwoUe werden, sofern sie mit 
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miDdeatens 35 Proi. Wasser angefeachtet sind, in luftdichten GefHBen, die in dauerhafte 
Holzkisten fest verpackt sind, zur Beförderung angenommen. 

Auf dem Frachtbriefe muB vom Absender und von einem der Bahn bekannten Che- 
miker unter amtlicher Beglaubigung der Unterschriften bescheinigt sein, dafi die Beschaffen- 
heit 'der Ware und die Verpackung obigen Vorschriften entspricht. 

XLL KnaUbonbona werden zum Transporte zugelassen, wenn dieselben zu 6 bis 12 Stück 
in Kartons liegen, welche danu in Hoizkisten zusammengepackt sind. 

XLII. BtngaUsdke SekellackpräpartOe oJine Zünder {Flammenbücher, Sakmkenten, Faekeka^ 
Belustigung$kölaehenj Leuchtttangen, bengcdüehe Streichhölzer und dergleichen) müssen in Be- 
hälter aus starkem Eisenblech oder aus festgefügtem Holze von nicht über 1,2 cbm Gröfie 
sorgf&ltig und dergestalt fest verpackt sein, daB der Raum der Behälter völlig ausgefüllt 
ist. Die Behälter sind äußerlich mit dem Inhalte zu bezeichnen. 

XLIU. KnaUerbten werden unter folgenden Bedingungen befördert: 

1) Dieselben sind höchstens zu je 1000 Stück, welche im ganzen nicht mehr als 
0,5 g Knallsilber enthalten dürfen, in mit Papier umhüllte Pappschachteln zwischen Säge- 
mehl zu verpacken. 

2) Die Schachteln sind in Behälter von starkem Eisenblech oder in feste h^aerne 
Kisten, beide von nicht über 0,5 cbm Inhalt, ohne Beilegung anderer Gegenstände der- 
gestalt zu verpacken, da£ zwischen den Wänden des Behälters und seinem' Inhalte ein 
Baum von mindestens ftO mm mit Sägemehl, Stroh, Werg oder ähnlichem Material aus- 
gefüllt und eine Bewegung oder Verschiebung der Schachteln bei Erschütterungen aus- 
geschlossen ist. 

3) Die Behälter müssen neben der Angabe des Inhalts die deutliche Bezeichnung des 
Absenders und der Fabrik tragen. 

4) Jeder Sendung muß eine vom Fabrikanten und einem der Bahn bekannten Che- 
miker ausgestellte Bescheinigung über die Beachtung der vorstehend unter 1 bis 3 ge- 
troffenen Vorschriften beigegeben werden. 

XLIV. VerfliUsigte Oa$e — KoKUniäurtj Stiekoxydulj Ammonidk, Chlor, toaeaerjreie 
»chioefiige Säure uud Chlorkohlenoxyd {Phosgen) — unterliegen nachstehenden Bestimmungen : 

1) Diese Stoffe dürfen nur in Behältern aus Schweißeisen, Flußeisen oder Gußstahl, 
Chlorkohlenozyd (Phosgen), außerdem auch in kupfernen Behältern zur Beförderung auf- 
geliefert werden. Die Behälter müssen : 

a) bei amtlicher, für Kohlensäure, Stickozydul und Ammoniak alle drei Jahre, für Chlor, 
schweflige Säure und Chlorkohlenoxyd jedes Jahr zu wiederholender Prüfung einen 
inneren Druck, dessen Höhe unter 2 näher angegeben ist, ohne bleibende Veränderung 
ihrer Form und ohne Undichtigkeit zu zeigen, ausgehalten haben; 

b) einen amtlichen, in dauerhafter Weise an leicht sichtbarer Stelle angebrachten Ver- 
merk tragen, welcher das Gewicht des leeren Behälters, einschließlieh des Ventils 
nebst Schutzkappe oder des Stopfens, sowie die zulässige Füllung in Kilogramm 
nach Maßgabe der Bestimmungen unter 2 und den Tag der letzten Druckprobe angiebt ; 

c) ans dem gleichen Stoffe, wie die Behälter selbst, hergestellte und fest aufgeschraubte 
Kappen zum Schutze der Ventile tragen. 

Bei den kupfernen Versandgefäßen für Chlorkohlenozyd (Phosgen) können jedoch 
auch schmiedeeiserne Schutzkappen verwendet werden. 

Die Behälter müssen mit einer Vorrichtung versehen sein, welche das Rollen derselben 
verhindert. 

Ferner dürfen die Behälter für Chlorkohlenozyd (Phosgen) anstatt mit Ventilen auch 
mit eingeschraubten Stopfen ohne Schutzkappe verschlossen werden. Diese Stopfen müssen 
so dicht schließen, daß sich der Inhalt des Gefäßes nicht durch Geruch bemerklich macht. 

Sofern die Behälter fest in Kisten verpackt sind, ist das Anbringen von Kappen zum 
Schutze der Ventile, sowie von Rollkränzen nicht erforderlich. 

2) Der bei jeder Prüfung der Behälter anzuwendende innere Druck und die höchste 
zulässige Füllung betragen: 



— 374 — 



ft) fttr Koblensäare vnd Stickoxydal: 250 Atmosphären und 1 kg Plttssigkeit fttr J« 
1,34 1 Fassungsimum des Behälters. Beispielsweise darf also ein Behälter, welcher 
18,40 1 faBt, nicht mehr als 10 kg flüssiger Kohlensäure oder Stickoxydal enthalten; 

b) für Ammoniak: 100 Atmosphären nnd 1 kg Flfissigkeit fOr Je 1,86 1 Fassnngsranm 
des Behälters; 

c) für Chlor : 50 Atmosphären nnd 1 kg Flfissigkeit für je 0,9 1 Fassnngsranm ; 

d) ffir schweflige Säare und Chlorkohlenoxyd (Phosgen): 80 Atmosphären nnd 1 kg 
Flfissigkeit ffir je 0,8 1 Fassnngsranm. 

8) Die mit verflfissigten Gasen geffiUten Behälter dfirfen nicht geworfen werden und 
dnd weder der Einwirkung der Sonnenstrahlen noch der Ofenwärme aussusetsen. 

4) Zur Beförderung sind nur bedeckt gebaute Wagen oder besonders datu ein- 
gerichtete Kesselwagen, welche mit einem höliernen Ueberkasten versehen sein mfissen, sn 
yerwenden. 

XLV. VeräiehUtm' Sauerttof^ verdiekuter WasterUoff und verdiehteUs Leuchtgas werden 
unter folgenden Bedingungen befördert: 

1) Diese Stoffe dürfen höchstens auf 200 Atmosphären yerdichtet sein und mfissen in 
nahtlosen Cylindern aus Stehl oder Sebmiedeisen von höchstens 2 m Länge nnd 21 cm 
innerem Durchmesser aar Beförderung abgeliefert werden. Die Behälter mfissen: 

a) bei amtlicher, alle 8 Jahre zu wiederholender Prfifung, ohne bleibende Aenderung 
der Form und ohne Undichtigkeit in leigen, das Doppelte des Druckes ansgehalten 
haben, unter dem die Gase bei der Auflieferung sur Beförderung stehen; 

b) einen amtlichen, an leicht sichtbarer Stelle dauerhaft angebrachten Vermerk tragen, 
der die Höhe des zulässigen Druckes und den Tag der letzten Druckprobe angiebt ; 

c) mit Ventilen Tersehen sein, die, wenn sie im Innern des Flaschenhalses angebracht 
sind, durch einen aufgeschraubten, nicht Ober den Raud des Flaschenhalses seitlich 
hervorragenden Metallstöpsel von mindestens 26 mm Höhe, oder, wenn sie sich auBer- 
halb des Flaschenhalses befinden, und wenn die Behälter unverpackt aufgeliefert 
werden, durch fest aufgeschraubte, aus Stahl, Schmiedeisen oder schmiedbarem Gusse 
hergestellte Kappen zu schützen sind; 

d) falls sie in Wagenladungen unverpackt aufgeliefert werden, so verladen sein, dafi ein 
Bollen unmöglich ist Nicht in Wagenladungen aufgegebene Behälter mfissen mit 
einer das Rollen wirksam verhindernden Vorrichtung versehen sein. 

Erfolgt die Auflieferung in Kisten, so mfissen diese die deutliche Aufschrift „Ver- 
dichteter Sauerstoff^*, „Verdichter Wasserstoff-* oder „Verdichtetes Leuchtgas'* tragen. 

2) Jede Sendung mnfi durch eine mit einem richtig zeigenden Manometer ausgerfistete 
und mit dessen Handhabung vertraute Person aufgeliefert werden. Diese Person hat auf 
Verlangen das Manometer an jedem aufgelieferten Behälter anzubringen, so dafi der an- 
nehmende Beamte durch Ablesen an dem Manometer sich davon fiberzeugen kann, dafi der 
vorgeschriebene höchste Druck nicht fiberschritten ist. Ueber die vorgenommene Probe ist 
von dem Abfertigungsbeamten ein kurzer Vermerk in dem Frachtbriefe zu machen. 

8) Die mit verdichteten Gasen gefüllten Behälter dfirfen nicht geworfen, auch der 
Einwirkung der Sonnenstrahlen oder der Ofenwärme nicht ausgesetet werden. 

4) Zur Beförderung sind bedeckt gebaute Wagen zu verwenden; die Verladung in 
offene Wagen ist nur dann zulässig, wenn die Auflieferung in zur Beförderung auf Land- 
wegen besonders eingerichteten, mit Planen bedeckten Fahrzeugen erfolgt. 

XLVl. CKLormethyl wird nur In luftdicht verschlossenen amtlich auf 12 Atmosphären 
geaichten Metallgefäfien und auf offenen Wagen befördert. In den Monaten April bis 
Oktober einschliefilich sind derartige Sendungen von dem Absender mit Decken zu ver- 
seben, falls nicht die Gef&fie in Holzkisten verpackt sind. 

XLVII. Fhotphcririehlorid^ Fhotpkoroxythlorid nnd AcetyMUorid dfirfen nur befördert 
werden, entweder 

1) in Gefäfien aus Blei oder Kupfer, welche vollkommen dicht und mit guten Ver- 
schlüssen versehen sind, oder 
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S) in GofXBen ans GIm , in diesem Falle Jedoch unter Beobachtung folgender Vor- 
•dirifken: 

a) Zar Beförderung dfirfen nur starkwandige Glasflaschen rerwendet werden, welche mit 
gat eingeschliffenen Glasstöpseln yerschlossen sind. Die Glasstdj[»sel sind mit Paraffin 
an omgieBen; anch ist som Schntae dieser Verkittnng ein Hat von Pergamentpapier 
über den Flaschenhals an bfaiden. 

b) Die Glasflaschen sind, falls sie mehr als S kg Inhalt haben, in metallene, mit Hand- 
haben Tersehene Beh&lter an rerpaeken and darin so einzasetsen, dafi sie 80 mm 
von den Winden abstehen; die Zwischenrftome sind mit getrockneter Inftworienerde 
dergestalt yoUst&ndig aassostopfen, daß jede Bewegang der Flaschen aasgeschlossen ist. 

e) Glasflaschen bis an 2 kg Inhalt werden auch in starken, mit Handhaben yeraehenen 
Holskisten aar BefÖrderang sagelassen, welche darch Zwischenwftnde In so viele 
Abteilungen geteilt sind, als Flaschen versandt werden. Nicht mehr als vier Flaschen 
dürfen in eine Kiste verpackt werden. Die Flaschen sind so einsusetzen, dafi sie 
80 mm von den Wänden abstehen: die Zwischenräume sind mit getrockneter In- 
fasorienerde dergestalt vollständig ansaustopfen, dafi jede Bewegung der Flaschen aus- 
geschlossen ist 

d) Auf dem Deckel der unter b und c erwähnten Behälter ist neben der Angabe des 
Inhalts das Glasaeichen anzubringen. 

XLVIU. Phoaphorpmtaehlorid {PhotphorBvperchlorid) unterliegt den vorstehend unter 
Kr. XLVII gegebenen Vorschriften mit der Mafigabe, dafi die unter 2 b angeordnete Ver- 
packung erst bei Glasflaschen von mehr als 5 kg Inhalt erforderlich ist Bei Flaschen bis 
zu 6 kg Inhalt genflgt die Verpackung nach 2 c. 

XLIZ. WiaiBer8t<iftupero9yd ist in GefKfien, welche nicht luftdicht verschlossen sind, 
aufzugeben und wird nur in gedeckt gebauten oder in offenen Wagen mit Deckenverschlufi 
befördert. 

Falls dieser Stoff in Ballons, Flaschen oder Kruken verschickt wird, so mfissen die 
Behälter wohlverpackt und in besondere, mit Handhaben versehene Kisten oder Körbe ein- 
geschlossen sein. 

L. fVd^Mirate, teeUih€ atu TerpenUM oder Spiritu» einerseits und Harn andererseits be- 
reitet sind, wie Bpiriiudaeke und ßieeaibhe^ unterliegen den nachstehenden Vorschriften: 

1) Wenn diese Präparate in Ballons, Flaschen oder Kruken verschickt werden, so 
mlissen die Behälter dicht verschlossen, wohl verpackt und in besondere, mit starken Vor- 
richtungen zum bequemen Handhaben versehene Gefäfie oder geflochtene Körbe einge- 
schlossen sein. 

Wenn die Versendung in Metall-, Holz- oder Gummibehältem erfolgt, so mflssen die 
Behälter vollkommen dicht und mit guten Verschlüssen versehen sein. 

2) Die ans Terpentinöl und Harz bereiteten Übelriechenden Präparate dfirfen nur in 
offenen Wagen befördert werden. 

• 8) Wegen der Zusammenpackung mit anderen Gegenständen vergl. Nr. XXXV. 

LI. Mü FeU oder Od gebrä/iJeUs Papier^ sowie HiUsen out adUhem werden nur in be- 
deckt gebauten oder in offenen Wagen unter Deckenverschlufi befördert. 

LII. Stalldünger sowie andere Fäkalien und Lairineiutqfe werden nur in Wagenladungen 
und unter nachstehenden Bedingungen zur Beförderung angenommen : 

1) Die Beladung und Entladung haben Absender und Empfänger zu bewirken, welchen 
auch die jedesmalige Reinigung der Ladestellen nach Mafigabe der von der Verwaltung 
getroffenen Anordnung obliegt 

2) Trockener Stalldünger in losem Zustande wird in offenen Wagen mit Decken- 
verschlufi befördert, welchen der Absender au beschaffen hat 

8) Andere Fäkalien und Latrinenstoffe dürfen, sofern nicht besondere Einrichtungen 
für deren Transport bestehen, nur in ganz festen, dicht verschlossenen Gefifien und auf 
offenen Wagen, sowie in Kesselwagen befördert werden. In jedem Falle sind Vorkehrungen 
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la treffen, welche das Hertnsdringen der Masse and der Flfissigkeit yerhindem and die 
Verbreitang des Gkmches thanlichst yerhUten. Auf letzteres ist aach itbr die Art der Be- 
ladung und Entladung Bedacht lu nehmen. 

4) Das Zusammenladen mit anderen Ofitern ist unstatthaft. 

b) Die Eisenbahn kann die Vorausbesahlung der Fracht bei der Aufgabe yerlangen. 

6) Die Kosten etwa nötiger Desinfektion fallen dem Absender beziehungsweise dem 
BmpfKnger cur Last 

7) Diese Transporte unterliegen im übrigen den in jedem Staate geltenden poliseilichen 
Vorschriften. 

LIII. Fiigehe Kälbernutgen werden nur in wasserdichte BehUler yerpackt und unter 
folgenden Bedingungen sur Beförderung angenommen : 

1) Sie müssen von allen Speiseresten gereinigt und derart gesalien sein, dafi auf jeden 
Hagen 15 bis 20 g Kochsais Terwendet ist. 

2) Bei der Verpackung ist auf dem Boden des GefKßes sowie auf die oberste Magen- 
schicht je eine etwa 1 cm hohe Schicht Sals au streuen. 

8) Im Frachtbriefe ist yon dem Absender su bescheinigen, dafi die Vorschriften unter 
1 und S beobachtet sind. 

4) Die Eisenbahn kann die Vorausbezahlung der Fracht bei der Aufgabe verlangen. 

5) Die Kosten etwa nötiger Desinfektion fallen dem Absender beziehungsweise dem 
Empf&nger zur Last 



Sehlntibeitimiwiing. 

In Anwendung des § 1, letzter Absatz, der Ausführungs-Bestimmungen kann die be- 
dingungsweise Beförderung von Gütern, welche nach Ziff. 4 des gedachten Paragraphen 
vom Transporte ausgeschlossen sind, oder die Bewilligung leichterer Bedingungen als der 
in Anlage 1 vorgeschriebenen, für den Verkehr zweier oder mehrerer Vertragsstaaten fest- 
gesetzt werden entweder 

1) durch Vereinbarung der Regierungen der beteiligten Staaten, oder 

2) durch Tarifbestimmungen der beteiligten Eisenbahnen, vorausgesetzt, dafi 

a) die Beförderung der betreffenden Gegenstände oder die hierfür in Aussicht genommenen 
Bedingungen nach den internen Reglements zulftssig sind, und 

b) die von den dazu ermächtigten Bahoen aufzustellenden Tarifbestimmungen von allen 
zuständigen Aufsichtsbehörden genehmigt werden. 
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Anlage 8* 

Erklärung. 

Die Ofiter- Expedition der 

Eisenbahn za hat auf mein (anser) Ersuchen 

folgende Güter, welche laut Frachtbrief vom heutigen Tage in nachstehender Weise 

beieichnet sind, lur Eisenbahn - Beförderung nach 

Ton mir (uns) angenommen, nftmlich 



Ich (Wir) erkenne(n) hierbei ausdrücklich an, dafi diese Güter 



unverpackt 

— ~ •) 

in nachbeschriebener mangelhafter Verpackung: 



aufgegeben sind, und daB dieses auf dem Frachtbriefe von mir (uns) anerkannt ist 
den .ten 18. 



*) Je nach der BeschafTenheit der Sendung ist entweder das Wort „unverpackt" 
oder der Passus „in nachbeschriebener mangelhafter Verpackung" su streichen. 

Das Anerkenntnis ist bei Sendungen, die aus mehreren Kolli bestehen, ßof dl^enigen 
Stücke Bu beschränken, welche unverpackt sind oder Mängel in der Verpackung leigen. 
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Anlage 4. 



NaohtrSgliohe Anweisoiig. 



den 



la. 



Die Güter-Expedition der Eisenbahn in 

ich 
ersaohe(n) — :-, die mittelst Frachtbrief d. d den 

18 anr Beförderung 



an 



sa 



aufgelieferte, nachstehend beieichnete Sendung 



Zeichen 

und 
Nummer 


Ansahl 


Art 

der 

Verpackung 


Inhalt 


Gewicht 


• 




" 







nicht an den im Frachtbriefe beseichneten EmpflUiger abiuliefem, sondern 
1) an meine Adresse dahier lurückiuliefem. 

S) an in Station 

der Eisenbahn au senden. 

(Unterschrift.) 



Anmerkung. Diejenigen Teile des Formulars, welche auf den einielnen Fall 
nicht passen, sind su durchstreichen. 

Im Falle der unter Nr. 2 Yorgesehenen Anweisung ist es nur sulissig, einen Empfinger 
auf der ursprünglichen Bestimmungsstation oder auf einer Zwischen- 
station zu bezeichnen. 
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FrotokolL 

Im Begriffe ao die Unterseicbnnng des am hentigen Tage abgeschlossenen tJeber- 
«inkommens in schreiten, haben die unterseicbneten Bevollmftchtigten erklftrt und vereinbart, 
was folgt: 

I. In Betreff des Art. 1 besteht darüber allseitiges Einverstfindnis, daü Sendungen, 
deren Abgangs- und Endstation in dem Gebiete desselben Staates liegen, nicht als Internat. 
Transporte sa betrachten sind, wenn dieselben auf einer Linie, deren Betrieb einer Ver- 
waltnng dieses Staates angehört, das Gebiet eines fremden Staates nur transitieren. 

Im weiteren ist man darttber einverstanden, daB die Bestimmangen dieses üeber- 
einkommens keine Anwendung finden, wenn eine Sendung von irgend einer Station eines 
Staatsgebietes entweder nach dem Grenibahnhofe des Nachbarstaates, in welchem die Zoll- 
behandlnng erfolgt, oder nach einer Station stattfindet, welche awisehen diesem Bahnhofe 
nnd der Grenze liegt; es sei denn, daß der Absender fiir eine solche Sendung die An- 
wendung des gegenwärtigen Ueberelnkommens verlangt Diese Bestimmung gilt auch für 
Transporte von dem genannten Grenzbahnhofe oder einer der genannten Zwischenstationen 
nach Stationen des anderen Staates. 

II. In Betreff des Art. 11 erklären die unterseicbneten Bevollmächtigten, dafi sie 
keine Verpflichtung eingehen können, welche die Freiheit ihrer Staaten in der Regelung 
ihres internen Eisenbahnverkehrs beschränken wtirde. Sie konstatieren übrigens, jeder für 
den von ihm vertretenen Staat, daB diese Regelung zur Zeit mit den im Art. 1 1 des Ueber- 
einkommens festgestellten Grundsätzen sich im Einklänge befinde, nnd sie betrachten es 
als wünschenswert, daB dieser Einklang erhalten bleibe. 

III. Es wird femer anerkannt, daB durch das Uebereinkommen das Verhältnis der 
Eisenbahnen zu dem Staate, welchem sie angeboren, in keiner Weise geändert wird, und 
daB dieses Verhältnis auch in Zukunft durch die Gesetzgebung jedes einzelnen Staates ge- 
regelt werden wird, sowie dafi insbesondere durch das Uebereinkommen die in jedem Staate 
in Geltung stehenden Bestimmungen über die staatliche Genehmigung der Tarife nnd Transport- 
bedingungen nicht berührt werden. 

IV. Es wird anerkannt, dafi das Reglement, betreffend die Errichtung eines Central- 
amtes, sowie die AusfOhrungs-Bestimmungen zu dem Internat. Uebereinkommen über den 
Eisenbahnfrachtverkehr und die Anlagen 1, 2, 3 nnd 4 dieselbe Kraft nnd Dauer haben 
sollen, wie das Uebereinkommen selbst. 

Das gegenwärtige Protokoll, welches zugleich mit dem am heutigen Tage abgeschlossenen 
Uebereinkommen ratifiziert werden soll, ist als ein integrierender Bestandteil dieses Ueber^ 
einkommens zu betrachten und hat .dieselbe Kraft und Dauer, wie dieses letztere selbst. 
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Anhang 

Zasammenstelliiiig der Bestiiimiimgen des I.Ü. mit den 

NiUieres über diese siehe S. 7 f. — Mit * bezeichnet sind di^enigen Artikel des Lü., welche 
Deutschland und Oesterreich-Ungarn (Spalte : H.G.B.) eingeklammerten Zahlen geben die Artikel 

in Zeitschr. f. int. 
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Nachtrag. 



ZxL S. ilf y (Art. 5)» Die ungerechtfertigte Verweigerung oder Veridgerung der 
Stellung der von dem Absender verlangten Wegen nutcht die Bahn nach Art. 6 ersata- 
pflichtig (Entsch. des Centralamtes in Zeitschr. f. Internat Eisenb. I S. 898; 
vergl. auch Urteil des Appellhofs in Mailand 1. o. II S. 64). 

Zu S. 65 Z. 2 (AllBf.-BeBt. § 2 A. 4). Das Centralamt hält es nicht fttr sulftssig» 
dafi, wenn bei Frankierung einer Sendung der Betrag der Gesamtfracht nicht im voraus 
genau be&timmt werden kann, die im Frachtbriefe für die Einschreibung des Frankatur- 
betrags vorgedruckten (stark umrahmten) Kolumnen nicht ausgeflUlt und Jene Betrige in die 
für die beim Empfftnger tu erhebende Fracht vorbehaltene Reibe eingetragen werden. — 
Auf Grund dieser Auffassung des Centralamtes haben die beteiligten Verbandsverwaltnngen 
folgenden BeschluA gefaßt: »|Die Sendungen, welchen Frankatumoten beigegeben werden, 
sind stets in Ueberweisung abzufertigen, dagegen sind die Betrige in den Frachtbriefen 
nichtsdestoweniger in die Rubrik „Frankierte Fracht*' eininsteJlen. Zur Vermeidung von 
Anst&nden sind die Versandstationen verpflichtet, in der Rubrik „Unfrankierte Fracht'* der 
Frachtbriefe su solchen Sendungen die Bemerkung „Frankaturnoto** anzubringen" (Zeit- 
schrift f. Internat. Eisenb. I S. 893). 

Zu 8. 78 Z. 2 (Art 7, Alisf.-B«8t § S A. 3). Gelegentlieh der Beratung der 
„Vereinbarung** (Anlage 1*) stellte sich eine Meinungsverschiedenheit besilglich der Aus- 
legung von Ausf.-Best. § 8 heraus. Die deutschen und niederländischen Bahnen vertraten 
die Auffassung, dafi die Geldbufie nur auf die Frachtdifferens für das die 5 Prot, fiber- 
steigende Uebergewicht zu berechnen sei, während die österreichischen und belgischen 
Bahnen das gesamte die Tragfähigkeit (bezw. das Ladegewicht) fibersteigende Gewicht der 
Berechnung der Frachtdifferenz zu Grunde gelegt wissen wollten. Das Centralamt, um «ne 
Entscheidung angegangen, sprach sich ffir die letztere auch im Texte S. 78 vertretene Aus- 
legung aus und betonte mit Recht, dafi einer durch diese Auslegung etwa bedingten Härte 
nur durch eine Aenderung des § 8 abgeholfen werden könne (Zeitschr. f. int Eisenb. 
U S. 68 f.). 

Zu S. 78 f. (Art. 7, Aiuf.-B68t. § 3). Wie ffir die deutschen und österr.-ungar. 
Bahnen ist nunmehr auch ffir die Gfiterwagen der schweizer. Bahnen der in Ansf.-Best. 
§ 8 A. 8 gebrauchte Ausdruck „Trsgflhigkeit** durch „Ladegewicht** zu ersetzen (Zei tschr. 
f. Internat. Eisenb. II S. 52). 

Zu S. 85 (Art. 10). Mitteilungen fiber ZoUvorschriften der Niederlande (Rfick- 
erstattnng des gezahlten Eingangsaolls) und Rufilands (Urkunden zum Beweise der 
Herkunft von Waren, Verpfändung von Waren zur Sicherstellung der Zollgebfihren) in 
Zeitschr. f. internat. Eisenb. I S. 877 f. 
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Za 8« 91 9 T (Art* 10)» In der 17. Hauptversammlung des deutsehen Eisenbahnver- 
kehr-Verbandes wurde folgende Aenderung der ^^Abfertigungs-Vorschriften*' (§ 28) be- 
schlossen : Frachtbriefvorschriften, welche die üebertragung der zoll . . amtlichen Behandlung 
an eine Mittelsperson beiwecken, sind nicht an beachten. Die Anwesenheit des Absenders 
oder dessen Bevollmächtigten bei dieser ist gestattet, ebenso die unmittelbare Zahlung an 
das abfertigende Zollamt, sofern damit nicht eine Befassung mit dem Gute selbst ver- 
bunden ist (Zeitsehr. f. Internat. Eisenb. I S. 897). 

Zu S* 92, TI (Art* 10)» Bei allen Sendungen nach Alexandrowo müssen der von 
der russischen Zollbehörde verlangte zweite Frachtbrief und die Ladelisten den Fracht- 
papieren beigefKgt werden, weil A. auf russischem Gebiete liegt 

Bei Erhebung eines höheren Zollsatzes durch das Zollamt infolge unrichtiger De- 
klaration des Absenders ist (nach einem Urteil des Gondliat. in Hodena) dieser haftbar 
(Zeitsehr. f. Internat. Eisenb. I S. 844; II S. 64). 

Zu S* 98) n (Art* 11)« Nach einer österr. Gerichtsentscheidung ist, wenn für 
eine ans Strecken verschiedener Bahnen zusammengesetzte Beute Verbandstarife bestehen, 
welche höhere Frachtsätze haben als die Znsammenrechnung der Fraehtsfttae der einzelnen 
Verwaltungen im Lokalverkehr ergeben würden, die Bahn ohne ausdrückliches Verlangen 
des Absenders doch nicht verpflichtet, die Sendung nach den Lokaltarifen abzufertigen 
(Zeitsehr. f. Internat. Eisenb. I S. 879 aus BöU, Bisenbahnrechtl. Entscheidungen 
No. 18 S. 46). 

Zu S. 118, n (Art. 18)» Das B.Eisenbahn-Amt in Berlin teilte dem Centralamt 
mit, daß nach seiner Ansicht Art. 18 A. 1 nicht als ein absolutes Verbot, sondern nur als 
eine Beschränkung der betreffenden Befugnisse des Absenders aufgefaßt werde, von der mit 
Zustimmung der am Transporte beteiligten Bahnen abgesehen werden könne. In diesem 
Sinne seien Einleitungen getroffen, dafi in den Internat Verkehren, an denen deutsche 
Bahnen beteiligt seien, Nachnahmen auf solche Güter, für die die Vorausbezahlung der 
Fracht verlangt werden könne, insbes. auf Fischsendungen zugelassen werden. — Vergl. 
oben S. 118 Anm. 6. (Zeitsehr. f. Internat. Eisenb. I S. 894.) 

Zu S. 119, m (Art. 14, Allsf.»Be8t. § C A. 8). Ein Verzeichnis der in den ein- 
zelnen Vertragsstaaten angeordneten Zuschlagsfristen stellt auf Zeitsehr. f. interna t. 
Eisenb. II 8. 28, 49 f. 

Zu S« 122 (Art. 14, AnsL-Best. § 6 A. 7). Den Zweifel, ob die Lieferfrist bei 
Frachtgut für Sonn- oder Festtage, die auf den Tag der Auflieferung der Güter folgen, 
sich um je 24 Stunden für jeden auf den Tag der Auflieferung folgenden Sonn- oder Pesttag 
oder um nur einmal 24 Stunden verlängert wird, hat das preuß. Ministerium für öff. Arbeiten 
im Einvernehmen mit dem R.Sisenbahnamte im Sinne der letzteren (auch im Texte S. 122 
vertretenen) AufAkssung entschieden (Zeitsehr. f. int Eisenb. I S. 400). 

Zu S. 128 IL (Art. 15). Eine Abhandlung „Der Art 15 des I.U." in Zeitsehr. 
f. int Eisenb. I S. 881 ff. wendet sich gegen eine Kritik dieses Art. 16 in der Krakauer 
Eisenbahnzeitung und weist die Unstichhaltigkelt der Behauptung, daß die einheitliohe Ge- 
staltung des Verfügungsreehts im Art. 15 von den Ländern des deutschen Beehts hätte mit 
unbilligen Konzessionen erkauft werden müssen, nach. 

Zu S. 182 (Art. 15). Aeußerung des Centralamtes über die Bedeutung des Fraoht- 
briefduplikates : „Die Uebergabe des F. in den Besitz eines Dritten hat nur zur Folge, 
daß der Absender solche Verfügungen (Art. 15) nicht mehr treffen kann; der dritte Besitzer 
erwirbt damit keine Bechte für sich'* — stimmt mit Text 8. 182 fiberein (Zeitsehr. f. 
int Eisenb. II S. 54). 

Roienthal, Internat Eiienbahnfrachtrecht 25^ 
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Za S. 160 (Art. 19). urteil des HandeUgerichts in Paris Tom 2. VIII. 189S betont, 
dafi den Bahnen nicht die Verpflichtnng auferlegt sei, durch Avisbriefe die Empfänger Ton 
der Ankunft sa benachrichtigen. Vgl. auch Ministerialreskript (Zeit sehr. f. int. Eisenb. 
I S. S79 f., II S. 86). 

Zu S. 162 (Art« 24)* W&hrend einige Bahnen bei Sendungen, die innerhalb der 
reglementarischen Frist nicht abgeholt und deswegen dem Absender als unanbringlich im 
Sinne des Art 84 avisiert worden, dem nachträglichen Ablieferungsbegehren des Empflngers 
nur dann entsprechen, wenn ein neuer Auftrag des Absenders sur Ablieferung einge- 
gangen sei, lassen andere Bahnen die nachträgliche Ablieferung ohne weiteres su. in 
letsterem Sinne sprach sich auch das Centralamt aus (Zeitseh r. f. int. Eisenb. II 
8. 80). 

Zu S. 168, n (Art. 24). Mach einer HitteUung der Eisenbahn-Direktion in Erfurt 
wird auf Qrund einer Verständigung mit den beteiligten Bahnen die Benachriehtigung der 
Versandstation im Verkehr mit den aufierdeutschen Bahnen in besonders dringenden Fällen 
mittelst Telegramms, sonst durch die Post (eingeschrieben), ebenso die des Absenders (auch 
gegen Empfangsbescheinigung) und die Vermittelung der erteilten Verfügung erfolgen 
(Zeitsehr. f. int. Eisenb. I 8. 400 f.). 

Zu S. 196, nia. Der Frachtführer ist durch den Eintritt eines als höhere Gewalt 
lu betrachtenden Ereignisses, das in seinen Folgen das Gut su beschädigen begonnen hat, 
nicht haftfrei, ist Tielmehr yerpflichtet, die schädlichen Folgen des Ereignisses nach 
Möglichkeit absuwenden und so den Umfang des seiner Entstehung nach unabwendbaren 
Schadens auf das möglichst geringe MaB herabsumindem (Entscheid, des B.G^r. bei 
Eger, Entscheid. X S. 188). 

Zu S. 206 Alim« 2 (Art. 31) Tgl. Urteil des österr. ob. Ger. t. 7. U. 1898 in 
Zeitsehr. f. int. Eisenb. II S. 66. 

Zu 8. 22S ff. (Art. 86) Abhandlung „Der Art. 85 des I.U." (Zeitsehr. f. 
int Eisenb. I S. 408 ff.). 

Zu 8. 226, m (Art. 85) hält das Centralamt gegenttber dem MehrheitsbesehluB 
der Konfereni der EisenbahnTerwaltnngen au Bern (Sl. III. 1898) an der Auffassung fest 
(Tgl. S. 266), dafi jede an der Bildung eines Speiialtarifs beteiligte Bahn gemäS Art. 85 
auch an der Preisermääigang teilgenommen haben müsse. DaB die Teilnahme an den Tarif« 
ermäftigungen f&r alle Transportbahnen eine gleichmäfiige sein soll, erscheint nicht als eine 
Bedingung des Art. 85. 

Zu 8. 224 tm Gegenfiber dem Memorandum, das eine Gruppe Ton BahnTerwaltungen 
dem Centralamte fiberreiehen UeA, betonte dieses, daB ffir die Anwendung eines Speaial- 
tarifes die Uebereinstimmung aller beteiligten Bahnen unerläBlich sei und dafi er den gesets- 
lichen Bestimmungen in demjenigen Staaten, in welehen er in Wirksamkeit treten soll, ent- 
sprechen müsse (Tcrgl. auch S. 284 f.). 

Zu 8. 227, IT. Besügllch der Feststellung des Hasomalbetrages der Entsohädignng 
sehlug die erwähnte Kenfereni den Modus TOr : dafi ein Proientsata der Normalentschädigung 
(Art 84, 87) fixiert werde, der nicht ein für allemal liffermäfiig festgestellt, sondern für jeden 
Speiialtarif und für jedes nach diesem lu befSrdemde Gut besonders Tereinbart werden, 
und dafi jede Verwaltung nach Mafigabe der belogenen Fracht Entochädigung su leisten 
haboi was sich als eine Anwendung Ton Art. 47 Z. 8 darstellt 

Zu 8. 282, TEL (Art. 88, All8f.-Be6t. § 9). Die 17. HauptTersammlung des 
deutschen EisenbahnTerkehr-Verbandes erachtet es für nnaulässig, dafi bei eintretender 
Umkartierung der Frachtsuschlag (5 vom 1000 der deklarierten Summe für je angefangene 
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800 km) Ar jede Kartierangsstrecke besonders in berechnen, und beschlofi folgenden Zu- 
sats sn den Abfertignngsvorschriften : „Bei gebrochener Kartierung wird der auf 10 und 
aufvrftrts aufsnrundende Frachtsuschlag für Deklaration des Interesses an der Lieferung auf 
Grund der wirklichen, der Frachtberechnnng für die einseinen Strecken su Grunde liegenden, 
im Frachtbrief ersichtlich su machenden Entfernungen (Tarifkilometer) ohne Aufrunduog 
auf volle 200 km und ohne Mindestgebühr für Teilstrecken berechnet. Bei der letiten 
Umkartierung ist die Gesamtentfemung auf 200 km oder die nfichste durch 200 ohne Best 
teilbare Kilometerzahl aufzurunden. 

Von dem für diese Gesamtentfemung zu berechnenden Frachtsuschlag sind die für die 
Vorstrecken eingestellten Zuschläge in Abzug su bringen, und es ist der verbleibende Rest 
für die letzte Strecke anznsetsen. Auch ist, wenn der tarifinftfiige Hindestbetrag des Zu« 
Schlags nicht erreicht wird, für die letste Kartierangsstreoke der an der Mindestgebühr 
fehlende Betrag zu berechnen. 

Für den Internat. Verkehr gilt diese Vorschrift nur insoweit, als nicht in den ^ein- 
zelnen Verkehren abweichende Festsetzungen getroffen sind" (Zeitschr. f. interna t. 
Eisenb. I S. 398). 

Zu S. S&d, Y (Art. 45)« Die ungarische Kurie erkannte, daÜ die Citierung des 
Beklagten in einem von einer Drittperson gegen den (nunmehrigen) Kläger geführten Pro- 
zesse eine rechtswirksame Unterbrechung der Verjährung nicht habe herbeiführen können 
rZeitschr. f. Internat. Eisenb. II S. 86). 
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Fenersbrnnit 200. 

Feuerlöfohdoion, Bucher'sche 363, V. 
Feuerwerkikörper 372, XXXVm. 
Firnisse (mit F. versetzte Farben) 365, XIX. 
Fische 817 f., 819. 

Flachs 369, XXXI. 

Fleehsen 369 f., XXXU. 

Flnliiüborgang, nicht Überbrüokter (Zuschlags- 
frist) 120. 

Fordeningen der Bahn s. Arrest. 

Formular des Frachtbriefs 64, für Erklärung 
wegen Verpaeknngsmängel 81 , für Ver- 
fügungen über das rollende Gut 136 f. 

Fraeht (Gesamtfracht) 50, (reine) F. 268, 
Frachtforderung 154 f., der Transport- 
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gam e imc h aft 260 ff., F.differeni 75, Be- 
rechnung 94 ff«) Besahlang 106 ff. 
(Frank Atnr, Anweisung), Voransbesahlang 
der F. für rasch verderbliche und gering- 
wertige Güter 107, Bechnungsfehler 108, Er- 
salB der F. beim Rficktritt des Absenders 146, 
Minderung des F.betrafcs 166, Einsiehong 
durch Empfangsbahn 166 f., Zahlung der F. 
S48 ff., gewöhnliche F. (Frachtgut) 61. 

Fraehtbri^ internationaler 17, Annahme und 
Abstempelung 62 ff., Beweiskraft 54 ff., 
obligatorische Ausstellung 57, Inhalt (An- 
gaben) 58 ff.. Form (Formular, 'Ausfüllung, 
Sprache, Beilagen) 64 ff , Haftung des Ab- 
senders für F.angaben 78 ff., Vermerk Über 
Fehlen und Mfingel der Verpackung 81 f., 
Bedeutung für VerfBgungsrecht des Ab- 
senders 1S4 f., Uebergabe an EmpfKnger 
141, F.fordernngen 166, Pfandrecht für 
dieee 170. 

FraehtbriafdnpUkat 69 ff., obligatorische Aus- 
stellung 70, Rechtswirkungen (Leffitimations- 
urkunde) 71 , mit konnossementfihnlicher 
Wirkung 186, Vorseigung bei Verffigung 
über das rollende Out 188, Vt^iederholung 
der Verfügung auf F. 187, bei VerfBgung 
infolge Transportrerhinderung 145. 

FnohtannAftigiuig Einselner verboten 98 ff. 

Fraohtkredit (Frachtkonto) 106. 

Fraohtvertrmg s. E isen bah nf rächt ver- 
trag. 

Fraehtnuehlag 75 ff., 801, 848 f., fQr De- 
klaration des Interesses 104, 155, 288. 

Frankatur 106 f., 156. 

Frankatnryonehnff 108, 166. 

FraBkreioh 16, Frachtrecht 8 (885 ff.), Angabe 
bei Sendungen nach F., ob auf Bahnhof 
oder ins Haue lieferbar 59*, note oder 
buUetin d'expidition, r4c^pis86 69, 186, 188, 
souche 69, vom int. Transporte ausfre- 
schlossene Gegenstinde 811, 314^ 819, 881, 
Vereinbarung erleichternder Vorschriften mit 
Belgien, Luxemburg und den Niederlanden 
868. 

Frist 800. 

Gate, verflüssigte 873, XLIV. 

GasreinigniigimaMe 868, VII. 

Gebrochener Verkehr 17. 

GefUiren, bes. des Transports, Haftaus- 
schlleBung 808 ff., Vermutung der Ent- 
stehung des Schadens aus besonderer Ge- 
fahr 809. 

Geflügel 818. 

Geld 38 (855). 

Geleitaeheine 61. 

GemUde 88 (856). 

Gerichtsstand 878 f., 888 ff. 

Ctosamtgddbnflie 78 (s. Frachtsuschlag). 

Ctowicht, Becht und Pflicht der Bahn zur 
Ermittelung und Kontrolle 56, 74, Angabe 
im Frachtbrief 60. 

Gewichtsverlust (Calo) 193. 

Goldbarren 88 (355). 

Grensbalinbof (Zollstation) 80. 

Grflnkalk 865, XIL 



Güter 85, vom. Internat Transport ausge- 
schlossene 85. 

Haare 869, XXXI. 

Haftpfliolit s. Schadenersats 177 ff«, 
H. der Bahn, Befreiung für anerkannte und 
äuüerlich nicht erkennbare Verpackungs- 
mXngel durch Absender 82 ff., Haftaus- 
schlieBunj^gründe 190 ff. 

Handelswert 216 f. 

Hanf 369, XXXI. 

Hftute 369, XXXU. 

Hefe 868, XXVU. 

H5here Gewalt 105 ff- (Haftbefreiuagsgrund), 
schlieüt Transportpflicht aus 44, Ursache 
der Transportverhinderung 143. 

H5mer 869, XXXII. 

Hdsgelst 364, XI. 

Holskohle 869, XXIX. 

.Hnnde 818. 

IdentltütsnachweU 85. 

Inhalt der Sendung 60, Prüfung des I. 78 f., 
75, Rechtsfolgen unrichtiger Angabe des 
I. 75. 

Interesse an der Lieferung (deklariertes) 
SchadenersaU bei 228 ff« 888, 840 f., An- 
gabe im Frachtbrief 61, alte deutsehe Wert- 
und Interessedeklaration 889. 

Internat. Gütersendnng 16 ff. 

Intemat. üebereinkonimen , Entstehungs- 
geschichte 5 ff., Geltungsgebiet (rftumliches) 
15 ff., (sachliches) vom I.U. ausgeschlossene 
Güter 85, obligatorischer Charakter 87, 
Geltungsdauer 39, (Konferens sur) Revision 
des I.U. 40, Unterwerfung des Absenders 
unter Bestimmungen des I.U. 48. 

Interne Gütersendung 17, 101 ff. 

Intenrention 878. 

Italien 16, Frachtreeht 3, 7, Angabe bei 
Sendungen nach I., ob auf Bahnhof oder 
ins Haus lieferbar 59', beschleunigtes 
Frachtgut in I. 61 *, 8. Frachtbriefexemplar 
69, vom intemat. Transporte ausf^eschlossene 
Gegenstinde 818, 814, 819, 381. 

Jnte 369, XXXL 

KUbermagen, frische 876, LIII. 

Kartoflbl 819. 

Eienmfk 869, XXVUI. 

Kisten 318. 

Klage 141, 158 ff. 

Klageberechtigter (Verschulden) 190 ff. 

Klanen 869, XXXU. 

Knallbonbons 878, XLI. 

Knallerbsen 378, XLIII. 

KnaUgold 819. 

Knallqnecksilber 819. 

KnallsUber 819. 

Knochen 869, XXXIL 

Kommissionür 88 ff, 

Kompost 818 f., 881. 

Konferens zur Fortbildung des I.U. 40. 

Konnossement (Binnen-) s. Ladeschein, 
kannossementfthnliche Wirkung des Fracht- 
briefduplikats 186 f. 
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Ktmtokomntrerkehr 49, 262 ff. 

KontroUeatempel der Frachtbriefe 64. 

Holten für Verfügangen über das rollende 
Gat 139, K., die beim Rücktritte des Ab- 
senders SU ersetzen sind für Vorbereitnng 
des Transports und Wiederauslagen 146 f., 
sn ersetzende K. 219. 

Kottbarkeiten 29, 83 (355). 

Knümgeld 104. 

Kreditiomngapfllolit 49. 

Krieg 200. 

Kanstgegenstände 29. 

Kupferaalse (Kupferfarben) 368, XXVI. 

lAdegewieht 79. 

Ladefekein 70, 125. 

Lagergeld 104, 156, 161, 164. 

Lagerung (Lagerhaus) der Güter bei Ab- 
lief erungshindernissen 163 f. 

Jiatrinenitoff 875, LIU 

Leeeage 193, 206 f. 

Leiohen 29, 85 (356). 

Leioktentcundbare Gegenstände 370, XXXIV. 

Leimleder 369, XXXU. 

Lenoktgai, verdichtetes 374, XLV. 

Leute der Bahn, Haftpflicht für L. 177 ff., 
Begriff 179. 

Liohtenetein 16,s. Oesterreich-Ungarn. 

LieferMit (GesamUieferfrist) 60 (123), n6ff.t 
Mazimal-ii. 116, Expeditione- und Trans- 
portfrist 117, Zuschlagsf^isten 119, Be- 
rechnung 120, Ruhen des Laufes der L. 121, 
Versäumung der L. 235 ff-, Ansprüche 
wegen L. 251, deren Vegäürung 257, Rück- 
griff wegen L. 268 ff. 

Litte der Vertragsbahnen 21 ff„ 809 f. 

Lnxembnrg 16, Frachtreeht 4, 7, vom int. 
Transporte ausgeschlossene Gegenstände 
312, 315, 819, 821, Vereinbarung erleich- 
ternder Vorschriften mit Deutschland 362, 
mit Frankreich, Belgien und den Mieder- 
landen 862. 

Hanipnlationfgebühren 104. 

MarmorpUtten 313. 

Xarktpreii 207. 

Keenali 319. 

Meaaen (Zaschlagsfrist) 119. 

Ketallpräparate, giftige 368, XXVL 

Kindening des Gutes 189, s. Verluat 

Minderwert 220. 

Mineralrönre, flüssige 365, XV. 

Möbelwagen 318. 

Kflnaen, geldwerte 83 (855), 320. 

Munition 820. 

Naeknakme, -provision 104, Ul ff., (Bar- 
▼orschuB, N. nach Eingang), 155, 170. 

Jaehiahlung s. Beriohtigungsan- 
sprttche. 

Vatronooakf 863, VIL 

Hatflrliehe Beeekaffenkeit des Gutes 192. 

Hebengebflkren 104, 155, 170. 

Viederlande 16, Fraehtreoht 4, 7, vom int 
Transporte ausgeschlossene Gegenstände 
312, 315, 319, 321, Vereinbarung erleich- 



ternder Vorschriften mit Deutschland, 
Oesterreich-Ungarn und Schweiz 362 ff., 
mit Prankreich, Belgien und Luxemburg 
362. 

Hitroglycerin 319. 

Kummer der Frachtstücke 60. 

iMe, ätherische und fette 365, XIX, übel- 
riechende 368, XXIIL 

Oelsati 365, XVI. 

Oesterreioh-TJngam 16 (zugleich für Liechten- 
stein dem i.U. beigetreten 14), Fracht- 
recht 2, neues Betriebsreglement (V.O. ci- 
tiert) 7 f., vom Internat. Transporte aus- 
geschlossene Gegenstände 312, 315 f., 
32t, Vereinbarung erleichternder Vorschrif- 
ten mit Deutschland 362, mit Deutschland, 
den Niederlanden und Schweiz 362 ff. 

Offen gebaute Wagen 208 ff. (Haftaus- 
schliefiung). 

Orkan 200. 

Pakete 811 ff. 

Papier, mit Fett oder Oel getränkt 375, 

LI. 
Pastivlegitimation 277 ft. 
Patronen 371, XXXVl. 
PatronenkflUen 362, II. 
Perlen 38 (355). 
Petarden 362, I. 

Petroleum (P.naphtha) 365, XX; 366, XXI. 
Petroleum&tker 367, XXIi. 
Pfimdreekt der Bahn 166 ff» 107, 116. 
Pfändung der Forderungen und des rollenden 

Materials der Bahn 50, 293 ff*- 
Pflanien 318, 318, 821 f. 
Phosphor 868, VI. 
Phofphortriehl9rid (Phosphoroxjchlorid) 374, 

XLVIL 
Pkoipkorpentaeklorid (Phosphorsuperchlorid) 

375, XLVUI. 
Pikrin 319, -säure 865, XIV. 
Platigeld 104. 
PoliieiTorfekriften 61, 68, 74 (Prüfung), 75, 

85 ff., 88*, 91. 
Poatiwangpfliektige Güter 25 f., Verzeichnis 

derselben 811 ff. 
ProaeÜBkoaten 290, Verbot der Sicherstellung 

292 f. 
Proseririokter, Gesetz des 284. 
Prüfung des Inhalts durch Bahn 72 f. 
PutiwoUe, gebrauchte 369, XXXI. 

€|ueekaUberpräparate 868, XXVI. 

Rabatttarif 100. 

Rangiergebfikr 104. 

Kaub 200. 

Beben (Bebholz, Bebblätter, -Stöcke) 318 f., 

821. 
BeblMSattefte 85. 
Befkktien 100. 
Beihenfolge der Annahme und Beförderung 

der Güter 46. 
BekUmatton 251, 259, 277. 
BeparfttnniiMlagen 104. 



-^ 396 — 



Bavgtld lOi, 140. 

Seyen über VerpAokaQgsmKiig«! 81 ff. (381). 

BeTolatton 200. 

SoUendM Gut s. YerfQguiigsreeht 
188. 

BoUendei Material s. Arrest. 

BoUfohmiiteniehniar 157. 

BoUgelder für Ad- and Abfahr sam Bahn- 
hof 104. 

Bott 206. 

BoatADYOrtelirift e. Transportweg. 

Bftekgriffarecht 864 ff. 

Btlekgrifiiyerfahreii 870 ff. 

Bftcktnuuport 168. 

Bftektrittireoht des Absenders 145. 

Bamänieii 8, 57. 

Buffland 16, Frachtrecht 3, 7, vom internat. 
Transporte aosgeschlossene Gegenstände 
818, 816 f., 880, 881. 

Saech«rin 819. 

Balmiakgeiit 868, XXUI. 

Salpetert&ore 865, XVII. 

Baaerttoif, Terdiehteter 873, XLIV. 

Behaehtilminenmgwi 818. 

Behaden 808, 806, 880, 885, 846. 

Bchadonertatipflieht der Bahn wegen Ver- 
letsuDg des Art. 5 (Transportpflioht) 47, 
(des Absenders wegen anrichtiger Inhalts- 
angabe 75), wegen Befkatien 101, wegen 
Znlassang der Machnahmebelastang leieht- 
verderblicher etc. Güter 118 f., wegen Aus- 
lieferung des Gutes ohne Einsiehnng der 
Nachnahme 115, wegen Aasführnng der 
Verfügung des Absenders ohne Vorselgung 
des Frachtbriefduplikats 188, wegen Nicht» 
einholung der Verfügang des Absenders 
bei Transportrerhinderangen 144 f., der 
Empfangsbahn 166, wegen Verlust, 
Minderung und Beschädigung 
des Gutes 177 ff-i Hafkausschlieäungs- 
grfinde 190 ff., normale 8. 816 ff., wegen 
Beschädigung 880 ff., bei Bpeaialtarifen 
886 ff., bei Deklaration des Interesses an 
der Lieferung 288 ff., wegen Versäamung 
der Lieferfrist 888 ff., bei Arglist und grober 
Fahrlässigkeit 844 ff., gegenüber anderen 
Transportbahnen s. Bückgriffsrecht 
864 ff., Entschädigungsyer fahren 
870 f. 

Bohellaekprfcparata, bengalische 878, XLII. 

BehieCibaumwoUe 378, XXXIX, XL. 

BehneMtorm 200. 

Bohwefel 869, XXXIU. 

Bohwefel&ther 864, Villa, IX. 

Bohwefelkokloiutoff 864, X. 

Bohwefelnatrinm 363, VIL 

Bchwefels&iire 365, XVIII. 

Behweineflelfoh 319. 

Behweii 16, Frachtrecht 3, 7, Entwurf des 
I.U. 6, vom internat Transporte ausge- 
schlossene Gegenstände 318 f., 316, 821, 
Vereinbarung erleichternder Vorschriften 
mit Deutschland 362, mit Deutschland, 
Oesterreich-Ungam nnd don Niederlanden 
868 ff. 



Bohwindtn des Gutes 198. 

Bohwungräder 318. 

Beide 869, XXX, XXXI. 

Seilerwaren 369, XXXI. 

Belbstabholong 158. 

Belbstentaftndbare Oege&it&nde s, Explo- 
sivstoffe. 

Bieeativo 875. L. 

Bicherheitavortehriften, AufierachUassung der 
801. 

BioherheiUiünder 368, IV. 

Bignlernng der Güter 84. 

Bilberbarren 38 (355). 

Bolldarhaft der eine Transportgemeinschaft 
bildenden Bahnen 49. 

Bonntag, Berechnung der Lieferfristen 188, 
der Entladefristen 161. 

Bpeaen s. Barauslagen. 

Bpeiialtarif tti ff.t Angabe im Frachtbrief 61 , 
Ermäfiigung des Schadensbetrags bei 8. 888 f. 

Bpiogal 313. 

Bpiritoflaeke 875, L. 

BpitMn, bes. wertroUe 34. 

Bprengitöffs 819. 

Bprit (Spiritus) 365, XIX. 

BtaUdftnger 875, Ul. 

Btammheft (souohe) 69. 

Btatistiiehe Vorschriften 85. 

Bteinsals 819. 

Btempal s. Datumstempel. 

Bteneramtiiehe Behandlung 91, s. Zollamt- 
liche, Zo 1 1 To rsch r i f ten. 

Btiokereien, bes. wertvolle 34. 

Strafe 75, 801. 

Btreiohhölser (-lünder) 868, III. 

Btreitrerkfkadigniig 871. 

BtAokgfttar, Angabe der Zahl, Verpackung, 
Zeichen und Nummer im Frachtbrief 60, 
Beseiehnung der Bestimmungsstation 84. 

Btüoksahl, Ermittelung nnd Kontrolle durch 
Bahn 56, 74. 

Baceambenigeldsr 890. 

Tabak 819. 

Tarife 38, Sonderrereinbarnngen von Ver- 
tragsstaaten durch gemeinschaftliche Tarife 
36, Tarifrecht (Hauptgrundsätse) 94 f., 
Recbtsbeständigkeit and gehdrige Ver- 
öffentlichung der T. 95 ff., Grundlage der 
Fraehtberechnnng 97, Tarifermäflignng 98 
(Verbot der Frachtermäfiigung für Einselne 
98), Irrtümer bei Anwendung der T. 108 f., 
gewöhnliche T. 885 f. (Ausnahme-T. s. 

SpesialUrif)- 
Tazinfohlag 78. 
TeUfhmkatar 106. 
Terpentindl 868, XXIU. 
Tiere, lebende 818, 315 f., 817 f., 820, nicht 

vom Internat. Transport ausgeschlossene 

30, 161, 206 f. 
Tragfähigkeit des Wagens 78 f. 
Transityerkehr dnroli eintn Viehtrertrags- 

■taat 19. 
Transportfrlit s. Lieferfrist. 
TrmipqrtgwnBfitiohBft , obligatorische 48, 

860 f. 
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Traniportmittel, regelmäßige 43. 
Traniportpapiere, übertragbare 128. 
Trantportpflicht (Transport! wang) 40 ff. 
Transportimaiiigkeit gewisser Gfiter wegen 

ibrer bescbaffeiibeit oder wegen technischer 

Einrichtungen 25, 27 f. 
TraBfportYerbote 26 f. 
TramportTerhindemog 143 ff- 
Traaiportverkehr, regelmättiger (Störung des) 

13» f. 
Traniportweg 62, 98, 136, 144 f., 146. 
Tranben 818 f., 321. 
Trueka 817. 

Uibareinkommen s. Internationales. 

Uebarlastimg 76 f. 

Uebanohwemmimg 200. 

Ungam s. Oesterreich. 

Unteilbare Oegenitftnde 318. 

UrsprtngtseiigiiiMe 61, 85. 

Urtaila, aiuläudi»cbe 286 ff. 

Verdarb, innerer, des Gutes 192, 206. 

Verderbliehe Ottter, Voransbesahlung der 
Fracht 107. 

Veram dentioher SiaanbalmYerwaltimgen, 
Hetr.-Regl. 4, 8. 

Yerfügiingsberaohtigter 91, 190, 191, s. A b - 
Sender, Empfänger. 
/ Yerffignngireokt über das Gut während des 
Transports 123 ff.» Bedingungen für die 
Ausübung 131 ff., Erlöschung des V. 140, 
y. bei Transportverhinderung 144 f. 

Yexjälinuig der Entschädigungsansprüche 
gegen die Bahn 255 ff-« Unterbrechung 
derselben 2.59. 

Verkauf der nicht ablieferbaren Güter durch 
die Bahn 164 f. 

Verkehr, gebrochener, s. Gebrochener. 

Verlait des Gutes, Feststellung 173 ff., Haft- 
pflicht wegen Verluste, Minderung und Be- 
schädigung des Gutes 177 ff., Begriff, Prä- 
sumtion des V. 186 f., Wiederautflnden 
des Gutes 187 f. 

Verpaeknng, Art 60, 70 ff- 

Verpaeknngtmftiigal, anerkannte 81 ff., 205, 
äußerlich nicht erkennbare 83 f. 

Veriaadbahn, Angabe im Frachtbrief 58, als 
Beklagte 280. 

VereandataÜoii, Angabe im Frachtbrief 58, 
Abstempelung (s. Datumstempel) 53, Eück- 



gabe des Gutes auf der V. 129, Verfügung 
über das rollende Gut darch V. 185, 153, 
Wert an V. 218. 

Vereohlogsene Oegentt&nde 312 f. 

Vertohnlden des Klageberechtigten 190, der 
Bahn 267. 

Veritreunng 206 f. 

Vertragebahneii 20 ff. 

Verwahrung, vorlänflge, der Güter 44, 201. 

VoUitreekbarkeit s. Urteile. 

Waffen 317, 319 f. 
Wagendeokenmiete 104. 
Wagenladung 55, 68. 
Wagenstandigelder 104, 156, 161. 
Wahlrecht besüglicb der Klageerhebung 281. 
Waaserstoff, verdichteter 374, XLV. 
WaaeeratofliiQperoxyd 375, XLIX. 
Weintrauben (WeinstSeke, -plUhle, Setzlinge 

etc.) 318, 321. 
Wort, gemeiner 216 f. 
Wertpapiere 83. 

Widerklage 158, 255, 260, 277, 282. 
WiaderauÜAnden des Gutes 187, 8. Verlust 
Wiagageld 104. 
WUd 317 f., 319. 
Wildaeheine 85. 
Wolle (Kunst-, Baum-) 369, XXXI. 

Zahlung der Prachtforderung etc. 154 f., als 

Grund der Erlöschung der Ansprüche gegen 

die Bahn 248 ff. 
ZahlnngeonfUiigkeit der Bahn 268. 
Z&hlgeld 1U4. 

Zeichen der Frachtstücke 60. 
Zeitungen 311 ff., 317. 
Zink-(Antimon-)Aiehe, Z.staub 368, XXVI. 
Zinsen der Entechädignngssumme 246. 
ZoUabfertigvngeitatien 62 (Zollstation, Grenz- 

bahnhof 20). 
Zoll- oder iteneramtliche Behandlung, Papiere 

für diese 61, Gebühr 91, 104, ZoUgelder 

155, 170, 219, Z.niederlagen 158 f. 
Zolldeklaration 61, 92. 
Zollvorsehriften 68, Erfüllung der Z. 85 ff. 
ZnfkU 143. 
Zandhfttchen (-spiegel, Zündungen) 363, 11, 

Kogel- und Schrot-Z. 871, XXX VII. 
Zuoammenladnng bestimmter Güter uniu- 

läsaig 68. 
Znachlagifristen (Lieferfrist) 119 f. 
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Bertchtigangen. 

S. 2 Zeile 10 yon obeo ist sn streichen „ihrer Jansen Bedeutung nach". 
S. 87 Anm. 7 ist als Ann. 1 a anf S. 88 an den Schluß von I au setzen. 
S. 118 Zeile 18 von ohen lies ,,Nachnahmebelastnng" statt »fAnnahmebelastung'*. 
S. 248 Anm. 1 erKänse noch: „Art 12 A. 4'«. 

S. 250, II (Abs. 2) Zelle 20 von oben füge ein : „nicht** — es mu8 heißen : „tritt 
nicht von selbst ein**. 
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